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Vorwort. 


Es koͤnnte uͤberfluͤſſig erſcheinen, bei dem Vorhandenſeyn 
zweier Schriften von Maͤnnern, welche aus mehrfachen Gruͤn— 
den vorzugsweiſe befaͤhigt, die neuen Criminalgeſetze mit An— 
merkungen zu verſehen, annoch eine dritte uͤber denſelben Ges 
genſtand drucken zu laſſen; allein ſchon ein bloßer Hinblick 
auf dieſe Schriften wird darthuen, daß die vorliegende von 
jenen nicht unweſentlich verſchieden, und zwar von der Schrift 
des Herrn Ordinarius der Juriſtenfacultaͤt, Domherrn Dr. 
Guͤnther, durch groͤßere Ausfuͤhrlichkeit, von der des Herrn 
Geh. Juſtizrathes Dr. Groff aber, daß dieſe nicht nur die 
Anmerkungen an verfchiedenen Orten zerftreut darbietet, fon- 
dern auch manche, zur Auslegung nicht unwichtige Bemer- 
fung unberührt läßt, wogegen in vorliegender Schrift aus _ 
den ftändifchen Verhandlungen Alles aufgenommen und bei 
den betreffenden Artikeln erwähnt worden ift, was auf die 
Auslegung der Gefege nur einigermaßen Einfluß äußern Bann. 
Die gegenwärtige Schrift enthält (in der nachftehend 

. angegebenen Drdnung) das Criminalgeſetzbuch nebft den 
fämmtlichen mit und feit der Erlaffung des legteren erfchiene« 
‚nen, mit felbigem in enger Verbindung ftehenden Gefegen und 
Verordnungen; die Gefeßentwürfe dazu, in wie weit fie von 
den publicirten Gefegen abweichen; die den Gefegentwürfen 
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beigegebenen Motiven; die Deputationsberichte beider Kam- 
mern, mit Ausnahme derjenigen Bemerkungen, welche un: 
zweifelhaft zur Auslegung Etwas nicht beitragen; jede nur 
einigermaßen praftifhe, zum Werftändniffe des Geſetzes die— 
nende Bemerkung, welche bei der ftändifchen Berathung ges 
macht worden, und endlidy, außer den Zufägen des Verfaffers, 
mehrere aus Erfenntniffen des Oberappellationsgerichts und 
der Appellationsgerichte, fo wie aus einigen beachtungswer— 
then Schriften [zu denen befonders die gehaltreiche Schrift des 
Herrn Appellationsrath5 Dr. Krug, Studien zur Vorberei- 
tung einer gründlichen Auslegung und richtigen Anwendung 


. des Criminalgeſetzbuchs für das Königreich Sachſen, — ge: 
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hört] entlehnte Anmerkungen. 


Wenn einzelne, in den Deputationsberichten mitenthal- 
tene Cäße hie und da bei fpäteren Anmerkungen deffelben 
Artikels nochmald berührt werden, fo glaubt der Berfaffer 
diefe Wiederholung damit entfchuldigen zu koͤnnen, daß es 
ihm angemeſſen erſchien, die Deputationsberichte, ſo weit 
noͤthig, in ihrem Zuſammenhange mitzutheilen, weil haͤufig 
nur auf dieſe Weiſe die Anſicht der Deputation ſich klar er— 
kennen laͤßt. 


Nicht minder dürfte, wenn ruͤckſichtlich der Landtags— 
verhandlungen groͤßtentheils auf die Landtagsmittheilun— 
gen, nicht auf die Protokolle in den Landtags adten ver- 
wiefen worden ift, dies Dadurch ausreichend gerechtfertigt er= 
fcheinen, daß aus der erfien Anmerkung jeden Artikel fofort 
die Stelle der Landtagsacten fich ergiebt, die Protokolle in 
der Kegel nur den vom Secretair aufgefaßten Sinn in kur— 
zer Darftelung, die Mittheilungen aber die Worte ausführ- 
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lich, auch letztere manche nicht unwichtige, in erſteren ganz 
uͤbergangene Bemerkungen enthalten. 

Dagegen iſt zu bemerken, daß Fein einziges Citat ledig: 
li) auf eine von einem einzelnen Kammermitgliede gethane 
individuelle Anficht hinweift, vielmehr überall die ausdrüd- 
lich oder fillfchweigend erfolgte Zuftimmung oder Mißbilli- 
gung der Staatöregierung und der Stände, mwenigftens der 
Mehrzahl der legteren, vorliegt. Daß Aeußerungen einzel: 
ner Ständemitglieder nur mit großer Vorſicht bei Beurthei- 
lung des Sinnes eined Gefeges zu benußen, leuchtet von 
felbft ein. 

Wohl aber bedarf die Behauptung, daß der Richter bei 
Auslegung einer angeblich dunkeln Stelle des Geſetzes nur 
ſeinem beſten Wiſſen und Gewiſſen zu folgen habe, und auf 
die etwa aus den Landtagsverhandlungen hervorgehende ent— 
gegengeſetzte Anſicht einige Ruͤckſicht nicht zu nehmen brauche, 
kaum der Widerlegung, da, abgeſehen von vielen andern 

Gründen, nicht nur auf dem Landtage vom Jahre 1836 fg. 
die Deputation der I. Kammer ausprüdlic erklärte, wie fie 
im Gefegentwurfe bei fehr vielen Punkten mit der Erklärung 
der Regierungscommiffarien ſich begnügt und geglaubt habe, 
es werde diefe Erklärung fünftig, wenn fie im Deputations- 
berichte und fomit in den Landtagsacten niedergelegt wäre, 
für den Richter immer eine Quelle der authentifchen Inter— 
pretation feyn (Mitt). v. 3. 1836 fg. S. 435), fondern 
auch auf dem Landtage vom Jahre 1839 fg. die Staatsre- 
gierung fi dahin ausſprach, daß bei Auslegung und Erflä- 
tung der in conftitutionellen Staaten gegebenen Gefege auf 
die deshalb ftattgefundenen ftandifchen Verhandlungen Ruͤck— 
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fiht zu nehmen, und in zweifelhatten Fällen darauf zu recur= 
riren fy. (Mitth. v. 3. 1839 fg. II. ©. 724 fg.) Dem 
fteht auch keineswegs entgegen, daß die I. Kammer einen von 
ihr geftellten allgemeinen Antrag des Inhalts: „Die hohe 
Staatöregierung zu erfuchen, fie wolle zu Verhütung ſchwan— 
fender Auslegung des Griminalgefegbuchs alle diejenigen of: 
ficiellen Erläuterungen und Zuficherungen, welche von Sei: 
‘ten der Königlichen Gommiffarien in Folge erhobener Zweifel 
bei den betreffenden Deputations- und Kammerverhandlungen 
ertheilt, aber in die Faſſung der bezüglichen Artikel nicht auf: 
genommen worden find, bei endlicher Redaction des Gefeß- 
buchs berücdfichtigen, oder fonft, da nöthig, auf geeignete 
Weiſe deren öffentliche Bekanntmachung veranftalten,” — 
weil ihn die II. Kammer, indem er die Freiheit der Kammer 
oder die der doctrinellen Auslegung gefährden Fönne, abge: 
lehnt hatte, wieder aufgab, Denn e& ift, wie hierbei fehr 
richtig bemerkt wurde, allerdings nicht zu verfennen, daß ein 
folcher officieller Gommentar manches Bedenkliche hat, 
und in die Gefeßgebung und in die doctrinelle Auslegung über- 
greift. (Mitth. v. 3.1836 fg. ©. 5674.) 


Sm Zuli 1840. 
Der Verfaſſer. 
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Criminalgesetzbuch 


für das 
Königreich Sachien. 


Landtags: Acten vom Sahre 1836 fg.: Minifterialprotokoll, 
ben Zufammentritt der ftändifchen außerordentlichen Deputationen für 
das neue Criminalgefegbuch betreffend. I. Abth. 1. Bd. ©. 1 fg. — 
Entwurf des Criminalgeſetzbuchs, Ebendaf. ©. 3 fg. — Motiven 
dazu, Ebendaf. ©. 83 fg. — Decret an die Stände v. 14. Nov. 
1836, den Entwurf betr., Ebendaf. ©. 364 fi. — Decret v. 
17. Nov. 1837., Ebendaf. 3. Bd. ©. 125 fü. — Hauptbericht 
der auferordentlichen Deputation der I. Kammer, Beil. z. Il. Abthl. 
1. Samml. S. 1 fg. — Anderweite Berichte, Ebendaf. 2. Samml. 
©. 15 fg., 3. Samml. ©. 249 fg. — Hauptbericht der außer: 
ordentlichen Deputation der I. Kammer, Beil. z. III. Abtht. 1. Samml. 
©. 25 fg. — Naͤchtraͤglicher Bericht zum allgem, Theile, Eben: 
daf. 2. Sammt. ©. 153. fg. — Anderweiter Bericht zum zwei: 
ten Theile, Ebendaf. S. 659 fg. — Fernerer Bericht über den 
allgem. Theil, Ebendaf. 3. Samml. ©; 487 fj. — Anderweiter 
Bericht zum zweiten Theile, Ebendaf. ©. 641 fo. — Ständifhe 
Schrift, I. Abthl. 3. Bd. * 527 fg. — Beilage dazu, Ebendaſ. 
S. 528 fg. 


Erſter Theil. 
Allgemeine Vorſchriften uͤber Verbrechen und deren Be— 
ſtrafung. 


Erſtes Kapitel. 
Vorſchriften uͤber die Anwendung des Geſetzbuchs. 


Art. % 


Das gegenwaͤrtige Geſetzbuch findet Anwendung auf 


ſolche Handlungen oder Unterlaſſungen, welche in den Be— 
1 


2 


flimmungen deffelben den Worten oder dem Sinne nad) mit 
Strafe bedroht find. 

1) Zand.= Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 528. II. Abthl. 1. Bd. 
S.8Afg. — Mitth. S.257 fg. — Land.Act. III. Abthl. 
1. Bd. ©. 593 fg. — Mitth. ©. 1785 fg. 

2) Entwurf. Art, 1.: Das gegenwärtige Gefesbuch findet 
Anwendung auf folhe Handlungen oder Unterlaffungen, 
welche in den Beflimmungen deffelben entweder ausdrüdlich, 
oder nach deren unverfennbarem Geift und Sinn mit Strafe 
bedroht find. ‘ 

3) Diefer Artikel hat in beiden Kammern zu fehr ausführ- 
lichen Verhandlungen VBeranlaffung gegeben. Die De: 
putation der I. Kammer bemerkte deßfalls folgendes in 
ihrem Berichte (Land. Act. Beil. 3. IL. Abthl. 1. Samml. 
©. 36 fg.): 

„Die Beforgniß, daß, wenn die Anwendbarkeit des Ge- 
ſetzbuchs auf die in demfelben erwähnten Fälle fireng be- 
fchränft würde, manche ftrafbare Handlung ftraflos bleiben 
möchte, hat die Regierung vermocht, den Richter nicht nur 
außer der grammatifalifchen Auslegung, ausdrüdlich auf 
die logifche Auslegung (auf Erforihung des Sinnes des 
Geſetzgebers) in diefem Bezug zu verweilen, fondern ihm 
auch noch nachzulaſſen, für Fälle, deren der Geſetzgeber 
gar nicht gedacht hat, nach dem unverfennbaren Geiſte 
des Geſetzbuchs, alfo nach ber Analogie anderer Fälle, ein 
Strafurtheil auszusprechen.’ ‚ 

Der Deputation fcheint jedoch die Einraͤumung diefes 
legteren Befugniffes theils im Princip bedenklich, theils 
praftifch nicht nothwendig, denn 

a) widerfpricht derfelben der criminaliftifche Grundfak: 
nulla poena sine lege, auf welchem die ganze Idee 
der Strafandrohung beruht. 

b) Die Geftattung einer Rechtsanalogie ift im Griminal- 
rechte nicht wie im Givilrechte erforderlich, denn hier 
muß der Fall nothwendig entjchieven werden, es mag 
ein Gefeß vorliegen oder nicht; dort handelt «3 fich 
höchftens darıım, ob ein Schuldiger in einem einzelnen 
Balle firaflos bleiben fol. 


— — — 
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c) Wenn man bei dem früheren mangelhaften Zuftande der 
Griminalgefeßgebung (wie folches z. B. in der Carolina - 
Art. 105. gefchehen ift) die Geſtattung einer Rechts: 
analogie für nothwendig gehalten hatte, fo dürfte fich 
die Sache Doch jebt ganz anders verhalten. Der Ent: 
wurf hat nämlich die Begriffe der Verbrechen fo allge- 
‚mein und umfaffend geftellt, daß ein Fall, der fich 
unter feine der gegebenen Definitionen fubfumiren laffen 
würde, wohl nur zu den allerfeltenften Ausnahmen ges 

hören dürfte. Wollte man endlich aud) 

d) geftatten, daß für einen, nach dem Geifte des Geſetzes 

firafbaren, jedoch mit Strafe nicht bedrohten Fall, der 

Richter durch Analogie die Lüde ausfülle, fo würde 

dadurch dem gewiß weit häufigeren Sale nicht abge- 
holfen werden, wo das Verbrechen fich zwar unter einen 
der gegebenen Begriffe fubfumiren läßt, die Strafe 
aber, weil man bie fpeciellen, vorliegenden Umftände 
nicht vorausdenfen konnte, ganz gegen den Geift des 
Geſetzbuchs hart oder mild ausfällt. 

Um jedoch beim Wegfall der eigentlichen Rechtsanalogie 
ber logifchen Auslegung des Richters den möglichfi freien 
Spielraum zu laffen, um in den Sinn und die Abficht des 
Gefeßgebers eingehen zu fünnen, fehlägt die Deputation vor, 
ftatt der Worte: „entweder — Sinn“ x. die Worte zu 
feßen: „den Worten oder dem Sinne nad.” 

Auch die Deputation der II. Kammer (Land. Act. Beil. 5. 
IH. Abthl. 1. Samml. ©. 35 fg.) bemerkte, daß, obfchon es 
bedenklich, nach dem Buchftaben des Strafgefeged allein Die 
Entfcheidung zu geftatten und in diefer Maaße zu befchrän- 
ken, dennoch e3 noch bevenklicher fey, wenn Ertenfivaus: 
legung und Recht3analogie zur vollen Anwendbarkeit in der 
im Entwurfe enthaltenen Art und Weife gebracht werde. 
Der Antrag der Deputation ging dahin, daß die Worte: 
„Beift und” — ausgelaffen werden möchten. : Könne 
Rechtsanalogie und Gerichtögebrauch dann nicht vermieden 
werden, wenn es an einer fuftematifchen Gefeßgebung er: 
mangele, fo müffe man bagegen bei einem gegebenen Gefeb- 
buche auf jene Nothhülfen nicht weiter zuruͤckkommen. Nach 
ber Berfaffungsurfunde $. 86. Eönne Fein Gefeß ohne Zu: 
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ftimmung der Stände authentifch interpretirt werben, eine 
folche Interpretation würde man aber in die Hand des Richs 
terd legen, wenn er nach dem Geifte des Geſetzbuchs follte 
Urthel fprechen dürfen, Willführ und Ungemwißheit des Rechts 
wirde die beforgliche Folge feyn, und einer der hauptſaͤch— 
lichften Vortheile des Geſetzbuchs dadurch verloren gehen. 
Diefe Rüdfichten wären ed, warum es auch in andern Ge: 
feßbücher- Entwürfen heiße: „ihrem Wortlaut oder Sinne 
nach“ — oder: „entweder ausdrüdlich oder ihrem unver: 
fennbaren Sinne nad.” 

Bei der Berathung wurde der Grundſatz ausgefprochen, 
daß die Strafandrohung im Gefeße nur eine politifche, 
feineöwegs eine juriftifhe Nothwendigfeit, mithin zur 
Beftrafung nicht fchlechterdings erforderlich ſey. (Mitth. 
S. 258. 2361.) Dagegen erflärte jedoch die Staatöregierung, 
daß in conftitutionelen Staaten allerdings der Grundfag: 
„nulla poena sine lege‘ zur Anwendung fommen muͤſſe 
(Mitth. ©. 263. — Land. Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 85), 
ingleichen, daß der Artikel 2 Säße enthalte: 1) den Grund: 
ſatz, daß an und für fich feine Handlung nach dem Crimi: 
nalgefeßbuche beftraft werben ſolle, die darin nicht mit 
Strafe bedroht fey, und 2) die Beflimmung, wie der Rich: 
ter finden fönne, ob und wie eine vorliegende Handlung im 
Griminalgefeßbuche mit Strafe bedroht fey. Dabei ließen 
fich zwei Fälle denfen, entweder eine bloße wörtliche Aus: 
legung, wobei der todte Buchftabe des Geſetzes entfcheide, 
oder eine logifche. Jene fey unpaflend, dagegen die logifche 
Interpretation nothwendig zuzulaffen. Zu diefer gehöre aber 
eben fo gut die Analogie ald der Schluß ex opposito, ber 
Schluß vom Gleichen aufs Gleiche und der vom Entgegen: 
gefegten. Der Schluß vom Aehnlichen zum Aehnlichen fey 
allerdings ein trügerifcher, befonders fey es die Nechts- 
Analogie, infofern hier der Grund der Beftrafung aus dem 
allgemeinen der Strafgefeßgebung unterliegenden Principe 
entlehnt werden müffe, und diefes viel fchwerer zu erkennen 
ey. Weniger trügerifch fey die Gefeges- Analogie, oder 
wo man aus fpeciellen gefeslichen Beftimmungen eine Ana- 
logie für den gegebenen Fall finde, weil aus dem fpeciellen 
Geſetze der fpeciele Grund der Strafbeftimmung deutlicher 


‘5 


hervorgehe, und in der fpeciellen gejeßlihen Beftimmung 
die verbotene Handlung nad) ihren Merkmalen genauer an- 
gegeben feyn müffe, und daher auch ficherer mit andern 
Handlungen verglichen werden koͤnne. Durch die logifche 
Erflärung folle der Sinn ermittelt werden, den der Gefeß- 
geber ausfprechen wollen, die Abficht, die er bei der Straf: 
beflimmung gehabt habe. Db eine Analogie in dem gege- 
benen Falle den Sinn richtig treffe, und daher zuläffig fey, 
oder ob ein Schluß vom Gegenfage der richtigere fey, dieß 
folle der Richter im einzelnen Falle aus den Beſtimmungen 
ſelbſt und dem Geiſte derfelben bemeffen. Der Artikel weife 
die Richter nicht an, die Analogie überall anzuwenden, 
fondern fchließe fie nur nicht aus, befchränfe fie vielmehr auf 
die Gefeßes- Analogie. Der Richter folle nicht bloß Die 
Aehnlichkeit der Falle vor Augen haben, fondern fey aus: 
brüdlich darauf bingewiefen, auch in den Geift jener Be: 
flimmungen einzugehen, und danach zu bemeffen, ob glei- 
her Grund der Strafbarkeit vorhanden, und ob mithin ber 
Gejeßgeber die fragliche Handlung habe treffen oder aus: 
ſchließen wollen. Es fey nicht die Abficht, daß der Richter 
das Geſetzbuch auf Falle anwende, die der Gefehgeber ſich 
nicht gedacht habe, fondern daß Handlungen nicht ungeftraft 
blieben, die der Gefeßgeber habe beftraft wiſſen wollen, die 
man aber bei einer Undeutlichfeit oder VBielfinnigkeit der 
Worte nach einer bloß grammatifalifhen Auslegung nicht 
darin finden würde. Dabei fey noch zu bemerken, daß es 
nicht bloß zum Nachtheile, fondern auch zum Vortheile der 
Angeklagten gereichen fönne, indem, wenn nad) dem Buch: 
ftaben die Worte im Gefeßbuche eine Handlung verpönen, 
der Richter aber finde, daß dieß unmöglich die Abficht des 
Gefeßgeberd gewefen fey, der Richter nach dem Geifte des 
Geſetzbuchs Feine Strafe ausfprechen folle. (Mitth. ©. 267.) 


Regierung und Stände waren darin. einverflanden, daß 
durch die gewählte Faſſung zwar die Rechts: Analogie, 
nicht aber die Gefeßes = Analogie ausgefchloffen feyn folle. 
(Mitth, ©. 269, 270, und 1785 fg.) 


4) Vergl. über die Auslegung des Criminalgeſetzbuchs Krug 
Studien zur Vorbereitung einer gründlichen Auslegung und 
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richtigen Anwendung des Criminalgeſetzbuchs für das König: 
reih Sachſen. Leipz. 1838. 8.] I. Abthl. ©. i fg. 


Art 2 


Sähfische Unterthanen werden wegen aller im Inlande 
oder Auslande begangener Verbrechen nach den Vorfchriften 
des Geſetzbuchs beftraft. 


Art 8. 

Die Vorfchriften deffelben leiden ebenfalls Anwendung 
auf Ausländer, welche wegen eines im Inlande oder Aus- 
lande begangenen Verbrechens vor inländifchen Gerichten zur 
Unterfuchung und Beftrafung gezogen werden. 


Art. 4 

Es ift jedoch darüber, ob gegen einen Ausländer wegen 
eined im Auslande begangenen Verbrechens mit der Unter: 
fuhung zu verfahren ift, e8 mag diefes Verbrechen allein 
oder in Verbindung mit andern im Inlande verübten Ver: 
brechen zur gerichtlichen Anzeige kommen, infofern daffelbe 
nicht gegen den Saͤchſiſchen Staat, deffen Oberhaupt, oder 
einen Sächfifchen Unterthan verübt worden ift, Bericht an 
das Zuftizminifterium zu erftatten, und deffen Anordnung zu 
erwarten; der Richter hat aber immittelft die nöthigen, Feinen 
Verzug leidenden Verfügungen zu treffen. Gin Gleiches fin- 
bet flatt, wenn ein Inländer im Auslande, oder ein Aus: 
länder im Inlande eines der in den Artikeln 89 bis mit 92, 
fo wie gegen ausländifche Behörden eines der im dritten Ka— 
pitel des fpeciellen Theild diefes Gefegbuchs erwähnten Ber: 
brechen verübt hat. 


x Art, >» 
Gleihfalls ift an das Suffigniinifterium Bericht zu er⸗ 
ftatten, wenn Ausländer, welche nach den Grundfäßen des 
Voͤlkerrechts dureh den zeitlichen Aufenthalt in hiefigen Lan- 
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den der Staatöregierung nicht unterworfen werden, dafelbft 
ein Verbrechen: begehen. 


1) Land. = Act. I. Abthl. 3. Bo. S.127 fg., 529 fg. II. Abthl. 
1. Bd. ©. 87 fg., 2. Bd. ©. 36 fg., 927 fg. — Mitth. 
S. 270 fg., 314 fg., 2623 fg., 6156 fg. — Land.-Xct. 
IH. Abthl. 1. Bd. ©. 594 fg., 3. Bd. ©. 369, 820. — 
Mitth. ©. 1786 fg., 5125 fg., 6364. 

2) Entwurf. Art. 2. Wie oben. 

Entwurf. Art. 3. Nah dem Worte „Unterfuhung 
fehlte dad Wort „Beſtrafung.“ 

Entwurf. Art. 4. Nach den Worten „Anzeige kommen“ 
folgten die Worte: jedesmal Bericht zu dem Juſtizminiſte— 
sium zu erflaften und deffen Anordnung über das zu beob- 
achtende Berfahren zu erwarten; der Richter hat aber im: 
mittelft die nöthigen, Feinen Verzug leidenden Verfügungen 
zu treffen. 

Entwurf, Art.5. Wie oben. 

3) Motiven. (Land. Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 84.) Daß 

_ Ausländer, welche im Inlande Verbrechen begehen, von ben 
Gerichten deffelben nad) den Gefegen des Inlandes, denen 

fie durch ihren zeitlichen Aufenthalt dafelbft unterworfen 
werden, zu verurtheilen und zu beftrafen find, ift ein allge: 
mein anerfannter Rechtsſatz. Zweifelhafter ift die Anficht 
darüber, nach welchen Gefegen die im Auslande begangenen 
Berbrechen zu beurtheilen find, welche vor inländifchen Ge- 
richten zur Unterfuchung gezogen werben, und die biöherige 
Saͤchſiſche Praris hat ſich dafür entjchieden, daß in einem 
folhen Falle das entweder am Orte der That oder am Orte 
der Unterfuchung geltende gelindere Strafgefes in Anwen— 
bung zu bringen fey. In dem vorliegenden Entwurfe ift 
man von diefer Anficht abgegangen, und hat für jebes vor 
inländifchen Gerichten zur Unterfuchung fommende Ber: 
brechen auch die inlandifchen Gefege ald Entſcheidungsnorm 
beftimmt. Noch abgefehen von der Schwierigkeit, in man: 
chen Fällen eine genaue Kenntniß von den ausländifchen 
Gejegen zu erlangen, und von der Verzögerung, welcher 
eine Unterfuchung möglicher Weife durch eine ſolche Ermit- 
telung ausgeſetzt ſeyn würde, ſcheint der Staat mit fich 
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‚felbft in Widerfpruch zu gerathen, wenn er ein von ihm 
einem Berbrecher angedrohtes und fo für gerecht erfanntes 
Strafübel in einem einzelnen Falle in Beziehung auf die 
Gefeßgebung eines fremden Staats für ungeeignet erklären 
wollte. Ueberdem würden häufig die in dem fremden Staate 
angedrohten Strafarten entweder gar nicht zu vollziehen, 
oder die im Inlande üblichen Strafarten mit jenen nicht in 
ein richtiges Verhältniß zu bringen feyn, und eben fo Fönnte 
der Fall eintreten, daß in dem Auslande die verbrechertfche 
Handlung gar nicht mit Strafe bedroht wäre. Hierzu 
fommt, daß nicht nur öfters fchwierig zu beſtimmen ift, an 
welhem Drte eigentlich das Berbrechen begangen worden, 
zumal wenn zu deffen Vollendung ein gewiffer Erfolg ge: 
hört, fondern daß auch eine höchft auffallende Ungleichheit 
dann fich herausftellen Eönnte, wenn Inlaͤnder mit Auslan: 
bern gemeinfchaftlich in Unterfuchung gezogen würden. Auch 
dürfte um fo weniger ein Bedenken gegen die unbedingte 
Anwendung der inländifchen Strafgefese feyn, da fie wohl 
in wenigen Fällen härtere Strafbeftimmungen als bie aus: 
ländifchen Gefeße enthalten werden. 

4) Die vorftehenden Artikel fanden fowohl in den Deputationen 
beider Kammern als auch in den le&tern felbft bedeutende 
Anfehtungen. Die Deputation der I. Kammer fagt in die: 
fer Beziehung in ihrem. Berichte (Land.= Act. Beil. >. 
11. Abthl. 1. Samml. S. 37 fg.): 

„Das bier aufgeftellte Princip weicht zwar in Bezug 
auf die von Ausländern im Auslande begangenen Verbre: 
chen von den meiften fremden Gefeßgebungen ab, welche hier 
nur jene Verbrechen nad) inländifchen Gefesen beurtheilen, 
bei deren Beftrafung das Inland intereffirt iftz in andern 
Fallen dagegen die jedesmalige mildere Beftrafung Plab 
greifen laffen. Die Mehrheit der Deputation erklärt fich 
gleichwohl mit dem Entwurfe einverftanden, theild wegen 
ber in der Motive aufgeführten praftifhen Schwierigkeiten 
bei der Durchführung des entgegengefeßten Grundfaßes, 
theilö weil ihr die Sache in der Ausführung ziemlich zu 
dem nämlichen Refultate zu führen fcheint. Hat nämlich 
der Staat ein Intereffe an der Beftrafung, fo liegt die An: 
wendung feiner Strafgefeße in feiner Hand; im entgegen: 
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geſetzten Falle wird man meiſt, wenn das auslaͤndiſche Ge— 
ſetz milder iſt, die Auslieferung an die auslaͤndiſche Behoͤrde 
eintreten laſſen, oder man kann durch die Begnadigung 
nachhelfen; iſt jedoch das auslaͤndiſche Strafgeſetz ſttenger, 
vielleicht nach diesſeitigen Anſichten außer Verhaͤltniß ſtreng, 
ſo iſt es leichter, die Auslieferung zu verweigern, wenn der 
Grundſatz feſtſteht, daß man nach inlaͤndiſchen Geſetzen 
dergleichen Verbrechen beſtraft.“ 


[Hiergegen war in einem Separatvotum (Vergl. Land.: 
Act. Beil. z. I. Abth. 1. Samml. ©. 166 fg.) unter meh: 
teren anderen Gründen insbefondere angeführt worden, daß 
die Gefege eines einzelnen Staates nie über deſſen Gebiet 
hinaus fich erftreden, fich vielmehr nur auf das Staatögebiet 
befchränfen fünnten, für welches fie gegeben find. Eben fo 
wenig Fönnten die für fein Gebiet gegebenen und auf dafjelbe 
beſchraͤnkten Gefeße Durch Handlungen verlegt werden, welche 
außerhalb defjelben vorfallen. Wo die Gefege Feine Gültig: 
feit hatten, koͤnnten fie nicht übertreten werben. ] 

Sm Uebrigen bemerkte die Deputation annoch, daß der 
Beſtimmung des 4. Artikeld eine etwas weitere Ausdehnung 
zu geben, und diefelbe auf alle unter jedem Verhältniffe ge: 
gen das Ausland begangene politifhe Vergehen an: 
zuwenden fey. Die bei politifchen Verbrechen gegen das Aus: 
land eintretenden mannigfachen politifhen und rechtlichen 
Berhältniffe vermoͤge nur die Staatdregierung richtig zu 
beurtheilen. Der Staat fey nicht verbunden, alle im Aus: 
lande beftehenden factifchen Verhältniffe als rechtlich beftehend 
in jedem Bezug anzuerkennen, und durch Strafvollftredun: 
gen zu ſchuͤtzen. Insbeſondere dürfte die Einleitung einer 
Unterfuhung in dem Art. 88 — 97. des Entwurf3 gedachten 
Falle den fremden Regierungen, felbft wenn fie ohne ihr Vor— 
wiffen erfolgte, öfterd unangenehm feyn. 

Sn dem Berichte der Deputation der II. Kammer (Kand.⸗ 
Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 36 fg.) heißt es: 

„Der Beſtimmung, daß Ausländer wegen im Auslande 
begangener Berbrechen von inländifchen Gerichten zur Un: 
terfuchung gezogen werden follen, vermochte die Deputation 
nicht ohne alle Einſchraͤnkung beizupflichten. Nach dem Ge: 
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jeß, die höheren Juſtizbehoͤrden und den Inſtanzenzug be: 
treffend, $. 10. 4., ift unterfchieden worden: zwifchen Ver: 
brechen, welche Ausländer im Auslande gegen den König 
von Sachſen, den Saͤchſiſchen Staat, oder einen Sächfifchen 
Untertban begangen, und folchen Verbrechen, welche fonft 
Ausländer im Auslande verübt haben. Nur für die legteren 
iſt dem Juſtizminiſterio die Entfcheidung vorbehalten worden, 
ob Unterfuchungen wider fie angeftellt werden follen. Die 
Deputation ift der Meinung, daß nur die erfte Klaffe von 
Derbrechen vor Saͤchſiſchen Gerichtshöfen zur Unterfuchung 
zu ziehen und nach dem Griminalgefegbuche zu enticheiden, 
dahingegen in dem zweiten Sale eine Unterfuhung und Be: 
ftrafung in hiefigen Landen für unzuläfjig zu achten. So 
lange nicht alle Staaten Europens zu einem gemeinjamen 
Staatenbunde fich vereiniget haben, läßt ſich auch nicht be: 
haupten, daß ein Ausländer durch dasjenige, was er im 
Auslande verbrocdhen, am Inlande zu einem Verbrecher ge: 
worden, und die inländifche Behörde berechtigt fey, ihn 
dafür zu richten und zu flrafen, und eine Ausnahme von 
Diefer Regel für den Kal, daß der Ausländer im Auslande 
gegen das Staatdoberhaupt, den Staat oder Bürger des 
Staat3 von Sachſen Verbrechen verfchuldet, läßt dadurch 
allein fich rechtfertigen, daß dann eine Nechtöverlekung des 
Staats, deffen Oberhaupts oder der Bürger im Staate vor: 
handen ift, während der Ausländer im Auslande dur Hand: 
lungen gegen die dortige oder andere als Saͤchſiſche Regie: 
rungen und Unterthanen gegen den Sädhfifchen Staat, def: 
fen König und Bürger eine Rechtsverletzung nie verfchuldet, 
Saͤchſiſche Behörden alfo auch für ſolche Fälle nie competent 
feyn koͤnnen. Nur dann, wenn eine Gonnerität der Sache 
ftattfinden follte, würde eine Ausnahme zuläffig ſeyn.“ 

Die Deputation ſchlug daher eine veränderte Faſſung des 
3. und 4. Artikels vor. 

5) In Anfehung der von der Deputation der II. Kammer ge: 
machten Bemerkung, daß die Anordnung des Juſtizminiſterii 
nicht das zu beobadhtende Verfahren, das immer nur das- 
jenige feyn darf, welches das gefeßliche iſt, fondern lediglich 
die Frage zu ihrem Gegenftande haben könne, ob überhaupt 
eine Unterfuchung ftattfinden folle oder nicht, erklärte die 
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Staatöregierung ſich einverftanden damit. (Mitth. S:.1791. 
Bergk: a. Landı=Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 531. unter B.) 
6) Die Staatsregierung: erklärte auf vorgängige Anfrage, da 
durch Annahme des A, Artikeld die einfchlagende Stelle des 
Geſetzes über den Inftanzerrzug vom 28. Ian. 1835. $. 10. 
nicht alterirt werde. (Land. Act. TIL Abthl. 1. Bd. S. 602. 

Bergl. a. I Abthl. 3. Bd. ©. 530 fo.) 

7) Die Kammern enthielten fich eined Antrags in Betreff der 
Ausweifung ausländifcher Verbrecher, weil von Seiten ber 
Staatsregierung die Zuficherung ertheilt worden war, daß 
diefe Maaßregel nicht ausgefchloffen ſeyn folle. (Land. Xet. 
Beil. z. II. Abthl. 2. Samml. ©. 17.) 

8) Die Frage, welche Ausländer zu den Perfonen gehören, die 
nach den Grundfäßen des Wölkerrechts durch den zeitlichen 
Aufenthalt in Sachfen der Staatsregierung hicht unterworfen 
find, ift bei den Kammerverhandlungen weder von ber Staats: 
regierung noch von den Ständen berührt worden, und ift 
daher vom Richter nach den bisherigen, allerdings etwas 
ſchwankenden Grundfägen zu beurtheilen. Sm Zweifelöfalle 
hat derfelbe (wie auch Günther Criminalgeſetze f. d. 8. ©. 
zu Art 5. richtig bemerkt) Bericht zu erflatten. 

Zu dert Perfonen, welchen Erterritorialität zugefthrieben 
wird, rechnet man gewöhnlich: 1) Fürftlithe Perfonenz (ob 
alle, oder nur die Glieder fouverainer Häufer?) 2) Wirkliche 
Gefandte; (ob auch die ihnen untergebenen Perfonen aller 
Art?) 3) Fremde Soldaten und folche Perfonen, bie den 
Staat ald Feinde oder im Zuge einer Heereö-Abtheilung be= 
treten. (Rebtere Fönnen jedoch gefangen genommen und ber 
Strafe unterworfen werden.) Vergl. Tittmann Handb. d. 
Strafrehtswifl. 1. Bd. $. 30. (©. 46. 2, Ausg.) 

h | 


Zweites RBapitel, 
Bon den Strafen und deren Vollziehung. 


Art 6. 
Todesſtrafe. 


Die Todesſtrafe wird durch Enthauptung vollzogen. 
Befindet ſich eine zur Todesſtrafe verurtheilte Weibsperſon 
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im Zuftande der Schwangerfchaft, fo ift ihre Hinrichtung bis 
nach überftandenem Wochenbette zu verfchieben. Wenn meh- 
tere Verbrecher hingerichtet werden, fo it Veranftaltung zu 
treffen, daß die Hinrichtung des Einen nicht vor den Augen 
deö Andern vor ſich gehe. Der Körper des Enthaupteten wird 
an die nächfte anatomifche Anftalt abgeliefert, oder, wenn 
diefes nicht thunlich ift, auf einem von dem gewöhnlichen 
Todtenader abgefonderten Drte begraben. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3.30. ©. 531 fg — I. Abthl. 1. Bdo. 
&. 55 fg., 64 fg, 96 fg. 2. Bd. ©. 40 fg., 760. — Mitth. 
©. 287 fg., 315 fg., 2633, 5674. — Land.-Act. IH. Abthl. 
1. Bd. S. 608 fg., 616 fg. 3. Bd. ©. 678. — Mitth. 
©. 1832 fg., 5981. 

2) Entwurf. Art. 6. Die Todesftrafe wird durch Enthauptung 
vollzogen; der Körper des Enthaupteten wird an die nächfte 
öffentliche anatomifche Anftalt abgeliefert, oder, wenn dieſes 
nicht thunlich ift, auf dem Richtplaß oder auf einem andern 
abgelegenen und von dem gewöhnlichen Zodtenader abgefon- 
derten Orte vergraben. 

3) Motiven. (Land.⸗Act. I. Abthl. 1. BD. ©. 86.) Die ın 
den Altern Geſetzen fehr häufig angedrohte, allein in den 
meiften Fällen niemals oder doch nur höchft felten zur Voll- 
ziehung kommende Zodesftrafe ift auf wenige Verbrechen, 
namentlich Hochverrath, Mord, Raub und Branbdftiftung 
unter befonders erfchwerenden Umftänden und den dem Mord 
faft gleichftehenden Fall befchränkt, wo ein Unfchuldiger in 
Folge eined meineidigen in der Abficht, ihm die Zodesftrafe 
zuzuziehen, abgelegten Zeugniffes dieſe Strafe wirklich er- 
litten hat. AS einzige Art der Todesftrafe ift die Enthaup: 
tung beftimmt worden, da die andern in früheren Geſetzen 
angedrohten, zum Theil graufamen und die Menfchlichkeit 
verleßenden Zodesftrafen ſchon feit langer Zeit nicht voll: 
zogen, fondern jedesmal in die genannte Strafart verwandelt 
worden find; die Regierung beabfichtigt aber, ftatt der jetzt 
üblichen Vollziehung diefer Strafe durch das Schwert, Fünf: 
tig mittelft Verordnung die Execution durd das Fallſchwert 
wenigftend verfuchsweife einzuführen. Dahingegen ift be: 
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denflich gefunden worben, eine Schärfung der Todesſtrafe 
ftattfinden zu laffen, da diefe nur entweder in einer dem Ge- 
fühl widerftrebenden Berftümmelung des Körpers, oder einer 
auszeichnenden Kleidung des Verbrechers oder einer fonftigen 
Formalität beftehen würde, welche den Zweck einer größern 
Abſchreckung nicht erreichen, vielleicht in manchen Fällen eher 
verfehlen würde. 

4) Der Anficht einiger Mitglieder der Deputation der I. Kam- 
mer, daß, wenn die Angehörigen des Hingerichteten den Leich- 
nam deſſelben zurüdfordern, er an fie zu überlaffen und von 
ihnen in der Stille zu begraben fey, trat jedoch die Mehr: 
zahl nicht bei, und eben fo wenig die Kammer. 

5) Durch die Beftimmung, daß die Hinrichtung des einen Ver: 
brecherö nicht vor den Augen des andern erfolge, wird jedoch 
nicht ausgefchloffen, daß die mehreren Verbrecher gleichzeitig 
an den Ort der Hinrichtung gebracht werden Fünnen. 

6) Verordnung zu Ausführung einiger Beflimmungen des 
Criminalgeſetzbuchs, v. 27. April 1838. (Gef.= u. Verordn.⸗ 
BI. v. J. 1838. ©. 376.) Art. I: „Im Art. 6. des Cri— 
minalgefeßbuchs ift als einzige Art der Todesſtrafe die Ent: 
hauptung im Allgemeinen feftgefegt. Bis ein Anderes hier- 
über beftimmt wird, ift die Enthauptung auch ferner in der 
zeither üblichen Maße durch das Schwert zu vollziehen.” 


Art. 7. 
Zudhtbausftrafe, 


Die Zuchthausftrafe hat Zwei Grade, und es ift in den 
Erfenntniffen der Grad der zu verbüßenden Zuchthausftrafe 
jedesmal anzugeben. Alle Sträflinge in den Zuchthäufern tra- 
gen doppelfarbige, nach den beiden Graden unterfchiedene Klei- 
dung und werden zu ſchwerer Arbeit angehalten. Die zur 
Zuchthausſtrafe erften Grades verurtheilten Sträflinge männ- 
lihen Geſchlechts tragen während ihrer Strafzeit ein Beine 
eifen, die Sträflinge weiblichen Gefchlechts einen mit einer 
Kette am Fuße befeftigten Klotz; auch werden die zum erften 
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Grade verurtheilten Sträflinge beider Geſchlechter bei der 
Ginlieferung, und zwar nad) Wahl des Unterfuchungsrichters, 
der, bevor er hierüber Beſchluß faßt, das Gutachten eines Arz— 
tes in Betreff der Individualität des Verbrechers zu vernehmen 
bat, entweder mit Dunkelarreft auf Zwanzig Tage ununter: 
brochen, oder mit hartem Lager oder Entziehung warmer Koft 
auf Dreifig Tage, jedoch ununterbrochen nur Zwei Tage 
hintereinander belegt. Es hat aber der Unterfuchungsrichter 
bei diefer ihm zuftehenden Wahl, dafern auf eines diefer Uebel 
bereits im Urthel ald Schärfung erkannt ift, darauf Rüd- 
fiht zu nehmen, daß das im 8. Artikel für jedes derfelben 
vorgefchriebene höchfte Maas in Feinem Falle -überfchritten, 
auch der Verbrecher neben der Eörperlichen Züchtigung nicht 
mit hartem Lager betroffen werde, vielmehr ſolchenfalls ganz 
oder theilweife ein anderes Uebel zu wählen, 


Erläuterung. 
(Siehe den nachftehenden Artikel.) 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd, ©. 532 fg. IL. Abthl. 1. Bd. 
©. 99 fg., 108 fg. 2. Bd. ©. 42 fg. — Mitth. ©. 323 fg., 
337, 2634 fg. — and.» Act. III Abthl. I. Bd. ©. 626 fg., . 
638 fg. 3. Bb. ©. 369. — Mitth. ©. 1884 fg., 5125. 

2) Entwurf, Art. 7. Der Anfang ift mit dem Gefege gleich: 
laufend; dagegen lautete der Entwurf nach dem Worte „ans 
gehalten“ folgendermaßen: Die zur Zuchthauöftrafe erften 
Grades verurtheilten Sträflinge männlichen Gefchledht wer: 
den bei der Einlieferung mit einer im Urthel zu beftimmen: 
den Förperlichen Züchtigung von Zehn bis Dreißig Hieben 
belegt und ihnen nachher ein Beineifen, oder, fo viel Per: 
fonen weiblichen Geſchlechts betrifft, ein mit einer Kette am 
Fuße befefligter Klotz angelegt. Bei Sträflingen, bei wel- 
chen die Eörperliche Befchaffenheit eine Züchtigung nicht ge= 
fiottet, fo wie bei Weibsperfonen, findet dafür die ganzliche 
Entziehung warmer Koft auf eine, der Zahl der zu empfan- 
genden Hiebe gleiche Anzahl von Tagen, jedoch nur einen 
Tag um den andern, ftatt. 
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» Motiven. (Land.-Act. I. yon. 1. Bd. ©. 86 fg.) Bei 
Feſtſetzung der Freiheitsftrafen ift vorzüglich beabfichtigt wor: 
den, den Zwed einer angemeffenen Gradation der Strafen 
durch drei verfchiedene Abftufungen — Zuchthaus, Arbeits: 
haus, Gefängnig — zu erreichen. 


Das Zuchthaus ift für fchwerere und der öffentlichen Sicher: 
heit gefährlichere Werbrecher beftimmt, und hat wiederum 
Zwei verfchiedene Grade. Es wird (da die Sträflinge beider 
Grade in einer und derfelben Anftalt, der Zuchthausanftalt 
zu Waldheim, untergebracht find) die Bezeichnung der bei: 
den Grade auf den im Entwurfe vorgeſchriebenen Unterfchied 
der Kleidung und Behandlung, fowie auf die möglichfte Ab: 
fonderung der Züchtlinge beider Grade, fo weit ſolche nad) 
der Drganifation der Strafanftalt und nach der Befchaffen- 
heit der von den Züchtlingen zu verrichtenden Arbeiten zu 
erreichen fteht, fich befchränfen müffen, bei den fchwerften 
und gefährlichften Verbrechern aber auf eine gänzliche Iſo— 
lirung derfelben Bedacht genommen werden. Man hat hier: 
bei für nothwendig gehalten, die fonft mit der Zuchthaus: 
firafe verbundene Förperliche Züchtigung bei der Einlieferung 
in die Strafanftalt, wenigftens hinfichtlich der Sträflinge 
erften Grades wieder einzuführen, da gerade diefe Züchtigung 
es war, was viele verhärtete Verbrecher bei der zu erleiden: 
den Zuchthausftrafe fürchteten. 


Auch ift an die Zuchthausſtrafe beider Grade allein als 
nothwendige Folge der Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte 
geknüpft worden, um auch auf diefe Weiſe das Verhältnig 
derfelben zu den andern Freiheitöftrafen, namentlich zu der 
Arbeitshauöftrafe, noch fhärfer und beflimmter hervortreten 
zu laffen. 


% Eine Minorität der Deputation der II. Kammer hat gegen 
alle koͤrperliche Zuͤchtigung fi fich erklärt und die Gründe gegen 
derartige Strafen in einem Separatvotum (Bergl. Land. : 
Act. Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 187 fg.) dargelegt, 
welches von denfelben Mitgliedern auch in Anfehung des 
Beineifend und bed Klotzes gefchehen ift, mit welchen Ber: 
fchärfungen fie fich nicht einverftehen konnten. Die Majori- 
tät der Deputation theilte zwar bie in dem Separatvoto ge: 
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gen bie Zuläffigkeit der Eörperlichen Züchtigung überhaupt 
und im Allgemeinen aufgeftellten Anfichten nicht, wohl aber 
war fie Darüber mit der Minorität einverftanden, daß koͤr— 
perliche Züchtigung ein zweckmaͤßiges, gleichfam charakterifti: 
ſches Merkmal der Zuchthausftrafe erften Grades nicht ſeyn 
Eönne. Auch die Majorität vermochte fich nicht davon zu 
überzeugen, daß Förperlihe Züchtigung als felbftftändige 
Strafe anzuwenden, um fo weniger aber als Strafe ver: 
bunden mit der Zuchthausftrafe erften Grades aufzuftellen 
fey, da in dem Entwurfe des Geſetzbuchs diefe Strafe auch 
in folchen Fällen angedroht worden, bei denen dem Ber: 
brecher nicht der höchite Grad von Ruchloſigkeit geradehin 
beigemeffen werden fünne, und die diefer Strafe Berfallenen 
nicht auch immer verhärtete Verbrecher nothwendig feyn müf: 
jen, auf welche die Motive fich beziehen, um diefe Bezeich: 
nung des Zuchthaufes erften Grades zu rechtfertigen. Die 
Deputation beantragte daher den ganzlihen Wegfall der 
förperlichen Züchtigung und in Folge deffen auch den Weg: 
fall der Berwandkung der Hiebe in Entziehung warmer Koft 
ald Surrogat der koͤrperlichen Züchtigung. (Land. Act. Beil. 
z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 40 fg.) 

5) Der in.dem Artikel ausgefprochene nothwendige Zufaß der 
Zuchthausftrafe erfien Grades wird in den Erfenntniffen nicht 
befonders erwähnt, fondern tritt von felbft ein, es ift aber 
„bei Einlieferung eines zur Zuchthausftrafe erften Grades 
verurtheilten Zuͤchtlings von der Gerichtöbehörde der Dis 
rection des Zuchthaufes zugleich das nach Vorfchrift des Cri— 
minalgefeßbuchs Art. 7. gewählte Attribut der Zuchthaus: 
firafe erften Grades anzuzeigen.” Verordnung, einige auf 
die Vollftrefung der im Griminalgefeßbuche angedrohten 
Strafen fich beziehende Beflimmungen betr., v. 11. Aug. 
1838. Art. V. (Gef.: u. Verordn.Bl. v. 3. 1838. ©. 406.) 


Art. 8. 
Schärfung der Zuchthausſtrafe. 
Die Zuchthausftrafe beider Grade kann gefchärft werden: 


1) durch Dunkelarreft auf eine Zeit von Zwanzig bis Drei: 
fig Tagen ununterbrochen nacheinander; 
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2) durch hartes Lager auf Zehn bis Dreifig Tage, jedoch 
ununterbrochen nicht länger als Zwei Tage hinterein- 
ander; 

3) durch Entziehung warmer Koft bis zu Drei Monaten, 
jedoch unter gleicher Befchränfung; 

4) bei männlichen Verbrechern, deren Leibeöbefchaffenheit 
es geftattet, auch durch Eörperliche Züchtigung von Dreis 
fig bis Neunzig Ruthenſtreichen. 

| Auf die Anwendung jeder diefer Schärfungsarten und, 
ob mehrere derfelben mit einander zu verbinden find, ift 
jedesmal im Urthel zu erkennen; jedoch dürfen die unter 2 
und 4 genannten Schärfungsmittel niemald mit einander ver= 
bunden werden. - 
Lebenslängliche Zuchthauöftrafe ift niemals zu fchärfen. 


Erläuterung. 


Wenn nad) Art. 7, 8 und 12 hartes Lager oder Ent= 
ziehung warmer Koft gegen den Werbrecher in Anwendung 
gebracht werden, fo find in die für diefe Strafübel beftimmte 
Zeit, infofern folche nicht die ganze Dauer der Strafe um- 
faßt, die Tage, an welchen diefelben ausgeſetzt werden, nicht 
mit einzurechnen. 


1) Land.-Act. v. 3. 1836 fg. I. Abthl. 3. Bd. ©. 534 fo. 
II. Abthl. 1. Bd. ©. 101, 110 fg. 2. Bd. ©. 45 fg. — 
Mitth. ©. 338 fg., 2638 fg. — Land.:Act. III. Abthl. 
1. 8b. ©. 643 fg. 2. Bd. ©. 643 fg. 3. B. ©. 369. — 
Mitth. S. 1923 fg., 5125. 

Land.-Act. v. 3. 1839 fg. I. Abthl. 2. Bd. ©. 248. 

II. Abthl. 1. Bd. ©. 41. fg., 355. — Mitth. J. S. 69 fg., 

504. — and. Act. II. Abthl. 1, Bd. ©. 329. — Mitth. II. 
©. 731 fg. 

2) Entwurf. Art. 8. Die Schärfung der Zuchthausftrafe 
erften Grades befteht in öffentlicher Ausftellung an den Pran- 
ger, welche vor der Einlieferung auf einem erhöhten Plage 
vor dem Gerichtöhaufe ded Vormittags während einer hal: 
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ben Stunde erfolgt, und wobei dem Berbrecher eine Zafel 

mit feinem Namen, dem verübten Verbrechen und der ihm 

auferlegten Strafe auf die Bruft geheftet wird. Die Schär: 

fung der Zuchthausftrafe zweiten Grades befteht in Eörper: 

licher Züchtigung bei der Einlieferung in das Zuchthaus von 

Zehn bis Dreifig Hieben, oder, wenn dieſe nicht anwendbar ift, 

in Entziehung der warmen Koft auf eine gleiche Anzahl Zage. 

Entwurfzur Erläuterung. Anftatt „beftimmte Zeit” ftand 

im Entwurfe: „beflimmte Strafdauer”, und anftatt „Dauer 
der Strafe”: „Zeit der Detention des Verbrechers“. 

3) Es verfteht fich von felbft, daß der Zucht: und Arbeitshaus: 
Ordnung die Anwendung und Verftärfung der in diefem 
Artifel angegebenen Straffchärfungen in der Eigenfchaft 
disciplineller Strafmittel vorbehalten bleibt. (Land. Act. 
I. Abthl. 3. Bd. ©. 535.) 

4) Die Vorſchrift, daß lebenslängliche Zuchthausftrafe nie: 
mals zu fchärfen fen, bezieht fich nur auf die im Art. 8. vor: 
gefchriebenen Schärfungsmittel, nicht aber auf den nad) 
Art. 7. mit der Zuchthauöftrafe erften Grades nothwendig 
verbundenen Zufaß, der auch bei lebenslänglicher Dauer in 
Anwendung fommt. (Groff Anmerf, z. Crim.:Gef.:B. 
T. Abthl. S. 107.) 

5) Die Deputation der I. Kammer erwähnte zugleich bei Ge: 
(egenheit der von den Königlichen Commiſſarien vorgefchla- 
genen Erläuterung, daß fehon in der ftändifchen Schrift zum 
Griminalgefegbuche (Land.:Act. v. 3. 1836 fg. I. Abthl. 
3. Bd. ©. 543.) die Vorausfegung ausgefproachen worden, 
daß die gedachten Schärfungen nur dann Anwendung finden 
würden, wenn fie für die Gefundheit des Sträflings un: 
nachtheilig feyen. (Land. : Act. v. 3. 1839 fg. Beil. 3. 
IT. Abthl. 1. Bd. ©. 3 fg. I. Abthl. 2. Bd. ©. 248.) 

6) Vergl. über Straffchärfung Krug Studien ꝛc. 1. Abthi. 
5.12 fg. 


Arch 9% 
Folgen erlittener Zuchthausftrafe. 


Wirklich erlittene Zuchthausftrafe zieht ald nothwendige 
Folge den Verluft aller politifchen Ehrenvechte, der Ehren: 
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zeichen, des Ranges oder Titels, der academifchen Würden, 
des Staatödienftes und anderer Öffentlicher Aemter, fo wie 
der Advocatur und des Notariatd nad) fich. 


Gemwerbtreibende, einem Innungsverbande angehörige 


Perſonen koͤnnen zwar dad Gewerbe fortfegen, oder daß 
Meifterrecht, wenn fie folches noch nicht gehabt, erlangen, 
dürfen jedoch den Sunungsverfammlungen nicht beimohnen. 
Nichtödeftoweniger find fie verbunden, die üblichen Innungs: 
beiträge zu entrichten. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 535 fg. II. Abthl. 1.89. 
©. 101 fg., 111. 2. Bd. ©, 48. — Mitth: ©. 329 fg., 
340 fg., 2640 fg. — Zand.sXct. II. Abthl. 1. Bd. ©. 
649 fg. 3. Bd. ©. 369. — Mitth. ©. 1929 fg., 5125. 

2) Entwurf. Art. 9. Wirklich erlittene Zuchthauöftrafe beider 
Grabe zieht ald nothwendige Folge den Verluſt des Adel: 
ftandes, jedoch nur für die Perfon des Verbrechers, und 
unbefchadet der Rechte feiner Ehegattin und der vor dem 
Strafurthel erzeugten Kinder, der Ehrenzeichen, des Ran: 
ges oder Titels, der academifchen Würden, der öffentlichen 
Aemter oder anderer Staatödienfte, fo wie der Advocatur und 
des Notariat3 und aller bürgerlichen Ehrenrechte nad) ſich. 

Gewerbtreibende ıc. wie oben. 

3) Nicht ſowohl die erlittene Strafe, fondern vielmehr die aus 
dem Verbrechen hervorleuchtende, den Thaͤter characterifirende 
Niedrigkeit und Verworfenheit der Gefinnung bedingt deffen 
fernern Makel. (Land.=Act. III. Abthl. 1. Bd. ©. 650.) 

Daß eine wirkliche Ehrlofigkeit, infamia, durch die Ver— 
büßung von Zuchthausftrafe eintrete, ift nirgends vorgefchrie: 
ben. (Mitth. ©. 1931.) 

4) Die im Artikel ausgefprochenen Folgen find in dem Erfennt- 
niffe ganz zu übergehen, weil fie ohne weiteres von felbft 
eintreten. (Grofj Anmerf. 5. Grim.-Gef.-B. I. Abthl. S. 108.) 

5) Welche Rechte unter den „politifhen Ehrenreihten” zu 
verfiehen, wie weit diefer an fich fehr unbeflimmte Begriff 
auszudehnen, ift nirgends feftgeftellt. 

6) Es verfteht fi) von felbft, daß der mit Zuchthausftrafe be: 
legte Verbrecher nicht bloß der im Artikel gedachten Rechte 

2%* 
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—?und Aemter verluftig wird, fondern auch, daß derfelbe in 
: Folge der erlittenen Zuchthaugftrafe unfähig wird, derglei— 
chen Aemter zu erlangen. 

7) Rüdfihtlic des im Entwurfe ausgefprochenen Berlufts des 
Adelftandes wurde insbefondere in der I. Kammer erwähnt: 
„Der Adel fey ein Geburtsftand, eine mit auf die Welt ge- 

brachte Qualität, und nicht diefe koͤnne man rauben, hoͤch— 
ftens würde der Staat demjenigen den Adel nehmen können, 
dein er ihn felbft gegeben habe. Die Entziehung des Adels 
führe zu vielen civilrechtlichen Werwidelungen, z. B. bei 
Fideicommiffen, deren Genuß den Adelſtand erfordere, und 
wolle man dem Verbrecher auch folche Bortheile entziehen, 
fo werde er Doppelt geftraft, mithin ungerecht. Es entftehe 
ein Mißverhältniß dadurch, daß der, welchem der Adel ent: 
zogen worden, nun weber dem Bürger: noch dem Bauern 
ftande angehöre, audy würden die Beflimmungen des Ar— 
tikels Samilienverhältniffe auf eine bedenkliche Weife ftören, 
da num die Kinder derfelben Aeltern theild adelig theild nicht 
adelig feyn würden, ja die Sache werde ganz unausführbar, 
wenn die Frau eines Edelmanns in das Zuchthaus komme.“ 
(Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. S. 101 fg.) Darauf be- 
merkte die Staatsregierung, daß nach den Beftimmungen 
der Berfaffungsurfunde politifche Vorrechte des Adels nicht 
mehr vorhanden feyen, und daß jenen Bedenken abgeholfen 
werde, wenn man erfläre, es follten durch den Wegfall des 
Adels privatrechtliche VBerhältniffe nicht geftört wer: 
den. Bei Frauen würde der Gehurtsadel wegfallen, obfchon 
fie den Namen und Stand ihrer adeligen Ehemänner bei: 
behalten müßten. (Land.=Act. a. a. DO.) Was die Kinder 
anlange, fo ſey ed unangemeffen, Kinder derfelben Ehe theils 
als adelig, theild als nicht adelig anzufehen. Nur dann, 
wenn die Ehe getrennt worden, und der mit Zuchthaus Be: 
ftrafte wiederum geheyrathet und Kinder erzeugt habe, fünne 
der Letztere ein ihm nicht mehr zuftändiges Prädicat auf dieſe 
Kinder nicht übertragen. (Mitth. S. 1937.) [Der lest: 
erwähnte Grund paßt auf alle nach der verbüßten Strafe 
erzeugte Kinder.] In Betreff der Frage, zu welchem Stande 
der mit Zuchthausftrafe belegte Edelmann nachmals gehöre, 
bemerfte die Staatsregierung fehr richtig, daß in einem con: 
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ſtitutionellen Staate Gleichheit vor dem Geſetze fey, und man 


eine Abtheilung in Adel-, Bürger: und Bauernftand in 
Beziehung auf Rechte nicht machen Fönne. Wer den Adel 
verloren habe, fey nicht adelig, ohne Beziehung auf ein 
Standesverhältnig. (Mitth. S. 1935.) 


Art. 10. 
Arbeitshbausitrafe. 


Arbeitöhauöftrafe wird im Arbeitöhaufe verbüßt; die 


dazu Berurtheilten tragen während ihrer Detention dafelbft 
die vorgefchriebene Kleidung, und werden zur Arbeit an: 
gehalten: 


1) Land.-Act. II. Abthl. 1.80. ©. 104. — Mitth. 335. — 


Land.-Act. III. Abthl. 1.Bd. ©. 655. — Mitth. S. 1939. 


2) Entwurf. Art. 10. Gleichlautend. 
3) Motiven. (Land.-Act. I. Abthl. 1. Bd. ©.87.) As mitt: 


lerer Grad der Freiheitöftrafe ift das Arbeitshaus angenom: 
men, im welchem die Zwangsarbeit und die ftrenge Disciplin 
des Zuchthaufes, ohne deffen befchimpfende Auszeichnungen 
ftattfinden follen, um den bisherigen großen Webelftand zu 
befeitigen, daß indbefondere die Verbrecher gegen das Eigen- 
thum, wenn das Verbrechen dem Betrage nad) zu bedeutend 
war, um es durch Gefängnißftrafe verbüßen zu laffen, jedes: 
mal fofort mit der Strafe des Zuchthaufes belegt werben 
mußten, wodurch eines Theils die bürgerliche Eriftenz folcher 
Verbrecher vielleicht durch den erften begangenen Fehltritt 
in der Regel vernichtet wurde, andern Theils die Beftraften 
felbft in Folge der Gemeinfchaft, in welche fie mit den größ- 
ten und verborbenften Berbrechern gefegt wurden, auf eine 
Stufe der Smmoralität herabfanfen, von welcher fie nur in 
feltenen Faͤllen ſich wieder erheben konnten. Aus dieſem 
Grunde tft auch eine befondere Folge erlittener Arbeitshaus— 
firafe in Beziehung auf die bürgerlichen Verhältniffe nicht 
ausgefprochen, obwohl dadurch die Beftimmungen der Städte: 
ordnung, des Wahlgefeßes und des Geſetzes über die Verhaͤlt— 
niffe der Givilftaatödiener hinfichtlich der Folgen fich zu Schul: 
den gebrachter Verbrechen und Vergehungen Feineswegs auf: 
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gehoben werden ſollen. (Vergl. a. bie hierher gehörige Be- 
merfung in d. Prot. d. II. 8. L.-Act. III. Abthl. 1. Bd. 
©. 651 fg.) 

Mit dem Arbeitöhaufe ift übrigens das Landarbeitshaus, 
al die Gorrectionsanftalt für Wagabunden und Bettler, 
nicht zu vermengen, und man wird die leßtere Anftalt, zur 
Bermeidung von Verwechfelungen, künftig Correctionshaus 
nennen. . 

Art. 11. 


Gefängnißftrafe. 


Gefängnißftrafen von und unter Drei Monaten find in 
den Gerichtögefängniffen, höher anfteigende im Landeögefäng- 
niffe zu verbüßen. | 

Snfofern die Detinirten im Stande find, außer den 
Griminaltoften ihren Unterhalt felbft zu beftreiten, ift ihnen 
verftattet, fich mit eigner Ragerftätte zu verforgen, eine be= 
liebige, mit der Disciplin des Gefängniffes vereinbare Be— 
ſchaͤftigung zu wählen, und ſich befondere Beköftigung zu: 
fommen zu laffen, wobei ihnen jedoch Unmäßigfeit nicht zu 
geftatten iſt. Sind die Gefangenen nicht vermögend, die 
Koften ihres Unterhalts felbit zu beftreiten, fo find fie mit 
Lagerftätte und eintretenden Falls mit nothdürftiger, nicht 
auözeichnender Kleidung, ſowohl mit ausreichender Koft, 
wobei ihnen taͤglich wenigftens Einmal warme Speife, in 
Suppe oder Gemüfe beftchend, gereicht werden muß, zu 
verfehen, auch, infofern ed thunlich ift, mit einer ihren 
Kräften und perfönlichen Berhältniffen angemeffenen Arbeit 
zu befchäftigen, von deren Ertrage die Unterfuhungstoften 
und der Unterhalt der Gefangenen zu beftreiten find, wo- 
gegen der etwanige Ueberſchuß den Detinirten bei ihrer Ent= 
laſſung auszuhändigen ift. 

Der Zutritt zu den Gefangenen ift nur den Geiftlichen, 
Aerzten und denjenigen Perfonen geftattet, welche über be- 
fondere Angelegenheiten mit ihnen zu fprechen haben, jedoch 
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den leßtern, fo wie den Ehegatten und nächften Verwandten 


nicht ohne Beifeyn eines Auffehers. 


Angetretene Gefängnißftrafen follen ununterbrochen ver⸗ 


buͤßt werden; eine Ausſetzung derjenigen, welche in den Ge— 
richtsgefaͤngniſſen verbuͤßt werden, iſt von dem Unter— 
ſuchungsrichter nur aus erheblichen, actenkundig zu machen⸗ 
den Gruͤnden zu geſtatten. 


1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 128 fg. II. Abthl. 1. Bo. 
S. 113 fg., 361 fg. 2. Bd. ©. 48 fg., 429 fg., 927 fg. — 
Mitth. ©. 346 fg., 855 fg., 861 fg., 2641, 4356 fg., 
6166 fg. — Land. Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 655 fg., 
685. 3. Bd. ©. 369, 819. — Mitth. ©. 1939 fg., 2001, 
5125, 6364. 

2) Entwurf. Art. 11. Nah den Worten: „ſich mit eigner 
Lagerftätte” — folgten. die Worte: „und Geleuchte.” 

Nach den Worten: „zu befchäftigen‘ folgten die Worte: 
„und ift von dem Ertrage die Hälfte zur Beſtreitung der 
Unterſuchungskoſten und ihres Unterhalts zu verwenden, 
die andere Hälfte aber ihnen zum eigenen Gebrauch zu 
überlaffen.” 

Der Schlußfag lautete: Angetretene Gefängnißftrafen 
follen ununterbrochen verbüßt werden. Sft eine foldye 
Strafe in einem Gerichtsgefängniffe zu verbüßen, fo darf 
der Richter die Ausfesung derfelben nur aus einem erheb: 
lichen Grunde geftatten. ° 
3) Motiven, (Land. Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 87 fg.) Bei 
der Gefängnißftrafe, ald dem gelindeften Grade der Frei: 
heitöftrafe, ift vorzüglich der Gefichtöpunft feftgeftelt wor: 
ben, daß die Strafe hier lediglich in Freiheitöberaubung 
beftehen fol, mithin die bei den andern Freiheitäftrafen ein- 
tretenden Erfchwerungen wegfallen, insbefondere das An: 
halten zur Arbeit nur ftattfindet, wenn die Gefangenen 
nicht felbft im Stande find, ihren Unterhalt zu beftreiten. 

Zugleich ift in Hinficht auf die Beſtimmung, daß die 
über Drei Monate anfteigenden Gefängnißftrafen in dem 
neu zu errichtenden Landeögefängniffe verbüßt werben follen, 
bei Feſtſetzung der Strafen Bedacht genommen worden, 
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das Uebel der Freiheitäberaubung nicht Durch die Aufnahme 
folher Verbrecher in das Landesgefaͤngniß zu erfchweren, 
mit denen zufammengeftellt zu werden, nach der öffentlichen 
Meinung, für entehrend gehalten werben fünnte, weshalb 
bei ſolchen Verbrechern die Gefängnißftrafe auf Drei Monate 
befchränft, und im höheren Grade Arbeitshausftrafen an: 
geordnet find. | 

Doc wird die Regierung auch darauf bedacht feyn, in 
ben Gerichtögefängniffen, in melden die Strafen bis zu 
Drei Monat Gefängniß verbüßt werden, die Sfolirung der 
Gefangenen moͤglichſt zu bewirken, und insbefondere Die 
Gemeinfchaft der Strafgefangenen mit den Unterfuchungs: 
gefangenen zu verhindern. 

4) Die Deputation der I. Kammer trug auf den Wegfall ber 
Worte: „und Geleuhte” an, indem ed in Rüdficht auf die 
Gefaͤngnißpolizei nicht unbedenklich feyn möchte, den Ge- 
fangenen den Gebrauch des Geleuchtes als ein Recht ge: 
feglich einzuräumen. (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 
1. Samml. ©. 45 fg.) 

Aus den nur erwähnten Rüdfichten der Gefängnißpolizei 
find daher die Worte: „und Geleuchte” in Wegfall ge: 
fommen. Stand. Schrift. Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. 
©. 536. 

5) Die Deputation der II. Kammer beantragte folgende Faſ— 
fung des Schluffes de letzten Satzes: „Eine Ausfegung 
berfelben (der Gefängnißftrafe) ift nur aus erheblichen zu 
ben Acten zu befcheinigenden Gründen von dem Unter: 
fuhungsrichter oder bei dem Landedgefängniffe von 
deffen Zuflitiar zu geflatten.” Als Gründe führte fie 
an: „Wenn nämlich auf der einen Seite zu Vermeidun: 
gen von Begünftigungen aus Willtühr es nothwendig fchien, 
daß nur aus erheblichen Gründen, welche auch zu den Acten 
zu befcheinigen, die Ausfeßung der Gefängnißftrafen ge: 
flattet werde, fo glaubte die Deputation auf der andern 
Seite, daß bei länger dauernden und daher im Lanbeöge: 
fängniffe zu verbüßenden Gefängnißftrafen eher noch als 
bei fürzeren Gefängnißftrafen im Gerichtögefängniffe drin: 
gende Gründe für Audfegung der Strafe ſich darbieten 
fönnten, und dann würde ed doch bedenklich feyn, einen 
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langen Zeitverluft durch nöthig gemachte Berichtserftattung 
herbeizuführen, und glaubte vielmehr, daß ed ungefährlich 
fey, das diesfallfige Ermeffen dem Juſtitiar des Landesge- 
fängniffes zu überlaffen, da jedem möglichen, dabei beforg: 
lichen Mißbrauche dadurch begegnet werde, daß nicht nur 
erhebliche Gründe angegeben, fondern auch zu den Acten 
befcheiniget werden müffen.” (Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 
1. Samml. ©. 43 fg.) Gegen diefen, von der I. Kammer 
abgelehnten (Mitth. ©. 348.) Antrag ſprach ſich die Staats: 
regierung auf das Beflimmtefte aus, indem fie erklärte, daß, 
wenn ein Fall vorfäme, wo wirklich Urlaub zu ertheilen fey, 
diefer niemald, auch nicht auf Furze Zeit, von dem Juſtitiar, 
fondern lediglich im Wege der Begnadigung ertheilt werben 
koͤnnte. (Mitth. ©. 1943.) 


6) Die Verbrechen und Vergehen, bei welchen auf Landes: 


gefängniß erfannt werden Fann, find: 


A. Solche, bei denen jede höhere Strafart ausge— 
ſchloſſen ift. 
Art. 86. Unterlaffung der Anzeige des Hochverraths. 
: 92. 94. 95. 9%. Staatögefährliche Handlungen. 
s 103. Ehrverlegende Handlungen oder Aeußerungen -ge= 
gen Familienglieder des Staatsoberhaupt3. 
4105. Widerfegung gegen die öffentliche Autorität. 
: 107. Verlegung oder Vernichtung amtlicher Verſchluß—⸗ 
mittel ꝛc. (Beim Rüdfalle.) 
: 410. Verabredung zum Ungehorfam, 
: 4111. Auflehnung Gewerbtreibender gegen obrigkeitliche 
Anordnungen. 
: 412. Auflauf. 
- 138. Verlegung der Gefundheit aus Fahrläffigkeit. 
: 147. Entführung von Kindern wegen Religionsver: 
Anderung. 
- 150. 151. Entführung. 
- 156. Mißbrauch des Züchtigungsrechts durch Einfper: 
rung. 
- 168. Nöthigung. 
: 169. Störung.der Ausübung öffentlicher Rechte. 
187. Leichtfinniger Eid. 
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Art. 193. Deffentliche Herabfegung der, Religion. 

: 198. Beleidigung. Vergl. a. Art. 200. 

: 205. Entziehung einer eigenen beweglichen Sache aus 
dem rechtöbegründeten Beſitze eines Andern. (Beim 
Ruͤckfalle.) 

2210. 3weikampf. 

⸗211. 212. Ehebruch. (Beim Rücfale.) 

: 216. 217. Bösliche Verlaffung eines Ehegatten. 

: 219. Bigamie rüdfichtlich des früher unverheyratheten 

| Theils. 

-22. Nachmachung oder Mißbrauch von Stempeln ꝛc. 
eines Handelshauſes. (Beim Ruͤckfalle.) 

256. 257. Leichtſinniger Bankerott. 
261. 263. 264. Betrug in Hinſicht auf perſoͤnliche Ver⸗ 
hältniffe. (Beim Rüdfalle.) 

: 269. Betrügliche Verleitung zur Ehe. 

:e 266. Berführung zur Unzudt. 

- 267. Anmaaßung öffentliher Dienfte. (Beim Rüd: 
falle.) 

: 271. Berringerung des Werths Achter Münzen. 

:» 273. Wiffentlihe Ausgabe falfchen Geldes als Adıt. 
(Beim Rüdfalle.) 

- 283. Unbefugtes Auffuchen von Perlenmufcheln. 

: 284. Berlebung eines Grenzzeichend. (Beim Rüdfalle.) 

- 285. Verlegung eined Landesgrenzzeichens. 

=. 286. Ungebührliche Anmaaßung fremden Grundeigen:. 
thums. 

: 302. Inceſt ruͤckſichtlich der Deſcendenten. 

- 308. Widernatuͤrliche Unzucht. 

: 309. Zum öffentlichen Aergerniß gereichende Handlun: 
gen. 

312. Pflihtwidrige Annahme von Geſchenken. (Beim 
Ruͤckfalle.) 
317. Beſtechung. 
. Mißbrauch der Amtagewalt 
321. Mißbrauch des oͤffentlichen Vertrauens. 
322. Verletzung der Dienſtpflicht. 
323. Verletzung pflichtmaͤßiger Verſchwiegenheit. 
324. Unbefugtes Eindringen in fremde Geheimniſſe. 


vn 
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B. Solche, bei denen in den niedern Graden auf 
eine die Frift von Drei Monaten überfieigende 
Gefängnißftrafe (in den höheren Graden aber eine 
höhere Strafart) erfannt werden kann: 


Art. 


2 
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71. Erceß der Nothwehr. 
84. Handlungen zur Vorbereitung des Verbrechens 
bed Hochverraths. 
88. Staatsverrath. j 
91. 93. Staatögefährlihe Handlungen. 
99, Ehrverlegende Handlungen oder Yeußerungen ge: 
gen das Staatsoberhaupt. 
108. Berleitung zur Widerfeßlichkeit. 
109. Befreiung von Gefangenen. 
114. Aufruhr. 
115. Aufforderung zum Aufruhr. 
118. Landfriedensbrud. 
119. Störung des Hausfriedens. 
125. Toͤdtung auf Verlangen des Getödteten. 
127. Zödtung aus Fahrläffigkeit. 


4130. Berheimlihung der Niederkunft, ohne die Abficht 


ber Toͤdtung des Kindes. (Beim Rüdfalle.) 

131. Ausſetzung hülflofer Perfonen ohne Gefahr für 
den Ausgefesten. (Beim Rüdfalle.) 

132. Körperverlegung. 

144. Selbftverftümmelung. (Unter gewiffen Voraus: 
feßungen und beim NRüdfalle.) 


146. Ueberlafjung von Kindern zu unerlaubten Zwel⸗ 


u u u “ 


— 


ken. 

149. 153. Entfuͤhrung. (Unter gewiſſen Vorausſetzun⸗ 

gen und beim Ruͤckfalle.) 

155. Widerrechtliches Gefangenhalten. 

161. Unzucht mit Kindern zwiſchen 12 und 14 Jahren. 

170. Bedrohung. 

182. Aus Fahrlaͤſſigkeit begangene gemeingefaͤhrliche 
Handlungen. 

189. Gotteslaͤſterung. 

191. Stoͤrung gottesdienſtlicher Handlungen. 

192. Verhinderung gottesdienſtlicher Verſammlungen 
oder Verrichtungen. 


28 


Art. 194. Verleumdung. Bergl. a. Art. 200. 
197. Falſche Denunciation. 

. Bigamie bei vorhandenen Milderungsgründen. 

247. 248. 249. Faͤlſchung. 

276. Beeinträchtigung fremder Sagdgerechtigfeit ohne 
die unter 1 und 2 erwähnten erfchwerenden Um: 
ftände und beim Rüdfalle. 

288. 289. Beſchaͤdigung fremden Eigenthums. 

. Baumfrevel. 

299. Gewerbmäßiger Wucher. 

303. Inceſt. 

304. Mißbrauch zur Unzudht. 

. 307. Kuppelei. 

313. 314. 315. Beftechung. 
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Art. 12. 
Schärfung der Arbeitshaus- und Gefängnißſtrafe. 


Arbeitshaus: und Gefängnißftrafen Eönnen gefchärft 
werden: 

4) durch hartes Lager; 

2) durch Befchränfung der Koft auf Waffer und Brod. 
Es find hierbei die Art. 8. gegebenen Vorfchriften ebenfalls 
zu beobachten. Insbeſondere Fann gegen Diejenigen Perfonen, 
welche ſich einer Verlegung der Eigenthumsrechte aus Eigen- 
nuß, Rache, Bosheit oder Muthwillen, oder der abfichtlichen 
koͤrperlichen Verlegung anderer Perfonen (Art. 132.) ſchul— 
dig gemacht haben, bei verwirkten Gefängnißftrafen auch ohne 
fpecielle gefegliche Schärfungsgründe auf die unter 2 erwähnte 
Schärfung erkannt werden; auch ift diefelbe nad) Wahl des 
Unterfuchungsrichterd gegen Wagabunden und Bettler an- 
zuwenden, welche wegen anderer, als der vorgedadhten Ver: 
gehungen ftraffällig werden, jedoch ift in diefem Falle Die ver- 
wirkte Gefängnißftrafe um ein Drittheil zu verkürzen. | 


Erläuterung. - 
(Siehe Artikel 8.) 
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1) Land.:Act. 1. Abthl. 3. Bd. S. 129, 538. II. Abthl. 1. Br. 
©. 114 fg., 2. Bd. ©. 49, 927 fg. — Mitth. ©. 348 fg., 
2642, 6166. — IH. Abthl. 1. B. ©. 662 fg., 683 fg., 
3. Bd. ©. 370, 819. — Mitth. ©. 1970 fg., 1998 fg., 
5125, 6364. 

2) Entwurf. Art. 12. Arbeitshaus> und Sefängnißftrafen koͤn⸗ 
nen durch koͤrperliche Zuͤchtigung, wo ſolche zulaͤſſig, oder 
zeitliche Beſchraͤnkung der Koſt auf Waſſer und Brod, oder 
beide Art zugleich geſchaͤrft werden. 

Dieſe Schaͤrfung iſt jedesmal in dem Erkenntniſſe zu be: 
ftimmen, jedoch bei deren Vollziehung das Gutachten des 
bei der Strafanftalt angeftellten oder des gerichtlichen Arztes 
zu vernehmen. Die Schärfung durch Züchtigung kann nicht 
über Dreifig Hiebe fteigen, die durch Beſchraͤnkung der Koft 
nicht über Drei Monate und ununterbrochen nicht über Zwei 
Tage dauern, 


3) Körperliche Zühtigung und Dunkelarreft wurden bei 
der Arbeitshaus: und Gefängnißftrafe ald unangemeffen er: 
achtet, erftere, weil die nurgedachten Strafarten nicht ent: 
ehrende find (Förperliche Züchtigung erwachfener Perfonen 
aber immer etwas Beſchimpfendes enthält), der Dunfelarreft, 
weil er in Gerichtögefängniffen oft unausführbar. (Land.⸗ 
Act. J. Abthl. 3. Bd. S. 538.) 

A) Soll bei der Arbeitshausſtrafe eine der im Artikel erwähn: 
ten Schärfungen eintreten, fo müffen ſtets fpecielle gefeßliche 
Schärfungsgründe vorhanden feyn. (Groff Anmerf. 5. Erim.: 
Geſ.B. II. Abthl. S. 16.) 

5) Die gedachten Schärfungen find infonderheit dann angemeſ—⸗ 
fen, wenn die Gefängnißftrafe unter den obwaltenden Um: 
ftänden weniger als ein Strafübel, ald vielmehr als eine 
Wohlthat erjcheint. (Groff a. a. ©. I. Abthl. ©. 111.) 

6) Wegen der Ausdrüde „Vagabunden und Bettler” fiehe An: 
merfung 5. zu Artikel 22, 

7) In dem Falle, wo die Schärfung die ganze Dauer ber 
Strafe umfaßt, würbe das Erfenntniß fo lauten: N. ift Vier 
Wochen lang mit Gefängniß bei Waffer und Brod zu bes 
firafen. Dann verfteht e3 fich von felbft, daß diefe Vier Wo- 
‚chen nicht ununterbrochen bei Waffer und Brod zugebracht 
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werden, fondern daß eine MRIEIIEANG an jedem britten 
Tage eintreten muß. 

Ein anderer Fall ift der, wo nur ein Theil der Strafe ge: 
fchärft wird. Hier würde das Urthel lauten: N. ift Acht Wo- 
chen dang mit Gefängniß, darunter Eine Woche bei Waffer 
und Brod zu beftrafen. Hier muß N. wirflicy fieben Tage 
(verfteht fich, nicht ununterbrochen) bei Waffer. und Brod 
zubringen. (Mitth, v. J. 1839 fg. I. ©.732.) Dem Ein- 
wande, daß ein Richter, wenn er den Einen 5.3. mit Sechs 
Wochen Gefängniß bei Waffer und Brod, den Andern aber, 
den er etwas leichter habe beftrafen wollen, mit Sechs Wo: 
chen Gefängniß, darunter Vier Wochen bei Waffer und Brod, 
beftraft, wegen der bei der erftern Strafe eintretenden Unter: 
brechung Beide gleich beftraft habe, wurde fehr richtig ent: 
gegnet, daß der Nichter im Irrthume ſich befunden, indem 
er wiſſen müffen, daß in einem folchen Falle beide Formeln 
daffelbe befagen. (Mitth. a. a. D.) 

8) Ueber Straffhärfung vergl. Krug Studien x. I. Abthl. 
©. 12 fg. 
Art. 13. 
Feftungsftrafe, 


Gegen Givilperfonen Fann Feftungsftrafe nur im Wege 
der Begnadigung ftattfinden. 


1) Land.-Act. II. Abthl. 1.Bd. ©. 111 fg. 2. Bd. ©.48. — 
Mitth. ©. 340 fg., 2641. — and. Act. III. Abthl. 1. Bd. 
©. 654 fg. — Mitth. ©. 1938 fg. 

2) Im Entwurfe war der obige Artikel nicht enthalten. 

3) Zwei Mitglieder der Deputation der I. Kammer waren der 
Anficht, daß neben der Zuchthausftrafe, ald gefeßlich gleich- 
ftehendes Strafmittel, auch Feftungsftrafe einzuführen und 
dem Richter nachzulaffen fey, in gewiffen Fällen, flatt er: 
fterer, auf Ießtere zu erkennen. Geleitet wurden fie hierbei 
von der Anficht, daß Zuchthausftrafe von manchen damit zu 
bedrohenden VBergehungen, die nicht an fich eine große Roh: 
heit der Gefinnungen beurfunden, unter gewiſſen perfönlichen 
Berhältniffen der zu Beftrafenden, eine ungemeine Härte mit 
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fich führe, und jelbft dem öffentlichen Gefühle widerjtreben 
werde. Der Einwand, den man dagegen von einer Dadurch 
entftehenden Verletzung der Rechtögleichheit hernehmen könnte, 
widerlegt fih nach der Meinung jener Mitglieder durch den 
Zwed der fubfidiarifchen Strafen, da, wenn einer Seit3 die 
Verhältniffe der niedern Klaffe der Gefellichaft eine befondere 
Beruͤckſichtigung verdienen und erhalten, eine folhe Beruͤck— 
fichtigung bei andern Klaffen auch nicht unbillig feyn Eönne; 
auch Laffe fich folcher Ungleichheit Dadurd, begegnen, daf man 
die Strafe auf andere Weife angemeffen fehärfe. Solle aber 
die Seftungsftrafe ihren Zwed erreichen, ſo müßten von ihr 
die bei der Zuchthausftrafe unter gewiflen Verhältniffen be: 
fonders drüdenden Umftände des Zufammenfeyns mit rohen 
Verbrechern, der Zwangsarbeit und der Förperlichen Züchti: 
gung entfernt werben. Um flatt defjen eine angemefjene 
Gompenfation zu gewähren, fchlugen die erwähnten Mit: 
glieder eine Verlängerung der Strafdauer um ein Viertheil 
vor. Dagegen fchien ihnen eine befondere Schärfung der 
lebenslänglichen Feſtungsſtrafe darum nicht erforderlich, weil 
lebenslängliche Freiheitöberaubung unter den hier voraus— 
gefesten Berhältniffen ohnehin ein fehr großes Strafübel fey. 
Nothwendig fehien es ihnen dagegen, die Artifel 9 erwähn: 
ten bürgerlichen Folgen auch hier eintreten zu laffen, da die: 
felben ohnehin mehr Folgen des Verbrechens als der Strafe 
feyen, und die Einräumung gewiffer politifcher Rechte an 
Perfonen, welche fi) fo weit vergangen hätten, fchon im 
öffentlichen Intereſſe unftatthaft fey. Was die von jener 
Beftimmung auszunehmenden Verbrechen betreffe, jo dürf: 
ten alle Verbrechen gegen das Eigenthum, ingleichen die fonft 
aus gewinnfüchtiger Abficht begangenen, nicht minder Brand— 
fliftung, Meineid und die ohnehin nur in ihrem höchften Grade 
(Blutfehande, Nothzucht rc.) mit Zuchthaus bedrohten fleiſch— 
lichen Verbrechen unter die obenerwähnte Kategorie gehören. 
Um endlich dem Einwurfe wegen Unterbringung einer größe: 
ren Zahl Inhaftaten auf der Feflung Königftein zu begegnen, 
wurde vorgefchlagen, das Juftizminifterium zu ermächtigen, 
die Feftungsitrafe im Landesgefängniffe verbüßen zu laſſen. 
Dagegen bat es ihnen bedenklich gejchienen, das Verwan— 
dein der Zuchthausftrafe in Feftungsftrafe bloß der Begna— 
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digung zu überlaffen, weil auf leßtere nur fehr fparfam zu 
verweifen fey. Sie beantragten daher einen dem Gefagten 
entfprechenden Zuſatzartikel, der jedoch Feinen Anklang fand. 
(Land. Act. Beil. z. II. Abth. 1. Samml. ©. 43 fg.) 


Art. 14 
Handarbeitsftrafe 


Bei Verbrechen, welche mit nicht höherer, als drei— 
monatlicher Gefängnißftrafe bedroht find, koͤnnen ftatt mit 
Gefängniß mit Handarbeit folche Perfonen belegt werden, 
welche diefelbe fonft ihrem Stande nad) verrichten; jedoch 
fol die Strafbarkeit in einem einzelnen Falle nicht über eine 
Dauer von Vier Wochen fich erftredlen, und bei höher ans 
fteigenden Strafen der übrige Theil der Strafzeit durch Ge: 
fängniß verbüßt werden. 


Erläuterung. 


Unter den im Art. 14, angegebenen Berhältniffen kann 
die Handarbeitöftrafe in allen Fällen in Anwendung gebracht 
werden, wo auf eine die Dauer von Drei Monaten nicht 
überfteigende. Gefängnißftrafe erkannt wird. 


1) Land.» Act. v. 3. 1836 fg. II. Abth. 1. Bd. ©. 115. 
2. Bd. ©. 49. — Mitth. ©. 350, 2642. — Land. Act. 
III. Abthl. 1. Bd. ©. 663 fg. — Mitth. ©. 1971. 

Land.= Act. v. 3. 1839 fg. II. Abthl. 1. Bd. ©. 37. — 
Mitth. I. ©. 62. — Land.= Act. IIL Abthl. 1. Bd. ©. 
317. — Mitth. I. ©. 689. 

2) Entwurf. Art. 13. Anftatt der Worte: ‚welche dieſelbe 
fonft ihrem Stande nad) verrichten” — fanden im Ent: 
mwurfe die Worte: „welche diefelbe fonft entweder um Lohn 
oder in ihrem Gewerbe verrichten. 

3) Die Deputationen der I. und IL. Kammer beantragten die 
obgedachte veränderte Faffung, um von der Beftimmung 
des Artikels folche Perfonen auszunehmen, welche, wie z. 
DB. größere Bauergutöbefiger, allerdings auch felbft mit 
Hand an die Arbeit legen, ohne doch ihrem Stande nach 
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Handarbeiter zu ſeyn. (Land.-Act. Beil. z. IL. Abthl. 
1. Samml. ©. 47. — Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 
44. — L Abthl. 3. Bd. ©. 538.) 

4) Die Staatsregierung erflärte: „Der Charakter. der Hand: 
arbeitsftrafe ift die Verrichtung von Arbeit ohne Kohn; fie 
ift fonach eine Art Geldftrafe, die nur anders erecutirt wird. 
Sie fallt weg bei VBagabunden, fremden Bettlern, und über: 
haupt bei allen Perfonen, die wegen ihrer Verhältniffe der 
Flucht verdächtig find. Es ift dabei nicht die Rede von 
Arbeiten, die man mit der Hand verrichtet, Manufacten, 
wie fie Innungsgenoffen mit der Hand verrichten, fondern 
von Handarbeit im gemeinen Sprachgebrauche, d. h. von 
folchen Arbeiten, welche von Zagelöhnern (Handarbeitern 
im eigentlichen Sinne) verrichtet werden. (Mitth. S. 1972 
und 1973.) 

5) Die im Artikel ausgefprochene. längfte Dauer von Bier 
Wochen ift auch im Falle der Concurrenz mehrerer zugleich 
zu beftrafender Verbrechen zu beachten. (Groff, Anmerf. 
3. Erim. Geſ.-B. I. Abthl. ©. 111.) 

6) Motiven zur Erläuterung. (Land.= Act. v. J. 1839 fg. 
I. Abthl. 1. Bd. ©. 280.) 

Um den aus den Eingangsworten des Artifeld zu entneh: 
menden Zweifel zu befeitigen, als fünne Handarbeitöftrafe 
bei folchen Berbrechen nicht eintreten, welche im hoͤhern 
Grade mit einer höhern als dreimonatlichen Gefängnißitrafe 
oder mit Arbeitshaus- oder Zuchthausftrafe bedroht find, 
ift die im Art. 14. enthaltene Borfchrift durch die gegebene 
Bellimmung mehr zu generalifiren. 

7) Die Deputation der II. Kammer machte zur Erläuterung 
in ihrem Berichte (Kand.⸗Act. v. 3. 1839 fg. Beil. z. I. 
Abthl. 2. Samml. ©. 16.) die, auch für Auslegung meh- 
rerer anderer Arkikel praktifche Bemerkung, daß im ganzen 
Griminalgefeßbuche, fo wie in dem Gefeße, einige Abaͤnde— 
rungen in dem Berfahren in Unterfuchungsfachen betreffend, 
vom 30. März 1838, und in dem Forfifirafgefege vom 
2. April 1838, unter der Strafe, womit ein Verbrechen be: 
droht ift, überall diejenige Strafe, welche im Gefeg für ein 
Verbrechen und zwar in relativer Größe beftimmt ift (die 
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Strafe in thesi), nicht aber die in einem einzelnen Falle 
wirklich eintretende Strafe (die Strafe, worauf in hypothesi 
wirklich erkannt wird,) verftanden worden fey. Die frühere 
Fafjung beruhe auf einer Srrung. Die Worte: „bedroht 
find” bezeichne im Allgemeinen die Strafe in thesi, und 
doch habe man hier die Strafe in hypothesi bezeichnen wol; 
len. Daher bleibe auch, da bei dem Artikel 14 in gegen: 
wärtiger neuen Bellimmung nicht ſowohl eine grammati: 
ſche Erläuterung, als vielmehr eine Berichtigung vorliege, 
der in den vorftehend genannten Gefeßen öfters vorfommende 
Ausdrud: „mit Strafe bedroht feyn” in feinem bisherigen 
Verftäandnig (Strafe in thesi). 


Art. 15. 
Geldſtrafe. 


Geldſtrafen ſind nur in den Faͤllen zulaͤſſig, wo ſolche 
in dieſem Geſetzbuche oder in ſpaͤtern Geſetzen und Verord— 
nungen allein oder mit andern Strafen zugleich oder wahl: 
weife angeordnet find. 

1) Land.» Act. J. Abthl. 3. Bd. ©.538 fg. II. Abthl. 1Bd. 
©. 116, 118. 2. Bd. ©. 49. — Mitth. ©. 350, 352, 
2642. — Land.» Act. III. Abthl. 1.Bd. ©. 666 fg. 3 Bd, 
©. 370. — Mitth. S. 1976 fg., 5125. 

2) Entwurf. Art. 14. Geldftrafen find nur in ben Fällen 
zuläffig, wo foldhe in dieſem Gefegbuche oder in fpätern 
Berordnungen allein oder mit andern Strafarten alternativ 
oder cumulativ angeordnet find. 

3) Motiven, (Land. ct. I. Abthl. 1. Bd. ©. 88.) Gelb: 
ftrafe ift nach den Strafbeflimmungen des fpeciellen Theils 
bei einigen Verbrechen als alleiniges Strafübel, bei andern 
alternativ mit Gefängnißftrafe angedroht. Bei den lebtern 
ift in der Negel die Vollſtreckung der Geldftrafe nur dann 
für zuläffig erachtet worden, wenn die Dauer ber Gefäng: 
nißftrafe nicht Sechs Wochen überfleigt, da eine höhere Ge: 
fängnißftrafe eine gröbere Nechtöverlegung vorausfegt, welche 
eine empfindlichere Ahndung nach ſich ziehen muß. Auch 
ift für angemeffen gehalten worden, ein anderes Verhaͤltniß 
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der Geldftrafe zu der Gefängnißftrafe feftzuftellen, und Einem 
Tage Gefängniß, flatt der durch den Gerichtögebraudy ein- 
geführten Zehn Grofchen, eine Geldfirafe von Sechszehn 
Groſchen gleich zu achten, welches Verhaͤltniß bereits in 
Hinficht auf die Zolftrafen dur) das Strafgefeb, die Ver: 
gehungen gegen Gefege und Verordnungen über indirecte 
Staatsabgaben betreffend, vom 21. December 1833. $. 78, 
vorgefchrieben ift. 

4) Die Deputation der I. Kammer bemerkte in ihrem Berichte 
(Land. Uct. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 47 fg.) mit 
Recht: 

„Eine der größten Schattenfeiten der Geldſtrafen iſt es 
offenbar, daß fie die Schuldigen fo hoͤchſt ungleich treffen, - 
ja in vielen Fällen das Anfehen eines Abkaufs der Strafe, 
Seiten eines reichen Verbrecherd, gewinnen. 

Es ift zwar darauf erwidert worben, daß umgekehrt bie 
Zuchthausſtrafe die höheren Klaffen weit härter träfe; dabei 
ift jedoch nicht zu überfehen, daß, wenn ein in der Gefell: 
ſchaft höher Geftellter fich fo weit vergeht, daß er Zuchthaus 
ffrafe verdient, in der Regel auch feine fubjective Strafbar- 
feit eine weit größere ift, wogegen den Armen mehr mil: 
dernde Umftände zur Seite ftehen. 

Die Deputation glaubt, daß befonders bei dem nicht un: 
bedeutenden Umfange, welcher namentlich den alternativen 
Geldftrafen gegeben worden ift, bei Zumefjung der Geld- 
ftrafen die Rüdfichtnahme auf die Wermögensumftände des 
Schuldigen angemeffen ſey, und hat daher bei Artikel 18. - 
des Entwurfd (Art. 20. des Geſ.-Bchs.) das Nöthige er: 
innert. Ein Bedenken gegen eine folche dem Richter zu 
gebende Befugniß dürfte um fo weniger obwalten, da der: 
jelbe in ungleich wichtigern Dingen nach freiem Ermeſſen 
handeln fol, und hier in den gemwöhnlichften Fällen nach 
Artikel 18 dem mit den Berhältniffen des Schuldigen am 
beften befannten Unterfuhungsrichter die Entfcheidung zu: 
ftehen wird. 

Dagegen find hiervon gänzlich diejenigen Fälle auszu— 
Tchließen, wo die Geldftrafe nach dem Betrage des unerlaub: 
ten Gewinnes, oder des unerlaubterweife Berfprochenen oder 
Gegebenen berechnet wird, weil hier hauptlächlich die Ruͤck— 
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ficht einfchlägt, daß die Gefahr der Beftrafung mit dem zu 
erlangenden Vortheile im VBerhältniffe fiehen muß. Zu Ver: 
meidung läftiger Inquifitionen in die VBermögensumftände 
des Schuldigen möchte es übrigens angemeflen feyn, den 
Richter bloß auf die ihm befannten WBerhältniffe zu ver: 
weiſen.“ | 
5) Die Deputation der II. Kammer hielt es der Gerechtigkeit 

entfprechend, daß ein Zuſatz beigefügt werde: 

„Die Entihädigung des Verletzten geht den Unterfu: 
chungskoſten und der Geldftrafe vor.” 

Sie bemerkte zu deffen Begründung in ihrem Berichte 
(Land.:Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 45.): 

„Wenn fchon die bisherige Praris diefen Grundfat befolgt 
bat, fo ſchien es dennoch nicht überflüffig, daß er in das Geſetz⸗ 
buch aufgenommen werde, bejonders auch hinſichtlich der Un: 
terfuchungsfoften, da doch Falle leicht vorfommen fönnten, 
und auch vorgefommen find, in denen bei Verbrechen gegen 
das Eigenthum die Unterfuhungsfoften eher noch Berüd: 
ficbtigung gefunden haben, ald man zu Entichädigung des— 
jenigen gelangte, deſſen Eigenthum verlegt worden war." 

Auf diefen Antrag erklärte die Staatöregierung, daß dem: 
felben in materieller Hinficht Fein erhebliches Bedenken 
entgegen ftehe, da die vorgefchlagene Beflimmung im We: 
fentlichen mit der bisherigen Praris übereinftimmend fey. 
Nach dem zeitherigen, freilich nicht auf ein ausdruͤckliches 
Geſetz bafirten Gerichtögebrauche feyen bei Berlekungen gegen 
das Eigenthum jedesmal die noch in Natur vorhandenen 
Gegenftände dem Verletzten zurüdgegeben worden. Seyen 
fie aber nicht mehr, oder nur zum Theil vorhanden, fo fey 
wegen ber fehlenden der VBerlebte aus dem Vermögen bed 
Thäters zu entfchädigen, und ed Fomme hierbei darauf an, 
ob er mit andern Gläubigern des Verbrechers concurrire. 
In diefem Falle fey in früherer Zeit, zumal fo lange der 
‚große Diebftahl mit Zodeöftrafe belegt gewefen, von den 
Gerichtshöfen angenommen worden, daß die Entfchädigung 
des Verletzten den Anfprüchen anderer Gläubiger voraus: 
gehen müffe, um auf diefe Weife gegen den Verbrecher eine 
mildere Strafe zu erfennen, um ihn wenigfiens von der To— 
deöftrafe zu befreien, In neuerer Zeit fey man davon zu: 
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rücgegangen und habe dem Berlebten Fein Vorzugsrecht vor 
andern Gläubigern eingeräumt; nur mit den Unterfuchungs: 
foften müffe auch jest noch der Richter dem Verletzten nach: 
ftehen, weil e$ im Intereffe des Staats liege, die Staats: 
bürger gegen Berleßungen möglichft zu ſchuͤtzen, und es die 
Pflicht des Richters fey, Unterfuchungen bei ermangelndem 
Vermögen des Verbrechers ex oflieio zu führen. Bei den 
Geldfirafen habe nach der früheren Gefeßgebung dem Fiscus 
eine ſtillſchweigende Hppothef zugeftanden, dagegen feyen 
Patrimonialgerichte erft nach Befriedigung aller andern Gläu: 
biger zur Perception von Geldftrafen gelangt. Durch Ab- 
fhaffung der ftillfehweigenden Hypotheken fey diefes Necht 
des Fiscus verloren gegangen. Es würde fonach der von 
der Deputation beantragte Zufaß von dem bisherigen Ge- 
richtögebrauche nicht abweichen, da man dabei befonders Die 
Verbrechen gegen das Eigenthum vor Augen gehabt. Es 
ftehe aber der Aufnahme des Sabes das Bedenken entge- 
gen, Haß er in das Gebiet des Eivilrechts gehöre, und man 
die Aufnahme civilrechtlicher Verhältniffe ins Griminalgefek- 
buch fo weit thunlich zu vermeiden gefucht. Sodann beziehe 
fich die vorgefchlagene Beftimmung nicht allein auf Verbre— 
chen gegen das Eigenthum, fondern umfafje ale Arten von 
Berbrechen, würde mithin auch auf Förperliche Verleßungen 
und überhaupt auf alle Verbrechen anwendbar feyn, wo die 
Entfhädigung des Verletzten vielleicht nicht fofort zu bewir: 
fen wäre, 3. B. wenn der Thäter dem Verletzten Alimente 
auf mehrere Sahre, oder wohl gar bis an deſſen Lebens— 
ende reichen müffe. Solle nun der Richter in diefer Hin: 
ficht unbedingt nachtreten, fo würde er die Unterfuchungs: 
koſten fo lange nicht fordern Eönnen, als nicht die Anfprüche 
des Verletzten gänzlich getilgt wären, und eine Geldftrafe 
fönnte in diefem Falle gar nicht erecutirt werden, weil es 
unficher wäre, ob der Thaͤter auch in Zufunft im Stande 
feyn würde, ben Verletzten zu befriedigen. Endlich würde 
auch noch die Frage entftehen, wie es gehalten werden folle, 
wenn der Berlegte mit andern Gläubigern concurrire, oder 
eine Gorrealverbindlichfeit mehrerer Verbrecher in Frage 
fomme. Sonach fcheine es unnöthig und nicht unbedenklich, 
einen Sat in das Griminalgefegbuch aufzunehmen, der im 
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Allgemeinen im Givilrecht bereitd anerkannt fey, und in 
Hinfiht auf welchen fpecielle Fragen eintreten fünnten, deren 
Entfcheidung immer aus den Beftimmungen des Givilrechts 
entnommen werden müffe. (Mitth. ©. 1976 fg.) 

6) Vergl. über Geldftrafen Krug Studien c. I. Abthl. S. 26 fg. 

7) Es ift ein allgemeiner Grundfaß, daß bei Verbrechen, bei 
welchen ein Geldgewinn oder Vortheil beabfichtigt worden, 
überhaupt nicht auf Geldftrafen, fondern nur auf Ge: | 
fängnig erfannt werben fol. (Mitth. S. 4130.) 


Art. 16. 
Verweis, 

Ein Verweis findet dann ftatt, wenn das dem zu Be- 
ftrafenden zur Laft fallende Vergehen fo gering ift, oder dem= . 
felben fo wichtige Milderungsgrüunde zu flatten kommen, daß 
jede andere Strafart unangemefjen feyn würde, Der Ver— 
weis wird von dem Richter mündlidy an Gerichtäftelle oder 
fchriftlich ertheilt, auc Fann der mündliche Verweis durch 
Zuziehung der bei dem Vergehen betheiligten Perfonen. ge: 
ſchaͤrft werden. 

1 Eand.:Act. I. Abthl. 3. 0, S. 539. I. Abthl. 1. Bd. 
©. 116. 2. Bd. ©. 49. — Mitth. ©. 350, 2642. — 
Land.-Act. III. Abthl. 1.3d. ©. 668: — Mitth. ©. 1978. 

2) Entipurf. Art. 15. Die Worte: „der mündliche Verweis” 
am Schluffe des Artikels fehlten im Entwurfe. 

3) Es liegt in der Natur der Sache, daß der Verweis, da er 
ald eine Griminalftrafe nur unter ganz befondern Berhält: 
niffen als ftatthaft und angemeffen fich darftellt, nur dann 
in Anwendung zu bringen, wenn rüdfichtlich des fraglichen 
Bergehens ein Mininum der Strafe im Gefeße nicht aus: 
drüdlich ausgefprochen if. (Groff Anmerk. z. Griminal: 
gefegbuche. I. Abthl. ©. 112.) 


Art. 17. 
Beitimmungen über die Zeitfrift der Strafen. 


Lebenslängliche Zuchthausftrafe kann ſowohl im erften, 
alö im zweiten Grade erfannt werden. 
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Zeitliche Zuchthausftrafe kann nicht über Zwanzig Sahre, 
und im erſten Grade nicht unter Zwei Jahren, im zweiten 
Grade nicht unter Einem Jahre, Arbeitshausftrafe nicht über 
Zehn Jahre und nicht unter Zwei Monaten, Gefängnißftrafe 
nicht unter Einem Zage, und, infofern nicht bei einzelnen 
Verbrechen eine längere Dauer beftimmt ift, nicht über Drei 
Monate erkannt werden. Bei der Dauer aller auf eine ge: 
wiſſe Zeitfrift beſtimmten Strafen ift der Zag zu Vier und 
Zwanzig Stunden, die Woche zu Sieben Tagen, der Monat 
zu Dreifig Tagen, und das Fahr nach der gewöhnlichen Ka: 
lenderzeit zu berechnen. 

Bei auferlegter Handarbeitöftrafe ift jedoch die Woche 
nur zu Sechs Arbeitstagen, und jeder einzelne Tag nur zu 
der ortsublichen Dauer der Tagelohnarbeit zu rechnen. 

1) Land.» Act. I. Abthl. 3.Bd. ©. 539 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 116. 2.85. S. 49. — Mitth. ©. 350, 2642. — 
Land.⸗Act. IH. Abthl. 1.30. ©. 668 fg. 742. — Mitth. 
©. 1978 fg., 2054 fg. 

2) Entwurf. Art. 16. Bei lebenslänglicher Zuchthausftrafe 
ift jedesmal auf den erften Grad zu erkennen. 

Zeitliche Zuchthaußftrafe erſten Grades kann nicht über 
Zwanzig Sahre und nicht unter Zwei Jahren, Zuchthaus: 
firafe zweiten Grades nicht über Funfzehn Sahre und nicht 
unter Einem Jahre, Arbeitshausftrafe nicht über Zehn Sahre 
und nicht unter Zwei Monaten, Gefängnißftrafen, infofern 
nicht bei einzelnen Verbrechen eine längere Dauer beftimmt 

» iſt, nicht über Drei Monate erfannt werben. 

Bei der Dauer aller auf eine gewiffe Zeitfrift beftimmten 
Strafen ift der Tag zu 24 Stunden und die übrigen Zeit: 
friften nach der gewöhnlichen Kalenderzeit ohne Beruͤckſich— 
tigung der längern oder Fürzern Dauer einzelner Monate 
oder Jahre zu berechnen. _ 

Nur bei der Handarbeitäftrafe ift die Woche zu Sechs 
Arbeitstagen und jeder einzelne Zag nur zu der ortsüblichen 
Dauer der Lohnarbeit zu rechnen. 


* 


3) Wenn daher zwei Verbrecher zu 6 Monaten Gefaͤngniß— 


ſtrafe verurtheilt worden ſind, und der Eine am 1. Juli, 
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ber Andere am 1. November feine Strafe anteitt, fo wird 
Jener nicht am 31,, fondern am 27. December, Lebterer 
nicht am 30,, ſondern am 20. April ſeinen legten Straftag 
verbüßen. 

4) Ueber die Dauer. der Freiheitöftrafen vergl. Krug Studien 
x. I. Abthl. ©. 35 fo. 


Art. 18 


Wenn in diefem Gefegbuch bei den einzelnen Verbrechen 
dem Richter die Wahl zwifchen mehreren Strafarten gelaffen, 
und nur für die höchfte derfelben ein Marimum der Dauer 
beftimmt ift, fo darf der Richter auch die geringern Strafar- 
ten in Feiner längern Dauer und jedenfall nur unter Befol- 
gung der Beftimmungen Artikel 17 zuerkennen. Ingleichen 
darf der Richter, wenn nur für die niedrigere Strafart ein 
Minimum beftimmt ift, aud) mit der höhern Strafart nicht 
unter diefe beftimmte Fürzefte Dauer herabgehen, felbft wenn 
ſolches nad) Artikel 17 zuläffig wäre. | 

Wenn nach den gefeblichen Beftimmungen die ordent- 
liche Strafe auf einen verhältnißmäßigen Theil derfelben zu 
reduciren ift, und diefer Theil das niedrigfte Maas der vor- 
gefchriebenen Strafart nicht erreicht, fo ift auf die zunächft 

niedrigere Strafart, jedoch mit Berüdfichtigung der verſchie— 
denen Geltung der beiden Strafarten (Art. 53) überzugehen. 

” 4) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Band. S.540. U. Abthl. 1. Bd. 

©. 116. 2.80. ©. 49. — Mitth. ©. 350, 2642. — 

Land,=Act. III. Abthl. 1.Bd. S.672. — Mitth. ©. 1982. 

2) Entwurf. Der vorftehende Artifel war im Entwurfe nicht 
enthalten. 

3) Weil im Gefeßbuche mehrere Fälle vorfommen, wo dem 
Richter die Wahl zwifchen verfchiedenen Strafarten -gelaffen, 
gleichwohl nur für die höchfte ein Marimum der Strafdauer 
beftimmt ift, fo fchien ed der Deputation der I. Kammer in 
dergleichen Fällen zweifelhaft, ob der Richter befugt feyn 
folle, in der niedern Strafart bis zu dem im 17, Artikel 
gedachten Marimo oder bis zu dem am ber betreffenden 
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Stelle erwähnten Marimo ber höheren Strafe, wenn folches 
niedriger ift, zu gehen, oder ob vielleicht nach den in Ge: 
mäßheit Artifel 53 ftattfindenden Gattungen der verfchiede: 
nen Strafarten, ein befonderes Marimum für Die geringe 
Strafart anzunehmen fey. 

Wenn 3. B. 2 Jahr Arbeitshaus bis A Jahr Zuchthaus 
zweiten Grades angedroht, fo Fünnte der Richter zweifeln, 
ob er befugt fey, bis 10, bis A oder bis 8 Jahre Arbeits- 
haus zu erfennen. 

Die föniglichen Gommiffarien gaben der Deputation die 
Auskunft, daß die Abficht der Regierung dahin gehe, dem 
Richter in der niederen Strafart höchftens nur bis zu dem 
für die höhere beflimmten Marimum Spielraum zu geben. 

Aehnliches tritt dann ein, wenn bloß für die niedrigere 
Strafart ein Minimum beftimmt ift, welches das in Art. 
17 für die höhere Strafart im Allgemeinen beflimmte Mi: 
nimum nicht erreicht, wie folche3 auch in dem oben erwaͤhn— 
ten Beifpiele flatt findet. Nicht minder dürfte folches end- 
lich der Fall feyn, wenn bei der Begünftigung die ordent: 
liche Strafe auf einen aliquoten Theil zu reduciren ift. 

Wenn wegen befonderer Umftände die ordentliche Strafe 
auf einen verhältnigmäßigen Theil zu reduciren ift, und die— 
jer Zheil dad niedrigfte Maas der vorgefchriebenen Strafart 
nicht erreicht, fo ift auf die zunächft niedrigere Strafart, 
unter gleicher Reduction der Strafdauer, jedoch mit Beruͤck— 
fichtigung der verfchiedenen Geltung der beiden Strafarten 
(Art. 53) überzugehen. (Land.:Act. Beil. z. IL. Abthl. 
1. Samml. ©. 49 fg.) 

Wenn daher das Verbrechen bedroht ift 

a. mit Arbeitshaus bis Zuchthaus zweiten Grades von Funfzehn 
Sahren, jo kann nur bis Arbeitshaus von Zehn Zahren, 

b, mit einer Strafe von Vier Monaten Gefängniß bis zu Ars 
beitehaus von Bier Jahren, fo kann Gefängniß nur bis 
zu Vier Jahren, Arbeitshaus aber nicht unter Bier Mona: 
ten erfannt werden. 

4) Wenn der Hauptverbrecher Drei Monate Arbeitshausftrafe 
erhält, fo wird der Beguͤnſtiger, den ein Drittheil jener 
Strafe trifft, nicht mit einem Monate Arbeitshaus, fondern 
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mit Zwei Monaten Gefängniß belegt. (Bergl. a. Groff 
Anmerk. 3. Erim. Gef... I. Abthl. ©. 112.) 


| Art. 19. 
Vollziehung der Handarbeitsitrafen. 


Perfonen, welche ihren Lebensunterhalt durch Handar: 
beit gewinnen, kann der Richter bei auferlegter Handarbeits- 
ſtrafe nach feinem Ermeffen die Verbüßung mit Unterbrechun: 
gen geftatten; doch find diefelben in einer Woche mindeftens 
zu Verbüßung von Drei Straftagen anzuhalten. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S.540 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 116. 2. Bd. S. 50. — Mitth. ©. 351, 2642. — 
Land.-Act. TIL Abthl. 1.Bd. ©.672 fg. 3. Bod. ©. 370. — 
Mitth. ©. 1982, 5125. | 

2) Entwurf. Art. 17. Berfonen, melche ihren Pebensunter: 
halt durch Handarbeit gewinnen, find bei zuerfannter Ar: 
beitöftrafe nach dem Ermeſſen des Richters in einer Woche 
nur zur VBerbüßung von Drei Straftagen anzubalten. 


Art. 20. 
Borfchriften wegen alternativer Strafen. 


Faßt in einer Unterfuchung wegen eines Verbrechens, 
weshalb auf Gefängniß=-, Handarbeitö- oder Geldftrafe, oder 
auch nur auf Zwei diefer Strafarten alternativ erfannt wer: 
. den kann, der Unterfuchungsrichter felbft das Erkenntniß ab, 
fo hat er darin die Strafart, welche er in dem vorliegenden 
Falle für die zweckmaͤßigſte hält, fogleich zu beflimmen; wird 
von einer andern Behörde das Urthel gefprochen, fo ift alter: 
nativ, jedoch fo viel die Geldftrafe anlangt, ohne Feſtſetzung 
einer gewiffen Summe zu erkennen, und es fleht fodann dem | 
Unterfuchungsrichter die Wahl der Strafart zu, melde er 
dem Berurtheilten fofort bei der Publication des Erkenntniffes 
bekannt zu machen hat, und wobei Ein Tag Gefängniß einem 
Tage Handarbeit und, infofern nicht bei einzelnen Verbrechen 
ein anderes Verhaͤltniß vorgefchrieben ift, einer Geldftrafe 
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von Acht Srofchen bis zu Einem Thaler, welchen Betrag der 
Richter nach) den Vermoͤgens- und fonftigen Verhältniffen des 
zu Beftrafenden feftzufegen hat, gleich zu achten ift, 

Es ift jedoch in allen Fällen, wo Geldftrafen alternativ 
zuläffig find, gegen alle Perfonen, welche in öffentlichen 
Aemtern ftehen, oder in ftädtifchen oder ländlichen Gemeinden 
communliche Ehrenämter befleiden, das Erfenntniß nur auf 
Geldftrafe zu richten, und von dem erkennenden Richter die 
Summe nad) den obigen Berhältniffen zu beſtimmen. Wo 
alternative Strafen flattfinden, bleibt e8 dem Ermeffen des 
Unterfuhungsrichters überlaffen, die Strafe theilweife auf 
die eine oder andere Art verbüßen zu laffen; eben fo ift dem- 
felben unbenommen, die von ihm gewählte Strafart auf Vor: 
ftellung des Berurtheilten in eine andere gleichftehende und 
gefeglich zuläffige zu verwandeln. 


Erläuterung. 
(Siehe nachftehenden Artikel.) 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 129 fg. 541. II. Abthl. 
1. Bd. ©.117 fg. 2.80. ©.50, 761, 927 fg. — Mitth. 
&.351 fg., 2642, 5674, 6167. — Land.-Act. III. Abthl. 
1. Bd. ©. 673.3. Bd. ©. 370, 678, 819. — Mitth. 
©. 1982 fg., 5125, 5981, 6364 fg. 

2) Entwurf. Art. 18. Der Anfang lautete wie im Artikel 
des Geſetzbuchs; dagegen hieß es im Entwurfe: —; wird 
von einer andern Behörde das Urthel gefprochen, fo ift 
alternativ zu erkennen, und e3 fteht fodann dem Unter: 
fuhungsrichter die Wahl der Strafart zu; eben fo ift dem: 
felben unbenommen, die von ihm gewählte Strafart auf 
Borftellung des Sträflingd aus genügenden Urſachen in 
eine andere gefeßlich zuläffige und gleichftehende zu verwan: 
deln, und es ift hierbei Ein Tag Gefängnig Einem Tage 
Handarbeit und, infofern nicht bei einzelnen Verbrechen ein 
anderes Verhaͤltniß vorgefchrieben ift, einer Geldftrafe von 
Schözehn Groſchen gleich zu achten. Es ift jedoch in Faͤl— 
len, wo Geldftrafen alternativ zuläffig find, gegen alle Per: 
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fonen, welche in öffentlichen Aemtern ſtehen, ober in ftäbti: 
ſchen und ländlichen Gemeinden communliche Ehrenämter 
befleiden, nur auf Geldftrafe zu erfennen. Wo alternative 
Strafen ftattfinden, bleibt es dem Ermeſſen des Richters 
überlaffen, die Strafe theilmeife auf die eine oder andere 
Art verbüßen zu laffen. 

3) Großen Schwierigkeiten wird es immer unterliegen, ein 
auch nur einigermaßen richtiges Berhältniß zwifchen Gelb- 
firafen und Gefängniß- oder Handarbeitöftrafen aufzufinden, 
indem ber Arme ftet3 gegen ben Reichen hierbei in Nach: 
theil fommen muß, da für jenen eine Strafe von Einem 
Thaler oft empfindlicher ift, als für diefen eine Strafe von 
Zehn Thalern, einige Ungleichheit wird immer ftattfinden; 
für einen Mann, der fich und feine Familie mit feiner Hand 
ernähren muß, und fäglich nur Fünf oder Sechs Grofchen, 
verdienen kann, erfcheint eine Geldftrafe von Sechszehn 
Grofchen auf den Tag zu hoch und unerfchwinglich, für ihn 
alfo die Alternative, welche das Geſetz ausfpricht, befonders 
bei einer Gefängnißftrafe von mehreren Wochen nicht aus: 
führbar zu feyn. Durch diefe Rüdfichten nun bewogen und 
in Erwägung, daß der Vorgang in der Strafgefebgebung 
über Hinterziehung der indirecten Abgaben hier deshalb nicht 
zu berücfichtigen, weil die den darinnen angedrohten Stra: 
fen Berfallenden nur felten der Klaffe derjenigen angehören 
werden, welche durch Handarbeit Fümmerlich ihren Unter: 
halt gewinnen, fand die Deputation ber II. Kammer ſich 
veranlaßt, die Beflimmung der Geldftrafe für einen Tag 
Gefaͤngniß auf 8 Gr. bis 1 Thlr. zu beantragen, damit 
der Richter in jedem einzelnen Falle innerhalb jenes Mi: 
nimi und dieſes Marimi entfcheiden Fönne. (Land. Act. 
Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 46 fg. 

4) Wird daher vom Unterrichter felbft ein Beſcheid ertheilt, fo 
ift leßterer, dafern der Richter nicht unbedingte Gefängniß- 
firafe, fondern Geloftrafe wählt, fo abzufaffen: „— anftatt 
Acht Tage lang mit Gefängnig um Bier Thaler zu beitra- 
fen,” damit in der Appellationsinftanz fofort das Verhaͤlt— 
niß zwifchen Geld- und Gefängnißftrafe fih herausſtellt. 
Wird dagegen das Erfenntniß von der Suriftenfacultät oder 
vom Appellationsgericht gefprochen, To wird nur die Dauer 
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der Gefängnißftrafe feftgefegßt, mit dem Zufage: „oder mit 
einer (vom Richter zu beflimmenden) verhältnigmäßigen 
Geldbuße ıc.” Auch bier ift aus demfelben Grunde noth: 
wendig, daß der Richter fofort bei ber Publication fich er: 
flärt, ob und in welchem Verhältniffe er die Geldftrafe er: 
wähle. 

5) Die anderweite Vertheidigung kann auch gegen die vom 
Unterrichter gewählte Strafart gerichtet werden. (Groff 
Anmerf. z. Criminalgefeßbuche.) HI. Abthl. ©. 16. 

6) Bergl. über Geldftrafen Krug Studien ıc. I. Abthl. ©. 26 fg. 


Art 21. 
Berwandlung der Geldftrafen. 

Die Vollſtreckung einer Geldftrafe ift nicht zuläffig ge: 
gen Gemeinfchuldner und unter Euratel ftehende Verſchwender. 

In diefen Fallen fowohl, als wenn der Verurtheilte die 
Geldftrafe zu erlegen unvermögend ift, hat der Richter die: 
felbe in eine nad) dem Verhaͤltniß von Sechszehn Grofchen 
zu Einem Tage zu berechnende Gefängniß= oder, mit Beruͤck— 
fihtigung der Vorfchrift Art, 14, Handarbeitöftrafe zu ver: 
wandeln, oder e& ift bei alternativ zuerfannter Geldftrafe auf 
das im Urthel ausgefprochene Maas des Gefängniffes oder 
der Handarbeit zurüchzugehen. 


Erläuterung. 


In allen Fällen, wo neben der Geldftrafe auch Gefäng- 
nißftrafe oder Handarbeitöftrafe zuläffig ift, aber allein auf 
Geldftrafe erkannt wird, hat der erfennende Richter in den 
Entiheidungsgründen das Maas der Gefängniß= oder Hand: 
arbeitöftrafe, flatt deren die Geldftrafe eintritt, auszudrüden, 
und es ift bei einer nach Art. 21. flattfindenden Verwand: 
lung der Geldftrafe auf diefes Maas zuruͤckzugehen. 

1) (2and.= Act. v. 3.1836 fg. I. Abthl. 3. Bd. ©. 541. 
1. Abthl. 1. Bd. ©. 118. 2. Bd. ©. 761. — Mitth. ©. 
352 fg., 5674. — Land.-Act. IM. Abthl. 1. Bd. ©. 
673 fg. — Mitth. 1984. 
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Land. Act. v. 3. 1839 fg. I. Abthl. 2.30. ©. 245 fe- 
II. Abthl. 1. Bd. ©. 37 fg., 352, 361. — Mitth. L ©. 
62 fg., 498, 748. — Land. : Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 
317 fg. — Mitth. I. ©. 689 fo. 


d) Entwurf. Art. 19. „Nah den Worten obigen Artikels: 
„bat der Richter” — folgten im Entwurfe nur die Worte: 
die Geldftrafe in eine verhältnißmäßige Gefängniß-, oder 
mit Berüdfihtigung der VBorfchrift Art. 13 (Art. 14 des Gef. 
Bchs.), Handarbeitöftrafe zu verwandeln. 


Entwurf zur Erläuterung. In allenıc. — Gefängniß: 
ftrafe zuläffig, diefe aber nach Art. 20 wegen der perfün: 
lichen Berhältniffe des zu Beftrafenden nicht zu erkennen ift, 
hat der erfennende Richter im Urthel das Maas der Ge: 
fangnißftrafe, ftatt ıc. 

3) Anders, ald bei dem vorftchenden Artikel, verhält es fich 
bei der hier vorgefchriebenen Reduction der Geldftrafe auf 
Sefängnifftrafe. Hier muß ein fefter Satz der Geldftrafe 
angenommen werden, da es auf die Vermögensumftände 
hier nicht mehr ankommt. 

War jedoch auf Geldftrafe bloß alternativ erkannt, fo tritt 
das in dem Artikel beſtimmte Maas der Gefängniß- oder 
Handarbeitd - Strafe wieder in Kraft. (Kand.-Act. v. J. 
1836 fg. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 51.) 


4) Motiven zur Erläuterung. (Kand.-Act. v. 3. 1839 fg. 
1. Abthl. 1. Bd. S. 280.) In Hinficht auf die Vorfchrift 
des Art. 20, daß in allen Fällen, wo Geldftrafen alternativ 
zuläffig find, gegen Perfonen, welche in öffentlichen Aem— 
tern ftehen, oder in ftädtifchen oder ländlichen Gemeinden 
communliche Ehrenämter befleiden, das Erkenntniß nur auf 
Geldftrafe zu richten ift, hat fich fodann, wenn die aufer- 
legte Geldftrafe wegen des Unvermögens des Beftraften zu 
deren Erlegung in eine Freiheitöftrafe verwandelt werben 
muß, eine Inconvenienz infofern gezeigt, als hierbei durch 
die Beftimmung im Art. 21. die Gefängnißftrafe, infofern 
nicht alternativ erkannt ift, nach dem Verhaͤltniß von Sechs: 
zehn Grofchen für den Tag zu bemefjen, Das von dem er: 
£ennenden Richter beabfichtigte Strafmaas, je nachdem er 
dabei einen höhern oder niedrigern Satz des Verhältniffes 
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ber Geldftrafe zu der Gefängnißftrafe vor Augen hatte, ent: 
weder überftiegen oder nicht erreicht wird. Durch die ge- 
genwärtig vorgefchlagene Beflimmung wird diefer Incon— 
venienz abgeholfen. 

5) Die Deputation der UI. Kammer widerrieth in ihrem Be: 
richte die Aufnahme der Erläuterung, weil der Grund, war: 
um in den fraglichen Fallen nur auf Geldftrafe erkannt 
werben folle, Schonung des Ehrgefühls und der Verhält: 
nifje fey, diefer Zwed aber durch den Zuſatz verfehlt werde, 
obfchon er weit höher ſtehe, als die felten eintretende Incon- 
venienz, der er geopfert werden folle. (Land.-Act. v. J. 
1839 fg. Beil. z. III. Abthl. 2. Sanıml. ©. 19.) Dagegen 
wurde errinnert, daß die Inconvenienz nicht unbedeutend 
fey, die jetzige Beftimmung oft gegen den Beftraften felbft, 
und zumeilen auch gegen etwaige Mitfchuldige geradezu eine 
Ungerechtigkeit enthalte, und auch Fünftighin in den Aus: 
nahmefällen bloß auf die Geldftrafe erfannt, und neben- 
bei nur dad Maas der entfprechenden Gefängnißftrafe, ge: 
wiffermaßen bloß in den Entfcheidungsgründen, angegeben 
werben folle. Was den Zwed, die Schonung des Ehrge: 
fühl, anlange, fo werde dieſer vollftändig erreicht, denn er 
beftehe darin, daß die Geldftrafe, nicht aber die Gefäng: 
nißftrafe vollftredt werde. (Mitth. v. 3. 1839 fg. IE 
©. 692 fo., 695 fg.) 


6) Die Worte in dem Erläuterungs = Entwurfe: „wegen der 
perfönlichen Berhältniffe des zu Beſtrafenden“ find menge: 
laffen worden, weil auch der Fall eintreten kann, daß der 
Unterfuchungsrichter felbft auf bloße Geldftrafe erkennt, in 
der Folge aber fich herausftellt, daß die Geldftrafe nicht ein- 
zubringen fey. (Mitth.v.3.1839 fg. I. S. 63. — Land. 
Act. J. Abthl. 2.8d. ©. 245.) [Siehe jedoch vorftehenden 
Artikel Anmerk. 4.] 


7) Es ſteht jedoch dem Nichter auch fernerhin frei, ob er die 
Gründe der Entjcheidung dem Erfenntniffe inferiren, oder 
befonders beifügen will. (Mitth. v. 3. 1839 fg. J. S. 498. 
I. ©. 699. — Fand. ct. a. a. D. ©. 246.) 

8) Die Frage: Ob in Unterfuchungen wegen lediglich mit 
Geldftrafen bedrohter Verbrechen, wenn dieſe Geldftrafe eine 
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jolche Höhe erreicht, daß die bei vorhandenem Unvermögen 
der Bejtraften zu deren Erlegung an ihre Stelle zu fubfti- 
tuirende Strafe die Dauer von Drei Monaten Gefäng- 
niß überfleigen würde, das erfte Erfenntniß von dem Appel: 
lationsgericht abzufaflen, oder deſſen Abfaffung dem unter: 
fuchenden Richter zu überlaffen ſey? — ift dahin. zu ent: 
heiden, daß, da nach der Beſtimmung des Geſetzes v. 
30. März 1838, einige Abänderungen in dem Verfahren in 
Unterfuchungsfachen betr., Art. VIII. (Gef: u. Verordn. BI. 
v. 3. 1838. ©. 199.) in Berbindung mit der Vorfchrift des 
Geſetzes v. 28. San. 1835. 8. 38. unter 1. und 2. (Gef. 
u. Beroron. Bl. v. 3. 1835. ©. 70.) das Befugnif des 
Unterfuchungsrichters, felbft zu erkennen oder ein Urthel bei 
der Suriftenfacultät einzuholen, nur dann wegfallen foll, 
wenn das in Frage befangene Verbrechen Todes-, Zucht: 
haus- oder Arbeitshausftrafe, oder eine die Dauer von Drei 
Monaten überfteigende Gefängnißftrafe nach fich zieht, das 
Erfenntnig in dem fraglichen Falle den Untergerichten un- 
bedingt überlaffen ift. 


Act'22. 


Verwandlung der Gefängnif: oder Handarbeitsitrafe in 
förperliche Züchtigung. 

Bei Vagabunden und Bettlern männlichen Gefchlechts 
fann eine verwirkte Gefängniß= oder Handarbeitöftrafe ganz 
oder theilweife in Eörperliche Züchtigung verwandelt werden, 
infofern nad) aͤrztlichem Gutachten ihr Gefundheitszuftand 
ſolches geftattet. Unter derfelben Bedingung kann eine gleiche 
Berwandlung fattfinden, 

1) bei männlichen Perfonen unter Achtzehn Zahren, in: 
gleichen 

2) bei männlichen Verbrechern, welche fi) einer Ver: 
legung der Eigenthumsrechte aus Eigennutz, Rache, Bos— 
heit oder Muthwillen, oder der abſichtlichen Koͤrperverletzung 
anderer Perſonen (Art. 132) ſchuldig gemacht, und wegen 
deſſelben oder eines gleichartigen Verbrechens (Art, 59) be— 
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veitö zweimal Gefängniß= oder Handarbeitöftrafe erlitten ha— 
ben; es ift jedoch hierzu, außer bei Bettlern und Vagabunden, 
die Genehmigung des Bezirksappellationsgerichts einzuholen: 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©.541 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 70 fg., 1% fg. 2. Bd. ©. 50, 761. — Mitth. ©. 
211 fg., 229 fg., 354 fg., 2642 fg. — Band. Xct. 
III. Abthl. 1.Bd. ©. 676 fg. 3. Bd. S. 370. — Mitth. 
©. 1986 fg., 5125. 


2) Entwurf. Art. 20. Bei Bagabunden und Bettlern männ- 
lichen Gefchlehts ift eine verwirkte Gefängniß: oder Arbeitd- 
hausftrafe in förperliche Züchtigung zu verwandeln, info: 
fern ihre Gefundheitszuftand folches geftattet. Gleiche Ber: 
wandlung fann ftattfinden bei männlichen Perfonen unter 
Achtzehn Sahren, ingleichen bei Verbrechern, welche fich 
einer Verlegung der Eigenthumsrechte aus Eigennuß, Rache 
oder Muthwillen, oder der körperlichen Verletzung anderer 
Perfonen fhuldig gemacht haben, und bei denen die Ber: 
büßung einer Gefängniß- oder Arbeitöftrafe nicht geeignet 
feyn würde, fie von ferneren Verbrechen abzufchreden; es 
ift jedoch hierzu, außer bei Bagabunden und Bertlern, die 
Genehmigung des Appellationsgerichts einzuholen. Eine 
folche förperliche Züchtigung ift im Gerichtöhaufe, im Bei: 
feyn einer Gerichtöperfon und nöthigenfalls eines Arztes, 
ohne Zulafjung anderer Zufchauer, durch den Gerichtsdiener 
zu vollziehen. 

3) Motiven. (Land. Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 88 fo.) 

Sm vorftehenden Artikel ift in mehreren Fällen die Ver— 
wandlung verwirfter Gefaͤngniß- oder Arbeitsftrafen in För- 
perlihe Zuͤchtigung nachgelaffen worden, und es ift wohl 
nicht zu bezweifeln, daß diefelbe namentlich bei Wagabun: 
den und Bettlern auf der einen Seite weniger ftörend und 
nachtheilig, und doch auf der andern Seite weit wirf: 
famer ift, als die Vollziehung einer Gefängnißftrafe, bei 
welcher der Berhaftete oft eine befjere Verpflegung erhält, 
als er fich in der Freiheit zu verfchaffen vermag, auch häufig 
nicht einmal zur Arbeit angehalten werben kann. Bei an: 
dern Perfonen ald Vagabunden und Bettlern ift jedoch eine 
folhe Verwandlung nicht dem Unterrichter allein überlaffen, 
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fondern von der Genehmigung des betreffenden Appellations: 
gerichtö abhängig gemacht worden, da hier außer der Sub: 
jectivität de3 Verbrechers, auch die Befchaffenheit des Ber: 
brechens und die übrigen concurrirenden Umflände zu beur- 
teilen find, und hierbei ein der Aufficht der Oberbehörde 
ermangelndes Verfahren leicht zu manchen Willführlichfeiten 
und Mißgriffen führen koͤnnte. 
4) Siehe nachftehenden Artikel Anmerf. 3 und 4. 


5) Auf die Erinnerung, daß der Ausdrud „Bettler und Ba: 
gabund” unbeftimmt fey, und man namentlich nicht woiffe, 
ob nur diejenigen, welche vom Betteln Profefjion machten, 
oder auch die, welche das erſte Mal aus Noth bettelten, 
darunter begriffen feyen, wurde erwidert, daß die Frage, 
was unter VBagabunden und Bettlern zu verfiehen, dem 
Ermeſſen de3 Richters uͤberlaſſen bleiben müffe, im Sinne 
diefes Geſetzbuchs aber darunter nur ſolche Perfonen ver: 
ftanden werden fönnten, die ein herumfchweifendes Leben 
führen und durch häufiges Betteln ſich zu ernähren fuchen. 
(Mitth. ©. 355.) 


6) Bei der Beftimmung, daß bei VBagabunden und Bettlern 
die Strafe in Züchtigung verwandelt werben Fann, ift- vor- 
ausgefebt, daß der Vagabund oder Bettler ein Verbrechen 
begangen hat, das in dem Griminalgefegbuche mit Freiheits- 
firafe belegt ift; denn gegen dad Bagabundiren und Betteln 
an fich, welche Vergehen als ſolche lediglich als Polizei: 
vergehen erfcheinen, enthält das Griminalgefegbud Feine 
Beſtimmung. (Mitt. S. 1991.) Aus diefem Grunde er: 
fordert eine derartige Beftrafung ſtets ein rechtliche Er- 
fenntniß, in welchem die Strafe und deren nad) dem obigen 
Artikel zu beflimmende Verwandlung in förperliche Zuͤchti— 
gung auszufprechen if. (Groſſ Anmerf. 5. Crim. Geſ.-B. 
I. Abthl. ©. 114.) 


7) Die Frage, ob die Genehmigung des Bezirktöappellations: 
gerichts zu der Verwandlung einer verwirkten Gefängniß- 
oder Handarbeitöftrafe auch in dem Falle erforderlich, wenn 
das Dberappellationsgericht bei dem Erfenntniffe in zwei: 
ter Inſtanz für angemeffen findet, einen Theil der vermirf- 
ten Strafe durch körperliche Züchtigung verbüßen zu laffen? 
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hat das Juftizminifterium dahin beantwortet, daß es Feinen 
Zweifel darüber hege, daß die Appellationdgerichte die 
von ihnen zu ertheilende Genehmigung auf die von 
den Unterrichtern beabfichtigte Verwandlung be- 
ſchraͤnken, feineswegs auf die in den Erfenntniffen der 
obern Behörde ausgefprochenen Strafverwandlungen aus- 
dehnen würden, indem es mit den beftehenden Reffortverhält: 
niffen ganz unvereinbar fey, die Bollziehung der in der 
obern Inſtanz erfannten Strafe von einer folchen Genehmi: 
gung abhängig zu machen. (V. v. 7. Nov. 1839.) 


Ur 28 


Allgemeine Beftimmungen über Vollziehung und Mans der 
förperlichen Züchtigung. 


Die körperlihe Züchtigung wird bei Verbrechern über 
Vierzehn Fahre mit einer am Angriffe nicht über Einen Vier- 
telzoll ftarken Ruthe auf den mit dem Hemde beBleideten Rüf- 
fen, bei Knaben unter Bierzehn Jahren mit einer Ruthe von 
zufammengebundenen Birfenreifern auf das entblößte Gefäß 
vollſtreckt. | | 

Sie erfolgt ald Schärfung der Zuchthausftrafe in der 
Strafanftalt, im Fall der Verwandlung der Gefängniß: oder 
Handarbeitöftrafe im Gerichtöhaufe. 

Bor Anwendung der Eörperlichen Züchtigung bei Per- 
fonen über Zwölf Jahre ift jedesmal ein Arzt ſowohl über 
die Zuläffigfeit derfelben überhaupt, als über dad Maas der- 
ſelben zu befragen; e8 kann jedoch die Zahl der Ruthenftreiche 
weder im Fall der Scharfung noch der Verwandlung, noch 
bei der Zufammentrechnung über Neunzig fteigen. 

Bei der Verwandlung der Gefängniß- oder Handar- 
beitöftrafe in Eörperlihe Zuͤchtigung ift eine Woche der Zahl 
von Dreifig KRuthenftreichen gleicy zu achten, und bei über 
Drei Wochen anfteigenden Strafen der Weberreft u die 
urſpruͤnglich erfannte Strafe zu verbüßen. 

4* 
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1) Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 541 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
S. 128 fg. 2. Bd. ©.50, 761. — Mitth. S.212fg., 363, 
2643. — Zand,= Act. III. Abthl. 1. Bd. ©. 686. 3. Bo. 
©. 370. — Mitth. ©. 2002 fg., 5125. 


2) Entwurf. Art. 21. Die Eörperliche Züchtigung wird bei 
Berbrechern über Vierzehn Sahre mit einem ſchwachen Stode 
auf den mit dem Hemde befleideten Rüden, bei Knaben 
unter Bierzehn Jahren mit einer Ruthe von zufammenge: 
bundenen Birkfenreifern auf das entblößte Gefäß vollftredt. 
Es ift hierbei eine Gefängnißftrafe von Einer Woche der Zahl 
von Zwölf Hieben gleich zu achten, jedoch bei einer Zahl 
von Hieben über Dreifig das ärztliche Gutachten zu verneh: 
men, ob die Strafe an einem oder mehreren Tagen zu voll: 
ftreden fey. 

3) Die Verwandlung der Gefängnißftrafe in förperliche Züch: 
tigung bei Vagabunden und Bettlern dem Richter unbe: 
dingt vorzufchreiben, fchien der Deputation der I. Kammer 
darum bedenklich, weil unter denfelben doch zuweilen Per: 
fonen feyn Fönnen, für welche eine ſolche Beftrafung fehr 
hart feyn würde, und bei denen namentlid Handarbeit ein 
paffenderes Strafmittel feyn dürfte, weshalb in dem erften 
Sage des Art. 20 das Wort „ift” mit „kann“ vertaufcht 
werben möchte. 


Sie bemerkte insbefondere zu diefem und dem nachftehen- 
den Artifel in ihrem Berichte (Land.sAct. Beil. z. H. Abthl. 
1. Samml. ©. 51 fg.): 

„Se mehr überdieß die Deputation in ihrer Majorität über: 
zeugt ift, daß das Strafmittel der Eörperlichen Züchtigung 
nicht ganz zu entbehren ift, um fo mehr muß fie wünfchen, 
alle Sicherheit zu erlangen, daß baffelbe nie auf eine der 
Gefundheit nachtheilige Weife gehandhabt werde. Größten- 
theild aus diefen Anfichten find eine Reihe Vorfchläge über 
den 20. und 21. Artikel hervorgegangen, über welche man 
fih im Allgemeinen mit den Königlichen Commiſſarien geei- 
niget hat, die aber eine andere Faſſung jener Artikel nöthig 
gemacht haben.” 

Die einzelnen Bemerfungen find folgende: 

a) Es fchien nothwendig, in beiden, Artikel 20 gedachten 
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Fällen, die Vorausſetzung der Unfchädlichkeit für die Ge— 
fundheit auszufprechen, und das Einholen eines Arztlichen 
Gutachtens deshalb vorzufchreiben. 

b) An die Stelle der für die Gefundheit nicht unbedenflichen 
Stodfchläge fhlägt Die Deputation vor, Züchtigung mit 
einer dünnen Ruthe auf das Gefäß einzuführen, wobei jedoch 
deren Geltung von 12 für die Woche auf 36 zu erhöhen 
wäre; da indeß gegen dieſen Züchtigungsmobus von anderer 
Seite medicinifche Bedenken erregt worden find, fo erlaubt 
fich die Deputation vorzufhlagen, in der Schrift fi dahin 
zu erklären: 

„wie die Ständeverfammlung fich, dafern folches nach 
nochmaliger mebicinifcher Erörterung, auf welche fie hier- 
mit antrage, für unbedenflicher fich zeige, auch mit der 
Ruthenzuͤchtigung auf den Rüden einverftanden erkläre.” 

c) In Bezug auf die Zahl der nach Artikel 20 zuzuerkennen; 
den Schläge fehlt ein Marimum; daſſelbe dürfte ohnmaas— 
geblich auf 180 Schläge feſtzuſetzen feyn. 

d) Da die Deputation in dem Artikel 21 die allgemeinen Be: 
fimmungen über die Ausführung der Förperlichen Züchti- 
gung, die fi) daher auch auf die Artikel 6, 7 und 12 ge: 
dachten Fälle beziehen, zufammen zu faſſen wünfcht, fo 
möchte die Beftimmung über die Geltung der Ruthenftreiche, 
als lediglich auf die Artikel 20 erwähnten Falle fich bezie: 
hend, aus dem 21. in den 20. Artikel verfeßt werden. 

e) Nächftdem fcheint es zweckmaͤßig, daß Gefängniß auch theils 
weife in Eörperliche Züchtigung verwandelt werden fünne, 
weil die ganzliche Verwandlung entweder das geſetzliche Ma: 
ximum überfteigen, oder für den individuellen Gefundheits- 
zuftand des Sträflings bedenklich fallen Fünnte, während 
dem die lange Dauer der vollen Gefängnißftrafe wieder mit 
Nachtheil für deffen übrige Verhältniffe verknüpft wäre. 

f) Die Stärfe der anzumwendenden Ruthe möchte um fo mehr 
im Gefeße beflimmt werden, als ein folches auch im Mili- 
tairftrafgefeßbuche Artikel 34 gefchehen iſt. Ste möchte hier 
nicht über 4 Zoll am Angriffe feſtgeſetzt werden. 

g) Die Beftimmungen über diejenigen Perfonen, welche Die 

. körperliche Züchtigung zu vollziehen haben und derfelben 
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beiwohnen ſollen, moͤchte aus dem oben unter e. gedachten 
Grunde ebenfalls in Artikel 21 zu verweiſen, und das we— 
gen der in den Strafanſtalten zu vollſtreckenden koͤrperlichen 
Zuͤchtigungen Noͤthige nachzuholen ſeyn. Beſonders ſcheint 
es nothwendig, in den Strafanſtalten die Gegenwart eines 
Vorgeſetzten derſelben zu verlangen, weil das untergeordnete 
Perſonal leicht durch die lange Beruͤhrung mit den Straͤf— 
lingen abgehaͤrtet, und, beſonders gegen die Ruͤckfaͤlligen er: 
zuͤrnt, das gebuͤhrende Maas ſonſt zuweilen uͤberſchreiten 
koͤnnte. | 

Nicht minder wünfcht die Deputation, fo viel ald mög: 
ich, einen Arzt beigezogen zu ſehen, und bat deshalb die 
befchranfenden Worte: „nmöthigen Falls“, mit den allgemei- 
nen: „nad Befinden”, vertaufcht; indem fie fich befcheiden 
mußte, daß die Zuziehung eines Arztes in allen und jeden 
Fällen unausführbar feyn würde. 

Letzteres Bedenken findet bei der Förperlichen Züchtigung 
in den Strafanftalten nicht ſtatt; gleichwohl fcheint hier die 
Zuziehung des Arztes um fo wichtiger, als felbft die Vorge: 
festen der Anftalt, da Menfchen — Menfcen bleiben, von 
der oben erwähnten leidenfchaftlihen Stimmung vielleicht 
einmal nicht ganz frei feyn Fönnten. 

Um jedoch nicht durch das Geſetz Mißtrauen gegen die ' 
Direction jener Anftalten auszufprechen, hat man fich mit 
den Königlichen Commilffarien zu folgendem in der Schrift 
aufzunehmenden Antrag vereinigt: 

„Daß dur adminiftrative Verfügung dahin Vorkeh— 
rung getroffen werde, daß bei den in den Strafanftalten 
zu vollftredenden förperlichen Zuͤchtigungen jedesmal ber 
Arzt der Anftalt gegenwärtig ſey.“ 

Mit Hinfiht auf die unter a—g aufgeführten Bemer- 
fungen, ſchlug nunmehr die Deputation für die Artikel 20 
und 21 eine veränderte Faffung vor, und fuhr in ihrem 
Berichte folgendermaßen fort: 

„Aehnliche Rüdfichten auf die Gefundheit der zu Beftra: 
fenden, wie bei der förperlichen Züchtigung, treten auch bei 
ben anderen Artikel 6 und 7 gedachten Schärfungsmitteln 
ein, und es ift auch im Militairftrafgefeßbuche, Artikel 38, 
eine desfallſige Beftimmung enthalten. - 
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‚Die Deputation glaubt jedoch nicht, daß es nöthig fey, 
deshalb eine ausdrüdliche Dispofition in das Criminalge: 
ſetzbuch aufzunehmen, weil wohl ohnehin nicht zu zweifeln 
ift, daß Seiten der Berwaltung das Nöthige vorgefehrt 
werden wird; fie begnügt fich daher damit, die Aufnahme 
folgenden Satzes in die zu erlaffende ftändifche Schrift zu 
beantragen: 

„Wir hegen Seiten der Ständeverfammlung die zuver- 
fihtlihe Erwartung, daß auch die beiden andern Schär: 
fungsmittel nur dann angewendet werben würben, wenn 
fie für die Gefundheit des Sträflings unnachtheilig wären.” 


4) Die Minorität der Deputation der IL Kammer war über: 


haupt gegen Förperlihe Züchtigung, und die Majorität 
flimmte theilweife dem Artifel 20 ebenfalls nicht bei, weil, 
wie ed in deren Berichte (Land. Act. Beil. z. IIL Abthl. 


4. Samml. ©. 46 fg.) heißt, 


1) der Artikel in feiner Faſſung, da gejagt wird: daß alle 
Verlegungen des Eigenthums aus Eigennuß durch Für: 
perlihe BZüchtigung beftraft werden Fünnen, alle Dieb- 
ftähle, Betrügereien und Veruntrauungen, wobei ber Ei: 

gennutz Beweggrund und Zriebfeder ift, unter Förperliche 
Zuͤchtigung ftelt, die doch nur bei Beichädigungen aus 
Bosheit, Rache oder Muthwillen fich würde rechtfertigen 
laſſen, * 

2) man auch bei koͤrperlichen Verletzungen aus Fahrlaͤſſig— 
feit die Eörperliche Züchtigung nicht für zweckmaͤßig hielt, 

3) die in dem Artikel angenommene Strafart für den Rüd: 
fall bloß angenommen werben zu Eönnen ſchien, da fie 
dann nur ohne übergroße Härte zu verfchulden, zur An: 
wendung zu bringen, 

4) au die Majorität davon fich nicht überzeugen Fonnte, 
daß Perfonen unter 18 Jahren, ohne das bei Sünglingen 
infonderheit zu erhaltende Ehrgefühl zu untergraben und 
zu erftiden, Förperlichen Züchtigungen zu unterwerfen. 

Die Majorität beantragte daher aus diefen Rüdfichten und 

Gründen eine veränderte Faſſung. 
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Art. 24. 
Deffentliche Befanntmachung vollzogener Strafen. 


Außer den Fällen, wo die öffentliche Bekanntmachung 
ergangener Straferkenntniffe beſonders vorgefchrieben iſt, 
bleibt es dem Zuftizminifterium vorbehalten, in einzelnen 
dazu geeigneten Unterfuchungen die Namen der Verbrecher, 
die verübten Verbrechen, und die ihnen auferlegten Strafen 
auf angemefjene Weife zur öffentlichen Kenntniß bringen zu 
laſſen. 


1) Land.⸗Act. II. Abthl. 1. Bd. S. 129 fg. 2. Bdo. S.50. — 
Mitth. S. 363 fg., 2643. — Land.-Act. III. Abthl. 1. Bd. 
©. 686 fg., 699 fg. — Mitth. S. 2003 fg., 2040. 

2) Entwurf, Art. 22. Gleichlautend. 

3) Motiven, (Kand.-Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 89 fg.) 


Die öffentliche Bekanntmachung vollzogener Zodesftrafen 
ift bereitö durch die Verordnung vom 27. December 1834 
porgefchrieben; auch in dem die Verlegungen der Ehre be: 
treffenden Kapitel des fpeciellen Theils ift ftatt der bisher 
üblichen Art der Privatgenugthuung die Bekanntmachung 
ber, deshalb verbüßten Strafen theil3 nachgelaflen, theils 
angeordnet. Allein von dieſen befondern Vorfchriften abge: 
fehen, fcheint es zwedmäßig, eine folche Öffentliche Bekannt: 
machung vollzogener Strafen auch für andere Fälle vor: 
zubehalten, wo entweder das häufige Vorkommen eines 
Berbrechend, wie es 3. B. vor wenigen Jahren rüdfichtlich 
der Brandfliftungen vorzüglich an den eigenen Gebäuden 
ber Fall war, eine befondere Abfchredung und Einfhärfung 
der dagegen beftehenden Strafgefege wünfchenswerth macht, 
oder die Perfönlichkeit des Verbrechers oder die Beichaffen- 
heit des Verbrechens Veranlaffung giebt, die erfolgte Be: 
firafung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

4) Gegen diefe Beftimmung ift zwar in einer öffentlich erfchie: 
nenen Kritit des Entwurfs eingewendet worden, daß folche 
eine in die Hände einer Verwaltungsbehoͤrde gelegte will: 
führliche Straffchärfung enthalte, und eben deshalb mit 

6, 52 der Berfaflungsurfunde im Widerfpruche ftehe, der 
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felbit dem Könige das Recht abfpreche, zuerfannte Strafen 
zu fchärfen. Dagegen läßt fich jedoch einwenden, daß mög- 
lichftes öffentliches Bekanntwerden bei jeder Strafe fchon 
nach ihrem Zwede in der Abficht des Geſetzgebers liegen 
muß; wenn man aljo der Staatsregierung das Recht vor: 
behält, nach Umftänden die Strafe öffentlich befannt zu 
machen, fo räumt man ihr dadurch eigentlich nicht mehr 
ein, als wozu diefelbe im Grunde in jedem Falle berechtigt 
ift. Der aus ber Staatöverfaffung hergenommene Grund 
dürfte aber darum nicht haltbar feyn, weil, felbft abgefehen 
davon, daß hier eigentlich eine Strafichärfung nicht vorliegt, 
ber angezogene $. dem Könige nur das Schärfungsrecdht als 
einen Theil der Königlichen Prärogative im Gegenfage zu 
dem Begnadigungs= und Abolitionsrechte abfpricht, wodurch 
natürlich nicht ausgefchloflen ift, daß in einzelnen Fällen 
einer VBerwaltungsbehörbe ein folches Befugniß gegeben wer: 
den kann. (Land.:Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 
54 fg.) 


Drittes Rapitel. 


Bon Vollendung und Verſuch verbrederifher Hand: 
lungen. 


Art. 25. 
Bollendung des Verbrechens. 

Auf die volle gefeglihe Strafe (Art. 42) einer gefeg- 
widrigen Handlung ift nur dann zu erkennen, wenn biefe 
Handlung völlig beendigt, und, im Fall ein beflimmter Er: 
folg zu den gefeglichen Erforderniffen des Verbrechens gehört, 
auch diefer eingetreten ift. 

1) Land. Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 134. — Mitth. ©. 


389. — Land.⸗Act. IN. Abthl. 1. Bd. S.700. — Mitth. 
©. 2041. 


2) Entwurf. Art. 23. In felbigem fehlte die Verweifung auf 
Art. 42, 


3) Bei diefem Artikel warf die — der II. Kammer 
die Frage auf: 
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„Bas ift unter der vollen gefeglichen Strafe zu verfte- 
ben, das Marimum, Medium oder Minimum ber für ein 
einzelnes Verbrechen angebrohten Strafe 2” 

Bei nochmaliger Erwägung Fam diefelbe jedoch immer 
wieder zu der Ueberzeugung zurüd, daß weder das eine noch 
das andere als volle gefegliche Strafe angenommen werben 
könne, vielmehr dem einfihtsvollen gewiſſenhaften Richter 
in jedem einzelnen Falle überlaffen feyn müffe, welche Strafe 
innerhalb des ihm gelaffenen Spielraumd nach Objectivität 
und Subjectivität als bie volle gefeßliche anzunehmen fey; 
in dem einen Falle könne fie das Minimum, in dem andern 
dad Marimum ſeyn. Der Begriff einer poena ordinaria, 
wie er bei abfoluten Strafen befteht, Eönne in diefem Sinne 
bei relativen Strafen nicht anwendbar gemacht werden. 
(Land. = Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 48). 


Art. 26. 
Strafen des Verſuchs. 


Iſt bei einem beabfichtigten Verbrechen der Verbrecher 
1) durch Außere Umftände an der Vollendung der unter- 
nommenen gefegwidrigen Handlung verhindert, oder 
2) auf gleiche Weife der Erfolg der von ihm vollendeten 

Handlung abgewendet worden, oder hat er 
3) zu der Ausführung des von ihm beabfichtigten Verbre— 
chens irriger Weiſe oder aus Mangel an Einficht ein 
völlig untaugliches Mittel gewählt, ober 
4) das gewählte taugliche Mittel in unzureichender oder 
unzwedmäßiger Art angewendet, 
fo ift auf eine verhältnigmäßig geringere Strafe, als die 
auf die vollendete verbrecherifche That gefeßte zu erkennen. 
Diefe Tann, wenn das beabfichtigte Verbrechen mit Zodes-, 
oder lebenslänglicher Zuchthausſtrafe bedroht ift, bis zu zwan⸗ 
zigjähriger Zuchthauöftrafe erften Grades, und bei andern 
Strafen bis zu Zwei Drittheilen derfelben gefleigert werden. 
Bei befonders hoher Gefährlichkeit des Verbrechers kann, 
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wenn das Verbrechen mit Todeöftrafe bedroht ift, und bie 
Falle unter 2 und A eintreten, ausnahmsweiſe lebensläng- 
lihe Zuchthausſtrafe erkannt werden. 


1) Land. - Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 544. IL. Abthl. 1. Bd. 
©.134 fg. 2.Bd. ©.51. — Mitth. ©. 389 fg., 2643. — 
Land.- Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 701 fg., 3.30. ©. 
370. — Mitth. S. 2041, 5125. Ä 

2) Entwurf. Art. 24. Der Schluß war folgendermaßen ab- 
gefaßt: Diefe kann, befonders in den vorgedachten Fällen 
unter Num. 2 und A, wenn das beabfichtigte Verbrechen 
mit Todes- ober lebenslänglicher Zuchthausſtrafe bedroht ift, 
bis zu zwanzigjährigem Zuchthaufe eriten Grades, und bei 
andern Strafen bis zu zwei Drittheilen derſelben gefteigert 
werben. 

3) Dadurch, daß nur ein Marimum, nicht auch ein Minimum 
für dad Strafmaas beſtimmt ift, ift dem Richter ein großer 
Spielraum gegeben, um nad) den Verhältniffen jeden befon: 
bern Falles die Strafe abzumeflen. Bei dem Verbrechen 
gegen das Eigenthum ift ed fehr fchwierig, beftimmte Grund: 
fäbe über die Abmeffung der Strafe auszufprechen, weil 
fi in den meiften Fällen gar nicht voraudfegen läßt, wie 
viel die Verlegung des fremden Eigenthbums betragen haben 
würde, wenn das Verbrechen vollendet worden wäre, indem 
man nicht wiflen kann, was ber Dieb von den vorgefunde: 
nen Effecten an fich genommen haben würde. Allein es 
giebt gewifle Verhältniffe, nach denen der Richter auch in 
folhen Fällen die Strafe bemefien kann; wie z.B. ſchon 
aus der Wahl der Mittel, deren der Verbrecher zu der Aus— 
führung des Diebſtahls fich bedient, die befondere Gefeswi- 
brigkeit des Willens zu erkennen feyn wird. (Mitth. ©. 
2043). Aus diefen Sründen hat denn auch das App.:Ser. 
z. Leipzig im April 1840 einen rüdfälligen Dieb, welcher 
das Behältniß bereits durch Inſtrumente erbrochen hatte, 
obſchon ein beflimmtes Object nicht vorhanden war, mit 
mehrmonatlicher Arbeitshausftrafe belegt. Denn da ein 
Diebftahl mit Einbruch bei der geringften Summe mit Ar: 
beitöhaus bis zu Einem Jahre beftraft werden, die Strafe 
des Verfuchd aber bis zu Zwei Drittheilen des vollendeten 
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Verbrechens fteigen kann, fo würbe bei bewieſener bejonderer 
Böswilligkeit fogar eine Arbeitshausftrafe von Acht Mona- 
ten fich rechtfertigen laffen. (Mitth. ©.2043). Ueberall ift 
jedoch zugleich auf die im 42. Art. enthaltenen Beftimmun: 
gen Rüdfiht zu nehmen, (Mitth. S. 2044) die Strafe 
aber niemals nach dem bedrohten Gute zu beftimmen, da- 
fern nicht der Dieb gewußt, daß dieſes Gut an dem frag: 
lichen Orte vorhanden, und die Abficht gehabt, daffelbe zu 
ftehlen. (Mitth. Ebendaf.) 

4) Dad App. Ger. 3. Zwidau hatte in einer Sache zur 
Rechtfertigung der erkannten Strafe die Behauptung aufge: 
ftellt, daß der Richter bei Beftrafung des Verfuchs nad) den 
Borfchriften des 26. Artikels nur rüdfichtlich des Strafma= 
rimi gebunden, rüdfichtlic) des Minimi aber in Beziehung 
auf Strafart nicht gebunden fey; allein das Db. App. 
Gericht hat diefe Anficht nicht gebilliget, vielmehr dagegen 
angeführt: Der Richter dürfe nach Art. 42 (die Falle aus: 
genommen, in welchen das Gefeß felbft das Gegentheil aus: 
drüdlich geftattet) von der im Gefege beftimmten Strafart 
nicht abweichen. Der Art. 26 feße in Anfehung der Stra: 
fen des Verfuchs feft, daß diefelben verhaͤltnißmaͤßig ge: 
ringer, als die auf die vollendete That gefegten feyn follen. 
Diefe Faffung (vergl. auch den legten Abfchnitt des Art. 18) 
zeige an, daß die Strafart felbjt beibehalten werden, daß. 
aber nur ein Theil der ordentlichen Strafe eintreten folle. 
Dabei fey jedoch der Richter nicht an das im 17. Artikel 
angegebene Minimum der in Frage flehenden Strafart ge- 
bunden, er dürfe vielmehr unter dafjelbe herabgehen. In 
ſolchen Fällen (andre hierher gehörige find: ungleihe Theil— 
nahme, Begünftigung und Borenthaltung des Gefundenen, 
vergl. Art. 45, 46 und 241) komme aber dann die Beftim- 
mung Art. 18 im legten Abfchnitte zur Anwendung, d. h. 
wenn die Quote der Strafe das Art. 17 feftgefeste Mini: 
mum nicht erreicht, fo fey auf die zunachft niedrigere, oder 
wenn aud das Minimum diefer Strafart nicht erreicht wird, 
auf die darauf folgende niedrigere Strafart, unter Berüd: 
fichtigung der Geltung diefer Strafarten (Art. 53) überzu: 
gehen. (Jahrb. f. Saͤchſ. Strafreht J. Bd. 1.Hft. ©. 116 
fg. Dagegen Blöde ebendaf. 2. Hft. S. 230. fg.) 
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5) Die am Scyluffe des Artikels ausgefprochene lebensläng: 
liche Zuchthausftrafe wird insbefondere dann in den gebach- 
ten Fällen angemeffen feyn, in welchen der Richter, wenn 
ihm folches annoch geftatter wäre, fich bewogen gefunden 
haben würde, die fernere Enthaltung des Verbrechers im 
Zuchthaufe nach geendigter Strafzeit anzuordnen. (Groſſ 
Anmerf. 3. Grim. Geſ.-B. I. Abthl. ©. 116.) 

6) Der Behauptung (Krug Studien ıc, I. Abthl. ©. 51.), daß 
durch die von dem Geſetze erfolgte Auszeichnung der Falle 
unter 2 und 4 im Allgemeinen eine geringere Strafbarkeit 
der Fälle unter Ä und 3 nicht folge, ift nicht beizupflichten - 
(vergl. a. Herrmann Beurtheilung des Entw. d. Crim. 
Geſ.-Bchs. ©. 68), theils weil das Geſetz felbft jene Falle 
auszeichnet, theild aber auch, weil diefelben an fich in der 
Regel ald fchwerer erfcheinen. (Vergl. auch den Bericht der 
Deputation der I. Kammer, [Land.= Act. Beil. z. II. Ab- 
thl. 1. Samml. S. 55 fg.] worin die Deputation, unter Ein= 
verftändnig der Regierungscommiffarien, vorichlägt, Die 
Worte: „befonders ic. 2 und 4” in dem Artikel wegzulaffen, 
dafür aber an defjen Schluffe beizufügen: „In den Fällen 
unter 2 und 4”, welche überhaupt befonders ftreng zu 
ahnden find, fann, wenn das Verbrechen mit der. Todes: 
ftrafe bedroht ift, auch bis zu lebenslänglicher Zuchthaus: 
ftrafe geftiegen werden.” Es verfteht fi von ſelbſt, daß 
im concreten Falle auch hier bei dem Vorhandenfeyn fub- 
jectiver Milderungsgründe eine mildere, dagegen bei bewie— 
fener vorzüglicher Böswilligkeit in den Fallen unter 1 und 3 
eine ftrengere Ahndung ftattfinden kann, allein durch dieſe 
Ausnahmfälle wird obige Regel nicht aufgehoben.) 

8) Vergl. über Beftrafung des Verfuhs Krug Studien ıc. 1. 
Abthl. S. 50 fe. 


“th 27: 


Konnte an dem Gegenftande, gegen welchen die gejeß- 
widrige Handlung gerichtet war, eine Rechtöverlegung nicht 
begangen werden, fo ift der Thaͤter mit einer dem Grade der 
an den Tag gelegten Böswilligkeit angemeffenen Strafe bis 
zu vierjährigem Arbeitähaufe zu belegen. 
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1) Land.: Act. Il. Abthl. 1. Bd. ©. 134, 136. — Mitth. ©. 
389 fg., 392. — Land.-Act. III. Abthl. Bd. 1. S.702. — 
Mitth. S. W045. 

2), Entwurf. Art. 25. Anftatt der Worte: „der an den Zag 
gelegten Boͤswilligkeit“ — flanden im Entwurfe die Worte: 
„des an den Tag gelegten gefeßwidrigen Willens.” 

3) Die mannigfadhen, gegen die beiden Beſtimmungen ber Ar: 
tifel 24 unter 3 und 25 des Entw. erhobenen Bedenken, 
daß dadurch bloß die Abficht des Handelnden, die gar kei⸗— 
nen Erfolg haben konnte, beftraft werde, theilte die Depu— 
tation der J. Kammer nicht; es fchienen ihr vielmehr jene 
Falle ganz nach Analogie des Verfuchd behandelt werben zu 
müffen, da bei erfteren fo gut, als bei leßterem, eine auf. 
einen gefeßwidrigen Erfolg gerichtete äußere Handlung vor: 
liege, die nur durch Umftände, welche nicht in dem Willen 
des Thaͤters ftehen, jened Erfolgs entbehre. Ob jene Um: 
flände in einem Irrthume über den Gegenftand, oder in ei- 
ner verfehlten Wahl des Mitteld, oder in aͤußeren Hinder- 

‚niffen begründet, koͤnne den Hauptgeſichtspunkt nicht ver: 
rüden. Welcher Unterfchieb fey z. B. zwifchen dem, ber 
auf den Schatten deöjenigen fchießt, den er töbten will, und 
dem, ber ihn aus einem andern Grunde fehlt?” ([D. i. der 
den Schatten für einen Menfchen hielt. Mitthl. ©. 390.) 
Land.:Act. Beil. z. Ik. Abthl. 1. Samml. ©. 56.) 

4) Auf die Erinnerung, daß wenn im Artikel 25 des Ent: 
wurfs gefagt werde, e3 fey der Thäter mit einer dem Grade 
des an den Zag gelegten gefehwidrigen Willend angemeffe: 
nen Strafe zu belegen, es fcheine, als ob hier die Strafe 
auf eim nicht wefentliched Moment gefebt fey, da ed vielmehr 
darauf anfomme, welches Gut von dem, der verlegen wollte, 
zu verlegen beabfichtigt worden, indem Jemand den ent: 
fchiedenften gefegwidrigen Willen an den Zag legen koͤnne, 
und dennoch, wenn er nur aufein kleines geringfügiges Gut 
eined Andern gerichtet, die Strafe gering ausfallen müffe, 
wurde von Seiten der Staatöregierung ergegnet, daß ber 
Grad des gefegwidrigen Willens nicht bloß nach fubjectiven, 
fondern auch nach objectiven Rüdfichten zu meſſen fey, d. h. 
nad) der Größe des Gutes, das der Verbrecher durch feine 
Handlung hat verlegen wollen. (Mitth. S. 390. fg.) 
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Art. 28. 


Gin Verbrecher, der von einem bereits begonnenen ver- 
brecherifchen Unternehmen, ohne durch äußere Umftände ge— 
hindert worden zu feyn, freiwillig wieder abfteht, iſt höch- 
ftend mit einjähriger Arbeitshausftrafe zu belegen, infofern 
nicht dasjenige, was er zu der Ausführung ded Verbrechens 
fehon gethan hat, an und für fich eine verbrecherifche Hand: 
lung in ſich begreift, und als ſolche eine größere Strafe nad) 
fich zieht. | 

1) Land.:Act. II. Abthl. 1.Bd. ©. 136. — Mitth. ©. 392. 
fg. — Land.⸗Act. IH Abthl. 1. Bd. S. 702. fg. — Mitth. 
©. 2045. fg. 


2) Entwurf. Art. 26. Gleichlautend. 


3) Die Deputation der II. Kammer, (Land.:Act. Beil. II. 
Abthl. 1. Samml. ©. 49. fg.) Fonnte mit dem Gefegent: 
wurfe fich nicht einverftehen, war vielmehr der Anficht, daß, 
wie diefes auch beftimmt ift in den Entwürfen für Würtem: 
berg Art. 67, Hannover Art. 34, Norwegen III. 6, Strom: 
becks Art. 66, in dem Falle, wenn der Verbrecher von einem 
bereit3 begonnenen Verbrechen, ohne durch äußere Umftände 

‚ gehindert worden zu feyn, freiwillig abfteht, eine gänzliche 
Straflofigkeit eintreten müffe, in fo fern nicht dasjenige, 
was er zu Ausführung des Verbrechens fchon gethan, an 
und für fich ſtrafbar iſt. Es wurde daher beantragt, daß 
anftatt: „iſt höchftend mit einjähriger Arbeitshausftrafe zu 
belegen, gefagt werde: „ift ſtraflos“, und am Ende an— 
flatt: „eine größere Strafe”, gefegt werde: „eine Strafe.” 

Die Deputation begründete biefe ihre Meinung darin, daß 
die Verhütung der Verbrechen durch Zuficherung der Straf: 
lofigfeit in dem angegebenen Falle werde befördert werben, 
während die Androhung einer, wenn auch gelindern Strafe, 
nur zu leicht dazu führen Fönne, daß derjenige, welcher ein 
Berbrechen begehen will, es vorzieht, die Handlung zur 
Ausführung zu bringen, um deren Früchte zu genießen, an: 
flatt der Stimme der Reue Gehör zu geben und dad Ber: 
brechen zu unterlaffen. Hierzu fomme, daß, da nad) Art. 
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65 der Dieb, welcher einen nicht ausgezeichneten Diebſtahl 
begangen hat, wenn er aus eigenem Antriebe den Berlebten 
vollftandig entichädigt, ftraflos iſt, es hiermit in Wider: 
fpruch treten würde, wenn derjenige ftrafbar feyn follte, der 
den Diebftahl nur verfucht, nicht vollbracht hat, vor der 
VBollbringung davon zurüdgetreten ift. Diefe Gründe ſchie— 
nen der Deputation zu wichtig zu feyn, als daß fie dem Be— 
denken hätten weichen fünnen, daß die ausgefprochene Straf: 
lofigfeit wohl dazu führen würde, es möchte der Verbrecher 
um fo eher dadurch zu einem Verſuche verleitet werden Fön: 
nen, mit der Vorausſetzung, daß ihm immer noch, wenn er 
fieht, daß das Verbrechen nicht auszuführen fey, der Rüd: 
tritt freiftehe. Die Beihränfung, — ohne durch Außere 
Umjtände gehindert worden zu feyn, — leifte dagegen voll- 
ftändige Gewähr. 


Dagegen erklärte die Staatsregierung, daß man insbe: 
fondere den Umſtand ins Auge zu faſſen habe, daß Hand— 
lungen, die eine bloße Vorbereitung bezeichnen, ohne daß 
die Ausführung des Verbrechens angefangen, ſtraflos feyen, 
dagegen ber Berfuch beftraft werde, infofern der Verbrecher 
durch untaugliche Mittel oder durch Außere Umftände von 
Begehung des Werbrechens abgehalten worden fey; wolle 
man nun in dem im obigen Artikel erwähnten Falle Straf: 
lofigfeit eintreten laffen, fo würde der Verbrecher, wenn 
man ihn wegen Verſuchs ftrafen wolle, ftet3 fagen, er würde, 
wenn man ihm Zeit gelafjen, aus freiem Antriebe von der 
Bollendung abgeflanden feyn. Er würde ſich fogar, im 
alle er geftört worden, auf freiwillige Zurüdtreten beru- 
fen. Die Beflimmung, daß der Dieb bei freiwilliger Rüd: 
gabe des Geftohlnen ftraflos, fey lediglich) im Intereſſe des 
Berlegten angeordnet worden. (Mitth. ©. 2046.) 


4) Die in obigem Artikel gedachten Handlungen find von den 
im nachftehenden Artikel erwähnten vorbereitenden Hands» 
lungen zu unterfcheiden. Die legtern find ſtraflos. Bei 
den erfteren muß vom Verbrecher ſchon zur thätlichen Aus: 
führung gefchritten, der Verſuch begonnen worden feyn. 
(Mitth. ©. 2048.) 
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Art. 29. 


Handlungen, wodurd die Ausführung eines beabfich- 
tigten Verbrechens erſt vorbereitet, aber noch nicht angefan- 
gen worden, unterliegen feiner Strafe, in fo fern fie an fich 
felbft nicht ftrafbar find. | 

1) Land.-Act. I. Abthl. 1. Bd. S.136. — Mitth. S.393. — 

Land.⸗Act. IH. Abthl. 1.30. ©. 704. — Mitth. ©. 2048. 


2) Entwurf. Art. 27. Derfelbe enthielt annoch den Zufaß: 
es Fann jedoch nach Befchaffenheit der Umſtaͤnde die Stel: 
lung des Thaͤters unter polizeiliche Aufficht angeordnet werden. 

3) Die Deputation der I. Kammer, (Land.-Act. Beil. z. II. 
Abthl. 1. Samml.S,56) ſchlug, unter Beiftimmung der König» 
lichen Sommiffarien, den Wegfall des obgedachten Zufages vor, 
theilö weil diefe Beftimmung ald rein polizeilich nicht ins 
Criminal: Gefegbuch gehört, theild weil fi die Befugniß 
zur Anwendung einer folchen polizeilichen Aufficht von felbft 
verfteht, au der Erwähnung derfelben an einer Stelle aber 
und Uebergehung an einer anderen, eine Befchränkung ber 
Polizeigewalt in diefem Bezug gefolgert werden Fönnte. 

Die Deputation der II. Kammer ſprach fich ebenfalls für 
den Wegfall des fraglichen Zufates aus, jedocdy aus andern 
Gründen. Sie bemerkte deßfalls in ihrem Berichte (Land.- 
Act. Beil. z. III Abthl. 1. Samml. S.50): Die Erfahrung 
hat gelehrt, daß das Stellen unter polizeiliche Aufficht eine 
eben fo theoretifch ungerechte, ald practifch unnüßliche ift. 
Wenn ein Verbrecher die nach dem Geſetz ihn treffende 
Strafe erbuldet hat, fo muß auch der Rüdtritt in das bür: 
gerliche Leben ihm nicht erfchwert werden; härter noch würde 
ed feyn, wenn man den ÖStraflofen fogar noch unter poli- 
zeiliche Aufficht ftelen und damit firafen wollte. Die Po: 
lizei hat im Allgemeinen die Pflicht, Aufficht darüber zu 
führen und Sorge zu tragen, daß keine Verbrechen began= 
gen werben, fie hat diefe Fürforge gleichmäßig in Anfehung 
aller Staatsbürger. Sol das Urthel mit der Freifprechung 
zugleich die Stellung unter polizeiliche Auffiht ausfprechen, 
fo würde diefes einen Widerfpruch enthalten in Freifprehung 
für dad Vergangene und Berurtheilung für die Zukunft we- 
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gen des Bergangenen, welches man für ftraflos erachtet 
hat. Sol aber das erfennende Gericht ermächtigt werben, 
der Polizeibehörde außer dem Urthel noch eine befondere 
Notiz zur Nachachtung zu geben, fo würde diefed den Un: 
bilden einer geheimen Polizei die Pforten öffnen. Aus bie: 
fen Gründen beantragt die Deputation den Wegfall des Zu— 
ſatzes am Schluffe des Artikels. 

Sn der L. Kammer machte der Referent bei der Berathung 
die Bemerkung, daß die Deputation der II. Kammer den 
Wegfall, jedoh aus andern Gründen, beantragt habe, 

“ und daß ed zwedmäßig ſey, bei der Annahme des Artikels 
zu erklären, daß nicht jene Motiven untergelegen 
hätten. Hierauf wurde der Vorfchlag der Deputation ein: 
flimmig angenommen. (Mitth. S. 393.) In der II. Kam: 
mer fand der Artikel und die vorgefchlagene Weglaffung 
ohne weitere Bemerkung Annahme (Mitth. S. 2048). 


Art. 30. 

Jede Berbindung Mehrerer zu einem gemeinfchaftlichen 
gefebwidrigen Zwede ift nicht ald nur vorbereitende Hand: 
lung anzufehen, fondern als Verſuch des beabfichtigten Ver: 
brechens zu beftrafen. 

1) Zand.:Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 136. — Mitth. 393. — 
Land.:Act. IH. Abthl. 1.Bd. S.704 fg. — Mitth. S.2048. 
2) Entwurf. Art.28. Gleichlautend. 


3) Der Begriff Vereinigung, Berabredung, Berbins 
dung feßt nur die Zahl von Zwei Perfonen voraus. Ob. 
Appell. Ger. 1840. 


Biertes Kapitel. 
Vomrechtswidrigen Borfage und von der Fahrläffigfeit. 


Art. 31. 


Bei einer mit Vorfag verübten geſetzwidrigen Handlung 
ift der eingetretene Erfolg auch dann ald von dem Thäter be- 
abfichtigt anzunehmen, wenn er diefen Erfolg nicht ausfchließ- 
lich, fondern denfelben, oder eine andere Rechtöverlegung, die 
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eben fowohl daraus entftehen Fonnte, bewirken wollte, oder wenn 
‚die Handlung von einer ſolchen Befchaffenheit war, daß der 
Thaͤter den wirklich eingetretenen Erfolg vorausfehen mußte. 


1) Land.-Act. II. Abthl. 1.Bd. ©. 137. — Mitth. ©. 393, 
— Land.-Act. HI. Abthl.1.3d. &.705. — Mitth. S.2049. 


2) Entwurf. Art. 30, Sleichlautend. 


Obigem Artikel ging im Entwurfe annoch ein anderer 
Artikel (29) voran, weicher fo lautete: „Eine dem Strafge: 
jege zuwibderlaufende Handlung Fann entweder mit Vorſatz 
oder aus Fahrläfigkeit begangen werden.” 


3) Die Deputationen hatten in ihren Berichten folgende Be: 
merfungen gemacht, und zwar 

I. Die Deputation der J. Kammer (Kand.⸗Act. Beil. z. 
II. Abthl. 1. Samml. ©. 56. fg.): 

A. Zu Art. 29 des Entwurfs. 

Es ſchien der Deputation erforderlich, Vorſatz oder Fahr— 
laͤſſigkeit (lolus oder eulpa) als Vorbedingungen aller Straf— 
barkeit, durch eine praͤceptivere Faſſung dieſes Artikels in 

ein gehoͤriges Licht zu ſetzen, indem mehrere Faͤlle denkbar 
ſind, die im VII. Kapitel des Entwurfs fehlen, wo demnach 
in Ermangelung einer jener Vorbedingungen keine Strafe 
eintreten kann. In Folge deſſen hat man ſich mit den Koͤ— 
niglichen Commiſſarien uͤber folgende Faſſung des Artikels 
29 vereiniget: 

„Eine dem Strafgeſetze zuwiderlaufende Handlung kann 

nur dann ſtrafbar ſeyn, wenn ſie entweder aus Vorſatz 

oder aus Fahrlaͤſſigkeit begangen worden iſt.“ 


B. Zu Art. 30 des Entwurfs. 

„Dieſer Artikel enthält die vollkommen ſachgemaͤße Beftims 
mung, daß der ſogenannte dolus indeterminatus bem dolo 
determinato gleich zu achten fey, und daß, wenn der Thaͤ— 
ter den Erfolg vorauöfehen mußte, der dolus präfumirt wird, 
- wodurch natürlich der Nachweis ded Gegentheild nicht aus: 

gefchloffen iſt.“ 
Bei der Berathung wurde jedoch bemerft, daß von einer 
eigentlichen Präfumtion nicht die Rede feyn Fönne, man 
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aber vorausfegen müffe, daß der, welcher ein Verbrechen be- 
gangen, ed mit Ueberlegung gethan habe, (Mitth. ©. 393). 


II. Die Deputation der II. Kammer (Land.-Act. Beil. 

zur IH. Abthl. 1. Samml. ©. 50 fg.) 
Zu Art. 29 des Entwurfs. 

Damit derjenige, welcher ein Verbrechen begeht, nicht 
durch nichtige Entfchuldigungen der Strafe entgehe, der 
Myſticismus, der leider mehr und mehr über Deutfchland: 
Norden und Sübden ſich verbreitet, nicht auch noch miß— 
braucht werben fönne, dem Verbrecher Straflofigfeit zu ge: 
währen, um endlich die in der Theorie flreitige Frage, in 
wie fern Befchaffenheit des Beweggrundes und Entzweds 
von Einfluß feyn koͤnne bei Beurtheilung eines Verbrechens, 
ald eined vorfäßlich begangenen, zu befeitigen, empfiehlt 
die Deputation ald Artikel 29 b. den 50. Artikel des Wir: 
tembergfchen Entwurfs: 

Der rechtswidrige Vorfaß wird weder durch den Wahn, 

als ob die durch das Gefeß verbotene Handlung nad) dem 

Gewiffen oder der Religion erlaubt geweſen, noch durch 

die Unwiffenheit über die Art und Größe der Strafe, noch 

dur die Befchaffenheit des Beweggrundes oder Ent: 

zweds, um deſſen Willen der Entichluß zur That gefaßt 

worden, ausgefchloflen. 
Bei dem Stande der fähhfifchen Griminalgefeßgebung vor 
dem Erfcheinen des Griminalgefeßbuchs konnte der Fall vor: 
fommen, daß ein Verbrecher eine fcheinbare Entfchuldigung 
davon entnahm, daß ihm das Strafgefes unbefannt gewes 
fen, das, im 16. oder 17. Jahrhunderte erlaffen, nur aus 
dem Codex Augusteus verjehen werden konnte. Iſt dies 
fem Uebelftande durch Bekanntmachung eined Griminalge: 
ſetzbuchs begegnet, ift dieſes verftändlich, und hat der Staat: 
bürger ſich allein die Schuld beizumeffen, wenn er es unter: 
(äßt, fi damit befannt zu machen, fo kann er auch ferner- 
bin mit dem Borwande der Unwiffenheit fich nicht fchüßen. 

Bei der Berathung erklärte die Staatsregierung in dieſer 
Beziehung, daß fie gegen die Nichtigkeit ded Satzes etwas 
nicht einzuwenden, deſſen Aufnahme aber nicht für nothwen: 
dig gehalten habe, weil die in dem Gefege auögefproche: 
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nen Zurechnungs= und Milderungsgründe ihm nicht entge: 
genftänden; allein feine Stellung gehöre in das Kapitel über 
die Zurechnung. (Mitth. ©. 2049.) 

5) Die Anfangsworte des Artifels beweifen, daß zum Bor: 
handenfeyn eines dolofen Verbrechens „eine mit Vorſatz ver: 
übte gefeßwidrige Handlung‘ erforderlih. Daraus folgt, 
daß fein doloſes Verbrechen vorliegt, wenn der Thäter eine 
erlaubte Handlung vorgenommen, ungeachtet er den ein: 
getretenen rechtöwidrigen Erfolg vorausgefehen hat. Es ift 
jedoch diefer Satz nur mit Einfchränfung zu verftehen, und 
infonderheit der Zhäter, dafern nachgewiefen werben kann, 
daß er die an fich erlaubte Handlung in der Abficht vorge: 
nommen, den rechtöwidrigen Erfolg herbeizuführen, als do— 
lofer Verbrecher zu betrachten und zu beftrafen. 

6) Die Worte: „voraudfehen mußte” enthalten nad) einer 
Erklärung der Staatsregierung zugleich auch den Fall, wo 
der Thaͤter den Erfolg mit Wahrfcheinlichfeit vorausfehen 
fonnte, indem der Begriff des „vorherſehen müffen‘ nur 
durch die Wahrfcheinlichkeit des Erfolgs bedingt ſey. (Mitth. 
S. 502 und 527). Daß aber das bloße Bewußtfeyn der 
Möglichkeit nicht ausreicht, verfteht fich von felbft. Krug 
Studien ıc, I. Abthl. ©. 57. 

7) Ueber dolus indirectus vergl. Krug a. a. DO. ©. 54 fg. 


Art: 32, 


Eine bei dem Mangel rechtswidrigen Borfages aus _ 
Fahrläffigkeit entftandene Rechtöverlegung ift nur in den im 
Gefege beftimmten Fällen mit Strafe zu belegen. 

1) Land.-Act. II. Abthl.1.3d. ©. 137. — Mitth. S.393.— 
Land.-Act. IH. Abth. 1.Bd. ©.705. — Mitth. ©. 2049. 
2) Entwurf. Art. 31. Gleichlautend. 
3) Die hierher gehörigen Falle find: 
Art. 127. Zödtung aus Fahrläffigkeit. 
= 430. Berheimlihung der Niederkunft ohne die Abficht 
das Kind zu tödten, infofern durch erftere das Ab- 
leben des Kindes veranlaßt worden. 
138. fg. Verlegung der Gefundheit durch Fahrläffigkeit. 
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Art. 182. Aus Fahrläffigkeit begangene gemeingefährliche 


- 
- 


Handlungen. Zu diefen find zu rechnen: Brand- 
ftiftung; Vergiftung öffentlich verkäuflicher Waa— 
ren oder anderer zum öffentlichen Gebrauche die: 
nender Gegenftände; Ueberſchwemmungen mit Ge: 


. fahr für Menfchen oder deren Wohnungen; Be: 


fhädigung von Brüden, Kunſtſtraßen oder an: 
derer zum öffentlichen Gebrauche dienender Bau: 
werfe, insbefondere auch von Eifenbahnen, info: 
fern dadurch das Leben oder die Gefundheit an: 
derer Perfonen in Gefahr gefebt wird; Verbrei— 
tung von Viehſeuchen; Vergiftung von Weiden, 
um fremdes Vieh zu bejchädigen. 


187. Leichtfinniger Bankerott. | 
Nur diefe Falle find im Gefeßbuche namentlich aufgeführt, 


und da die Diöpofition ded 32. Artifeld auf das Beftimm- 
tefte eine weitere Ausdehnung der Strafe auf rein culpofe 
Vergehen als unzuläffig erfcheinen läßt, fo fallt es bedenf: 
lich, annoch bei andern, eine Fahrläffigkeit enthaltenden Faͤl— 
len die im Criminalgefeßbuche auf das dolofe Verbrechen ge— 
festen Strafen analog anzumenden. 


Günther Erim. Geſ.-Bch. f. d. Kr. ©. Art. 32 rechnet 


noch zu den Verbrechen der leßteren Art: 
Art. 155 Widerrechtliches Gefangenhalten eines Menfchen, 


- 
- 
— 
- 


(da foldhes auch ohne dolus denkbar, und unter 
Bezugnahme auf die Worte: „oder auf andere 


Weiſe.“) 


159 Unbeabſichtigte Toͤdtung oder Beſchaͤdigung einer 
Genothzuͤchtigten. 

191 Stoͤrung gottesdienſtlicher Handlungen. 

222 Den Fall der Bigamie, wo das Ableben des Ab— 
weſenden aus wahrfcheinlichen Gründen voraus: 
zufehen gewefen. 


: 323 Verlegung pflihtmäßiger Verfchwiegenheit. 

4) Die Fahrlaͤſſigkeit fegt, wenn fie ald Verbrechen beftraft 
werden foll, eine mit Bewußtfeyn unternommene Handlung 
voraus, bei welcher aber der eingetretene Erfolg nicht beab- 
jichtiget gewefen ift, und nicht mit Beftimmtheit (oder einer 
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derfelben nahe ftehenden Wahrfcheinlichkeit) hat vorausges 
feßt werden fönnen. Mitth. S. 430 fg. 

5) Ueber die Beftrafung der culpa vergl, Krug Studien 
©. 59 fo. 


Fünftes Kapitel. 
Bon der Eheilnahme an einem Verbrechen, der Beihülfe 
und Begünftigung. 
| Art, 33. 
Gleiche Theiluahme an verbrecheriſchen Handlungen. 

Haben mehrere Perfonen nach vorgängiger ausdrüdli- 
cher Verabredung oder ftilfchweigender Uebereinkunft gemein- 
ſchaftlich eine verbrecherifche Handlung ausgeführt, fo ift ei- 
nem Jeden von ihnen die That ganz beizumeffen. 

Eine gleiche Zurechnung der That findet bei denjenigen 
ftatt, welche das Verbrechen gemeinfchaftlich mit dem Thäter 
befchloffen, und entweder vor der Ausführung Beihülfe dazu 
geleiftet haben, oder bei der Vollbringung gegenwärtig gewe- 
fen find. 

1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. S.130fg., 544 fg. II. Abthl. 
1.30. S. 137. 2. Bdo. ©. 927 fg. — Mitth. ©.393 fg., 6167 
fg. — Land.-Act. III. Abthl. 1. Bo. S. 705 fg. 3. Bd. ©. 
819. — Mitth. S. 2049 fg., 6365. 


2) Entwurf. Art. 32. Haben mehrere Perſonen nach vor⸗ 


gängiger ausdrüdlicher Berabredung oder ſtillſchweigender 
Uebereinfunft mit vereinigten Kräften gemeinfchaftlich eine 


“ verbrecherifche Handlung ausgeführt, fo ift einem Jeden von 


ihnen die That ganz beizumeffen. 

3) Motiven. (Land. Act. I. Abthl. 1.Bd. S. 89.) Bei den 
BVorfchriften über die Beftrafung gleicher Theilnehmer an 
einem Werbrechen ift ber durch bie zeitherige Gefeßgebung 
aufgeftellte Grundſatz verlaffen worden, daß bei Verbrechen 
gegen das Eigenthum, namentlich bei Diebftählen, von dem 
Betrage des Entwendeten jedem Theilnehmer fo viel, als er 
bei gleicher Theilung erhalten haben würde, zugerechnet und 
hiernach die Strafe für einen jeden beſtimmt wurde; viel: 


— — 
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mehr ift ausgefprochen, daß in den Fällen, wo bei Beftim- 
mung der Strafe auf die Größe des Werths der Sache, 
an welcher dad Verbrechen begangen wurde, Rüdficht zu 
nehmen ift, jedem XZheilnehmer der volle Betrag diefes 
Werthes anzurechnen if. Es fcheint kaum nöthig zu feyn, 
diefe Abänderung der früheren Gefeßgebung zu rechtfer: 
tigen, da gewiß feinem, der mit dem Gange der Sädjfi- . 
ſchen Griminalrechtöpflege befannt ift, entgangen feyn wird, 
welche Snconfequenzen und Incongruitäten die gedachte Be: 
ſtimmung nad) fich zieht. Auch ift der nun angenommene 
Grundfag in der neuern Griminalgefeßgebung faft allge: 
mein, namentlih in dem Baierfchen Entwurfe Art. 305, 
dem Hannoverfchen Art. 281, und dem Würtembergjchen 
Art. 301 anerkannt. 


4) Der ſehr ausfuͤhrliche Bericht der Deputation der J. Kam— 
mer enthaͤlt ruͤckſichtlich dieſes Artikels folgende Bemerkun- 
gen (Land.-Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. S. 537 fg.): 
Schwierig wird die Sache, ſobald mehrere Schuldige (correi) 
vorhanden ſind. Hier kann naͤmlich zuerſt die Schuld ſich 
ſo theilen, daß der Eine das wirklich veruͤbte Verbrechen 
beſchloſſen hat, ohne es auszuführen (intellectueller Urheber), 
und ber Andere es nur im Auftrage des Erfteren ausge— 
führt hat (phyfifcher Urheber). In diefem Falle find offen: 
bar beide in voller Schuld. Auch enthält rüdfichtlicy der 
intellectuellen Urheber Artikel 35 (Art. 36 des Geſ.-Bchs.) 
das Nöthige; indeß es wegen des bloß phyſiſchen Urhebers 
einer befonderen Beſtimmung an fich nicht bedarf, 

Anders wieder verhält es fih, wenn die That felbft eine 
gemeinfchaftliche war, und hier fann die mehrere oder min- 
dere Schuld entweder nach der Zheilnahme an der Hand: 
lung felbft, oder nach der Zheilnahme am Entfchluffe be- 
urtheilt werden. 

Hierbei ift der Gefichtöpunft feftzuhalten, daß gleiche Theil- 
nahme den Eintritt der vollen Strafe bewirkt (Art. 42 des 
Entw, oder 44 ded Geſ.-Bchs.) welche jedoch innerhalb 
des gefeglichen Strafmaafes, in verfchiedenen Graben, nach 
der individuellen Strafbarkeit zuerkannt werben kann; wo- 
gegen ungleiche Eheilnahme die Strafe felbft herabfest, Der 


sur 
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Entwurf feßt das Hauptunterfcheidungsmerktmal der gleichen 
und ungleihen Theilnahme in die Mitwirkung bei der That 
und unterfcheidet 
1) gleiche Theilnehmer, d. i. folche, die bei der Haupt: 
that mitgewirkt haben, es fey nun in Folge ausbrüd- 
lichen Beichluffes oder ſtillſchweigender Webereinkunft. 
(Art. 32 des Entw. oder Art. 33 des Geſ.-Bchs.); 

2) ungleiche Zheilnehmer, welche Rath, Anfchlag ober 
Beihülfe geleiftet haben, vorausgeſetzt, daß fie Die That 
nicht mit befchloffen hatten (Art. 36 des Entw. oder Art. 
37 des Geſ.-Bchs.); 

3) Beguͤnſtiger, welche bloß nach der That dem Verbrecher 

behuͤlflich ſind (Art.37 des Entw. oder 38 des Geſ.-Bchs.). 

Hier ſcheint zuvoͤrderſt eine Luͤcke vorhanden zu ſeyn, indem 
man nicht abſieht, wie diejenigen zu beurtheilen ſind, welche 
zwar das Verbrechen mit beſchloſſen, aber dann nur Bei— 
huͤlfe geleiſtet haben, ohne bei der Hauptthat mitzuwirken, 
z. B. wenn Jemand die Vergiftung mit verabredet, und in 
Folge deſſen das Gift verſchafft hat. 

Die meiſten fremden Geſetzgebungen legen uͤberdieß auf 
den gemeinſchaftlichen Beſchluß einen groͤßeren Werth und 
beſtimmen, daß, wenn derſelbe vorhanden war, alle diejeni— 
gen, welche in Folge defjelben vor, bei oder nach der. That 
mitgewirkt haben, als gleiche Theilnehmer betrachtet werden 
ſollen. | 

Und nicht zu verfennen ift ed, daß die Theilnehmer an 
einem folchen Complotte gewiffermaßen phufifche und intel: 
lectuelle Urheber zugleich find. 

Die Ausdehnung einer folhen Beftimmung auf die Bei: 
huͤlfe nach der That fcheint der Deputation indeß darum 
bedenklich, weil der Theilnehmer in diefem Falle doch eigent: 
lich als phyfiicher Urheber der That, die ohne fein Zuthun 
erfolgt ift, nicht betrachtet. werden Fann, feine Qualität als 
intellectueller Urheber — die Willensbeftimmung der übri- 
gen Theilnehmer durch feinen Beitritt — aber mehr auf 
einer Hypothefe beruht. 

Auch hat der neuefte Baierfche Entwurf die gleiche Theil: 
nahme beim Complotte auf die Beihülfe vor oder bei der 
That befchränft. 
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Ueberbieß dürfte die Beftimmung des Art. 32 (33 des 
Geſ.-Bchs.), der bei der Zheilnahme an der Haupthand- 
lung, neben der ausdrüdlichen Verabredung, auch ftill: 
fchweigende Webereinfunft für genügend zum Begriff der 
gleichen Theilnahme erklärt, ſchon darum an fich fachgemäß 
erfcheinen, weil - 
4) dadurch der gewöhnlichere Fall, wo eine ausdrüdliche 
Berabredung mangelt, getroffen wird, und 

2) dadurch die fchwierigen Beſtimmungen in Betreff der 
Banden, (verbrecherifcher Verbindungen zu einer unbe 
flimmten Anzahl Verbrechen) die in anderen Gefeßbü> 
chern mehrere Artikel füllen, überflüffig werben. 

Es bleibt ſonach nur der Fall, der nach vorhergegangenem 
Eomplotte vor der That geleifteten Beihülfe übrig. Be: 
denflich möchte es feyn, auch hier bei ftillfchweigender Ue: 
‚bereinkunft den Begriff der gleichen Theilnahme eintreten 
zu. laffen, weil hierunter faft alle Falle der Beihülfe ſubſu— 
mirt werden fünnen, indem eine foldye, wenn fie flrafbar 
feyn fol, mindeftens ein Mitwiffen des die Behhälfe Leiſten⸗ 
den vorausſetzt. 

Dagegen iſt die Deputation der Anſicht, daß bei ausdruͤck⸗ 
lichem gemeinſchaftlichen Beſchluſſe des Verbrechens die ge— 
leiftete Beihülfe vor der That den Huͤlfeleiſtenden zum glei⸗ 
chen Zheilnehmer machen müfje, indem hier nicht nur ber 
auf das Verbrechen gerichtete Wille vorhanden war, fonbern 
auch durch eine auf deſſen Ausführung gerichtete That fich 
fund. gegeben hat. So wirb z.B. im obgedachten Falle 
wohl nicht zu bezweifeln feyn, daß derjenige, welcher nad) 
vorhergegangenem gemeinfchaftlihen. Befchluffe das Gift 
verfchafft hat, ald wirklicher Giftmifcher zu betrachten und 
in die volle Strafe zu nehmen fey. Auch würde durch Auf: 
nahme einer folhen Beftimmung zugleich die oben erwähnte 
Luͤcke ausgefült. 

Die Deputation jchlägt daher zu Art. 32 folgenden Zu: 
fa vor: 

„Dafjelbe findet ftatt bei denjenigen, welche das Verbre— 
chen gemeinfchaftlicy mit dem Xhäter befchloffen, und, ohne 
an der. Ausführung felbft Theil zu nehmen, vor Ausführung 
der hat Beihülfe geleiftet haben. 
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Nächft dem hat man fich zu diefem Artifel mit den König- 
lihen Commifjarien vereiniget, auf den Wegfall der Worte: 
„mit vereinigten Kräften‘, welche bereits in dem Begriffe 
der gemeinfchaftlichen Ausführung enthalten find, anzutragen.‘ 

Auch der Deputation der UI. Kammer fchienen die Worte: 
„mit vereinigten Kräften‘ theild überflüffig, theils geeignet, 
Mißverſtaͤndniſſe herbeizuführen, in wie fern man unmittel: 
bare Förperlihe Theilnahme an Begehung der verbrecheri: 
fhen Handlung dabei vorausfegen würde, was die Abficht 
des Gefeßentwurfs nicht fey. (Land. Act. Beil. z. III. 
Abthl. 1. Samml. ©. 51). 

5) In dem Decrete an die Stände (Land. - Act. I. Abthl. 
3. Bd. ©. 130 fg.) erklärte die Staatsregierung: „Es fann 
der Fall eintreten, daß Iemand mit Andern eine verbreche: 
rifhe That befchließt, ohne vor der, Ausführung der That 
irgend einige Beihülfe zu leiften, und entweder bei der Aus— 
führung gar nicht gegenwärtig ift, oder doch an derfelben 
auf feine Weife thätigen Antheil nimmt. Im erftern Falle 
wird er den ungleichen Zheilnehmern beizuzählen feyn, im 
zweiten den gleichen &heilnehmern, da er wenigftens durch 
feine Gegenwart bei der Ausführung des Verbrechens fich 
zur Mitwirkung bereit gezeigt hat.” 

6) Es verfteht fi von felbft, daß Derjenige, welcher bei der 
Vollbringung nur zufällig gegenwärtig gemefen ift, zur Mit: 
wirkung aber fich nicht hat geneigt finden laffen, nicht als glei: 
cher Eheilnehmer angefehen werben fann. (Mitth. S. 6167). 

7) Der früher befolgte Grundfaß, daß mehrere gleiche Theil- 
nehmer mit gleicher Strafe zu belegen feyen, kann nach An- 

leitung des 42. Artifeld feine Anwendung mehr finden. Es 
ift vielmehr bei dem phufifchen Urheber fowohl als bei den 
Zheilnehmern die Strafe ganz nad) der gezeigten Böswillig- 
feit und der bewiefenen Thätigkeit innerhalb des Straf; 
maafes verhältnigmäßig zu beftimmen. 

8) Ueber die Xheilnahme am Verbrechen vergl. Krug Stu: 
dien. S. 64 fg. 


art 3 
Es iſt ſonach bei denjenigen Verbrechen, wo bei Beftim- 
mung der Strafe aud) der Werth, welchen der Gegenftand 
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des Verbrechens hat, zu berüdfichtigen ift, bei Feſtſetzung der 
Strafe für jeden einzelnen Theilnehmer der volle Betrag die- 
ſes Werthes zum Grunde zu legen. 


1) Land. Act. II. Abtht. 1. Bd. ©. 137. — Mitth. 394. — 
Land. Act. III. Abthl. I. Bd. ©.706. — Mitth. S.2050. 

2) Entwurf, Art. 33. „Es ift c. — aud die Größe des 
Werths der Sache zur berüdfichtigen ift, an welcher das 
Verbrechen begangen wird, bei Feſtſetzung ꝛc.“ 


Art 35. 

Haben einer oder mehrere ſolcher vereinigter Verbrecher 
bei Ausführung des Verbrechens eine Handlung fich zu Schul 
den Eommen laffen, welche nach den vorhandenen Umftänden, 
als in der Verabredung oder Webereinkunft begriffen, nicht 
betrachtet werden konnte, fo ift diefe Handlung den übrigen 
Mitgliedern der verbrecherifchen Vereinigung nicht zuzurechnen. 


1) Land.- Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 545. U. Abthl. 1 Bd. 
©. 137. — Mitth. ©. 394. — Land. Act. III. Abthl. 
1. Bd. ©. 706. — Mitth. S. 2050. 

2) Entwurf. Art. 34. Wird von einem oder Mehrern folder 
vereinigter Verbrecher bei der Ausführung des befchloffenen 
Verbrechens noch ein anderes Verbrechen begangen, fo fällt 
denjenigen, welche an der Veruͤbung des letztern Verbrechens 
feinen heil genommen haben, nur das früher befchloffene 
Verbrechen zur Laft. j 

3) Die in das Geſetzbuch aufgenommene Faſſung ift von der. 
Deputation der I. Kammer vorgeichlagen worden, welche 
deßfalls in ihrem Berichte folgendes bemerkte (Land. = Act. 
Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 59): 

Die Beſtimmung .diefes Artikels fcheint etwas zu be= 
fchränft, indem nicht nur dann, wenn ein anderes Verbre- 
chen, als das befchloffene, fondern auch, wenn daffelbe Ber: 
brechen in einem höheren Grade begangen wurde, bie übti- 
gen Theilnehmer Feine Schuld an einer folchen Ueberfchrei- 
tung tragen. Es darf jedoch hierin auch nicht zu weit ge: 
gangen werden, indem bie Grenzen ber Verabredung ge: 
meiniglich nicht genau beftimmt find, und die Vermuthung 


* 


— 
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meift gegen diejenigen gilt, welche fich einmal ‘zu einem 
Berbrechen vereiniget haben. Es wird daher immer darauf 
ankommen, in dem concreten alle nach der Gefammtheit 
der vorhandenen Umftände zu beurtheilen, ob die That des 
Einzelnen, als innerhilb der Verabredung begriffen, zu be- 
trachten ift, oder. nicht. 

Denjenigen, welche ohne an der Hauptthat Theil zu neh: 
men nach dem zu Artikel 32 (vergl. oben Art. 33) gemach— 
ten Vorſchlage als gleiche Theilnehmer zu betrachten find, 
kommt bei diefer Beſtimmung das zu Gute, daß bei ihnen 
nachgewiefen werden muß, der aggravirende Umftand fen 
als in der ausdrüdlichen Verabredung mit liegend zu 
betrachten, während bei dem Theilnehmer an der Hauptthat 
auch ftillfchweigende Uebereinkunft gilt. 


Art, 36. 
Berleitung. 


Diejenigen, welche Andere zu der Ausführung einer 


ftrafbaren That durdy Gewalt, Drohung, Befehl, Auftrag, 
BVerfprechen oder Geben einer Belohnung, Ueberredung, ab- 
fihtliche Erregung oder Benußung eines Irrthums beftimmen, 
find mit der diefer That geſetzlich angedrohten Strafe gleich: 
falls zu belegen. Es ift hierbei denfelben jedes nicht aus— 
drüclich ausgenommene Verbrechen, welches ald Mittel zu 
der Ausführung jener That nothwendig war, und jedes Ver— 
brechen, welches als unvermeidliche Folge aus derfelben ent= 
ftanden ift, zuzurechnen. 


» Land.= Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 131, 545 fg. U. Abthl. 


1. Bd. ©. 137 fg. 2. Bd. ©. 51, 927 fg. — Mitth. ©. 
394 fg., 2643 fg., 6167. — Zand.»Act. III. Abthl. 1. Bd. 
©. 706. 3. Bd. ©. 879. — Mitth. S. 2050 fg., 6365. 
2) Entwurf. Art. 35. Diejenigen, welche Andere zu der Aus: 
führung einer flrafbaren That durch Ueberredung, Berfpre: 
chungen, Gefchente oder Zwang beflimmen, find mit ber 
diefer That gefeßlich angedrohten Strafe gleichfalls zu be- 
legen. Es ift hierbei ıc. 
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3) Die Deputation der I. Kammer beantragte die Einfchal- 
tung der Worte: „Auftrag” und „abfichtlihe Erregung 
oder Benugung eines Irrthums“. In leßterer Beziehung 
wurde folgender Fall angeführt: 

Eine Frau, welche mit ihrem Manne in Uneinigkeit Iebte, 
hörte, daß ed ein Mittel gebe, die erftorbene Liebe ihres Gat- 
ten zu weden, Abergläubifch genug wendete fie fih an einen 
Nachbar, der lange ſchon verborgener Feind ihres Mannes 
war, und erhielt von ihm die Erklärung, daß durch Anwen: 
dung eines gewiſſen Pulvers, welches aber giftiger Natur 
war, bie Liebe wieder hergeftellt werden könne. Der Mann 
fiarb an den Folgen des gefährlichen Kiebeserperiments. — 

Wenn nun bier, fährt der Bericht fort, der Feind des - 
Ehemannes unzweifelhaft einen Irrthum in der Ehefrau 
erregte, und diefen zu feiner verbrecherifchen Abficht benußte, 
fo wird es fich gewiß vollfommen rechtfertigen, ihn unter 
diefem Artikel mit zu begreifen. 

Die Deputation der II. Kammer war der Anficht, daß 
im Artikel nicht alles dasjenige erwahnt fey, was unter den 
Begriff der Berleitung wohl geftelt werden müfje, fam 
daher auf den Begriff des Anftifters nach Art. 53 des Han: 
noverfhen Entwurfs zurüd, und beantragte nachſtehende 
Faſſung: 

Diejenigen, die Andere zu Ausfuͤhrung einer ſtrafbaren 
That 
a) durch Gewalt, Drohung, Befehl, Auftrag, Verſprechen 

oder Geben eines Lohnes, 

b) durch Rath, Verfuͤhrung, Ueberredung oder dringendes 

Bitten, 
ce) durch abſichtliche Erregung oder Benutzung eines Str: 

thums beſtimmen, 
find mit der dieſer That ıc. (Kand.-Act. Beil. z. III. Abthl. 
1. Samml. ©. 51). . 

In Bezug auf diefe Faffung, welche auch zum Zheil in 
der I. Kammer Anklang fand, erklärte die Staatsregierung: 
Sey ber „Rath” ein folcher, welcher ven Verbrecher zur 
Unternehmung ber gefeßwibrigen That wirklich verleiten 
konnte, fo erjcheine er als „Weberredung”, und gehe er 
nicht fo weit, daß er eine Weberredung begründet, fo fey 
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deffen Aufnahme in diejen Artikel, wo nur die gleiche Theil: 
nahme beftimmt werde, nicht zwedmäßig. Nur dann, wenn 
der Verleitete dur den Rath ganz allein zur Ausführung 
der Zhat beftimmt worden, und wo von Seiten des Rath: 
gebers eine Zheilnahme am Beſchluſſe felbft ftattgefunden 
(wa im Allgemeinen nicht anzunehmen) Fönne man ven 
Rathgeber ald gleichen Theilnehmer betrachten. Mit der 
„Berführung” ſey es eben fo, da dieſe zugleich in der 
Ueberredung liege; ftehe fie aber neben der Ueberredung, fo 
müfje man noch etwas Anderes darunter verftehen als folche, 
und das fönne zu weit führen. Nicht minder liege „drin: 
gendes Bitten” in dem Begriffe „Ueberredung”. (Mitth. 
©. 394 fg., 2051, 2052, 6167. — (ELand.⸗Act. J. Abthl. 
3. Bd. ©. 131). 

4) Das Wort „beſtimmen“ bezeichnet hier den „Anftifter”, 
wie er im fpeciellen &heile (3.8. Art. 83, 110 und 113 fg. ze.) 
genannt wird. 

5) Krug in feinen Studien ıc. I. Abthl. ©. 71 fg. bemerft 
fehr richtig, daß das am Schluffe des Artikels befindliche 
Wort „„derfelben” nicht auf das Wort Ausführung”, fon: 
bern auf das Wort „That“ zurüdzubeziehen fey, daß es 
hart feyn würde, dem Auftraggeber alle Folgen zum dolus 
anzurechnen, welche der Beauftragte durch ungefchidte Aus: 
führung des Auftrags herbeigeführt hat, und daß man den 
Worten „unvermeidliche Folge” eine zu weite Ausdehnung 
geben würde, wenn man darunter alle diejenigen Folgen 
verftehen wollte, die durch die befondere- Handlungsweife 
des Beauftragten unvermeidlich geworden. 

Nur dann ift das Verbrechen dem Anftifter zum Vorſatze 
mit anzurechnen, wenn er wußte, daß daſſelbe als Mittel 
zu der Ausführung des beabfichtigten Verbrechens angemwen: 
det werden konnte. (Schüler Beiträge z. Beurthl. d. Gri: 
minalgeſetzbuchs. ©. 35). 


Art, 37. 
Ungleiche Theilnahme. 
Im mindern Grade flrafbar machen fich diejenigen, 
welche entweder eine verbrecherifche That mit Andern verab- 
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:eden, oder zu der Verübung eines von Andern befchloffenen 
Verbrechens Rath und Anfchlag geben, oder Beihülfe dazu 
leiften, ohne jedoch an der Ausführung felbft auf irgend eine 
Weiſe perfönlich Theil zu nehmen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 131. U. Abthl. 1. Bd. 
S. 139. 2.8. ©.761, 927 fg. — Mitth. ©. 396, 5674, 
6167. — Land.= Act. III. Abthl. 1. Bd. ©. 707. 3. Bd. 
©. 819. — Mitth. S. 2053, 6365. | 

2) Entwurf. Art. 36. Sm mindern Grade ftrafbar machen 
fich diejenigen, welche zu der Verübung einer von Andern 
befchloffenen verbrecherifchen That Rath und Anfchlag geben 

oder Beihülfe dazu leiften, ohne bei der Ausführung des 
Verbrechens felbft perfönlich mitzuwirken. 

3) Vergl. Art. 33, Anmerf. 4 fg. 

4) Zu den ungleichen Theilnehmern gehören auch diejenigen, 
welche Andern die Mittel zu der Ausführung verbrecherifcher 
Handlungen im Allgemeinen verfchaffen, ohne von dem ein: 
zelnen beabfichtigten Verbrechen Kenntniß zu haben, 3. B. 
ein Schloffer, der für verbächtige Perfonen Dietriche verfer: 
tiget hat. (Groff Anmerf. z. Eriminalgejegbuche. I. Abthl. 
©. 118). 

5) Hat Iemand mit einem Andern dad Verbrechen zwar be- 
fchloffen, allein vor der Ausführung feine Beihülfe geleiftet, 
ift auch bei der Vollbringung nicht gegenwärtig gemefen, 
und nicht ald Verleiter zu betrachten, er hat,aber nach der 
Ausführung thätige Beihülfe geleiftet, fo paßt weder ber 
33. noch der 37. Artikel den Worten nach auf diefen Fall, 
ed dürfte jedoch derfelbe unbedenklich unter den lebtgedach: 
ten Artikel zu fubfumiren feyn. (Vergl. Krug Studien ıc, 
I. Abthl. ©. 79). 


Art. 38. 
Bepgünftigung. 

Wer einem Berbrecher nach vollbrachter That durch 
Verhehlung oder Unterftügung zur Flucht, durch Verbergung 
oder Wegfchaffung der Gegenftände des Verbrechens, durch 
Unterdrückung oder Vernichtung der Spuren oder Anzeichen 
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der ftrafbaren Handlung Beihülfe leiftet, ift ald Begünftiger 
des verübten Verbrechens zu beftrafen. " 

Begünftiger, welche die hier erwähnten Handlungen dem 
Verbrecher vor der That zugefagt haben, find den ungleichen 
Theilnehmern gleich zu achten. 

1) Land.»Xct. I. Abthl. 3. Bd. ©. 546. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 139, 2. Bd. ©. 761. — Mitth. ©. 396, 5675. — 
Land.-Act. III. Abthl. 1. Bd. ©. 708. — Mitth. ©. 
2053. | 

2) Entwurf. Art. 37. Als Begünftiger eined verübten Ber: 
‚brechen find zu beftrafen, welche einem Verbrecher nad) 
volbrachter That durch Verhehlung oder Unterflügung zur 
Flucht, durch Verbergung oder Wegichaffung der Gegen: 
ftände des Verbrechens, durch Unterbrüdung oder Vernich— 


tung der Spuren oder Anzeichen der flrafbaren Handlung 
beförderlich find. 

3) Die Deputationen beider Kammern beantragten den Zus 
faß, weil nicht nur die Abficht folcher Begünftiger auf Be: 
‚förderung der verbrecherifchen That gehe, fondern auch die 
ertheilte Zuficherung offenbar zu der Willensbeſtimmung 
der Andern mit gewirkt, ja vielleicht die That felbft erft 
möglich gemacht habe. (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 
1. Samml. S. 61. — Beil. ;. III. Abthl. 1. Samml. ©. 52.) 


Art. 39. 
Unterlafiene Verhinderung eines Verbrechens, 

Als Begünftigung des Verbrechens ift ed auch anzu= 
jehen, wenn Jemand glaubwürdige Nachricht von dem Vor— 
haben eines Hochverraths, Staatöverraths im Kriege, Auf: 
ruhrs, Morde, einer Körperverlegung unter den Art. 132 
unter 5 angegebenen Verhältniffen, Nothzucht, eines Raubes, 
Diebftahld mit Waffen, einer Brandfliftung, oder Verferti— 
gung falfcher Münzen vor der Ausführung des Verbrechens 
erhält, und ſolches nicht durch zeitige Anzeige bei der Obrig- 
keit oder einer dadurdy bedrohten Perfon zu verhindern fucht. 
Bei allen andern Verbrechen ift eine folche Unterlaffung nur 
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dann für eine Beguͤnſtigung zu achten, wenn die Berhinde- 
rung ber ftrafbaren ®hat wegen eines-eignen mittelbaren oder 
unmittelbaren Vortheils dabei, oder mit Verlegung einer 
Amtöpflicht unterbleibt. 


1) Land.:Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 131, 546 fg. TI. Abthl. 

1. Bd. S. 139 fg. 2.Bd. S. 51 fg., 761, 927 f9.— Mitth. 

©. 396 fg.,. 2644, 5674, 6167 fg. — Land.-Act. III. Abthl. 

1.8. ©. 710 fg., 715. 3. Bd. ©. 371, 819. — Mitth. 
&.2080 fg., 2082 fg., 5125, 6365. 


2) Entwurf. Art. 38. Als eine Begünftigung des Verbre— 
chens ift es auch anzufehen, wenn Iemand glaubwürdige 
Nachrichten von dem Vorhaben eined wenigftend mit Ar: 
beitöhauöftrafe belegten Verbrechens erhält, und folches nicht 
der Obrigkeit oder einer dadurch bedrohten Perfon anzeigt. 
Jedoch find Ehegatten, Verwandte in auffteigender und ab: 
fteigender Linie und Gefchwifter gegen einander weder zur 
* Anzeige bei einer öffentlichen Behörde, noch zu einer Be: 
nachrichtigung des Gefährdeten, wenn diefe ein Einfchreiten 
ver Behörde nach fich ziehen würde, verbunden. 

3) Wegen der Ausnahmen vergl. Art. 41. 

4) Es wird eine „glaubwürdige”, d. i. eine zuverläffige 
Wiffenfchaft vorausgefegt. (Mitth. S. 2644). 


5) Auf die Erinnerung, daß, da (nad) Maasgabe des 29. Ar- 
tifeld) Handlungen, wodurd die Ausführung eines beab: 
fichtigten Verbrechens erft vorbereitet, aber noch nicht ange: 
fangen worden, infofern fie an fich felbft nicht ftrafbar, kei— 
ner Strafe unterliegen, e8 zu weit gehen würde, wenn man 
im Allgemeinen die Verpflichtung aufftelle, daß Anzeige er: . 
folgen müffe, fobald man erfahren, es. habe Semand einen 
ftrafbaren Borfab gefaßt, daß vielmehr da, wo feine Strafe - 
auf den Vorſatz eintrete, auch feine Denunciation erforder: 
lich fey, weil außerdem die Eigenheit fich herauöftellen würde, 
daß der Handelnde felbft ungeftraft bleibe, Dagegen derjenige, 
welcher zufällig von der Handlung Kenntniß erlangt habe, 
wegen unterlaffener Anzeige in Strafe verfalle — wurde 
erwibert, daß nicht eine Handlung angezeigt werben folle, 
welche firafbar fey, fondern ein Verbrechen, welche Demand 
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erft begehen wolle, Damit diefem die Behörde worbeuge, es 
jolke die Anzeige nicht erfolgen, um die vorbereitende Hand- 
lung zu unterfuchen und zu beftrafen, fondern um die Ver: 
übung des Verbrechens zu verhindern. (Mitth. S. 2084). 


Art. 40. . 


Hinfichtlich bereitd verübter Verbrechen ift die Linterlaf: 
fung der Anzeige, außer bei Perfonen, welche Amtöhalber. bei 
erlangter Wiffenfchaft zu der Anzeige verpflichtet find, und 
außer den Durch die Gefeße befonders beftimmten Fällen, nur 
dann ald Begünftigung des Verbrechens anzufehen, wenn 
Semand, welcher von dem Thaͤter eines Verbrechens Kennt: 
niß hat, und weiß, daß ein Unfchuldiger deshalb in Unter- 
fuchung gezogen worden ift, die Anzeige des wahren Thäters 
unterlüßt. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 546 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 139 fg. — Mitth. ©. 396 fg. — Land.-Act. II. 
Abthl. 1. Bd. ©. 710 fg., 715 fg. — Mitth. ©. 2082 fg. 

2) Entwurf. Art. 39. Die Unterlaffung der Anzeige eines 
bereitö verübten Verbrechens ift bei Perfonen, welche nicht 
Amtshalber bei davon erlangter Wiffenfchaft zu einer folchen 
Anzeige verpflichtet find, außer den durch die Gefege aus— 
druͤcklich beſtimmten Fällen, für eine Begünftigung nicht zu 
achten, und auch unter der erwähnten Vorausſetzung nicht 
ftrafbar, wenn bei dem Berbrechen die im Art. 38 (vergl. 
Art. 39) benannten Angehörigen besjenigen concurriren, dem 
das Berbrechen befannt wird. 

3) Die jeßige Faffung des Artikels hat derfelbe auf den An: 
trag der Deputationen beider Kammern erhalten. (Land.: 
Act. Beil. z. I. Abthl. 1 Samml. ©. 61. — Beil. z. III. 
Abthl. 1. Samml. ©. 53 fg.). | 

A) Wegen der Ausnahmen rüdfichtlich vermanbeter ze. Perfo: 
nen vergl. Art. 41. 


Art. 41 


Ehegatten, Verwandte in auf= und abfleigender Linie, 
Gefhwifter und Verfchwägerte bis mit dem zweiten Grade, 
6* 
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Pflegeältern nnd Pflegekinder des Verbrechers werden, im 
Fall fie nicht Amtshalber zur Verhütung und Anzeige von 
Verbrechen verbunden find, nicht beftraft, 

1) wegen der im Artikel 38 erwähnten Handlungen, da- 
fern folche nur zum perfönlichen Schuße des Thaͤters 
ftattgefunden haben, und nicht an fi) frafbar find; 

2) wegen der Unterlaffung der nad) Art. 39 und AO vor- 
gefchriebenen Anzeigen und Warnungen, wenn leßtere 
ein Einfchreiten der Behörden zur Folge gehabt haben 
würden, 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 131 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
&.139 fg. 2.Bd. ©.51 fg., 927 fg. — Mitth. ©. 396 fg., 
2645 fg. — Land.: Act. III. Abthl. 1.Bd. ©. 710 fg., 
715. 3. Bd. ©. 371, 819. — Mitth. ©. 2080 fa., 2082, 
3125, 6365. 

2) Entwurf. Art. 38 und 39. Vergl. deshalb oben Artikel 
39 und 40. 

3) Der obige Artifel war als felbitftändiger Artikel im Ent: 
wurfe nicht enthalten, vielmehr war deſſen Inhalt, jedoch 
befchränft, dem Art. 38 beigefügt. 

Die Deputation der I. Kammer machte beim 38. und 39. 
Artikel des Entwurfs in diefer Beziehung folgende Bemer: 
ungen: 

Der Entwurf befchränft die Ausnahme von der Verpflich: 
tung zur Anzeige auf Afcendenten, Defcendenten, Ehegat: 
ten und Gefchwifter. Gleichwohl fcheint ed angemeffener, 
jene humane Beflimmung nicht in allzuenge Grenzen einzu= 
Schließen. 

Wenn es dad Weſen des chriftlihen Staatd im Gegen: 
fage der heidnifchen Staaten des Alterthums ift, daß der 
Menſch bei ihm nicht im Bürger aufgeht, fo muß ein ſolcher 
Staat auch von feinen Bürgern nicht die Aufopferung jener 
fhönen menſchlichen Verhältniffe verlangen, welche aus der 
Dankbarkeit und dem Familienleben hervorgehen. 

Die Deputation fchlug daher eine Ausdehnung der Aus: 
nahmen vor, und zwar 


- 


85 


a) für Pflegeältern und Pflegefinder, bei denen das Ge: 

fühl der Dankbarkeit das der Kindesliebe erfegen follte; 
b) für diejenigen Berhältniffe der Gollateralverwandten, 
wo der fogenannte respectus parentelae eintritt; für 
Neffen und Nichten gegen ihre Oheime und Tanten; 

ce) bei den Verfchwägerten in gleichem Grade, indem das 
Berhältnig mit denfelben oft ein eben fo inniges ift, 
als mit Verwandten, wo aber der umgekehrte Fau ein: 
tritt, eine Anzeige ſtets den Schein der Gehäffigkeit 
auf den Denuncianten wirft. 

Dabei bemerkte die Deputation, daß diefe Ausnahme nicht 
auf den Fall unterlaffener Anzeige zu befchränfen, fondern 
nad dem Beifpiele Baierns auf die Art. 37 [Art. 38 des 
Geſ.-Bchs.] erwähnten Handlungen zu beziehen fey, wenn 
fie bloß den Schuß des Verbrechers und nicht die Sicherung 
des verbrecherifchen Erfolgs bezweden. Welcher Richter 
dürfte es wohl über fich gewinnen, den Sohn zu verurthei- 
len, der dem Vater zur Flucht behülflich gewefen, oder den 
Vater, der die Spuren des Verbrechens vernichtet hat, das 
feinen Sohn aufs Hochgericht zu bringen droht? 

Auch gebe der Art. 39 [vergl. Art. 40] nicht Elare Maaſe, 
ob die erwähnten Ausnahmen auch dann eintreten follten, 
wenn bie Verpflichtung zur Anzeige aus einem amtlichen 
Verhältniffe folgt, welches wohl Feineswegs die Meinung 
gewefen. (Kand.-Act. Beil, z. II. Abthl.1. Samml. ©. 62). 
4) Die Deputation der II. Kammer fchlug bei Art. 37 des 
Entwurfs folgenden Zufaßartifel, als Art. 37 b, vor: 

„Ehegatten, Verwandte in auf» und abfteigender Linie, 
Gefhwifter, Verſchwaͤgerte bis zum zweiten Grade nad) 
cioilrechtlicher Berechnung, Vormuͤnder und Mündel, Pflege: 
Altern und Pflegefinder des Schuldigen, find von der Strafe 
der Begünftigung frei, wenn diefe bloß zum perfönlichen 
Schutze des Thäters flattgefunden.” (Land. Act. Beil, 5. 
III. Abthl. 1. Samml. ©. 52). 

Dem Vorſchlage, aud das Berhältniß der Vormuͤnder 
und Mündel mit aufzunehmen, wurde entgegengefebt, daß, 
wenn der Vormund zugleich der Erzieher fey, derjelbe unter 
den Begriff der Pflegeältern falle, außerdem aber ein Grund 
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zu einer Ausnahme nicht vorhanden fey, indem dem Vor— 
munde die Pflicht obliege, den Pflegbefohlnen von Berbre: 
chen abzuhalten, und er zu diefem Zwede jeded nur mögliche 
erlaubte Mittel, und fey es auch die Anzeige bei der Obrig— 
feit, anzuwenden habe. (Mitth. ©. 397). 


5) Gegen die Ausnahme „infofern fie nicht Amtöhalber ꝛc.“ 
wurde in der II. Kammer angeführt, daß ein Beamter, 
wenn er fich in den fraglichen Fällen ald Vater feinem ver- 
brecherifchen Sohne gegenüber befinde, bei unterlaffener An: 
zeige wegen Verlegung feiner Amtöpflicht werde zur 
Strafe gezogen werden können, nicht aber als Begünfti: 
ger des Verbrechens, weil er als Beamter nicht aufhöre, 
Vater zu feyn. Darauf erklärte die Staatsregierung, daß 
die Amtspflicht höher ftehe, bei der Strafe der Begünftigung 
fein Minimum beftimmt fey, mithin bis auf die niedrigfte 
Strafe-gegangen werben Fönne, und eintretenden Falls auf 
die vielleicht höhere Strafe der verlegten Amtspflicht Rüd: 
ficht zu nehmen fey. (Mitth. S. 2089 fg). Im Uebrigen 
unterliege der Water wegen der fich zugleich zu Schulden 
gebrachten Begünftigung und verlegten Amtspflicht nicht 
einer doppelten, zufammenzurechnenden Strafe, jondern es 
trete bei diefer Concurrenz die fchwerfte Strafe des einen Die: 
fer Vergehen, nah Befinden unter Schärfung ein. Vergl. 
Urt. 48. (Mitth. S. 2090). 


6) Zu Num. 1. Wenn 5. B. Iemand einem Andern Staats: 
papiere geftohlen hat, und die Ehefrau des Diebeö, welche 
in Erfahrung gebracht, daß eine Hausfuchung gehalten wer: 
‚den foll, verbrennt diefe Papiere, um den Verdacht von 
ihrem Ehemanne abzulenken ımd ihn der Verhaftung zu 
entziehen, So Fann fie fi zwar damit entfchuldigen, daß 
fie die beregte Handlung zum perfönlichen Schuge ihres 
Ehemannes unternommen habe, allein ſtraflos bleibt fie in 
einem folchen Falle deshalb nicht, weil zugleich ein anderes 
Vergehen concurrirt, die widerrechtliche Vernichtung fremden 

Eigenthums. (Mitth. S. 2081 und 2088). 


„tr 
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Sechſtes Kapitel. 


Von der Zumeſſung der Strafe und von Schaͤrfungs— 


und Milderungsgruͤnden. 
Art. 42. 
Vorſchriften über die Zumeſſung der Strafe, 
In allen Fällen, wo gefeglic) die Strafe eines Verbre: 


chens nach dem niedrigften und hoͤchſten Grade oder nach dem 
leßtern allein beftimmt ift, hat der erfennende Richter inner: 
halb diefer Grenzen den Grab der Strafe unter Berüdfichti- 
gung der in jedem einzelnen Falle eintretenden fpeciellen Ver: 
‚hältniffe feftzufegen, welche den Schuldigen nad) der. befon- 
dern Befchaffenheit der zu beftrafenden Handlung und nad) 
dem Grade der dabei gezeigten Boͤswilligkeit mehr oder min: 
der ftrafbar darftellen. 

A) and. Act. I. Abthl. 3.80, S. 547 fg., U. Abthl. 1. Bd. 


S. 141. 2. Bd. ©. 52. — Mitth. S. 400, 2646. — 


Land.-Act. IH. Abthl. 1. Bd. ©. 716 fg. 3. Bd. ©. 


‚371, — Mitth. S. 2090 fg., 5126. 


* Entwaurf. Art. 40. Anſtatt des am Ende obigen Artikels 


befindlichen Wortes: „Böswilligkeit”, waren im Entwurfe 


die Worte: „Gefegwidrigfeit feines Willens“ — gebraudht. 


3) Motiven. (Land.:Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 89 fg.). 


Die in dieſem Kapitel über die Zumeflung der Strafen 
gegebenen Vorſchriften find. durch die Beflimmungen bes 


ſpeciellen Theils bedingt, nach welchen allgemein relative 


Strafen an bie Stelle der bisher gefeglichen abfoluten geſetzt 


vorden find, fo wie felbige hinfichtlich ber fleifchlihen Ver: 
brechen ſchon mach dem Geſetze vom 8. Februar 1834 beſte— 


hen. Diefe Aufnahme: relativer Strafen, welche jest auch 
in allen neuern Gefeßentwiürfen des Auslanded angeordnet 


find, gewaͤhrt den unzmweifelhaften Vortheil, daß der erken⸗ 
nende Richter durch die innerhalb der Grenzen ber Strafbe: 


ſtimmung ihm. gelaffene ‚Freiheit in den Stand gefest ift, 
für das einzelne ihm vorliegende Verbrechen bie den dabei 


concurrirenden eigenthuͤmlichen Verhältniffen angemeffenfte, 
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mithin in dem einzelnen Falle gerechtefte Strafe zu beftim- 
men, welche bei abfoluten Strafen niemals zu erreichen 
fteht. Auch ift nicht zu beforgen, daß diefe dem Nichter ge- 
ftattete Freiheit zu einer zu ausgedehnten Willführ führen 
werde. Schon die vorgefihriebenen Grenzen, auf welche das 
Ermefien des Richters befchränft ift, fichern gegen eine zu 
große Wilfführlichkeit der Strafbeftimmungen; und überdem 
ift wenigftens der Angefchuldigte durch die mehrern Inſtan— 
zen, und die Vorfchrift, daß in der obern Inſtanz nicht auf 
eine härtere Strafe erfannt werden darf, gegen eine folche 
Willkuͤhr gnüglich gefihert. Sodann dürfte es wohl jeden: 
falls geeigneter feyn, die Berücfichtigung der Specialität 
des einzelnen Falles der richterlichen Beurtheilung zu über: 
laffen, als folche, wie bei abfoluten Strafen ftattfindet, erſt 
dem Ermeffen über gefuchte Begnabigung anheim zu geben. 
Der bei der Zumeſſung der Strafe für den erfennenden 
Richter aufgeftellte doppelte Gefichtspunft der Objectivität 
der verbrecherifchen Handlung und der Subjectivität des 
Berbrecherd dürfte wohl jederzeit hinreichen, den in dem 
vorliegenden concreten Falle angemeffenen Grad der Strafe 
innerhalb der vorgefchriebenen Grenzen zu finden, und es 
ift für bedenklich gehalten worden, hierüber fpeciellere Be— 
flimmungen zu geben, wie fie in manden neuern Gefeß: 
‚ büdern und Gefeßentwürfen gefunden werben. Ginmal 
lafien ſich diefelben insgefammt auf den einen oder andern 
der vorangegebenen Gefichtöpunfte zurückführen, und ſodann 
ift wohl mit Grund zu befürchten, daß die Richter bei der 
Anwendung folcher fpecieller Vorfchriften zweifelhaft werden 
möchten, welchen Einfluß fie der einzelnen Beftimmung an 
fi, oder im Zufammenhange mit andern, oder im Zufam: 
mentreffen mit entgegengefesten zugeftehen, und ob fie über: 
haupt noch andere, als die angegebenen Gefichtöpunfte be: 
rücfichtigen follen, während doch nur einerfeitö die erfolgte 
Nechtöverlegung felbft unter den fie begleitenden befondern 
Umftänden, andrerfeits der Grad des gefeßwidrigen Willens 
bei dem Berbrechen in ihrer Zufammenftellung den richtigen 
Maasſtab für die Größe des Verbrechens und mithin auch 
für die Größe der Strafe darbieten müffen. Wo übrigens 
hinfichtlich einzelner Verbrechen noch befondere Beflimmungs: 
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gründe den Richter bei Zumefjung der Strafe leiten follen, 
ift diefes bei diefen Verbrechen befonders angegeben. 


4) Der Richter hat die fpeciellen Berhältniffe jedes ein: 
zelnen Falles zu berüdfichfigen. (Mitth. S. 2092.) Bon 
einer poena ordinaria fann nicht mehr die Rede ſeyn, am- 
wenigften das Medium der relativen Strafe als ſolche be- 
trachtet werden. (Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Sammı. 
©.48). Die Richtigkeit diefer Behauptung leuchtet bei Stra: 
fen, deren Höhe nicht zugleich nach der Größe eines Gelb: 
betrags beflimmt ift, von felbft ein, allein auch rüdfichtlic) 
ber letztern ift demjenigen vollftändig beizupflichten, was 
Groff (Anmerf. 3. Crim. Gef.-B. I. Abthl. S. 120) fagt: 
„Es würte die Aufftelung diefes Grundfages felbft in den 
Fällen, wo er leichter durchzuführen wäre, 3. B. bei den 
Verbrechen des Diebftahls oder des Betrugs, nur zu bald 
zu der Feftfegung einer Scala führen, bei welcher fogar wi: 
der den beffern Willen der erfennenden Richter eine mindere 
Berudfihtigung der für die Zumeffung der Strafe beftimm: 
ten Geſichtspunkte, und ein Hinneigen zu den frühern, in 
bloßen Rechnungserempeln beftehenden Griminalurtheln be: 
merfbar werden dürfte, welches eben durch die gedachten 
Borfchriften befeitigt werden ſollte.“ 


5) Diejenigen Umftände, welche der Gefeßgeber bei Beftrafung 
einiger Verbrechen namentlich ald Milderungsgründe auf: 
geführt hat, müffen bei andern Verbrechen der Natur der 
Sache nad vorzugsweife ald Minderungsgründe innerhalb 
des gefeßlichen Strafmaafes in Betracht gezogen werben. 
(Krug Studien ıc. I. Abthl. ©. 128). 


6) Was die gewöhnlich ald firafmindernd angeführten Um: 
fände anlangt, fo ift im Allgemeinen zu bemerfen, daß 
in der Regel diejenigen Verbrecher, welche ein aufrichti: 
ges, reuiges Bekenntniß abgelegt, oder eine vernachläf: 
figte Erziehung genoffen, (vergl. Mitth. S. 433 fg.) oder 
in drüdender Noth fich befunden, oder wohl gar in guter 
Abficht gehandelt haben, oder durch die dargebotene günftige 
Gelegenheit, oder durch Andere verleitet worden find, weni: 
ger fireng zu beurtheilen find, als diejenigen, welche hart= » 
nädig geleugnet, das Verbrechen in feiner Strafbarkeit zu 
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erkennen vermocht, in guten Umftänden fich befunden, plan: 
mäßig die Veruͤbung des Verbrechens bedacht und aus: 
geführt haben x. Auch ift nach Befinden der Erfolg 
mit zu berüdfichtigen, namentlich die geringe Gefahr, der 
unbeträchtlihe Schade, der gezogene geringe Bortheil, be: 
fonder aber der Erfab zu beachten, wenn er als eine frei: 
willige Vergütung des geftifteten Schadens erfcheint, und 
ohne Beeinträchtigung dritter Perfonen erfolgt. 

Sn allen diefen Fallen ift jedoch, dafern es nicht ausdruͤck— 
lich Durch das Geſetz geftattet, niemals unter das Minimum 
der angebrohten Strafe herabzugehen. Mitth. ©. 434. 


art 43. 

Bei Zumeffung der Strafen wegen der aus Fahrläffig: 
feit begangenen Verbrechen ift vorzüglic) auf die Größe der 
Berfcehuldung und des dadurch verurfachten Schadens Rüd: 
fiht zu nehmen. 

1) Land.- Act. 1. Abthl. 3. Bd. S. 548. Il. Abthl. 1. Bd. 
S. 141. — Mitth. S. 400 fg. — Land.-Act. IT. Abthl. 
1. Bd. ©. 717 fg. — Mitth. ©. 2093. 

2) Entwurf. Art. 41. Im felbigem folgten hinter: „vorzüg: 
lich” annod die Worte: „auf dad Verhaͤltniß der auf das 
vorſaͤtzliche Verbrechen gefetten Strafe und”. 

3) Die Deputationen beider Kammern machten darauf auf: 
merkſam, daß die Strafe des dolofen Verbrechens nicht im- 
mer einen richtigen Maasftab für die Strafe des culpofen 
Verbrechens abzugeben geeignet ſey, da eines Theils ein 
Maasſtab für das bezeichnete Verhältniß nicht gegeben wor: 
ben, auch nicht gegeben werben kann, andern Theils in ein- 
zelnen Fallen die Beachtung eines folchen Werhältniffed große 
Härten zur Folge haben könnte. Infonderheit würde dieſes 
ſich bei der Brandftiftung herauöftellen, indem eine fehr ge: 
ringe Fahrläffigkeit einen Brand zur Folge'haben kann, den 
das Geſetz mit Todesſtrafe ahndet, während die gröbfte Fahr: 
läffigkeit nur einen weit minder ftrafbaren Brand verur: 
fachen kann. Bwifchen der Beflrafung der eben gedachten 
beiden aus Fahrläffigkeit entftandenen Feuer würde dann ein 
‚großes Mißverhältnig flattfinden. Die Größe der Verſchul⸗ 
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bung und bed dadurch verurfachten Schadens iſt nur allein 
in Betracht zu ziehen, um die Strafbarfeit zu beurtheilen, 
und den Grad, die Höhe derfelben, abzumefjen. (Kande⸗ 
Act. Beil. zu I. Abthl. 1. Samml. ©. 63. — Beil. 3. 
III. Abthl. 1. Samml. ©. 54 fg.). 

4) Obſchon der 42. Artifel allerdings nur von der Zumefjung 
der Strafe bei vorfäßlichen Verbrechen, dagegen Art. 43 
von der bei den aus Fahrläffigkeit begangenen zu han- 
dein fcheint, (vergl. Schüler Beitr. z. Beurtheil. d. Crim. 
Gef.:B. ©. 39), fo ift doch ohne Zweifel bei der Beftrafung 
eined culpoſen Verbrechens zugleich auf die befondere Be: 
ichaffenheit der zu befirafenden Handlung mit Rüdficht zu 
nehmen, und find auch hierbei alle Gründe für und gegen 
auf gleiche Weife, wie bei der Beftrafung eines vorfäglichen 
Verbrechens zu erwägen. Ä 

5) Ueber die Beftrafung der culpa vergl. Krug Studien ıc. 
©. 59 fo. 

Art 44 
Zumeflung der Strafe bei mehrern gleichen Theilnehmern. 
Bei mehrern gleichen Theilnehmern ift außer der im Ar- 
titel 42 angegebenen Rüdficht auch nad) der größern oder 
geringern Mitwirkung bei Ausführung des Verbrechens die 
Strafe innerhalb der gefeglichen Grenzen entweder in gleicher 
Maaſe oder: verfchiedenen Abftufungen gu beftimmen. 

1) Land.⸗Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 141. — Mitth. ©. 
401. — Land.⸗Act. DIL. Abthl. 1.8. S. 718. — Mitth. 
©. 093. 

2) Entwurf. Art. 42. Gleichlautend. 

3) Da die Todeöftrafe, wo fie flattfindet, überall abfolut an— 
gedroht, jedem gleichen Theilnehmer aber die That ganz bei: 
zumeffen ift (Art. 33), mithin die im 44. Artikel enthaltene, 
auf relative Strafe berechnete Beſtimmung auf einen der— 

artigen Fall Feine Anwendung finden Tann, fondern jeder 
gleiche Theilnehmer ohne Rüdficht auf größere oder gerin: 
gere Mitwirkung, größere oder mindere Bösartigkeit und 
Schuld mit der Todesſtrafe zu belegen ift, fo kann es fei: 
nem Zweifel unterliegen, daß bei dem Borhandenfeyn mil: 
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dernder Umftände auch bier die Gnade ded Monarchen die 
durch das formelle Recht gebotene Strenge mildern wird. 


Art. 45. 

Zumeſſung der Strafe bei ungleichen Theilncehmern. 

Nach denfelben Rüdfichten find die Strafen für ungleiche 
Theilnehmer an einem Verbrechen zu beftimmen, es kann je: 
doch die Strafe für diefe nicht über Zwei Drittheile der ge- 
feglichen Strafe des Hauptverbrechens, und wenn dieſe in 
lebenslänglicher Zuchthausftrafe oder Todesſtrafe befteht, nicht 
über Zwanzig Jahre Zuchthausftrafe erften Grades gefteigert 
werden, 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 548. I. Abthl. 1. Bd. 
©. 141. 2. Bd. ©. 52. — Mitth. ©. 401, 2646. - 


Land.-Act. III. Abthl. 1. Bd. ©. 718. 3. Bd. ©. 371. — 
Mitth. S. 2093, 5126. 

2) Entwurf. Art. 43. Die Worte: „Zuchthausftrafe erften 
Grades” fehlten, fonft gleichlautend. 

3) Wegen des Herabgehens in die niebere Strafart vergl. Art. 18. 


Art. 46. 
Zumefiung der Strafe bei Begünftigung. 

Gegen diejenigen, welche ſich der Begünftigung eines 
Berbrechens fehuldig machen, ift höchftend auf ein Drittheil 
der gefeglichen Strafe, bei lebenslänglidher Zuchthaus- und 
bei Todesſtrafe höchftend auf zehnjährige Zuchthausftrafe erften 
Grades zu erkennen. 

1) Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 548.. II. Abthl. 1. Bd. 

S. 14. — Mitth. ©. 401. — Land. = Act. III. Abthl. 

1. Bd. ©. 718. — Mitth. ©. 2093 fg. 

2) Entwurf. Art. 44. Derfelbe lautete am Schluſſe: „bei 
Todesftrafe auf zehnjährige Zuchthauöftrafe zu erfennen.” 
3) Dad Wort „hoͤchſtens“ läßt keinen Zweifel übrig, daß 

nur das Marimum hat beftimmt werden follen. Denn da 
die Begünftigung des Verbrechens viele Abftufungen hat, 
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jo muß aud in ſolchen Fallen, in welchen das Berbrechen 
felbft mit lebenslänglicher Zuchthausftrafe und Todesſtrafe 
bedroht ift, ed dem Ermefjen des Richters anheimgeftellt 
feyn, nach Beichaffenheit der Umftände und Falle auf gerin: 
gere Strafen herunter zu gehen. (Land. Act. Beil. z. II. 
Abthl. 1. Samml. ©. 55). 

4) Auf die Frage, wie die Begünftigung beftraft werden folle, 
wenn fie gewerbmäßig erfolge? und nach welchem Ber- 
häktniffe die gefeßliche Strafe ſich richten folle? ob, wenn 
die Begünftigung in Verbindung mit mehreren Verbrechern - 
und Verbrechen gefchehen, die fchwerfte Strafe, welche der 
Eine der mehreren Verbrecher, die gewerbmaͤßig gehehlt wor: 
den find, verdient hat, oder die Strafe, welche von Allen 
zufammen verwirft worden ift, zu verftehen, und folcherge: 
ftalt das Drittheil der Strafe für die Begünftigung zu be: 
mefjen fey? antwortete der Königliche Commiſſar, daß all- 
gemeine Vorfchriften fich nicht geben ließen, vielmehr Alles 
nad) den Berhältniffen der einzelnen Fälle zu bemeffen fey. 
Der Richter habe die Strafe nach der Verſchuldung feftzu: 
feßen, und nad) Befinden die Beflimmungen über die Gon- 
currenz der Verbrechen in Anwendung zu bringen, bei der 
fucceffiven Begünftigung mehrerer Verbrechen aber die Strafe 
nach den einzelnen Verbrechen zu bemefjen, und da die Be: 
günftigung als ein Verbrechen bezeichnet fey, Eönne auch die 
Strafe des Rüdfalls eintreten. (Mitth. ©. 2094). 

5) Wegen des Herabgehens in die niedere Strafart vergl. 
Art. 18, 


Art. 47. 
Strafe unterlaffener Anzeige, 

In Fällen, wo nach Artikel 39, 40 die unterlaffene 
Anzeige eines beabfichtigten oder begangenen Verbrechens ftraf- 
bar ift, ift diefelbe, infofern nicht in Beziehung auf gemiffe 
Verbrechen eine befondere Strafe deshalb feftgefegt ift, nur 
mit Gefängnißftrafe bis zu Sechs Monaten oder verhältniß- 
mäßiger Geldftrafe, wenn jedoch die Anzeige um des eignen 
Vortheild willen unterblieben ift, nur mit Gefängnißftrafe 
bis zu der angegebenen Höhe zu ahnden. 
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1) &and.- Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 132. II. Abthl. 1. Br. 
©. 142, 2. Bd. ©. 927 fg. — Mitth. ©. 401, 6168. - 
Land.» Act. III. Abthl. 1. Bd. ©. 718. 3. Bd. ©. 819. — 
Mitth. ©. 2094, 6365. 

2) Entwurf, Art. 45. In Fällen, wo die unterlaffene An: 
zeige eines Verbrechens ftrafbar ift, ift diefelbe, infofern nicht 
in Beziehung auf gewiffe Verbrechen eine befondere Strafe 
dießhalb feftgefest ift, nur mit Gefängnißftrafe bis zu Sechs 
Monaten oder verhältnigmäßiger Geldftrafe zu ahnden. 

3) Iſt in dem am Schluffe des Artikels erwähnten Kalle un- 
gleiche Zheilnahme vorhanden, fo kommt die hierauf gefeßte 
Strafe in Anwendung. 


Art. 48. 
Beftrafung mehrerer durch Eine Handlung verübter 
Verbrechen. 

Hat Jemand durch eine und diefelbe Handlung mehrere 
Berbrechen begangen, fo ift die ſchwerſte der verfchiedenen 
Strafen, nad) richterlihem Ermeffen unter Schärfung der: 
felben,, in Anwendung zu bringen. 5 

1) Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 548. II. Abthl. 1. Bd. 


©. 142. — Mitth. ©. 401. — Land.-Act. III. Abthl. 
1.80. S. 718. — Mitth. S. 2094. 

2) Entwurf. Art. 46. Gleichlautend, 

3) Der Artikel handelt von der fogenannten ideellen Goncurrenz. 

4) Unter dem Worte „Schärfung” ift Feineswegs eine nach: 
gelaffene Erhöhung über das Marimum der fchwerften Strafe, 
fondern es find lediglich unter diefem Ausdrude die im Art. 
8 und 12 aufgeführten Schärfungsmittel zu verftehen. 


Art. 49, 
Beitrafung mehrerer durch verfchiedene Handlungen verübter 
Verbrechen. 
Wenn der Verbrecher durch mehrere Handlungen, welche 
nicht als Fortfeßung eines und deffelben Verbrechens anzu= 
fehen find, fih mehrerer Verbrechen fchuldia gemacht bat, 
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Gi fo find in der Regel die fammtlichen, durch die verfchiedenen 
Berbrechen verwirkten Strafen-gegen ihn zu erkennen. 


1) Land. Act. TI. Abthl. 1. Bd. ©. 142. — Mitth. ©. 
401. — Land,» Act. Hl. Abthl. 1.Bd. S. 718. — Mitten. 
©. 2094 fg. 

2) Entwurf. Art. 47. Gleichlautend. 

3) Motiven, (Land.- Act. 1. Abthl. 1. Bd. ©. 91). 

Nach diefem Artikel ift der zeither gültige Grundfaß: poena 
major absorbet minorem, unter gewiffen Einfchränfungen 
verlaffen worden, da berfelbe theild an fich nicht zu recht- 
fertigen ift, theils in der praftifchen Anwendung zu den auf: 
falendften Mißverhältnigen führte, und nicht einmal confe- 
quent durchgeführt wurde, indem man häufig verfchiedene 
Gefängnißftrafen neben einander und Geldftrafen felbft neben 
hohen Zuchthausſtrafen zuerfannte. 

4) Die Worte: „in der Regel“ find mit Rüdficht auf die im 
Artikel 50 enthaltene Ausnahme gebraucht worden; deßhalb 
fhlug auch die Deputation der II. Kammer vor, um Miß- 
deutungen zu vermeiden, nad) obigen Worten Artikel 50 in 
Parenthefe beizufügen (Land.» Act. Beil. z. III. Abtht. 

1. Samml. ©. 55 fg.); allein es wurde darauf erwidert, 
daß die Parenthefe unnöthg fey, weil aus dem folgenden 
Artikel die Ausnahme von diefer Regel von felbft fich ergebe. 
(Mitth. ©. 2094 fg.). 

5) Der Artifel handelt von der fogenannten materiellen Gon- 
currenz. 

6) Es ſchien nicht angemeſſen, die Beſtimmung des 17. Arti— 
kels auch bei der Concurrenz aufrecht zu erhalten, indem 
hier die Summe der Strafzeit nicht als eine, ſondern als 
mehrere Strafen zu betrachten. (Kand.-Act. I. Abthl. 
3. Bd. ©. 549). 

7) Ein fortgefestes Verbrechen nahm die zeitherige Praris 
infonderheit dann an, wenn die verfchiedenen Handlungen 
nur als Beftandtheile einer und derfelben That erfchienen, 
oder wenn mehrere Verbrechen derfelben Art, in Folge des 
nämlichen verbrecherifchen Entfchluffes, oder in Beziehung 
auf daffelbe fortdauernde Verhaͤltniß, begangen worden find. 
(Süntber Griminalgefeßbuch. zu Art. 49). 
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Art. 50. 
Beitrafung verfchiedener gegen das Eigenthum aus gerwinne 
füchtiger Abficht begangener Verbrechen. 

Hat jedoch Jemand mehrerer noch unbeftrafter Dieb- 
ftähle, WVeruntrauungen, Betrügereien, oder im Art. 166 
unter 2 angegebener Erpreffungen ſich fchuldig gemacht, fo 
ift, infoweit diefe Verbrechen nad) gleichen Grundfäßen in 
Hinficht auf die Abmeffung der Strafe nad) dem Betrage zu 
beurtheilen find, der Betrag der Verbrechen derfelben Art, fo 
wie der nad) Art, 59 damit gleichartigen zufammenzurechnen 
und hiernach die den Verbrecher treffende Strafe zu beftimmen. 


Erläuterung. 


Sn dem Fall, wenn ſolche Eigenthumsverbrechen zu= 
fammentreffen, mobei die Strafe zwar auch nach dem Be: 
trage, jedoch nicht nach gleichen Grundfägen abgemeffen wird, 
ift zwar bei Beflimmung der Strafe zunächft jedes Verbre— 
chen für fich zu beurtheilen. Es Eann jedoch für diefelben 
zufammengenommen niemald eine höhere Strafe erkannt wer: 
den, ald ausfallen würde, wenn fie insgeſammt gleichartige 
Verbrechen der ſchwerern Art wären und mithin den Geldbe- 
trägen nad) zufammengerechnet werden könnten. 


1) Land. Act. v. S. 1836 fg. I. Abthl. 3. Bd. ©. 548. 
11. Abthl. 1. Bo. ©. 142. 2.3. ©. 52.— Mitth. ©. 401, 
2646. — Zand.: ct. III. Abthl. 1. Bd. S. 721 fg., 3. Bd. 
&.371. — Mitth. ©.2118 fg., 5126. 

Land.:Act. v. 3. 1839 fg., I. Abthl. 2 Br. ©. 246. II. 

Abthl. 1. Bd. ©. 38, 252. — Mitth. 1. S. 63 fg., 498. — 
II. Abthl. 1.380. S.319 fg. — Mitth. II. ©. 699 fe. 

2) Entwurf. Art. 48. 

Hat jedoch Jemand mehrerer noch unbeftrafter gleicharti- 
ger Diebftähle, Unterfchlagungen und Betrügereien fich 
ihuldig gemacht, fo ift der Betrag derſelben zufammenzu: 
rechnen und hiernach die den Verbrecher treffende Strafe zu 
beftimmen. 
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Entwurf zur Erläuterung. 

In dem Fall, wenn ıc. abgemeffen wird, ift die Strafe bei 
der Zufammenrechnung nicht über dad Marimum der für. 
dad fchwerere Verbrechen im höchften Grade angedrohten 
Strafe zu erfireden. 


3) Motiven zur geſetzlichen Erläuterung. (Kand.⸗Act. v. J. 
1839 fg. 1. Abthl. 1. Bd. S. 280 fg.) Bei. der Beſtim⸗ 
mung biefes Artikeld in Verbindung mit der Vorfchrift Art. 
49 kann die Inconvenienz eintreten, daß dann, wenn we: . 
gen eines ald ausgezeichnet zu betrachtenden Werbrechens 
gegen fremdes Eigenthum, bei welchem die Strafe nad) dem 
Betrage abzumeffen ift, nach den vorliegenden Umftänden 
das Marimum des Strafmaafes erkannt wird, wegen bes 
concurrirenden gemeinen, auch nach dem Betrage zu beftras 
fenden Verbrechens auf eine dieſes Marimum noch überftei: 
gende Strafe zu Sprechen feyn würde, obwohl dieſes Mari: 
mum wegen eines concurrirenden, nach gleichen Grundfägen 
zu beurtheilenden Verbrechens nicht erhöht werden koͤnnte. 
Es ift demnach zwedimäßig, in ſolchen Fällen die zufammen: 
treffenden Strafen auf dad Marimum der Strafe des ſchwe⸗ 
ren Verbrechens zu befchränfen. 


4) Welche Verbrechen als gleichartig zu betrachten, tft im 59. 
Artikel und den dazu gehörigen Anmerkungen zu erfehen. 
5) Das im Entwurfe gebrauchte Wort „Unterfchlagungen” 
ift deshalb mit dem Worte „Veruntrauungen“ vertaufcht 
worden, weil leßteres die Unterfchlagung mit in fich begreift, 
und im fpeciellen heile nur die Veruntrauung namentlich 
aufgeführt ift. (Land. Act. Beil. 5. IH. Abthl. 1. Samml. 

S. 56. — I. Abthl. 1. Bd. ©. 142.) 


6) Auf die Anfrage, wie e8 zu halten fey, wenn Jemand meh 
tere Verbrechen gegen das Eigenthum verübt, von welchen 
das eine in die Zeit vor dem zurudgelegten achtzehnten Al: 
tersiahr des Verbrechers, das andere fpäter flattgefunden 
hat, wenn bei einem Erſatz geleiftet ift, bei dem andern 
nicht, oder wenn zugleich ein Berfuch vorliegt, wurde mit 
Recht geantwortet, daß man in dergleichen Fällen die An⸗ 
wendung der allgemeinen gefeglihen Borfchriften dem Er: 
meſſen des Richters überlaflen muͤſſe (Mitth. S.2120 fg.) 

7 
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In den angegebenen und andern ähnlichen Fallen ift entwe- 
der jedes Verbrechen befonders in Berüdfichtigung zu ziehen, 
und fodann die Gefammtftrafe zu beftimmen, oder es ift 
doch der mildernde oder erfchwerende Umftand im Allgemei: 
nen bei der Strafabmeffung zu berüdfichtigen. 


7) Beriht der Deputation der I. Kammer. [%anb.: 
Act. v. 3. 1839 fg. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 2 fg.) 
Durch die vorgefchlagene Beſtimmung ift der beforgten In: 
convenienz für den Fall vorgebeugt, wenn beide Berbrechen 
nach ihrem zufammen angerechneten Betrage in die höchite 
Klaffe fallen, alfo über 50 Thaler anfteigen; Feineswegs 
aber für den Fall, wenn ihr Betrag ein geringerer ift. 
Man nehme 3. B. an, ed habe Jemand zweimal mehr als 
50 Thlr. geftohlen, das eine Mal mit, da3 andere Mal ohne 
Einbruch; ein Anderer dagegen habe eine gleihe Summe 
ebenfalls zweimal, jedoch beide Male mit Einbruch entwen- 
det. Der Erfie würde nach der bisherigen Beſtimmung 
6 Sabre Arbeitshaus für den einen und 6 Jahre Zuchthaus 
für den andern Fall (Art. 223 und 230), alfo im Ganzen 
9 Jahre Zuchthaus zuerkannt erhalten koͤnnen; waͤhrenddem 
Letzteren, der ſich doch mehr zu Schulden gebracht hat, nur 
6 Jahre Zuchthaus treffen koͤnnte. 

Dieſem Uebelſtande hilft die neue Beſtimmung ab, indem 
ſie auch fuͤr den erſtern Fall ein Maximum von 6 Jahren 
feſtſetzt. 

Denkt man ſich nun aber, daß beide Diebſtaͤhle jeder uͤber 
10 Thaler, aber auch zuſammengerechnet nicht über 50 Tha— 
ler betragen haben, fo würbe der Erftere der oben erwähn: 
ten Verbrecher 2 Jahre Arbeitöhaus für den einen und 2 
Jahre Zuchthaus für den zweiten zuerkannt erhalten können, 
alfo in Summe 3 Jahre Zuchthaus zweiten Grades; dage— 
gen würde die Strafe bed Letztern nicht über 2 Jahre Zucht: 
haus fteigen koͤnnen. Auch hilft hier die Beflimmung bes 
neuen Gefeß: Entwurfs nicht aus, welche nur eine Ueber: 
fchreitung des Marimi des höchften Grades unterfagt. 

Die Deputation fchlug daher die allgemeinere Faſſung vor, 
womit auch die Deputation der II. Kammer ſich einverftan- 
den erklärte. [Beil. z. III. Abthl. 2. Samml. S. 20 fg.) 
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8) Treffen mehrere Verbrechen zuſammen, deren Beſtrafung 
fi zugleich nach der Höhe des Betrags richtet, und das 
eine Verbrechen ift ein ausgezeichnetes, das andere nicht, fo 
wird, in fo, weit leßteres nicht etwa nach Anleitung des zwei: 
ten Abfchnitts des 53, Artifeld durch erfteres mit verbüßt 
wird, die Strafe eines jeden Verbrechens nach Art. 49 be: 
fonderd beftimmt, und nach Art, 53 in eine Gefammtftrafe 
verwandelt, Sollte jedoch wegen des ausgezeichneten Ver: 
brehens das Marimum der Strafe (3. B. nach Art. 230 
ſechs Jahre Zuchthaus zweiten Grades) erfannt worden 
feyn, fo fommen alle übrigen Verbrechen (gefeßt auch, daß 
z. B. nad) Art. 223 auf 6 Jahre Arbeitshaus zu erkennen 
feyn würde) nicht weiter in Berüudfichtigung, weil, wenn die: 
ſes Verbrechen ebenfalls auf gleich ausgezeichnete Weife, als 
das eritere, verübt worden, dennod) das Marimum der Strafe 
nicht überfchritten werben fönnte, und es abfurd feyn würde, 
einen Verbrecher deshalb härter zu ftrafen, weil er die uͤbri— 
gen Verbrechen nicht ebenfall$ unter erfchmerenden Umſtaͤn— 
den verübt, Andere Grundfäße treten natürlich dann ein, 
wenn bei Abmefjung der Strafe nicht der Betrag zum Grunde 
zu legen, fondern andere Rüdjichten (wie z. B. bei dem 
Diebftahle mit Waffen nad) Art. 234) in Betracht kommen. 

Aber auch dann, wenn im erfteren Falle wegen des aus: 
gezeichneten Berbrechend nicht auf das Marimum ber Strafe " 
erfannt worden ift, z. B. nur auf fünfjahrige Zuchthaus: 
firafe zweiten Grades, und ein einfaches Verbrechen neben: 
bei vorliegt, welches, an fich betrachtet, mehrjährige Arbeits 
hausftrafe nach ſich ziehen würde, ift der Richter, und zwar 
ebenfalls aus dem oben gegebenen Grunde, nicht genöthi- 
get, letztere befonders in Anfchlag zu bringen, und die Strafe 
bis zum Marimum zu erhöhen, fobald er nach Rage der 
Sache (3. B. bei dem oft rein zufälligen Umftande, daß der 
Verbrecher bei Anmaßung einer beträchtlichen Summe Geldes 
etwas mehr oder weniger an fich nimmt) fich bewogen finden 
würde, dem Verbrecher auch dann, wenn er bei dem ausgezeich: 
neten Verbrechen fo viel, als die Gefammtfumme der einfachen 
Vergehungen beträgt, fich mehr angemaßt hätte, eine höhere 
Strafe aufzuerlegen. In diefer Maafe hat auch das App. Ger. 
3. Lpzg. an d. Landger. zu Oſchatz im M. März 1840 entfchieden. 
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9) In allen Fällen, wo nach den über Die Gompetenz beftehen: 
den gefeslichen Borfchriften die Unterfuchung gegen einen 
Verbrecher wegen mehrerer begangener Verbrechen vor zwei 
oder mehreren, in den Bezirken verfchiedener Appellations— 
gerichte gelegenen Griminalgerichten zu führen, nad) der Be: 
ichaffenheit der Verbrechen aber bei der Entfheidung die Be: 
fimmung des Criminalgeſetzbuchs Art. 50 in Anwendung 
zu bringen ift, ift nur Ein Urthel und zwar von Ddemjeni- 
gen Appellationsgericht abzufaffen, in deſſen Bezirk bie 
neuefte Unterfuchung geführt worden. Verordnung v. 9, 
Mai 1839 (Gef. u. Verordn. BI. v. 3. 1839 ©. 143.) 


Art. 51. 
Ermittelung des Betrags bei folchen Verbrechen. 


Bei den im vorftehenden Artikel erwähnten, fo wie bei 
allen andern Verbrechen, bei welchen die Größe der Strafe 
zugleich von der Größe des Werth einer Sache abhängt, ift, 
wenn es einer befondern Werthöbeftimmung bedarf, bei dem 
Vorhandenfeyn der Sache in unverändertem Zuftande der 
Betrag nach dem gemeinen, der Sache beizulegenden Werthe 
Gerihtöwegen, nöthigenfalld durch Sachverftändige, im Fall 
aber die Sache nicht mehr, oder nicht in unverändertem Zu: 
ftande vorhanden, durch die Ausfage des Eigenthümers oder 
deöjenigen, dem die Sache zur Verwahrung oder Beauffich- 
tigung anvertraut war, zu ermitteln, und es hat derfelbe an 
Eideöftatt zu verfichern, daß diefe Schäßung feiner Leberzeu- 
gung gemäß ſey. Bei allen diefen Werthsangaben ift der 
inlandifche Münzfuß zum Grunde zu legen, und die nad) ei- 
nem andern Fuße erfolgten Schäßungen find nad) dem gefeg- 
lichen Werthe auf erftern zu reduciren. 

1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 548 fg., II. Abthl. 1. Bd. 
&.142. — Mitth. S.401. — Land.-Act. III. Abthl. 1.380. 
&.723. — Mitth. ©. 2122. 


2) Entwurf. Art. 49. 
Anftatt des Schlußfages: „Bei allen ıc.” — ftanden im 
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Entwurfe die Worte: „Dieſe Schäßungen find auf Gon- 
ventionsgeld zu richten.” 

3) Auf die Anfrage, auf wen das Wort „derfelbe’ bei der 
an Eidesftatt zu erfolgenden Berficherung fich beziehe, ob 
auf den Eigenthümer oder auf den Beftohlnen, wenn letz— 
terer von jenem verfchieden fey? wurde von Seiten der 
Staatöregierung erwidert, daß es auf die Verfchiedenheit 
de3 Falles anfomme, an wen fidy der Richter zu wenden 
habe, es fünne der Eine oder der Andere feyn. (Mitth. 
©. 401.) 


4) Da der Eigenthümer oder derjenige, dem die Sache zur 
Verwahrung oder Beauffichtigung anvertraut war, in allen 
Fallen, wo die Sache gar nicht, oder nicht in unverän: 
dertem Zuftande vorhanden, den Werth derfelben anzu= 
geben hat, fo folgt daraus, daß dies auch dann gefchehen 
muß, wenn der Werth der Sache inzwifchen ſich vergrö: 
Bert hat. Sollte jedoch in einem ſolchen Falle, der vom 
Verlegten eingeräumten WBerbefferung ungeachtet, deſſen 
Werthsangabe die des Sacverftändigen überfteigen, fo ift 
nach billigem Ermeffen des Richters die leßtere vorzugsweiſe 
zum Grunde zu legen. 

5) Bei der Gerichtöwegen, und nöthigenfalls durh Sad): 
verfländige zu bewirfenden Ermittelung des Werths ift auch 
jest noch das im Generale v. 2. San. 1809. (Cod. Aug. 
3. Hort. Ehl.1. S.230) unter Num. 3 ausgefprochene, und 
in der Natur der Sache begründete Princip zu befolgen, daß 
nur die Schäßung folcher Sachen, welche zum gewöhnlichen 
Gebrauche dienen, und zu Kunftfachen und Pretiofen nicht 
zu rechnen find, von den Gerichtöperfonen vorgenommen 
werden kann, außerdem aber ein Sachverftändiger zuzuzie- 
ben ift. 

6) Die zugezogenen Sachverftändigen müffen, wenn fie nicht 
zur Zaration im Allgemeinen verpflichtet find, befonders 
eidlich verpflichtet werden. Deren Verficherung an Eides— 
ftatt ift nicht ausreichend. 


7) Die in obigem Artikel erfolgte Gleichftelung der Verſiche— 
-rung an Eidesftatt mit dem Eide bezieht fich lediglich auf 
die Werthsangabe. Es ift daher offenbar unrichtig, wenn 
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ein Richter bei dem Leugnen des Verbrecherd dem Verletzten 
die Thatfache der Entwendung ꝛc. nur an Eidesſtatt ver: 
fihern, und nicht befchwören läßt. 

8) Da bei der Veruntrauung derjenige, „dem die Sache zur 
Verwahrung oder Beauflichtigung anvertraut war”, ber 
Verbrecher ift, fo verfteht es fich von felbft, daß nicht von 
diefem, fondern vom Berleäten die Werthiangabe zu be: 
wirken ift. 

9) Dur die Verordnung vom 27. April 1838 (Gef. u. 
Berordn. BI. v. 3. 1838. ©. 376) No. II, find die Ge: 
richte angewiefen worden, bei ben in obigem Artikel gedach⸗ 
ten Verhandlungen alle Perfonen, von welden eine folche 
Werthsangabe erfolgt, genau zu befragen, auf welche Münz: 
forte fie bei der Schaͤtzung Rüdficht genommen haben, und 
biefed zu den Acten zu bemerken. 

10) Ueber die Werthsermittelung bei den Verbrechen gegen das 
Eigenthum vergl. Krug Studien ic. S. 105 fg. 


Art. 52. 
Bufammentreffen einer Todes oder Iebenslänglichen Zucht: 
bausftrafe mit andern Strafen. 

Iſt der Verbrecher wegen eines oder mehrerer begange- 
ner Verbrechen mit Todes = oder lebenslänglicher Zuchthaus: 
ftrafe zu belegen, fo ift auf die übrigen Verbrechen weiter 
nicht Rücficht zu nehmen, 


Art, 53. 
Infammentreffen mehrerer zeitlicher Freiheitsftrafen. 
Mehrere zufammentreffende zeitliche Freiheitöftrafen ver- 
fchiedener Art werden nad) folgendem Maaöftabe in die ſchwerſte 
derfelben verwandelt, daß Ein Jahr Gefängnig Sechs Mo— 
naten Arbeitöhaus, Drei Monaten Zuchthaus zweiten Gra- 
deö, und Zwei Monaten Zuchthaus erften Grades gleich ge: 
rechnet wird, 
Es ſind jedocdy die auf diefe Weife in höhere Strafen 
verwandelten geringern Strafen nur nad) monatlichen Friften 
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zu berechnen, und etwa verbleibende Fürzere Zeitfriften in Weg- 
fall zu bringen. 


Art. 54. 


Treffen mehrere Gefängnißftrafen wegen ſolcher Verge— 

hungen zufammen, weshalb nach den befondern Strafbeftim- 
mungen auch über Drei Monate anfteigende Gefängnißftra- 
fen erfannt werden können, fo find diefelben zufammenzurech- 
nen, und, infofern fie die Frift von Drei Monaten überftei- 
gen, im Randeögefängniffe zu verbüßen. Befindet ſich aber 
unter diefen Gefängnißftrafen wenigftens Cine wegen eines 
Verbrechens zuerfannte, welches hödhftens mit Drei Mona- 
naten Gefängniß= und im höhern Grade mit Arbeitshaus: 
ftrafe geahndet wird, fo find die Gefängnißftrafen niemals 
im Landeögefängniffe, infofern fie jedoch zufammen wenig: 
ftens eine viermonatliche Dauer erreichen, unter Verkürzung 
auf die Hälfte, im Arbeitshaufe zu verbüßen. 


Art. 55. 


Bei mehrern auf diefe Weife durdy Zuchthaus oder Ar- 
beitöhaus zu verbüßenden Verbrechen fallt ruͤckſichtlich der 
concurrirenden Gefängnißftrafen, bei welchen außerdem die 
Verwandlung in Handarbeit oder Geldbuße zuläffig ift, die 
dem Richter fonft zuftehende Wahl hinweg. 

Art. 56. 

Bei zufammentreffenden zeitlichen Freiheitöftrafen der- 
jelben Art, fo wie bei Verwandlung geringerer Freiheitöftra- 
fen in höhere, findet die Art. 17 vorgefchriebene Befchrän- 
kung ber Dauer der Zuchthaus und Arbeitshauöftrafen Feine 
Anwendung. Wenn jedoch die bei einem folchen Zufammen- 
treffen zu erfennende Freiheitöftrafe die wahrfcheinliche Lebens 
dauer des Verbrechers überfteigt, fo ift der Richter ermäch- 
tigt, die Strafzeit in angemefjener Weife zu verkürzen, ob: 
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wohl nie unter die Art. 17 für die verfchiedenen Strafen be: 
ftimmte längfte Zeitfrift. 


1) Land.:Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©.549 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
S. 150. 2. Bd. ©. 52. — Mitth. S. 411fg., 2646. — 
Land.⸗Act. IH. Abthl.1.Bd. S.723fg.— Mitth.S.2122fg. 


2) Entwurf. Art. 50—55. 

Art. 50. Iſt der Verbrecher wegen eines oder mehrerer be- 
gangener Berbrechen mit Todeöftrafe oder lebenslänglicher 
Zuchthausſtrafe zu belegen, fo ift auf die übrigen Verbrechen 
weiter nicht Rücficht zu nehmen und nur nach richterlichem 
Ermeffen die Zuchthausftrafe durch Ausftellung an den Pran= 
ger zu fchärfen. 

Art. 51. Mehrere zufammentreffende zeitliche Zuchthaus: 
ſtrafen erften Grades fchließen alle übrige Freiheitöftrafen 
aus; fie find aber, infofern fie zufammen die Dauer von 
Zwanzig Jahren überfteigen, auf diefe Zeitfrift zu beſchraͤnken. 

Art. 52. Trifft eine zeitliche Zuchthausſtrafe erften Gra- 
des mit einer oder mehrern zeitlichen Zuchthausitrafen zwei- 
ten Grades zufammen, fo werden bie letztern unter Derab: 
feßung auf die Hälfte ihrer Dauer in Zuchthausſtrafen er: 
fien Grades verwandelt, wogegen alle außerdem vermwirfte 
Freiheitöftrafen in Wegfall kommen; es ift aber die zu er: 
leidende Zuchthausſtrafe ebenfalls auf die Zeit von Zwanzig 
Sahren zu befchränfen. 

Art. 53. Iſt unter mehrern verübten Verbrechen eines 
oder mehrere mit zeitlicher Zuchthaudftrafe zweiten Grades 
oder Arbeitöhauöftrafe zu belegen, fo ift wegen der übrigen 
mit geringerer Zreiheitöftrafe zu belegenden Vergehungen 
auf die befondere Strafe nicht zu erkennen, fondern bei ver: 
wirkter Zuchthausftrafe die Arbeitshausftrafe nach der Hälfte, 
und die Gefängnißftrafe nach einem Biertheil ihrer Dauer, 
und bei zu erfennender Arbeitshaudftrafe die Gefängniß- 
firafe nach der Hälfte ihrer Dauer hinzuzurechnen; es ift je: 
doch auf diefe Weife die Zuchthausftrafe nicht über Funfzehn 
Sahre und die Arbeitshausftrafe nicht über Zehn Jahre zu 
verlängern. 

Art. 54. Bei mehrern auf diefe Weife durch Zuchthaus: 
oder Xrbeitöhauöftrafe zu verbüßenden Verbrechen fallt rüd: 
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* fichtlich der concurrirenden Gefängnißftrafen, bei welchen 
außerdem die Verwandlung in Handarbeit oder Geldbuße 
zuläffig ift, die dem Richter fonft zuftändige Wahl weg. 

Art. 55. Sn Fällen, wo zufolge der Art. 51, 52, 53 

Zuchthaus: oder Arbeitshausftrafen auf die Dauer rüudlicht: 

lich von Zwanzig, Funfzehn oder Zehn Jahren zu befchrän: - 

fen find, bleibt es dem Richter überlaffen, in Hinficht auf 
die Zahl und Befchaffenheit der concurrirenden Verbrechen 
auf die gefeßlich zuläfligen Schärfungen zu erkennen. 

3) Motiven, (Land.-Act. J. Abthl 1. Bd. S. 91.) Uebrigens 
ift e8 angemeffen, nach den Vorfchriften des 51. und der fol: 
genden Artikel bei dem Zufammentreffen mehrerer zeitlicher 
Freiheitsftrafen die geringern Strafarten unter Verkuͤrzung 
ihrer Dauer in die höchfte der zuzucrkennenden Strafarten 
zu verwandeln, da eine fucceffive Abbüßung verfchiedener 
Freiheitöftrafen theild mit vielen Inconvenienzen verbunden 
feyn, theils, infofern auch über Drei Monate anfteigende 
Gefängnißftrafen dabei mit zu verbüßen wären, der Grund: 
fat verlegt würde, daß nicht alle Verbrecher zu der Deten- 
tion im Landesgefängniffe geeignet find. 

4) Die Deputation der I. Kammer hat in ihrem Berichte zu 

den obigen Artikeln folgende Bemerkungen gemacht (Tand.: 

Act. Beil, z. II. Abthl. 1. Samml. S.64 fa.): Die Artikel 

50—55 des Entwurfs enthalten die nähere Ausführung des 

in den Artikeln 46 und 47 [Art. 48 und 49 des Geſ.Bchs.) 

in Betreff der Concurrenz mehrerer noch unbeftrafter Ver: 
brechen in einem Berbrechen Beſtimmten, welches auf fol: 
genden Säben beruht: 

1) Das fortgefeste Verbrechen (delietum continuatum) — 
wenn nämlich durch mehrere gleichartige Handlungen 
nur Ein Verbrechen begangen wird — ift als ein ein: 
ziges Verbrechen zu bejtrafen. 

2) Die ideelle Concurrenz, wenn durch eine That mehrere 
Verbrechen begangen werden (3. B. Blutichande und 
Ehebruch durch denſelben gefeßwidrigen Beifchlaf), be: 
wirft den Eintritt derfthwerern Strafe nach Befinden 
mit Schärfung. 

3) Die materielle Concurrenz des Vergehens mehrerer gleich: 
zeitig zur Unterfuchung kommender ftrafbarer Handlun: 
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gen bewirkt in der Regel, in fo weit nicht beſondere 
Ausnahmen für nöthig befunden werden, ein Zufam: 
menrechnen ber verjchiedenen verdienten Strafen. 

Diefe Grundfäge find, wie in den Motiven näher ent- 
wickelt worden, die einzigen fahgemäßen, denn man fieht 
in der That nicht ein, warum ber Verbrecher nach dem 
Grundfage: poena major absorbet minorem, darum in 
eine beffere Lage kommen foll, weil feine verfchiedenen Ver— 
brechen zugleich zur Unterfuchung kommen. 

Die Ausnahme des Artikeld 48 [Art. 50. des Geſ.-Bchs. 
. wegen ber Verbrechen, deren Strafe nad) dem Betrage ab: 
geſtuft ift, fpricht für fich felber. 

Obiges Princip erhält nun in den Artifeln 50—55 [des 
Entwurfs] folgende Mobificationen: 

1) Zodesftrafe abforbirt alle andere Strafe, lebensläng: - 
lihe Zuchthausſtrafe desgleihen, doch kann diefelbe, 
wenn andere Strafen nebenbei verwirkt find, außerlich 
geichärft werben. 

2) Wenn mehrere verfchiedenartige Freiheitäftrafen con: 
curriren, fo werben fie fammtlich, jedoch unter verhält: 
nißmäßiger Verminderung der Dauer, in bie fehwerfte 
derfelben verwandelt. 

3) Hierbei gilt Zuchthausftrafe erfien Grades doppelt fo 
viel, ald Zuchthaus zweiten Grades, viermal fo viel 
ald Arbeitshaus, und achtmal fo viel als Gefängniß. 

4) Treffen mehrere Zuchthausftrafen erften Grades oder 
eine Zuchthausftrafe erften Grades mit einer oder meh- 
reren Zuchthausſtrafen zweiten Grades zufammen, fo 
fallen die geringern F$reiheitöftrafen hinweg. 

5) Zuchthausſtrafe beider Grabe, ingleichen Arbeitshaus: 
firafe kann auch durch die Concurrenz nie über daß, 
Artikel 16 [Art. 17 des Gef. :BchE.] gedachte Höchfte Maas 
fleigen. 

6) Sefängnißftrafen, welche mit höheren Freiheitöftrafen 
concurriren, Fönnen nicht in Geld» oder Handarbeits- 
ſtrafen verwandelt werden. Es ift fonach 

7) für Gefängniß, Geldftrafe und Förperliche Züchtigung 
fein Marimum beftimmt, und ed können 

8) Geldftrafen, die nicht im Wege ber Strafverwandlung 
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© zuerkannt worden, und Eörperliche Zuͤchtigung ftatt 
Gefängnig neben allen anderen Strafarten beftehen. 


Diefe Beflimmungen erregten bei der Deputation man— 
cherlei, theild formelle, theils materielle Bedenken. Erſtere, 
weil fie manche Luͤcke und Dunfelheiten übrig laſſen; fo ift 
z. B. nicht Har zu überfehen, wie es gehalten werben foll, 
wenn Zuchthaus erften Grades mit Arbeit3haud concurrirt, 
indem weder im Artikel 52 noch im Artikel 53 biefes Falles 
gebacht iſt. Lebtere größtentheild darum, weil das allge: 
meine Princip nicht ganz folgerecht durchgeführt ift. 

Auch den Königlihen Commiffarien ſchien diefe Anficht 
nicht unbegründet, befonder8 wenn, wie die Deputation be- 
antragt, der Artikel 60 in Wegfall kommt. Man vereinigte 
fi daher mit denfelben zu einer gänzlichen Umarbeitung 
der Artikel, wobei folgende Veränderungen an dem oben ent- 
widelten Syfleme vorgenommen wurden. 

Sul. 

Hier mußte, dem Antrage bei Artikel 8 gemäß, die aͤu⸗ 

Bere Schärfung in Wegfall fommen. 
3u 2 und 3. 

Das im zweiten Punkte angenommene Princip wurde 
aus dem ©. 91 der Motiven angegebenen Grunde für rich- 
tig erkannt, indem es dem Schuldigen, wenn er einmal 
Zuchthaus erleidet, gleich feyn kann, ob er die übrige Strafe 
im Arbeitshaufe und im Gefängniß, oder unter verfürzter 
Dauer im Zuchthauſe abbüßt, während erfleres in der Aus— 
führung Schwierigkeit hat. Dagegen fchien dad angenom: 
mene Berhältniß in Bezug auf die beiden Grabe des Zucht: 
haufes nicht ganz angemeffen. Erleidet nämlich der zu Be: 
ftrafende einmal Zucdthausftrafe erften Grades und in Folge 
beffen zu Anfang der Strafzeit Förperliche Züchtigung oder 
dad an ihre Stelle tretende Surrogat, fo verfchwindet für 
die hinzufommenden Jahre der Unterfchied zwifchen beiden 
Graben beinahe gänzlih, Es dürfte ſonach das Verhaͤlt— 

niß zwifchen denjelben nicht wie 2 : 1, fondern wie 3 : 2 
feflzufegen feyn. 

Um jedoch nicht zu unregelmäßige Friften zu erhalten, 
fcheint es nöthig zu beflimmen, daß die Strafzeit nur nach 
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monatlichen Zeiträumen zu berechnen und bie uͤbrigbleiben— 
den kürzeren Zeiträume in Wegfall zu bringen find. 

Zu 4. 
Der Sas unter 4 fchien der Deputation in Feiner Weiſe 
ausreichend begründet zu feyn, vielmehr befchränft derfelbe 
dad angenommene Princip zu fehr, und führt zu mehrern 
Unverträglichkeiten. 

So würde z. B. ein Verbrecher, der wegen zweier Ver⸗ 
brechen zufammen A Jahre Zuchthaus erften Grabed und 
wegen eines dritten 6 Sahre Zuchthaus zweiten Grabes ver: 

‘ wirft hätte, von jener legten bebeutendern Strafe ganz frei 
bleiben. 
3u 5. 

Eben fo wenig ſchien es nöthig und angemeffen, die Beftim- 
mung des 16. Artikel [Art. 17 des Geſ.-Bchs.] auch bei 
ber Concurrenz aufrecht zu erhalten, indem hier die Summe 
der Strafzeit nicht als eine, fondern ald mehrere Strafen 
zu betrachten ift. 

Nur in dem Falle fhien eine Beſchraͤnkung angemeflen, 
wenn dadurch die Natur der Strafe ganz verändert, und, 
bei der wahrfcheinlichen Lebensdauer des zu Beſtrafenden, 
die zeitige Freiheitöftrafe zu einer lebenslänglichen werden 
dürfte. Hier möchte der Richter ermächtigt werben, die 
Strafe bis auf das im Artikel 16 vorgefchriebene Marimum 
zu ermäßigen. Weiter zu gehen und dem Richter zu geftat: 
ten, auch unter jened Strafmaas herabzugehen, dürfte theils 
die Sache zu fehr ins Unbeftimmte ftellen, theild mit ben 
Beftimmungen über Zuerfennung einzelner Freiheitäftrafen 
im Widerfpruche flehen, wo der Richter auf dergleichen Ver— 
hältniffe Feine Rüdficht zu nehmen hat. 

Zu 6. 
Diefe Beſtimmung fcheint fahgemäß. 
3u 7. 
Hierbei ift | 
a) eine Beftimmung barüber nöthig, wie e3 gehalten wer: 
den fol, wenn mehrere im Gerichtögefängniffe zu ver- 
büßende Gefängnißftrafen durch ihren Zufammenfluß 
dad Strafmaas von 3 Monaten überfteigen würden, 
Falls das Verbrechen der Art ift, daß überhaupt des: 


'109 


a 


halb auf eine im Landesgefängniffe zu verbüßende Dauer 
der Gefängnißftrafe nicht erfannt werden kann, und die 
Strafe in den höhern Graben bis auf Arbeitöhaus 
fteigt. 

In folchen Fallen würde nämlich dad S. 88 der Motiven 
aufgeftellte Princip verlegt werden. Es muß daher für die- 
felben die Verwandlung der Gefängnißftrafe in Arbeitshaus, 
jedoch unter verhältnißgmäßiger Verkürzung der Dauer, nach: 
gelaffen werden, welches um fo unbedenklicher ift, weil in 
diefen Fällen die Arbeitshausftrafe in den höheren Graden 
ohnehin zuerkannt wird, und das Gefaͤngniß fomit bei den 
niedern Graben nur ald ein Surrogat des Arbeitshaufes 
erfcheint. 

b) Bei der förperlichen Züchtigung fcheint die Innehal⸗ 
tung des zu Artikel 20 [Bergl. Artikel 22] vorgefchla- 
genen Marimums, fol die Strafe nicht in Graufam: 
feit audarten, erforderlich, und ed muß fich diefe Be— 
flimmung auf alle Arten der förperlichen Züchtigung 
erftreden. Auch verfteht es fich von felbft, daß auch im 
Falle der Concurrenz die Eörperliche Züchtigung nicht 
weiter auögebehnt werben darf, ald der Arzt fie unbe: 
denklich findet. 

"Aus allen diefen Gründen würden an die Stelle der Ar- 

titel 50— 55 des Entwurfs folgende Artikel treten. 

Zuerft Artikel 50 ded Entwurfs, unter Weglaffung des 
letzten Sabed „und nur nah” ıc. [Bergl. Artikel 52 des 
Gef. :Bch3.] 

Sodann würden zwei neue Artikel folgenden Inhalts 
Platz greifen: 

Art. 51. Ganz mit dem ind Geſ.⸗Buch aufgenomme: 
nen Artikel 53 gleichlautend, ausgenommen, daß zu An: 
fange anftatt der Worte: „Freiheitöftrafen verfchiedener 
Art”, die Worte: „Freiheitöftrafen verfchiedenen Gra— 
des” ſtanden. 

Art. 52. Mit dem Artikel 54 des Geſ.-Bchs. gleichlau- 
tend, mit Ausnahme, daß in dem legteren die zu Anfange 
befindlichen Worte: „nad den befondern Strafbeftim- 
mungen’ in dem von der Deputation vorgefchlagenen Ar: 
titel nicht enthalten waren. 


- 
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Diefem würde fich Artikel 54 bed Entwurfs als Art. 53 
anfhließen. Derfelbe flimmt mit Art. 55 bes Geſ.-Bchs. 
wörtlich überein. Den Schluß bildeten noch folgende zwei 
neue Artikel: 

Art. 54. Anftatt der im Anfange des 56. Artikels des 
Geſ.-Bchs gebrauchten Worte: „Freiheitäftrafen derfelben 
Art” — flanden im vorgefchlagenen Artikel die Worte: 
„Breiheitöftrafen deffelben Grades.“ Außerdem ift leb: 
terer wörtlich aufgenommen worben. 

Art. 55. „Bufammentreffen Förperliher Zuͤchti— 
gungen.” 

„Bei dem Zufammentreffen förperlicher Züchtigungen, 
mögen fie nun als Folge der Zuchthausftrafe erftien Grades, 
oder als Schärfung, oder ald Surrogat anderer Strafen ein: 
treten, ift das, entweber im Allgemeinen beftimmte, oder 
nach Arztlihem Gutachten, ruͤckſichtlich der Individualität 
des Verbrechers zuläffige höchfte Maas nicht zu überfchrei: 
ten, fondern wegen bed Webermaafes ein anderes Schaͤr— 
fung3mittel in Anwendung zu bringen, oder die Verwand- 
lung zu unterlaffen.” 


5) Zu Art. 53. Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß in 
dem Falle, wo Jemand mehrere Verbrechen fich zu Schul: 
ben gebracht hat, von denen z. B. das eine 1 Jahr Zucht: 
hausſtrafe zweiten Grades, ein zweites 3 Monate Arbeits: 
hauöftrafe, ein drittes, viertes und fünftes aber 4, 3 und 2 
Wochen Gefängnig nad) fich zieht, diefe Gefängnißftrafen, 
weil Feine derfelben für fich allein einen Monat der höheren 
Strafart ausmacht, nicht in Wegfall zu bringen, fondern in 
einen Monat Arbeitshausftrafe zu verwandeln find. Diefer 
Monat und die obgedachten 3 Monate geben alsdann zwei 
Monate Zuchthaus zweiten Grades. 

6) Zu Art. 54 Weil bei den in dem Landbeögefängniffe zu 
betinirenden Perfonen dad Uebel der Freiheitöberaubung 
durch Aufnahme folcher Verbrecher darin, mit denen zufam= 
mengeftellt zu werben, nach bet Öffentlichen Meinung für 
entehrend gehalten werben koͤnnte, nicht erfchwert werden 
fol, würde zufolge der im Artikel enthaltenen, auf jenen 
Grundſatz bafirten Beftimmung Jemand, der nach Art. 169 
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Bier Monate, nach Art. 187 ebenfalls Bier Monate, und 
nach Art. 285 Zwei Monate, alfo zufammen Zehn Monate 
Gefängnißftrafe verwirft hat, diefe Strafe nicht im Landes: 
gefängniffe, fondern, unter Verkürzung der Dauer auf bie 
Hälfte, im Arbeitshaufe zu verbüßen haben, wenn er zu- 
gleih eines Berbrechens ſich fchuldig gemacht, welches 
(wie z. B. nach Art. 223) nicht bloß mit Gefängnißz, 
fondern zugleich mit Arbeitshausitrafe bedroht ift, gefeßt 
auch, daß wegen bed lesteren Verbrechens allein nicht auf 
Arbeitshaus- fondern nur auf Gefängnißftrafe erkannt wer: 
den wuͤrde. 


7) Zu Art. 55. Die Verwandlung einer alternativen Strafe 


in Handarbeit oder Geldbuße fällt auch dann weg, wenn 
die Strafe felbft bei der Verwandlung in die höhere Straf: 
art nach dem Schlußfabe des Art. 53 ganz oder theilweife 
wegen ihrer Geringfügigkeit nicht berudfichtiget wird. \ 
(Sroff Anmerf. z. Crim.-G.:3. 1. Abthl. S.122 fg.) 


8) Sehr richtig ift die von Krug Studien ꝛc. ©. 34 gemachte 


Bemerkung, daß im vorliegenden Falle die in dem 20. Ar: 
tifel genannten Perfonen. rüdfichtlich der alternativen Strafe 
nicht verlangen Eönnen, mit Geldftrafe belegt zu werden, 
weil dies eine Ausdehnung der ihnen eingeräumten Begün- 
ftigung feyn würde, die nicht in der Abficht des Gefeßgebers 
gelegen. 


9) Zu Art. 56. Sehr angemeflen ift der vom Ob. Appell. 


Ger. befolgte Grundfag, nach Analogie ded Mandatd, die 
Berfürzung der curae absentium betreffend, vom 13. Novbr. 
1779, das zurüdgelegte fiebzigfte Jahr als Grenze der wahr: 
fcheinlichen Lebensdauer eined Verurtheilten anzunehmen, 
weil hierdurch Ungleichheiten bei der Berechnung der fragli: 
chen Lebenddauer vermieden werben. (Groffa. aD. 1. 
Abthl. ©. 123 und Il. Abthl. ©. 17). 


Art. 57. 
Die in den Artikeln 52 bis 56 vorgefchriebenen Beftim- 


mungen find auch dann in Anwendung zu bringen, wenn ein 
Verbrecher Durch verſchiedene Erkenntniffe zu nicht gleicharti— 
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gen Freiheitöftrafen verurtheilt worden ift, oder während der 
Berbüßung einer Freiheitöftrafe ein Verbrechen begeht, wel- 
ches mit einer gelindern Strafart geahndet wird, und nicht 
nach der Hausordnung der betreffenden Anftalt bloß discipli- 
narifch zu beftrafen ift. Im erftern Falle fteht die Verwand— 
lung der bereitö erkannten Strafen dem Bezirksappellations- 


gericht zu. 
Erläuterung. 


In den Fällen, auf welche die Vorfchrift des Art. 57 
fich bezieht, ift ohne Berudfichtigung des Art. 17 beftimmten 
Minimum der verfchiedenen Freiheitöftrafen die geringere in 
die fchwerere, nad) dem Verhältniffe der Art. 53 feftgefegten 
Geltung, jedoch unter Beobachtung der VBorfchrift am Schluffe 
diefes leßtern Artikel, zu verwandeln. 


. 1) Land.-Act. v. 3. 1836 fg. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 551 I. 
Abthl. 1. Bd. ©. 150. — Mitth. S.412. — Land. : Act. 
III. Abthl. 1.8d. ©.725. — Mitth. ©. 2124. 

Land.-Act. v. 3. 1839 fg. I. Abthl. 2. Bd. S. 47. — 
II. Abthl.1.3d. ©. 38 fg. 252. — Mitth. I. ©. 64 fg. 498. — 
II. Abthl. 1.30. ©. 324 fg. — Mitth. IL ©. 706 fg. 

2) Entwurf, Art. 56. 

Anftatt des Wortes „Werbüßung” ftand im Entwurfe: 
„Bollziehung.‘ 

Nach den Worten: „geahndet wird” — folgte fofort der 
Schlußſatz: Im erftern Falle ıc. 

3) Motiven zur gefeßlichen Erläuterung. Land.-Act. v. 3. 
1839 fg. I. Abthl. 1. Bd. ©. 281.] Da wahrzunehmen 
gewefen ift, daß in einzelnen Fällen gegen Züchtlinge, welche 
während der Verbüßung ber Strafe anderweit fich eines 
Verbrechens fchuldig machen, nicht auf verlängerte Zucht- 
bausftrafe, fondern auf Arbeitshausftrafe von einigen Mo: 
naten erkannt worden ift, welche nach Ablauf der Zucht: 
hausſtrafe vollftredt werden fol, weil nach Art. 17 Zucht: 
hausſtrafe nicht unter Einem Sahre erfannt werben dürfe, 
fo fcheint es angemeffen, dießhalb eine erläuternde Beftimmung 
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zu geben, obwohl .diefelbe eigentlich fhon aus der Faſſung 
des Artikels felbft in Verbindung mit Art. 53 ne 
zu entnehmen feyn möchte. 

4) Unter obigen Artikel gehört auch der Fall, wenn während 
der Strafzeit wegen eines Verbrechens auf Strafe erfannt 
wird, das vor dem Antritte der laufenden Strafe begangen 
worden if. (KLand.-Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 
©. 69.) 


5) In dem Falle, wo dad neu zur Spradı gefommene Ber: 
brechen mit gleicher Strafart bedroht ift, als das bereits 
mit Strafe belegte, ift Art. 56 in Anwendung zu bringen. 

6) Ob in dem Falle, wenn das fpäter zur Unterfuchung gezo: 
gene Verbrechen mit einer höheren Strafart zu ahnden ift, 
die wegen eines andern Verbrechens erkannte und angetretene 
Strafe zuvoͤrderſt zu verbüßen, oder der Reſt derfelben in 
Berüdfichtigung der Vorfehriften Art. 52 und 53 in Weg: 
fall zu bringen, oder in die fpäter erkannte höhere Strafart 
zu verwandeln ift, hat der erfennende Richter zu ermeffen. 
(Groff Anmerk. z. Erim. Gef.-B. I. Abthl. S. 123.) 


7) Die am Scluffe des Artifeld dem Appellationsgericht zu: 
ſtaͤndige Verwandlung ungleichartiger Strafen gefchieht von 
demjenigen Appellationdgericht, welches in der letzten gegen 
den Verbrecher geführten Unterfuhung competent ift, wenn 
auch die in derfelben zu erfennende Strafe geringer als die 
in ben früheren Unterfuchungen dem Berbrecher auferlegte, 
und daher in die bereitd erkannte höhere Strafart zu ver: 
wandeln ift. Auch hat eintretenden Falld dad Oberappella: 
tiondgericht eine folche Verwandlung jederzeit dem Appella= 
tiondgericht zu überlaffen. (Verordnung v. 11. Auguft 
1838. Num. I. (Gef. und Verordn. BI. v. 3.1838. ©. 405.) 


8) Auf die Bemerkung, daß Eleinere, einen Monat der bereits 
zu verbüßenden höhern Strafe bei der Verwandlung nicht 
erreichende Strafen unverbüßt bleiben würden, wurde ent- 
gegnet, daß der Verbrecher in diefem Falle nad) der Haus: 
ordnung einer Disciplinarftrafe unterworfen feyn werde, 
daß aber auch dafjelbe Verhältnig in allen den Fällen eins 
treten fönne, wo der Verbrecher vor der Verurtheilung zu= 
gleich mehrere andere Heinere Verbrechen begangen hat, in 

8 


” 
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dem diejenigen, welche mit geringern Strafarten bedroht 
find, infofern dieſe nicht wenigſtens in Einen Monat der 
höhern Strafart der Geltung nad) verwandelt werden kön: 
nen, ebenfallö unbeftraft bleiben. (Mitth. v. 3. 1839 fo. 
I. ©. 64.) Daraus folgt, daß bei zu verbüßender Zucht: 
hausftrafe erften Grade Strafen unter 8 Monaten Ge: 
fängniß, bei Zuchthausftrafe zweiten Grades unter 4 Mo: 
naten Gefängniß nach dem Griminalgefeßbuche unbeftraft 
bleiben. Der Grund, welcher für diefe Beflimmung ange- 
führt worden, ift nur zum Theil richtig, weil die Eleinern 
Verbrechen, wenn fie bereit3 früher verübt worden find und 
mit dem Hauptverbrechen zugleich zur Entſcheidung vorlie: 
gen, fehr oft den Verbrecher in feiner größern Gefährlichkeit, 
Böswilligkeit und feinem Hange zu verbrecherifchen Hand: 
(ungen darftellen, fo daß der Nichter fih bewogen finden 
würde, innerhalb des Strafmaafes eine der Zeit nach haͤr— 
tere Strafe zu erfennen. 


are 58 
Schärfung verwirfter Strafen wegen Nückfalls. 


Wenn Jemand wegen eines begangenen Verbrechens 
bereitö in Strafe verurtheilt worden ift, diefe Strafe wenig: 
ſtens theilmeife oder durch erfolgte Begnadigung eine gerin- 
gere Strafe verbüßt hat, und fich deffelben oder eines gleich— 
artigen Verbrechens wiederholt fchuldig macht; fo ift, infofern 
nicht ſchon die Strafe des wiederholten Verbrechens gefeglich 
beſtimmt ift, die gefegliche Strafe des neuen Verbrechens nad) 
Ermeflen des Kichters zu erhöhen, jedoch nicht über das ver- 
doppelte Strafmaas, und bei Zuchthaus- und Arbeitshaus: 
ſtrafe unter Befchränfung rücdfihtlid auf Zwanzig und Zehn 
Jahre. 

Tritt die Strafe des Ruͤckfalls wegen eines Verbrechens 
ein, welches hoͤchſtens mit Drei Monaten Gefaͤngniß, im 
hoͤhern Grade aber mit Arbeitshausſtrafe geahndet wird, ſo 
kann ſtatt Gefaͤngnißſtrafe, wenn ſie wenigſtens die Hoͤhe 
von Vier Monaten erreicht, auf Arbeitshausſtrafe, jedoch nur 
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in der halben Dauer erkannt werden. rreicht fie aber diefe 
Höhe nicht, fo ift fie, auch wenn fie über Drei Monate an: 
fteigt, in dem Gerichtögefängniffe zu verbüßen, ° 

Bei mehrfachem Ruͤckfall und nad) bereits erfolgter 
Verdoppelung der Strafe ift der Richter ermächtigt, auf die 


rücfichtlic nach Art. 8 ober 12 zuläffigen Schärfungen zu 


erkennen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3 Bd. ©. 551 fg. U. Abthl. 1. Bo. 
©. 151. 2. Bd. ©. 53. — Mitth. ©. 412, 2646 fg. — 
Land. Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 725 fg., 3. Bd. ©. 
371. — Mitth. ©. 2125 fg., 5126. 

2) Entwurf, Art. 58. 

Wenn Semand wegen eines begangenen Berbrechens be: 
reitö in Strafe verurtheilt worden ift, diefe Strafe wenig: 
ſtens theilweife, oder durch erfolgte Begnadigung in einem 
mindern Maasftabe verbüßt hat, und fich eines Verbrechens 
derjelben Art wiederholt fchuldig macht; fo ift, infofern nicht 
fchon die Strafe des wiederholten Verbrechens geſetzlich be- 
ftimmt ift,. die gefegliche Strafe des neuen Verbrechens nach 
Ermeffen des Nichterd zu erhöhen, jedoch nicht über das 
Doppelte, und bei Zuchthaus: und Arbeitshausftrafe unter 

. Befchränfung rüdfichtlich auf Zwanzig, Funfzehn und Zehn 
Sabre. 

Bei öfterm Ruͤckfall und nach bereits erfolgter Verdoppe— 
lung der ordentlihen Strafe ift nach richterlichem Ermeſſen 

auf die Art. 8 und 12 beftimmten Schärfungsmittel zu er- 
kennen. 

3) Der Ruͤckfall unterſcheidet ſich von der Concurrenz haupt: 
ſaͤchlich nur dadurch, daß bei erſterem der Verbrecher wegen 
des fruͤheren Verbtechens bereits beſtraft worden iſt, bei 
der letzteren aber die mehreren Verbrechen zugleich zur Beftra- 
fung vorliegen. In diefem Falle kann nun zwar von der 
Strafe des Ruͤckfalls nicht die Rede feyn, allein innerhalb 
des Strafmaafes ift die Wiederholung von Verbrechen, und 
die dadurch bewiefene Bösmilligfeit und Verachtung des 
Geſetzes nach Artikel 42 allerdings in Anfchlag zu bringen. 

4) Auf den von der Deyutation der I. Kanımer angeregten 

8* 
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Zweifel, ob nad) der Faſſung des Artikels auch die im Aus: 
(ande erfolgte Beſtrafung ald den Begriff des Rüdfalls be: 
gründend angefehen werden folle, gaben die Königlichen 
Sommiffarien die Verfiherung, daß es in der Abficht der 
Regierung liege, die Beftrafung im Auslande der Beſtra— 
fung im Inlande gleich zu achten, (Land.» Act. Beil, z. 
1. Abthl. 1. Samml. ©. 71), wie denn ſchon vermöge der 
allgemeinen Faſſung der Anfangsworte ded Artikels diefe 
Frage, ingleichen die, ob ein vor Erlaffung des Griminalge: 
feßbuch8 bereits beftraftes Verbrechen zu berüdfichtigen fey, 
bejahend entfchieden werden muß. (Mitth. ©. 2126.) 

Dabei ift jedoch zu bemerken, daß, wenn wegen eines im 
Auslande beftraften Verbrechens die Nüdfallsftrafe eintreten 
fol, zuwörderft außer dem Umftande, ob die erfannte Strafe 
wirklich vollzogen worden, auch der einer Prüfung zu 
unterwerfen ift, ob dad Verbrechen felbft nicht etwa ein 
folches, das zwar nach ausländifchem, nicht aber nach Säd): 
fifchem Nechte ald ftrafbar erfcheint. Wäre Lebteres der 
Fall, fo fönnte, der im Auslande verbüßten Strafe unge: 
achtet, von einem Rüdfalle im Sinne des Gefeßes nicht die 
Rede ſeyn. 3. B. es ift Jemand im Auslande wegen eines 
Inceſts beftraft worden, der in Sacyfen nicht ftrafbar. ift, 
und er begeht fpäter in Sachfen einen wirklich ftrafbaren 
Inceft. Hier ift fein Rüdfall vorhanden. (Schüler Bei: 
träge z. Beurthl. d. Griminalgefeßbuhs ©. 44 fg.) 

5) Der Zwed der firengeren Strafandrohung wegen des Nüd: 
falls ift, diefen möglichft zu verhüten. Mehrere Geſetzge— 
bungen enthalten in diefem Bezuge die in mancher Rüdficht 
ernpfehlenswerthe Beftimmung, daß die aus der Strafan— 
ftalt zu Entlaffenden auf die Folgen des Ruͤckfalls aufmerf- 
fam gemacht werden jollen. 

Indeß dürfte e3 bedenklich feyn, eine folhe Beſtimmung 
ins Geſetzbuch ſelbſt aufzunehmen, weil man aus der mög: 
licher Weife erfolgten Unterlaffung einer folchen Warnung 
in einzelnen Fällen auf die Unanwendbarkeit der Beſtim— 
mungen über den Ruͤckfall ſchließen koͤnnte. (Kand.-Act 
Beil. z. IL. Abthl. 1. Samml. ©. 71.) 

Hierauf hat die Staatöregierung angeordnet: „Da nad) 
Art. 58 eine befondere Verfhärfung verwirkter Strafen we: 
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gen des Nüdfalls eintritt, jo haben die Directionen ber 
Strafanftalten alle darin Detinirte bei der Entlaffung nad) 
abgelaufener Strafzeit, fo wie die fämmtlichen Griminalge- 
richte diejenigen Individuen, welche mit einer bei den Ge- 
richten zu verbüßenden Strafe belegt worden find, auf die 
Folgen des Ruͤckfalls aufmerkſam zu machen.” (Verord— 
nung v. 27. April 1838. Num, III. Gef. u. Berordn. BI. 
v. J. 1838. ©. 376.) 

6) Da der in Sachſen gebildete Verein zur Beauffichtigung 
und Fürforge für die aus Strafanftalten Entlaffenen ſich 
die Aufgabe geftellt hat, die aus Strafanftalten Entlaffenen 
dem redlichen Erwerbe wieder zuzuführen, da auf der an- 
dern Seite die immer fortichreitenden Berbefferungen der 
Strafanftalten auch ihren Zwed nicht verfehlen werden, der 
dahin gerichtet ift, daß die Sträflinge nicht verböfert, fon: 
dern verbeffert aus der Strafanftalt entlaffen werden, fo 
wird es um fo mehr Rechtfertigung finden, wenn folche Sn: 
dividuen, die der verfuchten Beflerung in der Strafanftalt 
unzuganglich geblieben, die von dem Vereine ihnen dargebo- 
tenen Mittel für redlichen Erwerb verfchmähen, die Bahn 
des Laſters aufs Neue betreten, einer härtern Ahndung 
unterliegen. (Land. Act. Beil. z. TIL. Abthl. 1. Samml. 
©. 59.) ' 

Um jedoch nicht gegen den Rüdfalligen in eine offenbar 
der Abficht des Gefeßgebers zumwiderlaufende Härte zu ver: 
fallen, hat man in dergleichen Fallen zuvoͤrderſt die Strafe 
des vorliegenden Verbrechens, ganz abgejehen von dem Nüd: 
falle, zu beflimmen, und fodann diefe Strafe wegen des 
Ruͤckfalls angemefjen (nach Befinden bis zur Verdoppelung) 
zu erhöhen. Eben fo würde es dem Sinne des Gelebes 
entgegen feyn, die Berdoppelung lediglich von dem Umſtande 
abhängig zu machen, ob ein Verbrecher ein oder mehrmals 
ruͤckfaͤllig. In beiden Fällen iſt auf die Boͤswilligkeit des 
Verbrecher und die bei der Veruͤbung der mehreren Ver— 
brechen vorhandenen befonderen Umftände Nüdficht zu neh- 
men, und biernad zu beflimmen, ob eine Erhöhung oder 
eine Verdoppelung als angemeffen erfcheint. 

7) daß die Strafe des Nüdfalls nicht bloß dann eintritt, wenn 
die frühere Strafe auf das Geftandnig des Verbrechers ge: 
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gründet ift, fondern auch in dem Falle, wo foldye auf blo- 
Gem Sndicienbeweife beruht, leidet um fo weniger Zweifel, 
als die volle richterliche Ueberzeugung die Stelle des Ge- 
ftändniffes vertritt. 

8) Die Folgen des Rüdfalls treten eben fo bei verbüßten Geld-, 
ald Freiheit3 - Strafen ein, weshalb auch in der Verord— 
nung v. 27. April 1838 unter Num, III. von Strafen im 
Allgemeinen die Rede ift. (Vergl. o. Anmerf. 5. a. €.) 


9) In Fallen, wo auf das Marimum der Strafart erfannt if 
(z. B. 20 Sahre Zuchthaus, 10 Jahre Arbeitshaus), Fann der 
Ruͤckfall nach Befinden nur die am Schluffe des Artikels 
erwähnten Verſchaͤrfungen bewirken. 


10) Ueber den Rücdfall vergl. Krug Studien ıc. I. Abthl. ©. 
110 fg, 


Art. 59. 
Gleichartige Verbrechen. 


Bon den in dem fpeciellen Theile des Geſetzbuchs auf: 
geführten Verbrechen find nur die nachftehend unter jeder ein- 
zelnen Ziffer aufgeführten ald gleichartig mit einander zu be- 
trachten: 

1) Unzucht mit Kindern unter Zwölf Jahren; fo wie mit 
Perſonen im bewußtlofen Zuftande und Nothzucht; 

2) Raub und die Art. 166 unter 1, fo wie Art. 167 er: 
wähnte Erpreffung; 

3) Diebftahl, Veruntrauung, Betrug oder Fälfchung aus 
Gewinnfuht, und die Art. 166 unter 2 gedachte Er: 
preſſung; 

4) Verfertigung falſchen Geldes und falſcher oͤffentlicher 
Creditpapiere. 

Der Verſuch und die ungleiche Theilnahme ſind jeder— 
zeit als gleichartig mit dem Verbrechen felbft zu betrachten; 
dahingegen find vorfägliche Verbrechen und Verbrechen aus 
Bahrläffigkeit in diefer Beziehung einander niemals gleich zu 
ſtellen. 
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1) Eand.: Act. 1. Abthi. 3. Bd. ©. 553. II. Abthl. 1. Bo. 
S. 151 fg. 2. Bb. ©. 53, 762. — Mitth. S. 412, 2647 
fg., 5674 fg. — Land.» Act. II. Abtht. 1.80. ©. 726 fg. 
3. Bd. ©. 371. — Mitth. ©. 2126 fa., 5126. 
2) Im Entwurfe war obiger Artikel nicht enthalten. 

(Bergl. Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 
69 fg. — Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 59 fg.) 
3) Die Begünftigung (Art. 38), zu welcher auch Parthie: 
rerei und Hehlerei gehört (Art. 239) ift daher mit dem 
Hauptverbrechen nicht gleichartig. ES tritt vielmehr in 
dergleichen Fällen Concurrenz der Verbrechen ein, oder findet, 
wenn das frühere Verbrechen bereits beftraft ift, nach An= 
leitung des 61. Artifel3 unter Num, 1 Erhöhung oder 
Schärfung der Strafe ftatt. 
4) Diebftahl, VBeruntrauung und Betrug find zwar allgemein 
genommen, weil fie gegenfeitig den Rüdfall begründen. In: 
fofern aber diefe verfchiedenen Verbrechen wieder mehrere 
Untergattungen (einfache und ausgezeichnete) haben, 
fo find auch wieder nur die einzelnen Untergattungen unter 
fich als gleichartig zu betrachten. Nur einfache Diebftähle, 
Beruntrauungen und Betrügereien find unter fich gleich: 
artig, eben fo wieder ausgezeichnete Verbrechen der gedach— 
ten Art, (Mitth. ©. 2127.) 
- Liegen dergleichen verfchiedene Verbrechen zugleich zur Be: 
firafung vor, fo kommen die Vorfchriften über die Concur— 
venz der Verbrechen und Strafen zur Anwendung. Iſt das 
früher verubte Verbrechen bereits beftraft, fo ift die Strafe 
des Ruͤckfalls fiet3 nad dem einfach verübten Verbre— 
chen, es mag das ältere oder fpätere feyn, zu bemeſſen, weil 
diefes in dem ausgezeichneten ftet3 mit begriffen ift, aber 
nicht umgefehrt. (Mitth. S. 2128.) 


5) Nach den Worten des Gefeges würden Raub und Dieb: 
ftahl, da fie dad Gefeß nicht als gleichartige Verbrechen be: 
zeichnet hat, gegenfeitig die Rüdfallöftrafe nicht bewirken. 
Allein wenn dies auch in dem Falle, wo der Diebftahl das 
zuerft beftrafte Verbrechen, und der Raub fpäter verübt 
worden ift, als völlig fahgemäß erfcheint, fo Fann ed doch 
im umgefehrten Falle keineswegs als angemeffen betrachtet 


s 
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werden, weil der Raub den Begriff des Diebſtahls (des 
vollbrachten oder verfuchten) mit einfchließt. Es würde 
höchft inconfequent, und dem Sinne des Gefeßed ganz ent- 
gegen ſeyn, einen Dieb, der früher nur einen einfachen 
Diebftahl verübt hat, als einen rüdfälligen Dieb mit erhöh: 
ter Strafe zu belegen, in dem Falle aber, wenn das früher 
von ibm verübte Verbrechen ein Diebftahl, der wegen der 
damit verbundenen Gewaltthätigfeiten ald das weit ſchwe— 
rere Verbrechen des Raubes zu beftrafen war, nicht als rüd: 
fällig, mithin milder zu beftrafen. (VBergl. a. Krug Stu: 
dien ıc. I. Abthl. ©. 115.) Es iſt zwar hiergegen bemerkt 
worden (Schwarze in-d. Sahrb. f. Sad. Strafrecht 
I. Bd. 2, Heft ©. 217 fg.), daß die Annahme, der Be: 
griff des Diebftahls fey in dem des Raubes mit enthalten, 
falich fey, da der Gefeßgeber den Raub unter die Verletzun— 
gen der perfönlichen Freiheit geftellt, die necessitas alterius 
voluntati imposita contraria als das charafteriftiihe Mo: 
ment bezeichnet und überdieß auch nad) dem Grade der an: 
gewandten Gewalt zum Ueberfluffe noch die einzelnen Straf: 
maafe beftimmt, auf die Wermögensverleßung, auf den hab- 
füchtigen Sinn des Räubers, der durch die Gewalt, wie 
ber Dieb durch Lift oder doch ohne an der Perfon des In— 
habers fich zu vergreifen, eine fremde Sache fich aneigne, Fein 
prävalirendes Gewicht gelegt habe. Allein durch die Stel: 
lung des Verbrechens des Raubes unter eine andere Rubrik 
wird die Natur des Verbrechens nicht geändert. Diefe 
Stellung foll nur andeuten, daß bei der Beftrafung nicht 
fowohl der Diebftahl, ald vielmehr die veruͤbte Gewalt zu 
berücfichtigen tft; die Gewaltthätigfeit allein begründet aber 
das Verbrechen des Raubes nicht, dafern fie nicht vom Thaͤ— 
ter, wie Art. 163 mit Elaren Worten fagt, um fich frem- 
des bewegliches Gut zuzueignen, oder um fi, wenn 
er bei VBerübung eines Diebftahls betroffen wor: 
den, in dem Befibe des geftohlnen Gutes zu be: 
haypten, ausgeübt worden ift. 


* 
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Art. 60. 


Zufammentreffen des Nückfalls und der Concurrenz der 


Berbrechen. 
Wenn ein Verbrecher wegen mehrerer Verbrechen gleich- 


zeitig in Unterfuchung fommt, unter welchen fi) Ein oder 
mehrere wiederholte befinden, fo kommen: die Vorſchriften 
uͤber die Beſtrafung concurrirender Verbrechen und des Ruͤck⸗ 
falls verbunden zur Anwendung; es kann jedoch in dieſem 
Falle wegen des Verbrechens, weshalb die Strafe des Ruͤck— 
falls eintritt, die Dauer der Zuchthausſtrafe nicht uͤber Zwan— 
zig, und der Arbeitshausſtrafe nicht uͤber Zehn Jahre erſtreckt 
werden. 

1) Land.-Act. 1. Abthl. 3. Bd. S. 553 fg. II. Abthl. 1. Bd. 


©. 152. 2. Bd. ©. 53. — Mitth. ©. 414, 2648. — 
Sand. Xct. III. Abthl. 1. Bd. ©. 726 fg., 3. 3b. ©. 
371. Mitth. S. 2128, 5126. 


2) Entwurf. Art. 59. 


Die Worte: „wegen des Verbrechens, weshalb die Strafe 
des Rüdfalls eintritt” — enthielt der Entwurf nicht, und 
anftatt der Worte: „unter welchen ıc. befinden” — fanden 
im Entwurfe die Worte: „unter welchen fich ein wiederhol: 
tes oder mehrere dergleichen befinden.‘ 


3) Im Entmwurfe folgte diefem Artikel der 60. mit der Ueber: 


Schrift: „Sicherung gegen befonders gefährliche Verbrecher”. 
Sn diefem Artifel war die Beibehaltung ded fogenannten 
Anhangs ausgefprochen worden. 

Vergl. dagegen die Berichte der Deputationen der I. und 
U. Kammer (Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 72 und 
Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 61), worin der gänzliche 
Wegfall diefed Artikels beantragt worden ift. 


4) Diefer Artikel ift fo zu verftehen, daß zwar dad Verbrechen, 


rücfichtlich deſſen die Rüdfellöftrafe eintritt, nicht mit einer 
höheren Strafe ald. dem in dem 17. Artikel ausgefproche- 
nen Marimum belegt werden kann, daß jedoch die wegen 
der andern concurrirenden Verbrechen zu verhängenden Stra: 
fen noch beſonders hinzuzurechnen find, und mithin die Ge: 
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fammtftrafe weit über 20 Jahre Zuchthaus anfteigen Bann. 
(Mitth. ©. 2130.) 
} ' ir 
Art. 61 

Audere Schärfungsfälle, 


° Außer den Fallen, wo nad) Art. 48 eine Schärfung- 
der Strafe eintritt, oder bei befondern Verbrechen eine folche 
ausdruͤcklich vorgefchrieben ift, Fann, abgefehen von der Feft- 
feßung der Strafe innerhalb der gefeglichen Grenzen, auf 
die gefeslich zuläffigen Schärfungen der verwirkten Strafen 
(Art. 8 und 12) erkannt werden, 

1) wenn ein Verbrecher bereits früher — wegen 
Verbrechen beſtraft worden iſt, welche wegen ihrer Be— 
fhaffenheit die Strafe des Ruͤckfalls nicht nach fich 
ziehen; 

2) wenn ein Verbrecher bei einem von mehreren Indivi— 
duen gemeinfchaftlic verübten Verbrechen die übrigen 
Mitfchuldigen durch Mißbrauch des nach feinen Wer: 
hältniffen zu felbigen ihm zuftehenden Einfluffes. ver- - 
leitet hat, 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 551. II. Abthl. 1. Bd. 
S. 151. — Mitth. S. 412. — Land.-Act. II. Abthl. 
1. Bd. ©. 725. — Mitth. ©. 2124 fg. | 

2) Entwurf, Art. 57. 

Neben Art. 48 [Art. 50 des Entwurfs] war annoch auf 
Art. 55 des Entwurfs verwiefen. Der Schluß des. erfien 
Sabes lautete im Entwurfe: „— Grenzen, nad) richterli- 
chem Ermeffen auf die gefeglich zuläfligen Schärfungen der 
verwirkten Strafen erkannt werden,” —. | 

3) 3u 2%. 3.8. wenn Xeltern, Lehrherren, Vorgeſetzte re. bei 
den von ihren vorgenommenen verbrecherifchen Handlungen 
von ihren Kindern oder Untergebenen fih haben Behhülte 
leiften — 
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Art. 62. 
Milderung gefeglich beftimmter Strafen. 
a. wegen jugendlichen Alters. 

Von dem Alter an, wo eine Zurechnung ftattfindet, 
(Art. 66) bis zum vollendeten achtzehnten Jahre ift bei be: 
gangenen Verbrechen die Jugend ald ein Milderungsgrund 
zu betrachten, und die gefeglich verwirkte Strafe nad) rich- 
terlihem Ermeffen herabzufegen. Insbeſondere ſollen ſolche 
Verbrecher nicht mit Todes- oder Zuchthausftrafe belegt wer: 
den, fondern es ift ftatt derfelben auf Arbeitshaus- oder Ge- 
fängnißftrafe zu erkennen, welche auch gefchärft, oder in för: 
perliche Züchtigung verwandelt werden kann. 8 ift jedoch 
diefer Milderungsgrund nicht zu berüdfichtigen, wenn aus 
der Befchaffenheit der That, ihrer Beweggründe und der 
übrigen dabei concurrirenden Umflände fich ergiebt, daß der 
Berbrecher nicht ſowohl aus jugendlichen Leichtfinn, als aus 
Boöheit und mit Weberlegung gehandelt hat. Allein aud) 
in diefem Falle findet Todes: und Tebenslängliche Zuchthaus: 
ftrafe nicht ſtatt, fondern es ift auf eine verhältnigmäßige 
zeitliche Zuchthausſtrafe zu erkennen. 

1) Land, = ct. I. Abthl. 3. Bd. ©. 554 fg. II. Abthl. I. Bd. 

©.152 fg. 2.380. S. 33. — Mitth. ©. 414 fg., 2648. 

— Land.=%ct. IH. Abthl. 1.Bd. ©. 727 fg. 3. Bd. ©. 

371. — Mitth. ©. 2130 fg., 5126. 
2) Entwurf. rt. 61. 

Derfelbe ift mit obigem Artikel bis zu dem Sabe: „Es 
ift jedoch) ıc.” gleichlautend. Anftatt der beiden legten Säße 
hieß es jedoch im Entwurfe: „verwandelt werden kann, in: 
fofern nicht die Befchaffenheit der That, ihrer Motiven und 
der übrigen concurrirenden Umftände die Präfumtion aus: 
fließen, daß der Verbrecher mehr aus jugendlichen Leicht: 
finn ald aus Bosheit und mit Ueberlegung gehandelt habe.” 


3) Motiven, (Land.-Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 91.) 
Ueber die Milderung der Strafe einer begangenen geſetz— 
widrigen Handlung wegen der Jugend des Verbrechers giebt 
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es in ber bisherigen Sächfifchen Criminalgefeßgebung gar 
keine beftimmten Vorfchriften, mit alleiniger Ausnahme def: 
en, was in dem Mandate wider dad vorfaßliche Feueran— 
legen vom 16. November 1741 verordnet ift, und den Zwei: 
fel übrig läßt, ob in dieſem Falle die Vollſtreckung der 
ordentlichen Strafe nach vollendetem vierzehnten Jahre als 
Regel oder ald Ausnahme ftattfinden fol, weshalb denn in 
Anfehung der Anwendung biefes Milderungsgrundes bei den 
Saͤchſiſchen Dicafterien eine höchft verfchiedene Praris ftatt- 
fand, und auch noch in der neueften Zeit unter den erfen- 
nenden Griminalgerichtöbehörbden fich differente Anfichten 
hierüber gezeigt haben. Bei der Nothwendigfeit, eine fefte 
Beflimmung hierüber zu geben, ift das erfüllte acht— 
zehnte Altersjahr ald der ſchicklichſte Zeitpunkt angefehen 
worden, bis zu welchem eine Milderung verwirkter Strafen, 
und namentlich die Ausfchließung der Todes- und Zucht: 
hausftrafe, zuläffig feyn möchte. 

‚Sn mehrern neuen Gefeßgebungen tft zwar ein noch ju: 
gendlicheres Alter als Bedingung des Eintritts einer mil- 
dern Beflrafung angenommen worden; allein noch abge: 
fehben davon, daß ftet3 bei dergleichen Zeitbeftimmungen 
nothwendiger Weife eine gewiſſe Willkührlichkeit vorherrfchen 
muß, ſcheint doch der bis zu dem vollendeten achtzehnten 
Lebensjahre in der Regel vorhandene jugendliche Keichtfinn, 
befonders binfichtlich der auf die ganzen fünftigen Lebens— 
verhältniffe einen fo nachtheiligen Einfluß Außernden Zudt- 
hausftrafe, als Milderungsgrund zu beachten, und einer 
zu großen Ausdehnung defjelben durch die Anerkennung des 
alten Rechtsſatzes vorgebeugt zu ſeyn, daß in einzelnen Fal: 
len die Bosheit das Alter erfülle. 

4) Um fchärfer herauszuheben, daß der Satz: malitia supplet 
äetatem, (die Bosheit erfüllt das Alter) nicht allein auf 
die Ausfchließung der Zuchthausftrafe, fondern auf den ge: 
fammten Milderungsgrund der Tugend fich bezieht, hat die 
Deputation mit den Königlichen Commiffarien zu der ver: 
änderten Faſſung des lebten Satzes des Artifeld fich verei- 
niget. (Rand. Act. Beil. z. II. Abtht. 1. Samml. ©. 72.) 

Gegen den Grundfag: malitia supplet aetatem, fprad) 
man fich bei der Beratung in der Kammer nicht mit Un: 
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recht aus, namentlic) wurde von einem ſehr erfahrnen Su: 
riften dagegen erwähnt: „Man Fann nicht daraus, daß der 
junge Menfch mit vielem Verftande die Mittel zum Zwecke 
gewählt hat, und daraus, daß diefer Zweck fehr verbreche- 
vifch war, nicht daraus, daß er bei Anwendung diefer Mit: 
tel eine ungewöhnliche Stärfe und Feftigfeit des Willens 
bewiefen hat, fchließen auf das, was wefentlich ift, darauf, 
daß die Vernunft, das geiftige Princip, zu der Stärfe und 
Feftigfeit gelangt fey, nach welcher die volle Zurechnungs- 
fähigkeit auszufprechen if. Man würde irren, wenn man 
glaubte, daß ein junger Menfch, der ein Verbrechen Flug 
angefangen hat, und bei der Ausführung deffelben unge: 
mein. beharrlich verfahren ift, ein folcher ſey, der die nöthige 
Vernunft befißt, um das Berbrechen nicht zu begehen. 
Kein Verbrechen bietet häufiger und auffallender diefen Be— 
weis dar, ald dad Verbrechen der Brandftiftung, gewiß 
eins der größten und gefährlichiten. Es findet fih mehr 
ald anderswo, daß junge Perfonen mit Außerfter Schlau: 
heit, mit der unermüdetften Beharrlichfeit das Verbrechen 
vorbereiten und mit teuflifcher Freude an dem Gelingen 
deffelben ſich ergößen. Dennoch wäre hier der Schluß falfch, 
daß es Böfewichter wären, die um jeden Preis unfchädlich 
gemacht werden müßten; fie flehen in der Entwidelungs: 
periode, wo die Vernunft noch nicht die volle Reife erlangt 
hat.” Darauf wurde von Seiten der Staatsregierung ent: 
gegnet, daß es gewiß zu glauben fey, wie die Anwendung 
des beregten Sabed nur in höchft feltenen Fällen ftatt: 
finden werde, und auch nur da, wo fie fchon nach der bis- 
herigen Praxis flattgefunden habe; befonders fey die An: 
wendbarfeit deffelben nicht allein aus der Befchaffenheit des 
Verbrechens zu folgern, und in diefer Hinficht richtig, was 
in Bezug auf das Verbrechen der Brandftiftung erwähnt 
worden. Aber es jey nicht zu leugnen, daß Falle vorkaͤ— 
men, wo jugendliche Verbrecher ſolche Beharrlichkeit bei der 
Ausführung des Fünftlic) angelegten Plans und eine folche 
Bosheit und Verwilderung an den Zag gelegt, daß in Be- 
ziehung auf Ausführung von Verbrechen ihre vollfommene 
Reife des Verſtandes nicht zu bezweifeln, ja baß nicht felten 
bei dem BVBorhandenfeyn mehrerer Verbrecher der Süngere 
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der: Verleiter und Anftifter zum Verbrechen ſey. Ned 
©. 417 und 418.), 

5) Schon in der Deputation der I. Kammer wurde die An: 
fiht ausgefprochen, daß ſtatt des 18. das 21. Jahr als 
Außerfter Termin für den Milderungsgrund der Jugend ge- 
fest werden möchte, weil vor dem lebteren Alter Faum jene 
Feftigkeit des böfen Willens vorausgefest werden koͤnne, 
welche zum Eintritt der vollen Strafe erforderlich fey, für 
entgegengefeßte Fälle aber das Malitia supplet aetatem aus: 
reiche, und weil, wenn ber Staat in anderer Rüdficht von 
der Vorausſetzung ausgehe, daß der Menfch bis zu diefem 
Alter nody nicht mit der gehörigen Ueberlegung zu handeln 
vermöge, und feinen Handlungen daher nicht die Sole recht: 
liche Wirkung beimeffe, eine gleiche — — eine 
gleiche Folgerung aus derſelben wohl auch in Bezug auf 
die von ihm begangenen geſetzwidrigen Handlungen gelten 
müßten. (Kand.-Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 
73 19.) Diefen Gründen wurde noch beigefügt, daß es eine 
auf Wahrheit beruhende und durch die Erfahrung beftätigte 
Bemerkung fey, daß in dem 14. bis 21. Altersjahre der . 
Zuftand größerer Neizbarkeit und Leidenfchaftlichfeit vor— 
herrſche, und das lettgedachte Jahr den Zeitpunkt der phy: 
fifchen und moraliichen Reife bezeichne. (Mitth. S. 416.) 

Wenn nun auch zugegeben werden kann, daß zwifchen 
civil und criminalrechtlihen Folgen einer Handlung ein 
wefentlicher Unterfchied, indem jene rein pofitive Beſtim— 
mungen enthalten, bie einem, in die Lebensverhältniffe noch 
nicht eingeführten jungen Menfchen unklar feyn, letztere da= 
gegen von Jedem, der fähig ift, das Böfe vom Guten, das 
Strafbare vom Erlaubten zu unterfcheiden, erfannt werden 
fönnen, mithin ein Schluß von jenen auf diefe al3 nicht 
ganz paflend erfcheint (Mitth. ©. 415), fo wird doc) der 
Richter ſich bewogen finden, einen Verbrecher, der das 21. 
Jahr noch nicht erreicht hat, und deffen That nicht Boͤs— 
willigfeit, fondern nur jugendlicher Leihtfinn zum 
Grunde lag, nach Anleitung des 42. Artikels innerhalb des 
Strafmaafes gelinder zu beurtheilen, denn reifliche Ueber: 
legung jeder Handlung und Feftigfeit des Willens dürfte 

por diefem Alter ſchwerlich als Regel anzunehmen feyn. 
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6) Die im 42, Artikel aufgeftelte Regel, daß der Richter nicht 
über das höchfte und nicht unter das niedrigfte Maas der 
angebrohten relativen Strafen erkennen dürfe, leidet ruͤck— 
fichtlich des 62. Artifeld eine Ausnahme. (Mitth. S. 2131.) 
Unter das Minimum der Strafart kann aber auch in einem 
derartigen Falle nicht erkannt werden, fondern es ift, wenn 
3. B. Ein Monat Arbeitshaus die angemeffene Strafe ſeyn 
würde, ſtatt folcher auf Zwei Monate Gefaͤngniß zu erkennen. 

7) Die Anftalt zu Braͤunsdorf ift zugleich dazu beftimmt, daf; 
Dafelbft jugendliche Verbrecher, bei denen die Aufbewahrung 
in einer eigentlichen Strafanftalt in Hinficht auf die zu be- 
fürchtende moralifche Verſchlimmerung bedenklich ift, die 
2 auferlegte Strafe verbüßen. Neben diefer Anftalt 
giebt es auch noch Gorrectionsfelecten zu Zwidau und zu 

Waldheim, in welche ebenfalld dergleichen Sträflinge auf: 

genommen werden. Im jeder diefer Anftalten wird vorzüg- 

lich auf fittlihe Befferung hingearbeitet. | 

Da bei Kindern unter 12 Jahren nach Art. 66 des Cri— 
minalgefegbuch& niemals eine eigentliche Criminalſtrafe, fon- 
dern nur nach Befinden eine von dem Richter anzuordnnende 
disciplinelle Züchtigung eintreten Fann, fo hat auch wegen 
deren etwaiger Unterbringung in einer Erziehungs- und 
Beflerungsanftalt nur ein polizeiliches Verfahren ohne 
Concurrenz der Juſtizbehoͤrden ſtatt. [Bergl. die Art. 
66 Anmerf. 6 erfichtliche DBerordnung]. 

Iſt Perfonen in dem Alter vom zurtichgelegten zwölften 
bis zu dem vollendeten achtzehnten Sahre wegen Befchaffen- 
heit des begangenen Verbrechens oder ihrer Individualität 
nach den Ermeffen des erfennenden Gerichts nur eine Ge: 
fängnißftrafe aufzuerlegen, fo ift diefe Strafe niemald in 
Detention in einer der gedachten Anftalten zu verwandeln, 
da die VBorfchriften des Criminalgeſetzbuchs über die Ber: 
büßung zuerfannter Gefängnißftrafen wefentlich von der Be- 
handlung der dort Detinirten ruͤckſichtlich der Beföftigung, 
Bekleidung und Anhaltung zur Arbeit abweichen, mithin 
eine folche Verwandlung als eine Schärfung der erfannten 
Strafe angefehen werden müßte. Nur im Falle wahrge: 
nommener großer fittliher Bermwilderung bei fehr jungen 
Verbrechern, welche auch abgeſehen von dem vorliegenden 
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bejondern Verbrechen eine Einlieferung in die Corrections— 
anftalt als wünfchenswerth darftellen koͤnnte, haben die Ap- 
pellationsgerichte entweder die Unterfuchungsrichter anzu= 
weifen, aus lediglich polizeilichen Nüdfichten Einleitung zu 
Unterbringung der fraglichen Individuen nach verbüßter 
Strafe in der Anftalt zu Bräunsdorf zu treffen, oder, da— 
fern fie es für angemeffen erachten, anzuordnen, daß bie er- 
kannte Gefängnißftrafe durch die Detention in der Correc— 
ttonsanftalt zugleich verbüßt werde. | 

Bei erfannter Zuchthaus: oder Arbeitshausftrafe gegen Per: 
fonen, welche das achtzehnte Altersjahr noch nicht zuruͤckge— 
legt haben, fol eine Verwandlung der Strafe in Detention 
in einer der bezeichneten Anftalten nur im Wege der Be- 
gnadigung eintreten, da dieſe Maasregel nicht im Allge: 
meinen, fondern nur ausnahmäweife unter befondern Ver— 
hältniffen in Anwendung zu bringen if. Wenn daher die 
Appellationsgerichte in den ihnen zum Verſpruch zugefende: 
ten Unterfuchungen gegen dergleichen jugendliche Verbrecher 
diefelben nach ihrer Individualität und den übrigen einfchla= 
genden Umftänden mehr zur Aufbewahrung in einer Beſſe— 
rungsanftalt als zur Strafverbüßung im Zucht: oder Ar— 
beitshaufe geeignet halten, fo haben fie zwar das Erkennt— 
niß abzufaffen, jedoch vor der Publication Vortrag an das 
Suftizminiftertum zu erftatten, damit nad) Befinden über 
die Verwandlung der Strafe und den Ort der Strafverbuͤ— 
Bung fofort Befchluß gefaßt werden Fann. ES verfteht fich 
jedoch von felbft, daß durch eine folhe Verwandlung im 
Wege der Begnadigung den Inculpaten das Recht der zwei: 
ten Vertheidigung nicht abgefchnitten wird, und im Fall 
dad anderweite Erfenntniß die ausgefprochene Zuchthaus: 
oder Arbeitshausftrafe auf Gefängnißftrafe herabfest, die 
Zransportirung in die Beflerungsanftalt wegfällt, oder bei 
einer Herabfesung der Zuchthaus: oder Arbeitshausftrafe 
auf eine kürzere Zeit, als bei der Verwandlung für die De— 
tention beftimmt ift, auch felbige auf diefe Fürzere Frift be: 
fchränft wird. 

Uebrigens ift noch zu bemerken, daß alle in Folge der 
vom Suftizminifterium angeordneten Verwandlung einer er: 
Fannten Zuchthaus: oder Arbeitshausftrafe in die Anftalt zu 
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Braͤunsdorf eingelieferte Sträflinge der Zuchtelaffe zugewiefen 
werden, und die ganze Zeit der Detention über darin verblei- 
ben, infofern nicht ihre Berfeßung in eine höhere Claffe aus 
befondern Rüdfichten auf den Bericht der Direction von dem 
Sujtizminifterium genehmigt wird. Dagegen bleibt e8 der 
Commiſſion für Straf: und Verforgungs:Anftalten überlaffen, 
bei einem zu weit vorgerüdten Alter folcher Sträflinge oder 
aus andern individuell begründeten Urfachen ihre Ber: 
fegung von Bräunsdorf in die Anftalten zu Zwidau oder 
Waldheim anzuordnen, da al Strafübel betrachtet diefe 
Anftalten der Geltung nach einander gleichftehen. (Verordn. 
v. 26. März und v. 19. Ort. 1839.) 

8) Ueber Strafmilderungsgründe vergl, Krug Studien ıc. 
I. Abthl. ©. 125 fg. 


RTT. 08. ’ 
b. wegen unverfchuldeter Haft. 

Ber einem ohne gnügenden Grund verhängten, oder 
ohne ale Schuld des Angeklagten durch zufällige Umftände 
verlängerten Unterfuchungsarreft ift der erfennende Richter 
ermächtigt, eine verwirkte zeitliche Freiheitöftrafe auch unter 
das gefeglich beftimmte niedrigfte Maas der Strafart, wie- 
wohl ohne Veränderung derfelben, herabzufegen, oder auch 
den Unterfuchungsarreft ftatt der. verwirkten Gefängnißftrafe 
dem Schuldigen ald Strafe anzurechnen. 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 555. I. Abthl. 1. Bo. 
©. 159. — Mitth. S. 422. — Land.-Act. 1II. Abthl. 

1. Bd. ©. 730 fo. 3. Bd. ©. 317. — Mitth. ©. 2153, 

5126. 
2) Entwurf. Art. 62. 

In felbigem ftanden hinter dem Worte: „Freiheitsſtrafe“ 
bloß die Worte: „auch unter den gefeglich beftimmten nie: 
drigften Grad herabzufegen, ohne jedoch die Strafart zu 
verändern.’ 

Auch war im Anfange anftatt des Wortes: „verhängten” 
dad Wort: „angelegten gebraucht. 

ei 9 
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3) Die Deputation der I. Kammer machte in ihrem Berichte 
(Land. =Uct. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©.74) zu die: 
fem Artikel folgende Bemerkungen : 

a) Der unverfchuldete Arrefi (von dem bier allenthalben nur 
die Rede feyn kann) ift entweder durch Schuld des Rich— 
ters oder Durch zufällige Umftande veranlaßt. 

Sn legterem Falle fol nur dann Strafmilderung ein: 
treten, wenn bie zufälligen Umftände Urfache einer unge: 
mwöhnlichen Verlängerung, nicht wenn fie Veranlaffung 
zur Haft überhaupt gewefen find, welches um fo ange 
mefjener ift, weil hier nur ein Billigkeitögrund bei befon- 
derd drüdenden Berhältniffen obwaltet, indem ja auch 
der unfchuldig Befundene für die aus gefeglichen Gründen 
erlittene Haft keinen Erfaß verlangen kann. 

In erfterem Falle tritt aber ein Rechtsgrund ein. Wie 
bier der Unfchuldige auf Sachſenbuße Flagen Fann, kann 
auch der jchuldig Befundene Verkürzung der Strafe ver: 
langen. Hier ift alfo nicht nur die unrechtmäßig ange- 
legte, fondern auch die unrechtmäßig verlängerte Haft zu 
berüdfichtigen, und es möchte, um died anzudeuten, das 
Wort „angelegten“ mit „verhängten” vertaufcht werden. 

1) Auch möchte hier noch des ziemlich gewöhnlichen Falles 
gedacht werben, wo erlittene Haft, unter den im Artikel 
angegebenen Vorausfeßungen, nicht nur Strafmilderung, 
fondern Wegfall der Strafe bewirkt, welches befonders 
dann billig ift, wenn die zu erbuldende Strafe in einer 
gegen die bereit erlittene Daft ganz unverhältnißmäßig 
geringen Gefängnißftrafe beftehen würde, 

Der Unterfuhungsarreft ift überhaupt in allen Fallen, 
wo zwifchen demfelben und der verwirften Strafe eine zu 
große Unverhältnigmäßigkeit flattfindet, und der Verbrecher, 
deffen lange Dauer durdy muthwilliges Leugnen nicht felbit 
veranlaßt, leßterem ald Strafe anzurechnen. (Land. Act. 
I. Abthl. 3. Bd. ©. 555.) 


Art. 64. 
ec) wegen Verſtandesſchwaͤche. 
Wird ein mit Todesſtrafe bedrohtes Werbrechen von 
Perfonen begangen, bei welchen fich zwar Fein völliger Man- 
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gel des Vernunftgebrauchs, jedody ein fo hoher Grad von 
Blödfinn oder Verftandesfchwäche zeigt, daß die gefeßliche 
Strafe in Mißverhältnig mit der Verſchuldung ftehen würde; 
jo ift flatt der Zodeöftrafe auf lebenslängliche Zuchthausftrafe 
zu erkennen. 


1) Land.Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 555 fg. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 162 fg. 2. Bd. ©. 53. — Mitth. S. 429, 2648. — 
Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 731 fg. — Mitth. ©. 
2153 fg. 

2) Im Entwurfe war obiger Artikel gar nicht enthalten. 

3) Der obige Artikel ift auf Veranlaffung der von der Depu: 
tation der II. Kammer gemachten Bemerkungen aufgenom: 
men worden, Diefelbe bemerkt desfalls in ihrem. Bericht: 
(Land. Act. Beil, z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 62): 

Da die Deputation den Grundfaß annimmt, daß der 
Richter in den Erfenntniffen unter das Minimum nicht her: _ 
abgehen könne bei Beſtimmung der Strafen, außer bei den 
in dem Gefese ſelbſt aufgeftelten Milderungsgrinden, jedoch 
nicht zu verfennen ift, daß ein Seelenzuftand des Verbrechers 
nicht unberüdjichtigt bleiben Fann, der zwar die Zurechnung 
nicht gänzlich ausfchließt, allein einen fehr geringen Grad 
derfelben annehmen läßt, wodurd; der practifche Nachtheil 
entftehen fönnte, daß man fich bewogen finden müßte, um 
nicht Härte zu verfchulden, die Zurechnung als nicht vor- 
handen anzuerkennen und gämzliche Straflofigfeit eintreten 
zu laffen, fo fand man ſich bewogen, die Aufnahme Art. 92 
des Würtembergfchen Entwurfs zu beantragen als 

Art. 62. b. „Wird eine gefeßwidrige Handlung von Per: 
fonen begangen, bei welchen fich zwar Fein wölliger Mangel 
des Bernunftgebrauchs, jedoch ein fo hoher Grad von Blöbd- 
finn oder Verftandesfhwäche zeigt, daß die gefeßliche Strafe 
auch in ihrem geringften Maafe im Mißverhältnig mit der 
Berfchuldung flehen würde, fo haben die Gerichte die Strafe 
unter dieſem Maafe feftzufegen. Kann diefe innerhalb ber: 
jelben Strafart nicht mehr bewirft werden, fo ift auf bie 
zunaͤchſt folgende niedrigere Strafart abzufteigen. Bei einem 
todeswuͤrdigen Verbrechen ift ſolchenfalls auf zeitliches Zucht: 
haus zu erkennen.” 

9 * 
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4) Der Artikel, wie er von der Deputation vorgefchlagen wor: 
den war, fand zwar feine Aufnahme, allein e3 ift durch die 
durchgehends ausgefprochenen relativen Strafen ausreichende 
Vorkehrung getroffen, daß auch bei andern als mit Todes— 
ftrafe bedrohten Verbrechen eine unverkennbar vorhandene 
Berftandesichwäce des Werbrecherd innerhalb des Straf: 
maafed bei Abmeflung der Strafe Berüdfichtigung finden 
kann. (Land.:Act. II. Abthl. 1 Bd. ©. 731.) 


Art. 65. 
Wirkung des außergerichtlichen Geftändnifies und Erſatzes 
bei Verbrechen gegen das Eigenthum. 

Wenn bei den gegen dad Eigenthum andrer Perfonen 
aus gewinnfüchtiger Abficht begangenen Verbrechen, insbefon- 
dere bei Diebflahl, Veruntrauung und Betrug, infofern diefe 
Berbrechen nicht wegen erfchwerender Umſtaͤnde ald auöge- 
zeichnet zu betrachten find, der Verbrecher aus eigenem freien 
Antriebe, und ehe ein Einfchreiten der Behörde gegen ihn 
ftattgefunden hat, den Verletzten durch Rückgabe oder Werths- 
erftattung vollftändig entfchädigt; fo ift er mit einiger Strafe 
gänzlich zu verfchonen, und nur zu der Abflattung der etwa 
aufgelaufenen Unfoften anzuhalten, Iſt unter derfelben Vor: 
ausfegung die Zuruͤckgabe oder der. Erfaß von ihm nur theil- 
mweife bewirkt worden, fo ift bei Feftftelung der Strafe nur 
auf den nicht erfeßten Betrag Rüdficht zu nehmen. 

Bei ausgezeichneten Diebftählen, Veruntrauungen und 
Betrügereien kann in obigen Fällen die Strafe bis zu einem 
Drittheil der außerdem eintretenden Strafe herabgefest wer: 
den, jedoch ohne die Strafart zu verändern. Es leidet aber 
diefe Beftimmung Feine Anwendung auf die Art. 233, 234 
gedachten Verbrechen. 

Die übrigen Theilnehmer an einem folchen Berbrechen 
find nur dann nach gleichen Grundfäßen zu beurtheilen, wenn 
fie entweder an der Entfchädigung des Verletzten Theil ge— 
nommen, oder wenigftens infofern diefer bereits gänzlich ent- 
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fhädigt ift, vor der Unterfuchung das Verbrechen gegen den=- 
felben außergerichtlich eingeftanden haben. 

Nach angeftellter, gegen die Perfonen der Verbrecher ge: 
tichteter Unterfuhung kann der von ihnen geleiftete Erfaß 
nur bei Beſtimmung der Strafe innerhalb der gefeglich vor- 
gefchriebenen Grenzen berüdfichtigt werden. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3.Bd. S.132 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 159 fg., 167. 2.80. ©.53, 927 fg. — Mitth. ©. 422 
fg., 437, 2648, 6168. — Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 733 fg. 3. Bd. ©. 8W. — Mitth. S. 2160 fa., 6365 

2) Entwurf. Art. 63. 

Anftatt: „aus eignem freien Antriebe” ftand im Feine 
bloß: „aus eignem Antriebe.” 

Anftatt: „unter derſelben Vorausſetzung“ — unter ders 
gleichen ©. 

Die Worte: „von ihm” fehlten hinter dem Worte „Ers 
faß.” Der zweite Sab lautete folgendermaßen: 

Bei ausgezeichneten Diebftählen, Betrügereien und Ver— 
unfrauungen ift auf eine willführliche Strafe zu erfennen, 
welche jedoch die Hälfte des niedrigften Grades der orbentli- 
chen Strafe nicht überfteigen darf. 

Die Worte im legten Satze: „von ihnen geleiftete” 
fehlten im Entwurfe. 


3) Motiven. (Land.:Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 92.) 

Nach Art. 63 ift von den jest beftehenden gefeßlichen Bor- 
fohriften über die Wirkung des geleifteten Erfaßes bei Ver: 
brechen gegen das Eigenthum abgewichen, und derfelbe nur, 
infofern er als die Folge einer bei dem Verbrecher wirklich 
und zeitig hervortretenden Neue fich darftellt, ausdruͤcklich 
berüdfihtigt worden. Unzmeifelhaft find auch die jebigen 

- Beflimmungen darüber höchft mangelhaft und unzwedmäßig, 
da nicht nur hierbei einem oft von einem bloßen Zufalle ab- 
hängigen Ereigniffe eine fo bedeutende Strafmilderung bei: 
gelegt wird, obwohl der Verbrecher 3. B. dann, wenn ber 
entwendete Gegenftand bei einem dritten Befiger aufgefun- 
ben und dem Eigenthümer zurüdgegeben wird, möglicher 
Weife den ganzen Gewinn des verübten Verbrechens ſchon 
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gezogen hat, fondern auch die Herabiegung der Strafe, je 
nachdem das Geftohlne bis unter die Summe eines größten 
oder großen Diebftahlö herab erfeßt ift, ohne eigentliche Be— 
rücdfichtigung des Betrags des ganzen Diebſtahls aller ra: 
tionellen Begründung ermangelt. 

4) In Anfehung der in dem obigen Artifel ausgefprochenen, 
von der früheren Paris fehr abweichenden Grundfäge hat 
die Deputation ber I Kammer in ihrem Berichte 
(Land. Act. Beil. z. IL, Abthl. 1. Samml. ©. 74 fg. und 
173 fg.) folgende Bemerkungen niedergelegt: 

a) Nach der bisherigen Gefeßgebung (Inftruction für die 
Dicafterien von 1783 $. 6) trat der Milderungsgrund 
des Erſatzes bei einfachem Diebftahle ein, fobald erfte: 
rer vor Verſendung der Acten geleiftet worden war. Es 
bewirkte jedoch derfelbe nur verhältnigmäßige Herab: 
feßung ber Strafe. Mar überdies zeitige Neue vor: 
handen, fo wurde nad) einer, durch das Gefek vom 26. 
Octbr. 183% näher normirten Auslegung der gefeßlichen 
Beftimmungen mit der Strafe noch tiefer herabgegangen, 
als dies nach der Inſtruction von 1783 der Fall war. 

Gegenwärtig foll der Erfaß überhaupt nur dann mehr feyn, 
ald bloßer Zumeffungsgrund, wenn berfelbe aus eignem An: 
triebe ded3 Verbrechers, und vor Einfchreiten der Behörde 
ftattgefunden hat, alfo in der Hauptfache in den in dem Ge- 
jes von 1834 unter XI gedachten Fällen. Dafür tritt aber 
unter diefen Vorausſetzungen, bei vollem Erfage der gänz- 
liche Erlaß der Strafe und bei theilweifem die Nichtberüd: 
fihtigung der erfeßten Summe bei Berechnung des Betrags 
ein. 

Diefe Aenderung fcheint der Mehrheit der Deputation, 
theils aus dem in den Motiven angegebenen Grunde, theil3 
als wirkfamer zur Beförderung des Erſatzes, theild endlich, 
weil fie auf einem einfacheren und fefteren Principe ald die 
bisherige Gefeßgebung beruht, fachgemäß, nur fchlägt die: 
felbe, um mehr zu bezeichnen, daß ber Antrieb zum Erſatze 
nicht etwa in Drohungen mit der Anzeige oder dergleichen 
beſtanden haben bürfe, vor, zu fegen: „aus eignem freien 
Antriebe’, womit auch die Königlichen Commiffarien ein= 
verflanden find. Es ift zwar. gegen diefe ganze Beſtimmung 
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eingewendet worben, baß fie mit Art. 26 (Art. 28 des Ge: 
ſetzbuchs) im Widerfpruche ftehe, wonach felbft die begonnene, 
aber freiwillig wieder aufgegebene gefegwidrige Handlung 
ſtrafbar bleibt, während hier eine vollendete Handlung durch 
den Erfaß ſtraflos werben ſoll. Dem laͤßt ſich jedoch ent— 
gegnen, daß ſchon an ſich eine allgemeine Beſtimmung, wie 
die des Art. 26 durch eine ſingulaͤre aus der Natur des be— 
ſondern Verbrechens hergenommene, recht fuͤglich beſchraͤnkt 
werden koͤnne. 


Ueberdies iſt zu erwaͤgen, daß es eines viel geringeren 
Reizmittels bedarf, um den Verbrecher von der bloß begon— 
nenen That abzubringen, da er bei Aufgeben derſelben in 
der Regel keinerlei Gefahr läuft, als ihn nach vollbrachter 
That zum Erfaß zu bewegen, bei welchem er feine Schuld 
bekennen und ſich fonach, wenn nicht die hier vorgefchlagene 
Beſtimmung ihn ſchuͤtzt, einer Beſtrafung ausfegen muß. 
b) Unter gleichem Einverſtaͤndniſſe mit den Königlichen 
Commiffarien beantragt die Deputation die Einfchal- 
tung der Worte: „von demſelben“ vor „theilweife‘ 
um allen Zweifel zu entfernen, daß auch der theilweife 
Erfaß von dem Thäter felbft geleiftet feyn muͤſſe. 

ce) Bei qualificirten Diebftählen, Veruntrauungen und 
Betrügereien fand zwar bis jest Feine Berüudfichtigung 
des Erſatzes ſtatt; es fcheint aber eine folche allerdings, 
bis auf die weiter unten erwähnte Ausnahme, aus dem 
fchon gedachten politifhen Grunde angemeffen. Doc) 
dürfte die Beſtimmung des Entwurfs, wonad) dem 
Richter Fein Minimum, fondern bloß ein Marimum 
geftellt if, darum bedenklich feyn, weil hier, neben dem 
Schaden des Verlegten, eine burch den Erfolg nicht zu 
vergutende Störung der öffentlichen Ordnung gemwöhn: 
lich Platz greift. 


Bei den in Artifel 222 und 223 [Art. 233 und 234 bes 
Geſ.-Bchs.] gedachten Arten des Diebftahls tritt jedoch die 
Gewalt gegen die Perfon dermaßen in den Vordergrund 
und ber Uebergang zum Verbrechen des Raubes liegt fo 
nahe, daß eine Berudfichtigung des nr wohl nicht an: 
a feyn dürfte. 
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Ein hierzu gehöriges Separatvotum verbreitete fich über 
die Ungwedmäßigfeit der in obigem Artikel ausgefprochenen 
ganzlichen Straflofigkeit. 


5) Man hat bei Abfaffung diefes Artifeld vorzüglich das Inter: 
eſſe des Verlesten im Auge gehabt, und geglaubt, demiel: 
ben unter diefem VBerhältniffe das öffentliche Intereffe bei 
der Beftrafung des Schuldigen nachſtellen zu muͤſſen. (Kand. 
Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 133. — Mitth. ©. 425.) 

6) Die Worte: „ehe ein Einfchreiten der Behörde gegen 
ihn ftattgefunden hat”, werben häufig fo ausgelegt, als 
ob diefes Einfchreiten in der Verhaftung oder Vernehmung 
beftehen müffe; allein diefe Auslegung ift irrig, wie aus der 
Erklärung der Staatsregierung (Mitth. S. 6365), daß das 
Viſitiren durch Rocalgerichtöperfonen und Gensdarmen fchon 
als ein ſolches Einfchreiten zu betrachten fey, fo wie aus der 
früher erlaffenen gefeglichen Beftimmung (Gefes, die Ent- 
fheidung einiger zmweifelhafter Rechtsfragen betr. v. 26. Octob. 
1834 Urt. XI Samml. d. Gef. u. Verordn. v. 3. 1834; 
©. 246), nady welcher fchon damals die auf den auferge: 
richtlihen Erfaß bezüglichen Beftimmungen nicht zur An— 
wendung kommen follten, wenn der Verbrecher das zeitige 
Geftändniß gegen Perfonen abgelegt hat, welche im Allge: 
meinen mit Ausübung polizeilicher oder gerichtlicher Functio— 
nen beauftragt und in einer die Unterſuchung vorbereiten- 
den, gerichtlichen oder polizeilichen Handlung fchon wirklich 
begriffen find, deutlich hervorgeht. 

7) Kann dem Berbrecher nachgewiefen werben, daß er den Er: 
ſatz nur deshalb geleiftet,. weil er wußte, daß man ihm auf 
der Spur fey, fo würde er, auch wenn ein eigentliches Ein: 
fpreiten der Behörde gegen ihn noch nicht flattgefunden, 
auf die Straflofigkeit feinen Anſpruch machen können, denn 
es fehlt hier offenbar der eigene, freie Antrieb, (Mitth. 
©. 427). 


8) Obſchon in dem Artikel und bei deffen Ueberfchrift dad Wort 
„außergerichtliche8” Geſtaͤndniß gebraucht worden, fo 
kann es doch keinem Zweifel unterliegen, daß auch dann bie 
im Artikel enthaltenen Beftimmungen Anwendung finden, 
wenn Jemand, ohne vorgängiges Einfchreiten einer Behörde 
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gegen ihn, aus reinem, freiem Antriebe fich felbft bei 
dem Gericht meldet, die That anzeigt und das Anfichgenom: 
mene zurüdgiebt. Denn wenn auch hier fein Geſtaͤndniß 
ein „gerihtliches”, fo beweift doch (wie Krug Studien ıc. 
I. Abthl. ©. 11 fehr richtig bemerkt) derjenige, der fich frei: 
willig bei Gericht meldet, die ernftliche Reue noch deutlicher, 
als derjenige, der gegen den Beftohlnen ein aufßergerichtli- 
ches Geſtaͤndniß ablegt. 


Sn manchen Fällen würde ein außergerichtliches Geftänd: 
niß bei der größten Neue des Thäters nicht möglich feyn. 
Man denke fich den Fall, wo der Beftohlne ein Fremder und 
abgereift ift, ebe er den Diebftahl gewahr wurde, der Dieb 
aber weder den Beftohlnen, noch deſſen Aufenthaltsort Eennt. 


9) Der ohne alles Zuthun des Verbrechers nicht durch diefen 
felbft bewirkte Erſatz läßt der Natur der Sache nad) die 
Strafbarfeit deffelben nicht in einem mildern Lichte erfchei: 
nen, ift demnach ohne alle Wirkung. (Groff Anmerf. z. 
Crim Gef.:B. I. Abthl. S. 126.) Damit ift jedoch die Er: 

ſatzleiſtung durch Andere, als Mittelsperfonen, überhaupt 
nicht ausgefchloffen (3. B. wenn Jemand dem Berbrecher 
die geftohlne Summe leiht), fondern nur die zufällige, von 
dem Willen des Verbrechers ganz unabhängige Erfasleiftung 
(3: B. wenn der fragliche Gegenftand bei andern Perfonen 
vorgefunden wird), 


10) Wenn es im zweiten Sabe des Artikels heißt, daß bei aus— 
gezeichneten Diebftählen ıc. die Strafe bis zu einem 
Drittpeile der außerdem eintrefenden Strafe herabge: 
jest werden Fünne, jedoch ohne die Strafart zu ver: 
ändern, nun aber nur bei einer ausdrüdlichen Vorfchrift 
des Geſetzes (wie z. B. Art. 63) das Herabgehen unter das 
gefegliche Minimum der Strafart geftattet ift, fo folgt dem 
Buchſtaben nad) hieraus, daß, wenn ein Richter das in Frage 
befangene Verbrechen der Lage der Sache nach an ſich nur 
mit Zwei Monaten Arbeitöhaus beftrafen kann, e8 bei diefer 
Strafe, des außergerichtlichen Geftändniffes, vollen Erfaßes 
und aller übrigen mildernden Rüdfichten ungeachtet, ver: 
bleiben muß, daß mithin für diefen Fall die gefesliche Aus: 
nahme gar nicht eriftirt. Ob diefe Anficht bei Abfaffung des 
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Gefegeö zum Grunde gelegen, ob fie dem Sinne des Ge- 
fees gemäß, dürfte zu bezweifeln feyn. 


11) In dem Falle, mo Jemand einem Andern eine Sache heim- 
lich wegnimmt, und diefelbe, ohne fie zu befchädigen, einige 
Zeit benußt, darauf aber dem Eigenthümer freiwillig, offen 
oder indgeheim, wieder zuftellt, mithin außergerichtlichen Er— 
fat leiftet, kommt bald Art. 65 bald 287 zur Anwendung. 
Man unterfcheide: 

I. Hatte der Thaͤter geſtaͤndig die Abficht zu ftehlen, fo 
ift er wegen Diebftahld mit Rüdficht auf den geleifteten au- 
Bergerichtlihen Erfaß „geſtalten Sachen nach” freizufprechen, 
Dies ift auch der Fall, wenn er den Diebftahl nicht zuge: 
fteht, aber erwieſen ift, daß er ihn verübt hatz denn fein 
Schweigen (vielleicht aus Schaam) ſteht der durch Leiſtung 
des Erfaßes bewiefenen Neue nicht entgegen. 

II. Hatte er nur die Abficht, die Sache zu benugen, und - 
ift ihm folches unter den obwaltenden Umftänden zu glauben, 
fo ift auf Art. 65 gar Fein Bezug zu nehmen, weil fein Ber: 
brechen vorliegt, auf welches ſich der beregte Artikel bezieht. 

III. In beiden Fällen ift der Thaͤter jedoch nach Anlei- 
tung des Art. 287 auf vorgängigen Antrag zu beftrafen. 
Sn dem Falle unter II wird es von Niemand bezweifelt 
werben, dafern nur ein besfallfiger Antrag des Verletzten 
vorliegt. Allein auch im Falle unter I muß der leßtge: 
dachte Artikel in Anwendung kommen. Es concurriren of: 
fenbar zwei Verbrechen, Diebftahl und widerrechtliche Be: 
nußung fremden Eigentbums. Wegen des erftern erfolgt 
die Freifprechung, das letztere ift (auf Antrag) zu beftrafen. 
Wollte man Art. 287 nicht in Anwendung bringen, fo 
würde die Sonderbarkeit entftehen, daß Jemand Zahre lang 
die Sachen eined Andern ungeftraft heimlich benutzen koͤnnte, 
wenn er fie nur nachmals dem Eigenthümer wieder zuftellt. 


12) Der Erfas, welcher außer dem außergerichtlichen Geftänd: 
niffe im Laufe der Unterfuchung geleiftet wird, erfcheint nicht 
als eigentlicher Milderungsgrund, (Groſſ Anmerk. z. Cri— 
minalgeſetzbuche I. Abthl. ©. 126) iſt nicht nach Art. 65 zu 
beurtheilen, fondern Fann nur nach Befinden als eine frei: 
willige Vergütung des geftifteten Schadens nad Art. 42 
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innerhalb des Strafmaafes Berüdfichtigung finden. Nur 
der Umftand, daß der lebte Sat des 65. Artikels eine nicht 
ganz paffende Stellung erhalten hat, indem der zweite und 
dritte Satz dazwiſchen gejchoben, anftatt daß der letzte den 
Schlußſatz bes erften Satzes bilden follte, kann zu der irri: 
gen Anficht Veranlaffung gegeben haben, als fey in dieſem 
Artifel vom Erſatze im Allgemeinen, ohne Ruͤckſicht auf au- 
Bergerichtliches Geftändniß, die Rede. Man zergliedere nur 
den Artifel genau, und man wird finden, daß der lebte Sat 
mit dem erften in der genaueften Berbindung fteht, denn in 
diefem ift von dem Erſatze vor, in dem lebten Satze von 
dem Erfaße nach eingeleiteter Unterfuchung die Rebe, bei 
beiden aber wird, wie auch die Ueberfchrift des Artikels Elar 
andeutet, außergerichtliches Geſtaͤndniß vorausgefekt. 


Siebentes Rapitel. 


Bon den Gründen, welde die Strafbarfeit ausſchließen, 
oder tilgen. 


Art. 66. 
J1. Ansfchliegung der Strafbarkeit. 
a. wegen Mangels an Zurechnungsfaͤhigkeit. 
1) bei Kindern. 


Kindern vor zurüdgelegtem zwölften Jahre Fann eine 
gefegwidrige Handlung nicht als Verbrechen angerechnet wer: 
den, es ift jedoch in einem folchen Falle von dem Richter nad) 
Befinden eine angemefjene Züchtigung derfelben durch die Ael- 
tern, oder, infofern diefes nach den Berhältniffen nicht thun— 
lich if, durch andre Perfonen zu verfügen, auch nach den 
Umftänden nebenbei ihre Unterbringung in eine Erziehungs: 
und Befferungsanftalt einzuleiten. 

1) LZand.= Act. II. Abthl. 1. Bd, ©. 161. — Mitth. ©. 


429. — Zand.=Act. II. Abthl. 1.Bd. ©.735. — Mitth, 
©. 2166. 


2) Entwurf. Art. 64. 
Die Worte: „nach den Umſtaͤnden nebenbei” fehlten. 
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3) Motiven. (Land. Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 92.) 

Auch in Anfehung des Alters, bis zu welchem alle eigent= 
liche Zurechnungsfähigfeit ausgefchloffen bleibt, ift eine in 
der Sächfifhen Griminalgefeßgebung bisher ermangelnde Be: 
fiimmung nothwendig, und es ift das erfüllte zwölfte Alters: 
jahr alg ein geeigneter Zeitpunkt angefehen worden, um die 
völlige Unzurechnungsfähigfeit, welche nur bisciplinarifche 
Züchtigungen und polizeiliche Sicherheitsmaasregeln. zuläßt, 
aufhören, und eine, wenn auch nur im gemilderten Maafe 
ftattfindende Strafbarkfeit eintreten zu laſſen, obgleich auch 
bier die Bemerkung zu wiederholen ijt, daß alle folche Zeit: 
beftimmungen auf einer willführlichen und in einzelnen Fäl- 
len nicht adäquaten Prafumtion beruhen. 

4) Zu dem: „infofern diefes nach den VBerhältnijfen 
nicht thunlich ift,“ gehören infonderheit die Säle, wenn 
die Aeltern der Züchtigung fih nicht unterziehen wollen, 
(Land. Act. Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 63.) oder 
diefelbe ihnen nicht übertragen werden kann, weil fie als 
Mitfchuldige zugleich mit in Unterfuchung find. 

5) Sehr zu beachten ift die Bemerkung von Groff (Anmerf. 
3. Griminalgefeßbuche I. Abthl. S. 127), daß nur dann eine 
förmliche Unterfuchung als zweckmaͤßig fich darftelle, wenn 
zugleich Erwachfene als Mitfchuldige concurriren, außerdem 
aber eine möglichft fummarifche Erörterung den Richter und 
nach Befinden dad Appellationsgericht in den Stand ſetzen 
werde, dad Angemeffene zu verfügen. 

6) In Betreff der Unterbringung folcher jugendlicher Verbre— 
cher in einer Befferungsanftalt haben fich die Minifterien der 
Juſtiz und des Innern dahin vereiniget, daß, wenn die Un— 
terbringung eines folchen Kindes in einer Erziehungs= und 
Befferungsanftalt nach den vorliegenden Verhältniffen als 
zwedmäßig fich darftellt, die Unterfuchungsgerichte, im Fall 
fie zugleich die Polizeibehörde ausmachen, dieshalb Bericht 
an bie betreffende Kreisdirection zu erftatten, an den Orten . 
aber, wo befondere Polizeibehörden vorhanden find, mit die: 
fen fih in VBernehmung zu feßen und ihnen das weitere 
Berfahren zu überlaffen haben. (Verordnung v. 11. Juli 
1839. (Gef. u. Verordn. Bl. v. 3. 1839 ©. 180.) Vergl. 
a. Artikel 62 Anmerf. 7. 
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®» 
7) Krug Studien ıc. ©. 134 fg. Abhandl. XIII. Won den 
Gründen, welche die Strafbarkeit ausfchließen oder tilgen. 


Art. 67. 
2) bei mangelndem Bernunftgebraud. 

Desgleichen findet die Zurechnung des Verbrechens nicht 
ftatt: 
a) bei Perfonen, welche durch eine Seelenfrankheit des 
Gebrauchs ihrer Vernunft beraubt find, 

b) bei taubftumm gebornen, oder in den Jahren der 
Kindheit taubftumm gewordenen Perfonen, welche — Un⸗ 
terricht geblieben ſind, 

c) bei denjenigen, welche zu der Zeit des veruͤbten Ver— 
brechens durch Krankheit oder andre Umftände in dem Zu: 
ftande völliger Bewußtloſigkeit fich befunden haben. 

Hat fich jedoch der Thäter felbft in einen folchen Zu- 
ftand verfegt, fo ift ihm, dafern folches abſichtlich gefchah, 
um dad Verbrechen zu verüben, die That als vorfäglich zuzu— 
rechnen. 

Im Uebrigen fchließt die Straflofigkeit folcher Perfonen 
die etwa nöthigen Sicherheitömaasregeln zu Verhütung. an- 
derweit von ihnen zu — geſetzwidriger Handlungen 
nicht aus. 

1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 557. II. Abthl. 1. Bd. ©. 
161 fg. 2. Bd. S. 53 fg. — Mitth. ©. 429 fg., 2648 fg. — 
Land.-Act. III. Abthl. 1. Bd. ©. 735 fg. — Mitth. ©. 
2166 fg. 

2) Entwurf, Art. 65. 

Der Sab unter c) war mit dem nädhftfolgenden verbun: 
den, und lautete: „— Krankheit oder andere zufällige Um: 
fände in dem Zuftande völliger Bewußtlofigkeit fich befun- 
den haben, infofern fie fich nicht abfichtlich in diefen Zuftand 
verfegt haben, um das Verbrechen zu verüben.” 

3) Es ift nicht zu. bezweifeln, daß zwifchen völliger Zurech: 
nungs= und gänzlicher Unzurechnungsfähigfeit Faͤlle geftör: 
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ter Zurechnungsfähigkeit in der Mitte liegen. Die Deputa: 
tion der J. Kammer hat desfalld in ihrem Berichte (Land.: 
Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©.76 fg.) folgende Be: 
merfungen gemadt: 


In Bezug auf den Sat unter ce) fehien es der Mehrheit 
der Deputation, ald ob zwifchen den beiden hier gedachten 
Fällen, wo gänzliche Straflofigfeit oder die volle Strafe ein: 
treten fol, noch ein dritter denkbar fey, wenn nämlich der 
bewußtlofe Zuftand zwar von dem Thaͤter verfchuldet, wie 
3. 8. bei der Trunkenheit, alfo nicht auf zufälliger Urfache 
beruht, jedoch auch nicht abfichtlich zur Begehung des Ber: 
brechens hervorgerufen worden war. Solchenfalls treten, 
wie e3 fcheint, in Rüdficht des eingetretenen Erfolgs gan; 
die Grundfäge über Berbrechen aus Fahrläffigkeit ein, und 
es muß nad) Umftänden beurtheilt werden, ob eine Zurech: 
nung als culpofes Verbrechen, wenn folches überhaupt mit 
Strafe bedroht ift, eintreten Fönne; ein Grundfag, den fchon 
Carpzov Practic. rer. erim. P. III, Quaest. 146 aufitellt. 

Die Mehrheit der Deputation fchlägt dem gemäß vor, un: 
ter Wegfall des Wortes: „zufälligen“, und bed letzten 
Sabes von den Worten „infofern fie” an, am Schluffe 
beizufügen: 

„Hat fi der Thäter felbit in einen ſolchen Zuftand ver: 
fest, fo ift ihm, dafern folches abſichtlich geſchah, um das 
Berbrechen zu verüben, die That ald vorfäglich zuzurechnen, 
außerdem kann ihm diefelbe in geeigneten Fällen ald Fahr: 
läffigkeit angerechnet werden.” | 

Ein Mitglied der Deputation ift der Anfiht, daß zwifchen 
der gänzlichen Unzurechnungs- und der vollen ZurechnungS- 
fähigkeit noch eine Menge Fälle der gefchwächten Zured: 
nungöfähigfeit in der Mitte liegen, für welche aber fowohl 
die ordentlihe Strafe ald die Straflofigfeit unangemeffen 
feyn würde. 

Der Uebergang derfelben nach den beiden erfteren Zuftän: 
den hin fcheint ihm vielmehr fo allmälig, daß dem Richter 
nothwendig der ganze Spielraum von dem niedrigften Maas 
der Griminalftrafe bis zur ordentlichen Strafe herauf gelaffen 
werben müfle. 
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Ueberbied beftimmt ihn zur Beantragung einer folchen 
Dispofition der auch in den Motiven zu dem Würtemberg« 
ihen Entwurfe dafür geltend gemachte Grund, daß beim 
Mangel einer folhen Beftimmung ber Richter ſtets geneigt 
jeyn werde, im Zweifelöfalle für gänzliche Straflofigkeit fic) 
zu erklären. | 

Bon der Anficht daher ausgehend, daß jede, der vernünf- 
tigen Ueberzeugung des Richterd Gewalt anthuende Beftim- 
mung nachtheilig auf die firenge Vollziehung der Geſetze 
wirfe, beantragt derfelbe folgenden, dem Würtembergfchen 
. Entwurfe Art. 92 in der Hinficht nachgebildeten Zufag: 
artikel: 

„Wird ein Verbrechen in einem Zuftande begangen, bei 
welchem ber Vernunftgebrauch zwar nicht ganz aufgehoben, 
aber doch in fo hohem Grade gefchwächt erfcheint, daß die 
gefeglihe Strafe auch im geringften Maafe im Mißverhält- 
niß mit der Verfchuldung fliehen würde, fo haben die Ge— 
richte die Strafe unter dieſes Maas herabzufegen.’ 

Die übrigen Mitglieder der Deputation glauben jedoch, 
daß eine folche Beflimmung einer Seit den Defenforen zu 
einer Menge Ausflüchten Veranlaſſung geben, und fomit zu 
einer Umgehung des Geſetzes führen würde, andrer Seits aber 
bei dem dem Richter gelaffenen großen Spielraum überflüf- 
fig erjcheine, indem er fehon innerhalb des Maafes der ge: 
jeglichen Strafe auf folhe Umftände die nöthige Rüdficht 
nehmen könne. 

Auf diefe Bemerkungen entgegnete die Staatöregierung: 
Die Fahrläffigfeit, wenn fie ald Verbrechen beftraft werden 
folle, jeße eine mit Bewußtfeyn unternommene Handlung 
voraus, bei welcher aber ber eingetretene Erfolg nicht beab- 
fichtiget gewefen fey, und nicht mit Beftimmtheit habe vor- 
ausgefehen werden fünnen. Bei Faffung des Artikels fey 
völlige Bewußtloſigkeit vorausgefeßt worden, nicht ein ge: 
wöhnlicher Raufch. Wenn Jemand in völlige Bewußtlofig: 
feit verfinke, werde er freilich in einen folchen Zuſtand ver- 
fest, wo nur felten ein eigentliches Verbrechen begangen wer= 
den koͤnne; follte ed demungeachtet der Fall feyn, fo fcheine 
dad Verbrechen dennoch nicht ald ein fahrläffiges bezeichnet 
werben zu fünnen, und es fey bedenklich, durch die vorge- 
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ſchlagene Faſſung Veranlaſſung zu geben, uͤberhaupt die im 
Rauſche begangenen Verbrechen nur als fahrlaͤſſige zu be— 
ſtrafen. Habe Jemand in trunkenem Zuſtande ein Verbre— 
chen begangen, ſo werde ihm dieſer ſchon nach dem Geſetze als 
Milderungsgrund (Minderungsgrund innerhalb des Straf: 
maafes nach Art. 42 Mitth. ©. 434) zu ftatten kommen, weil 
die Zumeffung der Strafe nach der Gefeßwidrigfeit fich richte, 
wer aber wirklich bewußtlos ein Verbrechen verübe, fey die: 
ſes Verbrechens halber ftraflos, er müffe denn den bewußt: 
lofen Zuftand abfichtlich herbeigeführt, und das Verbrechen 
felbft gewollt haben. Wolle man hierbei eine Fahrläffigkeit 

beftrafen, fo fünne es nur die feyn, daß der Thäter fich be- 
trunfen habe, nicht was er in der Zrunfenheit begangen, 
erfteres gehöre aber vor die Polizei. (Mitth. ©. 430 fg.) 


Im Uebrigen ift eine Fahrläffigkeit nur dann ftrafbar, 
wenn fie in unmittelbarem Zufammenhange mit der That 
fteht. Iſt der Zuftand der völligen Bewußtlofigkeit in der 
Abficht herbeigeführt worden, um ein Verbrechen zu begehen, 
fo ift auch der Trunkenbold als ein abfichtlicher Verbrecher 
ftrafbar; hat er da8 aber nicht gethan, fo iſt er bloß als ein 
fahrläffiger Zrinfer zu betrachten, auch wenn er gewußt, 
daß er in trunfenem Zuſtande zu Erceffen geneigt ift. 
(Mitth. S. 2651.) 


4) Mehrere Gefeßbücher bezeichnen auch ausbrüdlich noch den 
Fall, wenn dur Altersfhwäche eine Perfon des Gebrauchs 
ihrer Vernunft beraubt iſt; allein da dann die Alteröfchwäche 
eine GSeelenfrankheit zur Folge hat, in fie übergeht, in ihr 
fi) äußert, fo ift diefer Sal unter a) mit begriffen. Weil 
der Menfch im Schlafe auch in dem Zuftande einer völligen 
Bemwußtlofigkeit fich befindet, der Schlaf aber als ein nach 
der Einrichtung und Ordnung der Natur eintretender Zu: 
ftand betrachtet werden muß, und daher unter zufälligen 
Umftänden nicht wohl begriffen werben ann, fo war man 
der Anficht, daß in b) das Wort „zufällige” in Wegfall zu 
bringen fey. (Land. Act. Beil, 5. III. Abthl. 1. Samml. 
©. 63. fg.) 
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Art, 68. 
.«e 5) bei Irrthum, 


Straflos find ferner diejenigen, welche eine an ſich nicht 
verbotene Handlung zu begehen glauben, die jedoch wegen 
factifcher, ihnen ohne ihre Schuld unbekannt gebliebener Um— 
ftände ftrafbar ift. Iſt die Handlung an ſich ftrafbar, und 
wird nur die Strafbarfeit derfelben durch Umftände vermehrt, 
welche dem Thaͤter unbekannt find, fo ift bei der Beftrafung 
die Handlung nur nad) den dem Thaͤter bekannten Verhält: 
niffen zu beurtheilen. Dagegen wird die Strafbarfeit weder 
durch den Wahn, ald ob die durch das Gefeg verbotene Hand» 
lung nach dem Gemiffen oder der Religion erlaubt gewefen, 
noch durch die Unwiffenheit über die Art und Größe der 
Strafe, noch durch die Befchaffenheit des Beweggrundes oder 
Endzwecks, weshalb der Entfchluß zur That gefaßt worden, 


ausgefchloffen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 557. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 164. 2.80. ©. 55. — Mitth. ©. 434, 2652. — 
Sand.» Xct. III. Abthl. 1. Bd. &.736. — Mitth. S. 2167. 


2) Entwurf. Art. 66. 
Den legten Satz: „Dagegen wird” ıc. enthielt der Ent: 
wurf nicht. | 
3) Was die Unfenntniß des Gefeßes anlangt, fo bemerkt die 
Deputation der I, Kammer in ihrem Berichte (Land.= Act. 
Beil. z. Il. Abthl. 1. Samml. ©. 78): Diefer Artikel 
fpricht gaͤnzliche Straflofigfeit nur für den unverfchuldeten 
Irrthum über factifhe Umftände aus, wobei fi wohl von 
felbft verjieht, daß in Betreff der Zurechnung des verfchul- 
deten Irrthums die allgemeinen Grundfäße Über dolus und 
culpa Pla& greifen. 


Der Unkenntniß des Strafgefeßed (ignorantia legis) ge: 
denkt der Entwurf gar nicht, obgleich allerdings, insbefon- 
dere bei Vergehen, die nicht dem natürlichen NRechtögefühle 
widerfprechen, Fälle denkbar find, wo bei nachgemiefener Un: 

10 
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möglichkeit der Kenntniß des Geſetzes eine Berudfihtigung 
angemeffen erfcheint. 

Die Deputation glaubt indeffen eines desfallfigen Antrags _ 
fih enthalten zu können, weil fehon durch die allgemeine 
Faffung des 5. 8. des Geſetzes über Publication der Gefehe 
und Verordnungen vom 6. September 1834 der Sache pro: 
fpicirt zu feyn fcheint. Die Ständeverfammlung beantragte 
nämlich in der ftändifchen Schrift vom 18. November 1833) 
(®. A. I. Abthl. 3. Bd. ©. 328) ausdrüdlic den Wegfall 
eines jede Erception ex ignorantia legis abfchneidenden Zu- 
ſatzes und Vertauſchung beffelben gegen die nunmehrige 
gefegliche Dispofition, um dadurch die gemeinrechtlichen 
Grundfäße über Publication der Gefese nicht zu alteriren, 
fo daß Ddiefelben, da hier feine entgegengefegte Dispofition 
eingefchloffen ift, auch in Bezug auf das Criminalgeſetzbuch 
al3 unangetaftet betrachtet werden muͤſſen. 

Ein ausdrüdlicher desfallfiger Zuſatz fchien der Deputa— 
tion aus dem an eben jener Stelle der fländifchen Schrift 
angegebenen Grunde bedenklich. 

4) Der im Artikel ausgefprochene Grundfaß, daß in dem Falle, 
wo bei Verübung einer ftrafbaren Handlung Umftände ein: 
treten, welche dem Zhäter unbekannt find, die Strafe nur 
nach den dem Thäter befannten Berhältniffen abzumeffen 
fey, leidet bei Berbrechen gegen das Eigenthum infofern 
feine Anwendung, ald dem Diebe ıc. der Gefammtbetrag 
des Geftohlnen angerechnet wird, felbjt wenn feine Abficht 
auf ein Wenigeres gerichtet gewefen feyn ſollte. (Bergl. a. 
Groff Anmerf. z. Griminalgefegbuche I. Abthl. S. 128.) 


Art. 69. 
4) bei mangelnder Freiheit, 

Handlungen oder Unterlaffungen, zu welchen Jemand 
durch unmiderftehliche Eörperliche Gewalt oder dur) Drohun= 
gen, die mit gegenwärtiger unabwendbarer Gefahr für Leib 
oder Leben verbunden find, oder durch begründete Beforgniß 
folcher Gefahren genöthigt wird, unterliegen feiner Zurechnung. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3.3. S. 558. II. Abthl. 1.30. ©. 
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164. 2, Bd. ©. 55. — Mitth, ©. 435, 2652. - Land. 

Act. III. Abthl. 1.38. ©. 736. — Mitth. ©. 2167 fg. 

2) Entwurf. Art. 67. 

Sn felbigem ftand: „für Leib und Leben.” 

Die Worte: „oder durch begründete Beforgnig folcher Ge: 
fahren”, fehlten ganz. 

3) Da fich Falle denken laffen, infonderheit bei räuberifchen 
Ueberfällen, wo zwar feine ausdrüdliche Drohung erfolgte, 
gleihmwohl aber eine fo augenfcheinliche Gefahr für Leib und 
Leben bei Unterlaffung der von den Verbrechern geforderten 
Handlung vorhanden war, daß fie alle Freiheit, und mithin 
alle Wirkfamkeit der Strafandrohung ausfchließt, jo ſchlug 
die Deputation der I. Kammer unter commiffarifcher Bei: 
fimmung vor, nach den Worten „verbunden find‘ die 
Morte: „oder durch begründete Beforgniß folder 
Gefahren”, einzufchalten. 

Nächftvem erklärten die Negierungscommiffarien, wie fie 
unter der hier erwähnten Gefahr gleichfalls Gefahr für einen 
Dritten [ohne Rüdficht darauf, ob derfelbe ein Verwandter, 
oder nicht,] verflünden. (Land. Act. Beil. z. II. Abtht. 1. 
Samml. S. 78 fg. — Vergl. a. Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. 
©. 64.) | 

a t. 70. 
b. im Fall der Nothwehr, 

Nicht ſtrafbar ift diejenige Handlung, wodurd) Jemand 
gegen gewaltthätige Angriffe auf die Perfon oder das Ei: 
genthum fich vertheidigt, oder Andern, welche dergleichen An: 
griffe von ſich abwehren, mit thätlicher Hulfe beifteht, oder 
die Perfon oder das Eigenthum eines Dritten gegen dergleichen 
Angriffe ſchuͤtzt, infofern die Art der Vertheidigung im gehoͤri— 
gen Berhältniffe zu der abzumendenden Gefahr fteht, und nicht 
Zeit und Gelegenheit zu andern, dem Angegriffenen oder 
Hülfeleiftenden nicht unbekannten Mitteln vorhanden ift, wo: 
durch auf eine ihm unfchädliche Art die Abficht des Angrei- 
fenden vereitelt werden kann. 


1) Land. - Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 558. II. Abthl. 1. Bd. 
10* 


— 
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©. 167 fg. 2. Bd. S. 55. — Mitth. ©. 437 fg., 2652. — 
“and. Act. III. Abthl. 1. Bd. ©. 738 fg. — Mitth. ©. 
2169 fg. 

2) Entwurf. Art. 68. 

Derfelbe lautete: „— abwehren, mit thätiger Hülfe bei- 
fteht, infofern folche Angriffe durch obrigkeitlihe Hülfe nicht 
abgewendet werben können, ober nicht Zeit und Gelegenheit 
zu andern dem Angegriffenen oder Hülfeleiftenden nicht un: 
bekannten Mitteln vorhanden waren, wodurch derfelbe ohne 
Gefahr dem Angriffe fich entziehen, das bedrohte Gut fichern, 
oder fonft die Abficht des Angreifenden vereiteln konnte. 

3) Die Deputation der 1. Kammer bemerfte rüdfichtlich des 
Begriffs, der Erforderniffe und Grenzen der Nothwehr in 
ihrem Berichte (Land.= Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 
S. 79 fg.): 


a) Der Begriff der Nothwehr zu Gunften eines Dritten 
fcheint im Entwurfe dadurch etwas zu fehr befehränft 
zu ſeyn, daß dabei vorausgefeßt wird, der Angegriffene 
wehre den Angriff felbft von fich ab; es ift aber die 
Vertheidigung eines Dritten auch ohne diefen Umftand, 
ja felbft ohne fein Vorwiſſen, insbefondere bei Verthei— 
digung fremden Eigenthums denkbar. 

b) Die Grenzen der Nothwehr fcheinen auf doppelte Art 
beftimmt werden zu müffen, einmal durch die Noth: 
wendigfeit des angewendeten Mitteld, und dann durch 
deſſen Verhältnigmäßigfeit in Bezug auf die vorhan- 
dene Gefahr. Denn es dürfte wohl ohnmöglich die 
Tödtung eines Menfchen, vielleicht wegen einer ganz 
geringen Entwendung, als gerechtfertigt fich darſtellen. 

ce) Fordert die Nothwehr zu ihrem Begriffe, daß dem An- 
gegriffenen Fein milderes Mittel ald die angewendete 
Gewalt zu Gebote geftanden habe, fo wird doch dabei 
vorausgefegt, daß Erfteres nicht nur, wie es im Ent: - 
wurfe heißt, „ohne Gefahr” für den Angegriffenen, 
fondern überhaupt für denfelben unfchädlich fey. — 

Da Niemand rechtlich verbunden ift, einen Schaden zu 

erdulden, um dem ungerechten Angriffe eines Dritten zu 
entgehen, fo Fann der Reifende gar wohl „ohne Gefahr” 
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dem Angriffe des Räubers entgehen, wenn er bie nächtliche 
Relfe durch den Wald unterläßt, gleichwohl Fann er, dem 
vielleicht wichtige Intereffen die Reife gebieten, nicht dazu 
für verbunden geachtet werden, und nicht fchuldig feyn, 
wenn er bei erfolgtem Angriffe den Räuber tödtet. 


Nach Erwägung aller diefer Gründe wurde der Deputa: 
tion von Seiten der Königlichen Gommiffarien von dem 
Worte „beifteht‘ an die ind Gefeß aufgenommene Faſſung 
vorgefchlagen, mit welcher fich erftere auch einverftanden er: 
Elärte, und nur noch bemerkte, daß das vorgefchlagene Wort 
„oder“ nach „fteht” mit „und” zu vertaufchen fey, da 
beide in diefen letzten Sägen enthaltenen Bedingungen vor: 
handen feyn müßten, wenn fein Erceß der Nothwehr vor- 
liegen folle. (Bergl. a. Eand.: Act. Beil. z. II. Abthl. 
1. Samml. ©. 64). Obſchon die Staatsregierung es be: 
denklich fand, die Grenze der erlaubten Selbfthülfe zu fehr 
zu befchränfen, indem gewiß VBerhältniffe denkbar feyen, in 
denen dem Angegriffenen die Wahl bleiben müffe, ob er 
felbft die Bertheidigung übernehmen, oder fremder Hülfe 
fich bedienen wolle, fo nahm die Kammer doch das Wort 
„und” auf. (Mitth. ©. 440.) 


4) Das vorgefchlagene Wort „„unrechtmäßige” vor den Wor: 
ten „gewaltthätige Angriffe” wurde deshalb nicht in den 
Artikel aufgenommen, weil es fi von felbft verfteht, dag 
die Gewalt eine widerredhtlihe feyn muß. (Mitth. ©. 
437 fg.) 


5) Auf den Antrag, — daß zwifchen den Worten „abzumwen: 
denden Gefahr” einzufchalten fey: „wirklichen oder ſchein— 
baren’ (muthntaßlichen), wodurd angedeutet werden follte, 
daß die Art der Bertheidigung nicht mit dem wirklichen 
Grade der Gefahr übereinftimmen müffe, fondern es genüge, 
wenn fie nur mit dem Grade der Gefahr übereinftimme, 
den der Angegriffene vernünftiger Weife präfumiren konnte, 
wenn er auch nicht wirklich vorhanden war, dafern nur das 
angewendete Mittel nicht außer Verhältnig mit dem bedroh— 
ten Gute, — erklärte die Staatöregierung, daß fie aller: 
dings die Anficht gehabt, wie unter der gewöhnlichen Faſ⸗— 
fung nicht bloß eine wirklich vorhandene, fondern nad) den 
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Umftänden wahrfcheinliche Gefahr verftänden werden müfle, 
vorausgefeht, daß das Mittel mit dem Zwede im Berhält: 
niß ſtehe. (Mitth. ©. 437 fg.) 

Daß die Abficht des Angreifenden erwiefen werben müffe, 
iſt nicht nöthig, denn wer fi im Stande der Nothwehr 
befindet, kann natürlich den Angreifenden nicht erſt nad) 
feiner Abficht fragen, es reicht vielmehr hin, wenn dieſe aus 
den Umftänden hervorgeht. (Mitth. ©. 2171.) 

Uebrigend muß derjenige, der in dem Zuftande der Noth: 
wehr eine That begeht, folche, wenn fie fraflos feyn foll, 
nicht in der Abficht begangen haben, um eine Rechtöver: 
leßung vorzunehmen, fondern nur um eine dergleichen von 
ſich abzuwenden, d. i. im Zuftande der Selbftvertheidigung. 
Daher ift die vorhanden gewefene Gefahr ſtets fubjectiv - 
zu beurtheilen, ob er nämlich wirklich geglaubt, daß er in 
Gefahr fey, eine Nechtöverlegung zu erleiden. (Mitth. ©. 
2172.) | 

Selbft eine wirklih vorhandene Gefahr rechtfertigt die 
Nothwehr nicht, wenn der Angegriffene Zeit und Gelegen- 
heit gehabt, ihr zuentgehen. (Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 
2. Samml. ©. 163.) 


art 71: 
Exceß der Nothwehr. 


Wer im Fall der Nothwehr die Grenzen der erlaubten 


BVertheidigung überfchreitet, ift nah dem Verhaͤltniſſe des 
dem Angreifenden dadurch zugefügten Uebels, unter Beruͤck⸗ 
fihtigung der eigenthümlichen Lage des Angegriffenen und der 
Umftände, unter welchen die Leberfchreitung begangen wor: 
den, fo wie der Perfönlichkeit des Angegriffenen und Angrei: 
fenden nach richterlichem Ermeffen zu beftrafen. 


1) Land.= Act. 1. Abthi. 3. Bd. ©. 559. II. Abthl. 1 Bd. 
S. 169 fg. — Mitth. ©. 440 fg. — Land.⸗Act. III. Abthl. 
1.8. S. 739. — Mitth. ©. 2171. 
2) Entwurf. Art. 69. 

Der Zwifchenfag: „unter Berüdfihtigung — und An: 
greifenden” — war im Entwurfe nicht enthalten. 
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3) Die große Verfchiedenheit der Fälle bei vorfommenden Er- 
ceffen der Nothwehr hat die nur gedachte Einfchaltung ver- 
anlaßt. (Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. &.65.) 
Im Uebrigen geben bei Beurtheilung des Ercefjes der Noth— 
wehr bie Größe der Gefahr und die Möglichkeit, die vor: 
bandene Gefahr auf andere Weife abzuwenden, die Haupt: 
friterien ab. (Mitth. ©. 440 fo.) 

4) Es wurde bei der Berathung des 127. Artikels (des 122. 
Art. des Entwurfs) der Antrag geftellt, daß, wenn die Toͤd— 
tung im Falle eines Erceffes in der Nothwehr erfolge, auch 
noch eine geringere ald vierwöchentliche Gefängnißftrafe 
zuläffig feyn folle, und zwar aus dem Grunde, weil nach 
Urt. 71 im Falle eines Exceſſes bei der Nothwehr eine will: 
führliche, im Geſetze nicht normirte Strafe eintritt, daher 
der Richter in allen Fällen, wo eine Zödtung erfolgt, felbft 
wenn die Umftände fo befchaffen feyen, daß eine vierwoͤchent— 
liche Gefängnißftrafe offenbar als zu hart fich darftellen 
follte, dennoch den 127. Artikel zur Grundlage feiner Ent: 
fcheidung nehmen, und Bier Wochen Gefängniß, als das 
Minimum, erkennen werde. Allein hiergegen wurde mit 
Necht erwähnt, daß ein derartiger Zuſatz überflüffig fey, 
weil, wenn ein folcher Fall vorfomme, der 71. Artikel aus- 
reichenden Anhalt gebe, indem bderfelbe den Richter berech: 
tige, nach Lage der Sache felbit auf einen bloßen Verweis 
zu erkennen. (Mitth. ©. 516 fg.) 


Art. 72. 
c) in andern Nothfällen. 

- Auch außer dem Falle der Nothwehr ift derjenige nicht 
ftrafbar, welcher eine gefegwidrige Handlung in einem un= 
verfchuldeten auf andere Weife nicht abwendbaren Nothitande 
zur Rettung aus einer gegenwärtigen dringenden Gefahr für 
Leib oder Leben feiner felbft, oder feiner Angehörigen began- 
gen hat. | 

1) Land.» Act. I. Abthl. 3. 8b. S. 559. II. Abthl. 1. Bb. 
©. 170. 2.8. ©. 5. — Mitth. ©. 441, 2652. — 
Land. Act. IH. Abthl. 1. Bd. ©.739. 3. Bd. ©. 371. — 
Mitth. ©. 2172, 5126. 


152 


2) Entwurf, Art. 70. 

Der Schluß war folgendermaßen gefaßt: „zur Rettung. 
eines an ſich oder unter den Umftänden unerfeßlichen Gutes 
begangen hat.’ 

3) Der bier erwähnte Fall unterfcheidet fich von dem im Arti— 
tel 70 gedachten wejentlih dadurch, daß der Nothitand 
bier nicht durch einen widerrechtlichen Angriff ded Verletz— 
ten, fondern durch zufällige Umftände herbeigeführt gedacht 
wird. Es ſteht ſonach hier dem Thäter Fein Rechtsgrund 
zur Seite, fondern es fchlagen nur Billigfeitsrudfichten und 
die Betrachtung ein, daß eine Strafandrohung unwirkſam 
feyn würde. Der Fall ift in diefem Bezug ganz analog 
mit dem im Artikel 69 gedachten, indem auch dort für den 
Berlesten die dur den Dritten ausgeübte Gewalt oder 
Drohung ein zufälliger Umftand if. Die Depufation der 
I. Kammer beantragte daher, daß dieſe beiden Artikel in 
Gleichheit gebracht, und die etwas bedenkliche Ausdehnung 
des Begriffs von Nothfland, wie ihn der Entwurf giebt, 
befeitigt werden möchten, indem unter manchen Umftänden 
auch das Eigenthbum als ein unerfeßliches Gut erfcheinen 
fönne, bei deffen Gefährdung aber doc, obige Rüdficht nicht 
eintrete. 

Diefelbe bemerkte ferner, daß e3, wenn die rechtliche Wirk: 
famfeit des Nothftandes im Entwurfe dadurch beſchraͤnkt 
werde, daß berfelbe ein unverfchuldeter feyn müffe, dies wie- 
ber zu weit gehe, indem z. B. der Arme, der, wie bie 
Garolina fagt, „in rechter Hungerdnoth fliehlt”, doch von 
ber Wohlthat des Artikels nicht ausgefchloffen werden koͤnne, 
gefeßt auch, er habe feine Armuth verfchuldet. Nur dann, 
wenn ber Nothftand unmittelbare Folge einer widerrechtli- 
chen Handlung fey, wenn er durch erlaubte Selbftvertheidi- 
gung des Angegriffenen entflanden, nur dann fey die Be: 
flimmung des Artifeld unanmwendbar. 

Die Mehrheit der Deputation fchlug daher vor, ftatt 
„unverfchuldeten” zu feßen: „nicht als unmittelbare 
Folge einer flrafbaren Handlung eingetretenen”, 
und ftatt „eines an ſich — Gutes” die Worte: „aus einer 
gegenwärtigen dringenden Gefahr an Leib und Leben für 
fi oder feine Angehörigen” — indem auch bei dringender 
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Gefahr für Angehörige, (z. B. bei einem Bater, der feine 
Kinder verhungern fieht), alle oben erwähnte Rüdfichten Plas 
greifen würden. (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 
©. 80 fg.) Gegen den erftern, nicht angenommenen Bor: 
ſchlag, wurde erwähnt, daß die Fälle des Nothftandes in gro: 
Ber Verfchiedenheit fich darftellen Fönnten, und daß man mit 
der Bezeichnung der mittelbaren und unmittelbaren Folgen in 
eine noch größere Ungewißheit gerathen würde. (Mitth. 
©. 2172.) 
ar, 73 
uU. Erlöſchen der Strafbarkeit. 
a. durch erlittene Strafe, 

Wer bereits wegen eines Verbrechens in Folge richter: 
licher Unterfuchung eine Strafe erlitten, oder Abolition oder 
Begnadigung erlangt hat, kann wegen deſſelben Verbrechens 
nicht nochmals zur Unterſuchung und Strafe gezogen werden. 

1) Land.-Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 559. II. Abthl. 1. Bd. 
©.171. — Mitth. ©. 441 fg. — Land.» Act. III. Abthl, 
1. Bd. ©. 739. — Mitth. ©. 2172. 

2) Entwurf. Art. 71. 

Die Worte: „oder Abolition oder Begnadigung erlangt”, 
ftanden im Entwurfe nicht, i 

3) Die nurgedachten Worte wurden aufgenommen, weil bem 
Falle der erlittenen Strafe der Fall der ertheilten Begnabi- 
gung oder Abolition gleich zu achten if. (Land.: Act. 
I. Abthl. 3. Bd. ©. 559.) 

4) Ueber die Wirkung losfprechender Erfenntniffe in Bezug 
auf Zilgung der Strafbarkeit wurde im Berichte der Depu: 
tation der I. Kammer auf das Gefeb über das Verfahren 
in Griminalfachen verwiefen. (Land; = Act. Beil. 3. II, Abthl. 
1. Samml. ©. 81.) 


art. Zu 
b. durch den Tod des Verbrechers, 
Die Strafbarkeit eines Verbrechens erlöfcht durch den 
Tod des Verbrechers, doch find bereits zuerfannte, nicht al: 
ternative Geldftrafen aus dem Nachlaffe defjelben einzubrin- 
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gen; es bleibt aber den Erben des Verbrechers unbenommen, 
dagegen die zuftändigen, von dem Verbrecher noch nicht felbft 
gebrauchten gefeßlichen Rechtsmittel einzuwenden. Die Leich- 
name der bereits zur Todesſtrafe verurtheilten Verbrecher find 
nad) Maasgabe der darüber beftehenden gefeglichen Vorfchrif: 
ten an die anatomifchen Lehranftalten abzugeben; ift diefes 
nicht thunlich, fo find fie an einem abgefonderten Platze auf 
dem Zodtenader des Drtö, wo das Ableben erfolgte, in der 
Stille zu begraben. 

1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 133 fg., 559 fg. IL. Abthl 
1. Bd. ©. 171 fg. 2. Bd. S. 56, 927 fg. — Mitth. ©. 
442 fg., 2652, 6169. — and. Act. II. Abthl. 1. Bd. S. 
739 fg., 3. Bd. ©. 819. — Mitth. ©. 2172 fg., 6369. 

2) Entwurf, Urt. 72. 

Die Worte: „nah Maasgabe der darüber beftehenden 
geſetzlichen Vorfchriften” enthielt der Entwurf nicht, und 
der Schlußfag war fo gefaßt: „ift diefes nicht thunlich, find 
fie auf einem abgelegenen, von dem gewöhnlichen Todten— 
ader abgefonderten Orte zu vergraben.“ 

3) Bei alternativen Geldftrafen fällt die Verpflichtung ber 
Erben, erftere aus dem Nachlaffe des Beftraften bezahlen 
zu müffen, weg, weil, wenn nach dem Tode des Inculpa: 
ten der Richter unbedingt auf Einforderung der Geldſtrafe 
beftünde, darin eine Härte gegen die Erben liegen wuͤrde, 
da dem Richter bei Lebzeiten des Inculpaten auf beffen 
Borftelung ſtets freigeftanden haben würde, von der ge- 


wählten Geldftrafe wieder abzugehen, und dafür Gefängniß- _ 


ftrafe eintreten zu laffen. (Mitth. S. 442.) 

4) Zu den erwähnten „gefeslihen Vorſchriften“ gehören 
infonberheit Befehl v. 12. April 1723. (Cod. Aug. Thl. 1. 

. ©. 993) u. v. 19. Octob. 1763. (Ebendaf. 1. Fortſ. Thl. 1. 
©. 865). Mandat v. 0. Novemb. 1779. 8. 3. (Ebendaf. 
2. Fort. Thl. 1. ©. 757). Generale v. 8. Suli 1794. 
(Ebendaf. 2. Fortf. Thl. 1. S. 261.) Refcript v. 25. Juni 
1802. (Ebendaf. 3. Fortſ. Thl. 1. ©. 395.) Refeript v. 
4. Zuli 1829. (Gef. Samml. v. J. 1829. ©. 115.) 


155 


Art. 75. 
c. durch Zurüdnahme der Anzeige, 

Bei gefeßwidrigen Handlungen, in Anfehung deren nicht 

von Amtöwegen, fondern nur auf den Antrag einer dabei be= 
theiligten Perfon eine Unterfuchung anzuftellen ift, fällt bei 
der Zuruͤcknahme einer folchen Anzeige die Beftrafung weg, 
infofern nicht ſchon ein Straferfenntniß publicirt ift, oder 
nicht die gleichmäßige Anzeige einer andern ebenfalls dabei 


‘ betheiligten Perfon annoch vorliegt, oder fpäter angebracht 
wird, 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 560. II. Abthl. 1. Br. 
©.172 fg. — Mitth. ©.443 fg. — and.» Act. IIL Abthl. 
1. Bd. ©, 741. — Mitth. ©. 2180. 

2) Entwurf. Art 73, 


\ Statt der Worte: „infofern nicht fchon ein Straferfennt: | 
niß publicirt iſt“ — fanden im Entwurfe die Worte: „in: 
fofern darüber noch nicht erkannt ift.“ 

3) Die Königlichen Commiffarten erklärten auf die Anfrage, 
wer folchenfall3 die Koften zu tragen habe, daß diefe dem 
Kläger zur Laft fielen, doch fey ein etwaniges Abkommen 
mit dem Beklagten nicht ausgefchloffen. (Land. Act. Beil. 
z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 81.) 

4) Zu den Verbrechen, welche nicht von Amtöwegen, fondern 
nur auf Antrag einer dabei betheiligten Perfon zur Unter: 
ſuchung und Beflrafung zu ziehen find, gehören folgende: 

Störung des Hausfriedens. (Art. 119.) 

Die in den Art. 194, 195, 198 und 200 erwähnten 
Verleumdungen und Beleidigungen, jedoch mit Ausnahme 
der gegen Verwandte in auffteigender Linie veruͤbten Thät- 
lichfeiten, und mit Vorbehalt des Verfahrens von Amts— 
wegen gegen die etwa dabei zugleich vorgefallenen Stö- 
rungen ber öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung. 

Die in dem Artifel 132 unter 1 und 2 a. bemerften 
Körperverlegungen, infofern fie nicht gegen Aeltern oder 


Blutöverwandte in auffteigender Pinie begangen worden 
find. (Art. 135.) 
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Berlebungen der Gefundheit aus Fahrläffigkeit, welche 
die im Art. 132 unter 3 und A erwähnten Folgen nicht 
nach ſich gezogen haben. (Art. 139.) 

Die in den XArt. 149, 150, 152 und 153 erwähnten 
Fälle der Entführung. (Art. 154.) 

Nöthigung. (Art. 168.) 

Einfadher und doppelter Ehebrudy. (Art. 214.) 

Die in. Art. 216 und 217 erwähnte bösliche Verlaſſung. 

Betrügliche Verleitung zur Ehe. (Art. 265.) 

Betrügliche oder argliftige Verführung unbefcholtenet 
Perfonen zur Unzucht. (Art. 266.) 

Entwendungen und Beruntrauungen unter nahen Bere 
wandten, jedoch mit Ausnahme des Art. 234 angegebe- 
nen Falles. (Art. 237, 244.) 

Entwendungen und Beruntrauungen von Ef: und 
Trinkwaaren, welche zu bloßer Befriedigung der Lüftern- 
heit zum unmittelbaren Genuß und ohne die in den Art. 
233 und 234 angegebenen erfchwerenden Umftände be: 
gangen worden find. (Art. 238, 244.) 

Betrug in Vertragsverhältniffen. (Art. 246.) 

Wenn Iemand, der faufmännifche Gefchäfte betreibt, 
in der Abficht, feine Gläubiger durch einen Accord zu 
verkürzen, fich fälfchlih für zahlungsunfähig ausgegeben 
bat. (Art. 260.) 

Berleitung folcher Perfonen, welche unter Alterlicher 
oder vormundfchaftlicher Gewalt ftehen, daß fie der Ge: 
walt durch die Flucht fich entziehen, und die dabei gelei- 
ſtete Beihülfe oder Verheimlihung der Entflohenen. (Art. 
263.) 

Berleitung eines Menfchen, der nicht frei über das 
Seinige verfügen kann, zu Eingehung eines diefem nad): 
theiligen Gefhäfts ohne Einwilligung feines Waters oder 
Bormundes (Art. 264.) | 

Das Nachmachen von Stempeln und befondern Kenn: 
zeichen, womit Waaren oder Fabrifate eines beflimmten 
Handelöhaufes oder einer beftimmten Fabrik bezeichnet zu 
werden pflegen, oder auch der Etikette eines Handelöhaufes 
oder einer Fabrif, zu Mißbrauch und Zäufchungen im 
Handel. (Art. 252.) 
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Die unbefugte Ausübung der Jagd in einem fremden 
Reviere, oder Ueberfchreitung des Sagbbefugniffes im eig: 
nen Reviere, ohne Anmaßung bes erlegten oder einge: 
fangenen Wildes. (Art. 281.) 

Widerrechtliche Benusung einer fremden Sache wider 
den Willen ded Eigenthümers oder Befigerd, infoweit fie 
nicht in ein andered Verbrechen übergeht. (Art. 287.) 

Hflichtwidrige Annahme von Gefchenfen. (Art.312, 326.) 

Bernadhläffigung der Amtöpflicht. (Art. 311, 326.) 
Berlebung der Dienftpflicht gegen Privaten. (Art. 322, 
326.) | 
Berlegung pflichtmäßiger Verfchwiegenheit. (Art. 323, 
326.) | 

Beftechung. (Art. 315 bis mit 319, 326.) 

Mißbrauch der Amtögewalt. (Art. 320, 326,) 
Mißbrauch des öffentlichen Vertrauens. (Art. 321, 326.) 
Unbefugtes Eindringen in fremde Geheimniffe. (Art. 

324, 326.) 

Die in Art. 325 erwähnten wahrheitdwidrigen Ausfagen. 

Bei den zulegt genannten Reun Bergehungen Tann bie 
Unterfuhung außerdem noch von der Dienft- und Auf: 
fichtsbehörde angeordnet werden. (Art. 326.) 

5) Bei denjenigen Vergehen, welche nur auf Anzeige des Ber: 
legten zur Unterfuhung zu ziehen find, hat der Verletzte 
auch dann, wenn er noch unter Vormundfchaft oder väter: 
licher Gewalt fteht, das Recht, auf Einleitung der Unter: 
fuhung anzutragen. (Mitth. ©. 4144.) 

Die Tragen, ob der civilrechtliche Vertreter, welchem neben 
dem Verletzten das Necht zur Anzeige zufteht, a. die Anzeige 
verhindern, oder wider Willen des Verletzten zurüdnehmen, 
ober b. diefelbe gegen den Willen des Verletzten machen 

koͤnne, find nicht entjchieden, fondern es ift nur im Allge- 
meinen bemerkt worden (Mitth. ©. 4358), Daß zwar ber 
Bormund überall die Rechte des Bevormundeten zu vertres 
ten habe, Injurien gegen den leßteren aber ihn nichts an= 
gingen, indem auch die im 203. Artikel in Anfehung eini: 
ger Perfonen gemachten Ausnahmen nur von Injurien, 
nicht auch von andern Verbrechen zu verftehen feyen. 

Die Deputation der I. Kammer ſchlug in ihrem Berichte 
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(Land.:Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 39) fol- 
genden Zufaßartifel (ald Art. 5 b.) vor: 

„In allen Fällen, wo nach dieſem Gefeßbuche Unterfu: 
hung und Strafe nur auf Antrag der beleidigten Perfon 
ftatt findet, find, wenn dieſe leßtere unter Alters- oder Zu: 
ftandsvormundfchaft fteht, Diejenigen, welche vermöge ehe: 
licher, älterlicher oder vormundfchaftlicher Gewalt deren Per: 
fon zu vertreten haben, an ihrer Stelle zu Erhebung der 
Anklage, fo wie zur Zuruͤcknahme derfelben berechtiget. 

Ausgenommen hiervon find die unmündigen Ehefrauen, 
wenn fie gegen ihren Ehemann Anklage erheben wollen, in 
welchem Falle fie nicht nur allein zur Anklage berechtigt, 
fondern auch an die Zuſtimmung ihres Vormundes nicht 
gebunden find. 

Waren die Vertreter des Beleidigten felbft die Thäter, fo 
tritt, mit Ausnahme des zulegt gedachten Falles, das Ver— 
fahren, von Amötwegen ein.” 

Die Deputation der II. Kammer erinnerte dagegen, daf 
diefer Artikel fowohl formelle, ald materielle Bedenken wi: 
der fich habe, namentlich daß jedem Beichädigten und neben 
ihm auch deffen civilrechtlichen Vertreter das Recht der An: 
zeige zuftehe, weshalb deffen Annahme von den Kammern 
abgelehnt wurde. (Mitth. ©. 4144 und 5531.) 


Art. 76. 
d. durch Verjährung, 


Durch den Ablauf der in dem folgenden Artikel angege: 
benen Zeitfriften wird ſowohl die Unterfuchung eines Verbre— 
chend, als auch die bereitö erfannte Strafe aufgehoben. In— 
gleichen verliert der Rückfall die Eigenfchaft eines befondern 

Schaͤrfungsgrundes, wenn feit der Verbüßung der Strafe 
wegen des frühern Vergehens diefe Friften abgelaufen find. 
1) Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 560. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 173. — Mitth. ©. 444 fg. — Land.-Act. III. Abthl. 
1. Bd. ©. 741. — Mitth. ©. 2180 fg. 
2) Entwurf. Art. 74. 
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Den zweiten Sab: Sasleidien ꝛc.“ enthielt der Entwurf 

nicht. 

3) Die Strafe des NRüdfalld wird jedoch nur dann ausge: 
ſchloſſen, wenn der Thäter vor Veruͤbung des lebten Ber: 
brechens die volle Verjährungszeit hindurch wegen eines 
gleichen oder gleichartigen Verbrechens Feine Strafe erlitten 

- bat, nicht aber rückfichtlich des mehrfachen Rüdfalls dadurch 
allein, daß ein oder mehrere beftrafte Verbrechen über die 
Verjährungszeit hinaus zurüdliegen; denn der Grund der 
Criminalverjährung befteht hauptfächlich mit darin, daß der 
Thaͤter Die fragliche Zeit hindurch Feine Veranlaſſung zur 
Beftrafung gegeben hat. Daher kann, obfchon zwifchen 

dem zu befirafenden neueren Verbrechen und ber wegen bes 
erften Verbrechens verbüßten Strafe vielleicht die doppelte 
BVerjährungszeit inne liegt, dennoch die Strafe des mehr: 
fahen Rüdfalls eintreten, wenn ber Thaͤter in der Zwifchen: 
zeit mehrmald wegen gleicher ober gleichartiger Verbrechen 
beftraft worden ift, dafern nur Feine funfzehnjährige Unter: 
brechung ftattgefunden hat. (3. B. es hat Semand vor 
32, 24 und 10 Jahren wegen Diebftahld Strafe verbüßt, 
und aufs Neue geftohlen.) 

4) Bergl. über Criminalverjährung Krug Studien ꝛc. I. Abthl. 
©. 143 fg. 


BeL:-77, 


Es erlöfcht durch den Ablauf 

1) von Einem Jahre die Strafbarkeit aller Vergehungen, 
welche nicht von Amtöwegen, fondern nur auf den An- 
trag einer dabei betheiligten Perfon oder Behoͤrde zur 
Unterſuchung gezogen werden; 

2) von Funfzehn Jahren die Strafbarkeit aller uͤbrigen 
Verbrechen, mit Ausnahme der Art. 80 erwaͤhnten. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 173 fg. — Mitth. ©, 


449 fg. — Land.⸗Act. III. Abthl. I.Bd. S. 741. — Mitth. 
S. 2181. 


2) Entwurf. Art. 75. Gleichlautend. 
3) Motiven. (Land. Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 92,) 
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Im 75. Artikel find die in Hinficht auf die Verjährung 
der Verbrechen bisher gefeßlich beftimmten Zeitfriften von 
Einem, Fünf, und Zwanzig Jahren abgeändert, und an 
deren Stelle nur Zwei Friften von Einem und Funfzehn 
Sahren geſetzt worden; auch hat man, flatt dieſe verfchiede- 
nen Friften eintreten zu laffen, je nachdem Injurien, fleifch: 
liche Vergehungen oder andere Verbrechen in Frage kom— 
men, die fürzere Verjährungsfrift im Allgemeinen für folche 
Verbrechen beftimmt, weshalb nicht von Amtöwegen, fondern 
nur auf befondern Antrag eine Unterfuchung angeftellt wer: 
den fol. Beide Beflimmungen fcheinen fachgemäß, da die— 
felben Gründe, welche dafür fprechen, nacy Zwanzig Jahren 
eine Unterfuhung wegen eines begangenen Berbrechens 
nicht mehr ftattfinden zu laffen, die Schwierigfeit der Er- 
mittelung des Thatbeſtandes, die Erfchwerung der Verthei— 
digung für den Angeklagten, und hauptfächlicd die Vergeſ— 
fenheit, in welche das verübte Verbrechen bei den Mitbür: 
gern gefommen ift, auch fehon nad) dem Ablaufe eines funf: 
zehnjährigen Zeitraums in derfelben Maafe vorhanden find. 
Dagegen ift bei folhen Verbrechen, bei welchen eine Unter: 
fuhung nicht von Amtswegen ftattfindet, und mithin weni- 
ger aus Ruͤckſicht auf die öffentliche Gerechtigkeitspflege, als 
im befondern Sntereffe eines dabei Betheiligten angeftellt 
wird, wohl anzunehmen, daß, wenn der Betheiligte Ein 
Sahr lang nach erlangter Kenntniß der erfolgten Rechtsver— 
leßung fich nicht veranlaßt gefunden hat, auf eine Unter- 
fuhung anzutragen, eine ftillfchweigende NRemiffion einge: 
treten ijt, und einem fpätern Antrage nur unlautere, Feines: 
wegs zu begünftigende Motiven unterliegen. Im Uebrigen 
hat man bei den mit Todesſtrafe bedrohten Verbrechen, we: 
gen der befondern Gefährlichkeit ſolcher Verbrecher, jo wie 
wegen des tiefen Abfcheus, den folche ſchwere Unthaten in 
der Menge hervorbringen, und des unangenehmen Eindruds, 
den daher auch die Straflofigfeit derfelben erregen müffen, 
die Verjährung gänzlich ausgefchloffen. 

4) Das unter Num. 1 erwähnte Jahr ift ein gemöhnliches 
Kalenderjahr, fein Sächfifches. Darauf, ob es ein Schalt: 
jahr, oder nicht, wird Feine Rüdficht genommen. (Mitth. 
©. 445 fg.) 
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5) Iſt bei einem Vergehen, dad nur auf Antrag der betheilig: 
ten Perfon oder Behörde zur Unterfuchung und Beftrafung 
zu ziehen ift, die funfzehnjährige Zeitfrift abgelaufen, fo ift 
der Betheiligte dennoch mit feinem Antrage auf Unterfu: 
chung abzumeifen, obfchon er nachweifen Fann, daß er eben 
erft Kenntniß des fraglichen Vergehens erlangt hat. (Vergl. 
Art. 78.) 

6) Die unter Num. 1 gehörigen Vergehen find verzeichnet 
Art. 75 Anmerf. 4. 


Art. 78. 


Die in dem vorftehenden Artikel angegebene funfzehn: 
jährige Zeitfrift beginnt vom Augenblide der begangenen 
That, bei fortdauernden Verbrechen vom Aufhören derfelben. 

Die einjährige Zeitfrift nimmt ihren Anfang mit der 
Zeit, wo die zu der Anzeige berechtigte Perfon oder Behörde 
von dem Vergehen in Kenntniß gefegt wird, infofern nicht 
bis zu der Zeit der gerichtlichen Anzeige die Art. 77 unter 2 
beftimmte Verjährungäfrift bereitd abgelaufen ift. Diefelben 
Zeitfriften finden nach Verfchiedenheit der Fälle auch bei 
ſchon anhängiger Unterfuchung ftatt, und laufen fodann von 
der legten gerichtlichen Handlung oder von der leßten bei 
dem Gericht bewirkten Anregung Seiten des zur Anzeige Be- 
techtigten an. 

1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 560 fg. II. Abthl. 1. Bd. 


. ©. 174 fg. — Mitth. ©. 446. — Land.-Act. TO. Abthl. 
1.830. ©.741. 3. Bd. ©. 371. — Mitth. S.2181, 5126. 

2) Entwurf. Art. 76. 

| Der Entwurf fuhr am Ende des erften Satzes folgender: 
maßen fort: „— bei fehon angefangener Unterfuchung von 
der legten gerichtlichen Handlung. Die einjährige Zeitfrift 
nimmt ihren Anfang mit der Zeit, wo die zu der Anzeige 
berechtigte Perfon von dem Bergehen in Kenntniß geſetzt 
wird.” Ä 
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Art. 79. 
Unterbrechung der Verjährung. 

Der Lauf der Verjährung wird duch die zum Behuf 
der Unterfuchung wegen des in Brage befangenen Verbrechens 
erfolgte Arretirung oder Vernehmung des Angefchuldigten, 
ingleichen durch jede andere von dem Richter gegen denfelben 
zu Einleitung oder Fortftelung der Unterfuchung unternom— 
mene gerichtliche Handlung, bei der einiährigen Verjährungs: 
zeit überdied auch durch die Anzeige des dazu Beredhtigten, 
und nach bereit begonnener Unterfuchung durch jede neue 
Anregung feiner Seits bei Gericht unterbrochen. 

1) Land.» Act. 1. Abthl. 3. Bd. S, 561. 11. Abthl. 1. Bd. 
©. 174. 2 Bd. ©. 56. — Mitth. ©. 446 fa., 2652. — 
Land.-Act. III. Abthl. 1. Bd. ©. 741 fg. — Mitth. ©. 
2181. 

2) Entwurf. Art. 77. 

Anftatt der Worte: „‚ingleichen durch ꝛc.“ folgten im Ent: 
wurfe die Worte: „oder, wenn die Unterfüchung ſchon an: 
haͤngig ift, Durd) eine von dem Richter in Beziehung darauf 
unternommene gerichtlihe Handlung unterbrochen. Eine 
hierauf neu beginnende Verjährung ift an diefelben Zeitfti- 

ſten als die erfte gebunden.“ 

3) Rüdfichtlich der Unterbrehung der Verjährung bemerkte die 
Deputation ber I. Kammer, daß 

I bei der funfzehnjährigen Verjährung die Unterbredhung 

von feiner Handlung abhängig gemacht werde, die der 
Berbrecher zu hindern vermag, mithin. es nöthig fey, 
neben der Arretirung und Vernehmung, denen beiden 
fich der Verbrecher durch die Flucht entziehen kann, auch 
jede andere auf Einleitung und Fortſtellung der Unter: 
fuhung gerichtete Handlung für die Verjährung unter: 
brechend zu erklären; ſodann daß 

b) bei der einjaͤhrigen Verjaͤhrung darauf zu ſehen ſey, 

daß der Klaͤger auch nicht durch Schuld des Richters 
um fein Klagerecht kommen koͤnne. (Land.= Act. Beil. 
3. II. Abthl. 1. Samml. S. 82 fg. — Beil. z. IN. 
Abthl. 1. Samml. ©. 66.) 
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4) Es wurde ein Zufaßartifel folgenden Inhalts beantragt: 
„Bei den Art. 75 unter 1 (Art. 77 des Geſetzbuchs) erwähn: 
ten Bergehungen wird ber Lauf der Verjährung dann ver: 
hindert und rüdfichtlic unterbrochen, wenn der zur Anzeige 
Berechtigte dur Zwang, Drohung oder fonft behindert 
wird, fih an den Richter zu wenden.’ 

Der Sinn diefes Antrags ging dahin, das fchwächere Ge- 
fhlecht gegen Bedrüdungen zu fichern rüdfichtlich derjenigen 
Verbrechen, welche nur auf Anregung des Beleidigten zur 
Unterfuchung fommen follen. Die I. Kammer nahm diefen 
Zufaßartifel zwar einftimmig an (Mitth. ©. 447), allein 
in ber II. Kammer wurde dagegen erwähnt, daß kaum an: 
zunehmen fey, der Zwang und die Drohung werde ein gan: 
zes Sahr hindurch fortdauern, und die Worte „und fonft” 
jedenfalls eine zu große Unbeftimmtheit herbeiführen, ja die 
Beftimmung der Verjährung vernichten würden. (Mitth. 
©. 2181 fg.) 


Art. 80. 
Unverjähbrbare Verbrechen. 


Bei Verbrechen, welche mit Zodeöftrafe oder unbedingt 
mit lebenölänglicher Zuchthausftrafe bedroht find, findet eine 
Verjährung nicht ftatt. 

41) Land.=%Act. I Abthl. 3. Bd. ©. 561. IL Abthl. 1. Bd. 
„S. 175. — Mitth. ©. 447. — Land. = Act. LIE, Abthl. 
1.80. ©.742. — Mitth. ©. 2182 1 
2) Entwurf. Art. 78. ARE 
Die Worte: „oder unbebingt mit lebenslänglicher Zucht: 
hausſtrafe⸗ — enthielt der Entwurf nicht. 
3) Dergleichen unverjaͤhrbare Verbrechen ſi nd: 
1) Hochverrath. (Art. 81 und 82.) 
2 Majeſtaͤtsverbrechen, inſofern es in einer thaͤtlichen 
Beleidigung des Staatsoberhauptes befteht. (Art, 97.) 
3) Mord. (Art. 124.) | 
4) Raub unter den Art. 163 unter 1 und 2 erwähnten 
Vorausfegungen. 
11* 
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5) Erpreffung in dem unter 1) Art. 166 gedachten 


Falle. 
6) Brandftiftung, wenn die in Art. 171 und 172 an: 


geführten Umftände vorhanden find. 
7) Meineid in dem am Schluffe des Art. 185 bemerf: 
ten Falle. 


Zweiter Theil. 
Bon den einzelnen Verbrechen und deren Beftrafung. 


Erftes Kapitel. 


Bom Hocdverrathe, Staatöverratbe und andern die 
Sicherheit des Staats gefährdenden Handlungen. 


Art. 81. 
Hokhverrath. 


Wer 

1) gegen die. perfönliche Sicherheit oder das Kegierungs: 

echt des Staatsoberhaupts, oder | 

2) gegen die Selbftftändigkeit des Staats, um das ganze 

Königreich einem fremden Staate einzuverleiben, ober 
zu unterwerfen, oder auch nur, um einen Theil feines 
Gebietes von dem andern loözureißen, oder 

3) gegen die Staatöverfaffung in der Abficht, diefelbe ganz 
oder theilweife umzuftürzen, einen gewaltfamen Angriff 
unternimmt, ift als KHochverräther mit dem Tode zu 
beftrafen. 

1) Land.:Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 562. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 186. 2. Bd. ©. 432, 753. — Mitth. ©. 466 fg., 
4359, 5662. — Zand.:Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 580 fg. 
3.80. ©. 534 fg. — Mitth. ©. 3658 fg., 5532. 

2) Entwurf. Art. 79. 
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Anftatt der Worte unter 3: „diefelbe — gewaltſamen“ 
fanden im Entwurfe die Worte: „eine gewaltfame Berän- 
derung derfelben herbeizuführen, einen’ ıc. 


3) Es liegt in dem Wefen des Verbrechens des Hochverraths, 
daß hier fhon die in eine unzweifelhafte Handlung überge: 
gangene Abficht des Hochverräthers mit der gefeglichen Strafe 
belegt werden muß, ohne zu berüdfichtigen, ob ein und wel- 
cher Erfolg flattgehabt hat. Diefe Bemerkung, und dann 
die Wahrnehmung, daß in dem Artikel jeder der bezeichne- 
ten Angriffe mit einer abfoluten Strafe, der Todesſtrafe 
bedroht ift, veranlaßte die Deputation der II, Kammer, 
darauf hinzumirken, daß der Begriff des Hochverrathes fo 
eng ald möglicy gefaßt und jede Unbeftimmtheit vermieden 
werde. In diefem Sinne hatte die Deputation eben fo 
wohl an dem Worte: „Angriff“ Anftoß genommen, als bei 
3 es bedenklich gefunden, jeden Angriff auf die Staatöver- 
verfaffung unter den Begriff zu fubfumiren, ohne zwifchen 
den wejentlihen und außerwefentlichen, ja felbft zufälligen 
Beftandtheilen der legtern zu unterfcheiden. 


Nachdem jedoch, auf diesfalls erfolgte Bernehmung mit den 
Königlichen Commiffarien, diefelben erklärt hatten, daß die 
Regierung unter dem Ausdrude: „Angriff, jederzeit einen 
gewaltfamen, und bei 3 einen folchen varſtehe, der gegen 
das MWefen und die hauptfächlichen Beftandtheile der Staats— 
verfaffung gerichtet fey, Feineswegs aber eine jede Veraͤnde— 
rung außerwefentlicher Beftandtheile der Staatsverfaffung 
bierunter gemeint werde, fo hat die Deputation, in Be- 
tracht, daß diefe Auslegung der Doctrin und den Anfichten 
der neuern Griminaliften gemäß erfcheint, (ef. Feuerbach 
Lehrbuch des gemeinen in Deutfchland giltigen peinlichen 
Rechts, 12. Ausgabe, v. Mittermaier. Gießen 1836. 8.163 
und Nota 1 des Herausgebers) ihre Erinnerungen gegen 
die Faſſung des vorliegenden Artikels für erledigt gehalten. 
(Land. Act. Beil, z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 67. — 
Mitth. ©. 3661.) 


4) Wenn auch der Bemerkung, wie zu dem Begriffe des Hoch: 
verraths weſentlich gehört, daß dieſes Verbrechen, deffen 
Zendenz gegen das Dafeyn des Staats und feiner beftehen: 
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ben rechtlichen Verfaſſung gerichtet, nur von einem Unter: 
thanen de3 fraglichen Staates verübt werben koͤnne, da es 
ftet3 eine verletzte Unterthanenpflicht vorausfeßt, an fich bei- 
zupflichten ift, fo ift doch andrerfeit die Ergegnung ber 
Staatöregierung, daß, da nach dem 3. Artikel die Beftim: 
mungen des Griminalgefeßbuchs auch auf Ausländer, die vor 
inländifchen Gerichten zur Unterfuchung gezogen werden, An: 
wendung finden, der Ausländer, wenn er auch im Auslande 
einen hochverrätherifchen Angriff gegen die diesfeitige Staats: 
verfaffung unternommen, fobald er deshalb von den hier: 
ländifchen Gerichten zur Unterfuchung gezogen worden, nach 
bem Gefege des Inlandes gerichtet werden muͤſſe, (Mitth. 
©. 3660) aus dem angeführten Grunde richtig. Dies will 
jedoch nur fo viel fagen, ald: Das Geſetz bedroht die be: 
regte verbrecherifhe Handlung mit der Strafe des Hoch: 
verraths; allein Hochverrath im eigentlichen Sinne des 
Morts ift dDiefe von einem Ausländer unternommene Hand: 
lung nicht. 

5) Unter dem Ausdrude: „StaatSoberhaupt” find auch 
der Mitregent und Reichsverweſer begriffen. (Kand.-Act. 
Beil. 3. U. Abthl. 3. Samml. ©. 258. Sp. 3. — Beil. z. 
II. Abthl. 1. Samml. ©. 77 und Mitth. ©. 3665.) 

6) Auf die Erinnerung, daß man fich einen Angriff auf das 
Regierungdreht des Staatsoberhauptes nur gleich: 
bedeutend mit dem Angriffe auf die Staat3verfaffung, 
durch welche die Negierungsrechte verbürgt feyen, denken 
fönne, wurde erwidert, daß hier folche Angriffe zu verftehen 
feyen, welche 3. B. auf Entfernung oder Ausfchliegung des 
Staatsoberhaupt3 von der Regierung, Verdrängung der 
regierenden Familie, oder Veränderung der gefeßlichen Thron: 
folge gerichtet, Daß diefe Handlungen zum Theil mit unter 
Num. 3 fielen, fey nicht zu leugnen. Jenes Wort fey nur unter 
Num.1 mit aufgenommen worden, um eine größere DeutlichFeit 
herbeizuführen, weil unter der perfönlichen Sicherheit des 
Staatöoberhauptes nur die Perfon des Regenten, unter dem 
Ausdrude „NRegierungsrecht” aber alle diejenigen Thron— 
rechte, die ihm als Regenten, feiner Familie oder dem 
Volke gegenüber, zuftehen, zu verftehen feyen. (Mitth. 
©. 3365.) 
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7) Bermögensconfiscation findet nicht. mehr ſtatt. (Cand.:Xct. 
11. Abthl. 1. Bd. ©. 186.) | 


Art. 82. 


Dergleichen Angriffe auf die Selbftftändigfeit und Ber: 
faffung des deutfchen Bundes find dem Hochverrathe gleich: 
zuachten. 


1) Land. = Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 562. U. Abthl. 1. Bd. 
©. 186 fg. — Mitth. ©. 467 fg. — Land. : Act. Au. Abthl. 
2. Bd. ©. 583. — Mitth. ©. 3666. 

2) Entwurf. Art. 80. | 

Den Angriffen auf die Selbftftändigfeit und Verfaſſung 
des Staats find Angriffe auf die Selbftftändigfeit und Ver: 
faflung des deutfchen Bundes gleich zu Achten. 


3) Gegen die Faſſung diefes Artikels erinnerte Die Deputation der 
I. Kammer. (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 
©. 68): daß nach der Meinung angefehener Publiciften 
und Griminaliften, (Klüber öffentl. Recht des beutfchen 
Bundes, 3. Aufl. Franff. a. M. 1831. $. 184. Not. b. — 
Feuerbach Lehrbuch ıc. $. 164. Not. b. und Note des Her: 
ausgebers) an dem deutfchen Bunde ein eigentlicher Hoch 
verrath darum nicht begangen werden Fann, weil die Unter: 
thanen der Bundesftaaten mit dem Bunde felbft in gar kei— 
ner Staatöverbindung find, diefer daher über jene eben fo 
wenig eine Art von Staatögewalt beißt, als jene gegen den 
Bund, ald folchen, in Staatöpflicht fiehen. Die Eigenfchaft 
des Unterthans aber ift von jeher als erforderlich angefehen 
worden, um ben Begriff des Hochverrathed herzuftellen. 
Nimmt man jedoch die Gefährlichkeit der in diefem Artikel 
bezeichneten Handlungen an fi) und verbindet damit bie 
ausdrüdliche Beſtimmung der Berfaffungsurfunde Ab: 
ſchn. 1. $. 1., wodurd das Königreih Sachfen für einen 
Staat des deutjchen Bundes, mithin für einen integrirenden 
Theil des letztern erklärt worden ift, fo erfcheint es ange: 
mefjen, die feindfeligen Handlungen gegen das Ganze ben: 
jenigen gleichzuftellen, welche gegen einen heil deffelben be: 
gangen werden. Denn ded legtern Verfaffung wird verlebt, 
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des einzelnen Staates Eriftenz und Selbſtſtaͤndigkeit hoch⸗ 
verraͤtheriſch bedroht, wenn der Bund feindſelig angegriffen 
wird, deſſen Beſtandtheile die einzelnen Staaten bilden. 

Aus dieſen Gruͤnden hat ſich die Deputation mit den Koͤ— 
niglichen Commiſſarien uͤber die Faſſung des Artikels, wie 
ſolche nachmals ind Geſetzbuch aufgenommen worden, ver—⸗ 
glichen. 

Uebrigens war man daruͤber einverſtanden, daß unter dem 
Ausdrucke: „Verfaſſung“ auch hier, wie bei dem vorigen 

Artikel, nur die weſentlichen Beſtandtheile, die Grund— 
beſtimmungen derſelben, verftanden feyn ſollen. 

Sowohl der Entwurf als die Faſſung im Geſetzbuche 
druͤcken aus, daß ein Angriff auf die Selbſtſtaͤndigkeit oder 
eine gewaltſame Veraͤnderung der Staatsverfaſſung, welche 
den Hochverrath gegen den inlaͤndiſchen Staat begruͤnden, 
ebenfalls als Hochverrath betrachtet werden ſollen, wenn ſie 
gegen den deutſchen Bund, als ſolchen, gerichtet ſind, (Mitth. 
S. 467.) oder richtiger, daß das im 82. Artikel gedachte Ver⸗ 
brechen mit der Strafe des Hochverraths belegt werden ſolle. 

4) Gegen den Antrag, vor dem Worte „Angriffe“ das Wort 
„gewaltſame“ aufzunehmen, erklaͤrte man ſich deshalb, 
weil ſich dies von ſelbſt verſtehe, auch mit Ruͤckſicht auf den 
vorhergehenden Artifel als  Wberfiifie erfcheine. (Mitth, 
©. 467 fg.) 


Art. 83. 
Verſchwörung. 


Haben Zwei oder mehrere Perſonen die Ausführung eis 
ned hochverrätherifchen Angriffs verabredet, ohne daß dieſer 
wirklich erfolgt ift, fo find die Anftifter einer folchen Ber: 
ſchwoͤrung mit acht = bis zmÖlfjähriger, die übrigen Theilneh⸗ 
mer mit drei⸗ bis zehnjähriger Zuchthausftrafe zweiten Gra- 
des zu belegen. Bei befondrer Gefährlichkeit der Verbrecher 
ann auf lebenslängliche Zuchthausftrafe deffelben Grades er: 
kannt werden. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 562. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 187 fg. 2. Bd. ©. 432. — Mitth. S. 470., 4359. ne 
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Land.-Act. III. Abthl. 2 Bd. ©. 583 fg. — Mitt. 
©. 3666. 

2) Entwurf. Art. 82. 

Die Worte: „acht bis“ fehlten. 

Nach den Worten: „Bei befondrer Gefährlichkeit der Ver— 
brecher” folgten die Worte: „ift nach Vorfchrift des Art. 60 
zu verfahren.” 

3) Der Beſchluß der I. Kammer, bei befonderer Gefährlichkeit 
der Verbrecher den Richter zu verpflichten, auf lebensläng: 
liches Zuchthaus zu erfennen, und daher asftatt der von der 
II. Kammer beantragten Faffung: „kann — erkannt wer: 
den’ zu feßen: „ift zu erkennen‘, (Mitth. S. 470.) wurde 
wieder aufgegeben. (Mitth. S. 4359.) 


Art. 84. 


Mer irgend eine Handlung zur WVorbereitung des Ver: 
brechens des Hochverraths begeht, ſoll mit Gefängniß von 
Drei Monaten bis zu Drei Jahren, oder Arbeitshaus bis zu 
Vier Fahren beftraft werden. 


.1) Land. Act, I. Abthl. 3. Bd. ©. 362 fg., II. Abthl. 1. Bd. 
©. 188 fg., 2. Bd. ©. 432, 753. — Mitth. ©. 470 fg., 
4359, 5662. — Land. Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 584. fo. 
3. Bd. ©. 535. — Mitth. ©. 3667 fg., 5532. 

2) Entwurf, Art. 83. 

Mer die Verbreitung von Grundfäßen, durch welche Die 
Eriftenz des Staats gefährdet wird, mit Andern verabredet, 
zu einer hochverrätherifchen Handlung auffordert, aufrei: 
zende Schriften gegen die Regierung und Staatöverfaflung 
verbreitet, oder irgend eine andre Handlung begeht, welche 
ald Vorbereitung bes Verbrechens des Hochverrathd anzu- 
jehen ift, fol mit Sefängniß bis zu Drei Jahren oder Ar: 
beitöhausftrafe bis zu Vier Jahren belegt werben. 

3) In ber Faffung diefes Artikels fand die Deputation der 
U. Kammer (Land.-Act. Beil. 5. III. Abthl. 1. Samml. 
©. 69 fg.) mandherlei Bedenken. Sie bemerkt desfalls in 
ihrem Berichte: Abgefehen davon, daß ed fchwer ift, außer 
dem concreten Falle, im Allgemeinen zu beflimmen, welches 


170 


die Grundfäge find, durch welche die Eriftenz des Staates 
gefährdet wird, und daß ed überhaupt an fich noch zweifel: 
haft feyn dürfte, ob durch Aufftelung von Grundfägen der 
Staat gefährdet werben koͤnne, fo wird es hierbei allenthal- 
ben zunaͤchſt und hauptſaͤchlich auf die hochverrätherifche Ge- 
finnung felbft und auf die Abfiht des Handelnden, dann 
auf die befondere Lage des Staates und die Zeitverhältniffe 
und endlich felbft auf Modeftins befanntes: an reus potue- 
rit facere? d. h. darauf anfommen, ob unter den gegebenen 
Umftänden und von den angewendeten Mitteln ein wirkli: 
cher Erfolg möglich war oder nit. Eben fo liegt in dem 
Ausdrude: „aufreizende Schriften”, eine folche Unbeſtimmt— 
heit, daß man beforgen muß, es koͤnne jede freifinnige oder 
leihtfinnige Aeußerung oder Schrift, welche entweder alö 
gänzlich ftraflos oder vielleicht nur als Preßvergehen anzu: 
fehen und zu beftrafen, unter die Strafandrohung dieſes Ar: 
tifelö gebracht werden. Endlich erfieht man aus ben Wor- 
ten des Entwurfd: „oder irgend eine andre Handlung be- 
geht” ıc. ganz deutlich, daß die vorher genannten Handlun— 
gen nur Beifpiele feyn follen von Handlungen, welche als 
Borbereitung des Verbrechens des Hochverraths anzufehen 
find, fo wie fie denn überhaupt nur dann und darum mit 
der folgenden Strafe bedroht werden, wenn und weil fie 
Handlungen zur Vorbereitung bed Hochverraths find. 

Nun ift e3 bei der Gefesgebung nicht nöthig zu exempli— 
ficiren, wenn man durch einen allgemeinen Satz die darun: 
ter zu fubfumirenden Fälle ficher und beftimmter treffen kann. 
Mindeftens würde es zwedmäßiger feyn, den allgemeinen 
Sat, klar und beftimmt gefaßt, vorauszufchiden und die 
Beifpiele nur zur Erläuterung nachfolgen zu laffen. 

Unbedingt nothwendig erfchien es aber der Deputation, 
ein Griterium jenem allgemeinen be einzuverleiben, wo— 
durch die hier zur Strafe gezogenen Handlungen fich deut- 
licher erfennen und von andern unterfcheiden laffen, welche, 
obwohl vielleicht auch mehr oder minder ftrafbar, doc nicht 
den Charakter eines verfuchten oder vorbereiteten Hochver: 
raths an ſich tragen. Diefed Griterium findet ſich allein 
„in der hochverrätherifchen Abficht”, ein Ausdrud, welder 
dem hostilis animus oder dolus malus der Römer in diefer 
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Beziehung entſpricht, und durch die Doctrin und die bis— 
herige Praris gerechtfertigt wird. 

Aus diefen Gründen ſchlug die Deputation folgende Faſ— 

fung vor: 
„Wer in hochverrätherifcher Abficht irgend eine Handlung 
zu Vorbereitung des im 79. Art. bezeichneten Verbrechens des 
Hochverraths begeht, foll mit Gefängniß bis zu Drei Sah- 
ren oder ıc. 

Gegen bdiefe, auch bei der Discuffion in der I. Kammer 
von Einigen zur Aufnahme anempfohlne Faſſung wurde in: 
fonderheit von Seiten der Staatdregierung angeführt: Daß 
man durch Berbreitung von Grundfäßen und Schriften die 
Eriftenz des Staates gefährden koͤnne, bemweife namentlich 
- die Gefchichte der neueften Zeit, und daß dergleichen Hand— 
lungen flrafbar feyen, koͤnne nicht bezweifelt werden. Daß 
dabei die hochverrätherifche Abficht das Berbrechen er: 
höhe, indem fie eine größere Geſetzwidrigkeit des Willens be- 
zeuge, und daß demnad) eine härtere Strafe eintreten müffe, 
fey nicht zweifelhaft. Eben jo gewiß fey aber auch, daß 
andre Handlungen diefer Art nicht unbeftraft bleiben koͤnn— 
ten. Deshalb habe die Regierung beide Falle zufammenge- 
faßt, aber das Minimum der Strafe bis auf einen Tag Ge: 
faͤngniß geftelt. Im Uebrigen müßten folhe Handlungen 
wegen ber großen Gefahr für die Eriftenz des Staates auch 
ohne Beweis hochverrätherifcher Abficht (welche letz— 
tere überhaupt eine fchwer zu ermittelnde Thatfache fey, weil 
die Abficht in der Regel nur durch Geftändniß ermittelt wer= 
den fünne) als culpos der Beltrafung unterliegen. Darum 
habe es denn zwedmäßig gefchienen, beide Falle nicht zu 
trennen, fondern in einen Artikel zufammenzufaffen. (Mitth. 
©. 471 fg.) 

Snjonderheit wurde bei der Berathung in ber I. Kammer, 
welche anfänglich für Annahme des Entwurfs ſtimmte, er: 
wähnt, daß ber Artikel zweierlei umfaffe, Handlungen, welche 
an ſich als vorbereitende zum SHochverrathe zu betrachten 
feyen, und andre Handlungen, welche zum Hochverrathe auf: 
fordern. Jene jeyen auch ohne das Vorhandenfeyn einer 
hochverraͤtheriſchen Abficht ſtrafbar. Was die Handlung be: 
treffe, welche den Hochverrath conflituire, fo trete nur der 
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Umftand ein, daß diefe als Hochverrath bei der Beſtrafung 
gleihfam um eine Stufe höher rüde. (Mitth. S.472.) Ge: 
gen diefe Behauptung ſprach fich jedech die Deputation der 
Il. Kammer (Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 2. Samml. 
©. 667 fg.) ſehr beftimmt aus, indem fie erwähnte, daß, 
wollte man dem Artikel die Ausdehnung geben, daß die da: 
rin genannten Handlungen auch bei dem Mangel einer hoch⸗ 
verrätherifchen Abficht mit den dafelbft angedrohten Strafen 
belegt werden könnten, die bürgerliche Freiheit aufs Aeußerfte 
gefährdet, und dem fogenannten Zendenzproceffe Thür und 
Angel geöffnet würde. Uebrigens blieben fammtliche Hand— 
lungen, die man unter den Artikel fubfumiren Fönne, wenn 
fie auch ohne hochverrätherifche Abficht begangen würden, 
nicht firaflos, fondern würden durch andre Artikel getroffen. 


Art. 85. 


Der Theilnehmer an einer hochverrätherifchen Unterneh: 
mung, welcher diefe und die Mitjchuldigen zu einer Zeit, wo 
der Veruͤbung des Verbrechens noch vorgebeugt werden kann, 
durch eine freiwillige Anzeige zur Kenntniß einer obrigfeitli- 
chen Behörde bringt, fol mit aller Strafe verfchont bleiben. 
In Hinficht der Anftifter hat die Selbftanzeige unter obigen 
Vorausſetzungen nur Milderung der Strafe zur Folge. 


1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 563. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 189 fg. 2. Bd. ©. 432. — Mitth. ©. 473, A359. — 
Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 585 fg. — Mitth. ©. 
3669 fg. 

2) Entwurf. Art. 84. 

Der lebte Sat: „In Hinſicht“ ıc. war im Entwurfe nicht 
enthalten. 

3) Da der Gefeßgeber am Schluffe des Artikels der Morte 
„Milderung ber Strafe” fich bedient hat, im Gegenfage 
von der „Strafminderung“ d. i. der mildern Beurtheilung 
innerhalb des Strafmaafes, fo kann der Richter, (wenigftens 
den Worten des Artifeld zufolge) nach Lage der Sache jelbft 
unter das in den vorftehenden Artikeln ausgefprochene Straf: 
maas herabgehen. 
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Die Deputation der II. Kammer beantragte, daß, wenn 
Semand aus Rache oder fonft arglifliger Weife, Andere, um 
fie in Unterfuchung und Strafe, oder um ihr Vermögen zu 
bringen, verführe, an einer vorgefpiegelten oder wahren 
hochverrätherifhen Unternehmung Theil zu nehmen, und 
jene fodann felbft anzeige, ehe das Unternehmen begonnen 
worden, diefer Berführer als falfcher Denunciant (nach Art. 
197) beftraft werden folle (Land. Act. Beil. z. IH. Abthl. 
1. Samml. S. 71). Allein es dürfte fehr zu bezweifeln feyn, 
daß diefer Artikel auf den gedachten Fall anzumwenden jey. 


Art. 86. 
Berpflichtung zur Anzeige. 


Jeder Unterthan, der von einer beabfichfigten hochver- 
vätherifchen Unternehmung oder einer dieshalb eingegangenen 
- Verbindung glaubwürdige Nachricht erhält, und nicht mit der 
möglichiten Befchleunigung einer obrigfeitlihen Behörde da— 
von Anzeige macht, ift mit Gefängniß von Drei Monaten 
bis zu Zwei Sahren zu beftrafen. (Vergleiche jedoch Art. 41.) 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 563. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 1%. 2. Bd. 9.432. — Mitth. ©. 473 fg., 4359. — 
Land.:Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 586 fg. — Mitth. ©. 
3670 fg. 

2) Entwurf, Art. 85. 

Anſtatt „glaubhafte Nachricht” fand im Entwurfe 
das Wort: „Wiffenfchaft.” Das Citat am Schluffe fehlte. 


Art. 87. 
Staatsverrath 


er mit Verlegung feiner Unterthanen= oder Dienftpflicht 
oder der Verpflichtung für den während feines zeitlichen Auf: 
enthalts im Lande ihm gewährten Rechtsſchutz eine auswaͤr— 
tige Regierung zum Kriege wider dad Königreich oder den 
deutfchen Bund auffordert, oder Einverftändniffe mit Andern 
unterhält, um einen ſolchen Krieg zu veranlaffen, oder nach 
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auögebrochenem Kriege freiwillig im feindlichen Heere Kriegs: 
dienfte nimmt, und die Waffen gegen das Königreich oder def- 
fen Verbündete getragen hat, oder auf andre Weife die feind- 
lihe Macht in ihren Unternehmungen gegen das Königreich - 
und die Truppen deffelben oder feiner Verbündeten unterftügt, 
ift mit zweijähriger= bis lebenslänglicher Zuchthausftrafe erften 
oder zweiten Grades zu belegen. 


1) Zand.- Act. I. Abthl. 3.Bd. S.563 fg. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 1% fg. — Mitth. ©.474 fg. — Land.-Act. TI. Abthl. 
2. Bd. ©. 587 fg. — Mitth. ©. 3671 fe. 

2) Entwurf. Art. 86. 

Nach „deutſchen Bund“ folgten im Entwurfe die Worte: 
„oder auswärtige verbündete Staaten”, auch hieß es in fel- 
bigem nach: „aufforbert”: „oder zu dieſem Zwecke Einver- 
ftändnifje mit Andern unterhält, oder im Fall eines ausge: 
brochenen Kriegs freimillig” ıc. 

Am Schluffe war das Minimum der Strafe auf zehn- 
jährige Zuchthausftrafe erften Grades feftgefest. 

3) Da unter den im Artikel genannten, zur Unterflügung der 
feindlichen Macht gereichenden Handlungen, auch fehr ge- 
ringfügige und insbefondere folche fich befinden koͤnnen, welche 
nur aus Eigennus und Gewinnſucht unternommen, und 
gar nicht geeignet find, auf die Dauer und den Ausgang 
des Krieges einen Einfluß zu üben, fo fanden die Deputa: 
tionen beider Kammern das Minimum der Strafbeflimmung 
zu hoch (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 87. — 
Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 71 fg.) 

4) Der Staatöverrath unterfcheidet fi) vom Hochverrathe nach 
dem Griminalgefeßbuche infonderheit auch dadurch, daß bei 
erfterem nothwendig die Verlegung einer Unterthanen- oder 
Dienftpflidt erfordert, der Ießtere Dagegen auch ohne foldhe 
an dem Ausländer. beftraft wird. 

5) Zum Eintritt der Strafe wird mithin erfordert, daß ein (1) 
Sachſe (2) nach ausgebrochenem Kriege im (3) feindli: 
hen Heere (4) freiwillige Dienfte genommen, (5) und 
gegen (6) Sachſen oder deffen Verbündete die Waffen 
wirffich getragen hat. Demnach können alle diejenigen nach 
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obigem Artifel nicht mit Strafe belegt werden, a) welche 
vor ausgebrochenem Kriege (und fey es ein Bag vorher) in 
dem nachmals feindlichen Heere Kriegspdienfte genommen 
und gegen dad Königreich oder deffen Verbündete gefochten 
haben; b) welche nad) ausgebrochenem Kriege in das feind- 
liche Heer getreten find, aber 1) nicht freiwillig, ober 2) 
zwar freiwillig, allein gegen das Königreih Sachfen und 
deſſen Verbündete die Waffen nicht getragen haben, geſetzt 
auch, daß fie für den Feind gegen einen andern Staat, mit 
welchem der Feind fich ebenfalls im Kriege befindet, ge: 
Fampft haben ſollten. (Mitth. S. 474 fg.) 

6) Die im Artikel enthaltenen Worte: „Wer mit Verlekung ıc.— 
der Verpflichtung für den während feines zeitlichen Aufent: 
halt im Lande ihm gewährten Rechtsſchutz ıc, — nach aus: 
gebrochenem Kriege freiwillig im feindlichen Heere Kriegs- 
dienfte nimmt’, (d. i. wenn ein Ausländer, der fich zeit: 
weilig im Inlande aufgehalten, jedoch nicht gegen den Staat 
confpirirt hat, nachdem der Krieg ausgebrochen, in die feind- 
lichen Reihen, die vielleicht feine eigenen Landsleute find, ein: 
getreten,) gaben zu der Anfrage Beranlaffung, ob derglei: 
chen subditi temporarii ald Staatsverräther zu beftra- 
fen jeyen? Die Staatsregierung erklärte jedoch darauf, daß 
in dem gedachten Falle eine Verpflichtung jenes Ausländers 
gegen den hiefigen Staat gar nicht vorhanden fey, und da: 
her auch eine Strafe nicht eintreten koͤnne. (Mitth. ©. 3673.) 
Politifche Vorkehrungen find natürlich in dergleichen Fällen 
nicht ausgefchloffen. 


Art 88. 


Diejenigen, welche mit gleicher Verlegung der im vor- 
hergehenden Artikel erwähnten Pflicht, außer dem Falle eines 
Kriegs, zur Begünftigung einer fremden Macht ſich Hand: 
lungen zu Schulden Eommen laffen, wodurch der Staat oder 
der deutſche Bund benachtheiligt werden, oder in einer Pri- 
vatz= oder Öffentlichen Angelegenheit eine fremde Macht zu ei- 
ner. den Staat gefährdenden Einmifchung auffordern, find 
mit Gefängnißftrafe bis zu Drei Jahren zu belegen. 
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Diefes Verbrechen wird jedoch mit Zuchthaußftrafe zwei- 
ten Grades von Zwei bis zu Acht Fahren geahndet, wenn 
es duch Mittheilung von Regierungsdepefchen, von Urkun: ' 
den oder Geheimniffen ded Staats, welche auf deſſen poli= 
tifche oder rechtliche Verhältniffe fich beziehen, an eine fremde 
Regierung, fowie durch Vernichtung, Unterdrüdung oder 
Berfälfchung von Urkunden oder andern Beweismitteln für 
Rechte oder Anfprüche des Staats zu Sunſten einer fremden 
Regierung begangen wird. 


1) Land, = Act. I. Abthl. 3.Bd. S.564fg. II. Abthl. I. Bd. 
&. 191. 2. Bd. ©. 432. — Mitth. ©. 475 fg., 4359. — 
Land.-Act. IN. Abthl. 2. Bd. ©.588. 3. Bd. ©. 535. — 
Mitth. S. 3673 fg., 5532. 


2) Entwurf. Art. 87. 
In demfelben fehlte der zweite Sa ganz, und im erften 
fehlten die Worte: „mit gleicher ꝛc. — Pflicht.” 


3) In den im Artikel erwähnten Fallen wird, um die Straf: 
barkeit der angeführten Handlung zu begründen, eine Ber: 
legung der im vorigen Artikel erwähnten Berpflichtungen 
vorausgeſetzt, und namentlich verfteht es fich von felbft, daß 
bei den im zweiten Sage gedachten Handlungen, die nur 
eine Specied des Staatöverraths find, die allgemeine Vor: 
ausfegung über Verlegung einer Unterthanen oder Dienft: 
pflicht Pla& greifen muß. (Kand.-Act. Beil. z. II. Abthl. 
1. Samml. ©. 87 fg. 


Durch die abgeanderte Faffung des Artikels ift zugleich das 
von der Deputation der II. Kammer erregte Bedenken, daß 
man in der fehr allgemeinen Faffung des Anfangs des Ar- 
tikels im Entwurfe auch den Fall begreifen koͤnne, wenn Je: 
mand einer fremden Macht eine Erfindung mittheilt, wo: 
durch inländifche Gewerbe benachtheiligt würden, welcher 
Fall offenbar kein Staatöverrath, und wenn nicht befondere 
BVerhältniffe obwalten, gar Feine ftrafbare Handlung, befei- 
tiget worden. (Land.⸗Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. 
©. 73.) 
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Art. 89. 
Staatsgefährlihe Handlungen. 


Wer die in Art. 81 und 87 angegebenen Handlungen 
gegen einen auswärtigen verbündeten Regenten oder Staat 
unternimmt, ift mit Zuchthausftrafe erften oder zweiten Gras 
ded von Zwei bis zu Zwanzig Jahren zu belegen. 


1) Sand. -Xet. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 565. II. Abthl. 1. Br. 
©. 187, 191. 2. Bd. ©. 432. — Mitth. ©. 470, 476, 
4359. — Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 583, 590. —. 
Mitth. ©. 3666, 3676 fe. 


2) Entwurf. Art. 81. 

Gleiche gegen einen auswärtigen verbündeten Regenten 
oder Staat unternommene Angriffe [auf die Selbftftändig- 
Feit und Verfaffung] werden mit zehn» bis zwanzigjähriger 
Zuchthausſtrafe erften Grades geahndet. 

3) Die Deputation der I. Kammer erbat fih von Seiten 
der Regierungscommiffarien zuvörberft eine Erklärung daruͤ— 
ber, :wad für Staaten unter dem Worte: „verbündete” 
begriffen wären, ob bloß die Staaten des deutjchen Bundes, 
oder auch andere, und welche Grenzlinie legtern Falls anzu: 
nehmen fey. Darauf wurde die Auskunft ertheilt, daß dar: 
unter alle diejenigen fremden Staaten und Regierungen be: 
griffen feyen, mit denen Sachſen in Diplomatifcher Beziehung 
fteht, wozu indeß nicht gerade die gegenfeitige Befchidung 
der Höfe mit Gefandten erforderlih. (Land. Act. Beil. 5. 
U, Abthl. 1. Samml. ©. 84.) 

Nach dem Berichte der Deputation der II. Kammer (&a nd.= 
Act. Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. S. 72 ſollen die Königl. 
Commiffarien in der fraglichen Hinfiht der Deputation er: 
Flärt haben, dag man unter auswärtigen verbündeten Staa: 
ten lediglich folche verftehe, die-nicht zum deutfchen Bunde 
gehörten, mit denen aber das Königreich Sachen in Defen: 
fiv- und DOffenfiv- Allianz ſich befinde. Diefe letztere Er— 
Elärung beruht jedoch auf einem Mißverftändniffe, indem 
diefelbe wohl auf das in Artikel 87 enthaltene Wort: „Ver: 
bündete”, nicht aber auf die im Artikel 89 erwähnten „ver: 
bündeten Staaten’ paßt. (Mitth. S. 466.) 

12 
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Art. 90. 

Körperliche Verlebungen auswaͤrtiger Regenten, der Fa— 
milienglieder derfelben, oder ihrer mit öffentlichem Charakter 
befleideten Bevollmächtigten, ingleichen thätliche Beleidigun- 
gen derfelben Perfonen find, infofern nicht nach Art. 132 eine 
höhere Strafe eintritt, mit Arbeitshaus nicht unter Sechs 
Monaten, und, foviel die Bevollmächtigten betrifft, nicht un- 
ter Drei Monaten zu beftrafen. 


Art. 91. 


Bedrohungen’ der im Art. 90 angegebenen Perfonen mit 
Eörperlichen Verletzungen oder Thätlichkeiten find mit Gefäng- 
nißftrafe von Einem Monat bis zu Zwei Jahren oder Arbeitö- 
hausſtrafe von Einem bis zu Vier Jahren zu ahnden. 


Art. 92. 


Ghrverlegende Handlungen oder Aeußerungen gegen die: - 
felben Perfonen find mit Gefängniß bis zu Einem Jahre zu 
beftrafen. 


1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 565 fg. LI, Abthl. 1. Bd. 
©. 191 fg. 2. Bd. ©. 432 fg., 446,753. — Mitth. ©. 476 
fg., 4359, 4397, 5662 fg. — Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. 
&.589 fg. 3 Bd. ©. 535. — Mitth. ©. 3675 fg:, 5533. 

2) Entwurf. Art. 88, 89, 90, 91. 

Art. 88. Körperliche Verletzungen auswärtiger Regen— 
ten, ber $amilienglieder derfelben oder ihrer mit öffentlichem 
Charakter bekleideten Bevollmächtigten, wodurch das Leben 
oder Die Geiftesfräfte der verlegten Perfon in Gefahr kom— 
men, oder ihr ein bleibender Nachtheil an der Gefundheit 
zugefügt wird, find mit Zuchthauöftrafe erfien Grades von 
Bier Jahren an, welche bis zu lebenslänglicher Zuchthaus: 
firafe fteigen kann, zu belegen. 

Art. 89. Andere Thätlichkeiten gegen diefelben Perfonen 
ziehen Zuchthauöftrafe zweiten Grades von Einem biö Zehn 
Sahren nad) fi. 
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Art. 90. Bedrohungen ıc. [Bleichlautend mit obigem 
Artifel 91, nur daß ald Minimum der Gefängnißftrafe 
„Sechs“ Monate angegeben.] 

Art. 91. Chrverlegende Aeußerungen gegen diefelben 
Perſonen find mit Gefängniß von Zwei Monaten bis zu 
Einem Jahre zu ahnden. 

3) Unter den mit öffentlichem Charakter befleideten Bevol- 
mächtigten find nur folche zu verftehen, welchen der repra: 
fentative Charakter und die Erterritortalität zukommt. 
(Land.:Act. Beil. 3. II. Abthl. 1. Samml. ©. 89 fg.) 

4) Wie im Allgemeinen, fo wird aud hier der flattgefundene 
Irrthum berüdfichtigt, und zur Anwendung der in obigen 
Artikeln ausgefprochenen Strafen erfordert, daß der Thäter 
‚gewußt habe, der Beleidigte gehöre zu den im 90, Artikel 
genannten Perfonen, außerdem kann nur die Strafe einer 
gewöhnlichen Injurie eintreten. Dahingegen kommt dar— 
auf, ob der Beleidigte zur Zeit der zugefügten Beleidigung 
in feiner befondern Eigenfchaft öffentlich aufgetreten ift, oder 
nicht, an fich nichts an. (Mitth. ©. 477 fg. und ©. 3677.) 

5) Die an die Staatsregierung gerichtete Frage: Ob dann 
eine Milderung der Strafe flattfinden koͤnne, wenn von 
Seiten eines Bevollmächtigten felbjt die Provocation aus: 
gegangen fey? ließ Erftere dahin geftellt feyn. Richtig ift 
jedoch die Bemerkung, daß in einem folchen Falle der öffent: 
liche Charakter von dergleichen Perfonen es nicht mit fich 
bringe, Beleidigungen gegen fie fchlechterdings bedeutend 
härter zu ahnden, als die gegen andere Privatperfonen bes 
gangenen Snjurien. (Mitth. ©. 3677.) Dagegen ift nicht 
zu leugnen, daß bei derartigen Vergehungen zugleich die 
Gefahr für den Staat zu berüdfichtigen iſt. 

6) Ob die ehrverlegenden Aeußerungen mündlich oder ſchrift— 
lich erfolgt find, hat an fich auf die Strafe feinen Einfluß. 
(Mitth. ©. 476.) 

7) Es war beantragt worden, nad dem Worte des 92. Art. 
„Ehrverlegende“ die Worte: „öffentlich oder in Gegen: 
wart des Beleidigten gefhehene” — einzufcalten, 
damit nicht auch die in vertraulichen Gefpräcen, in briefli- 
chen Mittheilungen erfolgten Aeußerungen der fraglichen Art 

12” 
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zur Strafe gezogen werden Fönnten; allein man erflärte 
fih dagegen, weil das Geſetz bei Injurien nirgend einen 
Unterfchied feftießt, ob fie öffentlich erfolgt find, oder nicht, 
denn auch eine ftillverbreitete Injurie der erwähnten Art 
bleibt ftrafbar, und ift flaatsgefährlicher, als eine Injurie 
gegen Private. Im Uebrigen faßte man, da dergleichen 
Unterfuchungen erft nach vorgangigem VBortrage an das 
Suftizminiftertum verhangen werden, um fo mehr Beruhi— 
gung, al$ das Miniftertum in Fällen, wo ein befonderes 
Sntereffe nicht vorhanden, die Unterfuchung nicht leicht an— 
ordnen wird. (Mitth. ©. 476 fg.) 

3) Man hat die Frage aufgeworfen, ob unter dem Ausdrude: 
„Familienglieder“ auch apanagirte Prinzen aus Nebenlinien 
zu verftehen feyen, oder bloß die Gemahlin und Kinder 
fremder Negenten? (Schüler Beitr. 5. Beurtheil, d. Cri— 
minalgefesbuchs. ©. 61.) ES Scheint, ald habe man das 
Erftere im Sinne gehabt. Dagegen hat man aber zu ers 
wägen, daß Strafbeftimmungen, namentlich wenn fie Aus: 
nahmen von der Regel bilden, und die gewöhnliche Strafe 
erhöhen, einer firengen und im Zweifel auch der mildern 
Auslegung unterworfen werden müffen, und daß dem 
Sprachgebrauhe nah zur Familie im eigentlichen Sinne 
entfernte Verwandte nicht gehören. 


Art. 93, 


Die Theilnahme an Verbindungen, welche bezwecken, 
die Vollſtreckung der Staatögefege oder die Ausübung der 
Verwaltungsbefugniffe der Staatöregierung zu hemmen oder 
unwirkſam zu machen, oder welche überhaupt von der Staats: 
vegierung als ordnungswidrig unterfagt find, wird mit Ge: _ 
fangnißftrafe von Drei Monaten bi zu Drei Jahren oder 
Arbeitshausftrafe bis zu Vier Jahren belegt. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 566. II. Abthl. 1. Bd. 


S. 192 fg. — Mitth. ©. A478. — and: Act. IM. Abthl. 
2. Bd. ©. 596. — Mitth. S. 3681 fg. 


2) Entwurf. Art. 92. 
Die Theilnahme an Verbindungen, welche bezweden, die 
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Vollſtreckung der Staatsgejeke aufzuheben, oder unwirkſam 
zu machen, oder den von der Staatsregierung ergriffenen 
Verwaltungsmaasregeln entgegen zu wirken, oder weldye 
überhaupt ıc. 

3) Der Sab des Entwurfs: „oder den von der Staatöregie- 
rung ergriffenen Verwaltungsmaasregeln entgegen zu wir: 
fen“, erregte bei der Deputation der 1. Kammer infofern 
einiges Bedenfen, ald man vermöge deffelben, felbft ohne 
vorhergegangenes Berbot, Verbindungen für ftrafbar erfla: 
ren Fönnte, welche, ohne ein gefeßwidriges Mittel zu ge- 
brauchen und ohne in die rechtmäßige Wirffamfeit der 
Staatsregierung einzugreifen, eine der Abficht derfelben ent- 
gegenlaufende Zendenz verfolgen. Sie fhlug daher vor, 
den fraglichen Sat hinweg zu laffen, und flatt deffen nad) 
dem Worte „Staatögefeße” jo fortzufahren: „oder die Aus: 
übung der Verwaltungsbefugniffe der Staatsregierung zu 
hemmen oder unwirkffam zu machen, oder welche ıc.”, wo— 
bei aljo das Recht der Staatsregierung, bedenkliche Ver: 
bindungen als ordnungswidrig zu erflären, auch wenn fie 
nicht an fich unter diefen Artikel fallen würden, unange: 
taftet bleibt. (Land.= Act. Beil. z. 11. Abthl. 1. Samml. _ 
©. 89.) 

4) Unter den „Werwaltungsmaasregeln” find lediglich „all: 
gemeine” zu verfiehen. Handelt es fich bloß um befon- 
dere, von Obrigfeiten oder Behörden ausgehende Verwal: 
tungsmaasregeln, fo kommt Artifel 110 zur Anwendung. 
(Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 75.) 


Art. 94. 

Wegen abfichtliher Verbreitung aufreizender Schriften 
gegen die Regierung oder Staatöverfaffung, ingleichen wegen 
aufreizender Aeußerungen gegen diefelben ift, infofern nicht 
diefe Handlungen unter Art. 84 fallen, auf Gefängnißftrafe 
bis zu Einem Jahre zu erkennen. 

1) Land. = Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 562 fg., 566. II. Abthi. 
1. Bd. ©. 188 fg. 2. Bd. ©. 482, 753. — Mitth. ©. 
470, 4359, 5663. — Land.» Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 
584 fg. 3. Bd. ©. 535. — Mitth. ©. 3667, 5532. 
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2) Entwurf. 

In ſelbigem war obiger Artikel nicht enthalten, obſchon 
im Artikel 83 eine ähnliche Beflimmung vorkam. Berg. 
oben Artikel 84, Anmerf. 2 und 3. 

3) Iſt der Verbreiter der Schrift zugleich deren Verfaſſer, fo 
liegt es in der Natur der Sache, daß er noch frafbarer, als 
der bloße Verbreiter. (Groff Anmerf. z. Griminalgefeb- 
buche, I. Abthl. S. 133.) 

4) Es verfteht fich von felbft, daß die Verbreitung aufreizen- 
der Aeußerungen, fol fie der Strafe unterliegen, abficht: 
lich erfolgen muß. Man hat die Einfchaltung dieſes Wor: 
fes für überflüffig gehalten, weil es fchon nad) allgemeinen 
Begriffen Fein Verbrechen feyn würde, wenn e3 nicht vor: 
faßfich gefhähe. (Mitth. S. 5663.) 


Art. 95. 

Die Verleitung einer Militairperfon zur Defertion wird 
mit Gefängniß von Sechs Wochen bis zu Einem Jahre, die 
Begünftigung einer Defertion mit Gefängniß von Drei Wo- 
chen bis zu Sechs Monaten geahndet. 

1) Zand.sAct. IE Abthl. 1.30. ©. 193. 2. Bd. ©. 433. 


— Mitth. S. 478, 4359. — Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. 


S. 596. — Mitth. S. 3682. 

2) Entwurf. Art. 93. Gleichlautend. 

3) Der Ausdrud: „Begünftigung” umfaßt hier auch die am 
Scluffe des 38. Artifeld erwähnte Begünftigung, welche 
der ungleichen Zheilnahme gleichgeachtet wird. 


Art. 96. 


Wegen abfichtlicher Verbreitung einer falfchen für den 
Staat nachtheiligen oder für die öffentliche Sicherheit beun- 
ruhigenden Nachricht ift auf Gefängnißftrafe bis zu Einem 
Sahre zu erkennen, | 

1) Land. Act, L Abthl. 3. Bd. ©. 566. [Bergl. Art. 94.] 


II. Abthl. 1.380. ©. 19. 2. Bd. ©. 433, 753. — Mitth. 
©. 478, 4359, 5663. — Land.⸗Act. IH. Abthl. 2. Bd, 
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S. 596 fg. 3. BD. S. 585 fg. — Mitth. S. 3682, 
5533 fg. 
2) Entwurf, Art. 94. 
In felbigem waren DreiWochen als Minimum angegeben, 


3) Bei der abfichtlichen Verbreitung einer falfhen Nachricht. 
wird vorausgefeßt, daß der Werbreiter von ber Falſchheit 
der Nachricht ſelbſt Wiffenfchaft und Kenntnig gehabt hat. 
(Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 75.) 


Zweites Kapitel. 


Bon Beleidigung ber Perfon des Staatsoberhaupts 
und feiner Familie. 


Art. 97: 
Majeftätsverbrechen. 


Mer außer dem Falle des Hochverrathö die geheiligte 
Perfon des Staatsoberhaupts thätlich beleidigt, ift mit lebens- 
länglicher Zuchthausſtrafe erften Grades zu belegen. 

1) Land.: Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 567. II. Abthl. 1. Bd. 
S. 201 fg. — Mitth. ©. 479 fg. — Land.Act. IM. 
Abthl. 2. Bd. S. 597 fg. — Mitth. ©. 3682 fg. 

2) Entwurf, Art. 95. 

Eine thätlihe Beleidigung der geheiligten Perfon des 
Staatsoberhauptes ift mit lebenslänglicher Zuchthausitrafe 
zu ahnden. 

3) Unter dem Ausdrude „Staatsoberhaupt‘ find auch der Mit: 
vegent und Reihsperwefer mit begriffen. (Land. Act. 
Beil. 3. II. Abthl. 3. Samml. ©. 258. Sp. 3. — Bull. 
j. III. Abthl. 1. Samml. ©. 77. — Mitth. S. 3665.) 


Art. 98. 

Diejenigen, weldye das Staatsoberhaupt mit Thätlich- 
keiten oder Förperlichen Verletzungen bedrohen, find mit Ar- 
beitöhausftrafe von Einem Jahre bis Zuchhausftrafe zweiten 
Grades von Zehn Jahren zu belegen. 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©, 567. II. Abthl. 1. Bd. 
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S. 201. 2. Bdo. ©. 433. — Mitth. ©. 484, 4359. — 
Land.=Act III. Abthl. 2. Bd. ©. 599 fg., 612. 3. Bd. 
©. 536. — Mitth, ©. 3685 fg., 3717 fg., 9535. 

2) Entwurf. Art. 96. 

Derfelbe enthielt als Minimum Bier Jahre Arbeitöhaus. 

3) Die Herabjegung des Minimums ift erfolgt, weil das bier 
in Frage ftehende Verbrechen, fo fehwer e3 ift, doch bei wei: 
tem weniger Gefährlichkeit, als Frechheit, Rohheit und Un- 
vernunft an dem Berbrecher erbliden läßt. 

4) Es könnte fcheinen, ald wenn in obigem Artikel auch eine 
ſolche Bedrohung zur Strafe gezogen wäre, welche fchon in 
einen Verſuch, in einen wirklichen Angriff übergegangen, 
aber wegen der Dazwifchenkunft Anderer oder aus irgend 
einem andern Grunde nicht zur Ausführung gekommen. 
Dem ift jedoch nicht fo, Ein folcher Verſuch ift nach Art. 
97 in Verbindung mit Art. 26 zu beftrafen, und kann da: 
ber mit einer Zuchthausftrafe bis zu 20 Sahren belegt wer: 
den. (Mitth. ©. 3717.) 


Art: 99. 


Ehrverlegende Handlungen oder Aeußerungen gegen Das 
Staatöoberhaupt oder über deffen Regierungshandlungen find 
mit Gefängniß von Einem Monate bis zu Drei Jahren, oder 
Arbeitshaus bis zu Vier Jahren zu ahnden. 

1) Land.-Act. I, Abthl. 3. Bd. ©. 567. II. Abthl. 1, Bd, 
S. 201 fg. 2. Bd. ©. 433, 446, 754. — Mitth. ©. 484 
fg., 4359, 4397, 5664. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bo. 
S. 601 fg., 3. Bd. ©, 536 fg. — Mitth. ©. 3687 fg., 
5535, 

2) Entwurf. Art. 97. 

Ehrverlegende mündliche oder fchriftliche Aeußerungen ge: 
gen die Perfon oder die Regierung des Staatsoberhauptes 
find mit Gefängniß von Vier Monaten bis zu Drei Sahren 
oder Arbeitshausftrafe bis zu Vier Jahren zu belegen. 

3) Gegen diefen Artikel fam in Erinnerung, daß ber Aus: 
drud: „Regierung des Staatsoberhaupts” zweideutig fcheine, 
indem man barunter eben fowohl die von dem Staatsober: 
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haupte eingefeste Negierungsbehörde, als deſſen eigene Re— 

‚ gierungshandlungen verftehen Eönne. 

(Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 77.) 
Seiten der Staatöregierung wurde erflärt, daß nur Die 
legteren, die Negierungshandlungen des Staatsoberhauptes 
jelbft, nicht aber der Behörden, zu verftehen feyen. (Land.: 
At. a. a. O. und Mitth. ©. 3689.) 

4) Der Vorfchlag, ehrverlegende „Unterlaffungen” in den 
Artifel mit aufzunehmen, weil folche, wenn die Abfiht zu 
beleidigen vorliegt, den ehrverleßenden Handlungen beizu: 
zählen, (Mitth. ©. 484 fa.) hat aus den bei Art. 198 
Anmerf. 3 angegebenen Gründen feinen Beifall gefunden. 

5) Auf die Anfrage: Ob und wie Ehrverlegungen der in obi- 
gem Artikel bezeichneten Art gegen ein verftorbenes 
Staatdoberhaupt zu beflrafen jeyen? erklärte der Regie: 
rungscommiffar, daß dergleichen Beleidigungen allerdings 
ftrafbar, und nach Art. 203, 198 und 201 des Geſetzbuchs 
zu beurtheilen feyen. (Mitth. ©. 485 fg.) 


Art. 100. 
Verbrechen gegen die Familie des Staatspberhauptes. 


Körperliche Verlegungen eines Sliedes der Familie des 
Staatöoberhauptes, wodurch dad Leben oder die Geifteskräfte 
der verlegten Perfon in Gefahr Eommen, oder ihr ein bleiben- 
der Nachtheil an der Gefundheit zugefügt wird, find mit 
Zuchthausſtrafe erflen Grades von Vier Fahren an, welche 
biö zu lebenslänglicher Zuchthausftrafe fteigen kann, zu ahnden, 


Art. 101; 


Andere Thätlichkeiten gegen diefelben Perfonen ziehen 
Zuchthausſtrafe zweiten Grades von Zwei bis zu Zehn Jah— 
ren nach ſich. 

Art. 102. 

Bedrohungen der im Art. 100 benannten Perſonen mit 
koͤrperlichen Verletzungen oder Thaͤtlichkeiten ſind mit Arbeits— 
haus bis zu Vier Jahren zu beſtrafen. 
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Art. 108. 


Ehrverlegende Handlungen oder Aeußerungen gegen folche 
Derfonen find mit Gefängniß bis zu Einem Jahre zu beftrafen. 
- 1) Land.-Act. I Abthl. 3. Bd. ©. 567. IL. Abthl. 1. Bd. 

©. 202 fg. 2. Bd. ©. 433, 446, 754. — Mitth. ©. 486 
fg., 4359, 4397, 5664. — Land.⸗Act. II. Abthl. 2, Bo. 
©. 602. 3. Bd. ©, 537. — Mitth. ©. 3689, 5535. 

2) Entwurf. Art. 98, 99, 100 und 101. 

Sm 98. Artikel [Art 100) ftanden hinter dem Worte: 
„Berlegungen” die Worte: „der Gemahlin ded Staats: 
oberhaupts, oder eined Gliedes der Familie deffelben.” » 

Art. 99 war gleihlautend mit Artifel 101. 

Sm Art. 100 [Art. 102] war das Minimum mit Einen 
Jahr Arbeitshaus angegeben. 

Im Artikel 101 [Art. 103) fehlte das Wort: „Handlungen“. 
As Minimum waren Zwei Monate Gefängniß beftimmt. 

3) Der Deputation der II. Kammer erfhien ed nicht ange: 
meffen, die gleichen Strafbeftimmungen ftattfinden zu laffen 
bei Beleidigungen gegen die Gemahlin des Staatdoberhaupts, 
wie gegen beffen Familie, da ſchon der Begriff des Maje- 
ftätöverbrechend folches nicht zulaffe, (Feuerbach $. 172 
Note a.) indem ed nicht zweifelhaft, daß nach beüutfchen 
-Rechtöbegriffen die Gemahlin des Staatöoberhaupts, wenn 
fie auch nicht gekrönt worden, fchon wegen des consortium 
thori, die Majeftät des Gemahls theile und daß alfo an 
ihrer Perfon ein Majeftätöverbrechen wirklich begangen wer: 

den koͤnne. Nicht fo fen es mit der Familie des Staats: 
oberhauptesz auf dieſe erftredde fih die Majeftät nicht, und 
felbft dem erklärten Thronfolger könne fie nicht zugefchrieben 
werden, fobald er nicht zur Mitregentfchaft berufen worden, 
in welchem letztern Falle er fo gut wie der Reichsverweſer 
ein wirkliches Staatsoberhaupt feyn würde. (Land. Act. 
Beil, z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 77 fg.) 


Art. 104. 
Vorfchrift wegen des Verfahrens. 
Bevor der Richter auf eine Anzeige wegen ber in biefem 
Kapitel angegebenen Verbrechen mit der Unterfuchung ver: 
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fährt, hat derfelbe an das Juſtizminiſterium Bericht zu er— 
ftatten, und deffen Entjchließung Darauf zu erwarten, unbe: 
fchadet der erforderlichen Falls zu Fefthaltung des Verbre— 
cherö nothwendigen Maasregeln. 

Ohne Vortrag an das Staatsoberhaupt kann die Un— 
terfuchung in einem folchen Falle nicht eingeleitet werden. 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 567. UI. Abthl. 1. Bo. 
©. 203. 2. Bd. ©. 433, 754. — Mitth. ©. 487, 4359, 
5664. — Land. Act. III. Abthl. 2.30. ©. 602 fg. 3. Bd. 

©. 537. — Mitth. ©. 3690 fa., 5535. 

2) Entwurf. Art. 102. 

Der lebte Sab war im Entwurfe nicht enthalten. 

3) Die Worte: „auf eine Anzeige” hat die Staatöregie- 
rung dahin erklärt, daß durch diefe Vorfchrift der Richter 
angemiejen feyn folle, bei einer zu feiner Kenntniß gebrach- 
ten Anzeige eines folchen Verbrechens nicht erft polizeiliche 
Erörterungen über deren Nichtigkeit anzuftellen, fondern zu: 
vörberft Bericht an dad Minifterium zu erflatten, damit 
beftimmt werden Fönne, ob die Unterfuchung einzuleiten fey, 
oder nicht. (Mitth. ©. 3690 fe.) 


Drittes Rapitel. 


Bon Auflehnung gegen die Öffentlihen Behörden und 
von Friedensftörungen. 


Art. 105. 
Widerfegung gegen die öffentliche Autorität. 

Ber fich der Vollziehung einer von einer öffentlichen 
Behörde in ihrem Wirkungskreiſe ausgegangenen Anordnung 
gemaltthätig widerfegt, die dazu beauftragten Perfonen mit 
Zhätlichkeiten bedroht, oder fih an ihnen wirklich vergreift, 
oder ſich gegen Schildwachen oder auögefhidte Patrouillen 
thätlich vergeht, ift mit Gefängniß von Drei Wochen bis zu 
Einem Jahre, und dafern er fich hierbei einer Waffe bedient 
hat, bis zu Zwei Jahren zu belegen. 
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1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3 Bd. ©. 568. II. Abthl. 1. Bo. 

S. 203. 2. Bd. S. 754. — Mitth. ©. 487, 5664. — 
Zand.-Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 604. 3. Bd. S. 5337. — 
Mitth. ©. 3691, 5535. 

2) Entwurf. Art. 103. 

Derfelbe. fchloß fofort mit den Worten: „it mit Gefäng- 
niß von Drei Wochen bis zu Sechs Monaten zu belegen.“ 

Zwiſchen den Worten: „wirklich vergreift” fland im Ent- 
wurfe annoch dad Wort: „‚thätlich.” 

3) Das Wort: „thätlich” zwifchen „wirklich vergreift”, ift 
nur deshalb weggelaffen worden,. weil es fich von felbft per: 
fieht, daß ein wirkliches WVergreifen nur thätlich erfolgen 
ann. (Bergl. übrigens auch Art. 106 Anmerf. 4.) - 


4) Weil das Zollftrafgefes $.26 und 27 (vergl. Gef. und Ber: 
ordn. Bl. v. 3. 1838. ©. 342) die Vorfchrift enthält, daß 
derjenige, welcher gegen die Zollbeamten „Waffen oder an: 
dere gleich gefährliche Werkzeuge” wirklich gebraucht. hat, 
nad) den allgemeinen ftrafgefeßlichen Beftimmungen zu be: 
firafen fey, fo beantragten die Stände die Aufnahme des 
am Schluffe befindlichen Satzes. (Land.» Act. I. Abthl. 
3. Bd. ©. 568.) Der im BZollftrafgefege gebrauchte Zufaß: 
„oder andere gleich gefährliche Werkzeuge” läßt kei— 
nen Zweifel übrig, daß rüdfichrlich des Ausdruds „Waffe“ 
daffelbe gilt, was in den Motiven zum 155. Artikel des 
Entwurfs desfalls angeführt worden iſt. (Vergl. Artikel 
163 des Criminalgeſetzbuchs.) 


5) Es fönnte zweifelhaft fcheinen, ob unter den „beauftrag-: 
ten Perfonen” nur folche zu verftehen feyen, denen ein 
fpecieller Auftrag ertheilt worden ift, und die bei deffen 
Vollziehung Widerftand finden; allein nicht nur aus dem ' 
Umftande, daß die Widerfeßlichfeit gegen Zolbeamte unter 
ber in vorftehender Anmerkung gedachten Vorausſetzung 
ebenfalldö nad) dem vorliegenden Artikel beftraft werden fol, 
fondern auch aus dem in der 6, Anmerkung zum 65. Arti— 
kel Angeführten geht hervor, daß alle Perfonen, „welche 
im Allgemeinen mit Ausübung polizeilicher oder 
gerichtlicher Functionen beauftragt find“, .. mithin 
auch Polizeidiener, Gensdarmen, Gerichtsdiener, Dorfge⸗ 
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richtsperſonen ıc., Kraft ihres allgemeinen Auftrags, 
und ohne fpecielle Anordnung in Betreff des fraglichen Kal: 
led, zu den im 105. Artifel gedachten Perfonen gehören. 


6) Vergl. über diefen Gegenftand Krug Studien ꝛc. II. Abthl. 
©. 22 fg. 


Art. 106. 


Wenn Jemand gegen öffentliche Behörden felbft Dro- 
hungen ausftößt, um fie zu amtlichen Verfügungen zu noͤthi— 
gen, oder von foldhen abzuhalten, Fann die Strafe bis auf 
Vier Jahre Arbeitshaus ſteigen. Thätlichkeiten gegen diefel- 
ben in gleicher Abficht find mit Arbeitshausftrafe oder Zucht: 
hausſtrafe zweiten Grades bis zu Vier Jahren zu ahnden. 


1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 568 fg. U. Abthl. 1. Bd. 
©. 203. — Mitth. S. 487 fg. — Land.-Act. III Abthl. 
2. Bd. ©. 604 fg. — Mitth. ©. 3692 fg. 


2) Entwurf, Art. 104. 


Wenn Semand gegen öffentliche Behörden felbft Drohun: 
gen ausftößt, oder diefelben gewaltthätig behandelt, um fie 
zu amtlichen Verfügungen zu nöthigen, oder von folchen 
abzuhalten, kann die Strafe bis zu zweijähriger Zuchthaus: 

. firafe zweiten Grades gefteigert werden. 


3) Auf Drohungen, welche in Beziehung auf bereits voll- 
brachte amtlihe Handlungen ausgefloßen werben, bezieht 
fich diefer Artikel nicht, Dergleichen ftrafbare Yeußerungen 
‚gegen Behörden find entweder ald Beleidigungen oder ald 
Bedrohungen mit Mißhandlungen zu betrachten, und nad) 
Art. 198 und 170 zu beurtheilen. (Mitth. ©. 3692.) 


4) Arten die Zhätlichkeiten in folche Körperverlegungen aus, 
welche nach Art. 132 mit einer höheren als vierjährigen 
Zuchthaudftrafe zweiten Grades zu belegen find, fo ift nach 
Anleitung de3 48. Artikels die fchwerfte der verſchiedenen 
Strafen, nad) richterlichem Ermeſſen unter Schärfung der: 
felben, in Anwendung zu bringen. 
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Art. 107. 


Die Verlegung oder Vernichtung der von einer öffent: 
lichen Behörde angelegten amtlichen Berfchlußmittel oder 
amtlichen Bezeichnungen eines Gegenftandes, oder der von 
folhen Behörden erlaffenen und an öffentlichen Orten aus: 
hängenden Bekanntmachungen ift mit Gefängniß bis zu Drei 
Monaten, oder, im Fall die Gefängnißftrafe die Dauer von 
Sechs Wochen nicht überfteigt, mit verhältnißmäßiger Geld- 
buße zu ahnden. 


. 1) Land.-Act. U. Abthl. 1. Bd. ©. 204. — Mitth. ©. 
488. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bod. S. 606. — Mitth. 
©. 3695. | ; 

2) Entwurf, Den vorftehenden Artikel enthielt der Entwurf 
nicht. 

3) Die Staatöregierung ſchlug die Aufnahme diefes Artikels 
zu möglichfter Vervollſtaͤndigung des Kapiteld und um daf: 
felbe in Uebereinſtimmung mit der Zollftrafgefeßgebung zu 

. bringen, mündlich vor. (Land.=Xct. I. Abthl. 1. Bd. ©. 
204.) . Derjelbe wurde von den Ständen ohne weiteres ge- 
nehmigt. (Ebendaf. I. Abthl. 3. Bd. ©. 569.) Die Staats: 
regierung erklärte zu deſſen Erläuterung, daß häufig Falle 
vorfämen, wo, ohne thätlihe Widerfeßlichfeit gegen bie 
Perfonen der obrigkeitlihen Behörden oder ihre Officianten 
zu äußern, doch den Anordnungen der obrigfeitlihen Be: 
hoͤrden entgegen gewirkt und ein in Handlungen übergehen: 
der Ungehorfam an den Tag gelegt werde, insbejondere in- 
fofern amtliche Bezeichnungen verlegt oder vernichtet, oder 

. Öffentliche Bekanntmachungen an öffentlichen Orten abgerif- 
fen oder vernichtet würden. In einem ſolchen Falle liege 
zwar feine Widerfeslichkeit gegen die VPerfon der Behörden, 
dennoch aber eine flrafbare Handlung gegen obrigkeitliche 
Anordnungen yor. (Mitth. ©. 488.) 

4) Es verfteht ſich von felbft, daß zum Eintritt der Strafe ein 
abfichtliches Vergehen vorausgefest wird. (Mitth. ©.488.) 

5) Der Ausdrud: „amtlihes Verſchlußmittel“ iſt ganz 
allgemein, und bezeichnet nicht bloß das „gerichtliche Sie: 
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gel“ oder den „Plombenftempel”, fondern überhaupt jedes 
Mittel, deffen fich eine öffentliche Behörde zum Verſchluſfe 
bedient hat. (Mitth. S. 3696.) 


Art. 108. 
Verleitung zur Widerſetzlichkeit. 


Die Verleitung zu der Verweigerung öffentlicher Abga- 
ben, oder anderer unzmweifelhafter, ganzen Gemeinden ober 
einzelnen Klaffen derfelben obliegender Leiftungen, ift mit Ge: 
fängniß von Sechs Wochen bis zu Sechs Monaten zu beftra- 
fen. Bei Berleitung zu thätlicher Widerfeglichkeit kann die 
Strafe bis zu zweijährigem Arbeitshaufe gefteigert werben. 

41) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 569. H. Abthl. 1. Bd. 
©. 204. — Mitth. ©. 488. — Land.-Act. IH. Abthl. 
2. Bd. ©. 606. — Mitth. S. 36%. 

2) Entwurf. Art. 105. 

Die Berleitung zu der Verweigerung unzmweifelhafter, dem 
Staat, der Obrigkeit oder dem Gutsherrn gebührender Lei. 
ftungen ift mit ıc. 

3) Motiven. (Kand.⸗Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 97.) 

Obwohl im Art. 105 die Berleitung zu ber Verweigerung 

unzweifelhafter, dem Staat, der Obrigkeit, oder dem Guts: 

herrn gebührender Leiftungen mit Strafe bedroht worden 
ift, jo ift doch eine folche Verweigerung von Seiten ber 
Pflichtigen felbft nur in dem Falle für firafbar anzufehen, 
wenn folche auf einer gemeinfchaftlichen Verabredung bes 
ruht, wo ſodann Art. 107 [Art. 110 des Geſ.⸗Bchs. An= 
wendung findet; dagegen werben bei einer Verweigerung 
‚ohne gemeinfchaftlihe Verabredung und ohne thätlihe Wir 
berfeßlichfeit nur die geſetzlich angeorbneten Zwangsmittel 
eintreten. 

4) Da es bei den hier erwaͤhnten Vergehen (mit Ausnahme 
der oͤffentlichen Abgaben) weniger auf die Perſon, der die 
Leiſtung gebuͤhrt, als darauf anzukommen ſcheint, daß die 
Verleitung Mehrerer zu geſetzwidriger Weigerung die oͤf— 
fentliche Ruhe gefaͤhrdet; ſo hat man ſich bei dieſem Artikel 
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zu einer andern Faſſung ded Anfangs deffelben bewogen 
gefunden. 

Namentlich gab die Erwähnung des „Gutöherrn‘ info: 
fern Anftoß, ald man nicht wünfchte, den Schein zu veran- 
laffen, als folle der Gutöherr mit feinen Leiftungen vor an 
dern Staatöbürgern, denen gleiche unzmweifelhafte Leiſtungen 
zukommen, 3. B. vor den Geiftlihen, Schullehrern u. f. w. 
bevorzugt werden. (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 
S. 91 fg. — Beil. z. III. Abthl. 1. Samml, ©. 79.) 

Es iſt daher auch ganz dem Geſetze gemäß, wenn das Ap-: 
pell. Ser. 3. Budiffin in einem gegebenen Falle die Frage: 
Ob bei der Berleitung zur Widerfeglichfeit die Verleitung 
einer einzelnen Perfon hinreiche? verneinend beantwortet 
bat. (Sahrb. f. Saͤchſ. Strafr. I. Bd. 2. Hft. ©. 271.) 

5) Je mehr die öffentliche Ruhe gefährdet war, deſto firaf: 
barer erfcheint die Handlung. 


Art. 109. ⸗ 
Befreiung von Gefangenen. 

Diejenigen, welche die in der Haft öffentlicher Behör- 
den, fo wie in den Strafanftalten befindlichen Gefangenen 
durch verübte Gewalt gegen die Wächter oder andere Perfo- 
nen in Freiheit fegen, find unter Berudfichtigung des Gra- 
des der angewendeten Gewalt, und, im Kal ein Verbrecher 
befreit worden ift, der Art des dem Inhaftirten zur Laft fal- 
lenden Verbrechens, mit fechömonatlichem Gefängniß bis zu 
zweijährigem Arbeitöhaus zu beftrafen. 

Sit die Befreiung ohne eine folche Gewalt ausgeführt 
worden, fo tritt Gefängnißftrafe von Drei Wochen bis zu 
Einem Fahre ein. 

Haben die zu der Bewachung und Beauffichtigung der 
Gefangenen angeftellten Perfonen felbft dabei mitgewirkt, fo 
find die legtern mit Arbeitshauöftrafe bis zu Zwei Jahren zu 
belegen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 569 fg. UI. Abthl. 1. Bd. 
S. 204. 2. Bd. ©. 434, 754. — Mitth. ©. 488, 4359, 
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9664. — Land.-Act. II. Abthl. 2.Bd. ©. 606 fg. 3. 2b. 
©. 537. — Mitth. S. 3696, 5536. 
2) Entwurf. Art. 106. 

Der Anfang des erften Satzes lautete: „Diejenigen, 
welche die im Unterfuchungs: oder bürgerlichen Arrefte oder 
in den Strafanftalten detinirten Perfonen durch verubte Ge: 
waltthätigkeiten in Freiheit feßen, find ıc.“ 

Im zweiten Satze hieß es: „Iſt eine folche Befreiung 
ohne Gewalt gegen die Wächter oder andere Perfonen aus- 
geführt ıc.” 

Im dritten Sabe war das Marimum der Strafe zu 
Einem Jahre angegeben, und flatt: „find die letztern“ 
ftand: „ſind fie‘. 


3) Motiven. (Land.: Let. 1. Abthl. 1. Bd. ©. 97.) 

In diefem Artikel ift Die Selbftbefreiung der Gefangenen 
unerwähnt geblieben, da folche, infofern dabei nicht Gewalt- 
thätigfeiten gegen die Wächter oder andere Vergehungen 
verübt worden, nicht einer criminellen Beftrafung unterliegt, 
jondern Gegenftand der Gefängnißdisciplin ift. 

4) Weil der Befreiung eines Gefangenen durch Gewaltthätig: 
feit die Anwendung von Drohungen zu folhem Zwede 
gleichzuftellen ift, fo wurde vorgefchlagen, nach dem Worte: 
„Sewaltthätigkeiten” einzufchalten: „oder Drohungen” 
(Land.-Act. Beil. z. UI. Abthl. 1. Samml. ©. 92.); man 
hielt es jedoch fpäter für angemefjener, aus dem angegebe- 
nen Grunde dad Wort „Gemwaltthätigfeiten” in „Gewalt“ 
zu verwandeln, um dadurch erftere und gefährliche Drohun- 
gen zugleich zu bezeichnen. (Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. 
©. 569. — Mitth. ©. 5536 und 5664.) 

5) Die Deputation der II. Kammer beabfichtigte bei diefem 
Artikel Anfangs eine mildere Strafbeftimmung für den Fall 
vorzufchlagen, wenn Ehegatten, Blutsverwandte in 
auf: und abfteigender Linie oder Gefchwiiter des Ges 
fangenen ben leßteren befreien. Nachdem aber von den 
Königlichen Commiſſarien erklärt worden war, daß diefer 
Val allerdings eine Strafmilderung innerhalbides im 
Artikel angegebenen Strafmaafes begründe, daß «3 
uber nicht nöthig erfcheine, dies in den Artikel aufzuneh: 

z 13 
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men, fo ließ die Deputation dad Monitum fallen, und 
begnügte fich, die Seiten der Regierung gegebene Erklärung 
in den Bericht aufzunehmen. (Land. Act. Beil. z. IH. 
Abthl. 1. Samml. ©. 80.) 

6) Es ift zu unterfcheiden, ob die gewaltthätige Befreiung ber’ 
Gefangenen durch Einzelne oder durch mehrere hierzu vers 
einigte Perfonen ausgeführt worden. Wirken Mehrere 
zufammen, und mit einer folchen äußern Gewalt, daß weder 
der Gefängnißmärter, noch die Obrigkeit Widerftand leiften 
kann, fo geht das Verbrechen in das des Aufruhrs über, 
und fällt demnadh nicht unter obigen Artikel. (Mitth. 
©. 495.) 

7) Auf die gleichzeitig erfolgte Selbftbefreiung einer Mehr: 
zahl Gefangener leidet der obige Artikel Reine Anwendung. 
(Vergl. Groff. Anmerk. z. Griminalgefeßbuche. II. Abthl. 
©. 21.) Dagegen behauptet Krug (Studien ıc. II. Abthl. 
©. 35), daß dies infoweit allerdings der Fall fey, als Jeder 
zur Befreiung des Andern mitgewirkt habe. 

8) Die Art des dem Inhaftirten zur Laft fallenden Verbrechens 
kann jedoch bei Abmeffung der Strafe des Befreienden nur 
in fo weit in Berüdjichtigung gezogen werden, als diefelbe 
ihm befannt war. (Schüler Beitr. z. Beurthl. d. Crimi— 
nalgeſetzbuchs. ©. 62.) 


Art. 110. 
Derabredung zum Ungehorfant. 


Menn mehrere Perfonen fi) verabreden, —— 


oder obrigkeitlichen Anordnungen den Gehorſam zu verwei— 
gern, ohne daß dieſe Vereinigung, oder der in Folge derſel— 
ben eingetretene Ungehorfam in ein ſchwereres Verbrechen 
übergeht, fo find die Anftifter mit Gefängnig von Sechs 
Wochen bis zu Sechs Monaten, die übrigen Theilnehmer mit 
Gefängniß von Vierzehn Tagen bis zu Sechs Wochen zu be= 
ftrafen. 


Die mündliche oder fchriftliche öffentliche Aufforderung 


zu einem foldyen gemeinfchaftlichen Ungehorfam, welche ohne 


D 
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Erfolg geblieben ift, wird mit Gefängnißftrafe von Bier Wo- 
chen bis zu Vier Monaten geahndet. 


1) Land.-Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 570. U. Abthl. 1. Bd. 
S. 04. — Mitth. ©. 489. — Land.-Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 607. — Mitth. ©. 3696 fo. 

2) Entwurf. Art. 107. 

Die Worte: „oder obrigfeitlihen” fehlten im Enwurfe. 

3) Die in der 2. Anmerf. erwähnten Worte find aufgenom: 
men worden, um dem Mifverftändniffe vorzubeugen, als ob 
die von der vollziehenden Gewalt ausgehenden (obrigfeitli- 
hen) Anordnungen ausgefchloffen feyen. (Kand.-Act. Beil. 
z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 92. — Beil. z. II. Abthl. 
1. Samml. ©. 92.) 


rt. 111. 


Anflehnung Gewerbtreibender gegen obrigfeitliche 
Anordnungen. 


Gewerbtreibende, welche die Einftelung ihrer Gewerbs- 
arbeiten verabreden, um die Obrigkeit zu einer amtlichen Ver: 
fügung oder zur Aufhebung einer folchen zu nöthigen, fo wie 
Handmwerkögefellen und Fabrifarbeiter, welche ſich vereinigen, 
ihre Gewerbsarbeiten einzuftellen, und fi den Anordnungen 
der Obrigkeit nicht fügen, find mit achttägiger bis ſechsmo— 
natlicher Gefängnißftrafe zu belegen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 570. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 204 fg. — Mitth. S.489 fg. — Land. Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 607. — Mitth. ©. 3697. 

2) Entwurf, Art. 108. 

Gewerbtreibende, welche, um die Obrigkeit zu einer amt- 
lichen Verfügung oder zur Aufhebung derfelben zw nöthigen, 
die Einftelung ihrer Gemerböarbeiten verabreden, fo wie 
Handwerkögefellen und Fabrifarbeiter, die, um fich einen 
Vortheil zu erzwingen, ſich zu einer ſolchen Einftellung 
vereinigen, find mit ein= bis ſechsmonatlichem Gefängniffe 
zu beftrafen. 

9» Die Deputation der 1. Kammer bemerkte (Land.: Act. 
Beil. z. II. Abthl, 1. Samml. ©. 92): 

13 * 
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„Iſt es der öffentlichen Ruhe wegen erforderlich, Die hier 

erwähnte Verbindung der arbeitenden Klaſſe bei Strafe zu 
verbieten, fo dürfte es auf der andern Seite billig feyn, 
derfelben einen Schuß gegen gleichmäßige Verbindungen der 
Arbeitsherren zu gewähren. Es ift dies um fo nöthiger, als 
es den Letztern bei ihrer geringen Zahl leichter wird, der: 
gleichen Verbindungen zu Stande zu bringen; auch, dürften 
diefelben, indem fie Unzufriedenheit unter den Arbeitern her: 
vorrufen, der öffentlichen Ruhe gleichfalls gefährlich wer: 
den koͤnnen.“ (Bergl. die nachftehende Anmerf.) 
4) Die Deputation der II. Kammer. (Land.-Act. Beil. ;. 
III. Abthl. 1. Samml. ©. 81) fand die in diefem Artikel 
enthaltene Bejtimmung „um fi einen Vortheil zu erzwin— 
gen’ nicht geeignet, eine Bedingung der Strafbarkeit der 
Einftelung der Arbeit darzuftelen. Sie bemerfte desfalls 
in ihrem Berichte: 

Sowohl der Stübelfche Gefegentwurf $. 313, als der 
Hannoverfche Art. 164 ſuchen den Grund der Strafbar: 
feit der Handlung lediglich in der Auflehnung gegen die 
Obrigkeit. Mit diefer Anficht ſtimmt ſelbſt die Ueberjchrift 
des vorliegenden Artikels überein. Auf erfolgte Verneh— 
mung mit den Königlichen Gommiffarien erkannte man aud) 
Seiten der Regierung an, daß nicht die bloße Verweige— 
rung der Arbeit hier gemeint fey, fondern daß erft die Ver: 
einigung Mehrerer, um foldye Verweigerung gegen die An: 
ordnungen der Obrigkeit durchzufegen, flrafbar werde, und 
wegen der hohen Gefährlichkeit folher Zufammenrottiruns 
gen, wobei wenige bösmwillige, faule oder trogige Arbeiter 
oft die Mehrzahl der gutgefinnten und fleißigen Arbeiter 
wider deren Willen mit fortriffen und beberrfchten, ftrafbar 
ſeyn mülffe. 

Durch die Aufnahme der in nurgedadhter Hinficht vor: 
gefchlagenen Faffung erledigt fih das auf die Neciprocität 
zwifchen Arbeitern und Arbeitöherren begründete Bedenken 
von felbft, denn diefer zufolge wird eine bloße Vereinigung 
der Arbeiter, um einen Vortheil zu erzwingen, nicht beftraft, 
fondern nur wenn fie jich einer obrigfeitlichen Anordnung 
nicht fügen. Beiſpielsweiſe wurde erwähnt, daß die Arbei: 
ter infonderheit dann durch die Obrigkeit zur Fortfegung 
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der Arbeit angehalten oder weggewiefen werden Tönnten, 
wenn fie, obſchon deren Gontractzeit, während welcher fie 
fih verpflichtet, um einen gewiffen Lohn zu dienen, nod) 
nicht abgelaufen, dennoch die Arbeit verlaffen, oder wenn 
fie überhaupt arbeitslos aufliegen. (Mitth. ©. 489.) 


5) Zur Unterftügung des Antrags auf Herabfegung des Mi: 
nimums von einem Monat Gefängniß auf Acht Tage wurde 
insbefondere angeführt, daß in dem Falle, wenn Fabrifar: 
beiter (vorzüglich bei eingetretenen Veränderungen) fich be: 
redet, nicht mehr zu arbeiten, und der an fie ergangenen 
Andeutung, an ihre Arbeit zu gehen, zwar nicht fofort Folge 
geleiftet hätten, allein durch fpatere Vermittelung die Sache 
wieder in Ordnung gebracht worden, die Strafe von einem 
Monat Gefängnig für denjenigen, der fi habe belehren 
laffen, allerdings zu hart jey. (Mitth. S. 490 fe.) 

Infonderheit ift die Sache dann milder zu beurtheilen, 
wenn die Einjtellung der Arbeit mehr auf einem Mißver: 
ftändnifje über das Gontractöverhältnig zu dem Arbeits: 
herrn beruht, ein eigentlicher böfer Wille aber nicht vorliegt. 
(Land.:Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 570.) 


6) Theild aus der Dispofition des Artikels felbft, theils aus 
den oben angeführten Erläuterungen gebt hervor, daß der 
Artikel zwiſchen Gewerbtreibenden (den Meiftern der Zunft) 
und den Arbeitern, Gehülfen der Erftern, genau unterfchei: 
det, und bei diefen zum Eintritt der Strafe WiderfeßlichEeit 
gegen die bereit erfolgte obrigfeitliche Anordnung erfordert, 
dagegen bei jenen fchon die bloße Verabredung zur Einftel: 
lung der Gemwerb3arbeiten ausreiht. Wenn jedoch Groff 
Anmerf. 3. Griminalgefegbucdhe I. Abthl. ©. 134 jagt: „Nach 
dem Inhalte dieſes Artifeld tritt gegen die Gewerbtreibenden 
die Strafe ſchon wegen der in Folge einer gemeinfchaftlichen 
Verabredung ftattgefundenen Einftelung der Gewerbsarbei— 
ten ein, 3. B. wenn bie ſaͤmmtlichen Meifter der Kleifcher: 
innung in einer Stadt fich verabredeten, eine Zeit lang Fein 
Vieh zu Schlachten, um von der Obrigkeit eine höhere Taxe 
zu erzwingen,” — fo enthält diefer Sa mehr, als der Ar— 
tiel felbft, indem das Geſetz zum Eintritte der Strafe rüd: 
fichtlich der Gewerbtreibenden keineswegs die wirklich ftatt: 
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gefundene Einftellung der Gemwerbsarbeiten verlangt, 
fondern fchon die Verabredung zu dem fraglichen Zwede, 
und zwar nicht als Verſuch der Auflehnung, fondern ald 
Auftehnung felbft beftraft wiffen will. 


Art. 142% 
YUuflauf. 


Wenn bei einem öffentlichen Auflauf der Obrigkeit oder 


ihren Dienern bei Ausuͤbung ihres Amtes Ungehorfam oder 
Geringſchaͤtzung bezeigt wird, fo find die Anftifter und An— 
führer mit Gefängniß von Vier Wochen biö zu Einem Jahre, 
die übrigen Theilnehmer mit Gefängniß von Acht Tagen bis 
zu Zwei Monaten zu beſtrafen. Gegen diejenigen, welche 
der zufammengerotteten Menge ald bloße Zufchauer fich bei- 
gefellen, und auf die von den Behörden oder deren Dienern 
erfolgte Aufforderung ſich nicht entfernen, tritt Gefängniß- 
firafe bis zu Vier Wochen ein. 


1) Land.-Act. 1. Abthl. 3. Bd. S. 570 fg. MI. Abthl. 1. Bd. 
S. 206. 2. Bd. ©. 434. — Mitth. ©. 491, 4359. — 
Land.⸗Act. III. Abthl, 2. Bd. ©. 612 fg. — Mitth. ©. 
3718. 


2) Entwurf. Art. 109. 


Menn mehrere Perfonen ſich öffentlich zufammenrotten 
und hierbei der Obrigkeit Ungehorfam, Geringfhägung oder 
Mipfallen bezeigt werden ift, fo follen die Anflifter und 
Anführer mit Gefängniß von Vier Wochen bid Einem Jahre, 


die übrigen Theilnehmer mit Gefängniß von Acht Zagen 


bis zu Zwei Monaten beftraft werben. 


3) Die Deputation der I. Kammer hat zu obigem Artikel fol= 
gende Bemerfungen in ihrem Berichte (Kand.⸗Act. Beil. 
z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 93 fg.) gemadt: 

Die Berbrechen des Auflaufd und des Aufruhrd unter: 
fcheiden fich von der öffentlichen Gewalt durch das Zufam: 
menrottiren mehrerer Perfonen; unter einander weichen fie 
aber wieder darin ab, daß der Auflauf’ ein zufällige Zu: 
ſammenkommen vorausfest, und bloß bis zu ungebühr: 
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lichen Aeußerungen gegen die Obrigkeit anfteigt, wogegen 
ber Aufruhr ein Zufammenrotten in verbrecherifcher, gegen 
die Öffentliche Ruhe gerichteter Abficht vorausfest und bis 
zu größerer Gemaltthätigfeit fteigen kann. Hieraus dürfte 
fich ergeben, daß, was Anfangs Auflauf war, zulest in Auf: 
uhr übergehen fann. Bei beiden Verbrechen ift aber, im 
Intereſſe der öffentlichen Ordnung, die Strafandrohung fo 
zu regeln, daß fie dahin wirke, die Theilnehmer zu zeitiger 
KRüdkehr zum Gehorfam zu bewegen. 

Die Deputation bemerkte ferner in Anfehung bes Ber: 
brechens des Auflaufs: 

a) Nicht alle, welche an dem Zufammenlaufe Theil ge: 
nommen, find als Zheilnehmer bei dem Auflaufe zu be: 
trachten, fondern nur diejenigen, welche ſich ungebühr: 
liche Aeußerungen zu Schulden gebracht. 

b) Das Wort „Mißfallen“ ift entbehrlich, weil es entwe: 
der unter den Begriff des Ungehorfams oder der Ge: 
ringſchaͤtzung fällt. 

e) Naͤchſt der Obrigkeit find auch die obrigfeitlichen Die: 
ner zu erwähnen. Darunter ift auch das Militär zu 
verftehen. 

4) Gegen die Faſſung diefes Artikels hatte die Deputation der 
II. Kammer folgende Bedenken (Land. Act. Beil. z. Ill. 
Abthl. 1. Samml. ©. 81.) 

Ein Auflauf ift immer etwas Gemachtes, noch feltener 
etwas Strafbared. In allen größeren Städten, befonders 
in belebten Reſidenzen, vermag das geringfte unvorherge: 
fehene Ereigniß einen Zufammenlauf von Menſchen zu ver: 
anlafjen, der nach den Umftänden bedeutend und dauernd 
wird, und befonders in der Ferne das Anfehen einer gemach— 
ten Emeute gewährt. Hunberte find verfammelt und von 
biefen wiſſen vielleicht nicht drei eigentlich warum? Nicht 
anders iſt oft der Anfang von wirklichen Emeuten, befon- 
ders wenn fie nicht vorher planmäßig angelegt, fondern 
durch ein zufälliges Ereigniß plößlich hervorgerufen worden 
find. Wird nun bei einem Auflaufe irgend einer Art der 
Obrigkeit Ungehorfam oder Geringichäßung bezeigt, fo Fann 
man darum nicht alle diejenigen Perfonen, welche an dem 
Auflaufe Theil genommen haben, al$ Theilnehmer beftrafen, 
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wie die Faſſung des Artikels zulaffen würde. Vielmehr 
muß bloße Theilnahme an einem Auflaufe fo lange ftraflos 
bleiben, als nicht die Behörden eingefchritten find und zur 
Entfernung aufgefordert haben. 


Ein zweites Bedenken erhob fich gegen dad Wort „Miß— 
fallen.” So fehr die Deputation von der Strafbarkeit der 
Handlung überzeugt ift, wenn der Obrigkeit Ungehorfam 
und Geringfhäsung bezeigt wird, fo ift ed doch anders mit 
der Bezeigung von Mißfallen. Diefer Ausdruck dürfte zu 
weit führen. Wird man in einem conftitutionellen Staate 
freimüthigen Zabel von Regierungsmaasregeln, wenn er in 
unbeleidigender Form ausgeiprochen wird, nicht firafbar fin- 
den, fo möchte die Deputation ed um fo mehr als ein Necht 
jedes Staatöbürgers reclamiren, über Handlungen der Un: 
terbehörden und deren Diener, geeigneten Falls, fein Mi: 
fallen ausdrüden zu dürfen, ohne deshalb ftrafbar zu werden. 


5) Es wurde bei der Discuffion in der I. Kammer auch der 
Fall in Erwähnung gebracht, wo bei einem öffentlichen Auf: 
laufe, nach der von der Behörde oder deren Dienern erfolg- 
ten Aufforderung, die Zheilnehmer fich zwar entfernen, aber 
nun erft bei dem Rüdzuge zu lärmen und zu toben anfan— 
gen, und vielleicht heftige Aeußerungen ded Ungehorfams 
oder der Geringſchaͤtzung gegen die Obrigkeit fich erlauben. 
Da nun nad dem Entwurfe die Theilnehmer bloß mit Bier 
Wochen Gefaͤngniß zu beftrafen ſeyn würden, weil in einem 
folhen Falle ein Auflauf nicyt mehr vorhanden, mithin eine 
höhere Strafe nicht eintreten fönne, fo ſchlug man vor, vor 
dem Worte „entfernen” das Wort „ruhig” einzufchalten. 
Die Kammer ſtimmte auch der Einfchaltung bei, obfchon da: 
gegen erinnert wurde, daß der Auflauf als ein Ganzes zu 
betrachten fey, und Alles, was während der ganzen Zeit ge: 
fchehe, den Theilnehmern zugerechnet werden müffe, derge: 
ftalt daß heftige Aeußerungen unter die Beſtimmung de3 
erften Theils des Artikels fallen würden, ingleihen daß die 
Grenze dadurch beftimmt fey, daß auf die erfolgte Auffor: 
derung die einzelnen Individuen von der Maffe fich entfer: 
nen und mwegbegeben müßten, und der Auflauf noch nicht 
beendiget fey, wenn die Maffe bei der Entfernung zufam: 
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men bleibe und anderöwo bie Ungebührniffe fortfege. (Mitth. 
©. 492. 

Die II. Kammer widerfprady der Aufnahme des Zufabes, 
weil, wenn das Volk einmal in einen Auflauf ſich ergoffen, 
e3 ohne alle und jede Ausbrüche von Schreien oder Zubeln 
fi) niemals zerftreuen werde, der Hauptzwed nur dahin 
gehe, daß das Volk fich zerfireue, ohne Erceffe zu verüben, 
und überhaupt dem Richter zu überlaffen fey, zu ermeffen, 
ob nach den vorhandenen Umftänden ein ftrafbarer Lärm 
vorliege, oder nicht. (Mitth. ©. 3718.) 

6) Rüdfichtlich der Competenz der Juſtiz- und Verwaltungs: 
behörde in Betreff der Unterfuchung und Beftrafung von 
Ruheftörungen und Erceffen vergl. Art. 203. Anmerf. 


art 1183 
Aufruhr. 


Wenn mehrere Perſonen zu gewaltſamer Auflehnung ge: 
gen die Obrigkeit fich öffentlid) zufammenrotten, es fey nun, 
um eine Verfügung oder die Unterlaffung oder Zuruͤcknahme 
einer folchen zu erzwingen, oder eine getroffene Verfügung zu 
vereiteln, oder um wegen einer Amtöhandlung Rache an der 
Obrigkeit zu nehmen, oder fie in der Ausübung ihrer Befug- 
niffe zu hindern, fo find, infofern die von ihnen hierbei ver- 
übten Handlungen nicht in ſchwerere Verbrechen ausarten, 
die Anftifter, Anführer und diejenigen Theilnehmer, welche 
fi mit Waffen verfehen haben, mit vier- bis zehnjähriger 
Zuchthausſtrafe erften Grades, die übrigen Theilnehmer aber 
mit zmei= bis vierjähriger Zuchthausftrafe zweiten Grades zu 
belegen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 571. II. Abthl. 1. Bd. ©. 
207,.215 fg. 2. Bd. ©. 434, 435. — Mitth. ©. 491, 
499 fg. 4359. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bod. ©. 613 fg. — 
Mitth. ©. 3718 fg. 

2) Entwurf. Art. 110. 


Wenn mehrere Perfonen fi zufammenrottiren, um der 
Obrigkeit Widerftand zu leiften, fie zu der Unterlafjung oder 
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Unternehmung einer amtlichen Handlung zu nöthigen, Mache 
an amtlichen oder Privatperfonen mit Widerftand gegen Die 
Civil- oder Militairbehörden zu nehmen, oder Gebäude oder 
andere Anlagen zu zerflören; fo find, ıc. 


3) Auf den -von der Deputation der I. Kammer angeregten 
Zweifel, wie die Worte: „Rache — zu nehmen”, zu ver— 
ftehen feyen, ob nämlich hier vorausgefegt werde, daß der 
Widerftand gegen die Obrigkeit eventuell in der Abficht der 
zufammenrottirten Perfonen gelegen haben müffe, was wohl 
ſchwer nachzuweiſen feyn dürfte, ertheilte die Staatöregie: 
rung die Auskunft, daß man fich hierunter den Fall gedacht 
habe, wenn foldhe rachfüchtige Handlungen von einer Anzahl 
Perfonen unternommen würden, die im Stande wäre, der 
Obrigkeit Widerftand zu leiften. (Land.:Act. Beil. z. U. 
Abthl. 1. Samml. ©. 94.) 


4) Die Deputation der II. Kammer (Kand.-Act. Beil. z. III 
Abthl. 1. Samml. S.82 fg.) vermochte fich mit der Faſſung 
diefes Artifeld, mehrfacher Wernehmungen mit den König: 
lihen Commiſſarien ungeachtet, nicht zu vereinigen. Sie 
bemerfte deshalb in ihrem Berichte: In demfelben find nam: 
lich nicht nur das Verbrechen des Aufruhrs, welchen die Le: 
berfchrift bezeichnet, fondern auc das der Gemaltthätigfeit 
und des Landfriedensbruchd unter Einen Begriff gebracht, 
und mit derfelben Strafe bedroht worden. Dies ift aber ab— 
weichend nicht bloß von der Doctrin, wie fie fich zeither ges 
ftaltet hat, (ef. Feuerbach Lehrbuch $. 201. und die Noten 
dazu) fondern aud von den neuern Griminalgefeßgebungss 
arbeiten. (ef. Baierifches Geſetzbuch $. 319. — Hannovers 
fher Entwurf. Art. 156. — Würtembergifcher Entwurf 
Art. 164.) 


Das charakteriftifche Merkmal des Aufruhrs ift die Auf: 
lehnung gegen die Obrigkeit durch eine zufammengerottete 
Menge. Jenes ift aber nicht vorhanden, wenn von der letz⸗ 
teren Rache an Privatperfonen genommen wird, oder Ge: 
bäude und andre Anlagen zerflört werben, ohne daß die 
Obrigkeit dabei concurrirt hat. Lebtere beide Fälle, welche 
in feiner der genannten Gefeßgebungen zum Auftuhr ge: 
zahlt werden, gehören anderen Kategorien an und werben 
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- an den geeigneten Orten mit der gebührenden Strafe bedroht 

werden. | 

Dagegen hat die Deputation dem Entwurfe darin bei- 
pflichten koͤnnen, daß derfelbe von der bisherigen angenom: 
menen, auch in das Baierifche Gefegbuch und den Wuͤrtem⸗ 
bergifhen Entwurf übergegangenen Meinung zurüdgetreten 
ift, wornach der Begriff des Aufruhrs von der Zahlı „Zehn“ 
abhängig gemacht werben will. 

° Aber um fo nothwendiger ift der Deputation erfchienen, 
auf dem Worte: „öffentlich zufammenrotten‘ zu beftehen, 
um den Aufruhr von einer bloßen Verabredung Mehrerer 

zum Widerftande gegen die Obrigkeit (Art.107 [Art. 110 des 
Geſ.-Bchs)]) defto fchärfer zu unterfcheiden. Daß das Wort 
„Öffentlich”, im Gegenfaße von: „insgeheim“, zum We- 
fen des Aufruhrs gehört, befagt nit nur die Bisherige 
Theorie, (cf. Feuerbach a. a. D. $. 202.) fondern jelbft 
der gewöhnliche Sprachgebrauch, wornad) man von „offenem 
Aufruhr”, im Gegenfage von „geheimen Umtrieben und 
VBerfhwörungen”, zu reden pflegt. Auch haben alle drei 
oben genannte Gefeßgebungen dieſes Merkmal beibehalten. 
Uebrigens verfteht ed fich von felbft, daß die Verſchwoͤrung, 
wie jebem andern Berbrechen, fo auch dem Aufruhr zur Vor⸗ 
bereitung dienen kann; es ift nur nothmwendig, Daß berfelbe 
öffentlich ausbricht, oder mit andern Worten, daß durch die 

‚ Öffentliche Vereinigung der gewaltfamen Mittel die obrig: 
feitliche Autorität bedroht wird. Dies fol durch: „öffent: 
lich zufammenrotten’ ausgedruͤckt werben. 

5) Bei der Discuffion diefes Artikelö in der I. Kammer lagen 
derfelben bereits die Vorfchläge der II. Kammer, nament: 
ih aud die bei Art. 118 fg. erwähnten Zufagartifel vor. 
Aus diefem Grunde unterwarf die Deputation den Artikel 
einer nochmaligen Prüfung und ſchlug folgende Faflung vor: 
„Wenn mehrere Perfonen fi) zufammenrotten, um ber 
Obrigkeit Widerſtand zu leiften, fie zur Unterlaffung oder 
Unternehmung einer amtlihen Handlung zu nöthigen oder 
eine getroffene Verfuͤgung zu vereiteln, fo find, infofern 
die von ihnen verübten Handlungen nicht in größere Ver: 
brechen audarten, die Anftifter, Anführer und diejenigen 
Zheilnehmer, welche fich mit Waffen verfehen haben, mit zc., 
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die übrigen Theilnehmer aber mit ıc. zu belegen. Mit glei: 
chen Strafen ift e8 zu ahnden, wenn eine Anzahl Perfonen 
unter Umftänden, welche einen Widerſtand gegen die Civil: 
und Militärbehörden erwarten laffen, fich zufammenrotten, 
um Rache an amtlichen oder Privatperfonen zu nehmen, 
oder Gebäude oder Anlagen zu zerftören, oder andre Ge- 
waltthätigfeiten zu verüben.” Zur Begründung biefer Fal: 
fung wurde angeführt, daß die oben gedachten Zuſatzartikel 
nur in einem einzelnen Punkte mit dem vorliegenden Artikel 
im Zufammenhange ftänden. Diefer rechne zum Aufruhr 
gewiffe Handlungen, welche nicht direct gegen die Obrigkeit 
gerichtet, jondern nur mit dem Widerftande gegen Militär: 
und Givilobrigfeit zufammenfielen, wenn nämlich die Ver— 
brecher in fo großer Menge beifammen feyen, daß die Ab— 
ficht des Widerftandes vorausgefegt werden müffe. Diefen 
Fall verweife die Deputation der II. Kammer an eine andre 
Stelle. Gegen den Entwurf jey einzuwenden: a) daß jene 
Handlungen eigentlich wiflenfchaftlich nicht unter den Be: 
griff ‚„ Aufruhr” fich rechnen ließen, indem fie nicht aus der 
Abſicht des Widerftandes gegen die öffentliche Autorität be: 
gangen würden; b) daß der Ausdrud: „mit Widerfland ge— 
gen Militär: und Civilbehoͤrden“ unklar fey, und den wirf: 
lich erfolgten Widerftand vorauszufesen ſcheine; e) daß der 
Begriff zu eng gefaßt, indem nur gewiffe Gewalthandlungen 
den Begriff des Aufruhrs begründen follen, während andre 
ebenfall3 denfelben begründen fünnten. Die Deputation der 
II. Kammer babe hier abzuhelfen gefucht, indem fie unter 
dem Landfriedensbruche gewiffe Gewalthandlungen begreife. 
Sie befchräanfe aber den Begriff zu fehr, weil fie darunter 
nur Gewalthandlungen in Gebäuden fubfumire, da folche 
doch auch auf der Straße ftattfinden koͤnnten. 

Im Uebrigen ſey es Sache des Richterd, das treffende 
Strafmaas zu finden. (Mitth. ©. 499 Bergl. a. Art. 118.) 
Es iſt ftet3 zu berüdlichtigen, daß bei den in diefem Artikel 
bezeichneten Handlungen die Abjiht des Verbrechers, gegen 
die öffentliche Autoritat Widerftand zu leiften, ſich an den 
Tag gelegt haben muß, und vorauszufesen, daß die Aus: 
führung folcher Gewaltthaten unter Verhältniffen und von 
einer folchen Anzahl Perfonen erfolgt, welche einen ernftli: 
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chen Widerftand gegen die Behörden erwarten läßt, wenn 
diefe verfuchen würden, die Verbrecher abzuhalten, (Mitth. 
©. 3719.) Daher fallt denn auch die Auflehnung einer ges 
ringen Anzahl Perfonen gegen eine ungleich größere Maffe 
nicht in diefe Kategorie. (Land. Act. II. Abthl. 2. BB. 
©. 614.) 

6) Obſchon im Art. 113 nur von der Auflehnung gegen bie 
„Dbrigfeit” ohne den im vor = und nachftehenden Artikel 
enthaltenen Zujaß: „oder deren Diener’ die Rede ift, fo 
verfteht es jich doch von felbft, daß die gewaltfame Aufleh— 
nung gegen die legteren unter der gedachten Vorausſetzung 
al5dann ebenfall3 als Aufruhr erfcheint, wenn die Diener in 
dem fraglichen Falle befonders beauftragt waren, die obrig- 
feitlichen Anordnungen zu vollftreden. 


Art, 114. 


Haben fich jedoch auf Aufforderung und Abmahnen der 
öffentlichen Behörden oder deren Diener die Aufrührer wie: 
der zerftreut, ohne noch wirklich, Gewalt an Perfonen oder _ 
Sacchen verübt zu haben, fo find nur die Anftifter und An 

führer mit Gefängnißftrafe von Vier Monaten bis zu Einen 
Sahre oder Arbeitöhausftrafe bis zu Zwei Jahren zu belegen. 
Sit eine folche Aufforderung zwar erfolglos geblieben, allein 
die Ruhe duch das Einfchreiten der Behörden vor Verübung 
wirklicher Gewalt von Seiten der Aufrübrer wieder hergeftellt 
worden, fo tritt gegen die Anftifter und Anführer Arbeits- 
hausftrafe von Zwei bis zu Sechs Jahren, gegen die bewaff- 
neten-Theilnehmer Arbeitshauöftrafe bis zu Drei Jahren, und 
gegen die unbewaffneten Theilnehmer Gefängnißftrafe bis zu 
Einem Jahre ein. 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. S.571 fg. II. Abthl. 1. Bd. 


©. 207; 217. — Mitth. ©. 491 500. — Land.-Act. II. 
Abthl. 2. Bd. ©. 614. — Mitth. ©. 3720. 
2) Entwurf, Urt. 111. 
Haben fich jedoch auf Aufforderung und Abmahnung der 
Öffentlichen Behörden die Aufrührer fogleich wieder zerftreut, 
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ohne noch wirklich Gewalt an Perfonen oder Sachen veruͤbt 
zu haben; fo find nur die Anftifter und Anführer mit Ge- 
fängnig von Vier Monaten bis zu Einem Jahre oder Ar: 
beitshausftrafe bis zu Zwei Jahren zu belegen. 


3) In der Deputation der 1. Kammer, welche auch die ins 
Geſetzbuch aufgenommene Faffung des Artikels vorgefchlagen, 
fam zugleih zur Erwägung, ob nicht für Faͤlle überhand- 
nehmenden Aufruhrs, nah Maadgabe des Defterreichifchen 
Geſetzbuchs, ein ftandrechtliches Verfahren einzuführen fen, 
wobei natürlich auch auf Todesftrafe, nach Umftänden, zu 
erkennen feyn würde. Man gelangte jedoch zu feinem ein- 
verftändlichen Beſchluſſe, und verfchob, da die Sache an ſich 
mehr zu dem Geſetz über dad Verfahren gehört, die behufi— 
gen Anträge bis zur Berathung dieſes Geſetzes. (Land.⸗ 
Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 94 fg.) 


4) Bei diefem Artikel erinnerte die Deputation ber II. Kam: 
mer, daß das Wort: „ſogleich“ mindeftend überflüffig, wo 
nicht bebenklich fey. Was man darunter zu verftehen babe, 
liege zwar in dem Nachfage: „ohne noch wirklich Gewalt an 
Perfonen oder Sachen verübt zu haben”, deutlich genug; 
indeß fönne ed doch den erfennenden Richter in befondern 
Fällen ftußig machen, und die Frage erregen, weldye Zeit 
wohl verfloffen feyn dürfe zmifchen der Aufforderung und 
ber wirklichen Zerfireuung der Menge, um nod) „ſ ogleich“ 
zu heißen? 


Außerdem bemerkte fie, daß auch der Fall mit zu erwaͤh— 
nen fey, wenn die Zumultuanten zwar ber obrigfeitlichen 
Aufforderung und Abmahnung nicht Zolge leiften, fondern, 
in ihrer Zufammenrottung beharrend, durdy Lärmen, Schim- 
pfen oder Drohen hartnädigen Trotz zu erkennen geben, je: 
doc durch Einfchreiten der bewaffneten Macht die Straßen 
gereinigt, die Aufruͤhrer auseinander getrieben werden und 
die Ruhe wieder hergeftellt werde, ehe die Aufrührer noch 
wirklich Gewalt an Perfonen oder Sachen verübt hätten. 
(Land.:Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 84.) 


207 


Art. 115. 

Aufforderung zum Aufruhr. 
Diejenigen, welche mündlich vor einer verfammelten 
Volksmenge, oder ſchriftlich durch öffentliche Anſchlaͤge oder 
fonft verbreitete Auffäge oder auf irgend eine andre Weife zu 
einem Aufruhr, welcher nicht zum Ausbruch gefommen ft, 
aufgefordert haben, find mit Gefängnipftrafe von Vier Mo- 
naten bis zu Einem Jahre oder Arbeitshausftrafe bis zu Zwei 

Sahren zu belegen. 
1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 572. IL Abthl. 1. Br. 
©. 207. 2. Bd. S. 434. — Mitth. S. 494, 4359, — 
Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. S.614.— Mitth.S.372%0 ig. 


2) Entwurf, Art. 112. 

Mit derfelben Strafe find diejenigen zu belegen, welche 
mündlich vor einer verfammelten Bolfömenge oder fchriftlich 
durch Öffentliche Anfchläge oder fonft verbreitete Auffäge zu 
einem Aufruhr, welcher nicht zum Ausbruch gefommen ift, 
aufgefordert haben. 


Art. 116. 


Die Theilnehmer an einem aufrührerifchen Gomplotte, 
welche daffelbe und die Mitfchuldigen zu einer Zeit, wo der 
Verübung des beabfichtigten Verbrechens noch vorgebeugt 
werden Fann, durch eine freiwillige Anzeige zur Kenntniß einer 
obrigkeitlichen Behörde bringen, find mit aller Strafe zu ver: 
fhonen. Sn Hinficht der Anftifter hat die Selbftanzeige un— 
ter obigen Vorausfegungen nur Milderung der Strafe zur 
Folge. 

1) Land.-Act. L. Abthl. 3. Bd. S. 572. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 207 fg., 434. — Mitth. ©. 494, 4359. — Land.⸗Act. 
UN. Abthl. 2. Bd. ©. 614 fg. 3. Bo, ©. 537. _. Mitth. 
©. 3721 fg., 5536. 

2) Entwurf. Art. 113. 

Diejenigen Theilnehmer an einem aufrührerifchen Com⸗ 
plotte, welche vor der Bekanntmachung des beabfüchtigten 
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Aufruhrs und ehe ſie deshalb zur Unterſuchung gezogen wor— 
den, das Vorhaben der Obrigkeit anzeigen, ſind mit aller 
Strafe zu verſchonen. 


3) Wegen der am Schluſſe des Artikels ausgeſprochenen „Mil- 
derung der Strafe‘ vergl. Anmerk. 3 zu Art. 85. 


Art. 117. 


Eigenmächtige VBerfammlungen der Gemeinden und» Hand: 
werfsinnungen. 


Zufammentünfte der Gemeinden und Handwerksinnun— 
gen ohne Geftattung ihrer Obrigkeit oder derjenigen Perfonen, 
welche an dem Orte die polizeiliche Auffiht führen, find bei 
Gefängnißftrafe von Sechs bis zu Vierzehn Tagen für Theil: 
nehmer und von Vierzehn Tagen bis zu Vier Wochen.für die 
Anftifter oder verhältnißmäßiger Geldbuße unterfagt. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 572 fg. 11. Abthl. 1. Bd. 
©. 208. 2. Bd. ©. 434. — Mitth. ©. 494 fg., 4359. — 
II. Abthl. 2. Bdo. ©. 615. — Mitth. S. 3722. 


2) Entwurf. Art. 114. 
Zufammenfünfte der Dorfgemeinden und Handwerksin— 
nungen ohne Anzeige bei ihrer Obrigkeit ıc. 


3) Nah Inhalt des vorftehenden Artikels follen Zufammen: 
fünfte von Handwerksinnungen und Gemeinden nicht bloß 
dann beftraft werden, wenn fie von der Obrigfeit ausdruͤck— 
lich unterfagt worden find, fondern auch in dem Falle, wenn 
fie ohne vorher eingeholte Erlaubnig der Obrigkeit (felbft 
wenn diefe ganz unbedenklich würde ertheilt worden feyn) 
ftattgefunden haben. Zum Eintritt der Strafe in dem zu: 
legt erwähnten Falle ift jedoch erforderlich, daß die Theilneh: 
mer gewußt haben, daß die Verfammlung ohne obrigfeitliche 
Erlaubniß gehalten worden, oder doch ausreichende Gründe 
vorhanden find, aus denen fie dad Nichtvorhandenfeyn ber 
obrigfeitlichen Genehmigung fchließen mußten. Nur dann, 
wenn fie wirklich im Irrthume fich befanden, find fie nad 
Maasgabe des 68. Artifeld und unter den dafelbft angege: 
benen Vorausſetzungen ſtraflos. (Mitth. ©. 494 fg.) 
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4) Damit durch die Faffung des Artikels unerlaubte Verſamm— 
(ungen der Communen in fleinen Stäoten nicht ausgefchlof: 
fen werden, beantragten die Regierungscommiffarien, das 
Wort „Dorf wegzulaſſen. (Mitth. S. 3722 u. Land.: 

Act. Beil, z. III. Abthl. 2. Samml. ©. 703.) 


Art. 118. 
gLandfriedensbrud. 


Wenn mehrere Perfonen fid) zufammienrotten, um durd) 
widerrechtliche Angriffe gegen Perfonen, Grundftüde oder 
andre Gegenftände öffentliche Gewalt zu verüben, fo find, 

1) wenn noch feine Gewalt an Perfonen oder Sachen be= 
gangen worden, die Anftifter und Anführer mit Gefäng- 
niß bis zu Sechs Monaten, die übrigen Theilnehmer mit 
Gefängniß bis zu Drei Monaten, 

2) wenn aber an Perfonen oder Sachen Gewalt begangen 
worden ift, infofern diefe nicht in’ ein fchwereres Verbre— 
chen ausartet, die Anftifter und Anführer mit Arbeits: 

haus bis zu Sechs Jahren, die bewaffneten Zheilneh- 
mer mit Arbeitshaus bis zu Drei Jahren, und die un— 
bewaffneten Theilnehmer mit Gefängniß bis zu Einem 

Fahre zu beftrafen. 


Sit im legtern Falle die Gewalt von einer fo großen 
Menge und unter ſolchen Umftänden verübt worden, daß da— 
durch die Wirkfamkeit der Obrigkeit gelähmt, und ein Ein- 
ſchreiten derfelben verhindert wurde, fo kann die Strafe der 
Anftifter, Anführer und bewaffneten Iheilnehmer bis auf 
Zuchthaus zweiten Grades von Acht Jahren, und die der unz 
bewaffneten Zheilnehmer bis auf Arbeitöhaus von Drei Zah: 
ren gefteigert werden. 


Sit aber bei Einfchreiten der Obrigkeit derfelben wirk— 
lich Widerftand entgegengefest worden, fo treten die Strafen 
des Aufruhrs ein. 

14 
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1) Land. Act. I. Abthl 3. Bd. ©. 573 fg. IL Abthl. 4. Bd. 
©. 208, 215 fg. 2. Bd. ©, 434, 444, 754. — Mitth. S. 
499 fg., 4359 fg., 4395, 5664 fg. — Land.⸗Act. LI. Abthl. 
2. Bd. S. 615. 3. Bd. ©. 537 fg. — Mitth. ©.3722 fg., 
5536 fg. 


2) Entwurf. 
In felbigem war der worftehende Artikel nicht enthalten, 


3) Die Deputation der II. Kammer (©: deren Beriht Land.: 
Yet. Beil, z. II. Abthl. 1. Samm). ©, 85, fg.) permißte in 
diefem Kapitel die Verbrechen des Landfriedensbruchs, 
des Hausfriedensbruchs und einiger andern Arten von 
Privatgewalt, das erimen vis der Römer, fo weit es mich‘ 
durch die andern befomderd benannten Werbrechen, 3. B. 
durch den Aufruhr, Brandftiftung, Nothzucht, Entführung, 
Raub, u. f mw, betroffen werde, des fogenannten Friedens— 
bruchs. 


Die. Deputation bemerkte in. dieſer Beziehung: die Art, 
wie, man dieſe — unzweifelhaft, gefühlte — Luͤcke im Ent: 
wurfe theilmeife zu. befeitigen gefucht hat, dürfte nicht zu 
billigen feyn. Wenn man z. 3. im 110. Artikel Vergl. Art. 
113 des Geſ.-Bchs] es Aufruhr genannt hat, wenn meh— 
rere Perfonen: fich, zufammenrotten, um Gebäude oder andere 
Anlagen. zu: zerftören, fa. hat man: damit zwar den Landfrie⸗ 
densbruch getroffen, aber nur eine einzelne Art beffelben. 
Es kann aber überhaupt nicht als richtig anerkannt werden, 
das Verbrechen des Landfriedensbruchs dem des Aufruhrs 
gleichzuftellen, weil, wenn: auch. der Landftiedensbruch mit- 
dem, Aufruhre einige Merkmale, 5. B. Gewaltthätigkeit und: 
Zufammenrottung Mehrerer, gemein hat, bei. jenem doch das 
eigentlich Erfehwerende, die, Auflehnung, gegen die Obrigkeit, 
wegfällt. 


Wenn man ferner, im, gedachten Artikel 110 eine Zuſam⸗ 
menrottung Mehrerer, um Rache an Privatperfonen zu neh— 
men, unter den Begriff des Aufruhrs dann geftellt hat, fo: 
fern, dabei: Widerftand gegen die, Civil» oder Militairbehör: 
den, geleiftet wird, fp fragt. es fih, welche Strafe dann: eins. 
zutreten habe, wenn in den genannten Falle kein. Widerftand- 
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gegen die Obrigkeit vorfam? Der Gefesentwurf hat folchen- 
falls nirgends eine Strafbeitimmung. 

Ueber den Hausfriedensbruch hat der Gefekentwurf eben: 
falls feine Strafbeſtimmung. 

Eine Subjumtion diejer und andrer Falle unter fpätere Ar: 
tikel ded Entwurfs, die im Allgemeinen von Bedrohungen, 
Nöthigungen, Erpreffungen, Körperverlegungen, Injurien 
und Eigenthbumsbeichäadigungen handeln, wird immer nur 
vermiftelft einer mehr oder weniger gezwungenen Auslegung, 
oder unter Berufung auf die Beflimmungen des allge: 
meinen Theils vom Verſuche und der Vorbereitung eines 
Verbrechens, geichehen konnen, in den meiften Fallen gan; 
unmöglich feyn, und jedenfalls ben Nusen nicht gewähren, 
den Flare und bejtimmte Enticheivungsnormen für biefe Fälle 
in jeder Bezichung darbieten. 

Die Deputation empfichit Daher mehrere Zuiasartifel, und 
zwar außer zwei Artifeln (Art. 114 f. und 114 g.) über dic 
Zandftreicherei, und zwei Artifein (Art, 114 h. und 114 i.) 
über Bettelei, den hierher gehörigen Zuſatzartikel 114 b. 
vom Landfriedensbrude: 

„Wenn mehrere Perfonen fi zufammenrotten, und in 
fremde Wohnungen oder andere liegende Gründe widerrecht- 
lich einfallen, fey e8 um an Privatperſonen Race zu neh: 
men, oder um behauptete Nechte eigenmächtig durchzufesen, 
oder um den ruhigen Beſitz unbeweglicher Sachen oder die 
Ausübung eines Rechts oder Gewerbes zu flören oder zu 
entziehen, fo find 

1) wenn Feine Gemalt ıc. 

2) wenn an Sachen oder Perfonen Gewalt ıc. 

Sit aber 

3) bei Einſchreiten der Obrigfeit derfelben hierbei Widerftand 
entgegengefest worden, fo kann die Strafe der Anjtifter und 
Anführer und der bewaffneten Theilnehmer bis auf Zucht: 
haus eriten Grades, und die der gemeinen Theilnehmer bis 
auf Zuchthaus zweiten Grades gefleigert werben. ” 

Sie bemerkt ferner: die Strafen des Kandfriedensbruchs 
müffen im Allgemeinen milder ſeyn als die des Aufruhrs, 
weil bei jenem der erjchwerende Umſtand, die Auflehnung 
gegen die Obrigkeit namlich, nicht vorhanden ift. Nur wenn, 
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wie im dritten Falle, der Landfriedensbruch dem Aufruhr 
fich fo nähert, daß bloß in der anfänglichen Abficht der Frie— 
densftörer und der Aufrührer ein wefentlicher Unterfchied bleibt, 
erfchien es nöthig, dem erfennenden Richter zu überlaffen, 
bis zur Strafart des Aufruhrs hinaufgehen zu können, ob= 
ſchon feineswegs bis zur vollen Strafe des Aufrubrs. Im: 
mer nämlich wird die urfprüngliche Abficht des Verbrechers 
auch hier eben fo zu berüudfichtigen feyn, wie beim nicht prä: 
meditirten Zodtfchlage, dem Gebrauche der Waffen bei Ver: 
brechen gegen das Eigenthum u. ſ. w. 

Treffen aber mit einem Landfriedensbruche — Ver⸗ 
brechen, als Todtſchlag, Raub, Brandſtiftung u. ſ. w. zu: 
ſammen, ſo kommen dann die Grundſaͤtze uͤber den Zuſam— 
menfluß in Anwendung. 

4) Ueber den Unterſchied zwiſchen ofſen ausgeuͤbter und 
oͤffentlicher Gewalt hat das Oberappellationsgericht folgende 
Grundſaͤtze ausgeſprochen: Eine offen ausgeuͤbte Gewalt 
ſei mit einer oͤffentlichen Gewalt, wie ſie im Artikel 118 des 
Criminalgeſetzbuchs erfordert werde, keineswegs gleichbedeutend. 
Jene bezeichne die Art und Weiſe der Veruͤbung der Gewalt, 
dieſe den Gegenſtand, gegen welchen die Gewalt gerichtet. 
Dieſe koͤnne naͤmlich gegen ein einzelnes beſtimmt bezeichnetes 
Individuum gerichtet ſeyn, insbeſondere wenn der gewaltthäti: 
gen Handlung Beweggründe unterliegen, welche ſich bloß 
auf diefes Individuum befchränfen; dann fey die Gewalt 
ihrem Weſen und Charakter nah, Privatgewalt, auch 
wenn fie öffentlich, d. h. ohne das geringfte Beftreben, die That 
zu verheimlichen und der Kenntniß Andrer zu entziehen, 
verübt worden. Es Eönne aber auch die Gewalt entweder 
überhaupt, oder doch zugleich mit, nicht ſowohl gegen ein 
einzelnes Individuum, ald vielmehr gegen das öffentliche 
Antereffe gerichtet feyn, z. B. die Zerflörung von Gebäuden, 
oder von Maſchinen durd Perfonen, welche dabei einen all: 
gemeinen Zwed verfolgen; dann fey felbige eine öffentliche, 
auch wenn die Verbrecher bemüht gewefen wären, die Ur- 
heber zu verheimlichen. Ob im lestern Falle das Verbre— 
chen dem des Aufruhrs oder dem des Landfriedens- 
bruchs beizuzählen fey, werde jedesmal hauptlächlid Devon 
abhängen, ob dabei der Obrigkeit oder bloß Privatperfonen 
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Widerftand entgegengefeßt worden ſey (vergl. Art. 113 ver: 
bunden mit dem Scluffe des Art. 118). Wo aber eine 
öffentliche Gewalt in dem nur bezeichneten Sinne nicht vor: 
liege, koͤnne das Berbrechen des Landfriedensbruchs nicht 
angenommen werden, denn bei der ftändifchen Berathung 
habe man mit dem Ausdrucke: „öffentlihe Gewalt“ nichts 
Andres bezeichnen wollen, als eine folhe Gewalt, welche 
eine unmittelbare Beziehung auf öffentliche Berhältniffe 
habe, und durch welche mithin hauptſaͤchlich, und nicht bloß 
mittelbar, die öffentliche Sicherheit, nicht bloß die des Ein: 
zelnen, gefährdet werde. (Vergl. Jahrbuͤcher f. Saͤchſ. 
Strafrecht. 1. Bd. ©. 129 fg.). 


| Art, 419: 
Störung des Hausfriedens. 


Wer außer dem Falle des Landfriedensbruhs in eines 
Andern Wohnung oder dazu gehörigen gefchloffenen Bezirk 
widerrechtlich eindringt, oder wider deſſen ausdrüdlich erflär: 
ten Willen darin verweilt, foll wegen Störung des Hausfrie- 
dens auf Anzeige des Betheiligten beftraft werden: 

1) mit Gefängniß bis zu Sechs Wochen oder verhältniß- 
mäßiger Geldftrafe, wenn weder an Perfonen nod an 
Sachen Gewalt begangen wurde; 

2) mit Gefängniß von Sechs Wochen bis Arbeitöhaus von 
Einem Jahre, dafern das Eindringen mit Waffen ge: 
fchehen, oder Gewalt an Perfonen oder Sachen verübt 
ward, ohne daß diefe in ein ſchwereres Verbrechen über: 
geht. 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 134, 574 fg. II. Abthl. 
1.Bd. ©. 215 fg.. 269. 2. Bd. ©. 434, 927 fg. — Mitth. 
S. 499 fg., 587, 4359, 6169, fg. — Land.-Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 615. 3. Bd. ©. 819. — Mitth. ©. 3723 fg., 
6369. 


2) Entwurf. 
Derfelbe enthielt den vorftehenden Artikel nicht. 


3) Aus den bei vorftehendem Artikel Anmerf. 3. angeführten 
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Gründen ſchlug die Deputation der II. Kammer folgenden 
Zufaßartifel (Art. 114 c.) vor: 

„Wer, ohne die im vorigen Artikel bemerkte Verbindung, 
in eines ꝛc.“ 

Sleichlautend mit dem ins Geſetzbuch aufgenommenen 
Artikel, mit Ausnahme, daß unter 1 die Worte: ‚oder ver: 
hältnigmäßiger Geldftrafe” fehlten. 

-Diefem Artikel hatte die Deputation noch einen zweiten, 
als Artikel 114 d., beigefügt, des Inhalts: 

„Werden dergleichen Handlungen in koͤnigl. Reſidenzſchloͤſ⸗ 
fern, oder deren Zubehörungen, in Gerichts oder andern 
zum öffentlichen Dienfte beftimmten Gebäuden begangen, 
jo foll 

1) im Falle Num. 1. des Art. 114 ec. auf Gefängniß: 

ftrafe bid zu Einem Jahre; und 

2) in dem Falle Num. 2. defjelben Artifel$ unbedingt auf 

Arbeitöhausftrafe bis zu Drei Jahren erfannt werden,” 

Die Deputation bemerkte hierzu: Gegen die Aufnahme des 
Hausfriedensbruchs in dad Griminalgefeßbuc läßt fich vor— 
niehmlich anführen, einmal, daß man denfelben ohne große 
Befürchtung des Mißbrauchs nicht füglich als ein für fich 
beftehendes, felbftftändiges Verbrechen behandeln fünne, da 
derfelbe, wo er wirflich erfennbar fey, gewöhnlich von ans 
dern Vergehungen begleitet erfcheine, — und zweitens, daß 
das dem Begriffe angehötige Merkmal eines gemwaltthätigen 
Eindringens, verfchieden von einem bloß zudritiglichen Ein: 
treten, durch das Wort „widerrechtlih” nicht ftark genug 
hernorgehoben werde. | 

Allein gegen die erfte Ausftelung fommt in Betracht, daß, 
was den Mißbrauch anlangt, eine falfche Denunciation Feine 
Genugthuung finden, und jedenfalld nur dazu dienen wird, 
die Heiligkeit des Hausfriedens im Volke höher zu ftellen, 
und daß da, wo mittelft Hausfriedensbruchs minder fchwere 
Vergehen begangen werden, es den Regeln über Concurrenz 
angemefjener erfcheint, wenn jener als felbftftändiges Ver: 
brechen behandelt und hiernach die Strafe beftimmt wird. 
Das zum Thatbeftande defjelben gehörige Merkmal der Ge— 
walt aber wird durch den Ausdruck: „eindringen“ hinläng- 
lich bezeichnet. 
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Bon dem Landfriedensbruche unterfcheidet fih der Bruch 
des Hausfriedend dadurch, daß der erftere ein Gomplott bon 
mehreren Perjonen vorausjest, der leßtere auch ohne eine 
ſolche Verbindung von Einem oder Mehreren begangen wer: 
den fann. Auch find in dem Begriffe des Randfriedens- 
bruchs die Fälle der Selbithülfe aufgenommen, welche eben 
durch das hierzu kingegangene Complott Mehrer und die 
gemeinfame Gewalt eine härtere Strafe nach fich ziehen 
müffen, als fie nach dem Entwurfe zu erwarten hätten, wo 
man fie unter Art. 194 [Art. 204 des Gefekbuchs] fubfumi: 
ten müßte. (and. Act. Bei. z. II. Abthl. 1. Samml. 
©. 89 fg.). 

4) Bergl. Art. 169 über Störung der Ausübung öffentlicher 
Rechte. 

9) Die unter 1 erwähnte Geldftrafe ift wegen der bei Störung 
des Hausfriedens gewöhnlich flattfindenden VBerhältniffe, und 
weil das Vergehen von einer Injurie oder der Selbfthülfe 
oft ſchwer zu unterfcheiden, aufgenommen worden. (Kand.: 
Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 134.) 

6) Daß der Störer in der Abficht, den Hausfrieden zu fören, 
eingetreten, ift nicht norhwendig. (Appell. Ger. 5. Leip— 
zig, 1839). 

7) In Anfehung der Competenz der Juſtiz⸗ und Verwaltungs: 
behörde rüdfichtlih der Unterfuhung und Bejtratung vun 
Kuheftörungen, Exceſſen und des Hausfriedensbruchs vergl. 
Art. 203. Anmerf. 


Biertes Kapitel. 
Bon den Verbrechen wider das Leben. 


Art. 120. 
Thatbeſtaund des Verbrecheus der Tödtung. 


Bei denn Verbrechen der Tödtung ift es ohne Einfluß 
auf die rechtliche Beurtheilung der Tödtlichkeit einer Ver— 
legung, ob eine foldye in andern Fällen Durch Huͤlfe der Kunft. 
geheilt worden jey, ob ihr tödtlicher Erfolg durd) zeitige 
zwedmäßige Hülfe habe verhindert werden können, ob diefelbe 
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allgemein tödtlich jey, oder nur wegen der eigenthümlichen 
Leibesbefchaffenheit des Getödteten den Tod herbeigeführt habe. 


1) Land. Act. II. Abthl. 1. Bo.S. 217 — Mitth. S.500. — 
Land. Act. III. Abthl. 2.Bd. ©. 616. — Mitth. S. 3725. 

2) Entwurf. Art. 115. Gleichlautend. 

3) Motiven. (Land. Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 97.) 

Es find in diefem Kapitel einige Beſtimmungen über das 
Verfahren gegen Selbfimörder, wie fie in frühern, gegen: 
wärtig aber faft ganz außer Gebrauch gefommenen gefeb- 
lihen Vorſchriften enthalten find, nicht gegeben worden. 
Iſt die Selbfttödtung wirklich vollbracht worden, fo ift es 
unthunlich, eine Strafe dagegen auszufprechen und die Vor: 
fchriften wegen des Gebahrens mit dem Leichnam eines 
Selbitmörders fallen der Polizeigefeßgebung anheim. Eben 
fo wenig ift aber auch bei einem nur verfuchten Selbftmorde, 
zumal bei den unendlich verfchiedenen Motiven deffelben, 
eine Beftrafung geeignet, “den Selbftmörder von Fünftigen 
gleichen Verſuchen abzufchreden, oder ihn über die Immorali— 
tät einer folchen Handlung zu belehren, vielmehr find aud) 
in diefem Falle der Polizei und nach Befinden den Seelfor: 
gern die Maasregeln zu überlaffen, um die Ausführung des 
gefaßten Vorſatzes zu verhindern. 

4) Es würde offenhar zu weit. führen, und gegen den Sinn 
des Gefeßes feyn, wenn man den 120. Artikel fo erklären 
wollte, daß jede Verletzung, welche, gleichviel ob die nächfte 
oder entfernte Veranlaſſung zum Tode des Verletzten ge- 
geben, zur Anwendung der nachſtehenden Artikel ausreiche. 
Es wird vielmehr überall zum Thatbeſtande des Verbre— 
chens der Toͤdtung unbedingt erfordert, daß die Handlung 
des Thaͤters eine tödtliche Verlegung enthält, und als die 
nächfte Urfache des Todes des Verletzten erfcheint, wie aus 
dem Inhalte der Artikel 121 fg., namentlich des 121. und 
127. Art. unbejtreitbar hervorgeht. ES ift daher ſehr rich- 
tig, wenn Krug Studien ꝛc. II. Abthl. S. 38. bemerkt, 
daß das Gefeg immer eine tödtliche Verlegung vorausfeße, 
d. h. eine folche, die wirklich als Urfache des erfolgten To— 
des zu betrachten fey, daher denjelben habe herbeiführen koͤn— 
nen und herbeigeführt habe. Habe Iemand dem Andern 
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eine nicht tödtliche Verlegung. zugefügt, die aber durch 
ungeſchickte Behandlung tödtlich geworden, fo fünne er nicht 
wegen vollendeter Toͤdtung, fondern nur, je nachdem feine 
Abfiht auf Toͤdtung gerichtet gewefen, oder nicht, wegen 
nächften Verſuchs der (erft nachher von einem Andern ver: 
urſachten) Zödtung, oder wegen Körperverlegung beftraft 
werben. 


Art: TOT 
Mord. 


Mer die von ihm verurfachte Toͤdtung in Folge eines 
mit Vorbedacht gefaßten Entfchluffes, oder mit Weberlegung 
ausgeführt hat, ift ald Mörder mit dem Tode zu beftrafen. 


1) Land.-Act. II. Abthl.1.3d. S.217. — Mitth. S.501. — 
Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 616 fg. — Mitth. ©. 
3725 fo. 


2) Entwurf. Art. 116. > 
Mer die von ihm verurfachte Tödtung mit Vorbedacht 
befchloffen, oder mit Ueberlegung ausgeführt hat, ift als 
Mörder am Leben zu beflrafen. 

3) Ein gegen die Faſſung, namentlich gegen dad Wort „oder“ 
erregted Bedenken, wodurd es zweifelhaft werden folle, ob 
derjenige, der eine Zödtung nur befchloffen, mit demjenigen, 
der mit Ueberlegung die Zödtung ausgeführt, gleiche Strafe 
erleiden folle? beruht auf einem Mißverftändniffe, indem 
durch die Worte: „verurfachte Zödtung” zum Eintritte der 
Todeöftrafe erfordert wird, daß wirklich Jemand getödtet 
worden if. (Mitth. ©. 501.). 


Art, 122 


Haben mehrere Perfonen fich zur Verübung einer Mord- 
that vereinigt, und folche gemeinfchaftlich ausgeführt, fo find 
fie ohne Berüdfichtigung, von wem die tödtliche Verlegung 
dem Grmordeten zugefügt worden, insgefammt mit der To— 
deöftrafe zu belegen. (Art. 33.) 
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4) Land.-⸗Act. I. Abthl. 1. Bo. S. 217. — MitthrS. 501. — 
Land. Wet. III.Abthl. 2. Bd. S. 618. — Mitth. S. 3730fg. 
2%), Entwurf. Art. 117. Gleichlautend. 


are: 328 
Todtſchlag. 

Eine ohne Vorbedacht in aufwallender Leidenſchaft ver— 
übte Toͤdtung ſoll mit acht= bis zwanzigjaͤhriger Zuchthaus— 
ſtrafe erſten Grades geahndet werden. Wenn jedoch der Ge— 
toͤdtete durch beſonders ſchwere Beleidigungen oder thaͤtliche 
Mißhandlungen den Thaͤter zum Zorn gereizt hat, und dieſer 
dadurch auf der Stelle zu der That hingeriſſen worden iſt, 
ſo kann der Richter bis zu vierjaͤhriger Arbeitshausſtrafe her— 
abgehen, und iſt in einem ſolchen Falle auf Zuchthausſtrafe 
erſten Grades niemals zu erkennen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 575. II. Abthl. 1. Bd. 
S.218 fg. 2.80. S. 436. — Mitth. S. 501 fg., 4361 fg. — 
Land.» Act. III. Abthi. 2. Bd. S.618.— Mitth. S.3731 fe. 

2) Entwurf. Art. 118. 

Eine ohne Vorbedacht in aufmallender Keidenfchaft be: 
ſchloſſene und ausgeführte Ködtung foll mit acht» bis zwan— 
zigiahriger Zuchthausftrafe erften Grades geahndet werden. 

3) Der Bericht der Deputation der I. Kammer (Land.: Act. 
Beil, z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 96 fg.) enthält zu diefem 
Artifel folgende Bemerfungen: Durch das ganze Gefekbuch 
lauft das Princip, daß bei jeder Handlung, wo das Gegen 
theil nicht ausdruͤcklich beftimmt ift, Abfichtlichkeit zum Be: 
griff erfordert wird. Es ift jonach auch in diefem Artikel 
von einer zwar nicht vorbedachten, jedoch abfichtlichen 
Zodtung die Rede, wobei natürkich nad Art. 30. [Art. 31. 
bes Gef. Bchd] die mit unbeflimmter Abficht begangene Toͤd⸗ 
tung der mit beftimmter Abficht begangenen gleich geachtet 
wird, und die Präfumtion der Abfichtlichkeit gilt, wenn der 
Thaͤter den Erfolg vorausfehen mußte. Gleichwohl fcheint 
bier noch ein Fall zu fehlen: nämlich der, wenn die Abficht 
des Thäterd bloß auf Kötperverleßung ging, der Erfolg aber 
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ein töbtlicher war. Zwar könnte man geneigt ſeyn, dieſen 
Fall unter den Art. 127 (Art. 132 des Geſ.-Bchs.) erwähn- 
ten Körperverlegungen zu fuchen, aber auch dort gefchieht 
feiner nicht Erwähnung. Diefer Artikel erfordert nämlich, 
wie es die Natur jener Vergehen erheifcht, zum Eintritt der 
verfehiedenen angedrohten Strafen, (mit Ausnahme des 
Punkts unter 5) Feine Abfichtlichkeit des Erfolgs, fondern 
bloß, daß derfelbe mindeftens mit Wahrſcheinlichkeit 
vorausgefehen werden fonnte. Eines tödtlichen Er: 
folgs gedenkt er aber nirgends, fo. daß auf diefen Fall, wenn 
er im Gefeßbuche unerwaͤhnt bleibt, nur im Wege ber logi: 
ſchen Interpretation die ungenügenden Strafen der Punkte 
3 oder A angewendet werden fönnten. 

Die Deputation glaubte daher, daß dieſe Lüdfe irgendwo 
ausgefüllt werden müffe; es ſchien ihr aber am zweckmaͤßig⸗ 
ften, wenn dies in vorjtehendern Artikel gefchehe und der weg: 
gelaffene Fall mit der abfichtlihen unprämedirten Tödtung 
zugleich abgehandelt, und beide Arten der Tödtung mit ei: 
ner im Maafe etwas erweiterten Strafe bedroht würden, 
und zwar aus folgenden Gründen: 

4) Beide Arten der Zodtung gehen fo in einander über, 

daß eine firenge Sonderung kaum thunlich ſeyn möchte. 

2) Auch für die abfichtliche Toͤdtung fcheint das Mini: 

mum von 8 Jahren, befonderd bei vorhergegangener 
Reizung (weicher andre Gefeßgebungen einen bedeutend 
mildernden Einfluß zugefiehen) etwas zu hoch. 

Die Deputation beantragte dem gemäß folgende Faſſung 
des Artikels: 

„re. ausgeführte rechtswidrige Handlung, die ben Tod ei: 
nes Menſchen zur Folge gehabt hat, die Abfiht mag nun 
auf Tödtung oder auf Koͤrperverletzung gerichtet gewefen 
feyn, ift, wenn letztern Falls der eingetretene Erfolg minde- 
ſtens mit Wahrfcheinlichfeit vorausgefehen werden konnte, 
mit Bier bis Zwanzig Jahren Buchthaus erfien oder zwei: 
ten Grades zu beſtrafen.“ 

4) Die Deputation der II. Kammer (Land. Act. Beil. z. 
Il. Abthl. 1. Samml. ©. 92 fg.) bemerfte: 

Der in diefem Artikel aufgeftellte Begriff des Todtſchlags, 

als einer ohne Vorbedacht, in aufwallender Leidenfchaft be- 
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fchloffenen, und «in demfelben Affecte) ausgeführten Töd- 
tung, im Gegenfage zum Morde (Art. 121) ift vollfommen 
flar. Nach pinchologiichen Geſetzen ift es kaum anders 
denkbar, als daß ein nicht vorbedachter, ohne Ueberlegung 
zur Handlung gereifter Entſchluß in einem Affecte, einer 
leidenjchaftlihen Aufwallung des Gemüths feinen Entite: 
hungsgrund haben müffe. 

Allein, welches die Anreizungen waren, welche den Thaͤ— 
ter in einen fo heftigen Affect verfesten, daß er fofort zur 
That hingeriffen wurde, das wird in der Beurtheilung der 
Schwere des Verbrechens einen weientlichen Unterfchied 
machen. Wer möchte leugnen, daß es Beleidigungen und 
Beihimpfungen geben Fönne, die fo befonders ſchwer, glüd- 
und ehrvernichtend, — Mifhandlungen, die fo empfindlich 
find, daß felbjt der befonnene Mann zum Aeußerften hinge— 
riffen werden kann? Für einen folchen Fall würde felbft das 
Minimum der im Artikel gegebenen Strafbeftimmung, ja 
ſchon Zuchthausftrafe an fich, eine zu fchwere, mit der fub: 
jectiven Gefährlichkeit des Thaͤters in feinem richtigen Ver— 
haliniffe ftehende Strafe ſeyn. Es ift daher nothwendig, 
dafür eine Strafbeflimmung aufzunehmen, welche dem Rich: 
ter hinlänglicheren Spielraum giebt, die große Verſchieden— 
heit in der Verichuldung innerhalb der gefeßlichen Grenzen 
zu beachten. 

Nah dem Vorgange des Hannoverſchen Entwurfs Art. 
229, de3 Würtembergifchen Entwurfs Art. 229, und eini: 
ger andern Entwürfe, fchlug daher die Deputation folgen: 
den Zufaßartifel (Art. 118 b.) vor: 

„Wenn jedoch der Getödtete den Thaͤter durch ganz be: 
ſonders fchwere Beleidigungen, öffentliche Beihimpfungen, 
oder thätliche Mißhandlungen zum Zorn gereizt hat, und 
diefer dadurch auf der Stelle zur Zhat hingeriffen worden 
ift, fo ift auf Arbeitshausftrafe nicht unter Bier Jahren, bei 
Zuchthausſtrafe zweiten Grades nicht über Acht Sahre, zu 
erkennen.‘ 

Die Deputation war der richtigen Anficht, daß nad) diefem 
Zufaße auch der bekannte Fall der vorſaͤtzlichen Toͤdtung 
des Ehebrechers und der Ehebrecherin von Seiten des be: 
fhimpften und in Affect verfesten Ehemannes gebührend 
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geahndet werben fönne, indem die heutigen Begriffe. nicht 
nur die Straflofigkeit des römischen Rechts -und der. Caro- 
lina, fondern wohl auch eine allzugelinde Strafe verwerfen 
dürften. 

5) Das Hauptkriterium zwifhben Mord und Todtſchlag be— 
fteht insbefondere darin, daß bei leßterem weder Vorbedacht, 
noch ruhige Weberlegung ftattgefunden hat, vielmehr Be: 
ſchluß und That faft in einem Augenblide zufam- 
mengefallen find. Um jedoch einem aus der Zufammen: 
ftelung der beiden Worte „befchloffene und ausgeführte” 
etwa entftehenden Mißverftändniffe zuvorzufommen, fchlug 
die Staatöregierung vor, jene Worte mit dem Worte: „ver: 
übte” zu vertaufchen. (Mitth. S. 501.) 

6) Es hat in der. I. Kammer eine fehr weitläufige Debatte 
darüber flattgefunden (vergl. Mitth. ©. 501 fg.) : 

a) Ob durch den Artikel die Drei Fälle getroffen werden 
follten, 
a) wo der, welcher den Zodtichlag begeht, die Toͤd— 
tung beabfichtigte; 

P) wo derfelbe nur körperliche Verlegung beabfichtigte, 

dennod aber Toͤdtung erfolgte, und 

y) wo er Beides alternativ beabfi ichtigte, aber die Toͤd⸗ 

tung erfolgte. 

. Ob die in dem hier zur Anwendung fommenden 30. 
Artikel (31. Art. des Geſetzbuchs) enthaltene Beftim- 
mung, daß bei einer mit Vorſatz verübten gefeßwidri: 
gen Handlung ber eingetretene Erfolg auch dann als 
von dem Thaͤter beabfichtigt anzunehmen fey, wenn 
die Handlung von einer folhen Befchaffenheit war, 
daß der Zhäter den wirklich eingetretenen Erfolg vor: 
ausfehen mußte, damit gleichbedeutend fey, daß er 
den Erfolg mit in — vorausfehen 
fonnte. 

Nach dem Refultate der Verhandlung iſt ſowohl das Eine 
als das Andere zu bejahen. 
c. Ob der fogenannte gerechte Zorn ald Strafmilde— 
rungsgrund aufzuführen fey. 
In der letztern Beziehuug erklärte die Staatöregierung, 
daß fie bedenklich gefunden, bei vorliegendem Artikel den 
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Zorn, gerechten oder ungerechten, ald einen Milderungs- 
grund ausprüudlic aufzunehmen, theild weil der Zorn, felbft 
in dem höchiten Grade, eine völlige Belinnungslofigkeit 
nicht herbeiführe, fondern nur eine fehr heftige Gemuͤths— 
bewegung, mithin von einer Straflofigfeit nicht die Rede 
feyn könne, theil$ weil man, wenn man einen jolben Mil: 
derungsgrund anerkennen wollte, genöthigt feyn würde, ihn 
auch bei vielen andern Berbrechen, ald beim Zodtichlage, 
gelten zu laffen, theild weil durd) die Nelativität der Stra: 
fen dem Richter genugiamer Spielraum gegeben jey, um 
in jedem concreten Falle bei Beſtimmung der Strafe auf 
dergleichen mildernde Umftände Rüdficht zu nehmen, theils 
weil in den Fallen, wo felbfi das Minimum der Strafe 
noch als zu hoch ericheine, die Begnadigung um fo mehr 
am rechten Plage ſeyn werde, als diefe die Ehre des gereiz- 
ten Thaͤters durch die Wahl einer mildern Strafart fchonen 
fönne. 

Die Deputation der Il. Kammer fagte in ihrem ander: 
weiten Berichte (Land. Act. Beil. z. Ill, Abthl. 2. Samml. 
©. 715) in obiger Beziehung: 

Der Deputation ift der Art. 30 (Art. 31 des Gefesbuchs) 
vollkommen deutlich erſchienen, und fie vermag unter den 
Ausdrüden „vorausfehen müffen” und „mit höchfter Wahr: 
fcheinlichfeit vorausfehen koͤnnen“ irgend einen practijchen 
Unterfchied nicht aufzufinden, da es ſich hier nicht von der 
Nothwendigkeit oder Wahrfcheinlichkeit eines Erfolges, fon: 
dern eined Gedankens handelt, der ald etwas rein Geiftiges 
und individuell Subjectives, objectiv nicht unmittelbar er: 
kannt, ſondern flet3 nur aus den Uuſtaͤnden gefolgert wer: 
den Fann. 

Die Toͤdtung aber aud dann ohne Unterfchieb als beab: 
fichtigt anzunehmen, wenn die Handlung nur auf Körper: 
verleßung gerichtet war, dürfte zu weit führen. Laſſen die 
Umftände der Handlung den Begriff des dolus indirectus 
oder alternativus zu, fo fommt der Art. 30 (Art. 31) zur 
Anwendung; außerdem fann entweder die Strafe der jchwer: 
ften Körperverlegung in Art. 127 (Art. 132) unter 3 und 4, 
oder die Strafe der fahrläffigen Toͤdtung (Art. 127) eintre: 
ten, fofern nicht der Tod rein zufällig war. 
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7) Der Ausdruck: „auf der Steble“ bezeichnet nicht hloß 
dieſelbe Localitaͤt, ſondern, wie dies auch mit dem lateini- 
ſchen Worte illico der Fall ift, zugleich den Begriff „sofort, 
fogteich, alsbald,” und in diefem Sinne vornehmlich ift er 
bier gebraucht worden. (Dib.:Appell.:Ger) Die That muß 
als der unmittelbare Ausbruch des durch die vorhergegan⸗ 
gene Beleidigung oder Mißhandlung gereizten: Zornes er— 
feinen. (Appell. = Ger. 3. Budilfin) Jahrb. f. Saͤchſ. Strafr. 
J. Bd. 2, Hft. S. 263. fg. 

8) Aus den oben gegebenen Erläuterungen folgt, daß felbft bei 
der durch den gerechteften Zorn erregten heftigften Gemuͤths— 
bewegung niemald unter Vier Jahr Arbeitshaus evfannt 
werden kann. 

9 Ein berüchtigter, oft beftrafter Dieb hatte bei: feiner Felt: 
ahme, nachdem er zuvor die geftohlnen Sachen weggeworfen, 
ſich widerfegt, fein Taſchenmeſſer herausgezogen, und damit 
Einen, der ihn feftuehmen, wollen, an. verfchiedene Stellen 
feines Körpers, namentlich auch in die Bruft: geftochen. 
Das, Appell,:Ger. z. Leipzig fubiumirte diefen. Fall un: 
ter Art. 121. 31 und 26, denn von einer aufwallenden 
Leidenfchaft, welche bei, Anwendung des Art. 123 vor- 
ausgefegt wird, Fann in diefem Falle ganz unbezweifelt nicht 
die Rede feyn, fondern lediglich davon, daß der Thaͤter jedes 
Mittel, ſey es auch die Zödtung des Gegners, zu Errei: 
chung feines Zwedes, feiner Befreiung, angewendet, Das 
Db.-Appell.:Ger. wendete jedoch auf diefen Fall Art.. 123: 
und 26 an, beflätigte aber, die erkannte zehnjährige Zucht: 
hausfirafe erften Grades. 1840. 


Art, 124, 


Wenn Jemand in einem Handgemenge mit mehrern 
Perfonen getödtet worden ift, fo ift jeder Theilnehmer, wel- 
her dem Entleibten eine tödtliche Verlegung beigebracht hat, 
ald Todtfchläger, jeder Andere aber nur nad) Verhältniß def- 
jen, was er ſich zu Schulden gebracht, zu betrafen. Sind 
die von mehren Theilnehmern. eines: Handgemenges dem Ent: 
leibten beigebrachten: Verlegungen. nicht einzeln, fondern nur 
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durch das Zufammentreffen toͤdtlich, oder ift der Urheber der 
tödtlichen Verlegung nicht zu ermitteln, fo ift, infofern im 
letztern Falle die einzelnen Theilnehmer ihre Mitwirkung bei 
der tödtlichen Verlegung nicht von ſich abzulehnen vermögen, 
gegen diefelben auf Zuchthausftrafe zweiten Grades bis zu 
Zehn Jahren zu erkennen, 

1) Kand.» Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 575 fa. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 223. 2. Bd. ©. 436. — Mitth. S. 515, 4362. — 
Land. = Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 618 fg. — Mitth. ©. 
3732 fg. 

2) Entwurf. Art. 119. 

Den lebten Satz: „oder ift der Urheber ıc. — vermoͤ— 
gen”, enthielt der Entwurf nicht. 

3) Es ift hier bloß der Fall gemeint, wenn die Zödtung im 
Handgemenge eine unprämeditirte war. Eine Tödtung mit 
Vorbedaht, wenn fie auch im Handgemenge begangen wor- 
den, ift nad Art. 121 und 122 als Mord zu beftrafen. 
(Land. Act. Beil. 3. II. Abthl. 1. Samml. ©. 97.) 


art 1233. 


Sit der Thäter durch das ausdrüdliche und ernfte Ver: 
langen des Getödteten zu der Toͤdtung beſtimmt worden, fo 
ift auf Gefängnißftrafe von Sechs Monaten bis zu Drei Jah— 
ren oder Arbeitöhausftrafe bis zu Vier Fahren zu erkennen. 

1) Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 576. Il. Abthl. 1. Bd. 
©. 223. — Mitth. ©. 515. — Land.: Act, III. Abthl. 
2. Bd. ©. 619. — Mitth. ©. 3733. 

2). Entwurf. Art. 120. 

In felbigem war das Minimum auf Ein Jahr feftgefebt. 

3) Die Deputation der I. Kammer fchlug bier eine Herab⸗ 
feßung des Minimi auf Schs Monate Gefängniß vor, weil 
hier manche fehr zu entfchuldigende Fälle, 3. B. die Toͤd⸗ 
tung eines toͤdtlich Verwundeten auf dem Schlachtfelde auf 
fein Verlangen, vorkommen Fönnten. (Land.= Act. Beil. 

3. II. Abtht. 1. Samml. ©. 98.) 

4) Wegen ded Selbſtmords vergl. Art. 120, Anmerk. 3. 
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Art. 126. 
" Kindesmord, 


Eine Mutter, welche ihr uneheliches Kind während der 
Geburt oder in den erften Vier und Zwanzig Stunden nad) 
derfelben um das Leben bringt, ift mit vier- bis funfzehnjäh: 
tiger Zuchthausftrafe zweiten Grades zu belegen. 

Bei Abmeffung der Strafe ift vorzüglich zu berüdfich- 
tigen, ob fie den Entfchluß zu Toͤdtung des Kindes ſchon vor 

der Entbindung, oder erft während oder nach derfelben ge— 
faßt hat. Iſt jedoch mit Gewißheit oder großer Wahr: 
fcheinlichkeit anzunehmen, daß das lebend geborne Kind nicht 
lebensfähig war, fo ift die na) vorftehender Beſtimmung 
verwirfte Strafe auf die Hälfte herabzufegen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 576. 1. Abthl. 1. Bd. 
S. 223. — Mitth. ©. 515 fg. — Land. Act. II. Abthl. 
2. Bd. ©. 619. — Mitth. ©. 3733. 

2) Entwurf, Art. 121. 

Das Minimum der Strafe im erften Sabe war mit Acht 
Sahren angegeben. 

3) Motiven. (Land. Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 97 fg.) 

Bei der in diefem Artifel angeordneten gelindern Beſtra— 
fung für das Verbrechen des Kindesmords ift vorzüglich 
der aufgeregte, auf die Geiftesthätigkeit heftig einwirfende 
Zuftand berudfichtigt, in welchen eine Gebährende durch den 
Geburtsact verfegt wird. Es ift deshalb nothwendig, einen 
Zeitpunft zu beftimmen, bis zu welchem die gewaltfame 
Aufregung zu einiger Entjchuldigung der verübten verbre- 
cherifchen Handlung zu gereichen vermag, und es iſt ange: 
meffen erfchienen, in Uebereinftimmung mit dem Bairifchen _ 
Entwurfe Art. 245 und dem Würtembergifchen Art. 232 
diefen Zeitpunft bis auf Vier und Zwanzig Stunden nad) 
der Geburt feftzufeßen, da in der Regel bis dahin ein fol- 
cher aufgeregter Zuftand angenommen werden fann. Es be— 
darf übrigens Feiner Erinnerung, daß bdiefe mildere Beur: 
theilung des begangenen Verbrechens nur bei der Beſtra— 
fung der Kindesmörderin felbft von Einfluß feyn kann, und 
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daß mithin ein gleicher Theilnehmer an der Toͤdtung eines 
Kindes waͤhrend der erſten Vier und Zwanzig Stunden 
nach deſſen Geburt nicht mit der Strafe des Kindesmordes, 
ſondern mit der des Mordes zu belegen ſeyn wird. 

4) Die Deputationen beider Kammern waren daruͤber einver— 
ſtanden, daß bei den mannichfachen mildernden Ruͤckſichten, 
welche bei den Verbrechen des Kindesmords und der Ab— 
treibung der Leibesfrucht eintreten, insbeſondere bei ganz 
jungen Perſonen, und wenn die Toͤdtung, wie ſo oft der 
Fall iſt, nicht durch eine Handlung, ſondern durch eine Un: 
terlaffung bewirkt wurde, ingleichen bei der Abtreibung, 
wenn die Schwangerfchaft noch ganz in ihrem Anfange 
war, eine Herabjeßung des Minimums des Entwurf ange: 
meflen fey. (Land. Act. Beil. 3. II. Abthl. 1. Samml. ©, 
98. — Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 93.) 

d) Unter dem Ausdrude: „um das Leben bringt”, find auch 
unzweifelhafte dolofe Unterlaffungen, 3. B. doloſe Unter: 
laffung der Unterbindung der Nabelfchnur zu verftehen. 
(Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 93.) 

6) Bei’ der vorfäglichen Zödtung einer wirklichen Mola oder 
Mißgeburt fönnen, je nach den Fällen, eine polizeiliche 
Ahndung oder die Beflimmung des Artikels 27 Pla& greifen. 
(Land.:Act. a. a. D.) 


Art. 127: 
Zödtung aus Fahrläffigkeit. 


Wer durch eine aus Nachläffigkeit, Unvorfichtigkeit oder 
Ungefchidlichkeit fi zu Schulden gebrachte Handlung oder 
Unterlaffung den Tod eines Menfchen verurfacht, ift nach 
dem Grade des ihm hierbei zur Laft fallenden Verfchuldung 
mit Gefängniß von Vier Wochen bis zu Zwei Jahren, oder 
Arbeitshaus von Einem bis zu Drei Jahren zu beftrafen. 

1) Land. Act. IL. Abthl. 1. Bd. S. 24 — Mitth. ©. 
516 fg. — Sand.» Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 619 fg. — 
Mitth. ©. 3733 fo: 

2) Entwurf. Art. 122. Gleichlautend. 
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3) Die Ueberfchrift des Artikeld zeigt, daß zu deſſen Anwen- 
dung überall bewiefene Fahrlaͤſſigkeit vorausgefest wird. 
Daraus folgt, daß folche auch bei den im Artikel beifpiels: 
weife erwähnten Fällen der „Ungefchilichkeit” und „‚Unter- 
laffung‘ vorhanden feyn muß. 

4) Die Minorität der Deputation der 1I. Kammer war der 
Anfiht, daß bei allen culpofen Handlungen, wo es durch: 
aus an der verbrecherifchen Abficht mangele, jede andere 
Strafe, als die des Gefängniffes, unangemeffen fey. (Land.- 
Act. Beil. 3. HI. Abthl. 1. Samml. ©. 94.) Die Staats- 
regierung vertheidigte jedoch den Entwurf, und führte als 
Beifpiele, wo Gefängnißftrafe offenbar ungeeignet, auf: 
Diebe hatten die Stallthüre eines Bauerngehöftes von au- 
fen verfchloffen, um den Knecht zu verhindern, herauszu: 
fommen und fie, während fie auf dem Getreideboden waren, 
zu ftören. Sie ließen das Licht auf dem Boden ftehen, das 
Haus wurde in Flammen gefest, und der eingefperrte 
Knecht verbrannte dabei, Als ein zweites hierher gehöri- 
ges, heutzutage nicht feltenes Beiſpiel wurde der Fall er- 
wähnt, wenn ein Medicafter, der fchon durch häufige 
Strafen von dem unbefugten Kuriren hat abgehalten 
werden follen, und fich doch nicht davon zurüdbringen laf- 
fen, durch grobe Vernachlaͤſſigung und die auffallendfte Un: 
gefchicktheit den Zod eines Menfchen herbeigeführt habe. 

Im Allgemeinen ift, da die Verhältniffe, unter welchen 
eine fahrläffige Toͤdtung flattfindet, fehr verfchieden fich ge: 
falten können, flet3 auf die Befchaffenheit der Handlung 

Ruͤckficht zu nehmen, welde eine fahrläffige Tödtung zur . 
Folge gehabt hat. (Mitth. ©. 3734.) 


Art. 128. 
AUbtreibung der Leibesfrucht. 


Wenn eine Schwangere durch äußere oder innere Mittel 
ihre Frucht im Mutterleibe tödtet, oder vor der gehörigen 
Reife abtreibt, fo ift fie mit Arbeitshausftrafe von Einem bis 
zu Drei Jahren, oder Zuchthausftrafe zweiten Grades bis 
zu Drei Jahren zu belegen. 
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Diefelbe Strafe trifft denjenigen, welcher bei der An- 
wendung von dergleichen Mitteln der Schwangern behülflich 
geweſen ift. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 576. I. Abthl. 1. Bd. 
©. 224 fg. — Mitth. ©. 515 fg. — Land.-⸗Act. III. Abs 
thl. 2. Bd. ©. 620. — Mitth. ©. 3737. 

2) Entwurf. Art. 123. Als Minimum war Ein Jahr Zucht—⸗ 
haus feſtgeſetzt. 

3) Vergl. Art. 126. Anmerk. 4. 

4) Da der Entwurf in diefem Artikel die bisherige Praris vers 
läßt, welche nach Sachfenrecht unterfcheidet, ob die Abtreis 
bung der Frucht in der erften oder in der andern Hälfte der 
Schmwangerfchaft. erfolgt ift, oder welche mindeſtens berüd- 
fihtigt, ob die abgetriebene Frucht bereits Lebensbeweguns 
gen von fich gegeben, oder nicht, fo erfchien der Deputation 
der II. Kammer die Strafbeftiimmung des Artikels zu ab: 
folut, und Zuchthausftrafe in vielen Fallen zu hart. Sie 
fchlug daher, weil jene Unterfcheidungen im Allgemeinen 
in der Natur der Sache gegründet, und immer Milde: 
rungs⸗ oder Erſchwerungsmomente darbieten würden, (vergl. 
Feuerbachs Lehrbuch Art. 395 und 396 nebſt Note des 
Herausgebers) die erfolgte Herabfegung der Strafe vor. 
(Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 94 fg.) 

5) Der Antrag, daß die Strafbeflimmung für den Gehülfen 
im Minimum nicht fo weit herabgefeßt werde, als für die 
Schwangere und Zhäterin felbft, weil dem erftern die Mil: 
berungsgründe, welche der letztern zur Seite ftehen, nicht zu 
ftatten kaͤmen, wurde zwar abgelehnt, weil bei dem Gehül: 
fen eben fo wohl, als bei der Zhäterin, Entfchuldigungss 
gründe eintreten Fönnen, die bei beiden ein gleiches Minis 
mum rechtfertigen, allein dabei zugleich ausgeſprochen, daß 
in den meiften Fällen der Gehülfe ftrafbarer feyn werde, als 
die Thaͤterin felbft. Als Beifpiele für eine milde Beurtheiz 
lung des Gehülfen wurden insbefondere angeführt, wenn 
ein junger Mann, der Antheil an dem Mädchen nimmt, 
aus Liebe für fie, und um fie der Schmad zu entziehen, 
Hülfe leiftetz wenn eine Schwefter der Schwefter aus Liebe 
behülflich iftz wenn ein Dienftbote, der mit der Schwan: 
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gern im Dienfte ift, bloß aus Zuneigung für fie, ihr das 
Abtreibungsmittel verfhafft. (Mitth. ©. 517.) 


Art. 129. 


Zit die Anwendung folcher Mittel von einer andern Per: 
fon ohne oder wider den Willen der Schwangern erfolgt, und 
dadurch der Tod der Leibeöfrucht oder die unzeitige Entbin- 
dung oder der Tod der Mutter verurfacht worden, fo ift der 
Thaͤter mit Zuchthaus zweiten Grades von Zwei Jahren bis 
zu Zuchthaus erften Grades von Acht Fahren zu beftrafen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 576. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 225. 2. Bd. ©. 436, 754. — Mitth. ©. 517 fg., 
4362, 5665. — 2ands =» Act. II. Abthl. 2.Bd. ©. 620 fg. 
3. Bd. ©. 538. — Mitth. S. 3737 fg., 5538. 

2) Entwurf, Art. 124. 

Anftatt „andern Perfon” ftand: „dritten Perſon“. 
Die Strafe war mit Zuchthaus erften Grades von Bier 
bis Sechs Sahren feitgefegt. 

3) Das in diefem Artikel gebrauchte Wort: „„unzeitige Ent: 

bindung“ iſt von einer folchen zu verftehen, auf welche der 
Tod des Kindes erfolgt ift, wie auch die Analogie des 128. 
Artikels, wo von einer Abtreibung vor gehöriger Reife die 
Rede ift, beweiſt. (Land. Act. Beil. z. IT. Abthl. 1. 
Samml. ©. 98.) 

4) Man fprach fich gegen die im Entwurfe beinahe abfolut 
angedrohte Strafe aus, weshalb denn diefelbe mit Rüdficht 
auf die große Mannichfaltigkeit der Sale, welche unter die— 
fen Artikel ſubſumirt, und die große Abftufung der Straf: 
barkeit in fubjectiver und objectiver Ruͤckſicht, welche da: 
durch an die Hand gegeben wird, fo wie darauf, daß das 
Verbrechen dem der Toͤdtung nahe verwandt ift, und mit 
vieler Bosheit ausgeübt werden kann, dem durch das ganze 
Geſetzbuch gehenden Principe relativer Strafen entiprechen- 
der feflgefegt worden iſt. (kRand.-Act. Beil. z. IL Abthl. 
1. Samml. S. 98. — Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. S. 95.) 

5) Es liegt in der Natur der Sache, daß man einer Mutter 
ein ſolches Verbrechen leichter verzeiht, als einer dritten 
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Perfon. Eine Mutter hat ein gewiſſes Anrecht auf die 
Frucht, die fie gebähren fol; ed. kommt dazu, daß fie durch 
Berhältniffe, durch die Furcht vor der Schande, verleitet 
werden fann, ein ſolches Verbrechen zu begehen. Ueber: 
haupt ift die Gefeßgebung bei dem Kindesmorde und bei 
Abtreibung der Leibesfrucht milder, als bei andern Morden; 
allein auf dritte Perfonen kann man diefe Milde nicht aus— 
dehnen. Wenn auch der Dritte es nicht wider Willen, 
fondern nur ohne den Willen der Schwangern gethan, fo 
ift das Verbrechen dennoch ein doppeltes, ein Verbrechen 
gegen die Mutter, der das Kind abgetrieben wird, und der alfo 
die Mutterrechte entzogen werben, und ein Verbrechen gegen 
das Kind felbft, welches getödtet wird. (Mitth. ©. 3738.) 

6) Die Worte: „ohne den Willen ber Schwangern’ find nicht 
fo zu verfiehen, als fey die That zwar ohne den ausdrüd: 
lich erflärten Willen der Schwangern, aber in Folge ftill- 
fchweigender Einwilligung berfelben erfolgt, denn in lebte: 
rem Falle würde immer eine Zuftimmung vorhanden feyn, 
weshalb man nicht fagen Fönnte, die That fey ohne den 
Willen der Mutter gefchehen. In einem folchen Falle würde 
der Thaͤter ald Theilnehmer und Gehülfe zu Abtreibung 
der Leibesfrucht zu beftrafen feyn. (Mitth. S. 3738.) 


Art: 130. 
VBerheimlichung der Geburt. 

Eine Frauensperfon, welche ihre Niederkunft in der 
Maße verheimlicht, daß dadurch die nöthigen Hülfsleiftungen 
von Seiten andrer Perfonen ausgefchloffen werden, ift mit 
Einem bis zu Sechs Jahren Arbeitshaus zu beftrafen, wenn 
die Verheimlichung in der Abficht, das Kind zu tödten, ge- 
fhehen, die Ausführung diefer Abſicht aber durch Außere 
Umftände verhindert worden ift. 

Die Verheimlihung der Niederkunft ohne diefe Abſicht 
ift mit zwei= bis dreimonatlichem Gefängniffe zu beftrafen, 
infofern nicht wegen des dadurd) veranlaßten Ablebens des 
Kindes die Strafe der fahrläffigen Toͤdtung eintritt. 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 576 fg. U. Abthl. 1. Bd 
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©. 229 fg., 44, 2. Bd. ©. 436 fg. — Mitth. ©. 518 
fg., 553, 4362. — Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bd, ©. 
621. — Mitth. ©. 3739. 

2) Entwurf. Art. 125. 

Eine Frauensperfon, welche ihre Niederfunft verheimlicht, 
ift mit Zuchthausftrafe zweiten Graded von Zwei bis Bier 
Jahren zu belegen, wenn die Berheimlichung ıc. 

3) Motiven. (Land. Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 98.) 

Bei der in diefem Artifel der VBerheimlichung der Geburt 
angedrohten. Strafe ift vorausgefegt, daß eine folhe Ver: 
heimlichung die Entfernung aller Hülfsleiftung von Seiten 
anderer Perfonen bezwedt. Es erjcheint folchemnach bie 
heimliche Nieberfunft an ſich dann nicht als frafbar, wenn 
die Gebährende dabei die erforderliche Hülfsleiftung fich zu 
verfchaffen gewußt, und die gehörige Sorgfalt für die Er: 
haltung des von ihr zu gebährenden Kindes angewendet hat. 

4) Bei der im zweiten Sabe des Artifeld erwähnten, mit zwei- 
bis dreimonatlichem Gefängniffe zu beftrafenden Verheim— 
lichung der Niederfunft wird eine hülflofe Niederkunft, d. i. 
eine folche vorauögefest, wobei, oder in deren unmittelbarer 
Nähe, gar Niemand geweſen ift. (Land. Act. Beil. z. 
III. Abthl. 1. Samml. ©. 9.) 

5) Es wurden bei Berathung dieſes Artikeld in der J. Kam: 
mer inöbefondere zwei Bedenken erregt: (Mitth. ©. 519 fg.) 

A. Ob die Verheimlichung auf die bevorſtehende oder 

erfolgte Niederkunft, oder auf beide zugleich fich 
beziehe? ı 

Man beantragte deshalb, daß die leßtere Annahme im 
Artikel ausprüdlich ausgefprochen werde. Darauf erklärte 
die Staatsregierung, daß ein folder Zuſatz unnöthig Tey, 
weil im Artikel nicht der bevorfiehenden Niederfunft ges 
dacht, mithin die Beziehung auf die erfolgte nicht ausge: 
fchloffen fey, indem fih auch Falle denken ließen, wo eine 
bereitö erfolgte Niederkunft verheimlicht werden Eönne, ohne 
daß fihon eine Handlung des verfuhten Kindesmords 
porliege, Die bloße Verheimlihung einer Niederkunft,, 
felbft in der Abficht, das Kind zu tödten, würde nur als 
eine vorbereitende Handlung erfcheinen, und als folhe an. 
und für ſich nicht firafbar feyn, bafern nicht, wie in der 
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Regel der Fall feyn werde, mit Rüdficht auf die dabei con: 
currirenden Handlungen, indbefondere die von der Mutter 
getroffenen Beranftaltungen, ein verfuchter Kindesmord vor⸗ 
liege. Dagegen ift in dem anderweiten Berichte der De: 
putation der II. Kammer (Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 
2. Samml. ©. 723) bemerkt, daß es ſtets nothwendig fey, 
daß die Verheimlihung der Schwangerfchaft bis zur Nie: 
berfunft fortgefeßt worden, daß mithin hierdurd der Aus: 
drud „bevorftehende‘ von felbft ausgefchloffen werde. Das 
Wort „erfolgte” fey unnöthig, da von einer Niederkunft 
erft die Rede feyn koͤnne, nachdem fie erfolgt. 

B. Ob jede Berheimlichung der Niederkunft, weil damit 
in der Regel Gefahr für die Erhaltung des Kindes 
verbunden, ftrafbar fey? 

Darauf erklärte die Staatsregierung (Mitth. ©. 521), 
ed würde eine Verheimlichung der Niederkunft, die ohne 
die Abficht, das Kind zu tödten, erfolgt fey, an fich nicht 
firafbar erfcheinen; allein es ſey aus politifchen Rüdfichten 
nothwendig, fie mit Strafe zu bedrohen, um durch heimlich 
erfolgte Entbindungen nicht Veranlaffung zum Kindesmord 
und zu Vernachlaͤſſigung der Sorgfalt für die Leibesfrucht 
zu geben; die Strafbeflimmungen feyen aber nicht anwend— 
bar, wenn die Schwangere ſich der Verheimlichung unge: 
achtet die nöthigen Hülfsmittel zu verfchaffen ‚gewußt habe. 
Sn folhen Fällen werde eine Strafe nicht eintreten fönnen, 
und man habe durch die Bemerkung in den Motiven nur 
mögliche Mißverftändniffe befeitigen wollen. 

Staatsregierung und Kammer waren einverftanden, daß 
eö feine ftrafbare Berheimlichung fey, wenn eine Weiböper= 
jon ihre Schwangerfchaft nur ihrer Mutter oder einer Heb: 
amme angezeigt, fondern nur dann flrafbar werde, wenn 
die Schwangere gar Feine Hülfe gefucht, folche vielmehr ab- 
fichtlich entfernt habe. (Mitth. ©. 522.) 

Aus der Natur der Sache und dem Borftehenden ergiebt 
fih, daß folgende Fälle fich denken laſſen: 

I. Die Verheimlihung der Geburt vor und nad) der 

Entbindung. 

IT. Beides (unter I.) Fann gefchehen, entweder 

a, in der Abficht, das Kind zu tödten, oder 
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b. ohne dieſe Abficht.. In legterem Falle ift wieder zu 


unterfcheiden: - _ 
1. ob für die nöthige Hülfsleiftung geforgt worden 
ift, oder / 


2. ob dies nicht gefchehen; in diefem Falle wieder 
@. ob die Unterlaffung abfichtlich erfolgt ift, oder 
8. nicht, indem die Entbindung viel zeitiger ein: 
trat, ald den Regeln der Natur gemäß diefelbe 
zu erwarten fland. 
In dem Falle unter 1. findet unbedingt, in dem unter A. 
nad) Befinden Straflofigkfeit ftatt. 

6) Die bloße Verheimlihung der Shwangerfchaft ift nicht 
ftrafbar. Dem fteht audy nicht entgegen, daß bei Gelegen- 
heit des vorgefchlagenen Zufakartifeld 126 b. der Königl. 
Commiffar von einer Strafe wegen verheimlichter Schwan: 
gerfchaft gefprochen, da dieſes Wort hier wie auch ander: 
wärtd mehrmals ftatt, „Niederkunft“ gebraucht worden 
if. (Cand.-Act. H. Abthl. 1. Bd. ©. 233.) 

7) Es ift allerdings ein Unterfchied zwifchen „Verheimlichung 
ber Niederkunft“ und „‚heimlicher Niederfunft”, und na- 
mentlich der leßtere Ausdrud weiter, als der erftere, allein 
es ift die Anficht des Appel.-Ger. z. Zwidau jedenfalld dem 
Sinne des Geſetzes gemäß, nad) Lage der Sache den Arti— 
fel 130 ertenfiv zu interpretiren, und Werheimlichung der 
Niederfunft für „heimliche Niederkunft” zu nehmen. (Krug 
Studien ıc. II. Abthl. ©. 58.) 


Art. 131. 
Ansfegung hülflofer Perfonen. 


Wenn Perfonen, welche wegen jugendlichen Alters, 
Krankheit oder Gebrechlichkeit fich felbft zu helfen unvermd- 
gend find, von ihren eltern oder andern Perfonen, in deren 
Obhut fie fich befinden, vorfäglich, jedoch nicht in der Abficht, 
fie um das Leben zu bringen, auögefegt oder in einem hülf- 
lofen Zuftande verlaffen werden, fo find die Thäter, 

1) wenn die Rettung der auögefegten Perfon nad) den 

Umftänden, unter welchen die Ausfegung geſchah, mit 
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MWahrfcheinlichkeit nicht erwartet werden konnte, mit 
vier= bis zehnjähriger Zuchthausftrafe zweiten Grades, 
2) wenn bei der Ausſetzung die Rettung der auögefegten 
Perfon mit Wahrfcheinlichkeit zu erwarten war, mit 
Gefängniß von Vier Monaten bis zu Zwei Jahren oder 
AUrbeitöhausftrafe von Einem bis zu Vier Jahren, 

3) wenn nach der Art der Ausfeßung gar Feine Gefahr 
für das Leben oder die Gefundheit der ausgeſetzten Per: 
fon zu befürchten war, mit Gefängnißftrafe von Einem 
bis zu Drei Monaten 

zu belegen. 


1) Zand.:Act. UI. Abthl. 1.3. ©. 231. 2. Bd. ©. 437. — 
Mitth. S. 523 fo., 4362. — Land.⸗Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 621. — Mitth. ©. 3739 fg. 


2) Entwurf, Art. 126. Gleichlautend. 

3) Die in diefem Artikel zur Strafe gezogene Ausfegung hülf: 
Lofer Perfonen ift in dem Würtembergfchen Entmwurfe in ben 
Art. 239 bis mit 242 behandelt. In jedem der hier unter 
Nr. 1, 2 und 3 aufgeftelten Falle ift dort unterfchieben, 
ob die auögefegte Perfon dabei ums Leben gefommen, be: 
ſchaͤdigt worden, oder ohne allen Schaden geblieben ift, und 
jeber diefer einzelnen Säle ift mit einer befondern Strafbe: 
fiimmung verfehen. Im vorliegenden Artikel hat man da: 
gegen alle diefe Erfolge jedesmal unter Eine Strafbeftim: 
mung gebracht und auf das diesfallfige Monitum der De: 
putation der II. Kammer ift Seiten der Königlichen Com: 
miffarien entgegnet worden, bag bie Strafbeflimmungen eine 
genugfame Latitude enthielten, um darnach die Strafe nad) 
bem jebeömaligen Erfolge zu bemeffen. 

Die Deputation ſchlug zwar vor, in dem Falle unter 
Nr, 2 des Artikels hinter den Worten: „Zwei Jahren“ 
das Woͤrtchen: „oder“ wegzulaffen, und flott beffen zu 
fegen: „und, bafern der Tod dennoch erfolgte, mit” ꝛc., und 
gab als Grund diefes Antrags hauptfächlich an, Daß in dem 
Falle Nr. 2 gerade erft der Erfolg es fey, welcher die Hand: 
lung zu einem leichten Vergehen oder zu einem fehweren 
Verbrechen flemple und daß es in biefem Zalle nicht rath: 
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fam fey, die große Latitude von Bier Monaten Gefängniß bis 
zu Vier Jahren Arbeitshaus in die Hand des erfennenden 
Richters zu legen, ohne ein beftimmendes und leitendes Crite: 
rium in dem eingetretenen Erfolge hinzuzufügen, (Land.: 
Act. Beil, z. III. Abthl. 1. Samml. S. 9%) allein die 
1. Kammer trat der Anficht der Staatöregierung bei, bemerkte 
insbefondere, daß das Criminalgeſetzbuch wenigſt möglich die 
Fälle zu fpalten fuche, der obige Artikel in allen drei Punk— 
ten feinen Unterfchieb zwifchen dem eingetretenen und nicht 
eingetretenen Erfolge mache, und zwar mit Recht, da ge: 
rade hier der Erfolg ganz zufällig fey, (Mitth. ©. 526) 
worauf auch die Deputation von ihrem VBorfchlage zurüd: 
trat. (Mitth. ©. 3739.) 

4) Bei dem im vorftehenden Artikel erwähnten Verbrechen ift 
vorauszufeßen, daß der hülflofe Zuſtand nicht von der Per: 
fon felbft, welche den Hülflofen verläßt, verurfaht worden 
ift, weil in diefem Falle ein anderes Verbrechen vorliegen 
würde. (Mitth. ©. 524) 

Es hat daher der Richter genau zu prüfen, ob nicht etwa 
die Abficht auf die Zödtung der ausgefeßren oder verlafje: 
nen Perfon gerichtet gewefen, und, wenn ſolches der Fall, 
die Strafe nach andern Grundfägen zu bemeffen. (Vergl. 
Groff Anmerk. z. Griminalgefegbuche. I. Abthl. ©. 138.) 

5) Obſchon in dem Artikel nur die aus jugendlihem Alter, 
Krankheit und Gebrechlichkeit hervorgehende Hülflofigkeit 
ausdrüdlich hervorgehoben ift, fo find doch (mit Rüdficht 
auf Art. 1 auch andere in diefer Beziehung denfbare Fälle 
nicht ausgefchloffen, vielmehr ebenfalls mit derfelben Strafe 
zu belegen. (Mitth. ©. 524.) 

6) Ein intereffanter Fall der Hartherzigkeit ald Verbrechen ift in 

d. Sahrb. f. Saͤchſ. Strafr. I. Br. 2. Hft. ©. 236 fo. 

mitgetheilt. Ein Dorfrichter und Schöppe hatten in einer 

Falten DOctobernacht einem in ihr Dorf nicht gehörigen, auf 

ihrem Heimwege begriffenen Srauenzimmer, ungeachtet bei 

felbiger die Geburtswehen eingetreten waren, die Aufnahme 
verfagt, felbige fogar, nachdem fie hülflos unter freiem Him— 
mel ein Kind geboren, genöthigt, mit dem Kinde, deſſen 

Nabelfchnur noch nicht getrennt, eine Strede Wegs bis in 

ein anderes Dorf zu gehen. Beide, namentlich der Richter 


- 
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hatten fich in allen ihren Worten und Handlungen auf eine 
höchft hartherzige, das Gefühl im hohen Grade verlegende 
Weiſe benommen. Das Bezirksappell.-Ger. hatte dem Rich: 
ter einjährige, dem Schöppen halbjährige Gefängnißftrafe 
zuerfannt, dad Ober-Appell.Ger. hat folche aber auf die 
Hälfte herabgefegt, weil weder der Mutter noch dem Kinde 
irgend ein Schade daraus entſtanden war. 


Fünftes Rapitel. 
Bon den Verbrechen wider die Gefundheit. 


Art. 132. 
Körperverlekung. 

Mer durch eine Handlung, bei welcher er den eingetre— 
tenen Erfolg beabfichtigte, oder wenigftens mit Wahrfchein: 
lichkeit vorausfehen Eonnte, einem Andern eine Befchädigung 
an feinem Körper zufügt, fol in folgender Weife beftraft 
werden: 

1) mit Gefängnißftrafe von Vierzehn Tagen bis zu Drei 
Monaten, oder, im Fall die Gefängnißftrafe die Dauer 
von Sechs Wochen nicht überfteigt, mit verhältnißmä- 
Biger Geldftrafe, wenn die Verlegung ohne Gefahr und 
ohne nachtheilige Folgen für die Gefundheit des Beſchaͤ— 
digten, und ohne die nachftehend angegebenen erfchwe: 
renden Umftände gefchehen ift; 

2) mit Gefängnißftrafe von Schs Wochen bis zu Sechs 
Monaten, wenn die Körperverlegung 

a) mit Gefahr oder nachtheiligen Folgen für die Ge- 
fundheit des Beichadigten verbunden gewefen ift, 
infofern nicht die Beflimmungen unter 3, 4, 5 
eintreten; oder 

b) in verabredeter Verbindung Mehrerer oder mit: 
telft hinterliftigen Anfalls erfolgt ift; 

3) mit Arbeitöhausftrafe von Einem bis zu Vier Jahren, 
wenn dem Befchädigten dadurch ein bleibender Nach: 
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theil an feiner Gefundheit zugefügt, oder derfelbe da— 
durch in eine ſchwere, jedoch heilbare Geiſteskrankheit 
verfegt, oder verftümmelt, oder auffallend verunftaltet 
worden ift; 


4) mit: Zuchthauöftrafe zweiten Grades von Zwei bis zu 
Sechs Jahren, wenn der Berlegte dadurch der Sprache, 
des Gefichts, Gehörs, oder der Zeugungsfähigfeit bes 
raubt, oder zu feinen Berufsarbeiten völlig unbrauchbar 
gemacht, oder in eine Geiſteskrankheit verfegt worden 
ift, bei welcher Feine gegründete Hoffnung zu feiner 
Wiederherftelung vorhanden ift; 


5) mit Zuchthausftrafe erſten Grades von Vier bis zu 
Zwanzig Jahren, wenn der Angreifende bei der unter- 
nommenen Handlung eine von dem unter 4 erwähnten 
Berlegungen oder eine andere auffallende Verunftaltung 
oder Verftümmelung des Angegriffenen ausdrücdlich be: 
abfichtigte, und diefer Erfolg wirklich eingetreten ift. 


1) Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 134 fg., 577. U. Abthl. 
1. Bd. ©. 234 fg. 2. Bd. ©. 437, 754, 927 fg. — Mitth. 
©. 527 fg., 4362, 5665, 6170. — Zand.=Xct. IH. Abthl. 
2.80. ©. 627. 3. Bd. ©. 538, 819. — Mitth. ©. 3740 
fg., 5538, 6365. 

2) Entwurf. Art. 127. | 

Derfelbe wich von obigem Artikel in folgenden Punkten 
ab: 

Unter 1 ftand anftatt: „Beichädigten” das Wort: „Ans: 
gegriffenen”. 

Den Satz 2. a. enthielt der Entwurf gar nicht. 

Der Sab unter 3 lautete: „mit Arbeitöhausftrafe von 
Einem bis zu Vier Jahren, wenn dem Angegriffenen durch 
die Verlegung ein bleibender Nachtheil an feiner Gefundheit 
zugefügt, oder. derfelbe dadurch verflümmelt oder ufſelend 
verunſtaltet worden iſt.“ 

Im Satze unter 4 folgten nach: „beraubt“, die Worte: 
„ober in eine anfcheinend unheilbare Geiftesfranfheit verfeßt, 
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oder zu feinen Berufsarbeiten völig unbrauchbar gemacht 
worben ift.” 

Die hier genannten Handlungen können nur dann felbft- 
fändig zur Beftrafung fommen, wenn der Zufammenfluß - 
von Verbrechen nicht nach Art. 48 eine höhere Strafe be- 
dingt, wohin bei den Fallen 1 und 2 namentlich auch der 
im Artifel 198 unter a gedachte Fall zu rechnen. - 

(Land.:Act. Beil. z. IL Abthl. 1. Samml.. ©. 96.) 

4) Da es ſich in obigem Artikel nicht bloß von einem beſon— 
dern Angriffe handelt, (wie z. B. bei der Körperverlegung 
durch Gift nicht flattfindet) fo hat man dad Wort „Ange: 
griffene” in „Befchädigte” verwandelt. (Land.:Act. a. a. 
O. und Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. S. M.) 

5) Bei Berathung des 118. Art. ded Entwurfs in ver I. Kam: 
mer wurde bemerkt (vergl, Mitth. ©. 502 fg.), daß ber 
Art. 127 des Entwurfs eine andere Beflimmung enthalte 
als Art. 30 (Art. 31 des Geſetzbuchs), namentlich eine Er- 
meiterung des dafelbft aufgeftellten Satzes. Die Staatöre: 
‘gierung erflärte darauf zu Vermeidung eines Mißverftänd: 
niffes über ihre Anficht, daß fie durch die Worte: „mit 
Wahrfcheinlichkeit vorausfehen konnte“ etwas Anderes nicht 
ausdrüden wollen, ald was in dem Art. 30 des Entwurfs 
gefagt fey, und daß, wenn diefe. Worte hier bejonders er: 
mwähnt worden feyen, Died darauf beruhe, daß der 30, Art. 
den Fall enthalte, wenn eine Handlung dur den Erfolg 
in eine andere Rechtöverlegung, mithin in ein anderes Ver: 
brechen übergehe, während in obrigem Artikel das Verbre— 
chen in feinen verfchiedenen Abftufungen immer ein und die— 
felbe Rechtöverlegung, das Verbrechen der Körperverlekung, 
bleibe, welches nach dem verfchiedenen Erfolge der Berleb: 
ung mit verfchiedenen Strafen zu belegen fey. . Die De- 
putation erflärte jedoch, daß fie in den Ausdrüden „mußte“ 
und „Tonnte” einen wefentlichen Unterfchied erblicke. (Mitth. 
©. 527 fg. und Land.⸗Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 235.) 

6) Die Staatöregierung war mit der beantragten Weglaffung 
der Worte im A. Sabe: „anfcheinend unheilbare” des: 
halb einverftanden, weil eine anfcheinend heilbare Geiſtes— 
krankheit ganz auögefchloffen feyn könnte, indem im 3. Sage 
von einem bleibenden Nachtheile an der Gefundheit des Bes 
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ſchaͤdigten bie Rebe ſey. Hauptfächlich fey es aber ein praf- 
tifche8 Bedenken, indem man nämlich fagen koͤnnte, es 
müßten erft Kurmethoden verfucht werden, welche die Unter: 
fuhung oder doch das Straferkenntniß Jahre lang aufhal- 
ten würden. (Mitth. ©. 3741.) 

Wenn der Arzt mit Beftimmtheit erklärt, daß eine mit 
nachtheiligen Folgen für die Gefundheit des Beichädigten 
verbundene grobe Körperverlekung vorliege, zur Zeit aber 
noch nicht mit völliger Beftimmtheit fich überfehen laſſe, ob 
die nachtheiligen Folgen für die Gefundheit des Beſchaͤdig— 
ten bleibend feyen, obichon folches zu befürchten ftehe? fo 
fann man zwei Wege einfchlagen, indem man den Fall 
lediglich unter 2 a fubfumirt und die höchite Strafe erkennt, 
oder diefe Strafe ausfpricht und zugleich verordnet, daß, 
wenn fich ergebe, daß die Folgen wirklich bleibend feyen, 
die Sache anderweit zum Verſpruch eingefendet werden folle. 
Nach dem Obenerwähnten erfcheint die erfigedachte Weife 
als die richtige. 

Eine andere Frage ift, ob die unter 4 getroffene Straf: 
beſtimmung auch dann zur Anwendung fommen fann, wenn 
ber Verlegte in eine unheilbare Krankheit des Körpers ver- 
feßt worden, welche eine Abkürzung der muthmaßilichen Le— 
bensdauer mit Wahrfcheinlichkeit erwarten läßt. Das Ap— 
pell. Ger. 3. Budiffin hatte in einem Kalle, wo eine 
muthmaßlihe Verkürzung der Lebensdauer vorlag, Art. 132 
unter 4 mit Hülfe der in Art. 1 gebilligten Gefebesanalo: 
gie angewendet, theild weil, wenn in Art. 132 unter 3 zu- 
glei) von zugefügtem, bleibendem Nachtheile an der 
Gefundheit die Rede, unmöglich der, mit der dafelbft an- 
gedrohten Strafe von 1 bis A Sahre Arbeitshaus nicht im 
Verhältniffe ftehende Fall einer augenfcheinlichen Lebensge: 
fährdung mit gemeint feyn koͤnne, theild weil auch in Art. 
163 unter 1 unter ganz ähnlichen Verhältniffen Krankheit 
des Geiftes und des Körpers gleichgeachtet und zufammen- 
geitellt worden feyen. Allein das Ob. Appell. Ger. er- 
Elärte fich mit diefer Anficht nicht einverftanden, weil das 
Geſetz die einzelnen Fälle beflimmt, und keineswegs 
beifpielöweife bezeichnet habe, unter 3 von einem bleibenden 
Nachtheile im Allgemeinen rede, und Art. 163 unter 1 
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hierher nicht bezogen werben fünne, da das Verbrechen des 
Raubes an ſich ſchon einer firengeren Beurtheilung ald das 
der Körperverlegung unterliege. (Jahrb. f. Saͤchſ. Strafr. 
1. Bd. 2. Hft. ©. 265 fg.) 

7) Für den Ausdrud: „unbeilbare Geiſteskrankheit“ ift eine 
andere Faffung fubftituirt worden, weil es faft unmöglich 
feyn würde, ein ganz beflimmtes Arztliches Gutachten über 
die Unheilbarfeit einer folchen Krankheit zu erlangen, weßs 
halb auch nur auf die Unmwahrfcheinlichkeit der WMWiederhers 
ſtellung Rüdficht zu nehmen ift. 

8) In Anfehung der Competenz der Juſtiz- und Verwaltungs 
behörde rüdfichtlich der Unterfuchung und Beftrafung von 
Ruheftörungen und Erceffen vergl. Art. 203. Anmerf, 


art: 4138; 


Sind die im vorftehenden Artikel erwähnten Handlun« 
gen gegen Aeltern oder andere Blutöverwandte in auffteigen- 
der Linie begangen worden, fo ift die verwirkte Strafe nad) 
Maasgabe der Artikel 8 und 12 zu fehärfen. 


1) Land.-Act. UI. Abthl. 1. Bd. ©. 2335. 2.380. ©. 437. — 
Mitth. S.528. — 4362. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. 
©. 627 fg. — Mitth. ©. 3742. 

2) Entwurf. Art. 128. Gleichlautend. 

3) Der Antrag, den Artikel auch noch auf andere Perfonen 
old die in felbigem genannten Adfcendenten zu erftreden, 
wie 3. B. auf obrigkeitliche Behörden und deren Diener (bei 
Gelegenheit ihrer Amtsverrichtung), Wormünder, Erzieher 
oder andere Perfonen, welchen der Verbrecher nach feinem 
Berhältniffe zu denjelben befondere Achtung oder Ehrerbie- 
tung fchuldig ift, fand Feine Annahme. Dagegen unter- 
liegt es feinem Zweifel, daß diefe Verhältniffe, eben fo wie 
die in Art. 201 enthaltenen Beflimmungen bei den in Art. 
198 gedachten Thätlichfeiten, nach Anleitung bed 42. Art. 
innerhalb des Strafmaafes zu berüdfichtigen find. (Mitth. 

- ©. 3742.) 
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Art. 134. 

Maren ed befonders ſchwere Beleidigungen oder thät- 
liche Mißhandlungen, wodurch der Thäter zum Zorn gereizt, 
und auf der Stelle zu der That hingeriffen wurde, fo Fann 
der Richter in den Art, 132 unter 3 und 4 aufgeführten 
Fällen. auf die nächft niedrige Strafart, unter gleicher Straf: 
dauer, herabgehen. 


1) Land. Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 577. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 235 fg. 2 Bd. ©. 437. — Mitth. ©.529 fo., 4362. — 
Land. Act. II. Abthl.2.8d. ©.628. — Mitth. S. 3742 fg. 

2) Entwurf, 

Sn felbigem war der vorftehende Artikel nicht enthalten. 

3) In dem Gefesbuche fteht zwar hinter dem Worte: „unter” 
annoch: „2 a,” allein es ift dies durch die Verordnung 
v. 21. Mai 1838 (Gef. Samml. v. 3. 1838. ©. 381) als 
ein Irrthum bei der Redaction bezeichnet worden, wie fich 
auch aus der ftändifhen Schrift (vergl. I. Abthl. 3. Bd. 
©. 577) ergibt. 


Art. 135. 


Beſchränkung des richterlichen Verfahrens, 

In dem Falle des Artikels 132 unter 1 und 2 a ift, in: 

fofern nicht die Art. 133 gedachten Verhältniffe eintreten, die 
Unterfuchung nur auf Anzeige des Befchädigten anzuftellen. 


1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 577 fg., II. Abthl. 1. Bd. 
S. 236. — Mitth. S.530. — Land.» Act, IH. a — * 
©. 628 fg. — Mitth. ©. 3743 fg. 4 


2) Entwurf, Art, 129. 
In dem Falle Num. 1 des Art. 197 i, wenn ai die 
Verlegung an einer der Art. 128 benannten Perfonen vers 
übt worden, die Unterfuchung nur auf Anzeige des beleidig— 
ten Theils anzuftellen. 


3) Wenn einmal die Unterfuchung ex officio angeftellt worben 
ift, muß der Richter fortfahren, und kann, wie ſchon bisher 
vorgefommen, in dem Salle, v wo bie eltern felbft für den 

16 
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Thäter um Verzeihung und Beghadigung bitten, nur letere 
eintreten. (Mitth. ©. 3753.) 

4) Die im Artifel erwähnte Beſtimmung ift auf dad Berhält- 
niß der Aeltern zu ihren noch in ihrer Pflege und Gewalt 
ftehenden unerzogenen Kindern nicht anwendbar, fondern bie 
Polizeibehörde bei Mißhandlungen folder Kinder von Sei: 
ten der eltern, oder einer dad Leben oder die Gefundheit 
der Kinder gefährdenden Vernachlaͤſſigung ber älterlichen 
Pflege, von Amts wegen einzufchreiten, und auch zur Unters 
fuhung und Beſtrafung befugt, infofern nicht Die zu er 
wartende Strafe das polizeiliche Strafmans überfteigt oder 
ein dabei beabfichtigted eigentliches Griminalverbrechen ſich 
berausftellt. (Verordnung v. 31. Zuli A839 unter IV. 
Gef. u. Verordn. BI. v. J. 1839. ©. 205.) 


Art, 136. 
Körperverlegung bei Naufhandeln. 


Haben bei einem Raufhandel Mehrere an den Verlegten 
Hand angelegt, fo find diejenigen Theilnehimer, welche ihm 
die flattgefundenen Körperverlegungen erwiefenermaßen zu= 
gefügt haben, nad) den Beftimmungen des Art. 132 zu beftrafen. 
Können aber die Urheber einzelner Verlegungen nicht auöge- 
mittelt werden, oder haben die zugefügten Verlegungen nur 
durch ihr. Zuſammentreffen den eingetretenen Erfolg hervor⸗ 
gebracht, fo ift gegen Die einzelnen Theilnehmer, infofern. fie 
nicht die Mitwirkung bei den zugefügten Verletzungen von 
ſich abzulehnen vermögen, nur auf die Hälfte der nad Maas: 
gabe des Art. 132 außerdem eintretenden Strafen zu erken- 
nen, auch bleibt es dem Richter nachgelaffen, hierbei auf die 
zunaͤchſt niedrigere Strafart herabzugehen. 

1) Band.» Act. I. Abthl. 3. Bd. S.578. TI. Abthl. 1. Bd. ©. 
236 fg. — Mitth. ©. 530 fg. — Land.-Act. IN. Abthl. 
2. Bd. ©. 630 fg. — Mitth. &. 3758. 

2) Entwurf. Xrt. 130. 

Anflatt des im erſten Sage gebrauchten Wortes: „Ber: 
legten”! ftand im Entwurfe dad Wort: „Verwundeten.“ 


Der Schluß des Artikels nach den Worten: „abzulehnen 
vermögen”, lautete: nach Maasgabe der Vorfchrift des Ars 
tikels 127 [Art. 132 des Geſ.-Bchs.] jedoch ftatt Zuchthauss 
firafe erften Grades auf Zuchthausftrafe zweiten Grades, 
flatt Zuchthausſtrafe zweiten Grades auf Arbeitshaußftrafe 
und ftatt Arbeitshausftrafe auf Sefängnißftrafe zu erkennen. 

3) Aus der abgeänderten Faffung des im Entwurfe enthalte: 
nen Schlußfates und deſſen allgemeinerer Aufnahme in das 
Geſetz, könnte gefolgert werden, daß der Richter in dem 
Falle, wo auf eine mehrmonatlihe Gefängnißftrafe zu 
erkennen feyn würde, dieſe in eine Geldftrafe verwandelt 
werden fünne, weil die Geldbuße eine gelindere Strafe als 
die Gefängnißftrafe; dem ift jedoch nicht fo. Die Worte: 

„die zunäcdhft niedrigere Strafart” bezeichnen nur das Her: 
abgehen von der ſchwereren Sreiheitäftrafe in die zunächft 
niebere, bis zum Gefängniß, ald der niedrigfien Strafart 
der Freiheitäberaubung. Geldſtrafe fann au dann, wenn 
ber Richter eine mildere Beftrafung für angemeffen erachtet, 
nur bei einer, Sechs Wochen nicht überfleigenden Dauer 
der Gefängnißftrafe eintreten. (Groff Anmerk. z. Erimis 
nalgefeßbuche I. Abthl. ©. 140. 

4) Bei Raufhändeln liegt ed, fobald unummundene Geftänd: 
niffe nicht vorhanden, außerhalb. ber Grenzen der Möglich: 
keit, auf das Genauefte zu ermitteln, inwiefern ber Eine 
oder der Andere der Inculpaten in irgend einer Beziehung 
fih einigermaßen mehr oder minder flrafwürdig gezeigt hat, 
ed genügt daher, wenn ber erfennende Richter nach den aus 
den Acten hervorgehenden Thatſachen die Schuldigen in 
Hauptklaſſen abtheilt, und folshergeftalt die aufzuerlegenden 
Strafen abmißt. (Ob. App. Ger. 1839.) 

5) Die im Art. 135 enthaltene Beilimmung leidet auch auf 
die bei Raufhändeln erfolgten Koͤrperverletzungen Anmen- 
dung. (Land.s Act. Beil, z. IL. Abthl. 1. Samml, ©. 97.) 


Art. 137. 
Zerrüttung der Geiftesfräfte und Verhinderung der Entwicke- 
2 lung derſelben. 
Ver mit Abficht einen Andern in ben Zufland eines 
dauernden Wahnfinns verfegt, oder die Ausbildung der Gei— 
16* 


— 
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ftesträfte eines Kindes unterdrüdt, ift mit Zuchthausftrafe 
erften Grades von Vier bis zu Zwanzig Jahren zu belegen. 

1) Land.» Act. I. Abthl. 1.Bd. S.237.— Mitth. S.531fg. — 
Land.:Act. IH. Abthl. 2.3d. S. 631. — Mitth. ©. 3755. 

2) Entwurf. Art. 131. Gleichlautend. 

3) Zum Eintritte der im Artikel angedrohten Strafe gehört 
auch in dem darin erwähnten zweiten Falle die Abficht des 
Thäterd, denn die bloße Vernachläffigung der Ausbildung 
eines Kindes kann nad Befinden nur polizeiliche Verfuͤ— 
gungen zur Folge haben. (Bergl. Groff Anmerf, z. Cri— 
minalgefeßbuche I. Abthl. ©. 140.) 


Art. 138. 

Verlegung der Gefundheit durch Fahrläftigkeit. 

Wer einem Andern eine Eörperliche Verlegung oder ei- 
nen Schaden an feiner Gefundheit aus Unvorfichtigkeit, Un- 
gefhicdlichkeit oder Nacdhläffigkeit zufügt, ift im Verhältniß 
zu der Strafe der vorfaglichen Befhädigung nad) dem Grade 
der bewiefenen Fahrläffigkeit mit Gefängniß bis zu Sechs 
Monaten, wobei, im Fall die Strafe Zwei Monate nicht über- 
fteigt, alternativ Geldftrafe eintreten Tann, oder auch mit ei= 
nem gerichtlichen Werweife zu belegen. Als Milderungs- 
grund hierbei ift anzufehen, wenn die Befchädigung in Folge 
eined gefeglich zuftehenden Züchtigungsrechts zugefügt wor: 
den ift. 

1) Land.- Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 578. TI. Abthl. 1. Br. 
©. 237. — Mitth. ©. 532. — Land.» Act. III. Abthl. 
2.3. ©. 631. Mitth. S. 375 fg. 

2) Entwurf. Art. 132. 

Wer einem Andern eine körperliche Verlegung oder einen 
Schaden an feiner Gefundheit aus Unvorfichtigkeit oder Un: 
gefhiclichkeit zufügt, fol im Verhältniß zu der Strafe der 
vorfäglichen Befhadigung nad) dem Grade der bewiefenen 
Sahrläffigfeit mit Gefängniß bis zu Sechs Monaten oder, 
im Fall die Strafe Zwei Monate nicht überfteigt, mit Geld 
pder mit gerichtlichem Verweiſe beftraft werden. Als Mit: 
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derungsgrund hierbei ift anzufehen, wenn die Befchädigung in. 


Folge überfchrittener Nothwehr, oder eines gefeblich zuſtaͤn— 
digen Züchtigungsrechtö zugefügt worden ift. 

3) Des Milderungsgrundes überfchrittener Nothwehr befonders 
zu gedenken, erfchien überflüffig, weil dabei ohnehin nad) 
Art. 71 nur eine willfürliche Strafe flattfindet. (Land.» 
Act. Beil, z. UI. Abthl. 1. Samml. S. 100.) 


Art. 139. 
Beichränfung des richterlichen Verfahrens hierbei, 
Verlegungen der Gefundheit aus Fahrläffigkeit, welche 
nicht die im Artikel 132 unter 3 und 4 erwähnten Folgen 
nach fich gezogen haben, find nur auf an des Beſchaͤdig⸗ 
ten in Unterfuhung zu ziehen. 


1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 579, U. Abthl. 1. Bd. 
©. 237. — Mitth. ©. 532.— Land.-Act. III. Abthl. 2. 
Br. ©. 631. — Mitth. ©. 3756. - 


2) Entwurf. Der vorftehende Artikel war darin nicht enthalten. 


Art. 140. 
Schmerzengeld. 

Die mit einer abſichtlich oder aus Fahrläfjigfeit zuge- 
fügten Eörperlichen Verlegung verbundenen Schmerzen find 
dem Befchädigten auf deffen Verlangen von dem Verbrecher 
durch eine von dem Richter zu beflimmende ‚Geldfumme zu 
vergüten, zu deren Entrichtung die dazu verurtheilten. Mit: 
fhuldigen ſolidariſch verpflichtet find. 


Art. 14. 

Bei der Feftfegung derfelben hat der Richter die wahr- 
feheinliche Größe der von dem Verletzten erduldeten Schmer: 
zen, jo wie, infofern Leßterer fich nicht deshalb die befondere 
Ausführung vorbehält, die Folgen der Mißhandlung auf die 
Integrität des Körpers deffelben und deſſen Fünftige Lebens: 
verhältniffe zu beruckfichtigen. 
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Art. 142. 

Durch Zuerkennung eines ſolchen Schmerzengelbes wer- 
den dem Verletzten fonftige Entſchaͤdigungsanſpruͤche nicht 
entzogen, 

Art. 148. . 
-Derjenige, welcher bei einem entitandenen Streite zuerft 
Thätlichkeiten gegen den Andern verübt hat, ift niemals zur 
Forderung von Schmerzengeld berechtigt. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3.Bd. S. 579 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 237 fo. 3.30. S. 437. — Mitth. S. 5332 fg., 4362. —- 
. Band.» Act. III. Abthl. 2. Bdo. S. 633 fg., 838, — Mitth. 
©. 3756 fg., 3782. 
2) Entwurf, Art. 133, 134, 135. 
Art. 133. Die mit einer körperlichen Verlegung verbun: 
denen oder durch Martern verurfachten Schmerzen find dem 
Gemißhandelten auf deffen Verlangen von dem Verbrecher 
burch eine von dem Richter zu beflimmende Geldfumme zu 
‚ bergüten. 

Art. 134. In demfelben fehlte der im Artikel 141 ent: 
haltene Zwifchenfaß von: „infofern — vorbehält.” 

Art. 135. Gleichlautend mit Artikel 142. 

3) Motiven, (Land.⸗Att. J. Abtpl, 1. Bd, ©. 98.) 

In diefes Kapitel find auch die Beſtimmungen wegen ei⸗ 
ned dem Förperlich Verlegten oder Gemißhanbelten auf Ver: 
langen zu gemwährenden Schmerzengelded aufzunehmen ge= 
weſen, da die Verpflichtung zu deffen Leiſtung nicht einen 
Civilanfprudy begründen, fondern als ein Zubehör der Strafe 
angefehen, und deshalb über bie Verbindlichkeit zu der Lei: 
flung, fo wie über die Größe deſſelben fogleich mit in dem 
Griminalurthel entfchieden werden fol. Aus diefem Grunde 
find denjenigen, welchen ein ſolches Schmerzengeld zuers 
kannt wird, die außerdem im Mege des Givilproceffed aus; 
zuführenden Schädenanfprüche vorbehalten worden, ’ 

Uebrigens hat man Bedenken getragen, den Richter bei 
Feſtſetzung des Betrags des Schmerzengelded auf eine ges 
wiffe Summe zu beſchraͤnken, vielmehr die Beſtimmung def- 
jelben nach den im Art. 134 angegebenen Ruͤchſichten ganz 
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dem rishterlihen Ermefjen überlaffen, und es kann daffelbe 
in manchen Faͤllen, befonders dann, wenn die künftigen Les 
bensverhältniffe des Verlegten oder Gemißhandelten benach— 
theiligt worden find, eine den bisher gewöhnlichen Betrag 
eined ſolchen Schmerzengeldeö weit überfteigende Summe 
erreichen, Es verfteht fich jedoch von felbft, daß Entſchaͤ⸗ 
bigungsanfprüche ſodann nicht befonders im Givilproceffe 
ausgeführt werden fünnen, wenn bei der Feſtſetzung des 
Schmerzengeldes durch dad Griminalurthel darauf fchon 
gnügende Rüdficht genommen worden ift. 


4 Die von bem Griminalrichter zuzuerkennende Entſchaͤdi— 
gungsfumme fol ſich nicht auf eine bloße Vergütung für die 
erlittenen Schmerzen befchränfen, fondern es follen hierbei 
auch Die Folgen für die Integrität des Körpers und der fünf: 
tigen Lebensverhältniffe des Beſchaͤdigten berüdfichtigt wer» 
den, Es bleibt dem Befchädigten jedoch unbenommen, feine 
Anſpruͤche in einer gründlichern Weife im Civilproceſſe aus: 
zuführen, was um fo nothwendiger, ald der Grundfag, daß 
in ber obern Inſtanz nit in durius erfannt werden kann, 
auch bei dem Schmerzengelde Anwendung findet, wodurch, 
wenn ber Civilweg nicht offen bleibt, alle Rechtsmittel gegen 
einen zuerkannten zu niedrigen Betrag der Entfchädigung 
abgefchnitten feyn würden. Eand.-Act. Beil. z. TI. Abthl. 
1. Samml. ©. 101,) | 


5) Unter den fonfligen Entfhädigungsanfprüden (Art. 142) 
find insbefondere die Kurfoften, Verſaͤumniß, entzogener 
Verdienft und dergleichen verftanden, indem biefe Anfprüche 
vor gänzlih vollendeter Kur ſich niemald überfehen laſſen, 
das Griminalurthel aber oftmals früher erfolgt, als die Be: 
endigung der Kur. (Land. Act. Beil. „ HI. Abthl. 
©. 98 fg.) 

Sind diefe Entfhädigungsanfprüche ſowohl in Rüdficht 
auf ihre Wahrheit als ihre Größe nicht zweifelhaft, fo ift es, 
inöbefondere bei einer geringfügigen Forderung, dem Unter: 
fuhungsrichter unbenommen, zugleich mit darüber zu erfen: 
nen, bafern nicht der Verletzte die Ausführung feiner An: 
fprüche im Givilproceffe ausprüdlih ſich vorbehalten hat. 
(Sroff Anmerk. 5. Griminalgefegbuche I. Abthl. ©. 141 fg.) 
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6) Der bisherige Streit, ob Schmerzengeld bloß bei dolofen 
Körperverlegungen zu geben fey, oder auch bei culpofen, 
ift demnach nach Art. 140 dahin entichieden, daß es in bei: 
den Fällen gefordert werden fönne. 

7) Nach Art. 143 hat mithin der Urheber des thätlichen Streis 
tes, auctor pugnae, d. i. der Urheber der Thaͤtlichkei— 
ten, der zuerft losgefchlagen, (im Gegenfaße zum Urheber 
de3 Streites, auctor rixae) feinen Anfprud auf Schmer: 
zengeld. (Mitth. ©. 534 und 3782.) 

8) Bei Feftfegung des Quantums des eigentlichen Schmerzen: 
geldes find Tediglich die im Art. 141 erwähnten Beftimmun: 
gen zu Grunde zu legen, und ift daher aud) darauf, ob der 
Verletzer wohlhabend oder arm, Feine Rüdficht zu nehmen. 
(Mitth. ©. 534.) Das Schmerzengeld ift eine Vergütung 
für die erlittenen Schmerzen, fo weit diefe überhaupt denk— 
bar ift, und es kann daher, wenn ſich der Verletzte Die Aus: 
führung feiner Anfprüche rüdfichtli der Folgen der Miß: 
handlung vorbehalten (Vergl. oben Anmerf. 5.) auch nur 
der Grad des erbuldeten Schmerzes den Maasſtab abgeben, 
Land.=Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 238.) 

9) Das Schmerzengeld wird nicht von Amt3 wegen, fondern 
nur „aufBerlangen” (Art. 140) erfannt. (Mitth. ©. 3757.) 

10) Das Schmerzengeld kann nur bei wirklich flattgefundenen 
Berwundungen und körperlichen Verletzungen, nicht aber beige: 
wöhnlichen Thätlichkeiten gefodert werden. (Mitth. ©. 3757.) 

11) Die im Entwurfe enthaltenen Worte: ‚oder durch Mars 
tern verurfachten” find in Wegfall gefommen, weil fie über: 
flüffig und unter den übrigen Beflimmungen bes Artikels 
fhon mit enthalten find. (Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. 
©. 579.) 


12) Ueber die Frage, ob die Entſchaͤdigung des Verletzten den 
Unterfuchungsfoften vorgehe? vergl. Art. 15. Anmerf, 5, 


Art, 144. 
Selbftverftümmelung. 
Eine Selbftverftümmelung, die Jemand in der Abficht 
verübt, um fich zu der Erfüllung einer bürgerlichen Pflicht uns 
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tüchtig zu machen, zieht Gefängnißftrafe bis zu Acht Wochen 
nach fih. Hat ein Militairpflichtiger auf diefe Weife oder 
durch Fünftlich hervorgebrachte Gebrechen fich zu dem Mili- 
tairdienfte untüchtig gemacht, fo tritt Arbeitshausftrafe bis zu 
Einem Zahre ein. War derfelbe jedoch ſchon vor der Ver— 
ftümmelung untüchtig, fo ift nur auf Gefängnißftrafe von 
Bier Wochen bis zu Drei Monaten zu erkennen. 

Wer einen Andern mit deffen Einwilligung zu einem der 
vorangegebenen Zwecke verftümmelt oder gebrechlic macht, 
ift mit gleicher Strafe, in andern Fällen aber mit Gefängniß 
bis zu Vier Wochen oder verhältnigmäßiger Geldftrafe zu be- 
legen. 

1) Land. Act. IL Abthl. 1.80. S.239. — Mitth. S.534fg.— 

Land. Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 638. — Mitth. ©. 3782 fg. 

2) Entwurf. Art. 136. 
Den Schluß des erften Sates: „War derfelbe — erken— 
nen’ enthielt der Entwurf nicht. 
3) Die Worte im lebten Satze: „in andern Fallen”, beziehen 
fich nicht auf die Einwilligung, fondern auf den Zwed, und 
befagen fo viel ald: wenn die Verſtuͤmmelung zu einem an: 


dern Zwede erfolgt, ald dem angegebenen. (Land.: Act. 
Beil, z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 99.) 


Sechbstes Kapitel, 
Bon Verletzungen der perfönlichen Freiheit. 


Art. 145. 
Menſchenraub. 

Wer ſich, ohne ein Recht dazu zu haben, eines Menſchen 
entweder durch Gewalt oder Lift, oder vor deſſen zuruͤckgeleg— 
tem vierzehnten Zahre mit deſſen Willen, jedoch ohne Einwil« 
ligung feiner Aeltern, Vormuͤnder oder Erzieher devgeftalt be— 
mächtigt, daß derfelbe dem Schuße des Staats oder derjeni- 
gen, welche ihn in rechtmäßiger Gewalt haben, entzogen 
wird, ift 
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1) mit zehn= bis funfzehnjähriger Zuchthausftrafe erften 
Grades zu belegen, wenn dabei die Leibeigenfchaft oder 
Sflaverei der geraubten Perfon beabfichtigt worden ift; 

2) mit ſechs- bis zehmjähriger Zuchthauöftrafe zweiten 
Grades, wenn der Geraubte zum auswärtigen Kriegs- 
oder Schiffödienft gebraucht werden foll, oder der Raub 
von Bettlern, Landftreichern, Gauflern und andern der- 
gleichen Perfonen an Kindern unter Vierzehn Jahren 
verübt worden ift; 


3) im andern Fällen mit Arbeitshausftrafe von Drei Zah: 
ren biö zu ſechsjaͤhriger Zuchthausftrafe zweiten Grades. 


Mit den unter 1 beftimmten Strafen find auch Aeltern, 
Bormänder und Erzieher, welche ihre Kinder oder Pflegebe- 
fohlenen andern Perfonen zu den dafelbft gedachten Zwecken 
überlaffen, ingleichen diefe Perfonen felbft zu belegen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3.30. S. 135 fg. — II. Abthl. 1. Bo. 

. ©. 244. 2. Bd. ©.927 fg. — Mitth. ©. 553 fg., 6170, — 
Land.:Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 638, 3. Bd. S. 819. — 
Mitth. S. 3783, 6365. 


2) Eutwurf, Art. 137. 
Am Scluffe unter 2 flanden die Worte: „dergleichen 
Menfhen an Perfonen unter ıc.” 
Den Schlußfag: „Mit deu ꝛc. — zu belegen“ enthielt 
der Entwurf nicht. 


3) Motiven. (Land.:Act. 1. Abthl. 1. Bd. S. 99.) 

Der im alle widerrechtlicher Freiheitöberaubung nad) 
Saͤchſiſchem Rechte dem Verletzten zuftländige Anſpruch auf 
Sachſenbuße ift als ein Eivilanfpruch angefehen und dies: 
halb in dem Griminalgefegbuche übergangen worben, Gie 
kann nicht allein wegen erlittenen Griminalarreftö, fondern 
auch in andern Verhäftniffen, namentlich bei unrechtmäßig 
angelegtem Wechſelarreſt gefordert werben; ed geht aber aus 
der in der Publicationsverordnung unter III enthaltenen 
Beitimmung hervor, daß auch im erftern Halle der Anſpruch 
darauf keineswegs ausgefchloffen ift. 
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4) 3m Allgemeinen und in Bezug auf die Motiven iſt zu be- 
merken, daß, fo wie der Anfpruch auf Sachſenbuße ins Gi- 
vilrecht gehört, auch die Entfchädigungöforderung wegen wi: 
derrechtlicher Freiheitsberaubung in allen andern Fällen als 
ein Civilanſpruch anzufehen, und daher hier übergangen ift. 
(Land.:Act. Beil. z. I. Abthl. 1. Samml. ©. 99.) 

5) Unter den bei Num. 2. genannten „Gauflern und andern 
dergleichen Perfonen” find insbefondere auch Seiltänzer, . 
Marionettenfpieler, Kunftreiter ıc. zu verftehen. (Land.⸗ 
Act. a. a. O.) 


Art. 146. 

Die Weberlaffung von Kindern unter Vierzehn Jahren 
von Seiten der Aeltern, Vormünder oder Erzieher aus ge- 
- winnfüchtiger Abficht zu den im vorftehenden Artikel unter 2 
angegebenen Zwecken oder an bie ebendafelbft bezeichneten 
Derfonen ift an den Ueberlaffern mit Arbeitöhaus ober Zucht: 
hand zweiten Grades bis zu Zwei Jahren, an den Anneh- 
mern mit Gefängnißftrafen bis zu Vier Monaten, die ohne 
gewinnfüchtige Abficht erfolgte Weberlaffung von dergleichen 
Kindern an die unter 2 erwähnten Perfonen an den Ueber— 
lafiern mit Gefaͤngniß von Sechs Wochen bis zu Einem Jahre, 
und an den Annehmern mit Befängnißftrafe bis zu Drei Mo- 
naten zu ahnden, infofern nicht, foviel den legtern Fall an- 
langt, die obrigkeitliche Behdrde des Kindes die Genehmigung 
zu der Ueberlaffung an folche Perfonen, welche nicht ald Bett: 
ler und Landftreicher zu betrachten find, ertheilt hat. 

1) Land.e Art. 1. Abthl. 3.30. &.136 fg.,580 fg. IL Abthl. 
1. Bd. ©. 244, 2. Bd. S. 437, 927 fg. — Mitth. ©. 554, 
4362, 6170.— Land.:Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 639 fg., 
3. Bd. ©. 819. — Mitth. ©. 3783 fg., 6369. 

. 2) Entwurf. Art. 138. 

Die freiwillige Ueberlaffung von Kindern unter Bierzehn 
Fahren von Seiten” der Aeltern, Bormünder und Erzieher 
an bie in vorftehendem Artikel unter Num. 2. bezeichneten 
Perfonen ohne Vorwiffen und Genehmigung der obrigfeit: 
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lichen Behörde des Kindes ift an den Ueberlaffern mit Ge: 
fängniß von Sechs Wochen bis zu Einem Jahre oder Ar- 
beitshaus bis zu Zwei Jahren, an den Annehmern mit Ges 
fängnißftrafe bis zu Vier Monaten zu ahnden. 

3) Die obrigkeitliche Genehmigung zu Ueberlaffung der Kinder 
an Bettler oder Kandftreicher fann unter Feiner Bedingung 
ertheilt werden. Dagegen läßt fich dies allerdings bei Seil: 
tänzern, Kunftreitern und dergleichen Perfonen denken, wenn 
diefelben vielleicht eine größere Garantie für die moralifche 
Erziehung des Kindes darbieten, als die fittlich ſehr gefun- 
Eenen Xeltern. (Kand.-Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 
©. 102.) 

Die „obrigkeitliche Behoͤrde“ iſt die compeiente Verwal⸗ 
tungsbehoͤrde, wie auch, was die Bevormundeten anlangt, 
die obervormundſchaftliche Behoͤrde. (Groff Anmerk. z. 
Criminalgeſetzbuche I. Abthl. ©. 142 fg.) 

; 4) Den von den Ständen vorgefchlagenen Ausdrud: „Ber: 
kauf” von Kindern hat die Staatsregierung deshalb in „Ue: 
berlaffung in gemwinnfüchtiger Abficht” verwandelt, weil das 
erftere Wort in Beziehung auf Gegenftände, die nicht im 
Handel und Wandel feyn Fönnen, nicht zu gebrauchen ift, 
überdem eine Ueberlaffung für Geld unter gewiffen Verhält: 
niffen auch zum Beften des Kindes felbft wo. fann. 
(Zand.:Act. I Abthl. 3. Bd. ©. 136 fg.) 


Art. 147. 


Wer Kinder unter Vierzehn Jahren in der Abficht, fie 
einer andern Religionsgefellfchaft, ald in der fie fich befinden, 
zuzuführen, oder die beabfichtigte Religionsveränderung ber- 
felben zu verhindern, der Gewalt ihrer Aeltern, Wormünder 
oder Erzieher entzieht, ift mit Gefängnißftrafe von Einem bis 
zu Zwei Sahren zu belegen. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 244 fg. — Mitth. ©. 


554 fg. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 642. — 
Mitth. ©. 3789. 


2) Entwurf. Art. 139. Gleichlautend. 
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3) Die Entziehung der Kinder muß ohne Bewilligung und 
wider den Willen der Xeltern, Bormünder und Erzieher er- 
folgt feyn, wenn fie die im Artikel beftimmte Strafe zur 
Folge haben fol. (Mitth. ©. 554.) 

4) Auf die Erfhnerung, — daß ein Unterfchied zu machen fey 
zwifchen eltern auf der einen, und Vormuͤndern und Gr: 
ziehern auf der andern Seite; daß den Xeltern, namentlich 
in gemifchten Ehen, nachgelaffen feyn müffe, über die reli- 
giöfe Erziehung ihrer Kinder Abänderungen zu treffen, die 
von VBormündern und Erziehern nicht ausgehen fünnten, da= 
ber denn auch, fo lange man nicht den Kindern (vergl. Ge: 
ſetz v. 19. Febr. 1827), welche das 14. Jahr nody nicht er- 
reicht haben, die Freiheit zugeflehen wolle, die Religion zu 
verändern, VBormünder und Erzieher ausgefchloffen bleiben 
müßten, — wurde entgegnet, daß lediglich von dritten Per- 
fonen die Rede fey, welche die Kinder der Gewalt derjeni— 
gen, deren Obhut fie anvertraut feyen, entziehen wollten. 
In diefer Beziehung koͤnne Fein Unterfchied der angeführten 
Art gemacht werden. (Mitth. ©. 554.) 

5) Die Worte: „beabfichtigte Religionsveränderung” koͤnnen 
nicht auf Kinder bezogen werden, weil Kinder unter Bier- 
zehn Sahren gefeglich eine Religionsveränderung für fich felbft 
nicht vornehmen dürfen. Den eltern ift dies nachgelaffen, 
fo lange die Kinder das fechfte Altersjahr noch nicht erreicht 
haben. Hierauf geht auch die Beſtimmung, wenn die el: 
tern ihre Kinder einer andern Religion zuführen wollen, als 
der, in welcher fie fich urfprünglich befunden haben. Won 
diefen Fallen ift hier nur allein Die Rede. (Mitth. ©. 554 fg.) 


Art. 148. 
Entführung. 

Wer ſich einer Perfon in der Abficht, fie zu der Befrie- 
digung des Gefchlehtötriebes zu mißbrauchen oder mißbrau: 
chen zu laffen, mit Gewalt oder Lift bemächtigt und fie wider 
ihren Willen entweder aus dem Staatögebiete entfernt, oder 
innerhalb defjelben außer Stand ſetzt, den bürgerlichen Schuß 
anzurufen, hat ein= bis zweijährige Zuchthaudftrafe zweiten 
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Grades, und im Fall die erwähnte Abficht wirklich erreicht 
worden ift, zwei- bis vierjährige Zuchthausftrafe deffelben 
Grades verwirkt. 


1) Sand.= Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 581. H. Abthl. 1. Br. 
S. 245 fg. 2, Bd. ©. 437.— Mitth. ©. 555 fg., 4362. — 
Land. »%ct. III. Abthl.2. Bd. S.642. — Mitth. S. 3789. 


2) Entwurf. Xrt. 140. 

Die Worte: „oder mißbrauchen zu laſſen“ enthielt der 
Entwurf nicht, und anftatt der Worte: „die erwähnte Ab- 
fiht” ftanden in felbigem die Worte: „der beabfichtigte Ent- 
zweck.“ (Bergl. a. Geſetz v. 8. Febr. 1834. 8.6. Samml. 
d. Gef. u. Verordn. v. 3. 1834 ©. 48.) 


3) Um die nach der Wortfaffung fcheinbar ausgefchloffeneh 
Theilnehmer an einer Entführung mit zu treffen, die hier 
mindeftens eben fo frafbar als die Thäter felbft erfcheinen, 
bat man nad) dem Worte: „mißbrauchen” die Worte: „oder 
mißbrauchen zu laffen” eingefchaltet. (Kand.-Act. Beil. 
z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 103.) 


4) Unter dem Ausdrude: „ſich bemächtigt” ift auch der Fall 
mit begriffen, wenn Jemand wider feinen Willen in des 
Andern Gewalt zurüdgehalten wird. (Land.=Act. Beil. ;. 
II. Abthl. 1. Samml. ©. 100 fg.) 


5) Zur Vollendung des Verbrechens ber Entführung, und mit: 
hin zum Eintritte der ordentlichen Strafe gehört demnach 
außer der Bemächtigung in unfeufcher Abficht annoch ent: 
weber die Entfernung aus dem Staatögebiete, oder die Ber- 
binderung der Entführten, den bürgerlichen Schuß anzuru= 
fen. Fehlt eins der beiden letztern Erforderniffe, fo ift das 
Berbrechen bloß als verfucht anzufehen und als Verſuch zu 
beftrafen. 

6) Es ift fein Grund vorhanden, den Artikel nur auf die Ent: 
führung von Frauensperfonen einzufchränten. Die Faffung 
ift ganz allgemein, wie aus dem gebrauchten Worte: „Per: 
fon (alfo gleichviel ob männlichen oder weiblichen Geſchlechts) 
deutlich hervorgeht... (Groff Anmerk. z. Criminalgeſetzbuche. 
I. Abthl. ©. 143.) 
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7) In den am Schluffe des Artikels erwähnten Falle wird por 
ausgeſetzt, Daß bad Verbrechen nicht in ein anderes, daB der 
Nothzucht, ausgeartet ift, wo alsdann Art. 157 fg, zur An 
wendung fommen würden. 


Art, 149. 
Mit ein bid dreijähriger Gefängnißftrafe ift derjenige ” 
zu belegen, welcher in gleicher Abficht eine Perfon unter Bier: 
zehn Jahren zwar im Einverfiändniffe mit derfelben, aber 
wider Wiffen und Willen ihrer Aeltern oder der die Stelle 
derfelben vertretenden Perfonen entführt. Iſt die Abſicht er- 
veicht worden, jo tritt ein» bis dreijährige Arbeitshausftrafe 
ein; infofern nicht nach Artifel 161 eine höhere Strafe zur 
Anwendung fommt.- on 
1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd ©. 581. IL Abthl. 1. Bo. 
S. 247. 2. ®d. ©. 437. — Mitth. ©. 558 fg., 4362. — 
Land. Act. III. Abthl. 2, Bd, ©. 642 3. Bd. ©. 538. — 
Mitth. S. 3789, 5538. 
2) Entwurf. Art. 141. 

Mit Ausnahme des Umſtandes, daß im eiſten Falle die 
Strafe im Maximum nur mit zweijaͤhrigem Gefaͤngniß 
feſtgeſetzt war, gleichlautend. | | 

Sn dem Geſetze v. 8. Febr. 1834. $. 7 fanden anftatt 
der Worte: „Iſt die Abficht erreicht worden,” die Worte: 
„Iſt die koͤrperliche Vereinigung wirklich erfolgt.‘ 

3) Da ruͤcſichtlich der mitſchuldigen entfuͤhrten Perſon in obis 
gem Artikel eine Strafe nicht auögefprochen ift, fb verſteht 


es Ti von felbft, daß gegen dieſe eine Unterfüchung gar 
nicht verhangen werden Bann. 


Art. 150: 


Wenn in derfelben Abficht eine über Vierzehn Yahı alte 

und noch im älterlichen Haufe lebende Perfon mit ihrer Zu⸗ 
ſtimmung, aber wider den Willen ihrer eltern, vder eine 
Ehefrau mit ihrer Zuftimmung wider den Willen ihres Che: 
manned entführt wird, fo find der Entführer und die Ent: 
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führte, ein jedes im erfteren Falle mit Zwei bis Vier Mona- 
ten Gefängniß, und im zweiten mit Vier bid Acht Monaten 
Gefängniß zu beftrafen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 581 fg. U. Abthl. 1. Bd. 
©. 247 fg. 2. Bd. ©.437. — Mitth. ©.559 fg., 4362. — 
Land.-Act. III. Abthl. 2.Bd. S.642. — Mitth. ©. di 


2) Entwurf. Art. 142. 

Die Strafen waren im Entwurfe abfolut, und zwar was 
ren für den erften Fall Drei, für den zweiten Fall Sechs 
Monate Gefängniß feſtgeſetzt. (Vergl. Geſetz vom 8. Febr. 
1834. $. 8.) 

3) Bei, der Berathung diefes Artikels in der I. Kammer wurde 
in Folge eines geftellten Antrags die Einfchaltung des Wor: 
tes „unmuͤndige“ befchloffen, um dadurch auszudrüden, 
daß die im Artikel für die Entführung unverheiratheter 
Frauenzimmer beftimmte Strafe nur dann eintreten folle, 
wenn die Entführte noch nicht volljährig. Als Grund 
wurde angeführt, daß einer volljährigen Frauensperfon nach 
der 10. Conftitution Theil II. dad Recht zuftehe, felbft wi- 
der den Willen der XAeltern von der väterlichen Gewalt ſich 
zu befreien, wenn fie eine eigene Defonomie anlege.. Wenn 
alfo eine folche Frauensperfon das älterlihe Haus verlaffe, 
fo fey dies an fich nicht frafbar, auch wenn fie es in un— 
züchtiger Abficht thue, weil die bloße Unzucht nicht mehr 
beftraft werde. (Mitth. ©. 559 fg.) 

Demungeachtet wurde ein zweites Amendement ebenfalls 
angenommen, nach welchem eine volljährige. Frauensperfon 
in dem im Xrtifel erwähnten erften Falle mit einer zwei⸗ 
bis viermonatlihen Gefängnißftrafe belegt werben folle. 
(Mitth. ©. 563.) Ob diefe Strafe dadurch, daß auch 
voljährige Frauensperfonen ohne der Aeltern Genehmigung 
nicht heirathen dürfen, fich rechtfertigen läßt (vergl. Mitth. 
©. 567), fann man dahin geftellt feyn laffen, Dagegen 
bemerkt die Deputation der II. Kammer in ihrem andermwei- 
ten Berichte (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 2. Samml. 
©. 745) mit Recht, daß die Strafbarfeit der in dem Artifel 
genannten Handlung in dem Bruche und der Verlegung 
der Familienrechte, nicht aber in dem Alter der Entführten 
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liege, und der aus dem Alter abzuleitende erfchwerende Um— 
ftand nur innerhalb des Strafmaafes zu berüdfichtigen. fey. 


Art. 151. 


Die Strafen der Entführung find in den Art. 148, 
149 angegebenen Fällen auf dreimonatliches bis einjähriges 
Gefängniß zu ermäßigen, wenn der Entführer freimillig den 
dabei gehabten Endzwed aufgegeben, und die entführte Per- 
fon unverlegt aus feiner Gewalt entlaffen hat. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 249. — Mitth. ©. 563. — 
Land.⸗Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 642. Mitth. ©. 3790. 
2) Entwurf. Art. 143. 
Anftatt der Worte: „den dabei gehabten Endzweck“ ftan- 
den im Entwurfe die Worte: „ven beabfichtigten Endzweck.“ 
Bergl. $. 9. des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 


Art. 152. 

Wer eine unverheirathete Frauensperfon entführt, um 
fie zur Eingehung einer Ehe zu nöthigen, wird mit ein= bis 
dreijähriger Arbeitshausftrafe belegt. Diefe Strafe fällt je 
doch weg, wenn die entführte Frauenöperfon freiwillig die 
beabfichtigte eheliche Verbindung eingeht. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 49, fg. — Mitth. ©. 
563 fg. — Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 642. — 
Mitth. S. 3790. 

2) Entwurf, Art. 144. Gleichlautend. 


3) Es ift in diefem Artikel der im $. 10. des Gefebes vom 
8. Febr. 1834 aufgenommene Zuſatz hinweggelaffen, daß, 
wenn bie Entführung fraflos feyn fol, die Entführte, zur 
Zeit, wann fie die Ehe mit dem Entführer eingegangen, 
nicht mehr in den Händen deffelben fich befunden habe. 

Man trug bei Berathung des gedachten Gefeßes Beben: 
fen, die Straflofigfeit in dem vorliegenden Falle auszufpre: 
chen, indem man glaubte, die Eingehung der Ehe werde 
unter folden Umftänden felten eine wahrhaft freie feyn. 
(Land.:%ct. v. 3. 1833 fg. II. Abthl. 1. Bd. ©. 270.) 

17 
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Wenn man jedoch von diefem Antrage im Laufe der Ver— 
handlung zurüdging, To gefchah es nur unter Beifügung 
jenes Zufaßes, in dem man doch mindeftens einige Garantie 
für die Freiheit des Entfchluffes Seiten der Betheiligten zu 
finden glaubte. (II. Abthl. 3. Bd. ©. 246.) Die Deputa- 
tion der I. Kammer ſchlug daher vor, nad) „Freiwillig“ die 
MWorter „und zu einer Zeit, wo fie fich nicht mehr. in den 
Händen des Entführers befindet“, einzufchalten. , (Kand. 
Act. v. 3. 1836 fg. Beil. z. I. Abthl. 1. Samml. &.104.) 

Die Deputatiön der II. Kammer hielt dagegen die vorge: 
nommene Veränderung für eine Verbeſſerung, indem man 
nach. dem allgemeinen Sprachgebrauche fehr beſtimmt woiffe, 
was man unter dem Worte: „freiwillig ’’ ſich zu denken 
habe, und es einer weitern Beſchraͤnkung des Begriffs zur 
Erreihung: des Zwedes nicht bevürfe, (Beil, z. III. Abthl. ° 
1. Samml. ©, 101.) 

Auch die Staatöregierung erklärte, daß fie nur deshalb 
das Wort „freimillig” in dem Artikel aufgenommen, weil fie 
dadurch das Verhältniß, in welchem eine folche Perfon bei der 
Berehelihung mit ihrem Entführer fich befunden haben müffe, 
für ausreichend bezeichnet erachtet habe, und weil die Worte 
„infofern fie fi nicht mehr in den Händen des Entführers 
befindet”, zu Mißverftändniffen VBeranlaffung geben Eönnten. 
(Mitth. ©. 564.) 

Allerdings kann der Fall eintreten, daß ein Frauenzimmer 
annoch in des Entführers Händen ift, und dennoch aus 
völlig freier Entſchließung und. ohne irgend einen geiftigen 
oder Förperlichen Zwang in die Ehe williget, ingleichen daß 
ed, obſchon nicht mehr in des Entführerd Händen, dennoch 
durch befondere Umftände fich gezwungen fieht, ihre Einwilli- 
gung gegen ihren Willen zu ertheilen. 


Art. 153. 


Die Entführung einer unverheiratheten über Vierzehn 
Fahre alten Frauensperfon mit ihrer Cinwilligung, um fie 
zu ehelichen, jedoch wider den Willen derjenigen, deren Ein— 
willigung nach den Gefegen erforderlich ift, wird mit ein= bis 
dreimonatlichem Gefängniffe beftraft, auch auf den Antrag 
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der zu dem Widerfpruche berechtigten Perfonen die Frauens— 
perfon mit Gefängnißftrafe von Vierzehn Tagen bis zu Vier 
Wochen belegt. 

Hat die entführte Perfon das vierzehnte Altersjahr noch 
nicht zuruͤckgelegt, ſo tritt gegen den Entfuͤhrer die im vor— 
hergehenden Artikel beſtimmte Strafe ein. 


1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 582. I. Abthl. 1. Bd. 
S. 250. 2. Bd. ©. 437. — Mitth. ©. 566 fa., 4362. — 
Land. Act. III. Abthl. 2.Bd. ©. 642. — Mitth. S. 3790, 

2) Entwurf. Art. 145. 

Anftatt des ein = bis dreimonatlichen Gefängniffes ftand 
im Entwurfe zwei: bis fehömonatliches Gefängniß. Vergl. 
$. 11. des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 
3) Vergl. Art. 150 Anmerf. 3. 


Art. 154. 
Beichränfung des richterlichen Verfahrens, 


Wegen der in den, Art. 149, 150, 152 und 153 er: 
wähnten VBergehungen ift nicht von Amtöwegen, fondern nur 
auf den Antrag einer durch ein ſolches Vergehen in ihren 
Rechten verlegten Perfon mit der Unterfuchung zu verfahren. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 1. Bd. S.250 fg. — Mitth. ©. 567 
fg. — Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 642. — Mitth. 
S. 3790. 


2) Entwurf. Art. 146. Gleichlautend. 
Vergl. 8. 23. des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 


3) Bei Berathung obigen Artifelö wurde vorgefchlagen, annoch 
den 151. Artikel zu cifiren, und dafür angeführt, daß der 
Artikel einen befondern Fall behandle, denn die früheren 
enthielten den Fall, wo der Entführer feinen Zwed erreicht, 
darauf folge der Fall, wo er ihm nicht erreicht, vielmehr 
freiwillig aufgegeben habe. Nun fcheine nothwendig, wenn 
das flrafbarere Verbrechen nicht Amtswegen zur Unterfu- 
hung gezogen werden folle, diefe Beftimmung auch von 
dem minder ftrafbaren ftattfinden zu laflen. Dagegen wurde 

Vi 


’ 


260 


erklärt: Die Anführung des Artikels fey unnöthig, weil er 
Fein befonderes Vergehen enthalte, fondern nur auf Art. 148 
und 149 Bezug nehme. Wenn der Fall des Art. 148 ein- 
trete, und die Ermäßigung des Art. 151 Platz greife, fo 
finde das gerichtliche Verfahren ex officio flatt, denn eine 
gewaltfame Entführung einer Frauensperfon, um fie zur 
Befriedigung des Gefchlechtötriebes zu mißbrauchen, Fönne 
dadurch, daß der Entführer fpäter fein Verbrechen aufgebe, 
nicht ftraflos werden. Dagegen. fey Art. 149 im Artikel 
154 mit angezogen, woraus von felbft folge, daß in biefer 
Beziehung nur auf Antrag des verlegten Theils die Unter- 
fuchung ftatt finden fünne, ohne daß es des Citats des Art. 
151 beduͤrfe. (Mitth. ©. 567 fg.) 

4) Die Staatsregierung erklärte auf vorgängige Anfrage, daß 
in dem Falle des Art. 153 der Antrag auf Beltrafung aud) 
einfeitig bloß gegen den Entführer gerichtet werben Fönne, 
wogegen in den Übrigen Fallen, wo bie Unterfuchung und 
Beftrafung nur auf Antrag flattfindet, gleich wie bei dem 
Ehebruche, beide Theile, der Entführer und die Entführte, 
entweder der Beſtrafung unterlägen, oder bei der Zurüd: 
nahme der Anzeige von aller Strafe frei ſeyen. (Mitth. 
©. 567 fg.) 


5) In Anfehung der Bedinguggen der Zurüdnahme einer be: 
reitd anhängig gemachten Unterfuchung vergl. Art. 75. 


Art, 155. 
Widerrechtliches Gefangenbalten. 


Mer, ohne ein Recht dazu zu haben, einen Menfchen 
durch Einfperrung oder auf andere Weife der perfönlichen 
Freiheit beraubt, oder deſſen Verhaftung oder Enthaltung 
in einem öffentlichen Gefängniffe durch wiffentlih unwahre 
Angaben oder fonft auf rechtswidrige Weiſe veranlaßt, ift 
nad) Verhältniß der Dauer und der Art der Freiheitöberau- 
bung mit Gefängniß von Drei Wochen bis zu Zwei Jahren, 
oder mit Arbeitshaus von Sechs Monaten bis zu Sechs Jah: 
ten zu beftrafen. 
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4) Land.» Act. UI. Abthl.1.Bd. S.251. — Mitth. S.569.— 
Land.» Act. III. Abthl. 2.Bd. ©. 642 — Mitth. S.37%. 

2) Entwurf. Art. 147. Gleichlautend. 

3) Motiven. (Land.⸗Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 99.) 

Durch die Faffung des Art. 147 ift angedeutet worden, 

daß die hier der Freiheitsberaubung angedrohte Strafe jedes: 
mal den völligen Mangel eines Rechts dazu auf Seite des 
Thaͤters vorausfegt, und die gegebene Vorfchrift nicht auf 
Fälle zu erfireden ift, wo zwar vermöge der amtlichen Stel 
lung das Recht, die Freiheitsberaubung zu verfügen, nicht 
aber gnügende Beranlaffung dazu vorhanden war. Bei ei- 
nem folchen VBerhältniffe würde vielmehr bei einer Ueber: 
fchreitung des Rechts nach Befinden die VBorfchrift des Art. 
284 oder 293 eintreten. 


4) Wegen des Anſpruchs auf Sadhfenbuße vergl. oben Art. 145. 


Art. 156. 

Mer das Züchtigungsrecht zu einer der Gefundheit ſei— 
ner Untergebenen nachtheiligen oder gefährlichen Einfperrung 
mißbraucht, ift mit Gefängnißftrafe bis zu Schs Monaten, 
oder, im Fall die zu erfennende Strafe die Dauer von Sechs 
Wochen nicht überfteigt, mit verhältnißmäßiger Geldbuße zu 
belegen. 

1) Land. Act. 11. Abthl. 1.Bd. S. 251. — Mitth. S. 569. — 

Land.- Act. II. Abthl. 2.3d. ©, 642. — Mitth. S.3790. 

2) Entwurf. Art. 148. Gleichlautend. 


Ark 157: 
NRothzucht. 

Wer eine Frauensperſon durch außere Gewalt, welche 
nach den vorliegeaden Umſtaͤnden von ihr nicht abgewendet 
werden Eonnte, oder durch eine mit gegenmärtiger gleichfalls 
unabmwendbarer Gefahtsur Leben oder Gefundheit verbundene 
Drohung zu ber Duldin. unehelichen Beifchlafs nöthigt, 
nird mit fechs = bis zehnjaͤhrer Zuchthausſtrafe erften Gra— 
det belegt. 
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1) Land.⸗Act. II. Abthl. 1. Bd. S. B7. — Mitth. S. 569 
fg.— Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 642. — Mitth. 
©. 37%. 

2) Entwurf. Art. 149. 

In felbigem hieß ed: „Leben und Sefundheit”. 

- 3) Im Gefeße v. 8. Febr. 1834 flanden die Worte: „fuͤr Le: 
ben und Gefundheit derfelben”, welches lebte Wort im 
gegenwärtigen Entwurfe weggeblieben iſt. Dadurch hat der 
Begriff der Notbzucht eine Ausdehnung erhalten, welche in 
der Norwegifchen Gefeßgebung Cap. XVIII. $. 1 durch die 
Worte: „Fuͤr Jemandes Leben oder Gefundhejt” pofitiv 
ausgebrüdt wird. 

Da aber ber pſychologiſche Zwang bei der Nothzucht aller⸗ 
dings eben ſo hoch in Anſchlag zu bringen iſt, als der di— 
recte koͤrperliche gegen die angegriffene Perſon, eine gleiche 
Anſicht auch zu Art. 69 ausgeſprochen iſt, ſo empfahl man 

die Annahme der Faſſung des vorliegenden Artikels. (Kand.⸗ 
Act. Beil, z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 102.) 

4) Die Ausnahme von der Regel, daß Unterfuchungen fleifch- 
licher Bergehungen vor den Gerichtöftand des Wohnorts ge: 
hören, auch wenn eine höhere als dreimonatliche Gefängniß: 
firafe droht, ift nur von den eigentlichen, im 16. Kapitel 
namhaft gemachten fleifchlichen Vergehen zu verftehen, nicht 
aber auf die in diefem Kapitel aufgeführten fleifchlichen Ber: 
brechen, bei welchen die Verlegung der perfönlichen Freiheit 
hauptfächlich in Frage fommt, zu erfireden. Bei diefen ift 
durchgängig der Gerichtöfland des begangenen Verbrechens 
der competente, 


Art. 158, 

Gleihe Strafe hat verjenige verwirkt, welcher unter 
Anwendung folcher Gewalt oder Drohung este Frauens- oder 
Mannsperfon zur naturwidrigen Befriedising des Geſchlechts⸗ 
triebes mißbraucht. 

1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. 582. I. Abthl. 1. Bo. 


S. 2357. 2.Bd. ©. 437. — Mitth. ©. 570, 4362. — 
Land.-Act. IM. Abthl. od. S. 642. — Mitth, &, 
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2) Entwurf, Art. 150. 


Mer eine Perfon männlichen Gefchlechts auf die vorfte: 
hend befchriebene Weife zu wmwidernatürlicher Befriedigung 
der Wolluſt braucht, ift mit drei= bis fünfiährigem Zucht: 
haufe erften Grades zu beftrafen. 

Bergl. $. 3 des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 


3) Die Deputation der II. Kammer machte in ihrem Berichte 
(Land. Act, Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 102 fg.) 
folgende Bemerkungen: Der Artikel handelt nur von wi: 
dernatürlicher gewaltfamer Unzucht mit einer Mannsperfon. 
Gleichwohl ift es nicht zu bezweifeln, daß aud) eine Frauens— 
perfon auf widernatürlihe Weife zur Nothzucht gemiß— 
braucht werden fann. Wendet man Dagegen ein, daß der 
lestere Kal unter Art. 149. [Art. 157 des Geſ.-Bchs.) 
fubfumirt werden müffe, indem Nothzucht an einer Frauen: 
perfon immer Nothzucht bleibe, fie gefchehe gleich auf na- 
türliche oder widernatürliche Weife, fo fcheint diefer Annahme 
doch die Faffung des Art, 149 nicht günftig zu feyn. Wenn 

. nämlich dort von Duldung unehelichen Beifchlafd die Rede 
ift, fo kann man dabei nicht füglid an eine naturwidrige 
Befriedigung des Gefchlechtötriebes denken. Der Begriff 
des ehelichen Beifchlaf3 führt niemals etwas Naturwidriges 
mit fih, und dadurch, daß man von unehelichem Beifchlafe 
fpricht, verändert fich das Weſen ded Begriffs vom Bei: 
fchlafe felbft nicht, fondern man ift genöthigt, fich darunter 
diefelbe Handlung, nur außer der Ehe, zu denken, welche 
in ber Ehe „Beifchlaf” heißt. Sonach müßte entweder die 
Faffung des Art. 149 eine Veränderung erleiden, oder man 
würde zu einer aufhentifchen Interpretation feine Zuflucht 
nehmen müffen, Beides erjcheint nicht angemefjen. 


In Bezug auf die Strafbarkeit der Handlung nämlich 
kann fich die Deputation nicht überzeugen, weder, daß bie 
weibliche Jugend mehr Recht auf Beſchuͤtzung habe, als die 
männliche, noch daß jene durch die Nothzucht immer grö- 
‘Seren Schaden erleide als diefe. Im Gegentheil kann, na: 
mentlih für Gefundheit und Sittlichkeit, der Schade bei 
einem Zünglinge oft weit bedeutender feyn, als bei einem 
Mädchen, und ‚daß die Abfcheulichkeit der Handlung noch 
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größer fey, wenn ein Süngling genothzüchtigt wird, wirb 
kaum bezweifelt werben. 


Art. 159. 


Wenn Mehrere die gemwaltfame Zunöthigung gemein- 
ſchaftlich ausuͤben, fo wird die durch dad Verbrechen, wenn 
es von einem Ginzelnen begangen worden wäre, nad) Art. 
157, 158 verwirkte Strafe für jeden gleichen Theilnehmer 
um Ein bis Vier Jahre erhöht. 

Hat bei einer von Einem oder Mehrern verübten Noth- 
zucht die gemißhandelte Perfon einen bleibenden Nachtheil an 
ihrer Gefundheit erlitten, oder ift der Tod derfelben durch die 
verübte Nothzucht verurfacht worden, fo ift die Zuchthaus: 
ſtrafe verhältnigmäßig zu verlängern, und Fann im legtern 
Falle bis zu Zwanzig Jahren gefteigert werden. 


1) Zand.: Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 582. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 357. — Mitth. ©. 570. — Land.-Act. IH. Abthl. 
2. Bd. ©. 642. — Mitth. ©. 37%. 


2) Entwurf. Art. 151. 


In felbigem war im erften Sage nur auf Art. 149. [Art. 
157 des Geſ.⸗Bchs.] Bezug genommen. 


Vergl. $. 3. des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 


3) Ueber den von Wächter Abhandlungen aus dem Straf: 
rechte (Leipz. 1835), Bd. 1. S. 291 fg. in Anfehung der 
in obigen Artikel im Wefentlihen aufgenommenen Dispos 
fition des $. 3, des Geſetzes v. 8. Februar 1834 eregten 
Zweifel, ob unter der von mehreren gleichen Zheilnehmern 
gemeinfchaftlich ausgeubten gewaltfamen Zunöthigung auch 
der Fall gemeint fey, wenn nur Einer der Xheilnehmer 
den phnfifhen Act der Nothzucht ausgeübt, hat fich die 
ftändifche Berathung nicht erſtreckt, dagegen aber ber Ber- 
faffer des Entwurfd des Griminalgefegbuhs (I. Abthl. ©. 
145) erklärt, ed fey anzunehmen, daß die erhöhte Strafe 
auch in dem Falle eintrete, wenn nur Einer der Theilnehmer 
zur Volziehung ded Acts der Nothzucht fi der Beihülfe 
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der Andern bedient hat, da durch die Beihülfe Mehrerer der 
Widerſtand der gemißhandelten Perfon gegen die gemwaltfame 
Zunöthigung mit weniger Schwierigkeit zu überwinden fen, 
mithin fchon um biefes Umftandes Willen eine Schärfung 
der geſetzlichen Strafe gerechtfertiget erfcheine. (Vergl. a. 
Schwarze in d. Jahrb. f. Saͤchſ. Strafrecht. I. Bd, ©. 
73. Anmerf. 44.) 


Art. 160. 
Unzucht mit Perfonen im bewußtlofen Zuſtande. 


Wer eine Frauensperfon, die ſich in einem bemußtlofen 
Zuftande befindet, zur Befriedigung der Woluft mißbraucht, 
ift mit Zuchthausftrafe zweiten Grades von Einem bis zu 
Zwei Jahren zu belegen. Hat der Verbrecher den bewußt- 
lofen Zuftand abſichtlich zu Erreichung diefes Endzwecks her- 
beigeführt, fo findet zwei bis fünfjährige Zuchthausftrafe 
eriten Grades ftatt. 

Treten die im vorhergehenden Artikel erwähnten Schaͤr— 
fungsgründe ein, fo kann die Strafe auf ſechs- bis zehnjäh- 
tige Zuchthauöftrafe erften Grades erhöht werden. 


1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 582. I. Abthl. 1. Bo. 
©. 258. — Mitth. ©. 570. — and. Act. IH. Abthl. 
2.30. ©. 642. — Mitth. ©. 37%. 


2) Entwurf. Art. 152. 


In felbigem war das Minimum der zuerft gedachten 
Strafe auf Sechs Monat feſtgeſetzt. 

Diefe Angabe beruhte auf einem bloßen Schreibfehler. 
Vergl. $. 4. des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 


3) Da der Artikel einen bewußtlofen Zuftand, d. i. völligen 
Mangel an Willensfreiheit, voraudfest, fo leidet derfelbe 
feine Anwendung, wenn Semand eine durch geiftige Ge: 
tränfe beraufchte Frauensperfon, die fi aber nicht in 
bewußtlofem Zuftande befindet, zur Unzucht mißbraucht. 
(Groſſ Anmerf, z. Eriminalgefeßbuche. 1. Abthl. ©. 145.) 
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Art. 161. 
unzucht mit Kindern unter Vierzehn Jahren. 
| "Diejenigen, welche Kinder unter Zwölf Jahren zum 
Beifchlafe mißbrauchen, oder zu Aufreizung oder Befriedi— 
dung des Gefchlechtötriebes andere unzüchtige Handlungen 
mit ihnen vornehmen, find mit ein= bis dreijahriger Zucht: 
hausftrafe zweiten Grades zu belegen. Iſt dadurch ein blei- 
bender Nachtheil für die Gefundheit des Kindes entflanden, 
jo tritt yier= bis achtjährige Zuhthauäftrafe eriten Grades 
ein; hat die, Mißhandlung den Tod des Kindes zur Folge ge: 
habt, fo ift die Strafe auf zehn: bis funfzehnjähriges Zucht: 
haus erften Grades zu erhöhen. 
Mer mit einer Frauensperfon über Zwölf, jedoch unter 
Vierzehn Jahren alt Unzucht treibt, wird mit vier- bis fechs- 
monatlicher Gefängnißftrafe belegt. Hat die gemißbrauchte 
Perfon dadurch einen bleibenden Nachtheil an ihrer Gefund- 
beit erlitten, fo tritt Arbeitshausftrafe bis zu Drei Jahren 
ein; ift daburd) der Tod der Gemißbrauchten verurfacht wor- 
den, fo kann die Strafe bis auf Vier Jahre Zuchthaus zwei: 
ten Grades gefteigert werden. 
1) Zand.=Xct. I. Abthl. 3. Bd. ©. 582 fa. II. Abthl. 1. Bd. 
.. ©. 258, 2. Bd. ©. 437 fg., 754. — Mitth. ©. 570, 
4362 fg., 5665 fg. — Land.-Act II. Abthl. 2. Bd. ©. 
642. 3. Bd. ©. 538. — Mitth. ©. 3790, 5538. 
2) Entwurf. Art. 153. 

Der Anfang lautete: „Diejenigen, welche Kinder unter 
Zwölf Jahren zum Beifchlafe oder zur widernatürlichen Be— 
friedigung des a mißbrauchen, oder andere 
unzüchtige 2c.” 

Am Schluſſe hieß ed: „— erlitten, oder ift — 
ren Tod verurſacht worden, tritt Arbeitshausſtrafe bis zu 
Zwei Jahren ein.“ 

3) Die Deputation der J. Kammer bemerkte in ihrem Berichte 
(Eand.-Act. Beil, z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 105): 
Hier find. die Worte: „oder andere unzuͤchtige Handlun- 
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gen mit ihnen vornehmen”, welde in $. 5 des Gefehes v. 
8. Febr. 1834 fehlen, eingefchaltet worden, und zwar gewiß 
mit Recht, indem es manche dergleichen Handlungen giebt, 
die fich weder unter die Worte jenes Geſetzes fubfumiren, 
noch felbft als Werfuch der in demfelben erwähnten Ber: 
gehen füglich betrachten laffen, gleihwohl nicht ungeftraft 
bleiben fönnen. Die Deputation glaubt nur, daß, da bei 
jenen Handlungen das im Art. 154 (Art. 162 des Gefeb: 
buches) erwähnte Requifit nicht ftattfindet, der Thatbeſtand 
bier etwas näher beftimmt werden möchte. Sie fchlägt da: 
her unter Zuftimmung der Königlichen Commiffarien vor, 
ftatt der erwähnten Worte zu fegen: „oder fonft zu Auf: 
reizung oder Befriedigung des Gefchlechtötriebes unzüchtige 
Handlungen mit ihnen vornehmen.’ 

Auch der Deputation der IL. Kammer fchien der gedachte Zu— 
faß zu allgemein gefaßt. Sie bemerkt deshalb; Der Begriff 
unzüchtiger Handlungen ift fehr relativ, und richtet ſich gar fehr 
nach dem Schidlichfeitsgefühl und der Bildungsftufe der ver: 
fchiedenen Klaffen und Individuen der Gefellfchaft, wohl felbft 
nach dem Alter und der nähern Befreundung oder Verwandt: 
fchaft der betreffenden Perfonen. Will man nicht, daß am Ende 
bloße Liebfofungen — ob ſchickliche oder unfhidliche? darauf 
fommt bier nicht3 an — als contrectationes libidinosae, alö 
unzüchtige Handlungen, unter die Strafandrohung des Arti— 
fel3 fallen follen, fo bedarf es einer nähern Beflimmung der 
unzüchtigen Handlungen. Und diefe glaubt die Deputation 
in dem Zwede derfelben fuchen zu dürfen. Sit diefer, nad) 
den Umftänden und Verhältniffen, unzweifelhaft Aufreizung 
oder Befriedigung des Geſchlechtstriebes, fo daß ſich die 
Handlung mindeftend als Conat der Unzucht herausſtellt, 
fo fällt fie unter die Strafandrohung des Artikels, außer: 
dem nicht. Ob die Befriedigung des Gefchlechtätriebes da: 
bei auf natürliche oder widernatürliche Weiſe beabfichtigt, 
ob fie auf der einen oder der andern Seite eingetreten ift, 
darauf dürfte nichts antommen. (Land. Uct. Beil. z. 
III. Abthl. 1. Samml. ©. 103 fg.) 

4) Man nahm an, daß bei Kindern unter Zwölf Sahren 
keine Willenöfreiheit ftattfinde, welche bei einem Mädchen 
von Zwölf bis Bierzehn Jahren eher anzunehmen fey. Die 
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Einwilligung des Mädchens wird natürlich) vorauiögefekt, 
denn von Nothzucht ift hier nicht die Rede. (Mitth. ©. 
4362.) 

Das App.:Ger. zu Zwidau (vergl. Zeitfchr. f. Rechts— 
pflege und Verwaltung f. d. 8. ©. II. Bd. ©. 71 fg.) hat 
in diefer Beziehung fich dahin ausgefprochen, daß eine an 
einem Kinde unter 12 Jahren verübte gemwaltfame Un- 
zucht nicht nach Art. 157, fondern nad) Art. 161 zu be: 
ftrafen fey. Als Gründe giebt es an: 


a) Das Griminalgefeßbucdy betrachtet das Werbrechen der 
Nothzucht ald eine befonderd ausgezeichnete Art der Ge— 
walt. Diefe Auszeichnung hat darin ihren Grund, daß die 
fremde Perfönlichkeit ald Mittel der Befriedigung eines thie: 
rifchen Triebes, ald Sache behandelt, die Freiheit der ge: 
mißbrauchten Perfon einem fremden, an und für ſich unfitt: 
lihen Willen dienftbar gemacht, und dadurch das Selbſtge— 
fühl, auf welchem der fittliche Werth des Menfchen beruht, 
aufs Höchfte verlegt, ja, wenigftens für die Dauer des Ber: 
brechens, völlig vernichtet wird. Diefer Charakter erfcheint 
bei der gewaltfamen Unzucht nur dann völlig ausgeprägt, 
wenn fie an erwachfenen Menfchen verübt wird, denn Kin: 
der unter Zwölf Sahren haben Feine volle Perfönlichkeit, 
feine Selbftftändigfeit des Willens. 

b) Die bei einer erwachfenen Perfon angewendete Ge: 
walthandlung wird ihrer Befchaffenheit wegen häufig Straf- 
lofigfeit begründen, während fie, gegen ein Kind angewen- 
det, als Nothzucht betrachtet werden muß. 

ec) Art. 157 und 158 fprehen von Frauens- und 
Mannsperſonen, ald Gegenftände der Nothzucht. Darun: 
ter find dem Sprachgebrauche zufolge nur erwachfene Indi- 
viduen zu verftehen, welchen Sprachgebraudy auch dad Ges 
feß felbft anerkennt, indem es im 161. Art. die Kinder den 
Frauensperfonen (über Zwölf Jahre) entgegenfebt. 

d) Der Art. 161 fließt den Fall gebrauchter Gewalt 
nicht aus. Es find Fälle ausdrüdlich mitbegriffen, die fich 
ohne Gewalt nicht wohl denken laffen, z. B. wo ein blei: 
bender Nachtheil an der Gefundheit oder gar der Tod des 
Kindes bewirkt worden. Auch ift im erften Abfchnitte von 
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„Mißhandlung‘ des Kindes die Nede, im zweiten nur vom 
„Mißbrauche“. 

Zur Unterſtuͤtzung der hier ausgeſprochenen Anſicht wird 
in den Jahrb. f. Saͤchſ. Strafr. I. Bd. 1. Hft. ©. 93 an- 
noch angeführt, daß Unzucht mit Kindern offenbar minder 
ftrafbar erfcheine, als eigentliche Nothzucht, indem, wenn 
auch erjtere diefelbe, ja vielleicht eine noch größere fittliche 
Berworfenheit vorausfeße, als Nothzucht mit einer Erwach— 
jenen, dennoch der Gefeßgeber feine Strafen nicht nach dem 
rein fittlichen Werthe oder Unwerthe der Handlungen, fon- 
dern zugleich und hauptfächlich nah der Wichtigkeit der 
Störung, welche dadurch in dem öffentlichen Rechtözuftande 
hervorgebraht wird, abzumägen habe. (Vergl. a. Krug 
ebendaf. I. Bd. 2. Hft. ©. 246 fg.) 

5) Hatte der Stuprator davon, daß die Frauensperfon ihr 
vierzehnteö Lebensjahr noch nicht zurüdgelegt, Feine Kennt: 
niß, und waren die Umftände (z. B. frühzeitige phyſiſche 
Ausbildung, freche, vielleicht gar die Unzüchtigkeiten felbft 
veranlaffendes Benehmen ıc.) fo befchaffen, daß er wohl 
annehmen Fonnte, fie fey mannbar, fo kann auch der vor— 
ftehende Artikel Feine Anwendung finden. In diefer Weiſe 
hat das App.-Ger. z. Leipzig im 3. 1839 entfchieden. 


Art. 162. 
Eonfummation der fleifchlichen Verbrechen. 
Die in den Artikeln 157, 158, 159 und 160 aufge: 
führten Verbrechen, fo wie alle andere fleifchliche Verbrechen, 
find für vollendet zu achten, fobald die Eörperliche Vereini— 

, gung erfolgt ift. 

1) Land.-Act. J Abthl. 3. Bd. ©. 583. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 258, 2. Bd. ©. 438. — Mitth. ©. 570, 4363. — 
Land. Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 642. — Mitth. ©. 3790. 

2) Entwurf, Art. 154. 

Zur Confummation der in den Artikeln 149, 150, 151, 
152 und 153 aufgeführten Verbrechen, fo wie aller andern 
fleifhlihen Verbrechen ift die Eörperliche Vereinigung hin: 
reichend. 

Vergl. 8. 24 des Gefebes v. 8. Febr. 1834. 
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Art: 168. 
Raub. 

Diejenigen, welche, um fich fremdes bewegliches Gut 
zuzueignen, oder um fich, wenn fie bei Veruͤbung eines Dieb- 
ftahlö betroffen werden, in dem Befiß des gejtohlnen Gutes 
zu behaupten, gegen Perfonen Gewalt ausüben, oder folche 
mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib oder Leben bedrohen, oder 
fich der Ausführung eines foldyen Verbrechens nad) Art.33 theil- 
haftig machen, find nad) folgenden Beftimmungen zu beftrafen: 

H mit dem Tode, wenn Jemand dabei getödtet, oder le— 
bensgefährlich verwundet, oder verflümmelt, oder durch 
die verübte Gewalt in eine Krankheit des Geiftes oder 
Körpers verfeßt worden ift, bei welcher Feine gegründete 
Hoffnung zu feiner Wiederherftellung vorhanden: ift, 
oder um die Entdedung verborgener Habfeligkeiten zu 
erzwingen, koͤrperlich gepeinigt worden iſt; 

2) mit lebenslänglicher Zuchthauäftrafe erſten Grades, 
wenn Semand dabei in eine fchwere, jedoch heilbare 
Krankheit des Beiftes oder Körpers verfegt, oder wenn 
der Raub von einer Bande von wenigſtens Drei Per: 
fonen verübt worden ift; 

3) mit Zudthauöftrafe erften Grades von Acht bis zu 
Zwanzig Jahren, wenn die Räuber zu Vollbringung 
des Raubes ſich mit Waffen verfehen haben, oder wenn 
fie dabei in eine Wohnung eingeftiegen, oder eingebro- 
chen, oder zur Nachtzeit eingedrungen find; 

4) bei dem Nichtvorhandenfeyn der vorangegebenen er- 
fchwerenden Umftände mit fünf= bis zehnjähriger Zucht: 
hausftrafe erften Grades. 


Grläuterung. 
Zu der Vollendung des Verbrechens des Raubes ıft 
nicht erforderlich), daß der Räuber fremdes Eigenthum wirt: 
lich an fich genommen habe. 


a7 


4) Land.⸗Act. v. 3. 1836 fg. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 583 fo. 
II. Abthl. 1. Bd. S. 260 fg. 3, Bd. ©. A438 fg. — Mitth. 
©. 571 fg., 4363 fg. — Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. 
S. 645 fg. 3.Bd. ©.538. — Mitth. ©. 3792 fg., 5539. 

Land.:Xct. v. 3. 1839 fg. I. Abthl. 2. Bd. S, 247. — 
II. Abthl, 1. Bd. ©. 39, 252. Mitth. I. S. 65. 498. — 
IH. Abthl. 1. Bd. S. 324 fo. Mitth. I. ©. 707 fo. 

2) Entwurf. Art. 155. 

Diejenigen, welche, um fi) oder Andern fremdes beweg— 
liched Gut zuzueignen, gegen Perfonen Gewalt ausüben, 
oder foldhe mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben 
bedrohen, oder an Perfonen thatli Hand anlegen, um das 
ſich zugeeignete Gut in Sicherheit zu bringen, oder an der 
Ausführung eines folchen Verbrechens unmittelbar Theil 
nehmen, find nach folgenden Beſtimmungen zu beftrafen: 

1) mit dem Tode, wenn Semand babei getödtet, oder 
lebensgefährlich verwundet, oder verftümmelt, oder durch 
die veruͤbte Gewalt in eine gewiß ober wahrfcheinlid) 
unheilbare Geifteözerrüttung oder Krankheit des Kör: 
pers verjeht, oder, um die Entdedung verborgener 
Habfeligkeiten zu erzwingen, förperlich gepeinigt wor- 
den ift; 

2) mit lebenslänglicher Zuchthausftrafe erften Grades, 
wenn der Raub von einer Bande von wenigftens Drei 
Perſonen verübt worden ift; 

3) mit Zuchthausftrafe erften Grades von Zehn bis Zwan— 
zig Sahren, wenn die Räuber zu VBollbringung des 
Raubes ſich mit Waffen verfehen haben; 

4) bei dem Nichtvorhandenfeyn der vworangegebenen er: 
fchwerenden Umftände mit fünf: bis zehnjährigem Zucht: 
haufe erften Grades. 

Entwurf zur Erläuterung. 

Zu der Vollendung des Verbrechens des Raubes ift nur 
die veruͤbte Gewalt, nicht auch die wirklich erfolgte Zueig: 
nung fremden Eigenthums erforderlich. 

3) Motiven zu Art. 155 des Entwurfs. (Land.eXct. v. =, 
1836 fg. I. Abthl. 1.Bd. ©. 99.) 

Bei dem Art. 155 unter 3 ift eine befondere Strafbeitim: 
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mung für den Fall gegeben, wenn die Räuber zu Bollbrin: 
gung des Raubes fi) mit Waffen verfehen haben. Es find 
bier unter Waffen alle folhe Werkzeuge verflanden, mit 
welchen nach ihrer gewöhnlichen Wirkung lebensgefährliche 
Berlegungen zugefügt werden fönnen, und es unterliegen 
diefer Strafbeftiimmung mithin auc diejenigen Räuber, 
welche, um daS Verbrechen auszuführen, ſich mit Beilen, 
ftarfen Knitteln und ähnlichen zu tödtlichen Verletzungen 
geeigneten Snftrumenten bewaffnet haben. Daß übrigens 
auch diejenigen, welche bloß Wache geftanden haben, mit 
gleicher Strafe zu belegen find, folgt aus der allgemeinen 
Beftimmung über gleiche Theilnahme im Artikel 32 [vergl. 
oben Art. 33]. 


4) Motiven zur gefeslihen Erläuterung. (Kand.-Act. v. 
J. 1839 fg. I. Abthl. 1.Bd. ©. 281 fg.) Nach den Grund: 
fügen des Altern Saͤchſiſchen Criminalrehtö war zur Con: 
fummation des Raubes die wirkliche Entwendung fremden 
Eigenthums erforderlih. Diefer Grundfag wurde jedoch 
nad) dem Beifpiele mehrerer fremder Gefeßgebungen (Deiter: 
reichifched Geſetzbuch über Verbrechen, $. 169, 172. — 
Strafgefeßbud für das Königreich Baiern vom Jahre 1813, 
Art. 233) ſchon bei Abfaffung des im Fahre 1824 zur ftän- 
difchen Berathung vorgelegten Entwurfs eines Griminalge- 
ſetzbuchs verlaffen, wo im $. 496 ausdrüdlich feftgefest ift, 
daß die Vollbringung eines Raubes von der wirklichen Entz 
wendung einer Sache nicht abhängt, indem vielmehr die 
Veruͤbung von Gewalt gegen Perfonen in gewinnfüchtiger 
Abfiht ald das eigentliche Griterium des Verbrechens des 
Raubes angefehen wurde, und von derfelben Anficht ging 
der in dieſer Anficht unverändert gebliebene Entwurf des 
Griminalgefegbuch8 bei der Beftimmung aus, daß die Stra: 
fen des Raubes gegen diejenigen eintreten follen, welche, 
um fich fremdes bewegliches Gut zuzueignen, gegen Per: 
fonen Gewalt ausüben. 


5) Die Deputation ber I. Kammer hat in ihrem Berichte 
(Eand.⸗Act. v. 3. 1836 fg. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml, 
©. 106 fg.) nachftehende Bemerkungen zu diefem Artikel ge= 
madt: 
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a) Vergleicht man vorliegenden Artifel mit Artikel 222 
[Art. 233 des Gel.:Bch3.], fo findet man, daß der Unter: 
fchied zwifchen dem Raube und dem dort erwähnten gewalt: 
thätigen Diebftahle in gewiffen Fallen bloß darin befteht, 
daß bei leßterem die Gewalt bloß zum Schuße der Perfon 
des Diebes, bei erfterem aber zur Sicherung des geraubten 
Gutes angewendet wird. 

Die Deputation beforgt, daß die Worte beider 88. in der 
Anwendung zu manchen Zweifeln Beranlaffung geben möch- 
ten, und dies um fo mehr, als nach dem Wortlaute des 
Art. 155 nach vollbrachter Entwendung bloß Gewalthand: 
lungen, nicht auch gefährlihe Drohungen den Begriff des 
Raubes zu conftituiren feheinen, wozu Fein ausreichender 
Grund vorhanden feyn dürfte. 

Die Deputation ift daher mit den Königlichen Commiſſa— 
rien dahin übereingefommen, den Wegfall der Worte: „oder 
an Perfonen — bringen”, zu beantragen, indem es wohl 
ohnehin feinem Zweifel unterliegen möchte, daß es gleich: 
gültig fen, ob die Gewalt oder die Drohungen bevor oder 
nachdem fih der Räuber des Gegenflandes bemächtiget 
hat, angewendet worden find, wenn nur ber Zwed die Zu: 
eignung fremden Eigenthums war. 

b) Das Wort: „unmittelbar“ vor „heil nehmen’ möchte 
in Wegfall fommen, da in Gemäßheit des Deputationsvor: 
ſchlags bei Art. 32 [vergl. oben Art. 33] auch gleiche Theil: 
nehmer denkbar find, welche bei der Hauptthat unmittel- 
bar nicht Theil nahmen, Dagegen möchte zur Befeitigung 
aller Zweifel, daß hier nur von gleichen Theilnehmern die 
Nede fey, und die Bellimmung Art. 32 und 34 IArt. 33 
und 35 des Gef.-Bch3.] in vollem Maafe Anwendung leide, 
nach „Theil nehmen” das Citat (Art. 32, [d. i. Art. 33 des 
Gef.-Bchs.]) eingefchaltet werden. 

ce) Bekanntlich ftand bisher auf dem Naube bei uns unbe: 
dingt Todesſtrafe. Der Entwurf, der richtigen Anficht fol: 
gend, die Todesſtrafe bei denjenigen Verbrechen in Wegfall 
zu bringen, deren vorherrfchender Charakter bloße Verlegung 
des Eigenthums ift, hat diefelbe bei dem Raube auf diejenis 
gen Fälle befchränkt, wo eine grobe Verlegung der Perfon 
vorliegt. 

18 
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Die Mehrheit der Deputation iſt jedoch der Anſicht, daß 
der Fall, wenn der Raͤuber Jemand, um die Entdeckung 
verborgener Habſeligkeiten zu erpreſſen, koͤrperlich gepeinigt 
hat, nicht mit dem Tode, ſondern bloß mit lebenslaͤnglicher 
Zuchthausſtrafe geahndet werden moͤchte; indem hier keine 
lebensgefaͤhrliche Verletzung vorliegt und der Begriff „Eör- 
perlich peinigen’ ein etwas ſchwankender ift und viele Grade 
zuläßt, deren niedrigfter wohl kaum die Todesſtrafe recht: 
fertigen dürfte. Nach Antrag der Mehrheit würden daher 
aus Punkt 1 die Worte: „oder um die Entdedung — ge: 
peinigt” in Wegfall fommen, dagegen im Punkte 2 nad) 
„verübt einzufchalten feyn: „oder, um die Entdedung ver: 
borgener Habfeligfeiten zu erzwingen, Jemand dabei for: 
perlich gepeinigt worden iſt“. [Bergl. a. Mitth. ©.573 fg.] 


d) Unter dem Worte „Bande verftehen die meiften frem= 
den Gefebgebungen, fo wie die Compendien des Griminal: - 
rechtö, eine dauernde Verbindung Mehrerer zur Ausübung 
einer gewiffen Art von Berbrechen in unbeflimmter Zahl. 
Die Saͤchſiſche Difafterialpraris verftand jedoch darunter, 
infonderheit bei Räubern, auch eine Verbindung Mehrerer 
zur Veruͤbung einer einzigen That. Diefen Sinn foll das 
Wort, gegebener Auskunft nah, an diefer Stelle gleichfalls 
haben. Die Deputation, hiermit einverftanden, glaubt, zur 
Befeitigung Fünftiger Zweifel, diefe Erflärung in ihrem 
Berichte nieberlegen zu müffen. 


6) Segen den Inhalt und die Faffung des Entwurfs Fam in 
der Deputation der II. Kammer zuvörderft in Erinnerung, 
daß die im Anfange befindlichen Worte: „oder Andern“, 
voͤllig muͤßig ſeyen. Bei allen Entwendungen, alſo auch 
bei der gewaltſamen, ſey es uͤberfluͤſſig, in der Definition 
eines Dritten, zu deſſen Gunſten oder in deſſen Auftrage 
die Entwendung geſchieht, zu gedenken; denn wer raube 
oder ſtehle, um einen Andern zu beſchenken, eigne ſich, eben 
dieſes Zwecks wegen, fuͤr den Augenblick die Sache zu, und 
wer im Auftrage eines Andern ſtehle oder raube, ſey phyſi— 
ſcher Urheber des Verbrechens. 


Ein zweites Bedenken erhob ſich gegen den Satz: „oder 
an Perſonen thätlich 2c.”, indem ſich die Deputation nicht zu 
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bergen vermochte, Daß, wenn man den Begriff des Raubes 
fo weit ausdehne, als durch den Sat gefchehe, derfelbe mit 
dem bewaffneten Diebftahle und namentlich mit dem In: 
halte des Art. 222 [Art. 233 des Geſ.-Bchs.]) im Wejent: 
lichen zufammenfallen würde. Dieß müßte aber nicht nur 
dem Richter die Subfumtion der That unter das Gefek Au: 
Berft erfchweren, fondern es würde auch bei der großen Ber: 
fchiedenheit der Strafbeftimmungen im Art. 155 und 222 
die feltfame Folge haben, daß eine und diefelbe verbrecheri= 
he Handlung, je nachdem fie von verfchiedenen Richtern 
als Raub oder ald bewaffneter Diebftahl angefehen würde, 
bald mit fchwerer Zuchthausftrafe erften Grades, bald mit 
Arbeitshausftrafe weniger Monate geahndet würde. Die 
Deputation fehlug daher unter commiffarifher Zuftimmung 
vor, die Worte: „oder Andern”, ingleichen die Worte: „oder 
an Perfonen thätlich Hand anlegen, um das fich zugeeignete 
Gut in Sicherheit zu bringen,” wegzulaffen. 

Auch fand die Deputation wegen des mehrern Schußes 
der häuslichen Sicherheit folgenden Zufaß zu Num. 3 noth-⸗ 
wendig: „oder wenn fie zugleich in eine Wohnung eingeftie- 
gen, oder eingebrochen, oder zur Nachtzeit eingedrungen find.‘ 
(Land. Act. v. 3. 1836 fg. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. 
©. 106 fg.) 

7) 3m Falle unter 2 ift es ganz gleich, ob die Räuber mit 
Maffen fich verfehen gehabt, oder nicht, Es wird hier nur 
entweder da3 dafelbft erwähnte Uebel, oder eine Mehrzahl 
von Räubern vorausgeſetzt; im Falle unter 3 dagegen if 
nothwendig, daß der Räuber Waffen geführt hat. Wird 
der Raub von mehr ald zwei Perfonen ausgeführt, fo ver: 
fteht e3 fich von felbft, daß nicht Num. 3, fondern Num. 2 
in Anwendung fommt. (Mitth. ©. 578.) 


8) Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß zum Eintritte der 
Todesftrafe auch bei den unter Num. 1 zuerft gedachten 
Fällen der Toͤdtung, lebensgefährlichen Verwundung und 
Berftümmelung erforderlich, daß die verübte Gewalt bie 
Urfache ift. 

9) Derjenige, welcher nach vorausgegangener gemeinfchaftlicher 
Beſchließung des Raubes dabei Wache gehalten, ift alö glei: 

18” 
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cher Sheilnehmer, und daher ebenfalld mit derfelben Strafe 
zu belegen. (Land.=Act. v. 3. 1836 fg. Beil. z. TIL Abthl. 
2. Samml. ©. 753.) Sollte jedoch die Vereinigung deſſen, 
der den Diebftahl ausführte, und des Wacheftehenden nur 
bie Berübung des Diebftahld bezwedt, der Erftere aber, weil 
er Widerftand befürchtet, ohne des Letztern Wiffen, vorher 
oder an Drt und Stelle fich bewaffnet, oder überhaupt bei 
Ausübung der That Gewalthandlungen verübt haben, fo 
koͤnnen dieſe erfchwerenden Umftände dem Wacheftehenden 
mit Rüdfiht auf Art. 35 bei Abmeffung der Strafe deffel: 
ben nicht angerechnet werben. 


10) Rücdfichtlich der Verleitung ift zu bemerken, daß die im 
Art. 36 enthaltene allgemeine Beftimmung, es fey dem Ber: 
leiter jeded nicht ausdrüdlih ausgenommene Verbrechen, 
welches ald Mittel zu der Ausführung der That nothwen: 
dig war, und jedes Verbrechen, welches ald unvermeidliche 
Folge aus bderfelben entftanden ift, zuzurechnen, bei dem 
Berbrechen des Raubes dahin zu befchränfen ift, daß den“ 
Anftiftern dieſes Verbrechens diejenigen zur VBollführung des 
Raubes gebrauchten Mittel bei Beflimmung der Strafe 
nicht anzurechnen find, welche den Umftänden nad) ganz 
außerhalb ihrer, der Anftifter Abficht gelegen haben, (Kand.⸗ 
Act. v. 3. 1836 fg. II. Abthl. 1. Bd. ©. 280.) 


11) Durch die Allegation des Art. 33 ift die Anwendung ber 
übrigen, in den folgenden Artikeln enthaltenen Beftimmun: 
gen über Theilnahme nicht ausgefchloffen. (Vergl. Schwarze 
in d. Jahrb. f. Saͤchſ. Strafr. I. Bd. 2. Hft. ©. 226 fg.) 

12) Das Wort „zueignen”, welches zu Anfange des Artikels 
gebraucht worden, heißt hier fo viel, als „Beſitz ergreifen”. 
Darauf, ob der Räuber die Sache ald Eigenthum für ſich 
oder für Andere benugen will, kommt etwas nicht an, weil 
eö fi nur um die bei der Zueignung angemwendete Gewalt 
handelt. (Mitth. ©. 3916.) 

13) Wenn aucd zur Vollendung des Raubes die Apprehenfion 
des fremden Eigenthums nicht erforderlich ift, fo wird da= 
durch doch keineswegs ausgefchloffen, daß bei dem Factum 
der Gewalt die gewinnfüchtige Abficht zum Grunde liegen 
muß. (Mitth. v. 3. 1839 fg. II. ©. 709.) 


277 


Im Uebrigen verfteht es fih von felbft, daß das Verbre— 
chen des Raubes dennoch ald confumirt erfcheint, wenn auch 
dem Diebe, feines Wibderftandes — die Sache wie: 
derum abgenommen worden. .- 


14) In Anfehung des Ausdrucks: „Verſtuͤmmelung“ iſt man 
mit vollem Rechte darin einverſtanden, daß darunter in der 
juriſtiſchen Terminologie nicht bloß die Verſtuͤmmelung von 
Gliedmaßen, der ſogenannten Extremitaͤten, ſondern uͤber— 
haupt der Verluſt jedes weſentlichen Beſtandtheils des Kör: 
perd (mithin namentlich auch der Verluſt eines Auges) be: 
griffen. (Sahrb. f. Saͤchſ. Strafr. .Bd. S.119 fg.) Ober: 
App.:Ger., App. Ger. zu Leipzig und Zwickau. 


15) Das App. Ger. zu Zwidau hat die Frage, was hier ‚unter 
„bebensgefährliher Berwundung‘ zu verftehen fey, 
folgendergeftalt beantwortet: Das Wort „Verwundung“ ift, 
dem Sinne des Artikels nach, nicht in der engern, fondern 
in der weitern Bedeutung, wo es mit „Verletzung“ ſy— 
nonym ift, genommen. „Lebensgefährlich” aber ift jede Ver: 
legung, welche das Leben in Gefahr bringt, d. h., welche 

in der Regel den Tod zur Folge hat, wenn die Heilung 
lediglich der Natur (ohne daß diefer die Kunft zur Hülfe 
fommt) überlafjen bleibt. Denn in allen ſolchen Fällen 
liegt die Möglichkeit des Todes nahe, da der Eintritt der 
Kunfthülfe mehr oder weniger immer nur vom Bufalle ab» 
hängt, und es eben fo, dem Dritten gegenüber, nur Sache 
des Zufalls ift, wenn der tödtliche Ausgang in Folge einer 
befonders Fräftigen Körperconftitution verhindert wird. Der 
Begriff „lebensgefährlih” hat durch das Geſetzbuch eine 
befondere rechtliche Bedeutung erhalten, und daß der Ge- 
feßgeber diefen Begriff nicht mit dem der „Toͤdlichkeit“ für 
gleichlautend genommen habe, geht daraus hervor, daß von 
der Zödtung beim Raube, alfo von einer voraudgegangenen 
tödtlichen Verlegung, gefprochen und dieſe als ein befondes 
rer Grund für die angedrohte Strafe angeführt wurde. 
Das Ob.-Appell.:Ger. fchien mit dem aufgeftelten Be— 
griffe der LebensgefährlichFeit nicht einverftanden zu feyn, fah 
wenigftend davon ganz ab, und hielt fich lediglich an das 
Bactifche (der Räuber hatte durch einen Schlag die Seh: 
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kraft des einen Auges des Beraubten gänzlich und für im— 
mer zerftört), da der Beraubte in einen Krankheitszuſtand 
bes Körperd verfegt worden war, von dent Feine Rettung 
erwartet werden konnte. (Jahrb. f. Saͤchſ. Strafr. I. Bd. 
©. 117 fg.) 

16) Ueber den Unterfchied deö Raubes und gewaltfamen Dieb: 
ftahls vergl. Art. 233, ingleihen Schwarze Bemerkungen 
zu der Lehre vom Raube (in d. angef. Sahrb. J. Bd. ©. 51 fg.) 


Art. 164. 


Hat der Räuber in den Fällen des vorhergehenden Ar= 
tikels unter 4 nur eine unbedeutende Eörperliche Gewalt oder 
bloße Drohungen angewendet, fo Fann auf Zuchthausftrafe 
zweiten Grades bis zu Zehn Jahren erkannt werden. 

1) Land. Act, I. Abthl. 3. Bd. ©. 584 fg. IL. Abthl. 1. Bd. 
S. 265. — Mitth. ©. 581. — Sand.» Xct. IH. Abthl. 
2. Bd. ©. 652. — Mitth. ©. 3819. 

2) Entwurf, Art. 156. | 

- Hat der Räuber nur eine unbedeutende Förperliche Ge: 

walt, oder bloße Drohungen ohne den Gebraud von Waf: 
fen angewendet, fo kann ftatt Zuchthaus erften Grades auf 
Zuchthaus zweiten Grades erfannt werden. 

3) Die im Artikel ausgefprochene Beziehung auf Num. 4 des 
norftehenden Artifeld zeigt deutlich an, daß, wenn einer ber 
dafelbft unter Num. 1 bis mit 3 angeführten Fälle vorhan⸗ 
ben, ber obige Artifel, felbft bei der unbedeutendften Ge: 
walt, nicht zur Anwendung gebracht werben kann. (Kand. 

Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml, ©. 108. — Beil, z. 
III. Abthl. 1. Samml. ©. 108.) 


Art. 165. 
Rückfall. 


Macht ſich Jemand, welcher bereits Einmal wegen Rau- 
beö beftraft worden ift, eines Raubes fchuldig, der nad) Art. 
163 unter 3 zu betrafen feyn würde, fo kann die Strafe bis 
auf lebenslängliches Zuchthaus erften Grades fteigen. 
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Räubereien, welche nach Art. 163 unter 4 oder Art. 
164 zu beftrafen wären, fömten, wenn der Thäter bereits 
Zweimal wegen Raubes beftraft worden, ebenfalls mit lebens: 
länglihem Zuchthauſe eriten oder, im leßtern Falle, zweiten 
Grades geahndet werden. | 

1) Land. =%Xct. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 585. IE Abthl. 1. Bd. 
©. 265. 2. Bd. ©. 754 fg. — Mitth. ©. 581, 5666. — 
Land.-Act. II. Abthl. 2.38. ©. 652 fe. 3. Br. ©. 
538 fg. — Mitth. ©. 3819 fg., 5539. 

2) Entwurf. 

Sn felbigem war vorftehender Artikel nicht enthalten. 

3) Es iſt eine fehr richtige Bemerfung, daß e3 kaum ein für 
die Öffentliche Sicherheit gefährlicheres Verbrechen gebe, als 
den Raub, und daß man, wolle man für daffelbe in gewiſ— 
fen Fällen zeitige Freiheitsftrafe einführen, anderer Seits 
nah Garantie ſich umfehen müffe, damit die wieder in Frei: 
heit geſetzten Verbrecher den öffentlichen Rechtszuſtand nicht 
gefährden koͤnnen. Es ift dieß um fo nöfhiger, da der Art. 
60 des Entwurfs (den fogenannten „Anhang“ enthaltend) 
in Wegfall gefommen ift. 

Daher haben denn auch mehrere fremde Gefeßgebungen 
die ruͤckfaͤlligen Räuber mit befonders ſchwerer Strafe be- 
droht, und es ift nicht zu leugnen, daß diefelben die Praͤ— 
fumtion gegen fich haben, daß fie den Raub gewerbmäßig 
betreiben. Für ſolche Säle dürfte fich daher lebenslängliche 
Zucthausftrafe befonders eignen. (Kand.-Act. Beil. z. 
II, Abthl. 1. Samml, ©. 108.) 


Art. 166. 
Erpreffung. 

Wer, außer dem Fall des Raubes, Iemanden zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlaffung nöthigt, um ſich 
oder .Andern einen rechtöwidrigen Vortheil zu verfchaffen, ift 

4) mit den in den Art. 163, 164 angedrohten Strafen 
zu belegen, wenn zum Behuf der Erpteffung Eörperliche 

Gewalt oder Bedrohung mit gegenwärtiger Gefahr für 

Leib oder Leben angewendet worden ift; 
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2) mit den auf den einfachen Diebftahl (Art. 223) gefeß- 
ten Strafen nad) dem BVerhältniffe des erlangten oder 
beabfichtigten Vortheild, wenn die Erpreffung durch Be- 
drohung mit Klagen, Denunciationen, Fünftigen Miß- 
handlungen oder andern Nachtheilen verübt worden ift. 
Ward mit Mord oder Brandftiftung gedroht, fo ift 
mindeftend auf Zwei Sahre Arbeitshanoſtrafe zu er⸗ 
kennen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 586. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 265. 2 Bd. ©. 439. — Mitth. ©. 581 fg. 4364. — 
Land. Act. IL Abthl, 2. Bd. ©. 653 fg. — Mitth. ©. 
3820 fg. 

2) Entwurf. Art. 157. 

Mit den in den Artikeln 155, 156 angedrohten Strafen 
find auch Diejenigen zu belegen, welche, um fich oder Anz 
dern einen rechtöwidrigen Vortheil zu verfchaffen, Semanden 
Durch Eörperliche Gewalt oder durch Drohungen mit gegen: 
wärtiger Gefahr für Leib und Leben zu einer Handlung, 
Duldung oder Unterlaffung nöthigen. ? 

3) Das in diefem Artikel charafterifirte Verbrechen ift in Rüd: 
ſicht der angewandten Mittel dem Raube gleih, und un: 
terfcheidet fi von demfelben nur in Betreff des Zmedes, 
indem beim Raube (mwiderrechtliche) Zueignung einer beweg⸗ 
lihen Sache, bei der Erpreffung Erzwingung irgend eines 
andern rechtöwidrigen Vortheild als beabfichtigt gebacht wird. 
(Vergl. Mitth. ©. 582 fg.) 

Bon der im Artikel 168 erwähnten Nöthigung unter: 
fcheidet fich dagegen die Erpreffung durch Zweck und Mittel, 
indem zu Erfterer bloß der gegen einen Andern ausgeübte 
Zwang zu einer Duldung, Handlung oder Unterlaffung 
wider feinen Willen erfordert wird, und auch geringe 
Zwangsmittel fchon ihren Begriff conftituiren. 

Die Deputation der I. Kammer erinnerte, baß bier of: 
fenbar ein Fall in der Mitte liege, wenn naͤmlich der Zwed 
der im Art. 157 des Entwurfs erwähnte fey, die angewand— 
ten Mittel jedoch geringer wären. Für diefen Fall würde 
die Strafe des Raubes eine zu firenge, die Strafe der Nö- 
thigung aber (6 Monate Gefängniß) eine zu geringe feyn. 


x 
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Es möchte vielmehr derfelbe ganz den einfachen Verbrechen 
gegen das Eigenthum gleichgeftellt und mit der im Art. 214 
[Art. 223 des Geſ.-Bchs.] beftimmten Strafe bedroht wer 
den. (Kand.-Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 109.) 
Ueber den Unterfchied zwifchen Erpreffung und Nöthigung 
vergl. a. Schwarze in d. Sahrb. f. Saͤchſ. Strafr. I. Bd. 
2. Hft. ©. 223 fg. 

Hiermit übereinftimmend bemerkte auch die Deputation 
der II. Kammer in ihrem Berichte (Land.: Act. Beil. z. 
III. Abthl. 1. Samml. ©. 109 fg.): 

„Das Verbrechen der Erpreffung kann nicht bloß, wie der 
Raub, durch Anwendung Förperlicher Gewalt, oder durch 
Drohung auf Leib und Leben, fondern auch dadurch began: 
gen werben, daß man Jemanden durch Androhung fünftiger 
Mißhandlungen oder Befhädigungen, VBerleumdungen, De— 
nunciationen oder unbegründeter Klagen in Furt febt. 
Sm eritern Falle fteht das Verbrechen dem des Raubes voll: 
fommen gleich, wie e8 denn auch in dem Normegifchen Ge: 
fegbuche Cap. XX. 8. 1 fchon in dem Begriff des Raubes 
mit aufgenommen worden ift. Gelinder aber ift die Erpref: 
fung im zweiten Falle zu flrafen, weil fich der Bedrohte 
gegen kuͤnftige Nachtheile durch Anrufung richterlicher oder 
polizeilicher Hülfe oder durch andere Mittel leichter zu ſchuͤ— 
gen vermag, das gewählte Mittel einer folhen Erpreffung 
daher hier weniger gefährlich ift, als beim Raube. Nur 
die Bedrohung mit Mord und Brandlegung macht wegen 
ihrer Gefährlichkeit und leichteren Ausführung, und weil es 
fih dabei um den Verluft des Lebens und den oft eben fo 
unerfeglichen des ganzen Hab’ und Vermögens handelt, wo— 
gegen richterlicher und polizeilicher Schuß und andere Mittel 
felten ausreichend feyn dürften, eine Ausnahme, und es ift 
daher felbft dann, wenn Jemand auch nur mit Bedrohung 
Fünftiger Ermordung oder Brandlegung in Furcht gefett 
worden ift, die dadurch verübte Erpreffung dem Raube 
gleich zu ftellen.” 


Art. 167. 


. Wenn in der Abficht einer Erpreffung die Bewohner 
einer ganzen Drtfchaft durch aufgeftedte Brandzeichen, aus: 


282 


geworfene oder ausgefendete Brand= oder Drohbriefe mit 

Mord, Raub oder Brandftiftung bedroht werden, fo ift der 

Verbrecher mit zehn: bis funfzehnjährigem Zuchthaufe erften 

Grades zu beffrafen, | 

1) Land.» Act. II. Abthl. 1. Bd. S. 366. — Mitth. ©. 

583. — Land.-Act. III. Abthl. 2.80. ©. 654. — Mitth. 
©. 3822. 

. 2) Entwurf. Art. 158. Gleichlautend. 


Art. 168. 
Nöthigunsg. 

Wer ohne Recht oder mit Ueberſchreitung der Grenzen 
ſeines Rechts koͤrperliche Gewalt oder Drohungen anwendet, 
um Jemanden zu einer Handlung, Duldung ‚oder Unterlaſ⸗ 
‚ fung zu nöthigen, ift, infofern die That nicht nad) Art. 166 
in ein ſchwereres Verbrechen übergeht, auf Anzeige deö Ge— 
nöthigten mit Gefängniß bis zu Schs Monaten zu beftrafen, 
Snöbefondere trifft diefe Strafe Aeltern, Pflegeältern und 
Vormuͤnder, welche ihre Kinder, Pflegefinder oder Mündel 
durch thätlichen Zwang oder Drohungen zu Schließung einer 
aus diefem Grunde gefeglich ungültigen Ehe genöthigt haben. 

4) Land.-Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 266 fg. — Mitth. ©. 
583 fg. — Land.⸗Act. III. Abthl. 2.80. ©. 654. — Mitth. 
S. 3822. | 

2) Entwurf. Art. 159. Gleichlautend. 


Art. 169. 
Störung der Ausübung öffentlicher Nechte. 


Mer einen Staatsbürger an der Ausübung feiner flaatö- 
oder gemeindebürgerlihen Wahlrechte oder ein Mitglied der 
Ständeverfammlung an der Ausübung feiner verfaffungömä- 
Bigen Funktionen durch Gewalt oder Drohungen zu verhindern 
fucht, fol mit Gefängnißftrafe bis zu Einem Jahre belegt 
werden. 
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1) Land.-Act. 1. Abthl. 3. Bd. S. 386. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 217. 2.Bd. ©. 435. — Mitth. ©. 499, 4361. — 
Land.:Act. HI. Abthl. 2.3d. S. 615. 3. Bd. S. 538. — 
Mitth. ©. 3724, 5537. 

2) Entwurf. 

Sn felbigem war vorftehender Artikel nicht enthalten. 

3) Die Deputation der II. Kammer ſchlug den vorftehenden 
Artikel als Zufagartikel 114 e. vor, und bemerkte dabei: 

„Die Aufnahme, diefes Artikels’ dürfte fich durch unfern 
heutigen Staatsorganismus, durch die Wichtigkeit, welche 
man auf die Freiheit der Wahlen und auf die Unabhängig: 
feit der Ständeverfammlung zu legen hat, und die Beftim: 
mungen der Berfaflungsurfunde 8. 84 und des Wahlgefehes, 
wie der Städteordnung, hinlänglich rechtfertigen. 

Die in dem Artikel zum Begriffe gezogenen Drohungen” 
ald gefährliche zu prädiciren, fcheint darum nicht nöthig, 
da durch das Wort: „Gewalt“ fi von ſelbſt ergiebt, daß 
Feine andre, ald unerlaubte und folche, quae in virum con- 
stantem cadunt, gemeint feyn koͤnnen. 


Uebrigens fchließt die Faflung des Artikel die Concurrenz | 


fchwererer Verbrechen nicht aus, fo wie es fich auch von felbft 

verfteht, daß der Artikel weder den Kal begreift, wo. die 

Zufammenrottung Mehrerer und die verfchiedene Abficht 

Fandfriedensbruch oder Aufruhr erbliden laffen, noch dann 

zur Anwendung fommen wird, wenn es fich von einem An: 

griffe auf die Ständeverfammlung zum Umfturze der Ver: 

faffung handelt.” (Land. Act. Beil. z. IH. Abthl.1. Samml. 

S. W.) 

Art. 170. 

; Bedrohung. 

Bedrohung mit widerrechtlichen Handlungen außer den 
Art. 166, 167 gedachten Fällen, iſt unter Berücfichtigung 
der angedrohten Uebel und der Verhältniffe des Bedrohers 
und Bedrohten mit Gefängnißftrafe von Sechs Tagen bis zu 
Einem Sahre, oder Arbeitshausftrafe bis zu Vier Jahren zu 
ahnden. Weberfteigt die Gefängnißftrafe nicht Drei Wochen, 
fo ift auch Geldftrafe zulaffig. 
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Erläuterung. 


Wegen Bedrohung mit ſolchen widerrechtlichen Hand- 
lungen, welche nur auf den Antrag des Verlegten oder einer 
fonft dazu gefeßlich berechtigten Perfon zur Unterfuchung und 
Beſtrafung zu ziehen find, Fann eine Unterfuchung ebenfalls 
nur auf Antrag der erwähnten Perfonen angeftellt werden. . 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3.3d. ©. 587. TI. Abthl. 1. Bd. 
©. 268. 2. Bd. ©.439, 755. — Mitth. S. 586 fg., 4364, 
5666. — Land.Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 654 fg. 3. Bd. 
©. 539. — Mitth. ©. 3822, 5540. 

Land.-Act. v. 3. 1839 fg. II. Abthl. 1.30. ©. 39. — 
Mitth. I. S.65.— II. Abthl. 1.Bd. S.325. — Mitth. 
II. ©. 709 fe. 

2) Entwurf. Art. 160. 

Der Anfang lautete: „Bedrohung mit mwiderrechtlichen 
Handlungen ift auf Anzeige des Bedrohten unter Berüd: 
ſichtigung ıc.” 

Bei der angedrohten Strafe folgten nach: „Jahre“ die 
Worte: „oder Arbeitshauss oder Zuchthaudftrafe zweiten 
Grades bis zu zwei Sahren zu belegen.” 

3) Motiven zur gefeßlichen Erläuterung. Land.-Act. v. 3. 
1839 fg. I. Abthl. 1. Bd. S. 282.] Da nad) Art. 170 we: 
gen des Berbrechens der Bedrohung von Amtöwegen bie 
Unterfuchung angeftellt werden fann, fo würde der Richter 
auch eine Unterfuchung wegen Bedrohung mit Ehrenver- 
legungen oder andern widerrechtlichen Handlungen anzuftel: 
len befugt feyn, welche nicht von Amtswegen, fondern nur 
auf Antrag eines Betheiligten zu beftrafen find. 

Die hierin liegende Inconvenienz wird durch den vorge: 
fchlagenen Zufaß zu diefem Artikel befeitigt. 

4) Das in obigem Artikel erwähnte Verbrechen unterfcheidet 
fi) von der Nöthigung darin, daß die Drohung bei dem— 
felben auf eine widerrechtliche Handlung gehen muß; wohin: 
gegen der im 168 Art. erforderte Zweck zum Begriff deflel- 
ben nicht nöthig if. Drohungen mit dem Zwede der Er: 
preffung fallen unter den Begriff diefer legtern. Art. 166. 
(Land.:Act. v. 3. 1836 fg. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 
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©. 110.) Infonderheit wird vorausgefeht, daß durch die 
Drohung nicht ein rechtöwidriger Vortheil beabfichtigt wor: 
den ift, fondern entweder Rachſucht, Haß, Muthwille oder 
die Abficht, einen an fi rechtmäßigen Vortheil dadurch zu 
erreichen, zum Grunde lag. 

5) Der vorftehende Artikel ift nicht auf Bedrohungen zu be: 
fhränfen, welche gegen Privatperfonen ausgeftoßen werden, 
fondern auch auf Bedrohungen obrigkeitlicher Behörden an- 
zuwenden. (Mitth. ©. 3693.) 


Siebentes Kapitel. 
Bon gemeingefährlihen Handlungen. 
ach 171 
Brandftiftung. 
Mer eine Feuersbrunft in bewohnten oder andern Ge— 


x bauden erregt, wo fich gewöhnlich oder wenigftens zu der Zeit, 
wenn diefelbe auöbrechen fol, Menfchen aufhalten, und zwar 
ohne Unterfchied, ob die dazu angewendete Materie an diefen 
felbft angebracht worden ift, oder an andern Gegenftänden, 
durch welche dad Feuer dahin fortgepflanzt werden Fönnen, 
fol mit dem Tode beftraft werden: 


1) wenn durch das entftandene Feuer ein Menfch getödtet 
oder lebensgefährlich befhädigt worden ift, und dieſer 
Erfolg unter den im vorliegenden Falle vorhandenen 
Umftänden von dem ER vorausgefehen werden 
fonnte; > 

2) wenn von dem Verbrecher allein oder von Mehrern auf 
vorgängige Verabredung an verfchiedenen Drten einer 
Stadt oder eines Dorfes zugleich Feuer angelegt wor: 
den, und dieſes wenigftens an einem Orte zum Aus: 
bruche gekommen ift; 

3) wenn der auögebrochene Brand i in der Abficht angeftif- 
tet worden, um unter deſſen Begünftigung Raub oder 
Mord auszuführen; 
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4) wenn Drei ober mehrere Perfonen ſich zufammengerot- 
tet haben, um bad Verbrechen mit offener Gewalt aus: 
zuführen; 

5) wenn der Verbrecher, um die Löfchung zu verhüten, die- 
Löfchmittel entfernt, oder unbrauchbar gemacht hat, 


1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 587fg. IL. Abthl. 1. Bd. 
©. 272 fg., 297 fg. 2. Bd. ©. 439. — Mitth. ©.599 fg., 
673 fg., 4364. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 655 fg. 
3. Bd. S. 539 fg. — Mitth. ©. 3823 fg., 5540 fg. 


2) Entwurf. Art. 161. 

Mer eine Feuersbrunft in menfchlichen Wohnungen erregt, 
ohne Unterfchied, ob die dazu angewendete Materie an die: 
fen felbft angebracht worden ift, oder an andern Gegenftän: 
den, durch welche das Feuer dahin fortgepflanzt werben 
fönnen, fol mit dem Tode beftraft werben: 

4) wenn durch die entflandene Feuersbrunft ein Bewoh— 
ner ber in Brand gerathenen Gebäude um das Leben 
gekommen, oder lebensgefährlich verwundet, oder ver- 
ſtuͤmmelt worden ift, und diefer Erfolg vorausgefehen 
werden fonnte; 

2) wenn der Verbrecher in Städten oder Dörfern an vers 
fchiedenen Orten zugleich Feuer angelegt hat, und bier 
ſes wenigftend an Einem Orte zum Ausbruch gefom: 
men if; - 

3) wenn der ausgebrochene Brand in der Abficht ange: 
ftiftet wurde, um unter deffen Begünftigung ein mit 
Todeöftrafe bedrohtes Verbrechen auszuführen; 

4) wenn ſich mehrere Werfonen zu ber Ausführung des 
Verbrechens zufammenrottirt haben; 

5) wenn ber Verbrecher, um die Löfchung zu verhüten, Die 
Löfchmittel entfernt oder unbrauchbar gemacht hat. 


3) Bericht der Deputation der I. Kammer (Land. Act. Beil. 
z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 111.) 

Die in diefem Kapitel erwähnten Verbrechen haben das Ei: 
genthümliche, daß mit den verbrecherifchen Handlungen alle: 
mal eine Gefahr, deren Größe fich nicht beftimmen läßt, für 
Leben, Gefundheit oder Eigenthbum verbunden ift. Es wird 
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bei denjelben, mit Ausnahme des Falles Art. 170 (Art. 181 
des Geſ.-Bchs.), bei der Begriffsbeftimmung nicht3 auf den 
wirklich erfolgten Schaden gefeßt, fondern der Erfolg liegt 
in der eingetretenen Gefahr, Es muß daher, damit das 
Berbrechen als dolos betrachtet werden fönne, entweder bie 
Berurfahung diefer Gefahr in der Abficht des Verbrechers 
gelegen haben, oder eine folche Abfichtlichfeit, mindeftens 
nad) analoger Anwendung des Art. 30 (Art. 31 des Gef.- 
Bchs.) präfumirt werden fünnen, indem der Thaͤter den 
Eintritt der Gefahr nad den vorhandenen Umftänden vor: 
ausfehen mußte. In diefem Sinne find die Worte in den 
Artikeln des Entwurfs, und zwar in Art. 161: „durch 
welche das Feuer dahin fortgepflanzt werden Fonnte,” in: 
gleichen in den Art. 164, 165, 168 und 169 die Worte: 
„ohne ıc.” „oder 2c.” beziehendlich „mit Gefahr” zu ver- 
ftehen. 

Was infonderheit den Art. 161 des Entwurfs anlangt, fo 
bat die Deputation bemerft: 


a) Neben den menfhlihen Wohnungen dürfte auch fol: 
cher Gebäude zu gedenken feyn, in welchen ſich Menfchen 
aufzuhalten pflegen, z. B. Scaufpielhäufer, indem der 
Hauptgrund der harten Ahndung der eigentlichen Brand- 
ftiftung in der Gefahr für Perfonen beſteht. Es verfteht 
ſich übrigens von felbft, daß ſolche Gebäude den menfdli- 
chen Wohnungen dann nicht gleich geachtet werben fünnen, 
wenn ber Verbrecher eine Zeit wählt, wo er wußte, ig das 
Gebäude leer ftehe. 

Dem gemäß fchlägt die Deputation unter ae 
Zuftimmung vor, im Eingange nah: „Wohnungen ein: 
zufchalten: „oder andre Gebäude, in denen ſich Menfchen 
aufzuhalten pflegen.” 


b) Bon der Beftrafung der Brandftiftung mit dem Tode 
gilt beinahe daffelbe wie vom Raube. Auch bier dürften 
bloß diejenigen Fälle als todeswuͤrdig zu betrachten feyn, be: 
ren Hauptcharafter in der Gefahr für die Perfon zu fuchen 
ift, wo alfo entweder aus den Umftänden der That eine be= 
ſondere Gefährlichfeit in dieſer Rüdficht ſich ergiebt, oder die 
Abficht der Thäter nicht auf bloße Befchädigung des Eigen- 
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thums ging. Daß hier im erftern Falle etwas auf den Er: 
folg gefeßt werden muß, dürfte fih aus den allgemeinen 
hierüber aufgeftellten Grundfägen ergeben. 

Prüft man hiernach die einzelnen Punkte des Art. 161 
genauer, fo fcheint 

cc) bei 1 zweifelhaft, ob der Thäter in jedem Falle, wo 
von ihm die Möglichkeit des eingetretenen lebensgefähr: 
lihen Erfolgs vorausgefehen werden konnte (alfo bei jeder 
Brandftiftung an Wohngebäuden), oder bloß dann mit dem 
Tode beftraft werden foll, wenn der erwähnte Erfolg nach 
den vorhandenen Umftänden wahrfcheinlich war und von 
ibm als wahrfcheinlich erfannt werden Fonnte. 


Letzteres, welches nach der gegebenen Erläuterung die Ab: 
ficht des Entwurfs ift, dürfte durch folgende Faffung des 
legten Sages von den Worten: „der Erfolg” an, deutlicher 
auszudrüden feyn: „und diefer Erfolg, unter den vorhan- 
denen befondern Umftänden, von dem Thäter mit Wahr: 
fcheinlichfeit vorausgefehen werden konnte.“ 


Ueberdieß ſchlaͤgt man bei diefem Punkte, unter commif- 
farifcher Zuftimmung, vor, flatt „Bewohner” zu feßen: „ein 
Menſch, der fich in dem in Brand gerathenen Gebäude auf- 
gehalten hat,” — da es am Zage liegt, daß es nicht gerade 
darauf anfommt, ob der Berunglüdte ein Bewohner des in 
Brand geſteckten Gebäudes war; wober zu bemerken, daß 
durch diefe Faſſung folche Perfonen ausgefchloffen feyn fol- 
len, welche in dem Gebäude fich vorher nicht befanden, fon: 
dern bei fpäterem Hinzufommen, 3. B. beim Löfchen, ver: 
unglüdt find, weil in diefem Falle der Verbrecher die befon- 
dere Gefahr für fie nicht ermeffen konnte. 

P) Was die Punkte unter 2 und 5 betrifft, fo begründen 
die hier erwähnten Umftände an fich eine folche Gefliffenheit 
des Verbrechers und Gefährlichkeit der That, daß fie bie 
Todesſtrafe rechtfertigen. 

Ein Mitglied der Deputation wollte den Fall unter 5 da: 
bin eingefchränft wiffen, wenn der Verbrecher in den Stäp: 
ten oder Dörfern Feuer angelegt und damit das Umfich: 
greifen der Flamme nicht gehemmt werden Eönne, 
die Köfchmittel ꝛtc.“ 
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y) Bei dem Punkte unter 3 dürfte es zweifelhaft feyn, 
ob bei beabfichtigtem Raube in jedem Falle, oder bloß, wenn 
ein Raub erften Grades begangen werden follte, Zodesftrafe 
eintrete; da jedoch Letzteres fic) felten mit Beftimmtheit nach— 
weifen laffen dürfte, fo ift unftreitig das Erfte gemeint. Um 
dieß deutlicher auszudrüden, dürfte flatt „ein mit — Ber: 
brechen” zu feßen feyn: „Raub oder Mord”, indem bei an 
dern tobeswürdigen Verbrechen diefe Beflimmung ohnehin 
nicht leicht Anwendung leiden kann, oder, wie beim Hoch— 
verrath, durch die Bellimmung des Art. 79 überflüffig 
wird. 

6) Der Fall unter A fcheint unter feinen der eben ange: 
deuteten Gefichtspunfte zu paffen, und es glaubt die De; 
putation," daß derfelbe um fo mehr in den 162. Art. [Art. 
172 ded Geſ.-Bchs.] verfeßt werden möchte, ald auch ber 
Raub, von Mehrern gemeinfchaftlich verübt, nur mit lebens⸗ 
länglihem Zuchthaus beftraft wird, während doch bei letz⸗ 
term Verbrechen, der eintretenden förperlichen Uebermacht 
wegen, burch die Zahl der Verbrecher die Gefährlichkeit 
mehr zu wachen fcheint, als bei der Brandfliftung, und 
man auch weit öfter von Räubereien ald von Brandſtiftun— 
gen in Banden hört. 


&) Ganz den hier erwähnten Fällen gleich zu achten, und 
wegen feiner großen Gefährlichkeit befonders zu erwähnen 
bürfte der Fall feyn: wenn Pulvervorräthe mit Gefahr für 
menfchliche Aufenthaltsorte in Brand geftedt werden. Ent: 
zündung von Yulvervorräthen mit Gefahr für Menfchen: 
leben allein, dürfte fich dagegen ald verfuchter oder ausge— 
führter Mord darftelen. In diefem Betracht fchlägt bie 
Deputation die Einfchaltung folgenden Punktes vor: 

„Wenn der Thäter an oder in der Nähe von Pulver: 
vorräthen Feuer angelegt hat, in der Abficht, diefelben zu 
entzüunden, infofern dadurch Gebäude in Gefahr fommen, 
in welchen Menfchen fich aufhalten.” 


4) Bericht der Deputation der IL. Kammer (Land. : Act. 
Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 111): 
Der im Eingange gebrauchte Ausdrud: „in menfchlichen 
Wohnungen” ift zu eng. Kirchen, Theater, Stallgebäude 
19 
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u. f. w. find feine menfhlihen Wohnungen, obwohl in er: 
fieren fich oft Menfchen aufhalten und in leßteren, befonders 
auf dem Lande, häufig fehlafen. 


Ein andres Bedenken hat die Deputation gegen bie Faſ⸗ 


ſung des Artikels bei Num. 1: „wenn durch — gekom— 
men ꝛc.“ Der Ausdruck: „ein Bewohner ꝛc.“ iſt ebenfalls 
zu eng und paßt auf die Menſchen, welche ſich z. B. in 
&heatern und Kirchen zur Zeit als dieſe angezündet werden 
aufhalten, eben fo wenig, als auf diejenigen Perſonen, 
welche fich in angezündeten Häufern zufällig, 3. B. ald Säfte, 
Befuchende, in Amtsgefchäften Anmwefende .ıc. befinden. 

Der gegen die (von der Deputation vorgefchlagene und ins 
Geſetzbuch aufgenommene) Faffung gemachte Einwurf, daß 
man unterfcheiden müffe, ob ein im Haufe fich aufhaltender 
Menſch, oder ob Jemand von der herbeigeeilten Löfchmann: 
Schaft um das Leben gefommen, oder lebensgefährlich befchä- 
digt oder verftümmelt worden fey, erfcheint nicht praftifch, 
da fi) faum der Fall wird denken laffen, daß der Brand: 
ftifter habe vorherfehen koͤnnen, es werbe Jemand von ber 
herbeieilenden Loͤſchmannſchaft an Leib oder Leben befchädigt 
werben, und da, wenn dieß gleichwohl ber Fall wäre, aud) 
fein Grund vorliegen würde, für dieſen Hal eine geringere 
Strafe eintreten zu laffen. (Vergl. a. Land.⸗Act. II. Abthl. 
1.80. ©. 274.) 


5) „Wer eine Feuersbrunft ıc. erregt.” Daß bier nur 
vom vorfäslichen Feueranlegen die Rebe ift, im Gegen: 
ſatze von fahrläffiger Brandftiftung, iſt nicht zu bezweifeln. 
Art. 182 handelt von legterer. Allein der Art. 171 und fg. 
begreift nicht bloß die Fälle des beflimmten Vorſatzes, 
fondern auch diejenigen, wo der Thaͤter bei der von ihm 
vorjäglich unternommenen Handlung mit Wahrfcheinlichkeit 
ben Erfolg vorausfehen konnte und mußte. Vergl. Art. 31. 
Sn der Regel, und fo lange nicht der Verbrecher das Ge: 
gentheil darthut, ift anzunehmen, er habe den Erfolg als 
wahrfcheinlich vorausgefehen. (Rour Zeitfchrift f. Rechts⸗ 
‚pflege und Verwaltung f. d. 8. Sachfen. II. Bd. ©. 200.) 


6) Daß unter „bewohnten Gebäuden” (vergl. Art. 171, 
172 und 173) nicht alle zur Wohnung beftimmte Gebäude 
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(nit jedes Wohngebäude), fondern nur wirflid be: 
wohnte Gebäude zu verftehen, lehrt der Sprachgebrauch, 
und außerdem der Gegenfaß in Art. 175, welcher von un: 
bewohnten Gebäuden handelt. Ein leer ftehendes (ein un- 
bewohntes) Wohngebäude fann man nicht ein bewohntes 
Gebäude nennen. (Ob. Appell.-Ger. 1839.). 

Eben fo wenig ift ein Wohngebäude, das zur Zeit der 
Brandftiftung lediglich von der Perfon des Brandftifters 
bewohnt wird, ein „bemohntes Gebäude” im Sinne des Ge- 
fees, weil es in der Natur der Sache liegt, daß der Brand: 
ftifter felbft nicht unter diejenigen Perfonen gehört, welche 
der Gefeßgeber vor Augen hatte, wenn er von Hausbewoh: 
nern und der denfelben drohenden Gefahr handelte. (Ob.- 
Appell.:Ger. 1839.) 


7) Die Begriffe „Stadt” und „Dorf“ find nicht in der eng- 
fien Bedeutung zu nehmen, vielmehr auch auf mehrere au: 
ferhalb einer Stadt oder eined Dorfes gelegene Gebäude, 
die jedoch verfchiedene Gehöfte bilden, wie z. B. Vorwerks— 
und abgebaute Rittergutsgebäude, zu erftreden, indem auch‘ 
bier Gefahr für mehrere menfchliche Wohnungen vorhanden 
ift. Darauf, ob diefe verfchiedenen Gehöfte einem oder 
mehreren Eigenthümern gehören, fommt etwas nicht an. 
(Mitth. S. 611 und 617.) j 


8) Es dürfte zweifelhaft feyn, ob die Zodesftrafe auch dann 
anzuwenden, wenn ein Verbrecher in zwei verfchiedenen, 
aber neben einander gelegenen Gebäuden zugleich Feuer 
angelegt hat. Bei der Berathung in der I. Kammer 
(Mitth. ©. 604) wurde desfalls vom Referenten nur er: 
wähnt, daß man nicht den Fall, wo mehrere Gebäude, die 
zu einem Gehöfte gehören, zugleich angezündet worden, 
fondern vielmehr den Fal im Sinne gehabt habe, wo ein 
ganzer Drt an verfchiedenen Stellen in Gefahr gefeht 

werde. 

Den Worten nach faͤllt der gedachte Fall allerdings unter 
die Beſtimmung obigen Artikels, ſchwerlich aber nach der 
Abſicht des Geſetzgebers, welcher unter den Worten: „an 
verſchiedenen Orten“ offenbar von einander entle— 
gene Orte, und die durch die Entfernung wegen der noth— 

19* 
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wendigen Theilung der Rettungsanftalten vorhandene grö- 
Bere Gefahr im Sinne gehabt hat. 

9) Bei dem unter A gedachten Falle tritt die Todesſtrafe nur 
ein, wenn Mehrere ſich zuſammengerottet haben, um die 
Brandſtiftung mit offener Gewalt zu veruͤben (z. B 
um Aufruhr, oder eine dieſem gleich zu achtende öffentliche 
Gewalt herbeizuführen), nicht aber, wenn zwar von einer 
Bande, jedoch ohne offene-Gemwalt, und ohne ‚andere, bie 
Todesſtrafe nach fich ziehende Umftände Feuer angelegt wor: 
den iſt. (Mitth. ©. 608, 673 fg., 3827 fg.) 

10) Unter den Löfchmitteln find bloße Rettungsmittel, d. i. 
ſolche Mafchinen und Vorkehrungen, welche nur die Rettung 
von Menfchen oder Eigenthum bezweden (nit. aud die 
Tilgung der Feueröbrunft), nicht mit begriffen, weil berglei- 
chen Rettungsmittel nicht zu denjenigen Gegenftänden ge: 
hören, die bei dem Ausbruche eines Feuers in allen Fällen 
nothwendig gebraucht werden, deren Gebrauch vielmehr von 
zufälligen Umftänden abhängt. Bei ber Vernichtung fol= 
her Rettungsmittel hat man zu unterfcheiden, ob des— 
halb Jemand um das Leben gefommen ift, oder nit. Im 
erftern Falle liegt, wenn die Abficht des Verbrechers darauf 
gerichtet war, ein Mord vor, und kann diefe Abficht nicht 
nachgewiefen werden, fo findet die Beflimmung des erften 
Punktes des Artikel Anwendung. Wenn dagegen Nie: 
mand das Leben verloren hat, fo waren die Rettungsmittel 
nicht nöthig, und es kommen nun bei Beurtheilung des Ber: 
brechens und der Strafe die Beflimmungen über die Brand: 
ftiftung überhaupt und rüdfichtli ded dabei verſuchten 
Mordes in Anwendung. (Mitth. ©. 610.) 

11) Unter dem Worte ,Verbrecher“ ift ſowohl der Urheber, ald 
jeder mittelbare oder unmittelbare Theilnehmer begriffen. 
(Mitth. ©. 602.) 

12) Krug Studien ze. Abhandl. XIX. Bon der Brandftif- 
tung. (I. Abthl. ©. 65 fg.) 


Art. 172. 
Das Verbrechen der Brandſtiftung an den im Art. 171 
bezeichneten Gegenftänden ift mit lebenslänglichem ——— 
erſten Grades zu beſtrafen: 
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1) wenn der Brand in Städten ober Dörfern angeftiftet, 
und Dadurch wenigitens ein Wohngebäude niedergebrannt 
ift; 

2) bei wiederholter Brandfliftung, es mag die frühere 
fhon beftraft feyn, oder zugleich zur Beſtrafung ges 
langen; 

3) wenn das Feuer an Gebäuden angelegt wird, in wel— 
chen ſich eben eine große Anzahl von Menfchen verfam: 
melt befindet. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 588 fg. II. Abthl. 1. Bo. 
S. 279, 298, 2. Bd. S. 440. — Mitth. ©. 611, 4364. — 
Land. Act. III. Abthl.2.3d. ©. 659. — Mitth. S.3829 fo. 

2) Entwurf, Art. 162. 

Die Erregung einer Feuersbrunft in menfchlihen Woh: 
nungen ift mit ıc. 

Anftatt „niebergebrannt ift” flanden die Worte: „in 
Afche gelegt worden tft.” 

Num. 3 fehlte im Entwurfe ganz. 

3) Der Fall unter 3 ift wegen des großen Schredens, den er 
verbreitet, und der Gefahr, die er verurfacht, aufgenommen 
worden. (Land.=Act, Beil. z. IL. Abthl.1. Samml. ©. 114.) 

4) In Anfehung des Ausdruds „in Städten oder Dörfern” 
ift Anmerk. 7 zu Art. 171 zu vergleichen, 

5) Das Wort: „niedergebrannt” fchließt zwar die Anwen: 
dung der vollen Strafe aud, wenn das Gebäude nur zum 
Theil abgebrannt ift, vielmehr kommt dann der nachftehende 
Artikel zur Anwendung, allein der Umftand allein, daß das 
Mauerwerk vom Feuer nicht zerftört worden ift, ändert in 
der Sache nichts, und fchließt den Art. 172 nicht aus. 
(Mitth. ©. 611.) 

Der Behauptung, daß die Anwendbarkeit des Artikels 
unter Num.1 von dem Umftande abhänge, ob das Gebäude 
durch den Brand zur menfhlihen Wohnung untauglich 
geworden fey, oder nicht (Krug Studien ıc. II. Abthl. ©. 
75), kann deshalb nicht beigepflichtet werden, weil die be: 
merkte Untauglichfeit auch ohne ein Niederbrennen ein: 
treten fann. 
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6) Bei Num. 2 wird vorausgefest, daß die frühere Brand- 
fliftung ebenfalls eine vorfägliche, und nicht etwa bloß 
eine fahrläffige gewefen iſt. 

Die ganze Dispofition ift eine Ausnahme von ber im 
58. Artikel ausgefprochenen Regel, daß der Rüdfall nur 
dann als ein die Strafe erhöhender Grund erfcheint, wenn 
der Verbrecher wegen bed früheren Verbrechens die Strafe 
bereitö verbüßt hat. 


Art. 173. 
Iſt die Brandftiftung an einem der Art. 171 bezeichne- 
ten Gegenftände ohne Hinzutritt eines der in den Art. 171, 
172 gedachten erfchwerenden Umftände verübt worden, fo 
tritt gegen den Brandflifter funfzehn= bis zwanzigjaͤhrige 
Zuchthausſtrafe erſten Grades ein. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 589. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 279 fg. 2. Bd. ©. 440. — Mitth. S. 611, 4364. — 
Land.= Act. IH. Abthl. 2.Bd. ©. 659. 3. BD. ©. 540. — 
Mitth. S. 3830, 5541. 

2) Entwurf. Art. 163. 

Iſt die an menfchlihen Wohnungen erregte Brandftif: 
tung ohne einen der in den Art. 161, 162 gedachten er: 
ſchwerenden Umftände zum Ausbruch gefommen, fo tritt ıc. 

3) Die im 36. Artikel enthaltene allgemeine Beftimmung, daß. 
dem Werleiter jedes nicht ausdrüdlich ausgenommene Ber: 
brechen, welches ald Mittel zu der Ausführung der That 
nothwendig war, und jedes Verbrechen, welches ald unver- 
meibliche Folge aus derfelben entftanden if, zuzurechnen, 
ift hei dem Verbrechen der Brandfliftung dahin zu befchrän- 
fen, daß den Anftiftern diefes Verbrechens diejenigen zur 
Bolführung der Brandftiftung gebrauchten Mittel bei Be: 


flimmung der Strafe nicht anzurechnen find, welde den _ 


Umftänden nach ganz außerhalb ihrer, der Anftifter, Abficht 
gelegen haben, (Land. = Act, UI. Abthl. 1. Bd. ©. 280.) 
| Art, 174. 
Hat jedoch Jemand ein ihm eigenthümlich gehöriges 
Wohngebäude ohne Gefahr für Perfonen oder fremde Ge: 


295 


baͤude in irgend einer rechtswidrigen Abficht angezündet, fo 
ift er nur mit ein= bis fechsjähriger ——— zweiten 
Grades zu belegen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 589. IL Abthl. 1. Bd. 
©. 280. 2. Bd. ©. 440, 755. — Mitth. ©. 612, 4364, 
5667. — Land.» Act. III. Abthl. 2. Bd. ©.659 fg. 3. Bd. 
©. 540. — Mitth. ©. 3830 fg., 5941. 


2) Entwurf, Art. 164. 


Hat jedoch Jemand nur fein eigned Gebäude ohne Ge- 
fahr für Perfonen und fremde Gebäude in irgend einer 
rechtswidrigen Abficht angezündet, fo ift er mit zwei: bis 
zehnjähriger Zudhthausftrafe erften Grades zu belegen. 


3) Motiven. (Land. Act. I Abthl. 1. Bd. ©. 99 fg.) 

Zu der Anwendung der im Art. 164 enthaltenen Straf: 
androhung ift erforderlich, daß bei dem Anzünden eigner 
Gebäude, infofern nicht dabei Gefahr für Perfonen oder 
fremde Gebäude vorhanden war, in weldhem Falle die Vor- 
fohriften Art. 161—163 in Anwendung fommen würben, 
irgend eine rechtöwidrige Abficht vorliegt, z. B. um bie 
Brandverfiherungsanftalt zu bevortheilen, oder bie Gläu: 
biger um ein Erecutionsobject zu bringen. Hier iſt eine 
weitere Minderung der Strafe gegen bie zeitherige um fo 
weniger rathſam, je häufiger in neuerer "Zeit Brandftif: 
tungen zur Benachtheiligung der Branbverficherungsan: 
ftalt fich gezeigt haben. Findet aber weber die eine noch 
die andere Vorausſetzung flatt, fo fällt ein folches Unter: 
nehmen lediglich der Polizei: Strafgefeßgebung anheim, und 
eö ift hier eine Strafbeflimmung dießhalb nicht aufzunehmen 
gewefen. 


4) Daß mit dem Worte: „Wohngebäube” ein „bewohns 
ted Gebäude” hat bezeichnet werden follen, ergiebt fich 
aus dem Gegenfaße im 175. Artikel und daraus, daß au: 
ßerdem eine Berfchiedenheit anzunehmen wäre zwifchen dem 
Anzünden fremder und eigener Wohngebäude, und zwar 
zum Nachtheile deffen, ber fein eigened Wohngebäude in 
Brand fest. (Vergl. Mitth. ©. 5541. — Ob.:Appell.: 
Ger. 1839.) 
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5) Die bloße Möglichkeit, daß die Handlung für Perfonen 
oder fremde Gebäude hätte Gefahr bringen koͤnnen, fchließt 
die Anwendung des Artifeld nicht aus. Nur bei einer wirf: 
lih begründeten Gefahr ift folches der Fall. (Vergl. 
Rour in d. Zeitſchr. f. Rechtöpfl. u. Verwaltung f. d. 8. ©. 
II. Bd. ©. 207.) 


Art. 175. 


Die Brandftiftung an fremden unbewohnten Gebäuden 
oder andern Bauwerken, Waldungen, Fruchtfeldern, Holz⸗ 
vorräthen, Getreidefeimen und ähnlichen Gegenftänden  ift 
nad) Verhältniß des verurfachten Schadens und der mögli- 
chen Gefahr durch Verbreitung des Feuers mit Arbeitshaus 
von Ginem bis zu Drei Jahren, oder Zuchthaus zweiten 
Grades bis zu Zehn Jahren zu beftrafen. 

Wer eigene ſolche Gegenftände in rechtöwidriger Abficht 
in Brand ſteckt, ift mit Arbeitöhausftrafe bis zu Drei Jah— 
ren zu belegen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 589 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 280 fg. 2. Bd. ©. 440, 755. — Mitth. ©. 612 fg., 
4364, 5667. — Zand.:Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 660 fg. 
3. Bd. ©. 540. — Mitth. ©. 3881 fg., 5541. 

2) Entwurf. Art. 165. 

Die Anftedung von unbewohnten Gebäuden ꝛc., Gegen: 
ftänden ohne Gefahr für Menfchen und deren Wohnungen 
ift nach Verhältniß des verurfachten Schadens und der Ge: 
fahr für Eigentyum durch Verbreitung des Feuerd mit Ar- 
beitshaus von Drei Jahren bis zu Zuchthaus erften Grades 
von Zehn Sahren zu beftrafen. 

3) Man erinnerte mit Recht gegen den Entwurf, daß derfelbe 
feinen Unterfchied mache, ob ber entzündete Gegenftand ein 
eigener oder ein fremder fey, daß aber die Vernichtung eige: 
ner Gegenftände, wenn fie auch durch das Feuer gefchieht, 
an fich eine gefeglich gleichgültige Handlung fey, und nur 
bann firafbar werde, wenn dadurch fremdes Eigenthum in 
Gefahr kommt, oder eine widerrechtliche Abficht, 3. B. der 
Betrug an einer Affecuranzanftalt, vorliegt. 
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Auch ift der Bemerkung beizupflichten, daß, was die Ge: 
fahr für fremdes Eigenthum betrifft, Iebtered, damit die 
That unter die Beftimmungen diefes Artikels fallen kann, 
felbft einer der hier erwähnten Gegenftände feyn müffe, in: 
dem die Höhe der Strafe durch die bei den dafelbft aufge: 
führten Fallen eintretende unbeflimmte Größe der Gefahr be: 
dingt wird. Im umgekehrten Falle würde die Strafe ab- 
fichtlicher, oder es würden die rechtlichen Folgen fahrläffiger 
Beſchaͤdigungen eintreten. (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 
1. Samml. ©. 114 fg. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 
©. 113.) 

4) Unter die allgemeine Klaufel: „und ähnlichen Gegenftän: 
den” gehört 3. B. auch das Zorfmoor. (Mitth. ©. 613.) 

Ob auch Wahthütten und die Hütten der Obſthaͤnd— 
ler in diefen Bereich zu ziehen, ift zwar von der Staats- 
regierung bezweifelt worden (Mitth. ©. 618), allein in 
der Praris werden fie allerdings mit darunter begriffen. 
(Appell. 3. Leipzig u. Ob.-Appell.-Ger.) 

Bei Beantwortung der Frage, welche Gegenftände zu ben 
{m Artikel erwähnten „ähnlichen gehören, hat man haupt: 
fächlich auf die Gemgingefährlichfeit der Handlung zu fehen. 
(Rour in d. Zeitfehr. f. Nechtspfl. u, Verw. f. d. 8. ©. 
U. 380. ©. 203 fg.) 

5) Wenn aud im Falle der Anzundung eigener Gegenflände 
der im Artikel benannten Art eine Griminalftrafe nur bei 
vorhandener widerrechtlicher Abficht oder Gefahr für andere 
Derfonen oder Gegenftände eintreten fol, fo ift damit 
doch feineswegs die polizeiliche Ahndung ausgefchloffen. 
(Land.zAct. II. Abthl. 1. Bd. ©. 280 fg. — Mitth. 
©. 612.) 

6) Hat, was das Anzünden einer eigenen Sache anlangt, 


das Feuer fremdes Eigenthum ergriffen, fo verfteht es fih 


von felbft, daß, je nachdem dies mit Wahrfcheinlichkeit vor: 
auszufehen war, oder nicht, die Strafen der vorfäßlichen 
oder fahrläfjigen Brandftiftung zur Anwendung Fommen. 
(Groſſ Anmerf. z. Griminalgefegbuche. I. Abthl. ©. 147. — 
Roux a. aD. ©. 202.) 

7) & ift in Bezug auf die Worte: „nach Verhältnig — der 
möglichen Gefahr durch Verbreitung des Feuers‘ 
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die Frage aufgeworfen worden (vergl, Rour a. a. D. ©. 
204 f9.), ob dieſe Worte nur auf eine Gefahr für anderes 
Eigenthum, außer Wohngebäuden, zu beziehen, Dann aber, 
wenn Menfchen oder fremde Wohngebäude dadurch gefähr: 
det wurden, die Strafbeftimmungen der vorhergehenden Ar- 
tifel anzumenden feyen, und nur dann, wenn durch die 


Handlung ein Menſch oder ein Wohngebäude befhädigt - - 


wurde, je nachdem der Urheber dies wollte, oder ald wahr: 
fcheinlich vorausfah, oder nicht, die Strafen der in den vor: 
hergehenden Artifeln genannten fhwerern Verbrechen oder 
der Fahrläffigkeit einzutreten haben. 

Für die firengere Anficht hat man fich theild auf den 
im 174. Art. enthaltenen Beiſatz: „ohne Gefahr für Per- 
fonen oder fremde Gebäude (nämlich Wohngebäude)”, theils 
auf die Landtagsverhandlungen bezogen, und insbefondere 
erwähnt, der Entwurf habe einen Unterfchied darauf gefeßt, 
ob die im Artikel genannten Gegenftände eigene oder fremde 
feyen, Drei Jahr Arbeitshaus bis Zehn Jahr Zuchthaus 
erften Grades angedroht, und den Beifak enthalten: „ohne 
Gefahr für Menfchen und deren Wohnungen”, um 
zu bezeichnen, daß bei dem WBorhandenfeyn einer folchen 
Gefahr die firengeren Vorfchriften der vorhergehenden Ar: 
titel anzuwenden wären. Von den Ständen fey, obwohl 
man SHerabfegung der Strafandrohungen, Scheidung des 
Vergehens an eigenen und fremden Gegenftänden, und Be: 
fhränfung der Strafbarkeit bei eigenen Gebäuden auf Aus: 
führung einer rechtswidrigen Abficht beantragt und erlangt 
habe, doch gegen den erwähnten Beifat nicht das Geringfte 
erinnert, vielmehr das Einverftändnig damit erffärt worden. 
Es fcheine daher daraus, daß bei ber definitiven Nedaction 
des Gefehes der fragliche Beifab weggelaffen worden, weiter 
etwas nicht gefolgert werden zu koͤnnen, als daß man ihn, 
al3 von felbft fich verftehend, für überflüffig erachtet habe. 

Für die mildere Anficht hat man angeführt, daß man. 
bei Auslegung eines Gefeßes, deffen Wortfaffung an ſich 
deutlich, nur an das fich zu halten habe, was die Worte 
des Geſetzes ausdrüdlich befagen, und die ausdehnende Er: 
Elärung einer den Worten nach klaren Strafbeftimmung 
nicht ftatthaft fey. Nun feyen aber die Worte: „nad Ber: 
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haltniß der möglichen Gefahr durch Verbreitung des Feuers’ 
ganz deutlich und beftimmt im Allgemeinen auf die Veran: 
laffung von Gefahr, mithin eben fo für Perfonen und Wohn; 
gebäude, wie für unbewohnte Gebäude und fonftige Gegen: 
ftände gerichtet. Diefe Meinung werde auch durch die Hin- 
weglaflung der im 174. Artikel befindlihen Worte: „ohne 
Gefahr ıc.”, zumal da der Entwurf zum 175. Artikel einen 
gleihen Beifab enthalten, wefentlih unterftüßt. Dazu 
fomme, daß bei der endlichen Redaction des Criminalgeſetz— 
buch materielle Veränderungen nicht ausgefchloffen geweſen 
Land.: Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©.527), die Strafandrohung 
nicht unbedeutend fey, und daß durch die bei der endlichen 

- Redaction erfolgte Einfhiebung des Wortes: „möglichen” 
dem Artikel eine fehr weite Ausdehnung gegeben werden 
koͤnne. 

Dieſe letztere Anſicht iſt offenbar die richtigere. 

8) Die Abmeſſung der Strafe richtet ſich, wenn keine Gefahr 
der Weiterverbreitung vorhanden, bei fremden Gegenſtaͤn— 
den hauptſaͤchlich nach der Größe des dem Eigenthuͤmer fol: 
cher Gegenftände zugefügten Schadens (vergl. Mitth. ©. 
3831), bei eigenen nad) der rechtswidrigen Abficht. 


Art. 176. 


| Den Gebäuden find im Sinne der Art. 171 bis 175 

Schiffe und Schiffmühlen, Pulvermühlen, Pulvermagazine 

und Pulverwagen gleich zu achten. 

1) Zand.s Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 390. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 278, 281. 2. Bd. ©. 440. — Mitth. ©. 609, 618, 
4364. — Zand.:Act. IIL Abthl. 2. Bd. ©. 661. 3. BD. 
©. 540. — Mitth. ©. 3832 fg., 5541. 

2) Eutwurf. 

Darin war obiger Artikel nicht enthalten. 

3) Vergl. oben die Art. 171 Anmerk. 3 unter z gemachte Be: 
merfung ber Deputation der L Kammer. 

4) Die Anfiht, daß, wenn Pulvervorraͤthe mit Gefahr für 
Menfchenleben allein in Brand geftedt würden, diefe That 
als verfuchter oder ausgeführter Mord erfcheine, iſt nur 
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dann richtig, wenn die Brandftiftung lediglich das Mittel 
zum Zwecke des Mordes, d. i. wenn bie Toͤdtung eines 
Menfchen mit Vorbedacht befchloffen oder mit Ueberlegung 
ausgeführt worden ift. Dagegen ift durch das Anzünden 
eines Pulvervorraths an ſich das Verbrechen der Branpftif: 
tung ſchon vollbradht, und es hat nur auf die Größe ber 
Strafe Einfluß, ob Gefahr für menfhlihe Wohnungen, für 
Leib und Leben der Menfchen vorhanden war, oder nicht. 
(Mitth. S. 609 fg.) | 

5)-Ueber die Beftrafung der Entzündung von Pulvervorräthen 
bei dem Nichtvorhandenfeyn der in Art. 171 und 172 er- 
wähnten erfchwerenden Umftände vergl. Krug Studien ıc 
II. Abthl. ©. 73. 


art 477, 
Gonfummation des Verbrechens der Branditiftung. 


Das Verbrechen der Brandftiftung ift für vollbracht zu 
achten, fobald der von dem Verbrecher gebrauchte Brennftoff 
den Gegenftand, an welchem die Brandfliftung verübt wer: 
den fol, oder welcher geeignet ift, das Feuer dahin zu ver- 
breiten, ergriffen hat... 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 590. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 281 fg. — Mitth. ©. 613 fg. — Land.-Act. II. 
Abthl. 2. Bd. ©. 661. — Mitth. ©. 3833, 

2) Entwurf. Art. 166. 

Das Verbrechen der Brandftiftung ift für vollbracht zu 
achten, fobald der von dem Verbrecher angelegte Brandftoff 
andere Gegenftände ergriffen hat. 

3) Motiven. (Land.:Act. I. Abthl. 1. Bd: S. 100.) 

In diefem Artikel ift die früher über die Confummation 
der Brandftiftung in dem Mandate, die Beſtrafung des 
vorfeglihen Feueranlegend betreffend, vom 16. November 
1741. $. 2 gegebene Beſtimmung, wonach dad Verbrechen 
für gänzlich vollbracht zu halten, wenn nur die zum Bren: 
nen bequeme Materie angelegt und angezündet, obgleich die 
Glut nicht ausgebrochen, abgeändert worden, Da ber ange 
legte Brennfloff nur ald Mittel zur Ausführung des Ver— 
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brechend, nicht aber als Gegenftand deffelben betrachtet wer- 
den kann, und mithin durch die Anzündung des Brennftoffs 
allein das Verbrechen felbft noch nicht zur Vollendung Fam. 
Es ift aber nothwendig, eine in den Entwürfen für Han- 
nover und Würtemberg ganz übergangene Beftimmung 
hierüber ausdrüdlich aufzunehmen, um einer künftigen An- 
wendung des frühern gefeßlichen Grundfaßes vorzubeugen. 

4) Es ift daher das Verbrechen noch nicht vollbradht, wenn 
nur der Brandftoff verbrannt ift, oder derfelbe nur einen 
Gegenftand ergriffen gehabt, wodurd die Verbreitung des 
Feuers nicht zu befürchten ftand. (Mitth. ©. 616.) 

5) Daß der von dem Berbrecher angelegte Brandftoff zur 
wirklichen Flamme ausgebrochen fey, und diefe Flamme 
den fraglichen Gegenftand ergriffen habe, ift nicht nothwen— 
dig. (Mitth. ©. 613 fg.) | 

6) Wenn auch im Artikel des Brennftoffs als Mittel zur Ver— 
übung der Brandftiftung gedacht wird, fo kann doch Fein 
Zweifel obwalten, daß der Artikel auch auf den Fall An: 
wendung leidet, wo es Feines eigentlichen Brandftoffs be- 
durfte, z. B. wenn der Gegenftand durch ein Brennglas 
unmittelbar angezündet worden-ift, wo mithin das leßtere 
die Stelle des Brennftoff3 vertrat. (Mitth. ©. 617.) 


Art. 178. 
Wirkung thätlicher Neue 


Hat der Thäter das auögebrochene Feuer auf der Stelle 
und ohne daß ed weitern Schaden verurfacht hat, felbft wie- 
der gelöfcht, fo ift in den Art. 171, 172, 173 angegebenen 
Fallen auf Arbeitshausftrafe von Sechs Monaten bis zu 
Einem Jahre, in den Fällen Art. 174, 175 auf Gefängniß- 
ftrafe von Vier bis zu Acht Wochen zu erkennen. - 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 591. II. Abthl. 1. Bd. 


©. 283. — Mitth. ©. 617. — Land.⸗Act. IH. Abthl. 
2. Bd. ©. 661. — Mitth. ©. 3833. 


2) Entwurf. Art. 167. 


Hat — Gefängnißftrafe von Einem bis zu Drei Monas 
ten zu erkennen, 
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3) Der Artikel fest, wie fchon defjen Ueberfchrift anzeigt, vor- 
aus, daß der Thäter aus Neue das Feuer wieder ausge: 
löfcht hat. Wenn ihn daher Jemand bei der That betrifft, und 
Beide unterdrüden die Verbreitung des Feuers, ohne daß 
es weitern Schaden verurfacht, fo Fann von einer wirklichen 
Reue nicht die Rede feyn. Ja es würde felbft dann eine 
folche nicht anzunehmen feyn, wenn der Thäter, durch den 
Andern entdedt, das Feuer fofort gelöfcht hätte. Daß je: 
doch in einem derartigen Falle die relative Strafe innerhalb 
des Strafmaafes herabzufesen, bedarf Feiner weitern Er: 
wähnung. 

4) Die Worte: „auf der Stelle” hat das Ob.:App.: Ger. 
(nach dem Zeugniffe von Groſſ Anmerf. z. Griminalgefeb: 
buche, 11. Abthl. ©. 27) dergeftalt ausgelegt, daß die Loͤ— 
[hung erfolgen müffe, fobald der Verbrecher die Wirkung 
des Brandftoff3 wahrnimmt, ohne daß die fortdauernde Ge: 
genwart des Thäterd an dem Orte der Branpdftiftung erfor: 
dert wird. 


5) Die Worte: „ohne daß ed weitern Schaden verurfacht 
bat”, zeigen von felbft, daß der durch das bereitö ausge— 
brochene Feuer verurfachte geringe Schade hierunter nicht 
begriffen ift. | 


Art. 179. 
Andere gemeingefährliche Handlungen. 


Die Vergiftung öffentlich verkäufliher Waaren oder. 


anderer zum öffentlichen Gebraudy dienender Gegenftände 
mit Gefahr für das Leben oder die Gefundheit einer unbe- 
flimmten Anzahl von Perfonen fol, infofern nicht dabei ein 
ſchwereres Verbrechen vorliegt, mit Zuchthausſtrafe erften 
Grades von Zwei bis zu Zehn Jahren geahndet werden. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 137, 59. II. Abthl. 
1. Bd. ©. 283. 2. Bd. ©. 927 fg. — Mitth. ©. 619 fg., 
6170. — Zand.:Xct. III. Abthl. 2. Bd. ©. 661. 3. Bd. 
©. 819. — Mitth. ©. 3833, 6365. 

2) Entwurf. Art. 168. 
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Die Vergiftung von öffentlich verkäuflichen Waaren oder 
andern Gegenftänden mit Gefahr für das Leben oder die 
Sefundheit anderer Perfonen fol, infofern ıc. 

3) Daß der wiffentliche Vertrieb vergifteter Waaren gegen den 
Bertreiber ftrafbar fey, der Letztere mag die Waaren felbft 
vergiftet haben oder nicht, ift nicht zweifelhaft. (Kand. 
Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 115. — Beil. z. 
111. Abthl. 1. Samml. ©. 113 fg.) Die Staatsregierung 
erklärte in diefer Beziehung in dem Decrete an die Stände 
(Land. Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 137): „Bei den in die: 
fem Artikel mit Strafe bedrohten Verbrechen muß die Ab: 
fiht bei der Vergiftung gegen das Leben und die Geſund— 
heit- anderer Perfonen gerichtet feyn, und es kann alfo kei— 
nem Zweifel unterliegen, daß Derjenige, welcher dergleichen 
MWaaren mit der Abficht vertreibt, als Mitjchuldiger anzu: 
ſehen ift. Es bedarf mithin des Zufakes, „oder der Ver- 
trieb folcher vergifteter Waaren”, keineswegs, vielmehr fünnte 
diefe Einfchaltung zu der Mißdeutung Veranlaffung geben, 
als ob unter diefem Artikel auch der Fall begriffen fen, 
wo ein folcher Vertrieb nur aus eigennüsigen Abfichten ge- 
fchieht, welcher Fall jedoch durch Art. 242 (Art. 255 des 
Geſ.Bchs.) betroffen wird.” | 

Dagegen kann der Vertrieb einer vergifteten Waare, wenn 
der Bertreiber von deren Vergiftung gar nichts weiß, Feiner 
Griminalftrafe unterliegen. (Mitth. ©. 619.) 

4) Zu den „andern Gegenftänden’” gehören insbefondere 
auh Brunnen. (Land.-Act. Beil. z. Il. Abthl. 1. Samml. 
©. 115. — Mitth. ©. 3833.) 

5) Werden Lebensmittel und andere verfäufliche Waaren nicht 
in der Abficht einer Vergiftung, fondern bloß des Gewinn: 
ſtes wegen mit fchadlichen Ingrebienzen verfegt und folcher- 
geftalt verfauft, jo findet nicht diefer, fondern Art. 255 An: 
wendung. (Bergl. oben Anmerk. 3 und Mitth. ©. 3833.) 


Art. 180. 


Mer Ueberſchwemmungen mit Gefahr für Menfchen oder 
deren Wohnungen verurfacht, oder Brüden, Kunftitraßen 
oder andere zum öffentlichen Gebraud dienende Bauwerke 
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auf eine Weife beſchaͤdigt, wodurch das Leben oder die Ge— 
fundheit anderer Perfonen in Gefahr gefest wird, ift, infofern 
nicht dabei ein ſchwereres Verbrechen vorliegt, mit Zucht: 
haus erften Grades von Zwei bis zu Zehn Jahen zu beftrafen. 
1) Land.= Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 591. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 283. — Mitth. ©. 620. — Land.-Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 661. — Mitth. ©. 3833 fg. 
2) Entwurf. Art. 169. 
Anftatt der im Eingange befindlichen beiden „oder“ ftand 
„und“, und anftatt „Zwei” ftand die Zahl „Fünf”. 
3) Wegen der Eifenbahnen vergl. Art, 289. Anmerf. 


Art. 181. 


Die-Verbreitung von Biehfeuchen, oder die Vergiftung 
von Weiden, um fremdes Vieh zu befchädigen, oder zu toͤd— 
ten, ift nad) Verhältniß des verurfachten Schadens, mit Ar— 
beitöhauöftrafe von Einem Jahre bis Zuchthausſtrafe zweiten 
Grades von Drei Jahren zu belegen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 591. 11. Abthl. 1. 30. 
©. 283 fg. 2. Bd. ©. 440. — Mitth. S. 6%0, 4364. — 
Land. Act. IH. Abthl.2. Bd. S.661. — Mitth. ©. 3834. 

2) Entwurf, Art. 170. 

Die Verbreitung von Viehfeuchen durch Vergiftung der 
Weiden oder auf andere Weife ift nach Verhältniß ıc. 

3) Weil die Verbreitung von Viehfeuchen und die Vergiftung 
der Weiden zwei Verbrechen find, welche nicht immer in 
einem caufalen Berhältniffe ftehen, indem jenes ohne dieſes 
bewirkt werden und bdiefes zum Zwed und Folge haben 
kann, bloß einzelnes Vieh zu befchädigen oder zu tödten, 
fo beantragten die Deputationen der Kammern eine in die— 
fem Sinne veränderte Faffung des Entwurfs. - 

Auch die Vergiftung einer Privatweide, wenn fie ledig- 
lich in der Abficht gefchieht, das Vieh eined Einzelnen zu 
befchädigen oder zu tödten, gehört, weil fie in ihren nicht 
zu berechnenden Folgen allgemein gefährlich, unter gegen: 
wärtigen Artikel. (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 
©. 116. — Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 114.) 
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Im Uebrigen erklärte die Staatsregierung zu Befeitigung 
von Mißverftändniffen, daß man nicht ein beflimmtes Stüd 
Bieh darunter zu verftehen habe, fondern das Verbrechen 
auf der. Weide gefchehen müfle, wo die Zahl unbeflimmt 
fey, und die Größe des Schadens im Voraus nicht mit Zu: 
verläffigkeit überfehen werben könne. (Kand.⸗Act. II. Abthl. 
1. Bd. ©. 284, u. Mitth. S. 620.) 


A r t. 1 82. 
Aus Fahrläſſigkeit begangene gemeingefährliche Handlungen. 


Wenn die in den Art. 171 bis 181 angegebenen Ber: 
brechen aus Fahrläffigkeit verübt worden find, fo ift der Tha- 
ter nach dem Verhältniffe der größern oder geringern Fahr- 
läffigkeit und des dadurd) verurfachten Schadens mit. Ge— 
fängnißftrafe von Acht Tagen bis zu Zwei Jahren, oder Ar: 
beitöhauöftrafe von Sechs Monaten bis zu Vier Jahren, 
oder, infofern die Gefängnißftrafe die Dauer von Sechs Wo— 
chen nicht überfteigt, mit verhältnigmäßiger Geldftrafe zu be: 
legen. 
1) Land.:Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 592. II. Abthl. 1.Bd. ©. 
284. — Mitth. S. 620 fg. — Land.:Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 661 fg. — Mitth. ©. 3834. 
2) Entwurf. Art. 171. 

Die Worte: „ber größern oder geringern Fahrläffigkeit 
und” enthielt der Entwurf nicht, und anftatt „Acht Tagen“ 
ftand „Drei Wochen.” 

3) Motiven. (Land.-Act. 1. Abthl. 1. Bd. ©. 100.) 

Die im Art. 171 angedrohten Strafen treten ein, wenn 
bie begangenen Bahrläffigkeiten die im Artikel 161—17U er- 
wähnten Ereigniffe zur Folge gehabt haben, dahingegen bei 
Fahrläfjigkeiten ohne nachtheiligen Erfolg nur die vorhande: 
nen polizeilichen Vorfchriften in Anwendung zu bringen find. 
Eben fo fallen der Polizeigefeßgebung die bei außerordents 
lichen Ereigniffen, 3. B. bei herannahender Peft, Cholera, 
oder andern anftedenden Krankheiten zu treffenden Sicher: 
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heitämaßregeln. und bamit verbundenen Strafandrohungen 
anheim, ba folche der Natur der Sache nach nur temporär, 
und nach den jebeönraligen befondern Umſtaͤnden einzurich« 
ten find. 


Achtes Rapitel. 


Bon Verlegung der Ehrerbietung gegen die Religion. 


Art. 183. 
Mei neibd 


Wer in eignen oder fremden Angelegenheiten vor einer 


öffentlichen Behörde wiffentlich etwas Unwahres eidlich ver- 
fihert, oder unter Beziehung auf einen bereits geleifteten 
Eid unwahre Behauptungen für wahr auögiebt, ift mit Ar- 
beitöhaus von Sechs Monaten bis Zuchthaus zweiten Gra⸗ 
des von Zwei Jahren zu beſtrafen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 592. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 298 fg. 2. Bd. ©. 440. — Mitth. ©. 674 fg., 4364 
— Land.:Act. III Abthl, 2. Bd. ©. 662. — Mitth. ©. 
3834. 
2) Entwurf. Art. 172. * 

Derſelbe enthielt nach: „Behauptungen“ annoch das 
Wort „wiſſentlich“. 

Anſtatt „bis Zuchthaus — zu beſtrafen“, ſtand im Ent— 
wurfe: „bis zu einem Jahre zu beſtrafen.“ | 
3) Es ſchien der Deputation der I. Kammer zweifelhaft, ob 
unter dem Falle, wenn Semand unmahre Behauptungen 
in Beziehung auf einen bereit3 geleifteten Eid ald wahr 
ausgiebt, auch der begriffen werden folle, wenn ſolches mit 
Bezug auf einen ein für allemal geleifteten Eid, z. B. bei 
öffentlich verpflichteten Zaratoren, erfolgt fey. Sie erhielt 
jedoch Seiten der Königlihen Commiffarien die Auskunft, 
daß hier nur die Beeidigung für einen vorliegenden -fpeciels 
len Fall, wenn der Eid felbft der gerichtlichen Ausfage vor: 
ausgeht, gemeint fey, indem jener andere Fall mehr unter 
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die Kategorie einer Pflichtverlegung falle. (Land. = Act. 
Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 116.) 


4) Ueber die Beftrafung des Falles, wo Semand gegen feine 
Ueberzeugung eine wahre Zhatfache beeidet hat, ſ. Art. 187. 
Anmerf. 3. 


5) Da nicht angenommen werden fann, ber Gefeßgeber habe 
einen durch Meineid verübten Betrug gelinder beftrafen 
wollen, als einen andern, wo ber Betrüger nicht zugleich 
einen Meineid geleiftet, fo ergiebt e3 fich von felbft, daß im 
Falle ftattgefundenen Betrugs neben der Strafe des Meins 
eides zugleich auch die Strafe des Betrugs zu berudfichti- 
gen, und nad) Art. 48 die fehwerfte der verfchiedenen Stra- 

‚fen, nad) richterlihem Ermeffen unter Schärfung derfelben, 
in Anwendung zu bringen ift. 


Art. 184. 


Iſt aber in einer Unterfuichung über ein Verbrechen mein- 
eidig geſchworen worden, um einen Unfchuldigen in Strafe, 
oder einen Schuldigen in eine ſchwerere Strafe, ald er ver- 
wirkt hat, zu bringen, fo treten folgende Strafen ein: 


1) wenn die Strafe des fälfchlich angefchuldigten Ver: 
brechens wenigftens in Arbeitshaus befteht, Arbeitshaus von 
Zwei bis zu Vier Jahren; 

2) befteht fie in einem zeitlichen Zuchthaufe erften oder 
zweiten Grades, Zuchthaus defjelben Grades von Vier bis zu 
Sechs Jahren; 

3) ift das angefchuldigte Verbrechen mit lebensläng- 
lichen Zuchthaufe oder Todesſtrafe bedroht, Zuchthaus erften 
Grades von Sechs bis zu Zehn Jahren. 


1) Land. Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 301 2. Bd. ©. 440 
fg., 755. — Mitth. ©. 682 fg., 4364 fg., 5667. — Land.⸗ 
Act. III. Abthl. 2.30. ©. 662. 3.3. S. 540. — Mitth. 
©. 3834, 5541. 

2) Entwurf. Art. 173. Gleichlautend. 
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Art. 185. 


Hat derjenige, gegen welthen-in den im vorftehenden 
Artikel erwähnten Fällen meineidig geſchworen worden ift, 
in Folge diefes Meineides Strafe erlitten, fo ift im Falle 
unter 1 auf Arbeitshausftrafe von Vier bis Zuchthaus zwei- 
ten Grades von Sechs Jahren, im Falle unter 2 auf Zucht: 
haus erften oder zweiten Grades von Sechs bis zu Zwanzig 
Fahren, und im Falle unter 3 auf zehnjährige bis lebens- 
laͤngliche Zuchthausſtrafe erften oder zweiten Grades zu er- 
fennen. 

Iſt an einem Unfchuldigen in Folge des meineidigen, 
in der Abficht, ihm die Todeöftrafe zuzuziehen, abgelegten 
Beugniffes die Strafe wirklich vollſtreckt worden, ſo findet 
Todesſtrafe ſtatt. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 592. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 301. 2.8. ©. 441, 755. — Mitth. ©. 682 fg., 
4365, 5667. — 2and.: ct. III. Abthl. 2. Bd. ©. 663. 
3. Bd. ©. 540. — Mitth. ©. 3834, 5541. 

2) Entwurf. Art. 174. 

Hat — auf Arbeitöhausftrafe von Vier bis Acht Jahren, 

im Falle unter 2 auf Zuchthausftrafe befielben Grades von 

Sechs bis Zwölf Jahren, und im Falle unter 3 auf lebens: 

längliche Zuchthausftrafe zu erkennen. 

Iſt — Todesſtrafe ftatt. 

3) Bei Abmefjung der Strafe ift vorzugsweife auf die Dauer 
der dem Unfchuldigen zugezogenen Freiheitsberaubung Rüd: 
fiht zu nehmen. (Groff Anmerk. z. Criminalgefegbuche. 
1. Abthl. ©. 149.) 

4) In Anfehung des letzten Satzes des Artifeld vergl. Groff 
a. a. O. 


Art. 186. 


Die an Eideöftatt gebrauchten Betheurungsformeln der 
Anhänger folcher Religionsfecten, welchen die Ablegung eines 
förmlichen Eides nicht geftattet ift, fo wie andere Verſiche— 
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rungen an Eidesftatt, infoweit folche nach den Gefeben ftatt 
wirklicher Eide zuläffig find, werden rüdfichtlic der Stra— 
fen des Meineides dem Eide felbft gleich geachtet. 

1) Land. Act. U. Abthl. 1. Bd. S. 301. — Mitth. ©. 
683. — Land.= Act. III. Abthl. 2.Bd. S.663. — Mitth. 
©. 3835. 

2) Entwurf. Art. 175. Gleichlautend. 

3) Zu den im Artikel erwähnten Geſetzen gehört infonderheit 
die in 8: 27 und 29 des Geſetzes, das gerichtliche Verfah— 
ren in Streitigfeiten über ganz geringe Civilanfprüche betr., 
vom 16. Mai 1839, enthaltene Vorfchrift, daß in ganz ge: 
ringfügigen Nechtsftreitigfeiten die Zeugen, nach vorgän: 
giger Eröffnung, wie eine wahrheitswidrige Verſicherung 
an Eidesftatt die Strafe des Meineids nach fich ziehen 
würde, die Wahrheit ihrer Ausfagen nur mittelft Hand: 
ſchlags an Eidesftatt zu befräftigen haben, ingleichen daß 
Sachverſtaͤndige, dafern fie nicht fchon einen allgemeinen 
Berpflichtungseid geleiftet, nur durch Handfchlag an Eides— 
ftatt zur gewiffenhaften Angabe ihres Gutachtens zu vers 
pflichten find. 


Art. 187. 
LSeihtfinniger Eid. 


Mer nur aus Mangel der pflichtmäßigen Befonnenheit 
und Ueberlegung bei einer eidlichen Ausfage vor Gericht eine 
wahrheitöwidrige Behauptung ſich zu Schulden gebracht hat, 
ift mit Gefängniß von Drei Wochen bis zu Einem Jahre, 
oder, infofern die Strafe Sechs Wochen nicht überfteigt, mit 
verhältnißmäßiger Geldbuße zu belegen. 

1) Eand.= Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 301 fg., 321 fg. — 
Mitth. ©. 683 fg., 752 fg. — Land. Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©.663. 3. Bd. ©. 540. — Mitth. S. 3835, 5542. 

2) Entwurf, Art. 176. 


Wer nur aus Mangel der pflichtmäßigen Befonnenheit 
und Ueberlegung eine unrichtige Behauptung vor Gericht 
eidlich erhärtet hat, ift mit ıc. 
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3) Es wurde bei der Berathung dieſes Artikels in der L. Kammer 
die Frage aufgeworfen, ob nicht auch ein folder Fall mit 
Strafe zu belegen fey, wo Jemand über eine wahre Ehatfache, 
deren Wahrheit er aber nicht gekannt, einen Eid geleiftet, 
d. i., wenn er gegen feine Ueberzeugung eine wahre That— 
fache beeidigt habe? Die Deputation der I. Kammer flug 
deshalb folgenden Zufagartifel vor: „Wenn Jemand eine 
wahre Behauptung, die er für falfch hält, oder von deren 
Richtigkeit er Feine Kenntniß haben fonnte, vor Gericht 
eidlich erhärtet, fo ift derfelbe mit der Hälfte der auf den 
Meineid gefeßten Strafe zu belegen.“ 

Obſchon dagegen erwähnt wurde, Daß e3 beſſer jey, wenn 
bei einem berartigen $alle, der in den leichtfinnigen Eid 
hinüberfpiele, mit Bezug auf Art. 1 die Entjcheidung dem 
richterlihen Ermeſſen anheim geftellt werde, und daß in 
vielen derartigen Fällen nur eine Gewiffenlofigfeit, nicht 
aber eine eigentliche Rechtöverlegung vorhanden fey, fo nahm 
die I. Kammer den obgedachten Zufagartifel dennoch an. 
(Mitth. ©. 683 fa-, 752 fg.) Da aber die U. Kammer 
diefen Eid ald einen leichtfinnigen betrachtet wiffen wollte, 
fo wurde ein desfallfiger Zufas von beiden Kammern ganz: 
lich aufgegeben. Als Grund wurde angeführt, daß, wenn 
Semand die MWifjenfchaft einer Thatfache, die er nicht für 
wahr hält, eidlich erhärte, ein Meineid, im umgekehrten 
Falle aber nur eine Art des Verſuchs zum Meineide vor: 
liege. (Mitth. ©. 5667.) 


Art. 188. 
Widerruf 
Wenn derjenige, welcher ſich eines Meineides oder leicht: 
finnigen Eides ſchuldig gemacht hat, aus eignem Antriebe 
und ehe noch ein Rechtönachtheil für einen Andern daraus 
entſtanden ift, feine unmahren Angaben widerruft, fo ift bei 
dem Meineide auf Arbeitshausftrafe bis zu Sechs Monaten, 
bei dem leichtfinnigen Eide auf Gefängnißftrafe bis zu Sechs 
Wochen, oder verhältnigmäßige Geldftrafe zu erkennen. 


1) Land.» Xct. I. Abthl. 3, Bd, ©. 593. II. Abthl. 1. Bd. 
S. 302 fg. 2. Bd. ©. 441 fg., 755. — Mitth. S. 686 fg, 
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4365 fg., 5667. — Zand.sAct, IH. Abthl. 2.30. ©. 
663. 3. Bd. ©. 540. — Mitth. ©. 3835 fg., 5542. 

2) Entwurf. Art. 177. 

Wenn — widerruft, fo ift nur auf die Hälfte der in den 
Artikeln 172, 173 bejtimmten Strafen, und in den Fällen, 
wo nur Gefängnißftrafe eintritt, alternativ auf verhältniß: 
mäßige Geldftrafe zu erkennen. 

3) Die veränderte Faffung wurde in Folge des von ber Depu- 
tation der II. Kammer gethanen Vorfchlags aufgenommen. 
Diefelbe gab in ihrem Berichte (Land. Act. Beil. 5. I. 
Abthl. 1. Samml. ©. 115 fa.) ald Grund an: Da der 
Meineid an fich ſtets ein ſelbſtſtaͤndiges Verbrechen in reli: 
giöfer Beziehung, dann aber, wegen ber babei concurti: 
renden Nechtöverlekungen, als Betrug oder Faͤlſchung an: 
zufehen ift, fo folgt daraus, daß durch den Widerruf def: 
felben, bevor noch ein Rechtönachtheil für einen Andern 
daraus entitanden ift, das Verbrechen in religiöfer Hinficht 
nicht getilgt ift, alfo auch nicht ftraflos bleiben fanı. Da 
ed jedoch die gefeßgebende Klugheit erheifchen bürfte, Die 
Zurüdnahme falfcher Eide durch eine milde Strafe für die— 
fen Fall fo viel ald möglich zu begünftigen, um dadurch die 
Staatsbürger vor drohenden Nechtöverlegungen zu bewah: 
ren, hierbei auch der Unterfchied zwifchen einem wirklichen 
(dolofen) Meineide und einem leichtfinnigen (culyofen) Eide 
nicht aus den Augen gelaffen werden darf, fo iſt die Faſ— 
fung des Entwurfs (in der obgedachten Maafe) zu verändern. 

Uebrigens ift die Deputation der Meinung, daß der Wi- 
derruf eines geleifteten wahren Eides in böslicher Abficht 
unter die Strafbeſtimmung des Art. 232 [Art. 245 bes 
Geſ.⸗Bchs.)] fallen würde. 

4) Es darf durchaus ein Rechtönachtheil, fey es für eine Pri⸗ 
vatperſon, oder auch nur im Allgemeinen fuͤr den Staat, 
nicht entſtanden, oder es muß doch dieſer Nachtheil wieder 
abzuaͤndern ſeyn. (Mitth. S. 689.) 

5) Es war bei der Berathung in der J. Kammer vorgefcjlagen 
und angenommen worden, daß bei der in Betreff des leicht: 
finnigen Eides zugelaffenen Geldftrafe die Worte „nad Be— 
finden” eingefchaltet werden follten, damit der Richter auch 
auf abfolute Gefängnißftrafe erkennen könne, allein bie II. 
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Kammer trat nicht bei, und fo ging die erfte von ihrem Ve: 
fchluffe wieder ab. (Mitth. S. 5667.) 

6) Dadurd allein, daß ein auf einen falfchen Eid gegründetes 
Erkenntniß Rechtöfraft erlangt hat, wird die Anwendung 
bes obigen Artifeld nicht ausgefchloffen, fondern erft dann, 
wenn durch deffen Vollziehung ein wirklicher Rechtsnach— 
theil eingetreten ift. (Groff Anmerk. z. Criminalgeſetzbuche. 
I. Abthl. ©. 149 fg.) 


‚ Art. 189. 
Gottesläfterung. 


Wer die der Religion fchuldige Ehrerbietung durch Got- 
tesläfterung öffentlich verlegt, fol mit Gefängnißftrafe von 
Vier Wochen bis zu Einem Jahre, oder Arbeitshaudftrafe 
von Zwei Monaten bis zu Zwei Jahren belegt werden. 

4) Land.-Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 593. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 303 fg. — Mitth. ©. 689 fg. — Land.Act. II. 
Abthl. 2. Bd. ©. 668. — Mitth. ©. 3837. 

2) Entwurf. Art. 178. 

Mer die der Religion fchuldige Ehrerbietung burch öffent: 
lich ausgeftoßene Gottesläfterungen verlegt, fol zc. 

3) Weil der Ausdrud: „öffentlih ausgeftoßene Gottesläfte: 
rungen’ zu eng, und namentlich diejenigen nicht umfaßt, 
welche durch Schrift oder Bild gefchehen, fo wurbe bie ins 
Gefegbud aufgenommene Faffung vorgefhlagen. (Land.: 
Act. Beil, z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 119. --- Beil. z. 
III. Abthl. 1. Samml. ©. 116.) 

4) Der Behauptung (Groff Anmerf. z. Criminalgeſetbuche. 
I. Abthl. S. 150), daß nicht bloß abſichtliche Gotteslaͤſte— 
rungen, fondern auch leichtfinnige Handlungen oder Aeuße: 
rungen unter die Strafbeflimmung diefes Artikels fallen, 
infofern dadurch ein öffentliches Aergerniß gegeben werde, 
kann in diefer Allgemeinheit nicht beigepflichtet werden, weil 
durch das ganze Geſetzbuch hindurch die Anficht confequent 
durchgeführt ift, daß Handlungen, bei welchen die Abficht, 
eine Geſetzwidrigkeit zu begehen, gänzlich fehlt, im Allgemei— 

” nen gar nicht, fondern nur in den im Gefeßbuche naments 
lich aufgeführten Fallen zur Strafe zu ziehen find.(Art. 32). 
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Art. 190. 
Störung gottesdienftliher Handlungen. 


Wer in eine Kirche oder in einen andern von der Regie: 
rung geftatteten religiöfen Verſammlungsort zur Zeif des 
Gotteödienftes gemwaltthätig einfällt, um den Gottesdienft zu 
ftören, fol mit Arbeitshaus von einem a bis zu Vier 
Sahren beftraft werden. 

Wird ein Geiftlicher während feiner —— 
thaͤtlich mißhandelt, ſo tritt Zuchthausſtrafe — Grades 
von Zwei bis zu Vier Jahren ein. 

1) Land. Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 304. — Mitth. ©. 
691. — Land. Act. III. Abthl. 2.Bd. ©. 668. — Mitth. 
©. 3837. 

2) Entwurf. 179. Gleichlautend. 


Art. 191. 


Ungebührliche, jedoch nicht mit Gewaltthätigkeiten ver: 
Enüpfte Handlungen, wodurd die Ruhe und Ordnung einer 
religiöfen Verſammlung geftört wird, gottesdienftliche Hand— 
lungen unterbrochen, oder Geiftliche während ihrer Amtöver- 
richtungen beleidigt werden, find mit Gefängniß= oder Ar- 
beitöhausftrafe bi8 zu Einem Jahre zu ahnden. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 593. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 304. 2. Bd. ©. 442. — Mitth. ©. 691, 4366 fg. — 
Land.=Act. III Abthl. 2.Bd. ©. 668. — Mitth. ©. 3837. 

2) Entwurf. Art. 180, 

Ungebührlihe, — find mit Gefängnißftrafe bis zu Vier 
Monaten oder Arbeitshausftrafe von Sechs Monaten bis 
zu Einem Jahre zu ahnden. 


Art. 192. 


Die Verhinderung gotteödienftlicher Verſammlungen 
oder Verrichtungen durch Gewalt oder Drohungen ift mit 
GSefängniß von Zwei Monaten bis zu Einem Jahre, und an 


314 


den Anftiftern und Anführern mit Arbeitshaus von Vier 
Monaten bis zu Zwei Fahren zu beftrafen, 


4) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 593. IL. Abthl. 1. Bo. 
©. 305. — Mitth. ©. 692. — Land.» ct. UI. Abthl. 
2. Bd. ©. 668, — Mitth. ©. 3837. 

2) Entwurf. Art. 181. 

Anftatt „bis zu Einem Sahre” ftand im Entwurfe: „bis 
zu Sechs Monaten”. 

3) Es wurde zwar rüdjichtli der in vorftehenden Artikeln 
angeführten Verbrechen eine Erhöhung der ordentlichen 
Strafe für folche Fälle beantragt, in denen die Störung. 
von Mehreren gemeinfhaftlich, in Folge vorhergegangener 
Verabredung, verübt worden war, allein es fand bie Er: 
höhung des Marimum feinen Anklang, obfhon man an— 
erfannte, daß der fragliche Umſtand das Verbrechen ver— 
größere, mithin leßtered innerhalb des Strafmaafes härter 
zu ahnden ſey. (Mitth. ©. 691 fe.) 


Art. 193. 
Deffentliche Herabfegung der Neligion. 


Die öffentlihe Herabmürdigung von Gegenftänden ber 
Berehrung einer im Staate anerfannten Religion ift mit 
Gefängnißftrafe von Einem Monate bis zu Sechs Monaten 
zu ahnden. 

1) Land.⸗Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 305. — Mitth. ©. 
692. — Land, = Act. III. Abthl. 2.30. S. 669. — Mitth. 
©. 3837. 

2) Entwurf. Art. 182,. Gleichlautend. 

3) Die Deputation der I, Kammer machte fic) Anfangs den 
Zweifel, ob der bier aufgeftellte Begriff nicht zu eng fen, 
indem 3. B. die gottesdienftlihen Gefäße nicht eigentlich 
Gegenftände der Verehrung feyen, gleihwohl ihre öffentliche 
Herabwürdigung Ahndung verdienen würde. Die König: 
lihen Commiffarien ertheilten jedoch hierüber die Auskunft, 
daß man unter dem hier erwähnten Verbrechen alle Aeuße— 
zungen ber Robheit in Wort und That über religiöfe Ge: 
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genftände habe begreifen wollen. (and.s Act. Beil. z. 
HU. Abthl. 4. Samml. ©. 119.) 


Neuntes Kapitel. 
Bon Verletzungen der Ehre. 


Art. 194. 


VBerleumdung. 


Mer durch üble Nachrede oder heimliche Verbreitung 
miündlich oder fhriftlih oder auf irgend eine andre Art 
einem Andern ein Verbrechen oder eine Handlung, welche 
ihn in den Augen feiner Mitbürger herabzufegen geeignet ift, . 
faͤlſchlicher Weife beimißt, ift mit Gefängniß bis zu Sechs 
Monaten, oder, infofern die Strafe Sechs Wochen Gefäng- 
niß nicht überfteigt, mit verhältnißmäßiger Geldbuße zu be- 
fteafen. Diefe Strafe kann in den Fällen, wenn die Ver: 
leumdung ein geſetzlich mindeftend mit Arbeitshausftrafe be— 
drohtes Verbrechen betrifft, oder wenn ein oder mehrere der 
Art. 201 erwähnten erfchwerenden Rüdfichten eintreten, auf 
Arbeitöhausftrafe bis zu Zwei Jahren erhöht werden. Ges 
fchieht die Verleumdung in der Art. 197 bezeichneten Abficht, 
fo treten die dort beftimmten Strafen ein. 
1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 593 fg. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 322 fg. 2.Bd. ©.442. — Mitth. ©. 754 fg., 4366 fg. 
— Land.:Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 669. — Mitth. ©. 
3837 f9. 
2) Entwurf, Urt. 183. 

Mer falfchlicher Weife einem Andern ein Berbrechen, oder 
eine Handlung, welche ihn in den Augen feiner Mitbürger 
herabzufegen geeignet ift, durch mündliche oder fchriftliche 
Aeußerungen oder auf andre Art beimißt, ift mit Gefäng- 
niß von Einem bis zu Sechs Monaten, oder, infpfern die 
Strafe Sch Wochen Gefängniß nicht überfteigt, mit vers 
hältnigmäßiger Geldbuße, oder Arbeitöhaus von Drei Mo: 


naten bis zu Bwei Jahren zu betrafen. Gefchieht die Ver- 
leumbung ıc. 
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3) Die Deputation der I. Kammer ſchlug die Herabfegung 
des Minimums der Gefängnißftrafe vor, indem häufig Fälle 
vorfommen, wo Semand bloß deshalb ald Werleumbder be- 
ftraft werden muß, weil er den Beweis der Wahrheit feiner 
Ausfagen nicht zu führen vermag, indeß Jedermann die 
moralifche Ueberzeugung hat, daß er wahr gefprochen. Für 
folhe Fälle hielt man Einen Monat Gefängniß für zu 
ſtreng. (Kand.-Act. Beil. z. IL Abthl. 1. Samml. ©. 
119 fg.) 


Auch die Deputation der II. Kammer beantragte, um 
dem erfennenden Nichter für die geringfügigften Falle der 
Verleumdung, wo diefe mit der geringen Injurie fonft zu: 
fammenfällt, genugfamen Spielraum in der Strafe zu 
lafien, die Weglaffung des Minimums, und fügte annoch 
die fehr richtige Bemerkung bei, wie ed unzmeifelhaft fey, 
daß die Niederträchtigkeit der WVerleumdung, die empfind« 
lichen nachtheiligen Folgen derfelben für Ruf und Ehre des 
Berleumbdeten und für feine Stellung unter feinen Mitbür- 
gern, diejenigen Momente feyen, nach welchen fich die Strafe 
der Verleumdung zunächft beſtimme. Daher fey ed noth- 
wendig, in dem Artifel die Strafbarfeit der Verleumdung 
nach dem doppelten Grundfage zu bezeichnen, einmal nach 
der bürgerlichen Strafbarkeit der angedichteten Thatſache, 
und dann nach den Umftänden, welche auch eine Ehren: 
kraͤnkung erfchweren. (Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 
1. Samml. ©. 117.) | | 

4) Der Fall, wo Jemand einem Andern eine herabfeßende 
Thatſache ins Geficht fagt, ift nicht unter obigen Artikel zu 
fubfumiren, fondern unter Art. 198, weil er eine Ehren: 


kraͤnkung, feine eigentliche Verleumdung enthält. (Mitth. 
©. 754.) : 


Art. 195. 


Die Verbreitung eines folchen, der Ehre eines Andern 
nachtheiligen Gerüchts, ohne Kenntniß von deffen Unwahr: 
beit, ift mit Gefängniß bis zu Drei Wochen oder verhältniß- 
mäßiger Geldftrafe zu ahnden; es ift jedoch die Mittheilung 
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eines folchen Geruͤchts an dabei betheiligte Perfonen in deren 


Intereſſe nicht ftrafbar. 
1) Sand.» Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 323. — Mitth. S. 
755. — Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. S. 669. — Mitth. 
©. 3838. i 
2) Entwurf. Art. 184. 
Anftatt: „eines Andern” ftanden im Entwurfe die Worte: 
„eines Dritten”. 


Art, 196. 


Die Erzählung einer wahren Thatſache, wenn fie auch 
der Ehre eines Andern nachtheilig ift, ift ftraflos, wenn fie 
nicht auf eine Art gefhieht, die an fich eine Ehrenkraͤnkung 
für den Andern enthält. 


1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 323. 2. Bd. ©. 444. — 
Mitt. S.755 fg., 4395. — Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bd. 
S. 669. 3. Bd. S. 540. — Mitth. ©. 3838 fg., 5542. 


2) Entwurf. Art. 185. 

Anftatt „für den Andern‘ ftand im Entwurfe: „für den 
Dritten”. 

3) Die Deputation der TI, Kammer erwähnt in ihrem Bes 
richte (Rand. Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 
117 fg.): 

Die Frage Über den Einfluß der Wahrheit der Semandem 
vorgeworfenen nachtheiligen Thatfache wird heutzutage ziem= 
lich allgemein dahin beantwortet, daß die bewiefene Einrede 
der Wahrheit zwar gegen die Strafe der VBerleumdung, 
aber nicht gegen bie der Injurie fehüße, oder mit andern 
Worten, daß dad Recht, die Wahrheit zu fagen, dann nicht 
von Strafe befreie, wenn es in einer an fich beleidigenden 
Form ausgeübt worden ift. Dies ift auch die Meinung des 
Entwurf3. 

Allein eine andere Frage ift die, ob die bewiefene Einrebe 

der Wahrheit nicht auch in dem zuletzt gedachten Falle eine 
Milderung der Strafe der Ehrenfränkung herbeizuführen 
vermöge? Bedenkt man, daß eine befledte Ehre, in dem 
Punkte, worin fie gerade befledt worden, weder dieſelbe 
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zarte Rüdficht von der Welt, noch auch venfelben Schaden 
von der Kränfung zu erwarten bat, als die unbefledte 
Ehre, fo findet man fich geneigt, der bejahenden Beantwor: 
tung der Frage beizutreten, eine Anficht, welche übrigens 
von der allgemeinen Meinung von jeher getheilt worden ift. 
Auch ift ed nicht immer ganz leicht, felbft im concreten Falle, 
die Grenze zu beflimmen, wo die einfache Erzählung oder 
der Vorwurf hätte aufhören follen, und wo und in wie 
weit die ehrenfränfende Form hinzugetreten ift, 

Theil der Wunſch, für diefe Grenze dem Richter eine 
etwas fchärfere Beftimmung zu geben, theils die, der be: 
jahenden Meinung von dem mildernden Einfluffe der Wahr- 
beit in allen Fällen beipflichtende Anfiht der Deputation, 
beftimmen diefelbe, anftatt des Satzes: „wenn fie nicht auf 
eine Art gefchieht, die an fich eine Ehrenkraͤnkung für den 
Dritten enthält”, folgenden vorzufchlagen : 

„War aber dad Vorbringen einer folhen Thatfache nach 
Urt des Ausdruds oder der Bekanntmachung, nad Zeit: 

"oder Ortöverhältniffen, ehrenkraͤnkend, fo findet wegen fol: 
cher Ueberfchreitung des Nechts, Wahrheit zu fagen, die ge- 
feßliche Strafe der Ehrenfranfung, jedoch in verringertem 
Maafe, ftatt.” 

Die Deputation der I. Kammer rieth an, nicht beizu: 
treten, weil eine unmwahre Erzählung in ehrenfränfender 
Form zur Verleumdung unter erfchwerenden Umftänden 
werde; eine wahre Erzählung bei gleichen Verhältniffen alfo 
auch nur eine einfache Ehrenkraͤnkung fey, und diefer Ums 
ftand an fich daher Feine Milderung begründen fönne (Xanbd-. 
Act. Beil. z. II. Abthl. 3. Samml. ©. 281), weldyer An: 
fiht auch die Kammer einftimmig beitrat. (Mitth. ©.4395.) 


Art. 197. 
Falſche Denunciation. 


Mer gegen Jemanden, defjen Unfchuld ihm bekannt ift, 
eine ftrafbare Handlung bei der Obrigkeit anzeigt, in der Ab: 
fiht, eine Unterfuchung gegen felbigen zu veranlaffen, ift zu 
beftrafen: 
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1) wenn das Käufehtid angefehuldigte Vergehen mit Ar: 
beitöhaus oder einer geringern Strafe bedroht ift, mit Ge- 
fängniß von Einem bis zu Sechs Monaten, oder Arbeitö- 
haus bis zu Einem Jahre; 

2) wenn die Strafe in zeitlihem Zuchthaufe erften oder 
zweiten Grades befteht, mit. Arbeitöhaus von Einem bis zu 
Zwei Jahren; 

3) bei einem Berbrechen, worauf Todes- oder Tebens- 
laͤngliche Zuchthauöftrafe fteht, mit Zuchthaus zweiten Gra- 
des von Zwei bis zu Vier Jahren. 

1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 594. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 323. — Mitth. ©. 757. — Land.» ct. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 669. — Mitth, ©. 3839. 

2) Entwurf. Art. 186. 

Anftatt des im Eingange gebrauchten Wortes: anzeigt‘ 
ftand im Entwurfe dad Wort: „angiebt”, und unter 
Num. 1 war die Strafe im Minimum mit „Zwei“ Mo: . 
naten Gefängniß feftgefegt. 

3) Ueber die Erforderniffe der falfchen Denunciation und 
beren Unterfcyied von der Verleumdung hat das Ob.⸗ 
Appell.:Ger. Mon. Mai 1840 fich dahin audgefprochen: 
Das Verbrechen falfcher Denunciation ift nach Art. 197 
des Griminalgefegbuhd dann vorhanden, wenn Jemand 
gegen einen Andern, deffen Unfchuld ihm befannt ift, eine 
firafbare Handlung bei der Obrigkeit in der Abficht anzeigt, 
eine Unterfuchung gegen felbigen zu veranlaffen. Dafjelbe 
unterfcheidet fi) von dem im 194, Artikel erwähnten Ver— 
geben der Verleumdung dadurch, daß bei leßterem eines 
Theild nicht gerade die Ueberzeugung von dem Ungrunde 
des dem Andern fälfchlicher Weile beigemeffenen Werbre- 
chens erfordert wirb (daher dem richterlichen Ermeffen ein 
Strafmaas von einem Tage Gefängniß bis zu Zwei Jah: 
ren Arbeitshauöftrafe angewiefen ift), andern Theils dabei 
nicht die Abficht, eine Unterfuhung gegen den Verleumde— 
ten zu veranlafjen, anzunehmen iſt. Sede-faliche Denun« 
ciation begreift ftet3 zugleich eine Verleumdung in fich, nicht 
aber umgekehrt. Gefchieht die Verleumdung in der Art. 197 
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bezeichneten Abficht, fo treten, wie Art. 194 am Schluffe 
ausdrüdlich vorgefchrieben, auch die Art. 197 beftimmten 
Strafen ein. Hierbei ift jedoch noch ein zwifchen beiden Ber: 
brechen in Beziehung auf den Umfang der Gewalt de3 Un: 
terfuchungsrichters ftattfindender wefentlicher Unterfchied zu 
beachten. Das Verbrechen der falfhen Denunciation ift 
nämlich Amtswegen zu unterfuchen, wogegen Verleumdun— 
gen nach der ausdrüdlichen Beſtimmung im 203. Artikel 
nur auf ‚Antrag der dabei betheiligten Perfon zu ahnden 
find. Da im 203. Artikel diefe Bedingung der Unter: 
fuhung nur mit der dafelbft fpeciel erwähnten Ausnahme 
vorgefchrieben ift, fo muß es, zumal bei der Größe der in 
Artikel 197 angedrohten Strafe bedenklich fallen, anzuneh: 
men, ed trete diefe Bedingung dann nicht ein, wenn der ' 
Berleumdung die Artikel 194 am Schluffe bezeichnete Ab: 
fiht unterliegt. Denn theils beweift die Aufnahme der im 
203. Artifel ausdrüdlicd erwähnten Ausnahme, daß man 
die Verfchiedenheit der Falle im Auge gehabt habe, theils 
findet, formell betrachtet, immer noch ein Unterfchied zwi— 
fhen dem Art. 194 am Ende, und dem Art. 197 bezeichne: 
ten Falle ftatt, indem der falſche Denunciant, wo nicht 
unmittelbar, doch mittelbar fich felbft an die Obrigkeit wen 
bet, und diefe auffordert, eine Unterfuchung einzuleiten, wo: 
gegen der Berleumder, wenn er auch zugleich die Artikel 
197 bezeichnete Abficht hat, wenigftens den Schein eines 
Denuncianten zu vermeiden fucht. 


Art. 198. 
Beleidigung. 


Mer gegen einen Andern Handlungen ober YAeußerun- 
gen fich erlaubt, die an fich oder nad) der gemeinen Meinung 
Verachtung ausdrüden, oder eine Ehrenkraͤnkung enthalten, 
ingleichen wer abſichtlich falſche Nachrichten über. eines An- 
dern perfönliche Verhältniffe verbreitet, ift 

a) bei ſich zu Schulden gebrachten Thätlichfeiten mit Ges 
fängniß bis zu Zwei Jahren; 
b) in andern Fällen bis zu Gefaͤngniß von Drei Monaten 
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zu beftrafen, Im Fall unter b kann unbefchränft, im Fall 
unter a bei einer Gefängnißftrafe nicht über Sechs Wochen 
auf verhältnigmäßige Geldftrafe erkannt werden. 


1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 594 fg. UI. Abthl. 1. Bd. 
©. 324 fg. 2. Bd. ©. 445, 755. — Mitth. ©. 757 fg., 
4395 fg., 5667. — Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 
670 fg. 3. Bd. ©. 540. — Mitth. ©. 3839 fg., 5542. 

2) Entwurf. Art. 187. 

Wer — ausdrüden, oder; Ehrenbezeigungen,. auf melde 
derfelbe ein Recht hat, mit Abficht einer Beleidigung unter: 
laͤßt, ift | 

a) bei ſich zu Schulden gebrachten Thaͤtlichkeiten bis zu 
Gefängniß von Einem Jahre oder Arbeitshaus von Zwei 
Jahren, 
h) in ⁊xc. 

3) Der Entwurf befaßte unter dem Begriffe der Ehrenfräns 
tungen auch den Fall, wenn Jemand gegen einen Andern 
Chrenbezeigungen, auf welche derfelbe ein Recht hat, mit 
Abfiht einer Beleidigung unterläßt. Die Deputation ber 
II. Kammer fagt in diefer Beziehung in ihrem Berichte 
(Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 118 fg.): 
„Diele Begriffsausdehnung fcheint zu weit zu führen; die 
einzigen, der Deputation einleuchtenden Fälle, wo jenes 
Recht außer Zweifel und die Abficht leicht zu ermitteln ift, 
fommen nur in befondern Berhältniffen, z. B. bei Aus— 
übung der richterlichen oder polizeilichen oder einer andern 
amtlichen Gemalt, ferner zwifchen Vorgeſetzten und Unter: 
gebenen und zmwifchen Herrfchaften und Gefinde vor. Zum 
Theil fubfumiren fich diefe Falle von felbft unter den Be— 
griff der Injurien, wenn man mit der allgemeinen Defini: 
tion ded obigen‘ Artikels die Erläuterungen des Art. 190 
(Art. 201 des Geſetzbuchs) in Verbindung’ fest, zum Theil 
braucht man nicht auf das Griminalgefeßbuch zurüdzugehen, 

da es andere Correctivmaasregeln bießfalls giebt: Zu einer 

. „Aufnahme in die allgemeine ‚Definition der Ehrenfränfung 

eignet fi) aber diefer, Satz um fo weniger, je mehr er der 

Mißdeutung und des Mißbrauchs fähig ift, Daher auch die 
Deputation deffen Wegfall beantragt.” 

21 
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Es leidet jedoch feinen Zweifel, daß auch Unferlafiun- 
gen ald Injurien erfcheinen können, fobald die Abficht einer 
Beleidigung vorliegt. (Land. Act. Beil. z. 11. Abthr. 
3. Samml. ©. 281. — Mitth. ©. 484, 4395 fg.) 

Alles, was nach der gemeinen Meinung eine Verachtung 
ausdrüdt, oder eine Ehrenkraͤnkung enthält, möge es in 
‚einer Aeußerung, Handlung oder Unterlaffung beftehen, un- 
terliegt der Strafe. Daß darunter eine bloße Unachtſam— 
Feit nicht gemeint fey, verfteht fih von felbft, "denn diefe 
enthältnur eine culpofe Ehrenverlekung, feinen animus in- 
juriandi, der ſtets Abfichtlichfeit vorausfest, ift daher auch 
nicht firafbar. (Rand. Act. IT. Abthl. 2. Bd. ©. A445.) 

As ein Beiſpiel, wo die Entziehung der fehuldigen Höf- 
lichfeit zugleich eine Beleidigung enthält, wurde der Fall 
angeführt, wenn ein Unterthan mit dem Hute auf dem 
Kopfe in die Gerichtöftube tritt. (Rand. Act. IH. Abthl. 
2. Bd. ©. 591.) 


4) Beide Deputationen waren darin einverftanden, daß die 
Verbreitung faljcher Nachrichten über die perfünlichen Ver: 
hältniffe eines Andern mit in den Artikel aufzunehmen fey. 
Als ein derartiges Beifpiel wurde namentlich aufgeführt, 
wenn man von Semandem fälfchlich befannt mache, daß er 
verlobt jey. (Land. Act. Beil, z. II. Abthl. 1. Samml. 
©. 120.) 


>) Bei der Strafbeflimmung fand die Deputation der II. Kam: 
mer nicht angemeffen, daß in dem Falle unter a. auf Ar— 
beitshaus übergegangen werben fünne, fofern es fich bloß 
von Injurien unter Privatperfonen handle. Sie glaubte, 
daß fogenannte trodene Ohrfeigen, Rippenftöge und 
dergleichen, wovon es fich doch eigentlich hier nur handle, 
mit Gefängnißftrafe biä zu 2 Jahren in den fchlimmften 
. Fallen binlänglich gebüßt würden. aut, Act. Beil. 3. 
III. Abthl. 1. Samml. ©. 119.) - | 


Iſt Blut gefloffen, oder Hat: fonft eine EHEN 
ftattgefunden, welche mehr als Hautrigen heißt, fo fallt 
die Handlung "unter den Begriff der koͤrperlichen Berlebun: 
gen, und * daher nach ee 132 vu — (Mitth. 
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6) Es wurde in der I. Kammer beantragt, nad) ven Worten: 
„perſoͤnliche“ annoch einzufchalten: „oder Vermoͤgens-“, 
ingleichen den Artikel folgendermaßen zu faffen: „Wer ges 
gen einen Andern Handlungen ober Aeußerungen fich er; 
Iaubt, die an fi) oder nach der gemeinen Meinung Verach— 
tung ausdrüden, oder Ehrenbezeigungen, auf welche der- 
felbe ein Recht hat, mit Abficht einer Beleidigung unter: 
läßt, ingleihen wer aus Muthwillen oder Schadenfreude 
einen Andern in Unruhe verfeßt, lächerlich macht, falfche 
Nachrichten über deſſen perfönliche Verhältniffe verbreitet, 
oder auch ihm förperlich unangenehme Empfindungen zu: 
zieht, ift, in fo weit diefe Handlungen nicht in fchwerere 
Verbrechen übergehen, a) bei fih u.” (Mitth. ©. 757.) 

Nach einer langen Debatte erklärte die Staatdregierung, 
daß fie unter den perfönlichen Verhältniffen auch die Ver: 
mögendverhältniffe mit verftanden habe, und auf die vorge: 
fchlagene veränderte Faffung des ganzen Artikels, daß der 
Antrag in fo weit mit der Anficht der Staatsregierung zu: 
fammenfalle, als er auch die Verbreitung fälfchlicher Nach: 
richten über perfönliche Verhältniffe mit aufgenommen. wiffen 
wolle, Wenn er ferner den Fall mit enthalte, wo Semand 
einen Andern lächerli mache, fo liege auch die mit im 
Entwurfe, weil eine folhe Handlung Verachtung gegen Se: 
manden ausdrüde, Nicht fo fey es mit dem Falle, wenn 
Semand einem Andern unangenehme Gefühle verurfache, 
oder ihn in Unruhe verfeße. Diefer Fall koͤnne nicht mit 
aufgenommen werden, weil es fehr fchwer fallen würde, hier 
eine Grenze feſt zu fielen. (Mitth. a. a. D.) 


Art. 199. 


Die Vorhaltung einer- beigemeffenen ftrafbaren Hand: 
lung iſt ſtraflos, wenn derjenige, ‚der ſie gethan, entweder 
durch feine ‚Stellung. zudem. Befchuldigten dazu. berechtigt 
war, oder nad) den vorliegenden Berhältniffen eine beleidi: 
gende Abfiht nicht angenommen werden fonnte, und nicht 
ſchon die Form der Vorhaltung eine Ehrenverlegung für ben 


Beſchuldigten enthielt. _ Ä | : 
2 * 
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1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 595. IL Abthl. 1. Bd. 
S. 330. 2. Bd. ©. 446. — Mitth. ©. 768 fg., 4397. — 
Land.- Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 671. — Mitth. ©. 3843. 


2) Entwurf, Art. 188. 

Die Vorhaltung einer beigemeffenen ftrafbaren Handlung 
an den Befchuldigten ift ftraflos, wenn derjenige, ber fie 
gethan, durch feine Verhältniffe zu dem Beſchuldigten dazu 
berechtigt war, und nicht ıc. 


3) Eine beleidigende Abficht würde z. B. nicht anzunehmen 
feyn, wenn ein Freund den andern ermahnt. (Sand.⸗Act. 
I. Abthl. 3. Bd. ©. 595.) 


Art. 200. 
BPasquille 


Wenn Verleumdungen oder Beleidigungen ohne Namen 
oder unter falfchem Namen fchriftlic oder durch den Drud 
oder durch bildliche Darftelungen verbreitet werden, fo find 
die nach Art. 194 oder 198 dadurch verwirften Strafen zu 
erhöhen, welche Erhöhung bis zur Berboppelung gefteigert 
werden Fann. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 595 fg. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 330. 2. Bd. ©. 446. — Mitth. ©. 769, 4397. — 
Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 671. — Mitth. ©. 
3843 fg. 

2) Entwurf. Art. 189. 

Wenn Berleumdungen oder Beleidigungen anonym ſchrift⸗ 
lich oder durch den Druck verbreitet werden, ſind die nach 
Art. ıc. 

Art. 201. 

Beftimmungen über die Zumeflung der Strafe. 

Außer den allgemeinen Rüdfichten, welche bei Zumef- 

fung der Strafen zu nehmen find (Art. 42), ift die Straf: 
barkeit der. Ehrenverlegungen insbefondere zu beurtheilen: 

nach der Stellung des Beleidigten in öffentlichen oder bür- 

gerlihen Berhältniffen, insbefondere infofern ihm die 
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Beleidigung während feiner Amtsverrichtungen oder in 
Bezug auf ſelbige zugefuͤgt worden iſt; 

nach den Folgen, die fuͤr des Beleidigten Geſchaͤftsbetrieb 

oder Fortkommen daraus entſtehen koͤnnen; 

nach dem Verhaͤltniſſe des Beleidigten zu dem Beleidiger, 
inſofern dieſer dem erſtern beſondere Achtung und Ehr— 

erbietung ſchuldig iſt; 
nach der Ausdehnung der Beleidigung auf einen ganzen 
Stand, eine religioͤſe oder politiſche Corporation; 

nach der Beſchaffenheit der Beleidigung ſelbſt in Hinſicht 
auf Zeit und Ort, wo ſie zugefuͤgt worden iſt, auf die 
ihr gegebene mehrere oder mindere Publicitaͤt, auf ihre 
Vervielfältigung durch Drudfchriften oder Bilder; 

nad) dem Umftande, ob eine und welche wahre Thatfache 
der Beleidigung zum Grunde gelegen oder fie hervor— 

gerufen hat. 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 596. UI. Abthl. 1. Bd. 
©. 331. 2 Bd. ©. 755. — Mitth. ©. 769, 5667. — 
Land. = Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 671. 3. Bd. ©. 541. — 
Mitth. ©. 3844, 5942. 

2) Entwurf. Art. 190. 

Den Schluß des erften Sabes: „insbefondere — zuge: 
fügt worden if”, fo wie den ganzen legten Satz: ‚nach bem 
Umftande — hervorgerufen hat”, enthielt der Entwurf nicht. 

Der zweite Sat fing mit den Worten an: „nach ben 
rechtlichen Folgen, die für ꝛtc.“ 

3) Motiven. (Land. Act. I. Abthl. 1.3d. S. 100 fg.) 

Auch die ältere Sächfifche Criminalgeſetzgebung bat er: 
kannt, daß bei Beflimmung der Strafen wegen Injurien 
dem Nichter ein großer Spielraum gegönnt werden muß, 
um jedesmal für den einzelnen Fall das geeignete Straf: 
maas zu finden; und es hat dießhalb fchon die Polizeiord: 
nung vom Sahre 1661 it. V. $. 6 vorgefchrieben, daß die 
Injurianten nach richterlichem Ermeffen, nach Gelegenheit 
ber Perfon, der Zeit, Derter und anderer Umftände mit 
Geldbuße, Gefängniß, zeitlicher oder ewiger Verweiſung 
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mit Staupenfchlag, beftraft werden ſollen. Dieſe Anficht 
erfcheint fehr richtig, wenn man erwägt, wie hoͤchſt verfchie: 
denartig die insgefammt unter dem Begriff der Ehrenver: 
legungen zu fubfumirenden Handlungen fich geftalten Fön: 
nen, und wie viel bei einer folhen Handlung von der Zeit 
und dem Orte der Veruͤbung, und dem Berhältniffe der 
dabei concurrrirenden Perfonen zu einander abhängt, um 
fie mehr oder minder ftrafbar darzuftellen, fo daß zuweilen 
für ganz gleichartige Handlungen nach den befondern fie 
begleitenden Umftänden hoͤchſt verfchiedenartige Strafübel 
angemeffen erfcheinen müffen. Es ift mithin auch in dem 
gegenwärtigen Entwurfe dem erfennenden Richter ein hin- 
reichender Umfang, wiewohl im Verhältniffe zu der frühern 
Geſetzgehung mit einiger Beſchraͤnkung, für bie Beftim: 
mung des im jedesmal vorliegenden Falle geeigneten Straf: 
maaſes gelaffen worden, und es find nur im Art. 190 die 
vorzüglichften Rüdjichten angegeben, welche bei dieſer Be— 
flimmung von dem Richter genommen werden follen. 


Art. 202. 
Privatgenugtbuung des Beleidigten, 
Der Berlegte erhält in allen Fällen eine auf Koften 


des Berleumderd oder DBeleidigerö zu fertigende beglaubte 
Abfchrift des Straferfenntniffes, Iſt derfelbe aber durch 
Verleumdung oder Beleidigung öffentlich befchimpft worden, 
fo ift auf fein Verlangen die erkannte Strafe durdy Anfchlag 
an einem geeigneten Orte oder durch den Drud, inöbefon- 
dere, wenn die Befchimpfung durch eine Zeitfchrift gefchehen 
ift, wo moͤglich in derfelben Zeitfchrift, auf Koften des Be— 
leidigers durch den Richter öffentlich bekannt zu machen, und 
darauf dad Erkenntniß ausdrüdlicd mit zu richten, 


1) Land.= Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 596 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 331. 2. Bd. ©. 446, 755 fg. — Mitth. ©. 769, 
4397 , 5667 fg. — and.Act. 2. Bd. ©. 671 fg. 3. Bd. 
S. 541. — Mitth. ©. 3844 fg., 5542 fg. 

2) Entwurf, Art. 191. 

Der Beleidigte erhält eine auf Koften des Beleidigers zu 
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fertigende ‚beglaubte Abfchrift des Straferfenntnifjes, und 
es ift ihm geftattet, folche öffentlich, auch durch den Drud 
befannt zu machen, In geeigneten Fallen, befonders bei 
Verbreitung der Beleidigung durch öffentliche Blätter, ift 
das Straferfenntniß zugleih auf öffentliche WBefanntma: 
chung deffelben in angemefjener Weife zu richten, und diefe 
fodann von dem Gericht felbjt auf Koften des Beleidigers 
zu bewerfitelligen, infofern nicht der Beleidigte folche ab- 
lehnt. Abbitte, Ehrenerflärung und Widerruf findet nicht 
ſtatt. 


3) Motiven. (Kand.⸗Act. I. Abthl. 1. Bdo. ©. 101.) 

Die Unzweckmaͤßigkeit der bisher in Fällen der Ehrenver— 
legung gefeßlich vorgefchriebenen Art der Privatgenugthuung 
durch eine perſoͤnlich vor Gericht zu leiſtende Abbitte und 
Ehrenerflärung hat ſich ſchon längft gezeigt. Es ift aber 
nothwendig erfchienen, im Geſetz ausdrüdlich auszufprechen, 
dag Abbitte und Ehrenerflärung kuͤnftig wegfallen foll, da 
verſchiedene Anfichten darüber obwalten, ob dieſe Privat: 
genugfhuung als ein Zubehör der Strafe anzufehen ift, oder 
ein Civilanſpruch darauf ftatt hat, in welchem leßtern Falle 
felbige durdy die Uebergehung in dem Griminalgefeßbuche 
nicht für ausgefchloffen geachtet werden dürfte. 


Dagegen erfcheint die öffentliche Befanntmadhjung des er: 
gangenen Strafurthel3, worauf aud) jegt ſchon in geeigneten 
Fallen auf den Antrag des Beleidigten öfters erfannt wor- 
den ift, als die angemefjenfte Genugthuung für denfelben, 
infofern er nämlich folche feinem Sntereffe gemäß findet. 


4) Rüdfichtlich der im Entwurfe ausgefprochenen öffentlichen 
Bekanntmachung, ald Surrogat der Privatgenugthuung, 
machte die Deputation der II. Kammer folgende Bemer: 
fung in ihrem Berichte (Land. Act. Beil. z. IT. Abthl. 
1.Samml. S. 120 fg.): Diefed Surrogat erfcheint in vielen 
Fallen über den Zweck hinausgehend, und bürfte oft gerade 
den nicht lobenswerthen Genuß der Demüthigung des Geg- 
ners, welche man vermeiden will, in verflärftem Grade her- 
beiführen. Wenn die Gerechtigkeit audy in geeigneten Fäl: 
len zulaffen und felbft fordern Fann, daß die Befanntma: 
hung bed Urthels erfolge, fo kann man doch diefe lestere 
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nicht füglih dem Verletzten dergeftalt überlaffen, daß er 
durch Privatwillführ bei der Art der Bekanntmachung fein 
Rachegefuͤhl befriedigen mag. Vielmehr darf, wie es fcheint, 
die öffentliche Bekanntmachung nur bei öffentlichen (oder 
öffentlicy verbreiteten) WBerleumdungen oder Beichimpfun: 
gen, und auch dann nur durd den Richter, in der Würde 
der genugthuenden Gerechtigkeit, erfolgen. Diefe Grund: 
fäße, welche, den Motiven nach, wohl aud dem Entwurfe 
inwohnen follten, find ausdrüdlih in den neuern fremden 
Gefeßgebungsarbeiten anerfannt: Dagegen kann dem Ber: 
legten eine beglaubte Abfchrift des Straferfenntniffes wohl 
in feinem Falle, auch bei nicht öffentlichen Beleidigungen 
und VBerleumdungen, verfagt werden. Won jelbjt verjteht 
fih dabei, daß, wenn derfelbe davon einen Gebrauch ma— 
chen follte, der, in feiner Art und Deffentlichkeit, über die 
Sphäre der zugefügten Injurie oder Verleumdung hinaus: 
geht, dadurch eine neue flrafbare Ehrenkraͤnkung involvirt 
werden würde, 


Aber auch in dem im Eingange des Artifeld gedachten Falle 
fieht es dem Verletzten frei, das Straferfenntniß auf feine 
Koften öffentlich befannt zu machen, denn es ift die im Ent: 
wurfe enthaltene Beflimmung nur des möglichen Mißbrauch 
wegen, und weil fich die Grenzen nicht fügli im Geſetze 
beftimmen laffen, in welchen die Bekanntmachung erfolgen 
darf, ohne felbfi zur Injurie zu werden, weggelaffen wors 
den. (Kand.-Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 597. — Mitth. 
©. 5542 und 5667 fg.) 


5) Als öffentliche Verleumdung oder Beleidigung erfcheint 
nicht bloß diejenige, welche öffentlich erfolgt ift, fondern auch 
bie, welche öffentlich verbreitet worden if. (Mitth. ©. 
3844 fg. Vergl. a. d. vorftehende Anmerf.) 


6) Obſchon die Worte des Entwurfs: „Abbitte, Ehrener: 
flärung und Widerruf finden nicht ftatt”, in das 
Geſetzbuch nicht aufgenommen worben find, fo verfteht fich 
doch der Wegfall diefer Art von Genugthuung, eben weil fie 
nicht im Griminalgefegbuche enthalten ift,- von felbft. (Land.: 
Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 120. — Groff 
Anmerk. z. Eriminalgefegbudhe I. Abthl. ©. 154 fg.) 


a 
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Art. 203. 
Bedingungen der Unterfuchung. 


Die in den Art. 194, 195, 198 und 200 erwähnten 
Berleumdungen und Beleidigungen, mit Ausnahme der. gegen 
Berwandte in auffteigender Linie verübten Thätlichkeiten, find 
nur auf den Antrag dabei betheiligter Perfonen zur Unter: 
fuhung und Strafe zu ziehen, mit Vorbehalt des Verfah— 
tens von Amtöwegen gegen die etwa Dabei zugleich vorgefal- 
lenen Störungen der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ord— 
nung. * 
Zu einem ſolchen Antrage ſind bei Ehrenverletzungen 
gegen Eheweiber, Kinder, im oͤffentlichen Dienſte angeſtellte 
Perſonen und oͤffentliche Behoͤrden, auch die Ehemaͤnner, 
Vaͤter und die amtlichen Vorgeſetzten, bei Ehrenverletzungen 
gegen ganze Staͤnde und Corporationen jedes Mitglied der— 
ſelben, und bei Injurien gegen Verſtorbene die Ehegatten, 
Verwandten und Verſchwaͤgerten in gerader Linie, ſo wie in 
der Seitenlinie bis zum dritten Grade einſchließlich, ingleichen 
ohne Ruͤckſicht auf Verwandtſchaft die Erben berechtigt. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 597 fg. IL. Abthl. 1. Bb- 
©. 331 fg. 2. Bd. ©. 446, 756. — Mitth. ©. 769 fg., 
4397 , 5668. — and.» Xct. III. Abthl. 2. Bd. ©. 674. 
3. Bd. ©. 541. — Mitth. ©. 3851, 5543. 

2) Entwurf. Art. 193. 

Von Amtöwegen werden ‚nur folche Ehrenverlegungen 
unterfucht, welche die Störung der öffentlichen Sicherheit, 
Ruhe, oder Ordnung, oder an Verwandten in auffteigender 
Linie verübt worden find; andere Ehrenverleßungen find 
nur auf den Antrag dabei betheiligter Perfonen in Unter- 
fuhung zu ziehen. 

Zu einem — Kinder, Unmündige, im öffentl, ıc. — 
Väter, Vormuͤnder und die ꝛc. — Verwandten und Ber: 
Ihwägerten in gerader Linie, Seitenverwandten' bis zum 
vierten Grabe einfchließlich und Erben derfelben berechtigt. 

Diefem Artikel ging im Entwurfe noch ein anderer als 
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Art. 192 voran, folgenden Inhalts: „Abwehrung von 
Thaͤtlichkeiten“. „Die Abwehrung von Thätlichkeiten, in: 
fofern dabei nicht das Maas der Vertheidigung überfchrit: 
ten wird, iſt nicht für ftrafbar zu achten.” 

3) Der Art. 192 des Entwurfs ift, weil er in den Beſtim— 
mungen über die Nothwehr (Art. 70) bereits enthalten, als 
„Uberflüffig weggelaffen worden, (Band, Act. Beil. z. IL 
Abthl. 1. Samml. ©. 120.) 

4) Es ift nicht zu bezweifeln, daß bei vorgefallenen Störungen 
der öffentlichen Sicherheit, Ruhe oder Ordnung nur dieſe, 
nicht auch zugleich die dabei ftattgefundenen, von den Be: 
theiligten unangezeigt gebliebenen Ehrenkraͤnkungen Gegen- 
ftand der amtlichen Unterfuchung find, (Land. Act. J. Abthl. 

3. Bd. ©. 597 fg. — Mitth. ©. 770.) 

5) Was die Competenz der Jufliz= und Verwaltungs: 
behörde in Anfehung der Unterfuhung und Beftrafung 
von Ruheftörungen, Erceffen und Thätlichfeiten anlangt, 
fo ift die Verordnung v. 31. Suli 1839 (Gef, und Ber: 
ordn. BI. v. 3. 1839. ©. 203 fg.) unter III. zu vergleichen. 

6) Die Worte: „Unmündige und Bormünder” find des— 
halb ausgeworfen worden, weil man nicht annehmen. zu 
fönnen glaubte, daß Vormuͤnder ſich durch die ihren Mün- 
deln zugefügten Injurien in ihrer Perfon felbft für beleidigt 
halten könnten, daß aber übrigens Fein Zweifel darüber fey, 
daß ihnen vermöge civilrechtlicher Vertretung ihrer Muͤndel 
ald Wormünder das Befugniß zuflehe, dergleichen Injurien 
zur Anzeige zu bringen. Der Grund, warum die in diefem 
Artikel aufgeführten Perfonen ꝛc. genannt, beruht lediglich 
auf dem Umftande, daß es fich in allen diefen Fällen nicht 
von der Bertretungsverbindlichkeit, fondern davon handelt, 
daß bei Beleidigungen der Eheweiber der Ehemann, bei 
denen der Kinder der Bater ıc. fich für beleidigt halten muß. 
Diefer Grund tritt bei dem Unmündigen nicht ein; Der 
Bormund Fann fich nicht durch die Injurien beleidigt glau- 
ben, welche feinen Mündeln zugefügt werben. In diefem . 
Sinne war es zwedmäßig, die gedachten Worte wegzulaſ— 
fen, obfhon dadurch nicht aufgehoben wird, daß die Vor: 
minder die Injurien, welche gegen ihre Mündel begangen 
worden, ebenfall3 zu rügen befugt find. (Mitth. ©. 5543.) 
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7) Die Denunciation einer Mutter wegen einer ihren Kin: 
dern zugefügten Beleidigung ift, da der Mutter das Recht 
zur Denunciation nicht ausdrüdlich ertheilt, unzuläffig, es 
wäre denn, daß fie zugleih Vormuͤnderin wäre und als 
folhe im Namen des beleidigten Kindes denuncirte; 
denn lebtern Falls ift nicht die mittelbare, fondern die un- 
mittelbare Injurie in Frage. 

8) Unter den Berwandten in aufjteigender Linie find auch 
die Schwiegerältern mit begriffen. (Groſſ Anmerf. ;. 
Griminalgefeßbuche. I. Abthl. ©. 27.) 

9) Sollte auch in dem Falle, wo eine in öffentlichen Dienfte 
ftehende Perfon beleidigt worden ift, dieſe die ihr zugefügte 
Beleidigung ungerügt laffen wollen, fo find dennoch die 
amtlichen Worgefesten im Intereſſe des Staatsdienftes be: 
rechtigt, die Unterfuchung zu beantragen. (©. Art. 326.) 


Behntes Kapitel. 
Bon der Selbfihülfe und dem Zweifampfe. 


Art. 204. 
Selbfthbülfe 


Mer mit Uebergehung der richterlichen Hülfe ein wirt: 
liches oder vermeintliches Recht in denjenigen Fällen eigen- 
mächtig verfolgt, wo ſolches nach gefeglichen Vorſchriften 
nur mittelft derfelben gefchehen fol, ift, infofern nicht die 
Handlung in ein ſchwereres Verbrechen übergeht, bis zu Ge: 
fangniß von Sechs Wochen oder mit verhältnigmäßiger Geld- 
buße zu beftrafen. | Be 

1) Land.: Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 332 fg. — Mitth. ©. 
773. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 680 fg. — 
Mitth. S. 3877 fg. 

2) Entwurf, Art. 194. Gleichlautend. 

3) Weil die Faflung des Artikels die Privatrache, welche eben- 
falld eine Art von unerlaubter Selbftyülfe ift, nicht mit zu 
begreifen fcheint, fchlug die Deputation der H. Kammer 
vor, nach den Worten: „geichehen ſoll“ einzufchalten: „oder 
für eine vermeintliche oder wirkliche Beleidigung fich felbft 
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Recht verfchafft.” (Land.=Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. 
S. 123.) Allein die Kammer lehnte diefen Zufaß ab, nach— 
den der Regierungscommiffar dagegen erinnert hatte, daß 
derfelbe unnöthig fen, weil in der Megel Jeder, der wegen 
einer erlittenen Beleidigung fich felbft Recht verfchaffe, eines 
Vergehens ſich fchuldig made, eine widerrechtlihe Hand— 
lung aber jedesmal unter eine Beſtimmung bed Geſetzbuchs 
fallen werde, im Webrigen der Zufaß auf die Ausnahms- 
fälle, wo Jemand, ohne eine widerrechtliche Handlung zu 
begehen, fich felbft Recht verfchaffe, mithin ftraflos fey, gar 
nicht paffe. (Land. Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 680.) 


Art. 205. 

Die Entziehung einer eignen beweglichen Sache aus 
dem rechtöbegründeten Befige eines Andern ift nad) dem 
BVerhältniffe der Widerrechtlichfeit der Dazu angemwendeten 
Mittel und des dem Befiger durch die Entfeßung aus dem 
Befiße verurfachten Schadens mit Gefängniß bis zu Drei 
Monaten zu beftrafen. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 333 fg. 2. Bd. ©. 446. 
— Mitth. ©. 773 fg., 4397. — Land. : Act. IL. Abthl. 
2. Bd. ©. 681. — Mitth. ©. 3879. 

2) Entwurf. Art. 195. Gleichlautend. 

3) Die Deputation der II. Kammer warf fich die Frage auf, 
ob es nicht nothwendig feyn möchte, die Worte: „‚infofern 
die Handlung nicht in ein fehwereres Verbrechen übergeht‘ 
einzufchalten. Sie behielt jedoch die Faflung bei, weil die 
hier gemeinte Handlung, 3. B. die Wegnahme der Pfänder 
aus dem Gewahrfam des Pfandgläubigers, in ein fchwereres 
Verbrechen nicht fomwohl übergehen, als letzteres damit con— 
curriren koͤnne, — hierüber aber es einer befondern Beſtim— 
mung nicht bedürfe, weil im allgemeinen Theile Art. 46 
und 47 [Art. 48 und 49 des Geſ.-Bchs.) dießfalld ausrei— 
chende Vorſchrift vorhanden fey. 

4) Es entftand in der I. Kammer eine ausführliche Discuffion 
darüber, ob nicht auch die Entziehung einer eigenen „un= 
beweglichen” Sache zu beftrafen fey, Die Kammer war 
allerdings dieſer Anficht, und fchied daher das Wort „be: 
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weglichen‘ aus dem Artikel aus, um dadurch anzudeuten, 
daß auch die unbewegliche Sache nicht ausgefchloffen fen. 
(Mitth. S. 774 fg.) Allein diefe Anficht wurde fpäter 
wieder verlaffen, weil die Entziehung des ruhigen Be: 
fißes einer unbeweglihen Sache ſchon im vorftehen- 
den Artifel getroffen, in den fhwereren Fällen aber 
zum Bandfriedensbruche (vergl. Art. 118) werde. (Beil. 
3. III. Abthl. 2. Samml. ©. 799. — Beil. z. U. Abthl. 
3. Samml. ©. 2385. — Mitth. S. 3879 und 4397.) 


Art. 206. 
>5weifampf. 


Wer einen Andern zu einem Zweifampfe mit Waffen 
berausfordert, und wer auf eine folche Herausforderung fich 
ftelt, wird, wenn der Zweikampf MAIER vor fich gegangen 
ift, beftraft: 

1) mit Gefängniß von Fünf bis zu Zwanzig Sahren, 
wenn unter beiden heilen verabredet wurde, daß der Zwei— 
kampf bis zu der Toͤdtung des einen Theils fortgefegt wer: 
den folle, und die Zödtung erfolgte; 

2) mit Gefängniß von Drei bi zu Sechs Jahren, 
wenn ohne ſolche Verabredung ein Theil getödtet wurde; 

3) mit Gefängniß von Einem bis zu Drei Jahren, 
wenn ein Theil oder beide Theile lebensgefährlich oder mit 
bleibendem Nachtheil für die Gefundheit befhädigt wurden; 

4) mit Gefängnig von Zwei Monaten bis. zu Einem 
Sahre, wenn eine geringere oder gar Feine Beſchaͤdigung 
erfolgte. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 334 fg., 348 fg. 2. Bd. 
©. 446 fg. — Mitth. ©. 775 fg., 4397. — Land.⸗Act. 

II. Abthl. 2. Bd. ©. 681 fg. 3. Bd. ©. 541. — Mitth. 

©. 3879 fg., 5543. 

2) Entwurf. Art. 196. Gleichlautend. 


3) Die Deputation der II. Kammer bemerkte in ihrem Be: 
richte (kand.-Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 123 fg.): 
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Eine Folgerung aus dem Grundſatze, daß das Duell 
dann härter zu beftrafen fey, wenn dabei verabredet worden 
ift, daß es bis zur Zödtung des einen Theils fortgefett 
werden folle, ift unberüdfichtigt geblieben. Eine Verabre— 
dung auf Leben und Tod kann nicht nur ausdrüdlich, ſon— 
dern auch ſtillſchweigend erfolgen, und fie darf angenom: 
men werden, wenn eine folche Art des Duell verabredet ' 
worden ift, wobei der Tod des Einen nad höchfter Wahr: 
fcheinlichfeit erfolgen muß. Gonfequent dürfte e8 daher feyn, 
ein folches Duell ausdrüdlich unter die Falle zu feßen, welche 
mit der fchweren Strafe bedroht find. 

Die Deputation fchlug daher vor, unter Num. 1 nad) 
den Worten: „werden folle” einzufchalten: 

„oder wenn der Zweifampf unter folchen Bedingungen 
verabredet und unter folhen Umftänden vollzogen worden, 
daß der Tod eines Theild nach der höchften Wahrfcheinlich- 
feit erfolgen mußte und in beiden Fällen die Toͤdtung er 
folgte,” 

Die Deputation bemerkte ferner: 

Da die mildere Strafe der Zödtung im Duell wefentlich 
von der Ueberzeugung abhängt, e8 habe dabei fein hinter: 
liftiger Anfall auf das Leben, Fein Meuchelmord ftattgefun- 
ben, und -ein Duell ohne Secundanten und Zeugen feine 
Gewährleiftung für jene Ueberzeugung giebt; da die Secun— 
danten biernächft die Berpflichtung haben, die Sühne zu 
verfuchen, und wo nicht den Zweikampf felbft, doch deffen 
Gefährlichkeit möglichft abzuwenden, und endlich darüber zu 
wachen, daß nicht von einer oder der andern Seite über 
bie conventionellen Grenzen des Zweifampfes gegangen 
werde, jo folgt daraus, daß ein Duell ohne Secundanten 
und Zeugen härter zu beftrafen feyn wird. Die Deputa- 
tion flug daher zu Num. 2 nad) den Worten: „ein Theil 
getödbtet” den Zufaß vor: „oder das Duell ohne Secundan: 
ten und, Zeugen vorgenommen wurde”, 

Gegebener Erläuterung zufolge ift das fogenannte Ren- 
contre, nad) der Anficht des Gefeßgebers, unter der in obi: 
gem Artikel erwähnten Definition mit enthalten, da bei 
demfelben immer eine ſtillſchweigende Herausforderung ftatt: 


findet: Vergl. Beil. 5. II. Abthl. 4. Samml. ©. 124 fg.) 
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In Anfehung des erflen Vorfchlags wurde erinnert, daß 
Alles darauf anfomme, ob eine Zödtung beabfichtigt 
worden fey, oder nicht. Wo, wie in dem beantragten Falle, 
eine derartige Abficht nicht vorliege, trete auch die unter 1 
erwähnte Strafe nicht ein. Hierdurch ift zugleich Die Frage 
verneinend beantwortet, ob das Gefes unter dem Worte: 
„verabredet zugleich auch die ſtillſchweigende Verab: 
redung mit begriffen wiffen wolle. (Vergl. Mitth. ©. 
3880 unb 777.) 

Gegen den zweiten Vorfchlag der Deputation hatte man 
vorzüglich das Bedenken, daß derjelbe mit der Beſtrafung 
der Secundanten fich nicht vertrag. (Mitth. ©. 780.) 


Art. 207. 

Snnerhalb der Grenzen diefer Strafbeftimmungen ift 
derjenige Theil, welcher erweislich durch die Befchaffenheit 
der Beleidigung oder durch leichtfinnige oder boshafte Her: 
ausforderung den Zweikampf herbeigeführt hat, als al 
‚mit höherer Strafe zu belegen, als der andere Zheil. 

1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 598 fg. IL. Kothl.4. Bo. 
S. 343 fg. 2. Bd. ©.447 fg., 756. — Mitth. S. 807 fg., 
4398 fg., 5668. — Land.⸗Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 685 fg. 
3.Bd. S.541. — Mitth. S. 3887, 5543. 

2) Entwarf. Art. 197. | 

Innerhalb der Grenzen dieſer Strafbeflimmungen: ift in 

der Regel der Herausforderer höher zu ſtraſen, ald der Ge- 

forderte. Geht jedoch aus der Art. der Beleidigung oder 
dem fonftigen Benehmen des Geforderten. hervor, baß er e3 
darauf angelegt hatte, dem Andern eine Herausforderung 
‚abzunöthigen, fo ift jener als WERD? anzufehen und 

nr za beftrafen. 
Zi; Die Deputation der I. Kammer beinerfte in ihrem Berichte 

(Bands Act: Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 123 fg.): 
Es ſcheint gerathen zu feyn, dahin zu fireben, nicht die 
Injurie an fi befonders ftreng zu ahnden, fondern den 

‚S eigentlichen Urheber des Duell, den erften "Weranlaffer 
dazu, aufzusuchen und ftrenger al$ den Andern zu beftrafen. 

Der Entwurf hat deshalb in Bezug auf Zumeffung der 
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Strafe den Grundfag feftgeftellt, daß in der Regel der Her: 
ausforderer ftrenger zu beftrafen fey, als der Herausgefor- 
derte, und nur in dem Falle, wenn Letzterer es ausdruͤcklich 
auf ein Duell angelegt habe, das Umgefehrte eintreten folle. 

Die Deputation ift der Anficht, daß man in Feiner Weife 
behaupten fönne, der Herausforderer ſey in der Regel auch) 
der erfte Veranlaffer des Zweikampfes, daß vielmehr min: 
deftens in eben fo vielen Fällen ein ſolches von dem Her: 
ausgeforderten, der doch meiftens der Beleidiger if, anzu: 
nehmen fey, ald von dem Herausforderer. 

Sie glaubt daher, daß bei Zumeffung der Duellöftrafe 
ber Grundfab an die Spiße zu ſtellen fey, daß Derjenige 
am ftrafbarften ift, der das Duell durdy feine Schuld her: 
beigeführt hat. Da jedoch hierbei verfchiedene Grabe der 
Schuld denkbar find, fo ift die ganze Handlungsweife des 
Schuldigen bei Zumeffung der Strafe ins Auge zu faffen. 

Indeß wird es immer viel Falle geben, wo die Ermit: 
telung des eigentlichen erften Urheberd unmöglich wird, oder 
doch höchft ungewiß bleibt; in folhen Fallen kann ſich das 
Geſetz nur an das Außere Factum halten, und muß aller: 
dings den Herausforderer, ber den erften Schritt zum Duelle 
gethan hat, für den Schuldigften erklären. 

Die Deputation fhlug daher in dem gedachten Sinne 
eine veränderte Faſſung des Artikels vor. | 

4) Diefelbe Deputation beantragte in einem befondern Zufaß- 
artifel in Anfehung der fogenannten Raufbolde oder Krafe: 
ler, d. i. folcher 2eute, bei denen das Händelfuchen zur 
Gewohnheit geworden, und welche ungereizt durch Beleidi- 
gungen Duelle gefliffentlich herbeiführen, das Eintreten 
einer härtern Strafe, und zwar der Zuchthausftrafe, für 
den Fall, daß ein folcher Raufbold wegen geſuchten Duell3 
bereit zweimal Strafe erlitten. Beide Kammern nahmen 
diefen Zufaßartikel an, und liefen ihn nur deshalb wieder 
fallen, weil fich die Staatöregierung dagegen ausſprach. 
(Mitth. S. 5544 und 5668.) Bu deffen Begründung war 
insbefondere auch angeführt worden, daß das Criminalge- 
fegbuch auf das Motiv der Ehre, welches bei dem Duell 
vorwalte, Feine die Strafe mildernde NRüdficht nehme; 
allein weil man auf eine Handlung, welche das Refultat 
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des Ehrgefühls fey, Feine entehrende Strafe fegen dürfe, fo 
fänden dieſe Rüdfichten in dem Falle nicht ftatt, wenn die 
Handlung nicht aus Ehrgefühl gefchehe, 3. B. wenn Aben: 
theurer, Spieler und andre Glüdsritter in Bädern, Reſi— 
denzen und andern Orten herumziehen und mit vermögen: 
ben Leuten Krafel anfangen, um diefe zu veranlaffen, Durch 
eine Summe Geldes von dem Duell ſich loszufaufen. Dar: 
auf erwiderte die Staatöregierung: Entweder liege eine Er: 
prejlung vor, und fey dann als folche zu beftrafen, oder es 
habe ein Duell flattgefunden, und dann werde man, wenn 
die Abficht der Erpreffung nicht Elar vorliege, nicht anneh: 
men koͤnnen, ed ſey die Provocation in der Abficht einer 
Erprefiung gefchehen. Auch fey derjenige, welcher fich oft- 
mals duellirt, Feineswegs immer ein muthwilliger Rauf- 
bold. (Mitth. ©. 3888.) 

Daß Raufbolde, d. i. folde, welche Händel fuchen, 
allerdings härter zu beftrafen find, und in Wiederholungs- 
fällen die Strafe noch härter werden Fann, liegt in der Be: 
flimmung des allgemeinen Theils über den Ruͤckfall. (Mittb. 
©. 3892.) 

5) Innerhalb des Strafmaafes ift derjenige, welcher das Duell 
angeftiftet hat, harter zu betrafen. Als folcher erfcheint 
präfumtiv der Herausforderer, weil er das Verbrechen an- 
fängt. Wenn aber der Geforderte ed darauf angelegt hatte, 
jenen zum Duell zu nöthigen, fo ift der Geforderte der 
Anftifter des Duelld, und daher diefer harter zu beftrafen. 
(Mitth. S. 4399.) | 

Die Deputation der I. Kammer hatte folgende Faffung 
vorgefchlagen: „Innerhalb der Grenzen diefer Strafbeitim- 
mungen ift im Allgemeinen derjenige Theil, welcher den 
Zweikampf durch feine Schuld herbeigeführt hat, höher, und 
zwar in dem Grade höher zu beftrafen, als feine ganze 

‚ Handlungsweife dabei tadelnswerther gewefen ift. Im Zwei— 
felöfalle ift der Herausforderer für flrafbarer, als der Her: 
ausgeforderte, zu achten. Auf das dazu geftellte Amende: 
ment, nad) den Worten: „im Allgemeinen” die Worte ein: 
-zufchalten: „nicht ſtets der Herausforderer, fondern”, den 
Schlußſatz: „Im Zweifelöfalle rc.” aber ganz wegzulaffen, 
erwiderte diejelbe, ed habe ihr zweckmaͤßiger gefchienen, den 
22 
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Grundfas an die Spitze zu fiellen, daß ber Veranlaſſer am 
firengften zur beftrafen jey. Im Uebrigen ſey keineswegs 
ausgefprochen, daß allemal Einer von Beiden firenger be- 
ftraft werden mülle. 

Die Regierungscommiffarien waren damit nicht allent: 
halben einverftanden, und erklärten vielmehr, daß es ſich 
bier nicht um die Strafe der Beleidigung handle, fondern 
um bie Verlegung des Strafgefehes, welche Verlegung in 
der Regel von Seiten des Herausfordererd audgehe, und 
daher fcheine diefer einer höhern Strafe unterliegen zu muͤſ— 
fen, als der Geforderte, dafern nicht der Letztere ermwiefener- 
maßen es abfichtlich darauf angelegt gehabt, den Andern 
zu einer Herausforderung zu reizen. 

Nach der Beftimmung der Deputation würde die höhere 
Strafe jederzeit Denjenigen treffen, welcher durch feine 
Schuld das Duell veranlaßt hätte; allein dem ftehe entge- 
gen, daß Jemand auf eine Beleidigung eine Herausforde: 
rung erlaffen Fönne, wo der Beleidiger gar nicht daran ge: 
dacht, noch denfen koͤnnen, daß feine Handlung eine Her- 
ausforderung zur Folge haben werde, daß mithin bie unbe: . 
deutendfte Veranlaſſung die härtefte Strafe des Duells nad) 
fich ziehen fönnte. Wenn nun auch der Beleidiger felbit in 
diefem Falle, wo der Beleidigte ftatt andere Wege einzu: 
fchlagen, Genugthuung zu erlangen, den Beleidiger ohne 
Meiteres zum Duell gefordert, nicht von aller Schuld frei- 
zuiprechen fey, fo könne ihm doch eigentlich eine Schuld an 
dem Duelle nicht beigemeffen werden. Wenn e3 übrigens nach 
den vorliegenden Umftänden zweifelhaft, wer als der eigent- 
liche Herausforderer anzufehen, fo werde fein Bedenken vor: 
handen fein, Beide mit gleicher Strafe zu belegen. (Mitth. 
©. 807 fa.) 


Urt. 208. 
Gehäülfen bei dem Zweikampfe. 
Diejenigen, welche als Secundanten oder beftellte Zeu- 


gen einem Zweikampfe beimohnen, find mit Befngpläfefe 
bis zu Acht Wochen zu belegen. 


‚Dat jedoch die im. Art. 206 unter 1 erwähnte Berab- 
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vedung ftattgefunden, und find die vorgenannten Perfonen 
davon unterrichtet gewefen, fo find fie mit Gefängniß von 
Drei bis zu Sechs Monaten zu beftrafen. Gegen die zu 
dem Zweilampfe zugezogenen ärztlichen Beiftände tritt Feine 
Beftrafung ein. SIngleichen find Secundanten mit aller 
Strafe zu verfchonen, welche bei einem Zweifampfe auf Le: 
ben und Zod (Art. 206 unter 1) die wirkliche Tödtung durch 
ihre Bemühung gehindert haben. 


1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3.Bd. ©. 599. I, Abthl. 1. Bd. 
©. 347 fg. — Mitth. ©. 816 fg. — Land.» %ct. I. 
Abthl, 2,30. S. 687 fg. — Mitth. ©. 3892 fg. 

2) Entwurf, Art. 198. » 

Diejenigen, — mit Gefängnißitrafe von Vierzehn Tagen 
bis zu Drei Monaten zu belegen. 

Den Satzte „Ingleihen find ıc.” enthielt der Entwurf 
nicht. 

3) Die Deputation der Il. Kammer ſchlug in ihrem Berichte 
(Land. Act. Beil, z. III. Abthl. 1. Samml. S. 124) 'gänz: 

liche Straflofigkeit der Secundanten vor, wenn fich ergebe, 
‚daß fie. dad Duell zu verhindern, oder den fhädlichen Er: 
folg deffelben abzuwenden oder zu mindern, ernftli bemüht 
gewefen, allein diefer Vorſchlag hat in diefer Allgemeinheit 

‚ keine Annahme gefunden. | | 

Aus der allgemeinen Beflimmung, daß die Strafe inner: 
halb des Minimums und Marimumd nach der größern Ge: 
feßwidrigfeit des Willens bemeffen werden foll, folgt jedoch, 
daß die Bemühung eined Secundanten, ein Duell zu hin: 
terziehen und die Ausführung zu bewirken, aud auf die 
Zumefjung der Strafe defjelben von Einfluß ift. Straf: 
lofigfeit tritt aber nur dann ein, wenn das Duell wirklich 

nicht ſtattgefunden hat. (Mitth. ©. 821.) 

H Nach obigem Artikel, wird ‚zwar ber Arzt wegen feiner 
Theilnahme an dem Duelle ald Arzt nicht beftraft, auch 
braucht er nicht zu denunciren; wenn er jedoch über feine 
Miffenfhaft befragt wird, muß er die Fragen des Ge: 
richts gehörig beantworten, und darf er felbft die dem lek- 

teren. noch unbefannten Perſonen, Dafern fie ihm befannt, 

22* 
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auf Nachfrage nicht verfchweigen. (Bergl. Art. 325.) Dem 

fteht auch nicht entgegen, daß dem Arzte die Pflicht obliegt, 

verfchwiegen zu feyn, denn diefe Art von Verſchwiegenheit 
. bezieht fi) nur auf die Krankheit, Feineswegs aber auf Ber: 
. brechen. (Appell.-Ger. 5. Leipzig. 1840.) 


Art. 209. 
Yusforderung. 


Mit Gefängniß von Einem bis zu Drei Monaten wer: 
den diejenigen, weldye Iemanden zum Zweikampfe heraus- 
fordern, und diejenigen, welche eine folche Herausforderung 
annehmen, beftraft, wenn der Zweifampf wegen aͤußerer 
Hinderniffe nicht vor fich gegangen iſt. Secundanten und 
- Zeugen find in diefem Falle mit Gefängnißftrafe bis zu Vier— 
zehn Tagen zu belegen. Sind die Partheien aus eigner Bes 
mwegung von dem Kampfe vor dem Beginnen deffelben abge: 
ftanden, fo tritt fowohl für felbige, als für die übrigen dabei 
concurrirenden Perſonen Straflofigkeit ein. 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 599 fg. II. vbthi. 1. Bd. 
©. 349. — Mitth. ©. 820 fo. — Land.-Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 688. — Mitth. ©. 3893. 


2) Entwurf. Art. 199. 
Anftatt „herausfordern“ und „annehmen“ ftand im Ent: 
mwurfe: „herauögefordert haben’ nnd „angenommen haben‘. 
Ingleihen flanden nach „Gefängnißftrafe” die Worte: „von 
Acht bis Vierzehn Tagen ıc.” 


Art. 210. 
Anreizung zur Herausforderung. 


Die Anreizung Andrer zum Zweikampfe mit britten 
Perfonen oder zu deſſen Fortfegung ift mit Gefängniß von 
Vier Wochen bis zu Einem Jahre zu beftrafen. 

Mit Gefängnißftrafe von Vierzehn Tagen bis zu Drei 
Monaten find Diejenigen zu belegen, welche einem Betheilig- 
ten wegen Ablehnung oder Beilegung eines Zweikampfes, 


341 


Unterlaffung oder Anzeige einer Herausforderung Verach— 
tung bezeigen. 
1) Land.-Act. 1. Abthl. 3. Bd. S. 600. II. Abthl. 1. Bd. 


©. 349 fg. 2. Bd. ©. 448. — Mitth. ©. 821 fg., 4399. 
— Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. S. 688. — Mitth. 
S. 3893. 


2) Entwurf. Art. 200. 


Die Anreizung Andrer zur Herausforderung dritter Per: 
fonen ift mit Gefängniß von Bier Wochen bis zu Sechs 
Monaten zu beftrafen. Mit Gefängnißftrafe von Vierzehn 
Sagen bis zu Drei Monaten find diejenigen zu belegen, 
welche einem Herausgeforderten im Falle der Ablehnung 
des Zweikampfes Verachtung bezeigen. 


3) Wenn die Anreizung zum Duell fo weit gegangen feyn 


- 


folte, daß fie der Bellimmungsgrund war, weshalb das 
Duell erfolgte, fo find die Anreizer ald Miturheber zu be: 
trachten und mit den im Artifel 206 angedrohten Strafen 
zu belegen. ine befondere Dispofition hierüber in den 
Artikel aufzunehmen, erfchien aber überflüffig, weil Artifel 
36 des allgemeinen Theils in folchen Faͤllen ohnehin zur 
Anwendung fommt. (Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 
1. Samml. ©. 125.) 


Eilftes Rapitel, 
Bon Berlegungen der ehelihen Freue. 


Art. 211. 
Einfacher Ehebrud. 
Derlegt eine in einer nach gefegliher Form vollzogenen 


und durch die competente Behörde noch nicht für getrennt 
oder nichtig erklärten Che lebende Perfon die dem andern 
Ehegatten fhuldige Treue durch außerehelichen Beifchlaf, fo 
ift fie mit Gefängnißftrafe von Einem Monate bis zu Zwei 
Monaten, fo wie die unverehelichte Perfon, welche des Bei— 
ſchlafs mit einer verehelichten Perfon fi) fhuldig macht, mit 
zwei= bis viermwöchentlicher Gefängnißftrafe zu belegen. 


342 


1) Land. Xct. IL Abthl. 1.Bd. S. 350. — Mitth. S. 822, 
— Land.» Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 688. — Mitth. ©. 
3893. 

. 2) Entwurf. Urt. 201. Gleichlautend. 

Bergl. $. 12 des Geſetzes v. B. Febr. 1834. 

3) Die oft ausgefprochene und durch mehrfache Gründe unter: 
- flügte Behauptung, daß die Nechtöverlegung größer fey, 
wenn eine verheyrathete Frau einen Ehebruch begeht, 
ald wenn bieß von einem Ehemanne gefchieht, kann einem 
gegründeten Zweifel nicht unterliegen, allein da das Gefeß - 
nicht unterfcheibet, fo darf ed auch ber Richter nicht. 


Ach 212. 
Doppelter Ehebruch. 

Sind beide Perſonen, welche ſich mit einander des Ehe—⸗ 
bruchs ſchuldig machen, verehelicht, ſo tritt fuͤr eine jede zwei— 
bis dreimonatliche Gefaͤngnißſtrafe ein. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 350. — Mitth. ©. 822.- 
Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 688. — Mitth. S. 3893. 
2) Entwurf. Art. 202. Gleichlautend. 
Vergl. 8. 13 des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 


art. 213. 
Milderuugsgrände 

Wenn der Ehegatte, welcher fich des Ehebruchs fchul- 
dig macht, vom Tiſch und Bette gefchieden, oder von feinem 
Ehegatten verlaffen worden ift, fo ift die von ihm verwirfte 

Strafe auf die Hälfte herabzufeßen. 
1) Land.:Act. I. Abthl. 1.Bd. ©. 350. — Mitth. S.822. — 
Land.-Act. I. Abthl. 2. Bd. S. 688. — Mitth. S. 3893. 

2) Entwurf. Art. 203. Gleichlautend. 
Vergl. 8. 14. des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 


‚ Art. 214. 
Bedingungen der Unterfuchung. 
Wegen einfachen und doppelten Ehebruchs ift nicht von 
Amtöwegen, fondern nur auf den Antrag einer durch ein fol: 
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ches Vergehen in ihren Rechten verlesten Perfon mit der Un- 
terfuchung zu verfahren. 

1) Kand.sAct. L Abthl. 3. Bd. S. 600. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 350. — Mitth. ©. 822 fg. — Land.-Act. II. Abthl. 
2. Bd, ©. 688. — Mitth. S. 3893 fg. 

2) Entwurf. Art. 204. 

Derfelbe enthielt noch den Zufaß: „Wird der Antrag im 
Laufe der Unterfuhung zurüdgenommen, fo wird felbige 
nicht weiter fortgeftellt, und es muß der Denunciant alle 
bis dahin aufgelaufene Unfoften übernehmen. ” 

Vergl. $. 23 des Gefeßes v. 8. Febr. 1834  Diefem 
Artikel folgte im Entwurfe der als befonderes Geſetz v. 3. 
April 1838. (Gef. u, Verordn. Bl. v. 3. 1838. ©. 220) 
publicirte Art. 1, 

3) Die Beibehaltung des legten Sabes des Entwurfs, daß der 
Denunciant, wenn er die Anzeige zurüdnimmt, die aufge: 
‚laufenen Unfoften zu übernehmen habe, fchien bedenklich, 

theils mit Rüdfiht auf die von der Staatsregierung bei 
Urt. 75 (vergl. oben Art. 75 Anmerk. 3) gegebene Er: 
läuterung, theild weil man aus derfelben an diefer Stelle 
jchließen fünnte, daß bei andern bloß auf Antrag des Be: 
theiligten zu unterfuchenden Vergehen das Gegentheil ftatt- 
finden fole. (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 
S. 126.) 

4) In dem Falle, wo öffentliches Aergerniß ftattfindet, z. B. 
beim Goncubinat, welches öffentliche Aergerniß giebt und 
ehebrecherifch zugleich ift, ift das Verfahren ex officio nicht 
ausgefchloffen. (Mitth. ©. 823.) 

5) Die Unterfuchung ift, wenn fie auch nur gegen den einen 
Theil beantragt worden, dennoch auf die übrigen Mitſchul⸗ 
digen zugleich mit zu erſtrecken. 


Art. 215. 

Bei dem einfachen Ehebruche ift eine Unterfuchung felbft 
nicht auf Anzeige des unfchuldigen Ehegatten zu verhängen, 
auch eine bereits begonnene nicht fortzuftellen, wenn nachge— 
wiefen wird, daß der unjchuldige Ehegatte ausdrüdlich oder 
ſtillſchweigend verziehen hat. 
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Bei dem doppelten Ehebruche Fann aber die Verzeihung 
des einen Ehegatten die Unterfuchung nicht hindern, wenn der 
Ehegatte des mitfchuldigen Theils folche verlangt. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1.Bd. S.351.— Mitth. ©.823.— 
Land. Act. III. Abthl. 2.Bd. ©. 689. — Mitth. S. 3894fg. 

2) Entwurf. Art. 206. Gleichlautend. 

Den zweiten Sa enthielt das ältere Gefeb nicht. $. 23 
des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 

3) Dem unfchuldigen Ehegatten fteht das Necht zu, das wei- 
tere Verfahren in der gegen den ſchuldigen Theil eingeleites 
ten Unterfuchung zu hemmen, wenn er diefem verzeiht. (Ges: 
feß v. 3. April 1838. Gef. u. Verordn. BI. v. 3. 1838, 
©. 220.) Diefe Verzeihung hat zugleich die Wirfung, daß, 
felbft gegen den Willen des unfchuldigen Theils, zugleich die 
Unterfuhung gegen die Mitfchuldigen fiftirt wird. Die bloß 
gegen die Mitfchuldigen ausgefprochene VBerzeihung, unter 
Borbehalt der Fortftelung der Unterfuchung gegen den fchul: 
digen Ehegatten, ift wirkungslos. 

4) Auf die Anfrage: Ob unter die Fälle der ftilfchweigenden 
Berzeihung auch der zu fubfumiren fey, wenn der un: 
fhuldige Ehegatte während der gegen den Schuldigen an: 
hängig gemachten Unterfuchung ftirbt? erklärte die Staats: 
regierung, wie es feineswegs in den Beftimmungen des jebt - 
geltenden Geſetzes liege, Daß durch den Tod des verlekten 
Ehegatten die Unterfuchung wegen Ehebruchs gehemmt 
werde, vielmehr, wenn der Verletzte fterbe, ehe eine wirkliche 
Ausföhnung erfolgt fey, der Staat, der rüdfichtlich der Er— 
haltung der Sittlichfeit und Heilighaltung des Ehebandes 
ſehr wefentlich intereffirt fey, die Rechtöverlegung beftrafen 
müffe, da man dem unfchuldigen Ehegatten das Recht zur 
Zurudnahme der Anklage nur deshalb ertheilt habe, um die 
MWiederausföhnung und Fortfegung der Ehe zu erleichtern, 
welcher Grund natürlih durch den Tod des unfchyldigen 
Theil wegfalle. (Mitth. S. 3894.) 

Art 210, 
Bösliche Verlaflung eines Ehegatten. 

Wer feinen Ehegatten wider deffen Willen und in der 
Abficht eigenmächtig verläßt, die Ehe mit demfelben nicht 
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fortzufeßgen, und entweder feinen Aufenthaltsort verheimlicht, 
oder ſich in das Ausland begiebt, ift auf Antrag des verlaffe- 
nen Theils mit Gefängnig von Vier Wochen bis zu Zwei 
Monaten zu beftrafen. 

1) Land. Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 601. II. Abthl. 1. Bd. 
S.351. 2. Bd. ©. 448 fg., 756. — Mitth. ©. 823 fg., 
4399 fg., 5668. — Land.» Act. III. Abthl. 2.Bd. ©. 689 fg. 
3. Bd. ©. 541. — Mitth. ©. 3895 fg., 5544. 

2) Entwurf, Art. 207. 

Die Worte: „auf Antrag des verlaffenen Theils“ enthielt 
der Entwurf nicht. 

3) Eine bei dem Ehegericht angebrachte Klage auf Trennung 
der Ehe wegen böslicher Verlaffung von Seiten des andern 
Ehegatten ift zugleich als ein Antrag auf Beſtrafung des 
Ihuldigen Theils anzufehen, und ed kann bdiefer Antrag 
ohne gleichzeitige Renunciation auf die Eheſcheidungsklage 
und auch nach erfolgter Ehefcheidung nicht zurüdgenommen 
werden. (Geſetz v. 3. April 1838 (Bef. u. Berordn. BI. v. 
J. 1838. ©. 220.) 

Daraus folgt von felbft, daß der bößsliche Verlaffer, wenn 
er nah Sachfen zurüdfehrt, auch nad) bereits erfolgter Ehe: 
fcheidung von Amtöwegen in Unterfuhung zu ziehen ift, 
und der im obigen Artikel angedrohten Strafe verfällt. 


‚ Art. 217. 

Diefe Strafe Fann bis auf Sechs Monate Gefängniß 
gefteigert werden, wenn ein Ehemann feine Frau und Kinder 
in einem mittellofen und hülfsbedürftigen Zuftande zurüdläßt. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1.Bd. ©. 352 fg. 2.Bd. S. 449. — 
Mitth. ©. 824, 4400. — Zand.: Act. IH. Abthl. 2. Br. 
©. 691. — Mitth. S. 3898 fg. 

2) Entwurf. Art. 208. 

Frau oder Kinder ıc. 

3) Der Entwurf, mithin auch das Wort „oder“, ift von bei: 
den Kammern angenommen worden. (Kand.-Act. II. Abthl. 
1. Bd. ©. 352 fg. — II. Abthl. 2. Bd. ©. 691.) Dad 
in das Geſetzbuch zwifhen: „Frau und Kinder” aufgenom: 
mene „und“ fol keineswegs andeuten, daß die Strafe nur 
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dann nad) diefem Artifel zu beurtheilen jey, wenn ter Ehe— 
mann Frau und Kinder zugleich in einer hülfsbedürftigen 
Lage zurüdgelaffen hat, wodurd er bei einer Einderlofen 
Ehe, oder wenn die Kinder nicht mehr im älterlichen Haufe, 
völlig ausgefchloffen feyn würde, fondern es leidet, wie aus 
der von beiden Kammern erfolgten Annahme des Entwurfs 
(vergl. a. Mitth. ©. 824 und 3898) hervorgeht, der Ar: 
tifel auch dann Anwendung, wenn der Ehemann lediglich 
feine Ehefrau in bem fraglichen Zuftande zurüdläßt. 
Dagegen ift der in der I. Kammer geftellte Antrag, die- 
- fen Artikel auch in dem Falle zur Anwendung zu bringen, 
wenn ein Bater, ohne Rüdficht darauf, ob er verehelicht 
oder nicht, feine Kinder in einem hülfsbedürftigen Zuftande 
zurücdläßt, dem die Kammer beiftimmte (Mitth. ©. 823 fg.), 
auf die Entgegnung der II. Kammer, daß man dann ebenfo 
die Mutter, Pflegeältern u. f. w., welche ihre Kinder verlaf: 
fen, aufnehmen müfje (Mitth. ©. 3898) wieder aufgegeben 
worden. 
Art, 218: 
Bigamie 
Ein in einer nad) gefeglicher Form vollgogenen und durch 
die competente Behörde noch nicht für getrennt oder nichtig 
erklärten Ehe lebender Ehegatte, welcher ſich anderweit ver: 
ehelicht, wird mit ein= bis zweijähriger Zuchthausftrafe zwei: 
ten Grades belegt. 
-1) and. Act. U. Abthl.1.Bd. ©. 352. — Mitth. 9.824 — 
Land. Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 695. — Mitth. S. 3913. 
2) Entwurf. Art. 209. Gleichlautend. 
Bergl. $. 15. des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 

3) Die im Art. 222 enthaltene Beftimmung läßt feinen Zwei: 
fel übrig, daß zum Eintritte der vollen gefeßlichen Strafe 
die Ausübung des Beifchlafd bei der anderweiten Verehe— 
lihung erforderlid if. Daraus folgt zugleich, daß es nicht 
der Wille des Gefehgeberd gewefen, das mit bem Verbrechen 
der Bigamie concurrirende Verbrechen des Ehebruchs nod) 
befonders zu beftrafen, und der wegen Bigamie feflgeles: 
ten Strafe zuzurechnen. 
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Dagegen kann der Umftand, daß in der erften Ehe die 
ehelihe Beimwohnung noch nicht flattgefunden, nur innerhalb 
des Strafmaafes berüdfichtiget werden. 


Art. 219. 
Die Perfon, welche mit einer bereitö.verheyratheten Per- 
fon eine eheliche Verbindung eingegangen ift, wird: mit drei⸗ 
bis ſechsmonatlichem Gefängniffe beftraft. 
1) Land. Act. II. Abthl. 1. Bd. S. 352. — Mitth. S. 824 — 
Land.-Act. IIL Abthl. 2. Bd. S. 695. — Mitth. ©. 3913. 
2) Entwurf, Art. 210. Gleichlautend. 
Vergl. $. 16 des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 


Art. 220. 


Leben beide Perfonen, welche fich des Verbrechens der 
doppelten Ehe ſchuldig machen, fchon in ehelicher Verbindung, 
fo tritt gegen jede zwei= bis dreijährige Zuchthaugftrafe zwei: 
ten Grades ein. 

1) Zand.- Act. II. Abthl. 1.Bd. S. 352. — Mitth. S. 824. — 
Land.-Act IIL Abthl. 2.80. S. 695. — Mitth. ©. 3913. 
2, Entwurf. Art. 211. Gleichlautend. 
Bergl. 8. 17 des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 


Art 227: 


Ein Ehemann, weldyer unter dem Vorgeben, daß er 
unverheyrathet fey, eine Frauensperfon zu einer ehelichen Ver- 
bindung mit ihm verleitet, ift mit drei bis vierjähriger Zucht: 
hausſtrafe zweiten Grades zu belegen. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. S. 352. — Mitth. ©. 
824. — Land.⸗Act. ILL Abthl. 2.Bd. ©. 695. — Mitth. 
©. 3913. | 

2) Entwurf, Art. 212. Gleichlautend. 

Vergl. $. 18 des Gefeges v. 8. Febr. 1834. 


Art. 222. 
Milderunugsgründe. 
Sit die erfle Verehelichung rüdfichtlic des fchuldigen 
Ehegatten ald null und nichtig anzufehen, oder war eine Son: 
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derung der Ehegatten vom Tiſch und Bette für beftändig, 
oder wenigftend auf unbeftimmte Zeit fchon vor der zweiten 
Verehelichung rechtlich eingetreten, oder ift der erfte Ehegatte 
des fehuldigen Theils abweſend, und das bereits erfolgte Ab- 
leben deffelben bei Eingehung der zweiten Verbindung aus 
wahrfcheinlichen Gründen vorauszufegen gewefen, oder ift bei 
der zweiten Verehelichung die eheliche Beiwohnung nicht er- 
folgt, fo find die Art. 218, 219, 221 vorgefchriebenen Stra: 
fen bei dem fchuldigen Ehegatten auf fechömonatliches bis 
zweijährige Gefängniß, und bei der mitfchuldigen Perfon 
auf ein= bis zweimonatliches Gefängniß herabzufegen, in dem 
Art. 220 bemerkten Falle aber nur die Strafen der einfachen 
Bigamie in Anwendung zu bringen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 601 fg. II. Abthl. 1. Bd. 


©. 352. 2.30. ©. 449. — Mitth. ©. 824, 4400. — 
Land.-Act. IH. Abthl. 2.30. ©. 695. — Mitth. ©. 3913. 


2) Entwurf. Art. 213. Sleichlautend. 

Die Worte am Schluffe des Artikels: „und bei der mit: 
fhuldigen Perfon auf ein = bis zweimonatliches Gefängniß”, 
welche auch das Gefes v. 8. Febr. 1834 8. 19 enthielt, 
find nach der Erflärung der Königlichen Commilffarien nur 
aus Verſehen im Entwurfe weggelaffen worden. (Land. 
Act. Beil. z. 11. Abthl. 1. Samml. ©. 127 und Beil. 5. * 
III. Abthl. 1. Samml. ©. 126.) 


Zwölftes Kapitel. 
Bon Diebflahl und VBeruntrauung. 


Art 223 
Einfacher Diebftabhl. 


Wer eine fremde bewegliche Sache ohne Einwilligung 
des Eigenthümers oder Inhabers, jedocd) ‚ohne Gewalt an 
einer Perfon, mit der Abficht an ſich nimmt, ſich diefelbe zu— 
zueignen, und dadurch ſich oder einem Andern einen unrecht— 
mäßigen Gewinn zu verfchaffen, ift, wenn der Diebftahl ohne 
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die Art. 227 bis 234 angegebenen erfchwerenden Umſtaͤnde 

begangen worden, folgendermaafen zu beftrafen: 

1) bei einem Betrage des Diebftahls bis mit Fünf Thalern 
mit Gefängniß bis zu Sechs Wochen; 

2) bei einem Betrage des Diebſtahls über Fünf Thaler 
bis mit Zehn Thalern mit Gefängniß von Vier bis zu 
Acht Wochen, oder Arbeitshaus bis zu Drei Monaten; 

3) bei einem Betrage des Diebftahls über Zehn Thaler 
bis mit Funfzig Thalern mit Arbeitshaus bis zu Zwei 
Sahren; 

4) bei einem Betrage des Diebftahls über Funfzig Thaler 
mit Arbeitshaus von Einem bis zu Sechs Fahren. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 137 fg., 602 fg. IT. Abthl. 
1.80. ©. 357 fg., 2. Bd. ©. 449,756, 927 fg. — Mitth. 
S. 842 fg., 4400 fg-, 5668, 6170 fg. — Land.-Act. II. 
Abthl. 2. Bd. ©. 695 fg. 3. Bd. ©. 542, 819. — Mitt. 
©. 3914 fg., 5544, 6365. 


2) Entwurf. Art. 214. 

Mer wiffentlih eine fremde bewegliche Sache ohne Ein- 
willigung des Eigenthümerd oder Inhabers ohne Gewalt 
an einer Perfon an fih nimmt, um diefelbe für fich oder 
andre zu gewinnen, ift, wenn der Diebftahl ohne die Art. 
216— 223 angegebenen erjchwerenden Umftände begangen 
worden, folgendergeftalt zu beftrafen: 

1) bei einem Betrage des Diebftahls bis mit Zehn Tha- 
lern mit Gefängniß bis zu Drei Monaten; 

2) bei einem Betrage des Diebflahls über Zehn Thaler 
bi8 mit Zunfzig Thalern mit Gefängniß von Zwei bis Drei 
Monaten oder Arbeitöhaus bis zu Zwei Jahren; 

3) bei einem Betrage des Diebftahls über Funfzig Thaler 
mit Arbeitöhaus von Einem bi zu Sechs Jahren. 


3) Motiven. (Land.:Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 102 fo.) 

Es ift nicht zu verfennen, daß durch die Abmeffung der 
Strafen nad dem Werthe der von dem Berbrecher fich an— 
geeigneten Sache bie Strafbeflimmung öfterd von einem fehr 
zufälligen Umftande abhängig gemacht wird; indeß ift gerade 


350 

beiidiefem Berbrechen die Berüdfichtigung des Betrags nicht 
gänzlich auszufchließen; es wird aber auch durch die Einfüh- 
rung relativer Strafen und die bei deren Feflfegung zu neh— 
menden NRüdfichten der bisherigen hoͤchſt auffälligen und 
unverhältnißmäßigen Abftufung der Strafen lediglich nad) 
dem oft nur um wenige Grofchen verfchtedenen Betrage des 
Diebftahls hinreichend vorgebeugt. 

Hiernaͤchſt ift durch die Faffung des Artifeld 214 der von 
Garpzov aufgeftellte, und in die Praris der Sähfifhen Di— 
fafterien übergegangene Grundfas für unzuläffig erklärt 
worden, daß ein Diebftahl nur dann für vollendet zu achten 
fey, wenn der Dieb die von ihm entwendete Sache in feinen 
Gewahrfam gebracht habe. Die jebt gegebene Beftimmung, 
daß der Diebftahl fehon durch die Aneignung ded Gegen 
ftandes vollbradht werde, ift in allen neuern Gefeßgebungen 
ausdrüdlich anerkannt. | 

4) Die Deputation der II. Kammer (Land. = Act. Beil. z. II. 
Abthl. 1. Samml. S. 126 fg,) erklärte fi) mit der in die 
Definition aufgenommenen Faflung des Zwedes des Dieb- 
ftahls: „um die Sache für fi oder Andere zu gewinnen” 
nicht einverftanden, weil das Wort: gewinnen” auf den 
animus lucri faciendi zu deuten fcheine, während doch nur 
animus rem sibi habendi zum Diebftahle erfordert werde. 
Auch fey der Zufaß: „für Andre’ völlig überflüflig. 

Bei der Berathung wurde in diefer Beziehung infonder- 
heit bemerkt: Das Wort „Gewinn“ fey im weitern Sinne 
zu nehmen, und darunter jeder Vortheil begriffen. 
(Mitth. ©. 847.) 

Die Worte: „für fi zu gewinnen” feyen mit: „als 
Eigenthümer zu benugen” hier gleich bedeutend. (Mitth. 
&. 3915.) 

Die Staatsregierung fey von dem Grundfage audgegan: 
gen, daß die Abficht, einen Vortheil, einen Gewinn zu er: 
langen, fchlechterdings mit dem Begriffe des Diebftahls ver: 
bunden fey, und das Weſen des Diebſtahls nicht bloß in der 
Zueignung liege, Die „rechtswidrige Zueignung”, dafern 
fie nicht „ein rechtSwidriges Anfichbringen als Ei: 
genthum“ enthalte, begründe an fich noch feinen Diebitahl. 
3. B, habe ein Mann, der aus einem Vorzimmer einen 
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Negenihirm an fich genommen, lediglich in der Abficht, 
während des eingetretenen Regens troden nach Haufe zu geben, 
den Schirm zwar widerrechtlich an fich genommen, aber Fei: 
neswegs einen Diebftahl verübt. (Diefer Fall gehört unter 
Art. 287.) Eben fo fey es fein Diebftahl, wenn Jemand 
Etwas mweggenommen habe, lediglich in der Abficht, es zu 
vernichten. (Diefer Kal gehört unter Art. 288.) (2and.: 
Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 137. — Mitth. S. 3915.) 

Der Richter werde immer aus der Befchaffenheit der Hand— 
luug und den concurrirenden Umfländen, jo wie aus der 
Individualität des Berbrechers beurtheilen fünnen, ob ein 
Diebftahl oder eine (bloße Benusung oder) muthwillige Be- 
Shädigung bes fremden Eigenthums vorliege. (Mitrh. 
©. 3920.) 

5) Der Umjtand, daß Jemand die bei der Anſichnahme gehabte 
Abficht der Aneignung nachher wieder aufgiebt, ändert die 

‚ Natur des Verbrechens des Diebftahls nicht, weil der Dieb: 
ftahl bereits vollbracht if. Daß die Abficht der Aneig- 
nung befonders bewiefen werde, ift nicht erforderlich, es ift 
vielmehr diefelbe fo lange, bis eine andere Abjicht (3. B. bloße 
Benutzung, Schadenfreude, Beſchaͤdigung) vorliegt, zu prä: 
fumiren.. (Mitth. ©. 847.) 

6) Iſt der. in Frage fiehende Diebflahl fo gering, ever von fo 
viel Milderungsgründen begleitet, um jede andre Strafart 
unangemeffen erfcheinen zu laffen, fo Fann in dem unterNRum.1 
erwähnten Falle der Richter bis auf Verweis herabgehen. 
(Eande⸗Act. IM. Abtyl.2.Bd.S.717. — Mitth. S. 3946.) 

7) Da ein Diebftahl im eigentlichen Sinne nur an einer in 
fremdem Befige befindlichen fremden Sache begangen wer: 
ben Fann, fo folgt daraus, daf das Wörtchen: „oder“ zmwi- 
fhen „Eigenthuͤmers“ und „Inhabers“ für „und“ fteht, 
indem es offenbar fein Diebftahl, wenn Semand eine be: 
wegliche Sache mit Einwilligung des Cigenthümers derſel— 
ben einem Dritten wegnimmt. (Schüler Beitr. 5. Beurthl. 
db. Criminalgeſetzbuchs. ©. 7% fg.) 


Art. 224. 


Fr ein: . Diebftahl an: einer Sache ‚begangen: — 
woran dem Entwender ein Miteigenthum oder ein Miterbrecht 
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zufteht, fo ift bei der Strafbeftimmung nur derjenige Betrag 
zu-berücfichtigen, weldyer nad) Abzug des dem Bde zufte- 
henden Theild übrig bleibt. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 1. Bd. S. 363.— Mitth. S. 839. — 
Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. S. 699. — Mitth. S. 3921. 


2) Entwurf. Art. 215. Gleichlautend. 

3) Die Bemerkung von Groff (Anmerk. z. Criminalgeſetz⸗ 
buche I. Abthl. ©. 158 fg.), daß, wenn in einem ſolchen 
Falle der Dieb den Gegenftand, welcher zum heil ihm ei— 
genthümlich zuftand, aus dem rechtöbegründeten Befike eines 
Andern entwendete, in Hinfiht auf den ihm zugehörigen 
Untheil die Strafbeftimmung im Art. 205, und mithin bei 
Zumeffung der Strafe die VBorfchrift über die Concurrenz 
der Berbrechen in Anwendung zu bringen fey, ift nur 
fo zu verftehen, daß. nach Art. 48 die ſchwerſte der verfchie- 
denen Strafen, nach richterlihhem Ermeffen unter Schärfung 
derfelben, in Anwendung zu bringen ift. 


Art. 225. 
Eonfummation des Diebftahls. _ 


Der Diebftahtl ift vollbracht, fobald der Dieb die Sache 
an fid) genommen hat. 
4) Land.=Xct. I. Abthl. 3. Bd. ©. 603. I. Abthl. 1. Bo, 
©. 363 fg. — Mitth. S.859 fg. — Land.-Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 69. - Mitth. S. 3921. 
2) Der vorftehende Artikel war im Entwurfe nicht — 
3) Das Bringen bes geſtohlnen Gutes in Gewahrſam iſt dem- 
nach nicht mehr ein Criterium des vollendeten Verbrechens 
des Diebſtahls. (Vergl. Art. 223 Anmerk. 3.) 

Es wuͤrde aber offenbar zu weit gehen, wenn man z. B. 
einen Diebftahl auch dann für vollbracht anfehen wollte, wo 
ein Dieb die Sachen, welche er mitzunehmen beabfichtiget, 
aus dem Behältniffe, in dem fie fich befunden, zwar heraus: 
genommen, aber, um nach andern Gegenftänden zu fuchen, 
einftweilen hingelegt hat, babei aber ertappt wird. Das 
bier flattgefundene Anfichnehmen ift von dem im Artikel ge- 
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dachten verfchieden, und das Verbrechen nur ald Verſuch zu 
beftrafen. 


Art. 226. 


Ald ein befondrer Erſchwerungsgrund innerhalb des 
Strafmaafes ift es zu betrachten, wenn der Diebftahl an Vieh 
auf der Weide, im Pferch oder im Triebe, an Bienenftöden, 
an landwirthſchaftlichen Geräthfchaften im Freien, an Hof, 
Garten= oder andern Befriedigungen, an Bleichftücden, Feld- 
oder Gartenfrüchten, an den in den Gruben anftehenden oder 
bereit5 gewonnenen, oder in herrenlofem oder unverliehenem 
Felde aufgefundenen Kobalterzen und andern Gegenftänden, 
welche ohne befondre Verwahrung der öffentlichen Sicherheit 
anvertraut werden müffen, begangen worden ift. Auf derglei- 
chen Diebftähle leidet insbefondre die im Art. 12 unter 2 ent: 
haltene Beftimmung wegen Schärfung der Gefängnißftrafe 
Anwendung. 

1) Zand.: Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 605. I. Abthl. 1. Bo. 
©. 371 fg. 2. Bd. ©. 450, 757. — Mitth. ©. 867 fg., 
4401, 5673. — Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 702 fa. 
3. Bd. ©. 542. — Mitth: ©. 3924, 5545. 

2) Den vorftehenden Artikel enthielt der Entwurf nicht. 

3) Obigen Artikel brachte die Deputation der II. Kam: 
mer in Vorſchlag, weil die Objecte diefes Diebftahls 
von der Art, daß ihre fihere Verwahrung nicht möglich 
fey, felbige vielmehr der öffentlihen Sicherheit anvertraut 
werden müßten. Ein Bruch diefer Sicherheit fey eine Zäaus 
[hung des öffentlichen Vertrauens, und koͤnne fchon darum 
nicht mit ber geringen Strafe des einfachen Diebftahls ohne 
befondere Beftimmung belegt werden. Hierzu komme, daß 
viele der fraglichen Gegenftände einen außerft geringen Werth 
hätten, und doch ſchwer und Foftipielig wieder anzufchaffen 
oder zu erfegen feyen. (Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 
1. Samml. ©. 129 fg.) 

4) Die Bemerkung, daß unter ber allgemeinen Klaufel: „und 
andern Gegenftänden” auch Floßholz mit begriffen ſey 
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(Mitth. S. 870), kann nicht auf-dad in verfchloffenen und 
unter die Aufficht befondrer Wächter geftellten Holzhöfen 
befindliche erſtreckt werden. 

Ueberhaupt findet der obige Artikel Feine Anwendung, 
wenn die darin genannten Gegenftände in befonderer Ber: 
wahrung, 3. B. die Bleichftüde in einem mohlverwahrten 

. Garten waren. (Groſſ Anmerk. z. Criminalgefegbuche 

IL Abthl. ©. 30.) 

5) Unter den Gartenfrüchten find hier nur diejenigen zu vers 
ftehen, welche in Gärten: ſich befinden, die gar feine, oder 
doch nur eine folche Befriedigung haben, welche man mit 
Leichtigkeit überfteigen oder beſeitigen kann. (Mitth. ©. 
3926. — Bergl. a. vorftehende Anmerf.) 


Art, 227. 
Ausgezeichnete Diebftähle. 

Wenn eine zu kirchlichem Gebrauch bei der Ausübung 
des Gottesdienftes in Anwendung befindliche Sache aus ei- 
nem dem Gotteösdienfte gewidmeten Gebäude entwendet wird, 
fo ift auf Arbeitshauöftrafe von Einem Jahre bis Zuchthaus- 
jtrafe zweiten Grades von Sechs Jahren zu erkennen; bei 
Entwendung andrer Gegenftände aus dergleichen. Gebäuden 
ift die Strafe des einfachen Diebftahld um die Hälfte zu er- 
höhen, und wenn die verwirkte Gefängnißftrafe die Dauer 
von Acht Wochen überfteigt, ftatt derfelben auf Arbeitshaus- 
firafe zu erkennen. 

1) Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 603. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 368 fg. 2. Bd. ©. 449, 756. — Mitth. ©. 862 fg., 
4401, 5668 fg. — Zand.sAct. III. Abthl. 2. Bd. S.699 fo. 
3. Bd. ©. 542. — Mitth. ©. 3921 fg., 5544 fe. 

2) Entwurf. Art. 216. 

Wenn — entwendet wird, ift auf Zuchthauöftrafe zweiten 
Grades von Einem bis zu Sechs Jahren, bei Entwendun: 
gen andrer Gegenftände aus dergleichen Gebäuden aber ftatt 
des Gefängniffes auf Arbeitshaus nicht unter Zwei Mona: 

.ten zu erfennen, und verwirfte Arbeitshausftrafe um die 

Hälfte zu erhöhen. 


355 


3) Die Deputation der U. Kammer (Land.=Act. Beil, z. IN. 
Abthl. 1. Samml. ©. 127 fg.) fonnte ſich mit der Faffung 
des Entwurfd nicht vereinigen, fand vielmehr den Begriff 
des Kirchendiebftahls zu eng, weil er den Fal nicht treffe, 
wenn das in der Kirche verwahrte Vermögen derfelben aus 
felbiger entwendet wird, ein Fall, der immer ald Kirchen: 
diebftahl betrachtet worden fey. 

Der Regierungdcommiffar erflärte in der fraglichen Be: 
ziehung: Man habe bei der Faſſung des Artikels den Grund: 
faß der bisherigen Gefeßgebung feſthalten zu müffen geglaubt, 
daß zu dem eigentlichen Kirchenraube nicht allein eine mit: 
telft Gewalt ausgeführte Entwendung aus einer Kirche, fon- 
dern auch ald Gegenftand eine zur unmittelbaren Ausübung 
des Gottesdienftes beftimmte Sache gehöre. Aus dieſem 
Grunde fey im Gefeßentwurfe die Strafe für 2 Falle unter: 
fhieden worden, infoweit eine res profana aus der Kirche 
entwendet werde (3. B. aufbewahrtes Geld; alte, nicht mehr 
gebrauchte Gefäße 2c.), oder der Diebftahl eine zur Ausübung 
des Gottesdienftes unmittelbar dienende Sache betreffe. Für 
den lestern Fall habe man eine höhere Schärfung eintreten 
laffen, da das Bergreifen an ſolchen zu heiligem Gebraud) 
beftimmten Gegenftänden eine größere Böswilligfeit und 
NRohheit der Gefinnung vorausfege. (Mitth. S. 862 und 
3922.) 

Was den Unterfchied zwifchen Kirhenraub und Kirchen: 
diebftahl anlange, fo werde erfterer, da in der Negel in der 
Kirche Feine Perfon fich befinde, an welcher eine Gewalt 
verübt werden fönne, eigentlich nie ftatt finden, ein, felbft 
mit der größten Gewalt gegen das Gebäude der Kirche und 
die darin befindlichen Behältniffe ausgeübter Diebftahl aber 
nicht unter den Begriff ded Raubes falle. (Mitth. S. 3922.) 


Art. 228. 


Bei der Entwendung von Sachen aus Gräbern oder 
Grabſtaͤtten findet Arbeitshausftrafe von wenigftend Drei 
Monaten flatt, infofern nicht der Betrag des Geftohlenen 
eine höhere Strafe mit fich bringt. 

23* 
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Die Entwendung von Leichnamen aus den Gräbern ift 
mit drei= bis fechömonatlichem, und wenn fie von Zodtengrä- 
bern oder andern dabei beftellten Auffehern verübt worden, 
mit fechömonatlichem bis einjährigem Arbeitöhaufe zu beftrafen. 

1) Land.: Act. I. Abthl. 3. Bd. S.603 fg. UI. Abthl. 1. Bd. 
©. 369 fg. 2. Bd. ©. 449, 757. — Mitth. ©. 863 fg., 
4401, 5569. — 2and.:Act. IH. Abthl. 2.3. ©. 701. 
3. Bd. ©. 542. — Mitth. ©. 3923, 5545. 

2) Entwurf. Art. 217. 

Die Worte im erften Sage: „infofern — bringt” enthielt 
der Entwurf nicht. 

3) Der Artikel handelt nur von der Entwendung von Sachen 
und Leichnamen aus Gräbern und Grabftätten, den Fall der 
Entwendung eines noch nicht beerdigten Leichnams läßt er 
unberührt. Auf ihn kann daher auch der Artikel Feine An- 
wendung leiden, dafern man nicht Artikel 1 zu Hülfe ziehen 
will. Ä 

Art. 229. 


. Bei allen Entwendungen, welche zu der Zeit dringender 
Gefahren, wodurch die fichere Verwahrung des Eigenthums 
erfchwert wird, verübt worden, ift in den Fallen des Artikels 
223 unter 1, 2, 3 die Strafe zu verdoppeln, hierbei jedoch 
rücfichtlic der Gefängnißftrafe die Art. 54 gegebene Vor- 
fchrift zu beobachten, im Fall unter 4 aber ftatt des Arbeitö- 
hauſes auf Zuchthauöftrafe zweiten Grades von gleicher 
Dauer zu erkennen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S.604. II. Abthl. 1. Bd. ©. 
370. 2.80. ©. 449,757. — Mitth. ©. 864, 4401, 5669. — 


Land.:Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 701. 3. Bd. ©. 542. — 
Mitth. ©. 3923, 5545. 
2) Entwurf. Art. 218. 

Nicht weniger tritt ſtatt des Gefängniffes Arbeitshaus: 
firafe nicht unter Drei Monaten, und ftatt der Arbeitähaus- 
firafe Zuchthausftrafe zweiten Grades bei allen Entwendun: 
gen ein, welche zu der Zeit dringender Gefahren, wodurch 
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die fichere Verwahrung des Eigenthums erfehwert wird, 
verübt werden. 


Art. 230: 


Jede Entwendung, welche durd Eröffnung verfchloffe: 
ner Gebäude oder Behältniffe mit Diebsinftrumenten, oder 
durch gewaltfames Erbredyen derfelben, oder durch nächtliches 
Einfteigen in Gebäude, oder dadurd ausgeführt worden ift, 
daß der Dieb, um zur Nachtzeit zu ftehlen, fich in bewohnte 
Gebäude eingefchlichen hatte, oder hatte einfchließen laffen, ift 
bei einem Betrage bis mit Zehn Thalern mit Arbeitshaus 
von Zwei Monaten bis zu Einem Jahre, bei einem Betrage 
über Zehn Thaler bis mit Funfzig Thalern mit Arbeitshaus 
von Acht Monaten bis Zuchthaus zweiten Grades von Zwei 
Jahren, und bei einem Betrage über Funfzig Thaler mit 
Zuchthaus zweiten Grades von Einem bis zu Sechs Fahren 
zu beftrafen. 

1) Zand.:Act. v. 3. 1836 fg. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 604 fe. 
II. Abthl. 1. Bd. ©. 370 fg. 2. Bo. ©. 449,757. — Mitth. 
©. 864 fg., 4401, 5669. — Land Act. III. Abthl. 2 Bd. 
S. 701 fa. 3. Bd. ©. 542. — Mitth. S. 3923 fg., 5545. 

Land. Act. v. 3. 1839 fg. 1. Abthl. 2. Bd. ©. 247 fg. 
11. Abthl. 1.Bd. S. 252 fg., 361 fg. — Mitth. I. S. 39 fg., 
498 fg., 748 fg. — Land. Act. III. Abthl. 1. Bo. ©. 325 
fg. — Mitth. I. ©. 710 fg., 1145 fe. 

2) Entwurf. Art. 219. 

Jede Entwendung, die durch Eröffnung verfchloffener Ge— 
baude oder Behältniffe mit Diebsinftrumenten oder durch 
gewaltfames Erbrechen derfelben ausgeführt wird, ift bei ei- 
nem Betrage bis zu Zehn Thalern mit Arbeitshaus von 
Zwei Monaten bis zu Einem Jahre, bei einem Betrage 
über Zehn Thaler bis mit Funfzig Thalern mit Arbeitshaus 
von Acht Monaten bis zu Drei Jahren, und bei einem Be— 
trage über Funfzig Thaler mit Zuchthaus zweiten Grades 
von Zwei bis zu Sechs Jahren zu beftrafen. 

3) Motiven zur vorgefchlagenen Erläuterung. (Land.-Act. v. 
3.1836 fg. I. Abthl. 1.Bd. S.282.) Die in diefem Artikel 





358 


enthaltene Beſtimmung, wonach auch) diejenigen Diebftähle 
den ausgezeichneten beigezählt werden, welche durch nächt: 
liches Einfteigen in Gebäude, pder dadurch ausgeführt wor: 
den, daß der Dieb, um zur Nachtzeit zu ftehlen, fich in be- 
wohnte Gebäude eingefchlichen hatte, oder hatte einfchließen 
laffen, hat zu einer Differenz der erfennenden Behörden Ber: 
anlafjung gegeben, indem die Worte „zur Nachtzeit‘ theils 
auf die Zeit der unbezweifelt eingetretenen Dunkelheit, welche 
den Hausbewohnern den Schuß ihres Eigenthums erfchwerte, 
und die der Dieb dadurch, daß er in der Abficht zu ftehlen 
fi eingefhlichen hatte, benußte, theils nur auf die Zeit, 
zu welcher die Wohnungen verfchloffen zu werden und bie 
Hausbewohner zur Ruhe fich zu begeben pflegen, bezogen 
worden find. 

4) Die Deautelion | der II. Kammer erklärte in ihrem Berichte 
(Eand.⸗Act. v. 3. 1836 fg. Beil. z. III. Abtyi. 1. Sammı. 
S. 138 fg.): 

Faft in allen Geſetzgebungsarbeiten neuerer Zeit iſt mit 
dem Diebftahle durch Einbruch auf gleiche Linie geftellt wor: 
den derjenige, welcher durch mächtliches Einfteigen oder da— 
durch begangen wird, daß der Dieb fih in bewohnte Ge: 
baude eingefchlihen oder darin hat einfchließen laſſen, um 
bei Nachtzeit zu fehlen. 

Wenn es übrigens zweifelhaft wäre, ob das Einbrechen, 
Einfteigen, fich Einfchleichen, und Einfchließen laffen, um zu 
ftehlen, in dem Falle, daß der Diebftahl aus irgend einem 
Grunde nicht verübt wurde, als Verſuch des Diebftahls 
[Art. 24 des Entwurfs und Art. 26 des Geſ.-Bchs.] oder 
nur als vorbereitende Handlung dazu [Art. 27 des Entw. 
und Art. 29 des Geſ.-Bchs.] zu betrachten fey, fo würde 
die Deputation fi) bewogen finden müffen, einen Zuſatzar— 
tifel zu beantragen, durch welchen das bloße Einbrechen, 
Einfteigen, fich Einfchleihen und Einfchließen laſſen, als ein 
felbititändiges Vergehen aufgeftellt, und mit einer Strafe 
bedroht würde, welche von der in obigem Artikel angedroh— 
ten zweimonatlichen bis einjährigen Arbeitshausftrafe die 
Hälfte bis zu Zwei Drittheilen umfaßt. Da aber die De: 
putation der Meinung, daß jene Handlungen, wenn nur 
die” Abficht zu fehlen außer Zweifel, einen verfuchten Dieb: 
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ftahl conjtituiren, wofür die allgemeine Beftimmung des 
Art. 24 [Art. 26 des Geſ.-Bchs.] genügende Strafen aus- 
fpricht, fo ift fie von der Erinnerung wieder abgegangen. 


5) Die bei der Berathung in der I. Kammer zwar aufgewor: 
fene, aber nicht beantwortete Frage, ob derjenige, welcher 
am Lage fich eingefchlihen, um des Nachts zu ftehlen, in 
dem Falle, wo er bereitd? am Lage Gelegenheit gefunden, 
feine Abficht zu erreichen, und fich entfernt hat, mit der 
Strafe des ausgezeichneten oder einfachen Diebftahld zu be: 
legen fey, ift unbedenklich dahin zu enticheiden, daß die 
Strafe ded einfachen Diebftahls eintreten müffe, weil die 
Ausführung des Diebſtahls nicht zur Nachtzeit erfolgt ift, 
und nur diefer Umftand, verbunden mit dem Einfchleichen 
die härtere Strafe bedingt. (Mitth. S. 865.) Daß aber 


bei Abmefjung der Strafe innerhalb des Strafmaajes dar: " 


auf Rüdficht genommen werden müffe, ift eben fo wenig zu 
bezweifeln. (Appell.:Ger. 3. Leipzig. 1840.) 


6) Das Einfchleichen zur Nachtzeit, um am Lage zu ftehlen, 
deutet zwar auf eine größere Böswilligfeit des Verbrechers 

hin, allein der von ihm folchergeftalt vollbrachte Diebftahl 
fallt nicht unter diefen, fondern unter Artikel 223. (Appelt. 
Ger. 3. Leipzig. 1840.) 


7) Es ift nicht ohne Zweifel, ob nad den Worten des Art. 
230 das bloße Einfchleihen zur Nachtzeit und die Ber: 
übung des Diebftahld zu diefer Zeit fhon an fich den leb- 
teren zu einem ausgezeichneten macht. Das Ober: Appell. 
Ger. erklärt jeden Diebftahl, der des Nacht mittelft Ein: 
fohleichens in ein bewohntes Gebäude verübt worden, für 
einen ausgezeichneten, weil darauf, ob der Dieb in der Ab- 
ficht, zur Nachtzeit zu ftehlen, ſchon am Tage oder erft des 
Nachts fich eingefchlichen habe, weder nach den Worten des 
Art. 230, noch nach den bei Abfaffung deffelben flattgefun: 
denen ftändifchen Berathungen Etwad anfomme, indem 
vielmehr aus letzteren (Kand.-Act. Beil. z. III. Abthl. 1. 
Samml. ©. 128 fg. — Mitth. ©. 864 fg.) ſich ergebe, 
daß man bei Faſſung jener Vorfchrift den abfihtlih zur 
Nachtzeit mittelft Einfchleihens in bewohnte Gebäude ver: 
übten Diebftahl vor Augen gehabt, und davon den Fall, 
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wenn Semand, der zufällig oder in andrer Abficht in 
ein bewohntes Gebäude kommt, und die ihm dabei fich dar- 
bietende Gelegenheit, zur Nachtzeit zu ftehlen, benußt, aus: 
zufchließen beabfichtigt habe. 

8) Hat der Dieb dur) irgend Jemand aus dem Haufe in leg: 
teres fi) Eingang verfchafft, fo Ffann von einem Einfchlei- 
chen nicht die Rede feyn, mithin auch der vorftehende Artikel, 
geſetzt auch daß jenes nur in der Abficht gefchehen, um zur 
Nachtzeit zu flehlen, nicht in Anwendung fommen. 

9) Bei dem nächtlihen Einfteigen kommt darauf, ob die 
Gebäude bewohnt, oder nicht, etwas nicht an, wie ſchon 
aus der Faſſung des Artikels hervorgeht, indem erft von dem 
Erbrechen verfchloffener Gebäude und dem nächtlichen Ein: 
fleigen in Gebäude die Rede ift, und fpäter annoch das Ein- 
fhleihen in bewohnte Gebäude als Auszeichnungsgrund 
aufgeführt wird. (Ob.-Appell.⸗Ger. 1840.) 

10) Die Verübung eines Diebftahls mittelft nächtlichen Einftei: 
gens in einen, wenn gleich durch fteinerne, oder hölzerne, 
Einfriedigungen eingefchloffenen Garten, oder andern freien 
Platz, iſt an und für fich als ein im 230. Artikel befonders 
verpönter ausgezeichneter Diebftahl nicht zu betrachten, weil 
died Feine durch Einfteigen in Gebäude bewirkte Entwen- 
dung genannt werden kann. Wenn dagegen der fragliche 
Platz als Hofraum erfcheint, fo ift das nächtliche Einfteigen 
in bergleichen verfchloffene Räume dem nächtlichen Einfteis 
gen in Gebäude gleich zu achten, weil der Grund der Straf: 
beftimmung für beide Fälle derfelbe ift. (Ob.-Appell.:Ger. 
1839 und 1840.) 

11) Dem Antrage, die durch nächtliches Einfteigen und Ein: 
ſchleichen (um bei Nachtzeit zu ftehlen) veruͤbten Diebftähle 
als ausgezeichnete zu beftrafen, hat nicht die Abficht zum 
Grunde gelegen, fie mit folchen Diebftählen, welche durch 
Einbruc verübt worden, unbedingt auf gleiche Stufe zu 
ftelen, Innerhalb des Strafmaafes muß als Zumeſſungs⸗ 
grund nicht nur der Betrag des Entwendeten, ſondern auch 
die Gefährlichkeit der Handlung gelten; daß nun aber 
ein eigentlicher Einbruch gefährlicher, (auch von größerer 
Frechheit zeigt) als das bloße Einfchleichen, liegt in der Nas 
tur der Sache felbft, weshalb denn im Allgemeinen der durch 
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Einfchleihen und Einfteigen verübte Diebftahl innerhalb 
des Strafmaafes immer milder zu beftrafen ift, als der durch 
Einbruch. (Mitth. S. 865 und 3924.) Dies geht auch) 
fhon daraus hervor, daß im Allgemeinen diejenigen Arten 
des Diebftahls für ſchwerer erachtet werden, bei welchen 
mehr Hinderniffe zu befiegen find, und die daher eine grö: 
Bere Feſtigkeit des gefebwidrigen Willens vorausfeßen. 

12) Wer am Tage aus einem offen ftehenden Zimmer eine ver: 
fchloffene Kifte, ohne fie fofort zu öffnen oder zu erbrechen, 
ganz an fich nimmt, begeht nur einen einfachen, wer da: 
gegen biefelbe erbricht, und die Sachen herausnimmt, er 
mag bie erbrochene Kifte ebenfalls an ſich nehmen, oder 
nicht, begeht einen ausgezeichneten Diebftahl. (Appell.: 
Ger. 3. Leipzig. 1840.) | 

13) Hat der Dieb ein verfchloffenes Behältniß dergeftalt eröffnet, 
daß er blos mit der Hand am Schloffe gezogen, oder hat er 
einen Ballen Waare aufgefchnitten, fo grenzt ein folcher 
Diebftahl zwar nahe an den im Art. 230 erwähnten, er ift 
aber nach Art. 223 zu beftrafen. (Appell.-Ger. z. Leipzig u. 
DOb.:Appell.:Ger.) Dagegen ift der durch Eindrüden eines 
Fenfters, felbjt wenn in felbigem ein Sprung befindlich, als 
ein gewaltfamer zu betrachten, e$ wäre denn daß das Ten; 
fter dergeftalt zerbrochen, daß der Dieb mit der Hand hin: 
durch reichen fonnte, in welchem alle, gelegt auch, es fey 
die Deffnung mit Papier verklebt gewefen, und leßteres vom 
Diebe durchfloßen worden, der Diebitahl nur als ein einfa: 
cher fich darftellt. (Appell.-Ger. 5. Leipzig.) 

14) Die Staats-Regierung hatte zu obigem Artikel folgende 
Erläuterung in Vorfchlag gebracht: 

Die im Artikel 230 beſtimmte Strafe für Diebftähle, 
welche durch nächtliches Einfteigen in Gebäude, oder da- 
durch ausgeführt worden find, daß der Dieb, um zur Nacht: 
zeit zu ftehlen, fich in bewohnte Gebäude eingefchlichen hatte, 
oder hatte einfchließen laffen, tritt nur dann ein, wenn der 
Dieb in Gebäude zu der Zeit der gewöhnlichen Ruhe einge: 
fliegen ift, oder fich in bewohnte Gebäude eingefchlichen hatte, 
oder hatte einfchließen laffen, um während diefer Zeit zu fehlen. 

Da jedoch die Stände mit der Staatöregierung darüber, 
ob unter dem Ausdrude „zur Nachtzeit” die nächtliche Ruhe 
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oder das nächtliche Dunkel zu verftehen fey, fich nicht ver: 
einigen Eonnten, unterblieb das Erfcheinen einer gefeßlichen 
Erläuterung. Der obgedachte Entwurf zur Erläuterung gab 
zu ausführlichen Debatten®eranlaffung., Sowohl die De: 
putationen in ſich, ald die beiden Kammern waren verſchiede— 
ner Meinung. Ein Theil verftand unter dem Ausdrude: „zur 
Nachtzeit“ die Zeit der gewöhnlichen nächtlichen Ruhe, ein 
andrer die Zeit der nächtlichen Dunkelheit. 

A. Für die Zeit der gewöhnlichen naͤchtlichen Ruhe 
erklärte fich gleich anfänglich die Majvrität der Deputation 
der Il. Kammer. Diefelbe fagte deshalb in ihrem Berichte 
(Land.= Act. v. 3. 1839 fg. Beil. z. III. Abthl. 2. Samml. | 
S.29 fg.): „Diele Anficht hat die in den Motiven enthal: 
tenen Gründe und einen allgemeinen Sprachgebrauch für 
fih. Wenn nämlich lesterer zwifchen Sonnenaufgang und 
dem gewohnten Schlafengehen noch eine Zeit von, freilich 
unbeftimmter Länge flatuirt, welche man Abend nennt, fo 
fcheint es hiernach auch ein fprachlicher Widerſpruch zu jeyn, 
wenn man einen in der Abendzeit begangenen Diebftahl ei: 
nen nächtlichen nennen will. Hierzu fommt, daß die Ge: 
fahr für Perfonen und Sachen im Allgemeinen größer ift 
zu einer ‚Zeit, wo Alles im tiefen Schlafe liegt, ald am Lage 
und felbft am Abende, und daß, abgefehen von Wächtern 
und Riegeln, in diefer Zeit auch gewiffermaßen das öffent: 
liche Bertrauen über dem Eigenthume waltet; denn die Nacht 
fol größern Fried haben, denn der Tag. — ” 

Weil jedoch die Vorlage im Schluffe einen Zweifel dar: 
über zu involviren fchien, ob der Dieb, der zur Nachtzeit 
ftehlen will, fich ebenfalls zur Nachtzeit eingefchlichen haben 
müffe, oder fich ebenfalls während der Nachtzeit habe müf: 
fen einfchließen laffen, was nicht die Meinung des Artikels, 
und nach der gegebenen commiffarifchen Erklärung auch nicht 
die Abficht der Novelle, fo hielt die Deputation eine andre 
Faſſung für nothwendig. 

Dagegen wurde bei den Berhandlungen erwähnt, daß 
über die Worte: „zu der Zeit der gewöhnlichen nächtlichen 
Ruhe” eben fo verfchievene Anfichten fi bilden koͤnnten, 
als über den Ausdrud „zur Nachtzeit.” 

Ein diefe Ungewißheit zum Theil hebender Vorſchlag, 
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eine beſtimmte Zeit, und zwar in den Städten die zehnte, 
auf dem Lande die neunte Abendftunde feftzufegen, wurde 
nicht angenommen, weil hierdurch der Anfangs-, nicht auch 
der Endpunkt beftimmt werde, diefer vielmehr nach der Sonne 
fi) richte; man ſprach aber dabei die Ueberzeugung aus, 
daß die Behörden auf die Verſchiedenheit zwiſchen Land und 
Stadt Rüdfiht nehmen würden, namentlich auch darauf, 
daß man auf dem Lande im Winter länger fchlafe, al3 im 
Sommer, im Allgemeinen aber eher aufftehe, als in der 
Stadt. (Mitth. v. 3. 1839 fg. I. ©. 67. — II. ©. 712.) 
Ferner bemerkte man, daß, da die Zeit des Eintritt der 
naͤchtlichen Ruhe in den Städten die zehnte, auf dem Lande 
die neunte Stunde fey, ein fpäter verübter Diebftahl prä- 
fumtiv ein nächtlicher fey. “Sollten jedoch in einem einzel- 
nen Falle die Umftände von der Art feyn, daß zu der Nacht: 
zeit, wo ein Diebftahl verübt wurde, im ganzen Haufe noch 
Leben und Thaͤtigkeit geberrfcht habe, 3. B. wenn in dem 
Haufe ein Ball gehalten werde, fo fey dies ein befondrer 
Tall, deſſen Umftände von dem Unterfuchungsrichter ermit- 
telt und in den Acten bemerft werden müßten, damit der 
enticheidende Richter fie zu berüdfichtigen im Stande. (Mitth. 
v. J. 1839 fg 1. ©. 750.) 

Hiermit nicht im Widerfpruche (denn in dem angegebenen 
Beifpiele ift nicht gewöhnliche Ruhe, fondern ungewöhnliche 
Unruhe vorhanden) erklärte die Staatöregierung, wie es kei: 
neswegs in der Erläuterung liege, daß der Begriff der 
nächtlichen Ruhe in jedem concreten Falle nach dem befon- 
dern Verhältniffe bemeffen werden, und die erfennende Be: 
hoͤrde auf die in dem einzelnen Falle eingetretene nächtliche 
Ruhe der Hausbewohner Rüdficht nehmen folle. Es heiße: 
„die Zeit der gewöhnlichen nächtlichen Ruhe,” worunter die 
Zeit zu verftehen fey, wo nach allgemeiner Gewohnheit die 
Bewohner eines Drtö der nächtlichen Ruhe pflegten. (Mitth. 
v. 3. 18539 fg. II. ©. 714.) Darauf, ob zufällig ein Kran- 
fer nicht gefchlafen, ein Nachtliht gebrannt habe, komme 
nicht8 an, es bleibe immer die Zeit der gewöhnlichen nädıt- 
lihen Ruhe. (Mitth. 1. ©. 753. Vergl. a. I. ©. 65 fg.) 

B. Für die Zeit der naͤchtlichen Dunkelheit, weldye 
die Minorität der Deputation ber Il. Kammer ausgefpro- 


364 


chen wiffen wollte, und welcher die Kammer beipflichtete, giebt 
der Bericht derfelben (Land. Act. v. 3. 1839 fg. Beil. 
3. II. Abthl. 2. Samml. ©. 30) folgende Gründe an: 
„Bei dem Begriffe eines durch nächtliche Einfteigen in 
Gebäude verübten Diebftahls fcheint Alles darauf an: 
zufommen, daß fchon die eingetretene Dunkelheit dem 
Diebe eine größere Sicherheit bei Ausführung des Ver— 
brechens darbietet, und die Sicherheit des Eigenthums einer 
größern Gefahr ausfeßt. Darum ift zwifchen Abend und 
Nacht ein Unterfchied nicht zu machen, um fo weniger als 
namentlich auf dem Lande während der Abendzeit wegen der 
zu diefer Zeit nöthigen Wirthfchaftsgefchäfte häufig eine groͤ— 
Bere Gefahr fürd Eigenthum vorhanden ift, ald in fpäterer 
Nachtzeit, wo theils der erfolgte Verſchluß durch Schloß und 
Riegel einige Sicherheit gewährt, theild die nächtliche Stille 
bald jedes außerordentliche Geräufch vernehmen läßt. End: 
lich ift der Eintritt der nächtlichen Dunkelheit und deren 
Dauer etwas in die Sinne Fallendes, von Sedermann ohne 
Hülfe des Kalenderd oder andrer Nachforihungen Erfenn: 
bares, und eignet fich deshalb vorzugsweife zu einem Grite: 
rium in Straffällen.” 

Nach diefer Anfiht Fommt darauf, wenn die Bewohner 
des Haufes, wo geftohlen wird, oder überhaupt des ganzen 
Drtes fich zur Ruhe begeben, und wieder aufitehen, etwas 
nicht an, fondern ed hängt Alles lediglich davon ab, ob das 
naͤchtliche Dunkel eingetreten und noch vorhanden war. 
(Mitth. v. 3. 1839 fg. II. ©. 713 fg.) 

Um jedoch den Zweifel auszufchließen, ob die Damme: 
rung, welche unmittelbar nach dem Untergange und vor dem 
Aufgange der Sonne eintritt, zum nächtlichen Dunkel ge: 
höre, oder nicht, wurde vorgefchlagen, die Zeit feftzuftellen, 
und zwar „von Ablauf einer Stunde nah Sonnenunter: 
gang bis zu Sonnenaufgang.” 


act 231 


Markt- und Zafchendiebe find, wenn aud) der Betrag 
des Geftohlnen die Summe von Zehn Thalern nicht überfteigt, 
mit Arbeitöhauöftrafe bis zu Vier Monaten zu belegen, 
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1) Land.» Act. II. Abthl. 1.80. ©.371. — Mitth. S.867.— 
Land.:Act. III. Abthl. 2.3. S. 702. - Mitth. S. 3924. 

2) Entwurf. Art. 220. Gleichlautend, 

3) Unter Markt» und Zafchendieben find nur folche zu verftes 
hen, welche auf Märkten oder fonft unter einer verfammel: 
ten Menge im Gedränge Entwendungen gewerbmäßig be- 
treiben. (Xand.= Act. Beil. 3. II. Abthl. 1.Samml. S.131,— 
Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 129.) 

Das Dberappellationsgericht zu Sena hält fich fireng an 
die Worte des Gefeges, und da im Artikel nicht ausdrüdlich 
auögefprochen, daß zu dem Begriffe eines Markt: oder Fa: 
fchendiebitahls nothwendig die gewerbmäßige Betreibung er- 
forderlich fey, fo verlangt es auch nicht, daß der Verbrecher 
daraus ein Gewerbe made. (Schüler Beiträge zur Be: 
urthl. d. Criminalgeſetzbuchs. ©. 80.) 

4) Da im Artikel nur von folhen Markt: und Zafchendieb: 
ftählen die Rede ift, deren Betrag die Summe von 10 Tha: 
lern nicht überfteigt, fo find fireng genommen nur biefe, 
nicht auch dergleichen Diebftähle von höherem Betrage als 
ausgezeichnet zu betrachten. Dies Fann jedoch, abgefehen 
von den fonderbaren Refultaten, zu welchen eine derartige 
Annahme führen würde, nicht in der Abficht des Geſetzgebers 
gelegen haben, es ift vielmehr mit Rüdficht theild auf die 
Veberfchrift: „Ausgezeichnete Diebftähle”, theils auf 
das im Artikel gebrauchte Wort: „auch“ anzunchmen, der 
Gefeßgeber habe, gleich wie im Art. 232, bei geſetzlich höher 
anfteigenden Strafen den fraglichen Umftand als einen be: 
fondern Erfchwerungsgrund innerhalb des Strafmaafes be: 
trachtet wiffen wollen. 

Dagegen ift nicht zu leugnen, daß nad) der Wortfaffung 
des Art. 231 an fih Marft- und Zafchendiebftähle im Be: 
trage über 10 Thlr. nicht ausgezeichnete Diebftähle find. 
(Schüler a.a. O. ©. 53.) 

rt 232, 

Haben fi) mehrere Perfonen zu gemeinfchaftlicher ge: 
werbmäßiger Betreibung des Diebftahls vereinigt, fo ift in 
jedem Falle mindeftens auf Drei Monate Arbeitöhaus zu er- 
kennen, bei geſetzlich höher anfteigenden Strafen aber diefer 
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Umftand als: ein befondrer Erfi chwerungsgtund innerhafb des 
Strafmaafes zu betrachten. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 373. 2. Bd. ©. 450, 
757. — Mitth. ©. 872, 4401, 5669. — Land.: Kct. 
Ill. Abthl. 2. Bd. ©. 705. 3. Bd. ©. 542. — Mitth. ©. 
3929, 5545. 

2) Entwurf. Art. 221. 

Mit Ausnahme der Wortftellung gleichlautend. 

3) Die Worte: „gewerbmäßiger Betreibung” find: nicht 
fo zu verftehen, als fey es noihwendig, daß die Diebe aus 
der Betreibung des Diebftahld allein ihren Unterhalt fich 
verichaffen, daß es ihr ausfchließliched Gewerbe, jonbern es 
findet der Artikel auch in dem Falle Anwendung, wenn fich 
Mehrere vereinigt haben, gemeinfchaftli Diebftähle zu 
verüben, und in Folge diefer Vereinigung BERN 
auf Diebereien ausgehen. 


Art. 233. 


Wenn ein auf der That betroffener Dieb fich feiner Feft- 
nehmung mit Gemwalt oder lebenögefährlichen Drohungen 
widerfeßt, fo ift ftatt der Gefängnißftrafe auf Arbeitshaus- 
ftrafe nicht unter Drei Monaten und ftatt der Arbeitshaus— 
ftrafe auf Zuchthausſtrafe zweiten Grades zu erkennen. 


Erläuterung. 


Wenn bei einem nad) Art. 233 zu beurtheilenden Dieb⸗ 
ftahle, zufolge der übrigen dabei ftattfindenden Werhältniffe 
der Verbrecher, nur mit Arbeitöhauöftrafe von Fürzerer Frift, 
als nach Art. 17 für Zuchthausftrafe zweiten Grades zuläf- 
fig ift, zu belegen feyn würde, fo ift zwar nur auf Arbeits: 
hausſtrafe, jedoch in verdoppelter Dauer zu erkennen. 

1) Land.-Act. v. 3. 1836 fg. II. Abthl. 1. Bd. ©. 373. 
2. Bd. ©. 450, 757. — Mitth. ©. 872, 4401, 5669. — 
and. Act. II. Abthl. 2. Bd. S. 705 fg. 3. Bd. ©. 542. 
— Mitth. ©. 3929 fg., 5545 fe. 

Land. Act. v. 3. 1839 fg. I. Abthl. 1. Bd. ©. 40 fg. 
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— Mitth. I. ©. 67. — Land.⸗Act. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 327. — Mitth. I. ©. 722. 

2) Entwurf. Art. 222. 

Wenn der Dieb bei Veruͤbung des Diebftahld oder bei 
der Fortfchaffung der entwenderen Gegenftände betroffen 
wird, und fic) gegen diejenigen, welche ihn anhalten wollen, 
mit Gewalt oder lebensgefährlihen Drohungen zur Wehre 
fest, fo ift ꝛtc. 

3) Motiven zur gefeßlichen Erläuterung. (®and.: Act. v. 3. 
1839 fg. 1. Abthl. 1. Bd. ©. 282 fg.) Die Anwendung 
der Beftimmung des Art. 233, daß bei dieſem audgezeich- 
neten Diebjtahle ftatt der Arbeitshausftrafe auf Zuchthaus: 
ftrafe erfannt werden fol, hat infofern einige Schwierigkeit 
dargeboten, ald bei einem ſolchen Diebftahle an fi und 
ohne Berudfichtigung der gedachten Auszeichnung num eine 
Arbeitshausftrafe von Fürzerer Dauer angemeffen feyn Tann, 
diefe aber in Hinfiht auf die Vorfchrift ded Art. 17 nicht 
in Zuchthausftrafe von gleicher Frift zu verwandeln ift, wor 
gegen die fofortige Zuerfennung auch nur des Minimum 
der Zuchthausſtrafe zweiten Grades unverhältnigmäßig zu 
dem Verbrechen erfcheinen würde. 

4) Im vorliegendem Artikel tritt die verübte Gemwaltthätig: 
keit in den Vordergrund, auch wird folche nur zur Verthei⸗ 
digung der Perfon, nicht zur Sicherung des geraubten 
Gutes angewendet. (Land. Act. v. 3. 1836 fg. Beil. 5. 
II. Abthl. 1. Samml. ©. 132. — Mitth. v. 3. 1836 fg. 
&. 3929.) 

Wenn fi Jemand in dem Beſitze der geftohlnen Sachen 
mit Gewalt vertheidigt, mag diefe Vertheidigung bei Ver: 
übung des Diebftahls felbft, oder zwar nach vollbrachtem 
Diebftahle, jedoch fofort auf frifher That gefchehen, fo 
begeht er einen Raub. (Mitth. v. J. 1836 fg. S. 3930 
und 5666. — Mitth. v. 3. 1839 fo. I. ©. 585.) Der 
Unterfchied zwiſchen Raub (Art. 163) und gewaltfamem Dieb 
ftahle (Art. 233) befteht alfo darin, daß bei erfterem der 
Dieb um den Befiß der geftohlnen Sache faämpft, bei letzte⸗ 
rem dagegen nur um feine Perfon. 

Daher erflärte denn auch rüdfichtli der Frage, ob in 
dem Falle, wo der Dieb den Diebftahl ohne alle Gewalt 
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verübt hat, bei feiner Entfernung aber entdedt wird, und 
fi mit Gewalt im Befiße der Sache behauptet, diefe Hand: 
lung als Raub anzufehen fey, ingleichen wie die Drohuns 
gen befchaffen feyn müßten, der Regierungscommiffar: Es 
fomme bei dem Berbrecben des Raubes nicht darauf an, ob 
der Räuber dasjenige Gut, welches er ſich zueignet, vor 
oder nach ausgeführter Gewalt gegen die Perfon an ſich 
genommen habe, fobald die Gewalt ald Mittel zum Zwecke 
erfcheine. — Unter den lebensgefährlihen Drohungen feyen 
folhe zu verftehen, welche mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leib oder Leben des Bedrohten verbunden feyen. (Mitth. 
©. 3931.) 

Daher find denn die Worte: „auf der That betroffener” 
nicht bloß von dem Falle zu verftehen, wenn der Thäter 
unmittelbar bei der Ausführung betroffen wird, fondern 
auch von feiner Ergreifung bei der unmittelbaren Berfolgung. 
5) Sm Sinne des 233. Artifeld treffen die darin beflimmten 
Strafen auch denjenigen, welcher ald Zheilnehmer an dem 
Diebftahle der Feftnehmung feiner bei’der That betroffenen 
Gehülfen mit Gewalt oder lebensgefährlihen Drohungen 
fich widerfeßt, oder auf diefe Art den bereits feftgenomme- 
nen Gehülfen wiederum befreit, wenn er gleich nicht felbft 
bei der That ergriffen worden ift, fondern nur etwa durch 
MWacheftehen an dem Verbrechen Theil genommen hat. (Ob.⸗ 
Appell.-Ger. 1840. — App.:Ger. z. Leipzig. 1839.) 
6) Das Ober: Appell.:Ger. hat fi in einer Sache im Juli 
1840 dahin ausgefprochen; Die Vorfchrift des 233. Artikels 
enthält in fo weit die Androhung einer abfoluten Strafe, 
ald in dem dafelbft bezeichneten Falle, wenn wegen bed 
Diebftahls an fih nur Gefängnißftrafe, fie fey noch fo ge- 
ring, oder erreiche das hoͤchſte Maas von Acht und bezüg- 
lih (wegen Rüdfals nach Art. 58) Sechszehn Wochen, 
ftatt der Gefängnißftrafe auf Arbeitshauöftrafe nicht un: 
ter Drei Monaten erkannt werden fol. Hieraus folgt, daß 
in diefem Falle, wo nach der Befchaffenheit des Diebftahls nur 
Gefängnißftrafe verwirkt feyn würde, in der Regel nicht höher, 
als auf Drei Monate Arbeitshaus erfannt werden fann, weil, 
wenn man bie entgegengefeste Anficht annehmen wollte, es 
an ber Feſtſetzung eines höchiten Strafmaafes, welches hier 
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nicht aus Art. 17 abgeleitet werden fann, mangeln würde, 
Sene abfolute Strafe von Drei Monaten Arbeitshaus kann 
nur dann überfchritten werden, wenn Die von einem auf 
der That betroffenen Diebe feiner Feſtnehmung entgegenge: 
feßte Gewalt oder lebensgefährliche Drohung nach Art. 132 
Num. 3 oder nach Art. 170 für fich allein betrachtet eine 
höhere Strafe als Drei Monate Arbeitshaus nad) fich zieht. 
Dann tritt der in Art. 48 erwähnte Fall ein, und es ift 
die fchwerfte der verfchiedenen Strafen in Anwendung zu 
bringen. 

Diefer Anficht dürfte jedoch nicht beizupflichten feyn. Der 
Artikel 233 fagt weiter nichts, als daß der Dieb ftatt der 
Gefängnißftrafe, mit welcher derfelbe wegen des ohne die 
Widerſetzung verübten Diebftahls belegt worden feyn würde, 
Arbeitshausftrafe, ftatt der legtern, wenn diefe ihm bevor: 
geftanden, Zuchthausftrafe erhalten fol, und zwar was er: 
ftere anlangt im Minimum nicht unter Drei Monaten, in 
Betreff der Zuchthausftrafe nach der in der Erläuterung ge: 
gebenen Bellimmung. Das Marimum ift, wie überall, ſo 
auch hier nach "Art. 17 zu beftimmen, und richtet ſich ins: 
befondere nach der Größe der angewendeten Gewalt 
und Drohung. Die Behauptung, daß der Art. 17 hier 
feine Anwendung leide, ift eine petitio principii, die um fo 
weniger gerechtfertiget werden Fann, als fie gegen eine al: 
gemeine Vorſchrift flreitet. Hätte der Gefebgeber hiervon 
eine Ausnahme machen, und die bei geringfügigen Dieb- 
ftählen flattgefundenen ſchweren Gewaltthätigfeiten und 
Drohungen nad) Art. 132 und 170 beurtheilt wifjen wollen, 
fo würde er, wie überall, fo auch bier dies ausdrüdlich be: 
ftimmt haben. 


Art. 234. 


Hat ſich der Dieb bei der Veruͤbung ded Diebftahls 
mit Waffen in der Abficht verfehen, um damit nöthigen 
Falls fich zur Wehre zu feßen, fo tritt Zuchthausftrafe zwei— 
ten Grades von Einem bis zu Acht Jahren ein; hat er von 
den Waffen gegen diejenigen, welche ihn fefinehmen wollen, 
wirklich Gebrauch gemadt, fo ift, infofern nicht dabei ein 
24 
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größeres Verbrechen vorliegt, auf zwei- bis achtjährige Zucht: 
haudftrafe erften Grades zu erkennen. 

1) Land.-Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 606. II. Abthi. 1. Bd. 
S. 373. 2. Bd. S. 450. — Mitth. S. 872 fg., 4401. — 
!and.:Act. IN. Abthl. 2.Bd. ©. 710. 3. Bd. ©. 542. — 
Mitth. S. 393%, 5546. 

2) Entwurf. Art. 223. 

Anftatt „Acht“ fand im Entwurfe „Sechs“, anftatt „feſt⸗ 
nehmen’ hieß ed: „auf der Flucht ergreifen”, und anftatt 
„zwei- bis achtjährige”: „ein: bis ſechsjaͤhrige“. 

3) Zu den „Waffen“ koͤnnen nad Befinden auch. Tafchen: 
mefjer gerechnet werden. (Db.:Appell.-Ger. 1840.) 


Art. 235. 
Eoncurrenz auszeichnender Umftände. 


Treffen bei einem Diebftahle mehrere der Art. 227 bis 
234 angegebenen Umftände zufammen, weßhalb der Dieb- 
ftahl alö ausgezeichnet zu betrachten ift, fo fommt die Strafe 
der fehmwerften Auszeichnung zur Anwendung, und die Con- 
currenz der übrigen Auszeichnungen ift als ein befondrer Er— 
fchwerungögrund zu berüdfichtigen. 

1) LZand.: Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 373. — Mitth. ©. 
873. — Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bo. S. 710. — Mitth. 
©. 3934. | 

2) Entwurf. Art. 224. Gleichlautend. 

3) „Erfehwerungdgrund”, d. i. innerhalb des Strafmaafes. 


Art. 236. 


Ruͤckſichtlich der Forftdiebftähle bewendet es bei den 
Beftimmungen der befondern Gefege. 

1) Land. : Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 373 fg. — Mitth. ©. 
873. — and. Act. III Abthl. 2. Bd. S. 711. — Mitt. 
©. 3936. — 

2) Entwurf. Art. 2%5. Gleichlautend. 

3) Das hierhergehörige Geſetz iſt: Gefes, die Unterfuchung 
und Beftrafung der Forfiverbrechen betreffend, vom 2, April 
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1838. (Gef. u. Verordn: BI. v. 3. 1838. St. 6. No. 33. 
S. 202 fg.) 


Art. 237. 
Diebftahl unter nahen Verwandten. 


Entwendungen, welche zwifchen Ehegatten, Blutöver- 
wandten und Verſchwaͤgerten in auf und abfteigender Linie, 
Seitenverwandten und Berfchwägerten bis mit dem vierten 
Grade, fo wie Adoptiv» und Pflegeältern und Kindern be— 
gangen werden, find mit Ausnahme des in Art. 234 ange: 
gebenen Falld nur auf die Anzeige des befchädigten Theils 
in Unterfuchung zu ziehen, und nur mit Gefängnißftrafe bis 
zu Acht Wochen oder Arbeitöhausftrafe bis zu Einem Sahre 
zu ahnden. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 606. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 374. 2.Bd. ©. 450. — Mitth. ©. 873 fg., 4402. — 
Land.» Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 711 fo. 3. Bd. ©. 
543. — Mitth. ©. 3936 fg., 5546. 

2) Entwurf. Art. 226. 

E3 waren die „Verfchwägerten” in ber Seitenlinie nicht 
mit aufgeführt, und anftatt „Acht Wochen” war eine Ge: 
fängnißftrafe von „Drei Monaten” feftgefest. 

3) Gleiche fremde Zheilnehmer find nicht nach diefem Ar— 
tifel zu behandeln, fondern es tritt bei diefen die gemöhn: 
lihe Strafe ein, dagegen ift der ungleiche fremde Theil: 
nehmer nur nad) dem Vergehen ded Hauptthäterd zu beur: 
theilen, und daher ebenfalls milder zu beftrafen. (Mitth. 
©. 3937.) 

4) Unter diefen Artikel gehören auch Stiefältern und Stief- 
finder. (Beil. z. IL Abthl. 3. Samml. ©. 295. — Mitth. 
©. 3938.) 

5) Bei der Wiederholung tritt auch bei den unter diefen Ar: 
tifel gehörigen Perfonen die Strafe des Ruͤckfalls ein. (Mitth. 
©. 873 fg.) 

6) Es ift der Fall vorgelommen, daß eine Perfon ihre Mutter 
beftohlen, und das Geflohlne verkauft hatte, die Mutter 

24” 
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aber alsbald von. dem Käufer die Ausantwortung des ge- 
ſtohlnen Gutes, nicht aber die Einleitung der Unterfuhung 
gegen die Tochter (die den erhaltenen Kaufpreis zu reftitui- 
ren nicht im Stande war) verlangte. Hieraus ergiebt fich 
die Nothwendigkeit, daß der Richter in dergleichen Sällen 
zu erörtern hat, ob nicht ein Betrug vorliege. 


7) Zweifelhaft ift es, ob der. Artikel auch in dem. Falle zur 
Anwendung zu bringen, wenn ber Zhäter weiß, daß der 
Gegenftand, den er fi) angemaaßt, nicht dem Verwandten, 
fondern einer dritten Perfon gehört. Groff (Anmerf. 5. 
Griminalgefegbuche II. Abthl. ©. 32) ift der Anfiht, daß 
ein folder Fall nicht nach, dem vorftehenden Artikel zu beur: 
theilen fey. 


8) Da nur der im 234. Artikel — Fall — 
worden iſt, ſo beduͤrfen alle und jede Diebſtaͤhle, außer dem 
gedachten Falle, mithin auch die unter den im 230. Artikel 
erwaͤhnten Umſtaͤnden veruͤbten, der Anzeige. (Mitth. v. 
J. 1839 fg. J. S. 1172.) 


9) Die Frage, ob es ſchon als Anzeige, als Antrag auf Be 
firafung angefehen werden kann, wenn die Sache auf an: 
dern Wegen ald durch die Benachrichtigung von Seiten des 
Verlesten zur Kenntniß des Gerichtd gekommen ift, und 
ber Berlegte wegen des Vergehens ſich abhören laffen, ohne 
ausdrüdlich zu widerfprechen und zu erflären, daß er die 
Unterfuhung nicht beantragt haben wolle? — ift offenbar 
verneinend zu beantworten. Der VBerlegte muß der Ladung 
von Seiten ded Gerichts Folge leiften und eben fo auf die 
an ihn gerichteten Fragen der Wahrheit gemäß antworten. 
Bon einer Vermuthung für die beabfichtigte Beſtrafung 
(weil der Verleßte nicht widerfprochen, fey e3 feine Abficht, 
daß der Thäter beftraft werde) kann [abgefehen, daß die ent: 
gegengefeste Annahme (weil er die Unterfuchung nicht bean: 
tragt, Strafe nicht verlangt, wolle er Straflofigfeit), minde-⸗ 
ftens eben fo folgerecht, ald jene, ja noch richtiger begründet 
erjcheint, indem fie mit dem Geſetze, das einen Antrag vor: 
ausfeßt, weit mehr im Einflange fteht,] bier, wo es ſich 
von einer darauf zu gründenden Strafe handelt, wie es ſich 
von felbft verfteht, nicht die Rede feyn. Im Uebrigen ge: 
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hört ed auch, wenige durch befondere Umftände gebotene 
Fälle abgerechnet, Feineswegs zur Pflicht des Richters, über: 
all, wo ihm ein derartiges Vergehen zu Ohren kommt, den 
Berlesten Amtshalber zu befragen, ob er deshalb die Unter: 
fuhung gegen den Thäter eingeleitet wiffen wolle, fondern 
er hat deffen Antrag abzuwarten. 


Art. 238. 
Entwendungen von Vietualien. 


Entwendungen von Eß- und Trinfwaaren, welche zu 
bloßer Befriedigung der Lüfternheit zum unmittelbaren Ge- 
nuß und. ohne die in den Artikeln 233, 234 angegebenen er: 
‚fchwerenden Umftände begangen werden, find nur auf An— 
zeige des Beftohlnen und nur nad) den im vorhergehenden 
Artikel enthaltenen Beftimmungen zu beftrafen. 


1) Land.:Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 606 fg. 11. Abthl. 1. Bd. 
©. 374 fg. 2. Bd. ©. 451, 758. — Mitth. ©. 874 fg., 
4402, 5670. — and.: Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 713 fg-, 
3. Bd. S. 543. — Mitth. ©. 3939 fg., 5947. 

2) Entwurf. Art. 227. 

Entwendungen von Ef: und Zrinfwaaren, welche zu 
bloßer Befriedigung der Küfternheit begangen werden, find 
auch in den Art. 214 unter Num. 2 und 3 gedachten Fäl: 
len nur mit Gefängniß bi8 zu Drei Monaten zu beftrafen. 
Treten die Art. 219 erwähnten VBerhältniffe ein, fo kann 
die Strafe bis zu Einem Jahre Arbeitshausftrafe gefteigert 
werden, 

3) Die Worte: „zum unmittelbaren Genuß” find einge: 
fchaltet worden, um dadurd den Fall auszufchließen, wenn 
Jemand dergleihen Efwaaren entwendet, um fie aufzube- 
wahren und dann zu genießen, ein Fall, in welchem nicht 
nur der Betrag größer feyn kann, fondern auch mehr Ge: 
fliffenheit vorliegt. (Land.= Act. Beil, z. II. Abthl. 1.Samml. 
©. 136. — Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 131.) 

4) Wie überhaupt, tritt auch bei Entwendungen der obigen 

Art im Falle flattgefundener Wiederholuug die Rüdfalls- 
firafe ein. (Mitth. ©. 875.) 
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5) Bei ganz geringen Obftveuben Fann die Strafe in einem 
bloßen Verweiſe beftehen. (Mitth. S. 3946.) 

6) Da in obigem XArtifel nur die in Art. 233 und 234 er- 
mwähnten erfchwerenden Umftände die Anwendung der mil: 
dern Beftimmungen ausfchließen, fo verfteht es fih von 
felbft, daß Entwendungen von Victualien zur bloßen Be- 
friedigung der Lüfternheit, wenn fie auch unter den in Ar: 
tifel 230 gedachten Umftänden verübt worden, dennoch der . 
Anzeige bedürfen, und milder zu ahnden find. (Mitth. 
v. 3. 1839 fg. I. ©. 1172.) 


Art, 239. 
PBarthiererei and Hehlerei in Beziehung auf das Verbrechen 
gegen das Eigentbum, - 
Diejenigen, welche fremde von den Befigern auf wiber- 
rechtliche Weife erlangte Gegenftände wiſſentlich alö folche 
bei fich aufnehmen, verbergen, an fich bringen, zu deren Ab⸗ 
fa an Andre mitwirken, oder auf einige Weiſe Nuben davon 
ziehen, find als Begünftiger des verübten Verbrechens, zu— 
gleid unter Beruͤckſichtigung des erlangten Gewinns, nad) 
ben Beftimmungen des Art. 46 zu beftrafen. Bei Ehewei— 
bern und Kindern der Verbrecher ift jedoch das Empfangen 
des nöthigen Unterhaltd für einen unerlaubten Gewinn nicht 
zu achten. | 
Mer wiſſentlich Dieben oder Räubern Auflage bei fich 
verftattet, oder aus dem Vertriebe geftohlner oder geraubter 
Sachen ein Gewerbe macht, ift mit Arbeitshausftrafe von 
Einem Jahre bis zu fechsjähriger Zuchthausftrafe zweiten 
Grades zu belegen. 
1) Land. : Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 607. Il. Abthl. 1. Bo. 
©. 381. — Mitth. S. 898. — Land.-Act. II. Abthl. 
2. Bd. S. 718. — Mitth. S. 3947 fg. 
2) Entwurf, Art, 228. | 
Die Worte bes legten Sabed: „oder aus — Gewerbe 
macht” enthielt der Entwurf nicht, und ftatt „Sechsjähriger” 
ftand: „vierjähriger”, 
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3) Die Worte: „zugleich unter Berüdfihtigung des gezoge- 
nen Gewinns” erregten den Zweifel, nach welcher Summe 
die Strafe des Parthierers zu berechnen fey, Darauf wurde 
die Auskunft ertheilt, daß dabei nicht der Betrag der gan: 
zen entwendeten Summe, jondern nur derjenigen Gegen- 
ftände zum Grunde zu legen fey, welche von dem Parthierer 
verparthiert worden find, wobei dann der feiner Seits er: 
langte Gewinn innerhalb des gefeßlihen Straffpielraums 
ald Zumeffungsgrund gelten fole. (Land.: Act. Beil. 3. 
11. Abthl. 1. Samml. ©. 137.) 

4) Ift das Verbrechen ein gefeßlich ausgezeichnetes, fo hat 
diefer Umftand bei der Zumeflung der Strafe des Parthie- 
rerd nur dann Einfluß, wenn leßterer, ehe er fich einer Par: 
thiererei fchuldig gemadt, von der Art und MWeife der Aus: 
führung des Verbrechens Kenntniß erlangt; außerdem ift 
die Strafe fo zu beftimmen, als fey das Berbrechen ein 
einfaches. 


Art. 240. 
Rücckfall. 

Auf ruͤckfaͤllige Diebe iſt die Beſtimmung Art, 58 an: 
zuwenden. Iſt jedoch Jemand bereits wenigſtens zweimal 
wegen Diebſtahls, Hehlerei oder Parthiererei geſtohlner Sa— 
chen beſtraft worden, und wird derſelbe auf das Neue ruͤck— 
faͤllig, ſo iſt der Richter ermaͤchtigt, außer der im Art. 58 
vorgeſchriebenen Verlaͤngerung der Dauer der Strafe und 
ſtatt der, oder auch neben den ebendaſelbſt beſtimmten Schaͤr— 
fungen, die verwirkte Strafe in der zunaͤchſt folgenden hoͤhern 
Strafart verbuͤßen zu laſſen. 


Erlaͤuterung. 

Die Verurtheilung in die hoͤhere Strafart kann auch 
dann eintreten, wenn wegen der fruͤhern Verbrechen eine Ver— 
doppelung des Strafmaaſes noch nicht ſtattgefunden hat. 

1) Land.⸗Act. v. J. 1836 fg. I. Abthl. 3. Bd. ©. 607. 


HU. Abthl. 1. Bo. ©. 373. 2.Bd. ©. 450, 757. — Mitth. 
S. 873, 4401 fg., 5669 fg. — Land.: Act. III. Abthl. 
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2. Bd. ©. 710 fg. 3. Bd. ©. 542 fe. — Mitth. ©. 
3935 fg., 9546. | 

Land. Act. v. 3. 1839 fg. U. Abthl. 1. Bd. ©. 40. — 
Mitth. I. ©. 67 fo. — Land.-Act. IL Abthl. 1. Bd. 
©. 327 fg. — Mitth. U. ©. 722 fg. 

2) Diefer Artikel war im Entwurfe nicht enthalten. 

3) Motiven zur gefeglichen Erläuterung. (Land. Xct. v. 
J. 1839 fg. I. Abthl. 1.Bd ©. 283) Mehrere erfennende 
Behörden haben aus den Eingangsworten des Artifels „auf 
rüdfällige Diebe ift die Beftimmung Art. 58 anzuwenden“, 
die Folgerung gezogen, daß bei einem wiederholten Rüd- 
falle der Richter erſt dann ermächtigt fey, in die höhere 
Strofart überzugeben, wenn der Angefchuldigte wegen der 
frühern Verbrechen fchon eine der Dauer nach verdoppelte 
Strafe erlitten hatte. Wie fih aus den fländifchen Ver: 
handlungen über diefen Artikel ergiebt, wurde jedoch nicht 
nur überhaupt bei dem mehrfachen Rücfall wegen Dieb- 
ſtahls, Hehlerei und Parthiererei eine Verfchärfung der im 
Allgemeinen bei andern Verbrechen eintretenden Ruͤckfalls— 
firafe zwedmäßig gefunden, fondern auch insbefondere beab- 
fichtigt, Daß die in diefer Hinficht als unverbefferlich erfchei- 
nenden Verbrecher nicht mit der nicht entehrenden Strafe 
des Arbeitshaufes belegt werden follten, und dieshalb der 
Uebergang in die höhere Strafart, namentlich vom Arbeits: 
haufe zum Zuchthauſe geftattet. Auch ift die dem Richter 
gegebene Ermächtigung Feineswegs ausdrüdlich an die Be- 
dingung gefnüpft, daß in den frühern Rüdfällen fchon eine 
Verdoppelung der orbentlihen Strafe ftattgefunden habe, 
und eben fo wenig ift diefe Bedingung durch die Beziehung 
auf den Art. 58 ftilfhweigend feftgeftellt worden. 

4) Wenn der Fall eintritt, daß entweder durch die Verlänge: 
rung das geſetzlich niedrigfte Maas der höhern Strafart 
nicht erreicht wird, wie, wenn die Strafe in Drei Monaten 
Arbeitshaus oder Einem Jahre Zuchthaus zweiten Grades 
befteht, oder mindeftens bei der vorgefchriebenen Verwand— 
lung das richterlihe Ermeffen zu fehr befchränft, ja eine 
abjolut beflimmte Strafe eintreten würde, muß der Richter 
bei der urfprünglichen Strafart verbleiben. (Land.-Act. 
v. J. 1836 fg. Beil. z. IL. Abthl. 1. Samml. ©. 134.) 
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5) So lange der Richter nach Artikel 58 noch Spielraum in 
der Strafdauer hat, d. h. fo lange er nicht die doppelte 
Strafe zur Anwendung gebracht hat, fo wird er nicht auf 
den Art. 240 zurüdgehen; weil im erftern Artifel Spiel: 
raum genug liegt, um das neue Verbrechen mit höherer 
Strafe zu treffen. Erſt dann, wenn dieſes Maas erfchöpft, 
oder der Diebftahl bedeutend ſchwer, erfcheint der Uebergang 
zu einer höhern Strafart angemeffen. (Mitth. v. 3.1836 fg. 
©. 3936.) 

Namentlich wird in Fällen, wo die früher erfannten Stra: 
fen nur in geringen Gefängnißftrafen beftanden, der wie: 
derholte Rüdfall zwar ebenfalld die Strafe des neuen Ber- 
brechens erhöhen, allein nicht unbedingt eine Verwandlung 
der Strafart herbeiführen, insbefondere die Verwandlung 
der Arbeitshausftrafe in Zuchthausftrafe nicht angemeffen 
feyn. (Mitth. v. J. 1836 fg. ©. 4401 fg.) 

Der Hauptzwed diefes Artifeld befteht vorzüglich darin, 
bei gewerbmäßig und öfter wiederholten, befonderd von 
Banden verübten Diebftählen auf Zuhthausftrafe übergehen 
zu können, weil diefe Ermächtigung in Art. 58 im Allge— 
meinen dem Nichter nicht gegeben ift. (Land. = Act. v. J. 
1836 fg. Beil. z. II. Abthl. 2. Samml. ©. 835.) 

In obiger Beziehung erflärte denn auch die Staatöregie- 
rung bei der gegebenen Erläuterung, wie fie nicht beabſich— 
tige, daß jeder rüdfällige Dieb, wenn er vielleicht zweimal 
wegen Holzdeuben oder andrer geringer Entwendungen be: 
ftraft worden, fofort wegen des dritten Diebftahls ins Ar— 
beitshaus gebracht werden folle, und überzeugt fey, daß bie 
erfennenden Behörden bei ihren Erfenntniffen eine foldhe 
Anfiht nicht faffen würden. Es fey jedoch dringend zu 
wiünfchen, daß nicht ganz fchlechte und verdorbene Subjecte, 
bei welchen eine mehrmalige Zuchthausftrafe Feine Beſſe— 
rung hervorgebracht, fpäter in dem Arbeitshaufe detinirt, 
fondern mit der härtern und entehrenden Strafe ded Zucht: 
haufes belegt würden. (Mitth. v. 3. 1839 fg. II. ©. 725.) 

Aus dem Erwähnten folgt denn, daß der Richter, gleich: 
wie es in feinem Ermefjen ſteht, nach Erwägung aller acten: 
fundigen fubjectiven und objectiven Rüdfichten (Art. 42), 
im Falle des erften oder mehrfachen Rüdfalld die wegen 
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des letzten Verbrechens an ſich verwirkte Strafe bloß zu 
erhoͤhen oder zu verdoppeln, nur ermaͤchtigt, nicht ver— 
bunden iſt, bei mehrfachem Ruͤckfalle die Strafe in der zu— 
naͤchſt folgenden hoͤhern Strafart verbuͤßen zu laſſen. In 
jenem wie in dieſem Falle iſt aber nicht die Wiederholung 
allein, ſondern vielmehr die dadurch, ſo wie die bei der Ver— 
uͤbung ſaͤmmtlicher Verbrechen gezeigte Boͤswilligkeit 
bei Beſtimmung der Strafe zum Grunde zu legen. Ganz 
gegen den Sinn des Geſetzes wuͤrde es aber ſeyn, wie aus 
dem Worte „wenigſtens“ deutlich hervorgeht, bei jedem zwei— 
ten Ruͤckfalle, und haͤtte der Verbrecher wegen der fruͤheren 
Diebſtaͤhle auch mehrjaͤhrige Arbeitshausſtrafe verbuͤßt, un— 
bedingt in die hoͤhere Strafart uͤberzugehen. 
6) Zuſammenſtellung der verſchiedenen Strafen des einfachen 
und des in Art. 230 erwaͤhnten ausgezeichneten Diebſtahls, 
ſo wie der Ruͤckfaͤlle. 
A. Einfacher Diebſtahl. (Art. 223.) 
J. Erſter Diebſtahl. 
Bei einem Betrage 
bis mit 5 Thlr. mit 1 Tag bis 6 Wochen Ge: 
| faͤngniß, 
über 5 &hle. = = 10 = mit Gefaͤngniß von 4 bis zu 
8 Wochen oder Arbeitshaus bis 
zu 3 Monaten, 
: 10 = =: = 50 = mit Arbeitshaus bis zu 2 Jah: 
’ ren, 
: 50 ⸗ mit Arbeitshaus von 1 bis zu 
6 Jahren. 
I. Erſter Ruͤckfall. (Art. 223 und 58.) 
Bei einem Betrage 
bis mit 5 Thlr. mit 1 ag bis zu 12 Wochen 
Gefängniß, 
über 5 Zhlr. = = 10 = mit Gefängniß von 4 Wochen 
; bis zu 3 Monat, oder Arbeits- 
haus von 2 bis zu 6 Monat, 


: 0 : = = 50 =: mit 2 Monat bis zu 4 Jahr 
Arbeitöhaus 
— 80 = mit 1 bis zu 10 Jahren Ars 


beitshaus. 
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IIL Zweiter und mehrfacher Rüdfall. (Art. 223, 
58, 240, 12, 8.) 
Bei einem Betrage 
bis mit 5 hir. 1) mit 1 * bis zu 12 Wo⸗ 
chen Gefaͤngniß, 
2) desgleichen, unter Hinzu— 
fuͤgung der Schaͤrfungen in 
Art. 12, 
3) mit 2 bis zu 3 Monat Ar: 
beitöhaus, 
4) deögleichen, nebft Schär: 
fungen des rt. 12; 
über 5 Thlr. bis mit 10 Thlr. 1) mit Gefängniß von 4 Wo: 
chen bis zu 3 Monaten, 
2) desgleichen, nebft Schärfun: 
gen in Art. 12, 
3) mit Arbeitshaus von 2 bis 
zu 6 Monaten, 
4) deögleihen, nebſt Scär- 
fungen in Art. 12; 
über 10 Thlr. bis zu 50 Thlr. 1) mit Arbeitshaus von 2 Mo: 
naten bis zu A Jahren, 
2) deögleichen, nebft Schär: 
fungen in Art. 12, 
3) mit Zuchthaus zweiten Gra⸗ 
des von 1 bis zu 4 Jahren, 
4) deögleichen, nebft Schär- 
ai fungen in Art. 8; 
über 50 Thlr. 1) mit Arbeitöhaus von 1 bi 
zu 10 Jahren, 
2) deögleichen, nebſt Scär: 
fungen in Art 12, 
3) mit Zuchthaus zweiten Gra⸗ 
des von 1 bis zu 10 Jahren, 
4) beögleichen, nebft Schär: 
fungen in Art. 8. 
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B. Ausgezeichneter Diebftahl. (Art. 230.) 
1. Erfter Diebftahl. (Art. 230.) 
Bei einem Betrage 
bis mit 10 Thlr. mit Arbeitshaus von 2 Monaten bis zu 1 
Sahre, 
: =: 50 =: 1) mit Arbeitshaus von 8 Monaten bis zu 
| 2 Sahren, 
2) mit Zuchthaus zweiten Grades von 1 bis 
zu 2 Jahren, 
über 50 Thlr. mit Zuchthaus zweiten Grades von 1 bis zu 
6 Sahren. 
U. Erfter Rüdfall. er 230, 58.) 
Bei einem Betrage 
bis mit 10 Thlr. mit Arbeitshaus von 2 Monaten bis zu 2 
Sahren, 
= 50 = 1) mit Arbeitshaus von 8 Monaten bis zu 
2 Sahren, 
2) mit Zuchthaus zweiten Grades von 1 bis 
zu 4 Sahren, 
über 50 Thlr. mit Zuchthaus zweiten Grades von 1 bis zu 
12 Sahren. 
Il. Zweiter und mehrfaher Rüdfall. (Art. 230, 
58, 240, 12, 8.) 
Bei einem Betrage 
bis mit 10 Thlr. 1) mit Arbeitshaus von 2 Monaten bid zu 
2 Sahren, 
2) deögleichen, nebft Schärfungen in Art. 12, 
3) mit Zuchthaus zweiten Grades von 1 bis 
zu 2 Sahren, 
| 4) deögleichen, nebft Schärfungen in Art. 8; 
bis mit 50 Thlr. 1) mit Arbeitshaus von 8 Monaten bi8 zu 
2 Sahren, 
2) deögleichen, nebft Schärfungen in Art. 12, 
3) mit Zuchthaus zweiten Grades von 1 bis 
zu 4 Jahren, 
4) deögleichen, nebft Schärfungen in Art. 8. 
5) mit Zuchthaus erften Grades von 2 bis 
zu 4 Jahren, 
6) deögleichen, nebjt Schärfungen in Art. 8; 
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über 50 Thlr. 1) mit Zuchthaus zweiten Grades von 1 bis 
zu 12 Jahren, 
2) deögleichen, nebft Schärfungen in Art. 8, 
3) mit Zuchthaus erften Grades von 2 bis 
zu 12 Jahren, 
4) deögleichen, nebft Schärfungen in Art. 8. 
7) Sowohl die Stellung al3 auch die Eingangsworte dieſes 
Artikel zeigen deutlich, Daß derfelbe nur auf den Diebftahl, 
nicht auch auf die mit demfelben nach Art. 59 als gleich- 
artig benannten Verbrechen fich bezieht. (Appell. Ger. z. 
Leipzig.) 


Art. 241. 
QVorenthaltung des Gefundenen. 


Die Vorenthaltung einer gefundenen fremden Sache ift 
mit der Hälfte der auf den einfachen Diebitahl gefegten Stra- 
fen zu belegen, wenn derjenige, welcher fie verloren hat, ent= 
weder dem Finder zur Zeit der Auffindung befannt war, oder 
ihm fpäter zu einer Zeit, wo er die Sache noch im Befike 
hatte, befannt wurde, oder der Finder zu derfelben Zeit eine 
öffentliche Aufforderung zur Zurüdgabe unbefolgt ließ. Hat 
der Finder einer verlornen Sache, ohne daß ihm der Eigen: 
thümer. oder die Aufforderung zu der Zurüdgabe bekannt 
wurde, berfelben fich angemaßt, oder binnen Vier Wochen, 

« von Zeit der Auffindung an, den Fund weder der Obrigkeit 
angezeigt, noch in einem, nad) den Verhältniffen geeigneten 
Öffentlichen Blatte befannt gemacht, oder nad) Ablauf von 
Vier Wochen, von Zeit feiner Bekanntmachung an, die Sache 
nicht an die Obrigkeit abgeliefert, fo ift er, wenn der Werth 
der Sache über Einen Thaler beträgt, mit. Gefängniß bis zu 
Acht Wochen, oder, dafern diefes nicht über Drei Wochen 
anfteigt, mit verhältnißmäßiger Geldbuße zu beftrafen. 
1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 608 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 381. 2. Bd. ©. 451. — Mitth. ©. 898 fg., 4402. — 
Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. S.718. — Mitth. ©. 3948. 
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2) Entwurf. Art. 229. 

Die Borenthaltung — zur Zeit des Findens befannt war, 
oder diefer nachher zu einer Zeit, wo er die Sache noch im 
Befis hatte, von felbigem in Kenntniß gefeßt wurde, oder 
zu derfelben Zeit zc. — angezeigt, noch in einem öffentlichen 
Blatte bekannt gemacht, oder nach Ablauf der in der Be— 
Fanntmachung gelegten Zrift die Sache nicht an die Obrig- 
Feit abgeliefert, fo ift er, wenn ber Werth der Sache über 
Einen Thaler beträgt, mit Gefängniß bis zu Acht Wochen 
zu befirafen. 


3) Sollte der Finder nachmweifen fönnen, daß die verfpätete 
Ablieferung lediglich aus Wergeffenheit”oder Sorglofigkeit, 
feineswegs aus eigennüßiger Abficht erfolgt fey, fo kann 
auch in einem folchen Falle die Diebftahlsftrafe nicht in An— 
wendung fommen, obfcbon der Finder die (als Folge feiner 
Nachläffigkeit) erwachfenen Koften zu bezahlen hat. [Bergl. 
Schüler Beitr. 3. Beurthl. des Criminalgeſetzbuchs. ©. 
81 fg.] 

4) Wenn ein Fremder in einem Gafthofe, felbft wenn ein Gaft 
in einer Zabagie einen Gegenftand liegen läßt, fo fann man 
nicht fagen, derfelbe habe den fraglichen Gegenftand verlo— 
ren. Derfelbe bleibt im Gemwahrfam des Wirthes. Nimmt 
nun Semand diefen Gegenfland in der Abſicht an fih, um 
ihn fich zuzueignen, fo begeht er, er mag davon, daß bie 
Sache einem Fremden gehörte, unterrichtet geweſen feyn, 
oder nicht, einen wirklichen Diebftahl. 


Ar t. 242. 


Veruntrauung. 


Wer eine fremde bewegliche Sache in feinem Befiß oder 
Gewahrfam, oder zu verwalten hat, und irgend eine Hand⸗ 
lung vornimmt, woraus die rechtswidrige Aneignung der 
Sache entweder an fich oder nad) den übernommenen befon- 
dern Verpflichtungen fich ergiebt, ift nach Verhaͤltniß des 
Werths derfelben mit den Strafen des einfachen Diebftahls 
zu belegen. (Art. 223.) 
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1) Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 609. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 381 fg. 2. Bd. ©. 451, 758. — Mitth. S. 899 fg., 
4402, 5670. — 2and.:Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 718. 
3. Bd. ©. 543. — Mitth. ©. 3948 fg., 5547. 

2) Entwurf, Art. 230. 


Anftatt der Worte „woraus — fich ergiebt” ftanden im 
Entwurfe die Worte: „welche die Abficht zu erfennen giebt, 
eine folhe Sache rechtäwidrig fich zuzueignen.” 

3) Das Wort „Beruntrauung” begreift im weitern Sinne 
zugleich die „Unterfhlagung” in fih. Letztere wird mit 
der erftern im engern Sinne gleich geahndet. (Vergl. die 
Erklärung der Staatsregierung Land.=Act. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 142 und Art. 50. Anmerk. 3.) 


A) Der bloße rechtswidrige Gebrauch einer fremden Sache 
begründet an fich noch Feine Veruntrauung, wohl aber der 
rechtswidrige Verbrauch und die Abficht, die Sache fich 
zuzueignen. (Mitth. ©. 899 fg.) Der erftere wird nachs 
Art. 287 milder geahndet. 

5) Die Veruntrauung unterjcheidet fi vom Diebftahle we 
ſentlich dadurch, daß bei erfterer die Sache in den Händen 
desjenigen ift, der fie fih unrechtmäßiger Weife aneignen 
will, bei legterem aber der Dieb diefen Beſitz fich erft durch 
feine verbrecherifhe Handlung verſchafft. Die Abficht ift 
bei beiden gleih, und geht dahin, die Sache rechtswidrig 
ſich zuzueignen. Es ift bei erfterer fchwieriger, die eigent- 
lihe Handlung, welche das Verbrechen conflituirt, zu be: 
flimmen, und muß bier immer Bieled der Beurtheilung 
im concreten Falle überlaffen werden. (Land. Act. Beil. 
3. II. Abthl. 1. Samml. ©. 138. — Mitth. ©. 3915.) 

Die Veruntrauung ift deshalb mit dem Diebflahle als 
gleich firafbar angefehen worden, weil, objchon bei felbiger 
die Wegnahme aus fremdem Beſitze mangelt, Doch an deren 
Statt eine Verlegung des Vertrauens tritt. (Land. = Act. 
III. Abthl. 2. Bd. ©. 719.) Diefer Grund ift jedoch nicht 
durchgängig richtig, da zu dem Begriffe der Veruntrauung 
nah Art. 242 keineswegs gehört, daß die fragliche Sache 
dem Beruntrauenden in gutem Glauben anvertraut worden 
ift, e8 vielmehr auch dann als eine Veruntrauung erfcheint, 
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wenn Jemand auf irgend eine andre Art, außer der eigen: 
mächtigen gewinnfüchtigen Abficht und des Bundes in den 
Beſitz der Sache gefommen ift (4. B. wenn Jemand eine 
Sache in der vielleicht fehr entfchuldbaren Ueberzeugung, fie 
gehöre ihm, an fich genommen, gleihwohl aber, nachdem er 
erfahren, daß fie fremdes Gut fey, behaltın und in feinen 
Nuben verwendet hat). Es liegt daher in der Natur der 
Sache, daß eine Veruntrauung, bei welcher ein Mißbrauch 
des Vertrauens nicht flattgefunden hat, an fich ald eine 
minder böswillige, mithin weniger ftrafbare Handlung fich 
darftellt. Man hat daher mit Recht auf die Inconfequenz 
aufmerffam gemaht (Schüler Beitr. 5. Beurthl. d. Cri— 
minalgeſetzbuchs, ©. 83), daß derjenige, welcher wifjentlich 
und im Einverftändniffe mit dem Diebe eine geftohlne Sache 
von dem Diebe befommt, und aus Gewinnfucht behält, 
nah Art. 46 und 239 höchftend mit einem Drittheile der 
Diebftahlöftrafe belegt werden fol, während derjenige, wel: 
cher zufällig oder auf rechtmäßige Art in den Beſitz einer 
fremden Sache kommt, aber fich diefelbe aus Gemwinnfucht 
aneignet, nach Art. 242 von der vollen Diebftahlöftrafe ge- 
troffen wird. 

6) Als Veruntrauung, und nicht als einen Mißbrauch amt- 
licher Eigenfchaften (Art. 254) hat man den Fall angefehen, 
wo ein Schulgelder » Einnehmer von den Gontribuenten zu 
viel erhoben, und das, was er zu viel erhoben, an die 
Schulfaffe nicht abgeliefert hatte; eben fo den Fall, wo Je— 
mand einem Andern eine Sache zum WBerfauf übergeben, 
leßterer aber diefe Sache an einen Dritten verpfändet, felbi: 
gem aber zuvor gefagt hatte, daß die fraglihe Sache nicht 
fein Eigenthbum, vielmehr nur ihm zum Verkaufe übergeben 
worden fey. 


A tt; 243 


Gegen Staatsdiener, Gemeindebeamte, Patrimonial- 
gerichtöverwalter, Advocaten und Notare, Wormünder, und 
überhaupt gegen alle Perfonen, welche zu dem Gefchäft, in 
Anfehung deffen fie fich einer Veruntrauung fhuldig gemacht 
haben, von einer öffentlichen Behörde befonders verpflichtet 
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worden find, treten nach gleichem Verhältniß die im Art. 230 
beftimmten Strafen ein. 


1) Land.: Act. I. Abthl. 3.Bd. ©. 609. U. Abthl. 1. Bd. ©. 
383. 2: Bd. ©. 451, 758. — Mitth. S. O1 fg., 4402, 
5670. — Rand. Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 718. 3. Bd. 
©. 543. — Mitth. ©. 3949, 5947. 

2) Entwurf. Art. 231. Gleichlautend. 


3) Motiven. (Land. Act. 1. Abthl. 1. Bd. ©. 10%.) 

Zu der Anwendung der wegen der qualificirten Verun— 
trauung angedrohten Strafen ift nunmehr nur eine allge 
meine Verpflichtung zu dem Gefchäft, bei welchem der Ber: 
brecher das unterfchlagene Gut in feine Hände befommt, 
nicht aber eine fpecielle Verpflichtung auf das diefe Stra: 
fen beſtimmende Geſetz erforderlih, und die Abichaffung 
diefer zeither vorgefchriebenen befondern Berpflihtung ift 
um fo unbedenflicher, ald das Angelöbniß, eine an fich ge— 
jeßwidrige Handlung zu unterlaffen, bei der Veruntrauung 
wohl eben fo wenig als bei andern Verbrechen nothwendig 
ift, um der gefeglichen Strafe zu verfallen. 

4) Auf die Anfrage, ob eine eidliche Verpflichtung nothwendig 
fey, oder auch eine Verficherung an Eideöftatt genüge, ob 
überhaupt eine befondere Verpflichtung erforderlich, oder 
nur eine allgemeine, ingleichen ob die gefegliche Dispofition 
auch auf Privatdiener zu erftreden fey? erklärte die Staats— 
regierung, daß fie beabfichtige, promifforifche Eide möglichit 
zu vermeiden. Um die Beruntrauung ald ausgezeichnet zu 
betrachten, genüge es, daß die zur Verwaltung fremder 
Sachen angeftellte Perfon von einer öffentlichen Behörde 
befonders dazu verpflichtet worden fen, gleichviel ob die Ver: 
pflichtung eidlich gefchehen, oder nicht. Eben fo falle aud) 
derjenige Privatdiener unter diefen Artikel, der auf Antrag 
einer Privatperfon zu befondern Sefchäften verpflichtet wor: 
den fey. (Kand.-Act. II. Abthl. 1.Bd. ©. 383. — Mitth. 
S. 901 9.) 

Hiermit im Einklange fteht die Verordnung v. 15. De 
tober 1838 (Gef. u. Verordn. BI. v. 3. 1838. ©. 425 fg.), 
den Wegfall der Verpflihtung auf das Mandat vom anver: 
trauten Gute ꝛc. betreffend. 

25 
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Art. 244. 


Beruntrauungen unter den Art. 237, 238 erwähnten 
Berhältniffen find nach den ebendafelbft aufgeführten Be— 
ftimmungen zu beurtheilen. 

1) Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 609 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 383. 2. Bd. ©. 451, 758. — Mitth. ©. 902, 4402, 
5670. — Land. Act. III. Abthl. 2.380. ©. 718 fg. 3. Bd. 
©. 543. — Mitth. ©. 3949 fg., 9547. 


2) Diefer Artikel war im Entwurfe nicht enthalten. 


3) Beruntrauung unter nahen Verwandten (Art. 237) und 
Beruntrauungen von Victualien (Art. 238). 


Dreizehbntes Kapitel. 
Bon betrügerifben Handlungen. 


Art. 245. 
Einfaher Betrug. 

Mer wiffentlich falſche Thatfachen für wahre auögiebt, 
oder wahre Thatfachen unter Verhältniffen, mo er die Wahr- 
heit zu fagen rechtlich verpflichtet war, verfchweigt, oder 
unterdrüdt, oder wer folche Handlungen Andrer wiffentlic) 
benugt, und dadurch Semanden in Schaden gebracht, oder 
fi) oder Andern einen unerlaubten Vorteil verfchafft hat, 
ift, infofern der Gegenftand eine Schäßung zuläßt, mit den 
Strafen des einfachen Diebftahld, wenn aber eine Schäßung 
nicht eintreten kann, mit Gefängnißftrafe bi zu Acht Wo- 
chen, oder Arbeitshauöftrafe bis zu Sechs Jahren zu belegen. _ 
In Fällen, wo feine gewinnfüchtige Abficht vorliegt, ift dem 
Richter geftattet, flatt der Gefängnipftrafe auf verhältniß-. 
mäßige Geldbuße zu erkennen. 


Erläuterung. 


Einfacher Betrug und Fälfhung, inſoweit Dadurch nur 
die Art. 237 bezeichneten Perfonen betroffen werden, inglei- 
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chen einfacher Betrug unter den Art. 238 bemerkten Ver: 
- hältniffen, find nur auf Anzeige des verlegten Theild in Un— 
terfuchung zu ziehen und nur mit den-dafelbft bemerkten Stra- 
fen zu belegen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 610. LI. Abthl. 1. Bo. 
©. 383 fg. 2. Bd. ©. 451, 758. — Mitth. ©. 902, 4402, 
3670. — Zand.» Act. III. Abthl. 2. Bd. S. 723 fg. 3. Bd. 
©. 543. — Mitth. ©. 3974 fg., 5547. 


2) Entwurf, Art. 232. 

Mer in der Abficht, Semanden an feinem ——— oder 
an andern Rechten zu benachtheiligen, oder ſich, oder An: 
dern einen unerlaubten Vortheil zu verfchaffen, wiffentlich 
falfche Thatfachen für wahre ausgiebt, oder wahre Thatfas 
chen mit Verlegung der Pflicht, die Wahrheit zu fagen, ver: 
fhweigt, oder unterdrüdt, oder wer folhe Handlungen 
Andrer wiffentlich benußt, ift, infofern der Gegenftand eine 
Schaͤtzung zuläßt, mit den Strafen des einfachen Dicbftahls, 
wenn aber eine Schäbung nicht eintreten kann, mit einer 
willführlihen Strafe zu belegen, welche bis zu fechsjähri- 
gem Arbeitöhaufe gefteigert werden Fann. 

3) Motiven. (Land.-Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 104.) Die 
Gleichftelung des einfachen Betrugd mit dem einfachen Dieb- 
ftahle rechtfertigt fich dadurdh, daß die bei dem Diebftahle 
vorhandene heimliche Aneignung durch die von dem Betruͤ⸗ 
ger angewendete Lift und die Zäufchung des Vertrauens bei 
dem Betrogenen aufgewogen wird. 

4) Eine bloße moralifche Pflicht, die Wahrheit zu fagen, genügt 
nicht, .um dad Stillſchweigen zu einem betrügerifchen zu 
machen, (Land.:Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 
139 fg.) 

5) Da der Betrug nicht ſchon durch die vollbrachte Taͤuſchung, 
fondern erft dann als vollendet fich darftellt, wenn der Zwed 
erreicht, d. h. Schaden geftiftet oder der Vortheil erlangt 
worden ift, der Artikel aber, wie er im Entwurfe enthalten 
war, eine andre Auslegung geftattete, fo wurde, um dies 
zu vermeiden, bie veränderte Faffung gewählt. (Land.: 
Act. Beil. z. TIL Abthl.2. Samml. ©. 845 fg. — IH. Abthl. 
2. Bd. ©. 723 fg.) 

5% 
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Die Saͤtze dieſes Artikels * daher folgendermaßen zu- 
fammen zu faflen: 


a) „Ber — — benutzt,“ 
b) „und dadurch — — verſchafft hat,“ 
c) „iſt — — zu belegen;“ 


keineswegs aber, wie es die Wortſtellung allerdings zu= 
laſſen wuͤrde: 


a) „Wer — — unterdruͤckt“ 
b) „oder wer — — verfchafft hat,“ 
ce) „ift — — zu belegen.” 


6) Vergl. Krug Studien ıc. II. Abthl. S. 120 fg. Abhdl. XXIII 
vom Betruge. 


7) Es wurde in der I. Kammer bei Gelegenheit ber Berhand- 
lungen über einige Erläuterungen der Antrag geftellt, zu 
obigem Artikel folgenden Zufaß aufzunehmen: 

„Betrügerifche Handlungen unter den Art. 237 und 238 
erwähnten Verhältniffen find nady den eben dafelbft aufge— 
führten Beftimmungen zu beurtheilen.” (Land.: Act. v. J. 
1839 fg. Beil. 5. II. Abthl. 1. Samml, ©. 95 fg.) 

Die Staatsregierung fchlug folgende Faſſung vor: 

„Einfacher Betrug gegen die Art. 237 bezeichneten ver: 
wandten Perfonen, infoweit hierdurch nur die Rechte diefer 

Perfonen verlegt worden, ingleichen unter den Art. 238 be: 
merkten VBerhältniffen ift nur ıc.” 

Um jedoch auch die Fälfhung in dem Falle, wo Niemand 
weiter, als ein Verwandter betheiligt ift, zu treffen, wurde 
obige Faſſung vorgezogen. 

Es wird vorausgefegt, daß die Faͤlſchung nur auf den Fall 
jich bezieht, wo Urkunden verfälfcht worden find, die von 
verwandten Perfonen auögeftellt find, oder wo dergleichen 
in deren Namen gemacht worden. Bei Fälfhung von Ur- 
Funden dritter Perfonen, insbefondre öffentlicher Behörden 
wenn fie auch zum Behuf des Betrugs der Verwandten ge: 
Ichieht, muß immer die Unterfuchung von Amtswegen ein: 
treten. (Mitth. v. 3.1839 fa. I. ©. 1172.) 

In Bezug auf Art. 238 hat man von Aufnahme der 
Faͤlſchung abfehen zu müffen geglaubt, indem, wenn ber 
Dal überhaupt denkbar, hier eine fo große Befliffenheit vor- 
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liegt, daß man eine Ausnahme nicht füglich geftatten kann. 
(Mitth. a. a. D.) 

Eine Beftimmung wegen bed Borintbaltenen hat nicht 
nöthig gefchienen, weil das Verbrechen entweder zum Dieb: 
ftahle oder zur Beruntrauung gerechnet werben muß, und in 
beiden. Fällen die obgedachte Beftimmung ohnehin Anwen: 
dung findet. (Mitth. a. a. O.) 


Art. 246. 
Befchränfung diefer Vorfchrift bei Verträgen. 


Der Betrug außer Verträgen ift allezeit, bei Verträgen 
aber alödann ftrafbar: 

1) wenn bei einem zweifeitigen, auf gegentheiligen Vor— 
theil gerichteten Vertrage die Taͤuſchung oder Benußung 
des Irrthums des Andern auf wefentliche Gegenftände 
des Vertrags fich bezieht, und in Folge deffelben rechts: 
widriger Vortheil gezogen oder Schaden geftiftet wor: 
den ift; 

2) wenn bei einfeitigen Verträgen der Eine den Andern 
durch Zäufchung zu Eingehung des Vertrags verleitet, 
und dadurdy in Schaden gebracht hat. 

Es ift jedoch bei Bertragsverhältniffen eine Unterſu— 
hung wegen Betrugd nur auf Antrag des Befchädigten an: 
zuftellen. 

4) Land.- Act. I Abthl. 3. Bd. ©. 611. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 386 fg. 2. Bd. ©. 451. — Mitth. ©. 908, 4402. — 
Land. Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 727 fg. — Mitth. ©. 
3982 fg. 

2) Entwurf. Art. 233. 

Den lebten Satz: „Es ift jedoch ıc.” enthielt der Ent: 
wurf nicht. 

3) Die Deputation der I. Kammer war der Anficht, daß eine 
Beſchraͤnkung der criminellen Behandlung des Betrugd in 
Verträgen erforderlich fey. Es fchien ihr, daß die bier er: 
wähnten beiden Beflimmungen in der Hauptfache auf dafs 
felbe hinaudliefen, da der Betrug nur dann geflraft werden 
. 
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folle, wenn er als causam dans zu betrachten, der Vertrag 
folglich nad) civilrechtlichen Grundfägen nichtig fey, was fo- 
wohl dann eintrete, wenn er wefentliche Gegenftände (essen- 
tialia paeti) betrifft, ald wenn er überhaupt auf Berleitung 
zur Eingehung des Vertrags gegangen. Die Deputation 
hielt es bedenklich, durch einen foldhen doppelten Ausdrud 
den Richter auf einen Unterfchied zu führen, der eigentlich 
nicht vorhanden fey, dagegen für beffer, in einem Falle, wie 
ber vorliegende, an einen „bereits vorhandenen juridifchen 
Begriff fih zu halten, und ſchlug daher, unter commiffari- 
her Zuflimmung vor: den Betrug bei Verträgen nur dann 
für flrafbar zu erklären, wenn er nad) civilrechtlichen Grund: 
fügen die Aufhebung des Vertrags bewirken würde. (Kand.⸗ 
Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 140.) 

Die Kammer gab dem BVBorfchlage ihrer Deputation Beifall 
(and. Act. II. Abthl. 1. Bd. S. 387), allein die Depu— 
tation der U. Kammer fprach fich für den Entwurf aus, 
und beantragte nur den Zufaß, daß die Unterfuhung bloß 
auf Anzeige des Beichädigten anzuftellen jey (Beil. z. IIL 
Abthl. 1. Samml. ©. 135), und die II. Kammer flimmte 
in beider Hinficht ihrer Deputation bei (III. Abthl. 2, Bd. 
S. 727), obſchon der Regierungscommiffar erklärte, daß die 
Regierung zwar mit dem Zufage einverftanden, dagegen der 
Saflung der L Kammer beigetreten fey, weil fie, obfchon fie 
im Ganzen daffelbe als der Entwurf enthalte, doch infofern 
vorzüglich fey, als durch diefe allgemeinen Grundfäge man: 
cher Zweifel entfernt, und die Gelegenheit zu Denunciatio- 
nen befchränft würde, und daß, was den Einwurf anlange, 
wie die beregte Faffung doppelte Proceffe verlange, indem 
ber Unterfuhung immer erft ein Givilproceß vorausgehen 
muͤſſe, felbigem entgegenftehe, daß, dafern nur überhaupt das 
Factum fih klar berausftelle, der Unterfuchungsrichter zu 
prüfen habe, ob der Betrug ein folcher gewefen, welcher eine 
Nefciffion bewirken könne. (III. Abthl. 2. Bd. ©. 727.) 

Mit Grund flimmt daher der Verfaffer des Entwurfs 
des Griminalgefeßbuch8 (in den Anmerf. I. Abthl. S. 163) 
der vom Ordinarius der Zuriftenfacultät in der I. Kammer 
ausgefprochenen Anficht (vergl. Mitth. S. 908) bei, daß 
bei zweifeitigen Verträgen nur eine wefentliche, von dem ei: 

- 
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nen Gontrahenten berbeigeführte Taͤuſchung binfichtlich des 
Gegenftandes des Vertrags, fo wie bei einem einfeitigen die 
durch abfichtliche Taͤuſchung bewirkte Berleitung des Andern 
zu Eingehung eined Vertrags Beranlaffung darbieten Eön- 
nen, eine Unterfuhung und Beftrafung gegen denjenigen, 
der fich der Taͤuſchung des Andern fchuldig gemacht hat, 
eintreten zu laflen, daß aber dazu Feine im Handel und 
Wandel gewöhnlichen Anpreißungen oder Aeußerungen in 
Beziehung auf unwefentliche Nebenfachen hinreichend find. 

4) Nach der Stellung des obigen Artikels verfteht es fich von 
felbft, daß der ausgezeichnete Betrug, ohne Rüdficht auf 
Vertragdverhältniffe, jtets von Amtswegen zu unterfuchen 
und zu beftrafen ift. 


art 247. 
Anggezeichneter Betrug. 
1. Salfyung. 

Mer unter dem Namen einer Öffentlichen Behörde eine 
falfche Urkunde ausftellt, oder eine Achte von einer folchen 
Behörde ausgeftellte oder beglaubigte Urkunde verfälfcht, um 
fid) oder Andern damit einen Vortheil zu verfchaffen, oder 
Jemanden in Schaden zu bringen, oder wer eine gültige oͤf— 
fentliche oder Privaturfunde zum Nachtheil der Rechte eines 
Andern rechtswidrig verheimlicht, vernichtet oder unbraud)- 
bar macht, ift mit Gefängnißftrafe bis zu Sechs Monaten 
oder Arbeitöhausftrafe bis zu Zwei Jahren zu belegen. 

1) Zand.:Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 611. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 357 2. Bd. ©. 451. — Mitth. S. 909 fg. 4402. — 
Land.-Act. III. Abthl. 2. Bod. S. 728. — Mitth. ©. 3984. 

2) Entwurf. Art. 234. 

Die Worte: „oder Jemanden in Schaden zu bringen“ 


enthielt der Entwurf nicht, und anſtatt: „oͤffentliche oder Pri— 
vaturkunde“ ſtand in ſelbigem nur: „Urkunde.“ 


Art. 248. 


Iſt der beabſichtigte Erfolg bereits erreicht worden, ſo 
iſt bei einem Betrage des verurſachten Nachtheils bis mit 
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Funfzig Thalern auf Gefängniß oder Arbeitshaus bis zu Vier 
Jahren, bei einem Betrage deffelben über Funfzig Thaler auf 
Arbeitshaus oder Zuchthaus zweiten Grades bis zu Sechs 
Zahren, wenn aber Feine Schäßung eintreten fann, auf Ge: 
fängniß oder Arbeitshaus bis zu Acht Jahren zu erkennen. 

1) Land.:Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 611 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 387. 2. Bd. ©. 451, 758. — Mitth. S. 910 fg., 4402, 
5670. — Land.» Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 728. 3. Bd. 
©. 543. — Mitth. S. 3984, 5548. 

2) Entwurf. Art. 235. 

Iſt von einer folchen falfchen oder verfälfchten Urkunde 
bereits mit Erfolg Gebrauch gemacht worden, kann die Strafe 
nach Berhältniß des durch die Faͤlſchung verurfachten Nach: 
theilö bis zu vierjähriger Zuchthausarbeit zweiten Grades 
gefteigert werden. 

3) Auf den VBorfchlag, daß vor dem Worte „Urkunde“ annoch 
das Wort: öffentlichen” eingefchaltet werde, (Land. Act. 
Beil. z. IH. Abthl.1. Samml. S. 135 fg.) erklärte die Staats: 
regierung folches für nicht nöthig, denn Art. 247 unter: 
ſcheide Zwei Fälle, einmal Faͤlſchung der Urfunden, was 
fih bloß auf die öffentlichen beziehe, fodann Vernichtung 
ber Urkunden, wo zwifchen öffentlichen und Privaturfunden 
fein Unterfchied gemacht worden fey. Wenn nun im 248. 
Artikel fortgefahren werde: „Iſt von einer folchen ıc. — bes 
reit3 mit Erfolg Gebrauch gemacht worden,” fo fey Elar, 
baß nur von falfchen, und nicht von vernichteten Urkunden 
die Rede fey, da von den lestern ein Gebrauch nicht mehr 
gemacht werden fünne. Der vorliegende Artikel handle nur 
von falfchen und verfälfchten öffentlihen Urkunden, nicht 
auch von vernichteten öffentlichen oder Privaturfunden. 
(Mitth. ©. 911.) 

4) Die Strafe ift nach dem Erfolge zu bemeffen. (Mitth. 
©. 5548.) 


Art. 349. 
Die unbefugte Ausftelung von Privaturfunden unter 


dem Namen britter Perfonen, oder die Verfaͤlſchung Achter 


\ 
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Privaturkunden in rechtswidriger Abficht, ift mit Gefängniß 
bis zu Sechs Monaten, oder Arbeitöhaus bis zu Einem Jahre 
zu beftrafen. 

Sit der beabfichtigte Erfolg bereits erreicht, fo ift bei ei= 
nem Betrage des verurfachten Nachtheils bis mit Funfzig 
Thalern auf Gefängniß oder Arbeitshaus bis zu Drei Jahren, 
bei einem Betrage über Funfzig Thaler auf Arbeitshaus oder 
Zuchthaus zweiten Grades bis zu Vier Rahren, und wenn 
feine Schäßung eintreten kann, auf Gefaͤngniß oder Arbeits: 
haus bis zu Sechs Jahren zu erkennen. 


1) Zand.=Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 612. II. Abthl. 1. BD. 
©. 388. 2. Bd. ©.451,758. — Mitth. S. 911 fg., 4402, 
5670 fg. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bo. S©.728, 3. Bd. 
©. 543. — Mitth. ©. 3984, 5548. 


2) Entwurf, Art, 236. 

Die unbefugte Ausftelung von Privaturfunden unter dem 
Namen dritter Perfonen, oder die Verfälihung Achter Pri- 
vaturfunden ift mit Gefängniß bis zu Sechs Monaten oder 
Arbeitshausftrafe bis zu Einem Jahre zu belegen. Iſt durch 
den Gebrauch einer folhen falfchen oder verfälfchten Urkunde 
der beabfichtigte Vortheil bereits erreicht, fo Fann Zuchthaus: 
ftrafe zweiten Grades bis zu Drei Jahren eintreten. 


3) Weil dur den Gebrauch falfcher oder verfälfchter Urfunden 
nicht bloß ein Vortheil für den Betrüger, fondern auch aus— 
Schließlich eine Benachtheiligung des Andern beabfichtigt wor: 
den feyn kann, der lebtere Zwed aber in dem zweiten Sabe 
des Artikels im Entwurfe nicht getroffen wurde, fo ſchlug 


die Deputation der II. Kammer vor, anftatt des Wortes — 


„Bortheil‘ das Wort „Endzwed” zu fegen. (Land. Act. 
Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 136.) 


Art, 250. 


Iſt jedoch die Falfhung an Keifepäffen, Wanderbü- 
chern, Dienft=, Geburtö- oder andern Zeugniffen nur zu dem 
Zwecke eines erleichterten Forttommend oder Unterfommend 
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verübt worden, fo findet nur Gefängnißftrafe bis zu Acht 
Wochen ftatt. j 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 612. I. Abthl. 1. Bd. 
©. 388. — Mitth. S. 912. — Land.Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 728 — Mitth. ©. 3984. 

2) Entwurf, Art. 337. 

Iſt ꝛc. — Gefängnißftrafe von Vierzehn Tagen bis zu 
Drei Monaten ftatt. 

3) Weil dergleichen Fäalfhungen oft fo unbedeutend feyn koͤn— 
nen, daß eine Strafe von Vierzehn Tagen völlig außer Ver— 
haltniß ftehen würde, fchlugen die Deputationen den gaͤnzli— 
chen Wegfall einer Beftimmung des Minimums vor. (Land.: 
Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. S. 141. — Beil. z. II. 
Abthl. 1. Samml. ©. 136.) 

Im Uebrigen war die Deputation der IL. Kammer zugleich 
der Anficht, daß Falfchungen der vorliegenden Art, um die 
Griminalgerichte nicht übermäßig zu belaften, nur polizeilich 
unterfucht und beftraft werden follten. 

Dem leßtgedachten Vorfchlage hat auch die Staatöregierung 
in fo weit entfprochen, als fie durch die Verordnung v. 
27. April 1838 Num. IV. (Gef. u. Verordn. BI. v. J. 
1838 ©. 376) angeordnet hat, daß das in obigem Artikel 
bezeichnete Vergehen, wenn es zum erften Male verübt, und 
von der Polizeibehörde entdedt wird, und andre vor die Ge: 
richtsbehörden gehörige Verbrechen nicht concurriren, auch 
fernerhin von den Polizeibehörden zu unterfuchen und zu be= 
ftrafen ſei. 


Art 251. 


Die Fertigung oder der Gebrauch von falfchen oder der 
Mißbrauch von Achten öffentlichen oder Privatfiegeln oder 
Stempeln zu Erlangung eines unerlaubten Vortheild oder zu 
Benadhtheiligung eines Andern ift, infofern nicht zugleich we— 
gen Falfhung der damit bezeichneten Urkunden oder wegen 
eines dadurch verübten Betrugs eine höhere Strafe eintritt, 
mit Gefängnißftrafe bis zu Acht Wochen, oder Arbeitöhaus- 
ftrafe bis zu Sechs Monaten zu ahnden. 
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1) Land.: Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 613. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 389, 2. Bd. ©. 451, 758. — Mitth. ©. 912 fg., 4402, 
5671. — Sand. Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 728. 3. Bo. 
©. 543. — Mitth. S. 3984 fg., 5548. 

2) Entwurf. Art. 238. 

Die Fertigung oder der Gebraud) von falſchen öffentlichen 
oder Privat:Siegeln oder Stempeln zu Erlangung eines 
unerlaubten Bortheild ift, infofern nicht zugleich wegen Faͤl— 
fhung der damit "bezeichneten Urkunden eine höhere Strafe 
eintritt, mit Arbeitshauöftrafe von Sechs Monaten bis zu 
Zwei Jahren zu ahnden. 

3) Es kommt bier nur der Fall der Fälfhung oder Verferti- 
gung der Siegel oder Stempel ohne ſchweren Mißbrauch in 
Frage. (Mitth. ©. 5548.) Goncurrirt zugleich ein Be- 
trug, fo leiden die Grundfäge über dad Zufammentreffen 
mehrerer Verbrechen durch eine Handlung Anwendung, und 
ed ift fodann auf die fchwerfte der verfchievenen Stra: 
fen, nad) richterlihem Ermeffen unter Schärfung bderfelben, 
zu erfennen. (Art. 48.) | 

M Auch bei diefem Artikel ift ruͤckſichtlich der Feftftellung der 
Strafe hauptfächlic darauf zu fehen, ob der Zwed erreicht 
worden ift, oder nicht. 


Art. 252. 


Mer Stempel oder befondere Kennzeichen, womit Waa- 
ren oder Fabrifate eines beftimmten Handelöhaufes oder einer 
beftimmten Fabrik bezeichnet zu werden pflegen, nachmacht, 
und foldye oder auch die Etikette eines Handelöhaufes oder 
einer Fabrik zu Taͤuſchungen im Handel mißbraucht, ift mit 
Gefängnißftrafe bis zu Zwei Monaten oder verhältnißmäßi- 
ger Geldftrafe zu belegen; es ift jedoch eine Unterfuchung dies- 
halb nur auf den Antrag einer dabei betheiligten Perfon an— 
zuftellen. 

4) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 389 fg. — Mitth. ©. 


913. — Land. = Act. III. Abthl. 2. Bd. S. 728 fg. — Mitth, 
©. 3985 ig. 


2) Entwurf. Art. 239. Gleichlautend. 
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3) Es liegt eine doppelte Rechtöverlegung vor, die des Käufers, 
und die des Handelöhaufes oder derabrif. (Mitth. S.3985.) 

4) Der Umftand, ob das Handelshaus oder die Fabrik im Sn: 
oder Auslande gelegen, hat auf die Strafbarkeit der Hand: 
lung feinen Einfluß. (Mitth. ©. 3985.) 

5) Auf den Antrag, die Geldftrafe aus diefem Artikel ganz 
zu verbannen, weil ein Mißverhältniß zwifchen der Höhe der 
Strafe und ber des gezogenen Gemwinnes fich herausftellen 
fönne, und die Strafe oft weiter nichts, als eine Abgabe 
vom gezogenen Gewinne feyn würde, erflärte der Regie: 
rungscommiffar, daß nach Befinden die Strafe des Betrugs 
eintreten fünne. In der Regel ſey aber in den hierher ge- 
börigen Fällen der Gewinn gar nicht zu berechnen, er be: 
ruhe ganz auf Zufälligkeiten, und oft täufche fich der Thaͤter 
felbft in der Idee, dadurch einen Gewinn zu erlangen; auch) 
kaͤmen Faͤlle vor, wo ſolche Etiketten auf eine Art abgefaßt 
würden, daß allerdings eine gewiſſe Taͤuſchung des Publi- 
cums dadurch hervorgebracht werde, ohne daß man die Hand: 
lung geradezu eine Fälfchung nennen koͤnne, und es würde 
hart feyn, wenn man in allen diefen Fällen unbedingt Ge: 
fängnißftrafe eintreten ließe. Im Uebrigen müffe der Rich- 
ter nicht nothwendig auf Geldftrafe erfennen, vielmehr ftehe 
es ihm frei, unter geeigneten Berhältniffen auch Gefängniß: 
firafe auszufprechen. (Mitth. ©. 913.) 


arh 2983: 
2. Mißbrauch der Religion. 


Wenn die Religion, eine veligiöfe Handlung oder eine 
durch die Religion geheiligte Sache zu Ausführung eines Be— 
trugs gedient hat, fo ift auf Arbeitshausftrafe von wenigftens 
Drei Monaten zu erkennen, welche bis zu vierjähriger Zucht: 
hausſtraſe zweiten Grades gefteigert werden Fann. 


1) Land.=Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 613. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 3%. 2. Bd. ©. 452, 758. — Mitth. ©. 913, 4402, 
5671. — Land.=Uct. I. Abthl. 2.Bd. S. 729. 3. Bdo. ©. 
943. — Mitth. ©. 3987, 5548. 


2) Entwurf. Urt. 240. 


— 
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Anftatt „Drei Monaten” ftand im Entwurfe: „Bier 
Monaten.’ | 
Art. 254. 
3. Mißbrauch amtliher Eigenfhaften. 
Wenn ein Betrug durch fälfchlic) angenommene Amts- 
titel oder fich beigelegte amtliche Eigenſchaften ausgeführt 
worden ift, fo ift diefes al ein erfchwerender Umftand zu be— 
trachten, wodurch die Strafe des Betrugs innerhalb des Art. 
245 und 223 beftimmten Strafmaafes gefteigert wird. 
Wenn aber öffentlich angeftellte Perfonen ihre Amtöver- 
hältniffe zu dem Zwecke eines Betrugs gemißbraucht haben, 
fo ift der Richter ermächtigt, bei der zuzuerkennenden Strafe 
auf die jedesmal folgende höhere Strafart in gleicher Straf: 
dauer überzugehen, oder ftatt deffen die verwirkte Gefängniß- 
oder Arbeitöhausftrafe um die Hälfte zu erhöhen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3.Bd. ©. 613 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©.3% 2. Bd. ©. 452. — Mitth. ©. 913, 4402. — Land. 
Act. III. Abthl. 2. Bo. ©.729. 3. Bd. ©.543. — Mitth. 
©. 3987 fg., 5548. 

2) Entwurf. Art. 241. 

Wenn öffentlich angeftellte Perfonen ihre Amtöverhältniffe 
zu dem Zwede eined Betrugs gemißbraucht haben, oder von 
andern Perfonen ein Betrug durch fälfchli angenommene 
Amtötitel, oder fich beigelegte amtliche Eigenfchaften aus: 
geführt worden ift, fo ift auf Gefängnißftrafe von Drei Mo- 
naten bis zu Einem Jahre, Arbeitshausftrafe bis zu Zwei 
Sahren, oder Zuchthausſtrafe zweiten Grades bid zu Vier 
Sahren zu erfennen. 

3) Der im Artikel ausgefprochene Grundfaß, daß ein Beamter, 
der feine Amtsverhältnifje zu Ausführung eines Betrugd ge: 
mißbraucht, in höhere Strafe zu nehmen fey, rechtfertiget 
fi) um fo mehr, als ein folder Beamter Eid und Pflicht 
verlegt, und es in der Regel fehr ſchwer ift, gegen derglei— 
chen Betrügereien fich zu fhüßen. (Land. Act. Beil. 3. 
IH. Abthl. 1. Samml. ©. 138 fg.) 

4) Unter den hier genannten „öffentlich angeftellten Perſonen“ 
find nicht nur wirkliche Staatöbeamte, fondern auch flän- 
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difche, ftäbtifche und andre Gommunbeamte und Diener, des— 
gleihen Kirchen = und Sculdiener u. |. w. begriffen. 
(Land.:Act. a. a. O. ©. 139.) 


Art. 255. 
4. Gefährdung bes Lebens oder der Gefundheit 
andrer Perfonem, 

Iſt durch eine unternommene betrüglihe Handlung das 
Leben oder die Gefundheit andrer Perfonen in Gefahr gefegt 
worden, fo ift, infofern nicht der von andern Perfonen wirk- 
lich erlittene Nachtheil ſchon eine fchwerere Strafe nach fich 
zieht, jedenfalls auf Arbeitshausftrafe von Bier Monaten 
bis zu Zwei Sahren zu erkennen. 

1) Land.» Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 436. — Mitth, ©. 
1045. — Land.-Act. 1. Abthl. 2. Bd. ©. 729. — 
Mitth. S. 3988. 

2) Entwurf. Art. 242. Gleichlautend. 

3) Motiven, (Land.:%ct. I. Abthl. 1.30. ©. 104.) 

Bei diefem Artikel ift zu erwähnen, daß hier nicht, wie 
bei Artikel 168 (des Entwurfs, Art. 179 des Geſ.⸗Bchs.) 
eine boshafte Abficht gegen das Leben oder die Gefundheit 
andrer Perfonen vorausgejegt wird, fondern daß der Ver: 
brecher nur einen durch die betrügliche Handlung zu erlan- 
genden Gewinn bezweckt, ohne Beachtung der gefährlichen 
Folgen, welche für Andre daraus entftehen fönnen. 

4) Zu den in biefem Artikel bezeichneten gefährlichen Betruͤge— 
teien gehören namentlich diejenigen, welche Kaufleute, Krä= 
mer, Bäder, Weinhändler, Brantweinbrenner, Brauer und 
dergleichen Perfonen dadurch begehen, daß fie die bei ihnen 
Fäuflichen Victualien durch fchädlihe Dinge verfälfchen. 
(Land.:Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 139.) 


Art. 256. 
Leihtfinniger Banferott. 


Mer fi) durch übermäßigen Aufwand, unordentlichen 
Haushalt, gewagte, mit feinem Vermögen in keinem 
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BVerhältniffe ftehende Unternehmungen oder andre ähnliche 
Handlungen in Ueberfchuldung gebracht und in Concurs ver- 
* fest hat, ift mit Gefängnißftrafe von Einem bis zu Sechs 
Monaten zu belegen. 


Art. 257. 

Hat insbefondre ein in gerichtlichen Concurs verfallener 
Schuldner, welcher Faufmännifche Gefchäfte betreibt, 

1) in der gefeßlicy vorgefchriebenen Zeit vor Ausbrud) 
der Inſolvenz die Inventur feines Vermögens oder den Be— 
trag feines Activ- und Paffivzuftandes nicht aufgenommen, 
oder. | 

2) feine Zahlungsunfähigkeit zu der gefeglich beftimmten 
Zeit bei der betreffenden Behörde nicht angezeigt, oder 

3) die zu feinem Gefchäft nach der Handelöfitte oder 
den Gefegen erforderlichen Bücher gar nicht oder in folcher 
Unordnung geführt, daß daraus fein Activ- und Paffivzu- 
ftand nicht erfehen werden kann, oder . 

4) zu einer Zeit, wo er feine Zahlungsunfähigkeit kannte, 
annody Darlehne oder Waaren auf Credit aufgenommen, oder 
andre Schuldverbindlichfeiten eingegangen, fo trifft ihn acht- 
wöchentliche bis einjährige Gefängnißftrafe. 


Art. 258. 
Betrügerifher Bankerott. 


Wer bei bevorftehendem oder ausgebrochenem Concurfe 
durch betrügerifche Handlungen einzelne Gläubiger vor andern 
begünftigt, oder, um feine Gläubiger zu verkürzen, Geld oder 
geldeswerthe Sachen heimlich zurudbehält oder auf die Seite 
Schafft, Activforderungen verfchmeigt, oder deren Bezahlung 
heimlich annimmt oder erläßt, oder durch irgend eine andre 
betrüglihe Handlung feine Zahlungsunfähigkeit vergrößert, 
ingleichen wer bei Angabe feines Vermoͤgenszuſtandes in be- 
trüglicher Abficht Ausgaben, Berlufte und Unglüdsfälle er: 


— — 
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dichtet, oder erdichtete Activ- oder Paſſivſchulden auffuͤhrt, 
oder flüchtig wird, und zu feiner Concursmaſſe gehörige Gel- 
der oder Effecten mit fi nimmt, ift mit Arbeitshausftrafe 
von Sechs Monaten bid Zuchthaus zweiten Grades von 
Sechs Jahren zu belegen. 


A r t. 259. | ’ 
Gin Schuldner, welcher Faufmännifche Gefchäfte betreibt, 


und bei bevorftehendem Goncurfe vorräthige Waaren oder Cre— 


ditpapiere unter dem Preife verfchleudert, vor oder nach Aus— 
bruch des Concurfes feine Handelsbücher oder andre bei der 
Regulirung feines Gefhäfts weſentlich nothwendige Papiere 
verheimlicht, vernichtet oder verfälfcht, oder die ihm in Han 
delöfachen von Andern zur Verwahrung anvertrauten Waa- 
ren, Gelder oder Papiere für fich verwendet hat, ift mit Ar- 
beitöhaus von Einem Jahre bis Zuchthaus zweiten Grades 
von Sechs Jahren zu beftrafen. 


Art. 260. 

Den im vorigen Artikel erwähnten Vergehungen ift es 
gleichzuachten, wenn Jemand, der Faufmännifche Gefchäfte 
betreibt, in der Abficht, feine Gläubiger durch einen Accord 
zu verkürzen, fich fälfchlic für zahlungsunfähig ausgegeben 
hat; es ift jedoch eine Unterfuchung dieshalb nur auf Anzeige 
eines betheiligten Glaͤubigers anzuftellen. 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 138, 614 fg. II. Abthl. 
1. Bd. ©. 436. fg. 2. Bd. ©. 452, 758 fg., 927 fg. — 
Mitth. ©. 1045 fg., 440% fg., 5671 fg., 6171.— Land. 
Act. II. Abthl. 2.80. ©.729 19. 3. Bd. ©. 544 fg., 819. — 
Mitth. S. 3988 fg., 9948 fg., 6365. 

2) Entwurf. Art. 243, 244, 245. 

Art. 243. (Taͤuſchung des Credits) Wer zu einer Zeit, 
wo er feine Zahlungsunfähigfeit Fannte, annoch Darlehne 
oder Waaren auf Credit aufnimmt, ingleichen wer durch ei- 
nen verhaltnigmäßig zu großen Aufwand feine Zahlungsun- 
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fähigkeit herbeiführt, oder durch Unternehmungen, welche feine 
Mitteldüberfteigen und deren Erfolg fehr zweifelhaft ift, fich 
in infolventen Zuftand verfest, ift mit Gefängnißftrafe von 
Acht Wochen bis zu Sechs Monaten zu belegen. 


Art. 244. Hat ein zahlungsunfähiger Schuldner, der 
faufmännifche Gefchäfte betreibt, in den lebten Zwei Jahren, 
von dem Ausbruche der Infolvenz an zurücdgerechnet, Feine 
* ſeines Vermögens und Vergleichung feines Activ— 
und Paſſivzuſtandes aufgenommen, oder ſeine vorhandene 
Zahlungsunfaͤhigkeit nicht fpäteftens Vier Wochen vor dem 
Anfange der nächftfolgenden Keipziger Ofter- oder Michael: 
Meßwoche gerichtlich angezeigt, fo findet dreimonatliche bis 
einjährige Gefängnißftrafe ftatt. 

Art. 245. Wer wiffentlich bei bevorftehendem Concurſe 
vorräthige Waaren für unverhältnigmäßig niedrige Preife 
veräußert, feinen Schuldnern Forderungen erläßt, oder auf 
irgend eine andre Art feine Zahlungsunfähigfeit vergrößert, 
ingleichen wer bei ausbrechendem Concurſe einen Theil feines 
Vermögens verheimlicht oder auf die Seite fchafft, oder bei 
Angabe feined Wermögenszuftandes erdichtete Activ-Forde— 
rungen aufführt, ift mit Arbeitshpaus von Sechs Monaten 
bis zu Vier Jahren zu beftrafen. Wenn ein Schuldner, 
der kaufmännifche Gefchäfte betreibt, bei dem Ausbruche feis 
ner Zahlungsunfähigfeit feine Handeldbücher, oder andre bei 
der Regulirung feiner Gefchäfte wefentlich nothwendige Pa: 
piere verheimlicht, vernichtet, oder verfälfcht, oder wenn er 
flüchtig wird und zu feiner Concursmaſſe gehörige Gelder 
oder Effecten mit fich nimmt, findet gegen ihn Zuchthaus: 
ftrafe zweiten Grades von Einem bis zu Vier Jahren ftatt. 

3) Bericht der Deputation der L Kammer. (Land.= Act. 
Beil, z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 142 fg.) 


Bei Art. 243 des Entwurfs ſchlug die Deputation, weil 
das darin erwähnte Vergehen dem Falle öfter fehr nahe ftehe, 
wo ein Schuldner ganz flraffrei bleibe, da es hier lediglich 
auf die Beurtheilung der zumeilen fchwer zu beantworten: 
den Frage anfomme, ob dem in Concurs Berfallenen wirf: 
lich eine grobe Berfchuldung zur Laſt falle, vor, das Mini: 
mum auf Bier Wochen herabzufegen. 

26 
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Bei Art. 245 des Entwurf erinnerte die Deputation, 
daß die in dieſem Artikel aufgeführten betrügerifchen Hand— 
lungen nur folche feyen, welche zum Nachtheile der Maffe 
und zum Wortheile des Banferotteurd gereichen, daß aber 
auch viele betrügerifche Handlungen vorfämen, durch welche 
die Begünfltigung eines Gläubigers vor dem andern, z. B. 
der Ehefrau, der Kinder, gegen dritte Perfonen bezwedt 
werde. Um biefen Fall zu treffen, ſchlug die Deputation 
unter commiffarifcher Zuftimmung vor, nach „vergrößert” 
einzufchalten: „oder Durch betrügerifche Handlungen einzelne 
Gläubiger vor den andern beguͤnſtigt.“ 


4) Bericht der Deputation der II. Kammer. (Land. = Act. 
Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 139 fg.) 
Zu rt. 243, 244 und 245. 


„Sn diefen Artikeln find die verfchiedenen Strafbeftim- 
mungen gegen leichtfinnige Schuldenmacher und Banferotti- 
rer enthalten. Die Deputation, nach mehrfachen Conferen— 
zen mit den Regierungscommiffarien, fieht fich zu dem Be— 
fenntniffe genöthigt, daß ihr der vorliegende Entwurf hierin 
weder hinfichtlich der Anordnung, noch aud) materiell genüge. 


In Bezug auf die formelle Einordnung der Materien be: 
merkt die Deputation beifpielöweife, daß 


a) die Ueberfjchrift des Art. 243 nur auf den darin aufge= 
führten erften Fall, nicht aber auf die folgenden Falle paffen 
dürfte, daß 


b) dasjenige Vergehen, welches der Hannoverfche und 
Würtembergihe Entwurf mit gutem Grunde, nad dem 
Stande des in Goncurd Gerathenen, in leichtiinniges Schul—⸗ 
denmachen und leichtfinnigen Bankerott (bei Handelsleuten) 
theilen, und mit verfchiedenen Strafen bedrohen, hier unter 
eine Strafbeflimmung gefaßt, und nur der Art. 244. befon- 
ders hervorgehobene Fall mit erhöhter Strafe bedroht ift, daß 

e) überhaupt feharfe Scheidung der nur für Kaufleute 
und der allgemein gültigen Beftimmungen nirgends hervor: 
tritt. Denn fo tft der Art. 243 gemeingültig, der Art. 244 
und die zweite Hälfte des Art. 245 nur auf Kaufleute be— 
rechnet. Ob ber erfte Theil des Art. 245 auch gemeingültig 
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fen, läßt mindeftens der im Eingange dieſes Theils ge- 
brauchte Ausdrud: ‚„‚vorräthige Waaren” fehr in Zweifel, 
und der erfennende Nichter wird, nad) der Faffung, Faum 
einen betrügerifchen Banferott dann annehmen, wenn ein 
Nichtfaufmann wiffentlich bei bevorftehendem Goncurfe feine 
Borräthe, oder auf größeren Landgütern, feine Inventarien 
verfchleudert hat. 

Was aber die Vollftändigfeit anlangt, fo vermißt die 
Deputation unter den Fällen, welche beim Schuldenwefen 
überhaupt und beim betrügerifchen und leichtfinnigen Ban: 
ferotte der Kaufleute insbefondere vorfommen fönnen, unter 
andern folgende: 

a) wenn der Banferottirer Commiſſions- oder nur anvers 
traute Waaren in feinen Nußen verwendet hat; 

b) wenn er feine Gläubiger durch falfıhe oder verfleidete 
Gefchäfte verfürzt hat; 

c) wenn er Ausgaben oder erlittene Verluſte fälfchlich 
vorgegeben hat; 

d) wenn er falfche Pafjiofchulden angegeben hat; 

e) wenn er einzelne Gläubiger vor Andern begünftigt hat; 

f) wenn er Xctivforderungen verfchwiegen oder nach Aus- 
bruch der Infolvenz noch Forderungen, Waaren oder andre 
zur Maffe gehörige Sachen betrüglich an fich gezogen hat; 

g) wenn er zu der Zeit, wo er fchon überfchuldet war, 
Greditpapiere verfchleudert hat; 

h) wenn er zu bderfelben Zeit noch ungewöhnliche Ein: 
kaufe auf Borg gemacht, oder ohne genügende Beranlaffung 
beträchtliche Anleihen aufgenommen hat (welche fein Be: 
triebsfapital um die Hälfte überfleigen); 

i) wenn er Wechfel und Greditpapiere über den doppelten 
Belauf feiner damaligen Bilanz ausgeftellt hat; 

k) wenn er die letten Sechs Monate vor Einftellung der 
Zahlungen beträchtlihe Summen an Geld oder Waaren 
eingenommen hat, und deren Verwendung nicht nachweifen 
kann; 

) wenn er ſich betruͤglich für zahlungsunfaͤhig ausgegeben 
hat, um einen vortheilhaften Accord zu erlangen; 

m) wenn ein Kaufmann gar keine oder unordentliche 
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Bücher geführt hat, aus denen man den Vermoͤgensſtand 
nicht erfehen fann; 

n) die Art. 243 gedachten Fälle bei Faufmännifchen Ge— 
fchäften. 

Nun fann man zwar zugeben, daß mehrere diefer Fälle 
unter einige allgemeine Ausdrüde des Entwurfs oder unter 
' gemeinen Betrug oder Veruntrauung fich fubjumiren laffen, 
allein theil3 wird dies nicht immer ohne eine ertenfive oder 
geziwungene Auslegung angehen, theils ift es gewiß im Be: 
rufe des Gefeßgebers gegründet, fo deutlich zu feyn, als 
möglid, und insbefondere auf Koften der Anwendbarkeit 
und Klarheit der Enticheidungsnormen, mithin auf Koften 
der Sicherheit und Gleichförmigfeit der Rechtsanwendung, 
niemals zu generalifiren. 

Gegen die Anficht der Deputation und zu Vertheidigung 
des Entwurfs ift hauptfächlich eingewendet worden, daß ber 
leßtere vornehmlich nur die bei allen Banferotten anwend— 
baren gemeingültigen Beftimmungen habe aufnehmen wol: 
len, während die fpeciellen nur für Kaufleute gültigen, einer 
künftigen Fallitenordnung vorbehalten bleiben follten, und 
daß man überhaupt beim Entwurfe gerade von der Anficht 
ausgegangen fey, das Specialifiren der Fälle möglichft zu 
vermeiden. Allein diefe Gründe fünnen die Deputation nicht 
überzeugen. Nach ihrem Dafürhalten gab es nur zwei Wege, 
die Sache zu behandeln, entweder alle Definitionen und 
Beifpiele wegzulaffen und einfach zu fagen: der leichtfinnige 
Bankerott wird fo — der betrügerifche fo — beſtraft; diefen 
Meg hat der Code penal befolgt und die Aufzählung ber 
Fälle, wo leichtfinniger oder betrügerifcher Banferott vor: 
handen, dem Code du Commerce überlaffen; oder man 
mußte diefe Falle durh Aufzählung, oder unzmweideutige 
Generalifation, fammtlich treffen, dabei zwifchen Kaufleu— 
ten und Nichtfaufleuten durchgehends unterfcheiden, und der 
Civilgeſetzgebung oder Fallitenordnung nichts als die eigent- 
lich civilrechtlichen Beſtimmungen, insbeſondere uͤber die den 
Kaufleuten aufzulegenden Verpflichtungen und die Formen 
des Verfahrens in jedem Stadio des Creditweſens uͤberlaſſen. 
Dieſen Weg haben der Wuͤrtembergſche und Hannoverſche 
Entwurf betreten. Der vorliegende Entwurf verſucht einen 
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dritten, eine Art von Mittelweg. Ohne zwifchen Kaufleu- 
ten und Nichtfaufleuten durchgehends zu unterfcheiden, ohne 
die Falle des leichtfinnigen und betrügerifchen Bankerotts 
forgfältig und anfchaulich genug zu fondern, überläßt er es 
dem erfennenden Richter, die oben unter a—n aufgeführten 
Falle entweder unter einige allgemeine Ausdrüde des Art. 
245 oder unter die Über den gemeinen Betrug und Verun— 
trauung vorhandenen Bellimmungen zu fubfumiren, oder 
auch im Mangel einer Fallitenordnung ftraflos zu laffen, 
während er dagegen andererfeitS im Art. 244 zwei Beftim- 
mungen aus dem Banferottirmandate von 1766 aufnimmt, 
die mit Ausnahme der Strafandrohung offenbar ins Eivil- 
recht und in die Kallitenordnung gehören.” 


Aus den eben erwähnten Gründen ſchlug die Deputation 
anjtatt der Art. 243— 245 andre, auf einer genauen Ber- 
gleihung und Benugung der franzöfifchen, würtembergfchen 
und hannoverfchen Gefeggebung und des vorliegenden Ent: 
wurfs beruhende, in der Form der Anordnung aber zunächft 
an den würtembergichen Entwurf fich anfchließende Beftim- 
mungen vor, welche auch, objchon in veränderter Faſſung, 
zum größten heile ind Geſetzbuch aufgenommen worden 
jind. 

5) Der in Art. 256 gebrauchte Ausdrud: „unordentlicher 
Haushalt” Fannn nicht fo ausgelegt werden, als verfalle 
Seder, der feinen Haushalt nicht in aller Beziehung regel: 
mäßig und vorbebächtig geführt hat, unter den obigen Ar: 
titel, fondern es ift erforderlich, daß die Ueberſchuldung in 
Folge wirklich bewiefener grober Fahrläffigkeit bei Führung, 
des Haushaltes entftanden iſt. (Vergl. Schüler Beitr. z. 
Beurthl. des Criminalgeſetzbuchs ©. 89.) 


6) Durch die Worte des Art. 257: „welcher Faufmänni: 
fhe Gefhäfte treibt”, ift angedeutet worden, daß bie 
Dispofitionen dieſes Artikels keineswegs bloß auf wirkliche 
fogenannte gelernte Kaufleute, oder folche, welche die Kauf: 
mannfchaft innungsmäßig erlernt haben, fondern auch auf 
alle diejenigen Perfonen ſich beziehen follen, welche, ohne fo= 
genannte gelernte Kaufleute zu feyn, gewerbmäßig Handel mit 
irgend einer Gattung Waare öffentlich treiben, mögen fie nun 
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diefe Waare felbft verfertigen, oder von Andern erkaufen, 
weil außerbem ftatt obgedachter Worte das Wort: „Kaufe 
mann“ würde gebraucht worben feyn. (DOb.: Appell. 
Ger. 1839.) — Aus diefem Grunde rechnete dad Db.: Up: 
pell.⸗Ger. einen Tuchmacher, der mit felbft gefertigten 
Tuchen auswärtige Jahrmaͤrkte bezog, zu denjenigen, die 
Faufmännifihe Gefchäfte treiben, und zwar mit Recht, denn 
nicht Seder, der dergleichen Gefchäfte betreibt, ift Kaufmann 
im eigentlichen, engern Sinne. (Mitth. ©. 1057.) 


7) Die im Art. 257 gebrauchten Worte: „in der gefeßlich 
vorgefchriebenen Zeit”, — und: „zu der gefeßlich be: 
ffimmten Zeit,“ find in dem unter 1 enthaltenen Falle 
von einem zweijährigen Zeifraume, in dem unter 2 auf— 
geführten dagegen von dem der nächften Leipziger Oſter- oder 
Michaelis: Meffe vorausgegangenen Zeitraume von wenig: 
ſtens Vier Wochen zu verftehen, weil in 88. 3 und 4 des 
gefchärften Mandat3 wider die Banqueroutirer, dv. 20. Dec. 
1766 (Cod. Aug. 1. Fortf. I. Thl. ©. 921), welches Ger 
feß, in fo weit e3 nicht durch das Criminalgeſetzbuch abge: 
ändert worden, noch jest Gültigkeit hat, die von einem 
Handeldmanne innerhalb eines Zeitraums von 2 Jahren 
vor Ausbruch des zu feinem Vermögen entitandenen Credit— 
weſens unterlaffene Fertigung einer richtigen Inventur feines 
Bermögend und einer Balance feines status activi et pas- 
sivi, ingleichen die von einem dergleihen Gemeinichuldner 
weniger ald Bier Wochen vor der nächften Oſter- oder Mi: 
chaelismeffe unterlaffene Anzeige feiner Infolvenz bei der be= 
treffenden Behörde mit zum Theil fehr harten Strafen be= 
droht find. (Db.:Appell.-Ger. 1839. — Verordnung, 
die Publication des Criminalgefegbuchs betr, v. 30. März 
1838. Art. IIL) 


8) Mit dem Vorfhlage, daß im Art. 244 des Entwurfs hin: 
ter dem Worte: „gerichtlich“ eingefchaltet werben möge: 
„oder mindeftens feinen Gläubigern privatim”, in: 
bem auch eine an bie Gläubiger privatim erfolgte Anzeige 
gnüge, die Strafe abzuwenden, erklärte die Staatsregie— 
rung fich nicht einverftanden, indem fie anführte: Die in 
ben Gefegentwurf aufgenommene Beftimmung fey aus Alte: 
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ven Anoronungen, namentlich aus dem Banqueroutirman- 
date v. 3. 1766 hergenommen, wo auch der Grund berfel: 
ben angegeben, nämlid die Abwendung der Machtheile, 
welche den Gläubigern durch eine fpätere Inſolvenzerklaͤ⸗ 
rung, als innerhalb der Vier Wochen vor der Leipziger 
Meffe, zugezogen werden. Durch eine außergerichtliche Pri— 
vatanzeige an die Gläubiger würden Die zu befürchtenden 
Nachtheile nicht abgewendet. Der Schuldner werde bei der 
Einleitung einer Privatvermittelung mit den Gläubigern in 
der freien Verfügung über fein Vermoͤgen nicht verhindert, 
und fönne daher immer den Gläubigern nachtheilige Dis: 
pofitionen treffen und einzelne derfelben begünftigen, woge— 
gen bei der gerichtlichen Anzeige der Gemeinfchuldner die 
Verwaltung der Creditmaſſe dem Gericht überlaffen müffe. 
Dazu fomme, daß, wenn der Schulder erft in der Mefle, 
oder doch nicht Bier Wochen vorher, feine zahlungsunfähi- 
gen Umftände feinen Gläubigern mittheilte, und diefe auf 
den Accord eingingen, dennoch ein böswilliger Gläubiger 
fich bewogen fühlen Eönnte, den Kal durch eine Anzeige zur 
Kenntniß des Gerichts zu bringen, fo daß der Schuloner 
demungeachtet noch der Strafe unterworfen feyn würde. 
(Mitth. S 1048 fa.) 


Dabei erklärte jedoch die Staatäregierung, wie es nicht 
in ihrer Abficht liege, das außergerichtliche Liquidationsge: 
Ichäft zu befchränfen, oder ihm Hinderniffe in den Weg zu 
legen. (Mitth. ©. 1051.) 


9) Der im 257. Artifel unter. 4 erwähnte Fall des leichtfinni: 
gen Bankerotts [pricht nur von Kaufleuten. Bei Nicht: 
Faufleuten kommt diefe Dispofition nicht in Anwendung. 
(Mitth. ©. 5671.) 


10) Wenn Jemand in infolventem Zuftande die zur Beftreitung 
feines täglichen Bedarfs erforderlichen Lebensmittel oder 
andre Waaren auf Gredit ausnimmt, fo vergrößert er zwar 
feine Snfolvenz, allein es ift diefe Handlung an ſich nicht 
firafbar. Sollte er jedoch theure Weine oder andre entbehrs 
liche Lurusartifel in großen Quantitäten zur eigenen Con: 
fumtion oder Materialien zur Verarbeitung in bedeutendern 
Maſſen auf Eredit entnehmen, fo würde er allerdings zu 


408 


denjenigen gehören, welche durch übermäßigen Aufwand ſich 
in Ueberfhuldung gebradht haben. (Art. 256.) Dabei hat 
der Richter jedesmal zu ermeffen, ob und wie weit das vor: 
liegende Factum ftrafbar, oder nicht. (Land.=-Act. IL. Abthl. 
1. Bd. ©. 436 fg.) 

11) Die Worte: „in betrüglicher Abficht” (in Art. 258) 
find vor „Ausgaben“ deshalb eingefchalten worden, weil es 
gefchehen kann, daß ein Bankerottirer Unglüdsfälle angiebt, 
die er nicht gehabt hat, ohne daß er Deswegen für einen be- 
trügerifhen Banferottirer gelten kann, dafern e3 nicht in 
betrüglicher Abficht, fondern nur 5. B. zu dem Zwede ge— 
fchehen ift, um das beneficium cessionis bonorum, oder 
eine mildere Beurtheilung zu erlangen. (Mitth. ©. 5549.) 


12) Rüdfichtlich der im Art. 258 erwähnten Begünftigung 
eines einzelnen Släubigers durch Zahlung bei be— 
vorftehendem Goncurfe hat das DOb.: Appell.: Ger. 
(nad) dem Zeugniffe von Groſſ Anmerf. z. Criminalgefe- 
buche II. Abthl. ©. 39) angenommen, daß folhe an und 
für fi und ohne eine hinzukommende betrügerifche Hand— 
lung nicht flrafbar fey. 

13) „Anvertraute” Gelder und Papiere (Art. 259) find auch 
diejenigen, welche dem Kaufmanne nicht geradezu zur Ver: 
wahrung im eigentlichen Sinne, fondern zu irgend einem 
andern Zwede übergeben (d. i. hier anvertraut) worden 
find. (Mitth. ©. 5671 fg.) 

14) E3 war beantragt worden, daß auch derjenige Kaufmann, 
welcher gar Feine Handelsbuͤcher, oder foldhe abſicht— 
lich fo geführt, daß daraus fein Activ: und Paffiv- 
zuftand erfehen werden Fann, mit der in Art. 259 an- 
gedrohten Strafe zu belegen fey; es erwiderte aber darauf 
die Staatsregierung, daß, da es Feine gefeslichen Beſtim— 
mungen über die Verbindlichkeit zur Führung von Hans 
delsbüchern überhaupt, und insbefondere in Betreff der Ein- 
richtung derfelben gebe, auch die unterlaffene oder mangel: 
haft erfolgte Fuhrung von dergleichen Büchern nicht ftraf: 
bar feyn könne (Mitth. S. 1056.) 

15) Bei dem in Art. 260 erwähnten Falle wird vorausgefeßt, 
daß nicht einzelne betrügerifche Handlungen untergelaufen 
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find, fondern nur die Zahlungsunfähigfeit an fich betrüg: 
licher Weife vorgegeben worden ift. (Land. Act. I. Abthl. 
3. Bd. ©. 617.) 

16) Bei Nichtkaufleuten fommen in Betreff des in Art. 260 
gedachten Falles die allgemeinen Borfchriften wegen Be— 
trug zur Anwendung. (Groff Anmerf. z. Griminalgefeb: 
buche. I. Abthl. ©. 164 fg.) 

17) Da zufolge der Publicationsverordnung Art. I. nur die 
bisher beftandenen gefeßlichen Beſtimmungen über Beſtra⸗ 
fung von Berbrechen aufgehoben find, nicht aber die Darauf 
fi) beziehenden Geſetze felbit, fo folgt daraus, daß die nicht 
ausdrüdlich aufgehobene Beftimmung in dem Mandate wi- 
der die Bankerottirer vom 20. Dec. 1766. $. 5 (Cod. Aug. 
1. Fortf. 1. Thl. ©. 928), daß ein in Concurs verfallener 
Schuldner zu öffentlichen Bedienungen in Raths- und Ge: 
richtsftühlen nicht gezogen, auch weder Handlungsdeputirter 
noch Kramermeifter werden, fowohl derer dießfall bereits 
aufhabenden Functionen fofort verluftig feyn fol, annoch 
fortwährende Gültigkeit hat, 


Art. 261. 
Betrug in Hinfiht auf perfönliche Verhältniſſe. 


Die Erdichtung eines eignen perfönlichen Verhältniffes 
in widerrechtlicher Abfiche ift, infofern die Handlung nicht in 
ein fehwereres Verbrechen übergeht, mit Gefängnißftrafe bis 
zu Drei Monaten zu ahnden. | 

1) Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 617 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 441. 2. Bd. ©. 452, 759. Mitth. S. 1058, 4403, 
5672. — Land: Act. 2. Bd. ©. 736 fg. 3. Bd. ©. 544. 
— Mitth. ©. 4015 fg., 5550. 

2) Entwurf. Art. 246. (Betrug in Hinfiht auf Familien: 
rechte. 

2 Worte: „in widerrechtlicher Abficht” waren im Ent: 
wurfe nicht enthalten, und anftatt „Drei Monaten” flanden 
die Worte: „Einem Jahre”. 

3) Die im Artikel erwähnten perfönlichen Verhältniffe brau⸗ 
hen nicht allemal Familienrechte zu feyn. ES kann ein fol: 
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cher Betrug z. B. zur Erlangung des Bürger- oder Hci- 
mathsrechts En werben. (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 
1. Samml. ©. 143.) 


4) Die Worte: „in — ——— Abſicht“ ſind einge— 
ſchaltet worden, weil die Erdichtung eines eigenen perſoͤn— 
lichen Verhaͤltniſſes auch aus Scherz oder in andrer unſchul— 
diger Abficht denkbar if. (Land. Act. a. a. O.) 


Art. 262. 


Wer durch widerrechtlihe Handlungen die Familien- 
vechte eines Menfchen zu deffen Nachtheil unterdrüdt oder 
verändert, wer ein Kind in diefer Abficht denjenigen, welchen 
es angehört, vorenthält, oder andern Perfonen ein fremdes 
Kind als ihnen angehörig unterfchiebt, ift mit Arbeitshaus- 
ftrafe von Einem bis zu Vier Jahren zu belegen, 

1) Land. Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 441. 2. Bd. ©. 452. — 

Mitth. S. 1058, 4403. — Land.-Act. III. Abthi. 2. Bd. 

©. 737. Mitth. ©. 4016. 


2) Entwurf. Art. 247. Sleichlautend. 


Art. 263. 


Mer eine Perfon, die unter. älterlicher oder vormund- 
fchaftlicher Gewalt fteht, verleitet, daß fie fich der Aufficht 
ihrer Aeltern oder Wormünder durch die Flucht entzieht, oder 
ihr dazu behülflich ift, oder wer eine foldhe Perfon, nachdem 
fie fid) der Alterlichen oder vormundfchaftlichen Aufficht durch 
die Flucht entzogen hat, verſteckt oder verheimlicht, ift auf 
Anzeige der Aeltern oder Vormuͤnder mit Gefängniß bis zu 
Drei Monaten zu beftrafen. 

.1) Land. Act. I. Abthl. 3.30. ©. 618. II. Abthl. 2. Bd. 
©. 452. — Mitth. ©. 4403. — Land. = %Uct. III. Abthl. 

2. Bd. ©. 737. — Mitth. ©. 4016 fg. 
2) Der vorftehende Artikel ift im Entwurfe nicht enthalten, 
fondern auf Antrag der Deputation der II. Kammer. (Beil. 

z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 145 fg.) aufgenommen wor⸗ 
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den. Diefelbe bemerkte dabei, daß es fich in diefem Artikel 
um Berlegung des Rechts der väterlichen und vormund: 
fhaftlichen Gewalt, alfo um Beeinträchtigung deffelben Fa: 
milienrechtö, das der Art. 247 des Entwurfs in andern 
Fallen zu ſchuͤtzen beabfichtige, handle, daß dagegen die 
übrigen Falle der Verführung, wo nicht ein Correat an 
Berbrechen nach Art. 32 bis mit 37 (Art. 33 bis mit 38 
des Geſ.-Bchs.) eintrete, nur Uebertretungen des Sittenge— 
ſetzes feyen. 


Art. 264. 


Wer mit einem Menfchen, welcher über dad Seinige 
nicht frei verfügen Fann, ohne Einwilligung feines Waters 
oder Vormundes ein demfelben nachtheiliges Gefchäft eingeht, 
unterliegt auf Anzeige des Waters oder Vormundes einer Ge- 
fängnißftrafe bis zu Drei Monaten. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3.30. ©. 618 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 441 fg. 2. Bo. ©. 452. — Mitth. ©. 1058, 4403. — 
Land. Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 737 (aus Berfehen im 
Protokolle übergangen) 3. Bd. ©. 544. — Mitth. ©.4017, 
5550. 

2) Entwurf. Art. 248. Wer wiffentlich mit einem Men: 
ſchen ꝛc. 

3) Das Wort: „wiſſentlich“ iſt weggefallen, weil nach Art. 
68 die Wiſſenſchaft des Verbrechers ohnehin vorausgeſetzt 
wird, und die ausdruͤckliche Aufnahme an dieſem Orte, und 
Weglaſſung am andern zu Mißverftändniffen Veranlaſſung 
geben fann. (Band. Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 
©. 143.) 

4) Die I. Kammer ftimmte der Anficht bei, daß der Anfang 
obigen Artifeld fo gefaßt werden möge: „Wer, um ſich da: 
durch einen Vortheil zu verfchaffen oder Andern einen Nach: 
theil zuzufügen, mit einem Menfchen ıc.” Zur Unterftüß: 
ung wurde der Fall erwähnt, wo Jemand einem armen 
jungen Manne in der beften Abficht 200 Thlr. zur Loskau— 
fung vom Militair vorfiredt, in der Hoffnung, foldhe von. 
ihm fpäterhin wieder zu erlangen. Diefen Fall könne man, 
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unbefchabet der civilrechtlichen Ungültigkeit des Darlehns- 
geihäfts, als firaflos nicht betrachten. Die Staatsregie- 
rung entgegnete jedoch, daß ein Dritter, der auf die gedachte 
Weiſe den Sohn losfaufe, eines unbefugten Eingriffs in 
Die Rechte des Vaters fich fchuldig mache, und deshalb aller: 
dings zu beftrafen ſey. (Mitth. S. 1058 fg) Die ll. 
Kammer fprach fih nur dahin aus, daß, da Alles darauf 
anfomme, ob dad Geſchaͤft ald ein nachtheiliges anzüfehen 
fey, oder nicht, durch obige Faffung der Anwendbarkeit des 
Artifeld gefchadet werden koͤnne. (Mitth. ©. 4017.) 


Art. 265. 


‚Wer eine Perfon durch Betrug, wozu auch die Ver— 
fhweigung der ihm befannten gefeglichen Ehehinderniffe zu 
rechnen, zu einer ungültigen Ehe mit ſich oder einem Drit— 
ten verleitet, ift, infofern nicht die Strafe der Bigamie ein— 
fritt, auf Anzeige des Betrogenen oder deffen Aeltern, welche 
diefe Anzeige auch wider feinen Willen anbringen Eönnen, mit 
Gefängnißftrafe bis zu Einem Jahre zu belegen. 

1) Land.=Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 319. 11. Abthl. 1. Bd. 
©. 442. 2. Bd. ©. 452%. — Mitth. ©. 1059, 4403. — 
Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 737 (in Protokolle aus 
Verfehen übergangen). — Mitth. ©. 4017. 

2) Entwurf. Art. 249. 

In felbigem war der Zmifchenfaß: „infofern — eintritt‘ 
nicht enthalten. 
Art. 266. 
Verführung zur Unzucht. 

Wenn Jemand, um feine Lüfte zu befriedigen, unbe= 
fcholtene Perfonen durch Betrug oder Arglift zur Unzucht ver— 
leitet, fo findet gegen den Verfuͤhrer einmonatliche bis ein— 
jährige Gefängnißftrafe ftatt. 

Mit gleicher Strafe find diejenigen zu belegen, welche 
eine unbefcholtene Perfon unter dem Verſprechen der Ehe 
zum Beifchlafe verführen, und nachher die Erfüllung des 


413 


Verſprechens ohne hinreichende Urfache verweigern, oder die 
bereitö vorher vorhandenen, ihnen befannten Ehehinderniffe 
bei dem Verfprechen betrüglich verfchwiegen oder abgeleugnet 
haben. Es ift jedody bei den in diefem Artikel erwähnten 
Vergehungen eine Unterfuhung nur auf Anzeige der Ver— 
führten oder ihrer Aeltern oder Pflegeältern, welche diefe 
auch gegen deren Willen zu erheben berechtiget find, anzu— 
ftellen. 


1) Land.=Xct. I. Abthl. 3. Bd. ©. 631. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 483. 2. Bd. ©. 455 fg. — Mitth. ©. 1119, 4405. — 
Land.= Act. II. Abthl. 2. Bd. S. 787 fg. — Mitth, ©. 
4134 fg. 

2) Entwurf. Art. 301. 

Anftatt des im Eingange des zweiten Sabes befindlichen 
Wortes: „unbefcholtene” war im Entwurfe „unverheyra: 
thete“ gebraucht, und die Worte: „oder Pflegeältern” ent: 
hielt derfelbe gar nicht. 

3) Die Deputation der II. Kammer erklärte in ihrem Berichte 
(Land.= Act. Beil. z. IIL Abthl. 1. Samml. ©. 167 fg.): 
Es entfpricht der erfte und der lebte Satz des Artikel dem 
$. 22. Num. 2 und dem $. 23. Num. 1 des Gefebes v. 
8. Febr. 1834 in der Hauptfache, es ift jedoch das Mari: 
mum ber Strafbeftimmung im erften Satze von Sechs Mo: 
naten bis auf Ein Jahr erhöht worden. Da unter die Ka- 
tegorie argliftigen Betrugs allerdings auch fehr fchwere Fälle 
geftellt werden koͤnnen, z. B. der Fall, wenn Jemand ein 
unbefcholtenes Mädchen durch eine vorgefpiegelte falfche 
Trauung in den Irrthum verfeßt, daß fie den Beifchlaf für 
ehelich und fich für dazu verpflichtet hält, ein Fall, welcher 
der im Art. 249 [Art. 265 des Gef.:Bchs.] aufgeftellten 
Kategorie bis auf den verfchiedenen Begriff einer ungülti: 
gen und einer nur vermeintlichen falfchen Ehe völlig gleich: 
fteht, fo machte die Deputation hiergegen Feine Erinnerung. 

Bedenklicher aber erfhien ihr die Aufnahme des zweiten 
Sabes, welcher in dem Altern Geſetze nicht enthalten ift. 
Zur Begründung diefes Bedenkens führt fie an: „Wer in 
früherer Zeit eine unverheyrathete Perfon unter dem Ver: 
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ſprechen der Ehe fehmächte, wurde, wenn er die Ehevoll- 
ziehung weigerte, mit der Strafe des einfachen stupri. be⸗ 
legt, und war civilrechtlich werbunden, die Geſchwaͤchte zu 
ehelichen ‚oder auszuftatten. Durch das Gefeh von 8. Fe: 
bruar 1834 wurde die Beftrafung des einfachen stupri ab— 
gefchafft, vorbehältlich ded Falles der Verführung durch be= 
fondern Betrug oder Arglift, die Givilverbindlichkeit aber 
blieb ftehen. Durch das Gefeh endlich vom 28. Januar 
1835, die privilegirten Gerichtsftände betreffend, d. 52, wurde 
die” Givilverbindlichfeit zur Ehevollziehung in allen Fällen, 
felbft wenn ein förmliches Eheverlöbniß vorangegangen, ganze 
lich aufgehoben. Jetzt nun, nachdem einem Eheverfprechen, 
es gefchehe auch in der bündigften Form von der Welt, die 
civilrechtliche Verbindlichkeit abgefprochen ift, foll die Nicht: 
vollziehung eines ganz formlofen, aber mit dem Beifchlafe 
verbundenen Eheverſprechens criminell unterfucht und mit 
Gefängnißftrafe bis zu einem Jahre gebüßt werden. Da 
die Erfahrung vor Erlaffung des Geſetzes von 1834 fattfam 
dargethan hat, daß unter 100 zur Unterfuchung gekomme— 
nen Schwächungsfällen vielleicht 90 mit einem Eheverfpre= 
chen begleitet gewefen find, fo heißt den zweiten Satz des 
Artikels ind Criminalgefegbuh aufnehmen, wohl nichts An— 
ders, als die Strafen des einfachen stupri verfchärfter ges . 
gen vorhin, jedoch nur für den Stuprator, wieder einführen. 
Und wie früher der Stuprator, wenn er die Gefchwächte 
ehelichen zu wollen erklärte, „zu Ehren des heiligen Ehe— 
ftandes” nur mit Vier Tagen Gefängniß oder um Einen 
Thaler 16 Gr. beftraft wurde, fo wird nun im gleichen 
Falle Fünftig zwar Losiprechung von der Strafe, aber Ver— 
urtheilung in die Koften erfolgen, es alfo gegen früher ziem= 
lich auf Eins hinausfommen. Wie fol ferner der Crimi— 
nalrichter beurtheilen, ob die Urfache der Eheverweigerung 
hinreichend ift, nachdem die Givilgefeßgebung fchon den blo— 
fen Willen für genügend erklärt hat? Auch Fann man fra= 
gen, ob durch Aufnahme de3 zweiten Satzes die für den 
Fall des Ruͤcktritts nach gefchehenem Aufgebote in dem Re— 
feripte vom 27. October 1808 feftgefegte, in der Verord— 
nung vom 31. März 1835 (Gef. und Berordn. BL v. J. 
1835. Num. 40) 8. 2 neuerdings eingefchärfte Strafe, von 
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der allgemeinern des Entwurfd ausgefchloffen werben, oder 
ob beide eintretenden Falls neben einander beftehen, und die 
Frage nah Art. A6 [Art. 48 des Geſ.-Bchs.] entſchieden 
werden folle? Der Entwurf der Publicationsverordnung 
ad II. Lit. f. fcheint für eine der beiden letztern Anfichten 
zu fprechen. 

Endlich fcheint der Fall des zweiten Gates, dafern bei 
dem Eheverfprechen ein befondrer Betrug oder Arglift (in- 
signis ealliditas) flattgefunden, mit dem des erſten Sabes 
zu coincidiren, und deſſen fpeciele Erwähnung dann, und 
fo weit unnöthig, ald man nicht durch den zweiten Satz 
jeden Fall eines mit einem Cheverfprechen begleiteten un: 
ehelichen Beifchlafes treffen will. Dabei ift nicht zu über: 
fehen, daß im erften Satze nur von „unbefcholtenen”, im 
zweiten Sate von „unverheyratheten” Perfonen überhaupt 
die Rebe ift. 

Hierauf wurde bei der Berathung ergegnet, 

a) daß die im Neferipte v. 3. 1808 angedrohte Strafe 
wegen der an den Tag gelegten Nichtachtung der chriftlichen 
Kirche und Gemeinde, ohne Rüdficht darauf, ob die Manns: 
oder die Frauensperfon die Ehe verweigere, eintrete, und 
mit der im gegenwärtigen Artikel _beftimmten Strafe con- 
currire (Mittht ©. A136), und 

b) daß es Feineswegs die Abficht fey, die abgeichaffte 
Strafe ded Stuprums wieder einzuführen, vielmehr in dem 
Artikel nur der Fall der Verführung, namentlich durch das 
bloße Verfprechen der Ehe, mit Strafe: belegt werden folle. 
(Land.= Act. IU. Abthl. 2. Bd. ©. 787.) 

4) Darauf, ob das Eheverfprechen ein fogenanntes öffentliches 
oder heimliched, kommt an fich etwas nicht an, weil nicht 
die Form des Eheverfprechens, fondern die durch letteres 
bewirkte Verführung in Betracht zu ziehen ift. 


5) Bei Beurtheilung der Frage, ob hinreichende Gründe zur 
Derweigerung der Ehe vorhanden find, ift nur auf die Ver: 
haltniffe der Gefhmwächten Rüdficht zu nehmen, und es hat 
daher derjenige, welcher das Eheverfprechen geleiftet, Ur: 
fachen anzugeben, die aus jenen Berhältniffen hergenommen 
find. (Mitth. ©. 4136.) 


— — u ur — — — u 2 4. 
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Art. 267. 
Anmaßung Öffentlicher Dienfte, 


Die Ausübung eines öffentlichen Dienftes, insbefondere 
der Verrichtungen eines Sachwalters, Notard, Mäklers, Arz⸗ 
tes, Wundarztes, oder einer Hebamme, ohne die dazu erfor= 
derlihe Berechtigung durch die Staatöbehörde, ift mit Ge- 
fangniß bis zu Drei Monaten, oder, infofern die Gefängniß- 
ftrafe nicht die Dauer von Sechs Wochen überfteigt, mit 
verhältnigmäßiger Geldbuße zu ahnden. 


1) Land.= Act. II. Abthl. 1.3d. ©. 442. — Mitth. S. 1059. 
— Land.Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 737 fg. — Mitth. 
©. 4017 fg. 

2) Entwurf. Art. 250. Gleichlautend. 

3) Motiven (Land.-Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 104 fg.) 

Die gedachten Vergehungen haben, obfchon bei felbigen 
eine Taͤuſchung der Perfonen, für welche die genannten oͤf— 
fentlihen Dienfte verrichtet werden, und infofern ein Be: 
trug nicht ftattfindet, deshalb in dem gegenwärtigen Ka: 
pitel ihre Stellung gefunden, weil durch die unbefugte Aus» 
übung eines folchen Geſchaͤfts die Erlangung eines unrechts 
lihen Gewinnes beabfichtigt, und in der Regel Nachtheil 
für die Sntereffenten herbeigeführt wird. 

- 4) Unter den im Artikel genannten Maͤklern find nur Maͤkler 
(Senfale) auf einem Handelöplage, die einer Conceffion be— 
dürfen, oder angeftellt und verpflichtet find, zu verftehen. 
(Mitth. ©. 4017.) 

5) Es ift an ſich Niemand verpflichtet, im Falle der Entbin: 
dung eine Hebamme holen zu laffen. Diefe Unterlaflung 
an fich ift nicht flrafbar. Eben fo unterliegt, wenn eine 
Hebamme nicht zu erlangen gewefen, der von einer Freun- 
din geleiftete Beiftand feiner Strafe. (Mitth. ©. 4017.) 

6) Was die Competenz der Juſtiz- und Verwaltungsbehörben 
in Anfehung der Unterfuhung und Beftrafung der in dem 
obigen Artifel enthaltenen und dahin einfchlagenden Ber: 
gehen anlangt, fo enthält hierüber das Nähere die Ver— 
ordnung v. 31. Sul. 1839. (Gef. u. Verordn. BI. v. J. 
1839. ©. 203.) 
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Vierzehntes Kapitel. 
Bon Münzverbreden. 


Art, 268. 
Falſchmünzen. 

Wer inlaͤndiſches oder auslaͤndiſches Metall: oder Pa- 
piergeld nachmacht, in der Abficht, es ald Geld auszugeben, 
ift mit Zuchthausftrafe zweiten Grades bis zu Acht Jahren 
zu belegen, hat er aber foldyes nachgemachtes Geld wirklich 
ausgegeben, fo ift auf Zuchthausſtrafe deffelben Grades von 
Dwei bis zu Zehn Fahren zu erkennen. 


Art. 269. » 
Verfälſchung ächten Geldes. 


Ver durch Veränderung des Stempelö oder der Be- 
zeichnung aͤchtem Metall: oder Papiergelde einen höhern 
Werth beilegt, in der Abficht, es für denfelben auszugeben, 
ift mit Arbeitshaus von Einem Jahre bis Zuchthaus zweiten 
Grades von Drei Jahren zu belegen, bei wirklich erfolgter 
Ausgabe des verfälfchten Geldes ift auf Zuchthausftrafe def- 
felben Grades von Einem bis zu Sechs Jahren zu erkennen. 


Art. 270. 
Bollendung der Ausgabe. 


Die Ausgabe ift ald vollendet anzufehen, wenn auch die 
Empfänger des falfchen oder verfälfchten =. daſſelbe als 
ſolches erkennen. 

Art. 271. 
Berringerung des Werths ächter Münzen. 


Wer den Werth Achter Gold- oder Silbermünzen durch 
Befchneiden oder Abfeilen oder auf irgend eine andre Weife 
in betrüglicher Abficht verringert, ift, infofern nicht nad) Art. 
245 eine höhere Strafe eintritt, mit ein= bis ſechsmonat— 
licher Gefängnißftrafe zu belegen. 

27 
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Art. 272. 
Wiffentlihe Ausgabe falfhen Geldes. 


Wer, ohne Einverftändniß mit dem Falſchmuͤnzer oder 
Münzfälfcher, falfches oder verfälfchtes Metall» oder Papier- 
geld wiffentli an ſich bringt und folches als Acht wieder 
auögiebt, ift mit den Strafen des einfachen Betrugs zu be= 
legen. 

Art. 273. 


Wer falfches oder verfälfchtes Metall: oder Papiergeld, 
was er ald Acht erhalten und nachher ald unaͤcht erkannt hat, 
ald Acht wieder auögiebt, ift mit einer Gefängnißftrafe bis 
zu Drei Monaten oder verhältnigmäßiger Geldftrafe zu be= 
legen. 
Art. 274 Ä 


Auf den Inhaber lautende in= oder ausländifche Staats⸗ 
fchuldfcheine, nicht minder dergleichen Greditpapiere, welche 
unter öffentlicher Autorität von Privatperfonen, Corpora= 
tionen oder beftätigten Credit = oder Actienvereinen auögeftellt 
worden, find in Bezug auf die Beflimmungen diefes Kapitels 
dem Metall: und Papiergelde gleich zu achten. 

1) Land. Act. I. Abthl. 3.Bd. ©. 619 fg. LI. Abthl. 1. Bd. 
S. 442 fg. 2. Bd. ©.452 fg., 759. — Mitth. ©. 1059 fg. . 
4403, 5672. — Zand. = Act. III. Abthl. 2.30. ©. 738 fg. 

3. Bd. ©. 544 fg. — Mitth. S. 4018 fg., 5550 fg. 

2) Entwurf. Art. 251 — 357. 

Art. 251. (Berfertigung falfchen Geldes.) Wer inlän: 
difches oder ausländifhes Metall: oder Papiergeld verfer- 
tigt, und für ächtes ausgiebt, ift nach Verhaͤltniß der Höhe 

„der gefertigten und ausgegebenen Summe mit zmwei= bis 

‚zehnjähriger Zuchthausftrafe zweiten Grades zu belegen. 
Art. 252. (Verfälfchung Achten Geldes.) Wer durch 

. Veränderung des Stempeld oder der Bezeichnung ächtem 

Metall» oder Papiergelde einen höhern Werth beilegt, und 

felbiges für diefen höhern Werth ausgiebt, ift nach dem 


” 
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Betrage des erhöhten Werth3 mit ein= bis fünfjähriger - 
Zuchthausſtrafe zweiter Claſſe zu belegen. 

Art. 253. (Vollendung der Ausgabe.) Die Ausgabe 
ift als vollendet anzufehen, wenn auch die Empfänger des 
falfchen oder verfälfchten Geldes daffelbe als unächt erkennen. 

Art. 254. Iſt das falfche oder verfälfchte Geld ganz 
oder theilweife noch nicht ausgegeben, fo ift wegen des 
noch nicht ausgegebenen Geldes nur auf die Hälfte der Art. 
251 und 252 beftimmten Strafen zu erkennen. 

Art. 255. (Verringerung ded Werth Achter Münzen.) 
Mer den Wertly ächter Gold- und Silbermünzen durdy Be: 
fehneiden oder Abfeilen, oder auf irgend eine andre Weife 
verringert; ift nach dem Berhältniffe des dadurch gezogenen 
Gewinns mit ein= bis ſechsmonatlicher Gefängnißftrafe zu 
belegen. 

Art. 256. (Wiffentliche Ausgabe falfchen Geldes.) Wer 
falſches oder verfälfchtes Metall» oder Papiergeld wiffentlic) 
an fich bringt, und folches als Acht wieder ausgiebt, ift mit 
den Strafen des einfachen Betrugs zu belegen. 

Art. 257. Wer falfches oder verfälichtes Metall: oder 
Papiergeld, was er ald Acht erhalten, umd nachher als un: 
acht erkannt hat, als Acht wieder ausgiebt, ift unter Be— 
rüdfichtigung der Größe des dadurch gezogenen Gewinns 
mit einer Gefängnißftrafe bis zu Drei Monaten oder ver: 
hältnigmäßiger Geldftrafe zu belegen. 


3) Der Bericht der Deputation der I. Kammer Land.-Act. 


Beil. z. H. Abthl. 1. Samml. ©. 143 fg.] enthält hierzu 
infonderheit folgende Bemerkungen: 

Zu Art. 256 des Entwurfs. Gegebener Auskunft ge: 
mäß- leidet diefer Artikel auf den Fal nicht Anwendung, 
wenn Semand die Ausgabe falfchen Geldes im Einverftänd: 
niffe mit dem Münzfälfcher betreibt, indem derfelbe folchen 
Falls nach den allgemeinen Grundfägen über die Theil— 
nahme und Begünftigung Kap. V. des erften Theils zu 
beurtheilen ift. 

Zu Art. 274 des Geſetzbuchs. Die fremden Geſetzge— 
bungen fegen die Nahmahung und Verfaͤlſchung öffent: 
licher Greditpapiere mit dem Münzverbrehen auf gleiche 
Linie. Eine ſolche Dispofition feheint ganz angemeffen, weil 
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der Hauptgefichtöpunft, der bei den Münzverbrechen aufge: 
faßt zu werden verdient, die Erfchütterung des Öffentlichen 
Gredit3, bei den oben erwähnten Berbrechen gleichfalls ein= 
tritt, und weil, wenn einer Seits die Schwierigkeit, derglei- 
chen falfhe Papiere in Cours zu bringen, größer ift, als 
beim Gelde, andrer Seits auch wieder die Summen viel be— 
deutender find, um welche es fich handelt. Die Deputation 
glaubt jedoch, um hier nicht zu weit zu gehen, bloß die 
Gleichſtellung der öffentlichen Greditpapiere mit dem Metall: 
und Papiergelde beantragen zu muͤſſen. 

Schwieriger ift die Frage, welche Greditpapiere hierher zu 
rechnen find. Zunaͤchſt paßt der oben bemerkte Geſichts— 
punft überhaupt nur auf folche, die auf den Inhaber ge: 
ftelt find. Im entgegengefegten Falle treten die Beſtim— 
mungen wegen Urfundenfälfhung, Art. 234— 236 (Art. 
247 fg. des Geſ.-Bchs.) ein. Ferner ift es unzweifelhaft, 
daß in= und ausländifche Staatspapiere hierher gehören. 
Aber auch gewiffe Privatcreditpapiere, z. B. Nentenbriefe, 
Actienfcheine ıc. dürften bei der großen Wichtigfeit, die die— 
felben jetst im Verkehre erlangt haben, hier nicht auszufchlie- 
en feyn. Vorauszuſetzen ift jedoch hierbei, daß diefelben 
unter öffentlicher Autorität erlaffen feyn müffen. Im um: 
gefehrten Falle koͤnnen fie nicht für öffentlich als Tauſchmit— 
tel anerkannte Wertbzeichen gelten, und man würde, wollte 
man feine folhe Beſchraͤnkung einführen, auch jede Berfäl- 
[hung eined Wechſels au porteur hierher rechnen müffen. 

4) In dem Berichte der Deputation der II. Kammer (Land.⸗ 
Act. Beil. 3. IIL Abthl. 1. Samml. ©. 146 fg.) ift erwähnt: 

a) Zu Artikel 251— 256 des Entwurfs. Gegen den 
Inhalt und die Faſſung diefer Artikel find der Deputation 
mehrere Bedenken beigegangen, welche fie durch die mit den 
Negierungscommiffarien deshalb ftattgefundenen Conferen— 
zen nicht als erledigt erkennen kann. 

Bei dem Verbrechen des Falſchmuͤnzens ift die Fabrifa- 
tion felbft, in der Abficht die falfhen Münzen auszugeben, 
die Hauptfache und conftituirt für ſich allein fchon den Be— 
griff des Verbrechens, wie die Ueberfchrift des Art. 251 felbft 
beftätigt. Die Ausgabe des falfchen Geldes ift Nebenſache 
und nur ein die Strafe erhöhender befchwerender Umſtand. 
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Daß dieſe Anſicht die richtige und die Erogation nicht in 
den Begriff aufzunehmen iſt, beſtaͤtigt der Entwurf ſelbſt. 
Denn, gehoͤrte die Erogation zum Begriffe, ſo waͤre das 
Verbrechen nichts als ein ausgezeichneter Betrug und haͤtte 
dort feine Stelle finden muͤſſen; fo hätte ferner der Art. 253 
feinen Sinn, da bier ausdrüdlich die Ausgabe für vollendet 
erflärt wird, wenn fie auch nur verfucht, mithin der Betrug 
nicht vollführt worden ift. Es fcheint fonach der Deputa— 
tion nothwendig, aus dem Begriffe des Berbrechens des 
Falſchmuͤnzens die Erogation hinwegzulaffen, und jenes für 
fich mit einer beftimmten Strafe zu belegen. Der Art. 254 
erfüllt diefen Zwed nicht, denn er enthält eine ganz unbe: 
ftimmte, durdy Subtraction einer unbefannten Größe, ohne 
Vermittelung irgend eines befannten Berhältniffes, zu con- 
firuirende, mithin unfindbare Größe als Strafbeitimmung, 
welche den erfennenden Richter nur in Werlegenheit feßen 
fann. Das Gefagte gilt zum Theil auch von dem Art. 252 
aufgeführten geringeren Verbrechen. Auch hier ift die Ero- 
gation mit in den Begriff gezogen und die bloße Fälfchung 
ohne Ausgabe Art. 254 mit einer unfindbaren Strafe bedroht. 
Die Strafbeftimmung des Art. 252 leidet aber noch an einem 
zweiten Gebrechen. Die ein: bis fünfjährige Zuchthausftrafe 
nämlich fol abgemeffen werden „nach dem Betrage des erhöhe: 
ten Werthes“, nicht auch zugleich nach Dem des gezogenen Ge: 
winnes und der Menge der verfälfchten Münzftüde. Dieß 
würde zu der Seltfamfeit führen, daß in dem Falle, wo Je— 
mand eine große Anzahl Stüde einer Münzforte, ein An: 
drer aber nur ein Stüd verfälfchte, jedoch dadurch denfelben 
Gewinn zöge, ald der Erftere, der Letztere weit höher beftraft 
werden müffe, obfchon der Gewinn Beider gleich, und Jener 
eine größere Beharrlichkeit im Verbrechen bewiefen. 
Dagegen ift bei der im Art. 255 bezeichneten Verringe— 
rung ded Werths Achter Münzen die Ausgabe die Haupt: 
ſache, die Fälfchung nur das nothwendige Mittel der Aus— 
führung des Betrugs. Hier gehört die Ausgabe wefentlic) 
in den Begriff, und mit Recht will der Entwurf die Strafe 
nach dem Berhältniffe des dadurd gezogenen Gewinns be: 
flimmt wiffen. Da ſich die That jedoch nur zu oft der Ent: 
deckung entzieht, während die Sache felbit im Schwange 
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geht, fo ift auf alle Fälle ein nicht zu geringes Minimum 
feftzufegen. Sollte e8 aber im Laufe einer Unterfuchung 
fich herausftellen, daß der Münzverfälfcher auf die im Art. 
255 angegebene Art, nach und nach oder auf einmal, einen 
unerlaubten Gewinn von mehr ald 50 Thaler gezogen, fo 
ift endlich fein Grund erfichtlih, warum jener nicht minde- 
ftend als gemeiner Betrüger mit der Art. 214 Num. 3. 
(vergl. Art. 223) beflimmten Strafe zu belegen feyn dürfte. 

Das legte Bedenken, welches der Deputation bei obigen 
Artikeln beigegangen ift, bezieht fich darauf, daß bei dem 
Münzverbrehen in» und auslandifches Geld ohne weitere 
Beſchraͤnkung unter Eine Strafbeflimmung gebracht worden 
ift. Abgefehen davon, daß die durch Falſchmuͤnzen ıc. be: 
gangene Verlegung des Muͤnzregals bei inländifchen Muͤn— 
zen mindeftens einen Erfchwerungsgrund abgiebt, fo unter: 
fcheiden auch faft alle Gefeßgebungen zwifchen in- und aus: 
ländifchem Gelde. Erft die neuere Zeit, welche den Verkehr 
erweitert hat, hat angefangen, das ausländifche im Snlande 
Cours habende Geld diesfalld einander gleichzuftellen. Noc) 
weiter zu gehen, und unbedingt altes ausländijche Geld mit 
in den Begriff zu ziehen, dazu dürfte um fo weniger ein 
haltbarer Grund aufzufinden feyn, als bei der Berfertigung 
und Falfhung ausländifchen, im Lande nicht Cours haben: 
den Geldes jeder Grund wegfällt, der die Gefeßgebungen 
bewogen hat, das Falſchmuͤnzen aus ber Kategorie des Be: 
trugs hinwegzunehmen, und bald unter die Verbrechen wi: 
der Öffentliche Treue und Glauben, bald als eigenthümliche 
Verbrechen ohne weitere Beſtimmung binzuftellen; als end» 
lich daS Verbrechen der Nachmachung oder Faͤlſchung derglei— 
chen Geldes, fofern es in betrüglicher Abficht gefchieht, kei— 
nen Falls unbeftraft bleibt, fondern nach den über den Be: 
trug getroffenen Feſtſetzungen zur Strafe gezogen wird. Die: 
fer Anficht find auch die Baierifche, Hannoverfche und Wuͤr— 
tembergifche Gefeßgebung gefolgt. Auf diefe Auseinander: 
feßung gründete die Deputation eine Veränderung der Ar: 
tifel 251 — 256 des Entwurf, und fügte annoch folgende 
Bemerkungen bei. 

a) Es fey nothwendig die Beflimmung aufzunehmen, daß 
die Nahmahung inländifchen oder ausländifchen Geldes 
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„unbefugter Weiſe“ gefchehen, um die erlaubte, 5. 8. 
im Aufttage des Staates felbft erfolgte Nachprägung von 
dem Begriffe des Verbrechens zu trennen. 

A) Bei der Beftrafung des Falfhmünzers fey zugleich auf 
den durch die Erogation vollzogenen Betrug des Publicums 
auf angemeffene Weife Ruͤckſicht zu nehmen. 

7) Es fey zwedmäßig, in einem befondern Artifel die ei- 
genthümlichen Nüdfichten für die Zumeffung der Strafen 
aufzuftelen, weil ed ſaͤmmtlich Umftände betrifft, die aus 
dem allgemeinen Theile gar nicht, oder doch nicht fo Har 
hervorgehen, daß dem Nichter hinlängliches Anhalten für 
die Zumeffung der Strafe bei den vorliegenden Verbrechen 
gewährt würde, und weil fie meijt nur gerade diefen Ver— 
brechen eigen find. Bei Zumeffung der auf die Verfertigung 
falſchen fo wie die Verfälfhung Achten Geldes gefeßten Stra: 
fen würde befonders auf die etwa vorhandene Verbindung 
Mehrerer zu Begehung des Verbrechens, auf die Menge der 
verfertigten oder verfälfchten Stüude, auf die innere Güte 
der falfchen Münzen, auf den mehrern oder mindern Schein 
der Aechtheit, auf den größern oder geringern Nennwerth 
der verfertigten oder verfälfchten Stüde, und wie viel da— 
von bereits in Umlauf gefest worden, Rüdficht zu nehmen 
feyn. 

d) Der Wegfall der Worte im Art. 255: „nach dem Ber: 
hältniffe des dadurd gezogenen Gewinns” rechtfertige fich 
dadurch, daß nad) dem Deputationsvorfchlage die, auch in 
dem Entwurfe ftilfchweigend enthaltene Erogation aus: 
drüdlich ausgefprochen und zur Vollendung erforderlich fey, 
theild dadurch, daß auf die Strafen des Betrugd verwieſen 
worden fey, bei deren Zumeffung das Verhältniß des gezo— 
genen Gewinns die Hauptrüdficht bilde. 

€) Derjenige, welcher auslänbifches im Lande nicht curfi: 
vendes Metall: oder Papiergeld nachmacht ober verfälfcht 
und daffelbe ausgiebt, fey mit den Strafen des einfachen 
Betrugs zu belegen. 

b) Zu Art. 257 des Entwurfs. Da bei dem en er: 
wähnten Falle nicht von einem gezogenen Gewinne die Rebe 
feyn kann, fondern nur von Abwendung ded Schadens und 
Berluftes, ben der erleidet, welcher falfched oder verfälfchtes 
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Geld als acht empfangen hat, fo müffen die Worte: „unter 
Berücdfichtigung der Größe des gezogenen Gewinns“ aus 
dem Artikel nothwendig ausfallen, und es wird fonach dem 
Richter überlaffen bleiben, nach allgemeinen Grundfägen 
und unter Zuziehung der oben unter y. aufgeftellten an— 
wendbaren Rüdfichten die Strafe abzumeffen. 

Darüber, daß unter dem in diefem Artikel genannten „ver: 
fälfchten Gelde“ befchnittene und abgefeilte ächte Münzen 
nicht zu verftehen find, waren die Deputation und Regie: 
rungscommiffarien einverftanden. 

Endlich beantragte die Deputation noch einen Zufaßarti- 
fel, worin ausgefprochen, daß neben der Strafe vorbemerf- 
ter Verbrechen zugleich die Gonfiscation der zu Veruͤbung 
derfelben dienenden Werkzeuge und Materialien, fo wie der 
vorräthigen falfchen und verfälfchten Münzforten ftatt finde. 


5) Die Staatsregierung erklärte, daß fie bei Abfaffung bes 
251. Artikels (268. Art. des Gef.-Bchs.) von der Anficht aus: 
gegangen fey, wie das unbefugte Nachahmen des Geldes in 
der Abficht, Andre dadurch zu täufchen, das Verbrechen der 
Münzfälfhung bezeichne. (Mitth. ©. 1061.) 

5) As unaͤchtes Geld ift nicht bloß dasjenige zu betrachten, 
mwelche3 aus unedlem Metalle, fondern auch folches, das aus 
edlem Metalle gefertigt ift, und fogar den vollen Gehalt 
des Geldftüd hat, fobald nur die Münze von einem Nicht: 
berechtigten unter öffentlichem Stempel gefertigt worden ift. 
(Mitth. ©. 1060 fg.) 

7) Das Nachmachen feltener, nicht courfirender Münzen als 
Antiquität, und der Verkauf derfelben an Münzfammler ala 
aͤcht ift zwar ein Betrug, und als folcher zu beftrafen, nicht 
aber ein Münzverbrechen. (Mitth. ©. 4026.) 


8) An die Stelle des 254. Artikels des Entwurfs befchloß man 
anfänglich einen andern Artikel zu fubflituiren, nach wel: 
chem bei Abmeſſung der im Art. 268 fg. beftimmten Stra: 
fen bejonders auf die etwa vorhandene Verbindung Meh- 
rerer zu Begehung des VWerbrechen!, auf die Menge der 
verfertigten oder verfälfchten Stüde, auf die innere Güte 
folher Münzen, auf den mehreren oder mindern Schein der 
Acchtheit, auf den größern oder geringern Nennwerth der 
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verfertigten oder verfälfchten Stüde, und wie viel davon be— 
reitö in Umlauf gefeßt worden, nicht minder auf den beab: 
fihtigten oder gezogenen Gewinn NRüdjicht genommen wer: 
den follte., (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 3. Samml. ©. 
312 fg.) 

Da jedoch über die Zumeffungsgründe Feine Vereinigung 
zu Stande fam, fo ließ man diefen Artikel wieder fallen, 
und zwar mit der Bemerkung, daß der Richter nach den 
allgemeinen Beflimmungen über die Zumeffung 
jene Gründe allein auffinden werde (Mitth. ©. 
5672.) 


9) Die Handlung, wodurd Jemand von ächtem Gelde bloß 
die Werthöbezeichnung weggefchabt, an deren Statt aber 
eine andere nicht aufgedrüdt hat, ift, wenn er auch Erfteres 
in der Abficht vorgenommen, dad Geld zu einem höheren 
Werthe auszugeben, nicht ald ein nach Artikel 269 vollen: 
detes Münzverbrechen anzufehen. Zu legterem gehört, daß 
die höhere Werthöbezeichnung auf dem veränderten Gelde 
fi) befindet. Daher wurde in einem Falle, wo Jemand 
von Königlih Sächfifhen Hellern und Pfennigen die Seite, 
wo die Werthöbezeichnung befindlich, befchabt, und dadurd) 
leßtere unfenntlich gemacht, das Mappen gelaffen und das 
Ganze mit Quedfilber verfilbert hatte, in der Abficht, diefe 
Stüde als Ahtpfennigftüde auszugeben, der Thäter nur 
mit der Strafe des Verſuchs belegt. 

10) Als ausgegeben ift nach Art. 270 eine Münze fchon dann 
zu betrachten, wenn fie als Zahlung angegeben ift, gleich: 
viel ob fie der Empfänger bereits angenommen hat, ob fie 
bloß aufgezählt, oder Jemandem durch die Poft zugefendet 
worben ift. (Mitth. ©. 4029.) 


11) Bei dem im Art. 271 erwähnten Berbrechen genügt zum 
Eintritte der vollen Strafe die bloße Verringerung in 
betrüglicher Abfiht, ohne daß es der Ausgabe der verrin= 
gerten Münzen bedarf. (Land. Act. Beil, z. II. Abthl. 
3 Samml. ©. 313.) | 


12) Zu Urt. 274 erinnerte die Staatöregierung mit Recht, daß 
die Verfaͤlſchung oder Verfertigung derartiger Papiere nicht 
als ein Muͤnzverbrechen fich darftelle, fondern genau ge: 
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nommen in das vorhergehende Kapitel, wo von Falfchung 
der Urkunden die Rede fey, gehöre. (Mitth. ©. 1059 fa.) 

13) Rüdjichtlih des am Schluffe de Deputationsbericht3 der 
II. Kammer geftellten, audy von der I. Kammer angenomme- 
nen Antrags (vergl. oben Anmerf, 4. am Ende) erklärte 
die Staatsregierung, daß die Confiscation des falfchen Gel- 
des und der Werkzeuge, die zur Verfertigung gedient, fich 
von felbft verftehe, und foldye Daher eben fo wenig ausge— 
fprochen zu werden brauche, als die Gonfiscation der Die: 
trihe und falſchen Schlüffel beim Diebftahle. (Mitth. 
©. 1063.) 

14) Da nad Art. I. der Publicationsverordnung nur die bis: 
her beftandenen gefeßlichen Beſtimmungen über Beftrafung 
von Verbrechen und Bergehungen, nicht aber die betreffen: 
den Geſetze felbft aufgehoben worden find, fo leidet es keinen 
Zweifel, daß die nicht ausdrüdlich aufgehobene Beftimmung 
in $. 20 unter 10 des Edicts vom 1. October 1818 (Gef. 
Sammt. v. 3. 1818. St. 16. Nr. 31. ©. 107) enthaltene 
Beſtimmung, „wie beit Unterfuchungen die Unächtheit oder 
Verfaͤlſchung von Gaffenbillets in Richtigkeit zu fegen ift,“ 
in Kraft verblieben ift. 


Funfzehntes Kapitel. 
Bon andern Beeinträhtigungen fremden Eigenthums. 
Art, 275. 
Beeinträchtigung fremder Jagdgerechtigkeit. 


Wer auf einem fremden Jagdreviere, ohne Erlaubniß 
desjenigen, dem auf demfelben die Fagdgerechtigkeit zufteht, 
oder der die Aufficht darüber hat, eine Flinte oder Büchfe 
führt, von welcher dad Schloß nicht abgefchraubt ift, ift mit 
Acht bis Vierzehn Tagen Gefängniß, oder verhältnigmäßiger 
Geldbuße, und hierüber mit dem Verluſte des Gewehrs zu 
beftrafen. Es ift aber diefe Vorfchrift nicht anzuwenden auf 
Zagdberechtigte, welche den Weg auf ihr eignes Revier über 
eine fremde Wildbahn nehmen müffen, und dabei das Schloß 
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verbunden halten, Reifende, welche nicht von der gewöhnli- 
chen Straße abweichen, fo wie Militairperfonen, Gensd’ar- 
men und andre zum öffentlichen Dienft bewaffnete Perfonen 
bei Ausübung defjelben wegen der zu ihrer Ausrüftung gehoͤ⸗ 
tigen Gewehre. 


1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 621. II. Abthl. 1. Bo. 
©. 449 fg. — Mitth. ©. 1072 fg. — Land.Act. II. 
Abthl. 2.Bd. ©. 749 fg. — Mitth. ©. 4042 fe. 

2) Entwurf. Art. 258. 

Die Worte: „und dabei das Schloß verbunden halten,” 
ingleihen: „und andre zum öffentlihen Dienft bewaffnete 
Perfonen bei Ausübung deſſelben“ enthielt der Entwurf nicht. 

3) Der letztre Zufaß wurde, mit Hinweifung auf die Zolloffi: 
.cianten, die Communalgarde und felbjt die Mitglieder der 
Schüsengilden, infofern fie zum öffentlihen Dienft, 5. 2. 
wegen Zransport von Gefangenen, bewaffnet find, von den 
Deputationen beider Kammern, unter commiffarifcher Zu= 
fimmung beantragt. (Rand.= Act. Beil. z. II. Abthl. 1. 
Samml. ©. 145. — Beil. z. III Abthl. 1. Samml. ©. 153.) 


4) Von der Borfchrift, das Schloß zu verbinden, find in dem 
fraglichen Falle auch die Föniglichen Forftofficianten nicht 
befreit. (Mitth. ©. 4044.) 

5) Es ıft an und für fi) das Betreten fremden Sagdreviers 
mit einem Gewehre, deffen Schloß nicht abgeichraubt oder 
verbunden, flrafbar. Von der Präfumtion der Abficht einer 
Entwendung dabei kann nicht die Rede ſeyn, weil fonft, 
wenn bdiefe vorhanden, wegen des beabfichtigten Wilddieb- 
ftahls eine befondre Strafe eintreten würde. (Mitt. 
S. 4045.) 

6) Nicht bloß Schießgewehre, fondern überhaupt jede Art 
Werkzeug, womit der Diebftahl verubt worden ift, oder ver- 
übt werben fol, unterliegt der Gonfiscation. (Mitth. 
©. 1077 fg.) 

7) Das Gewehr ꝛc. fällt demjenigen anheim, welcher den Con— 
travenienten anhält. (Mitth. ©. 4045.) Diefe in $.1 
des Mandats vom 17. September 1810 (Cod. Aug. III. 
Fortſ. I. Hl. ©. 245) enthaltene Beftimmung hat, da nad) 


428 


der Publicationsverorbnung Art. I. nur die bisher beftande- 
nen gefeslichen Beflimmungen über Beftrafung von Verbre— 
chen und Bergehungen, nicht aber die betreffenden Gefege 
felbft aufgehoben worden find, fortwährende Gültigkeit be- 
halten. 

Art. 276. 

Diejenigen, welche die Gewehre, mit denen fie auf frem— 
den Wildbahnen von den Jagdberechtigten oder Revierauf- 
fehern oder Polizeibeamten betroffen werden, auf deren Ver- 
langen nicht vorzeigen, oder nicht niederlegen, oder ſich wei: 
gern, das Gewehr abzugeben, oder dem Anhaltenden an Ge: 
richtsſtelle zu folgen, find mit Gefängnißftrafe bis zu Drei 
Monaten zu belegen. 

Wenn fie aber gegen die zu ihrer Anhaltung berechtigten 
Derfonen 

1) lebensgefährliche Drohungen ausgeftoßen, oder Thätlich- 
feiten verübt, oder 

2) die Gewehre auf fie angefchlagen oder nach ihnen ge- 
fchoffen haben, 

fo find fie, infofern ihnen nicht in Folge der verübten Wider: 
feßlichfeit ein fchwereres Verbrechen zur Laft fallt, im Fall un- 
ter 1 mit Arbeitshaus von Sechs Monaten bis zu Vier Jah— 
ren, und im Fall unter 2 mit Zuchthaus zweiten Grades von 
Zwei bis zu Vier Jahren zu beftrafen. 

1) Land.:Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 621 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 450. 2. Bd. ©. 453. — Mitth. ©. 1075, 4403. — 
Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 751. 3. Bd. ©.545. — 
Mitth. S. 4046, 5551. 

2) Entwurf. Art. 259. 

Diejenigen, ꝛc. — zur Laft fällt, mit Arbeitshaus von 

Schs Monaten bis zu Zwei Jahren oder mit Zuchthaus ıc. 


Art. 277. 
Mer in einem fremden Jagdbezirke, ohne dazu berech- 
tigt zu feyn, Wild erlegt, oder einfängt und an fich nimmt, 
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ift mit der Strafe des einfachen Diebftahls zu belegen, (Art. 
223.) Hat fi der Dieb hierzu eines nad) Art. 275 auf 
fremder Wildbahn zu führen verbotenen Gewehrs bedient; fo 
ift die Strafe nicht unter Drei Wochen Gefängniß feftzufegen. 
Die Erlegung oder Einfangung des in Wildgärten oder ſonſt 
eingefchloffenen Räumen befindlihen Wildes ift mit Arbeits: 
haus von Zwei Monaten bis zu Sechs Jahren zu ahnden. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 622. II. Abthl. 1. Bd. 
S. 450 fg. 2.Bd. ©. 453. — Mitth. ©. 1075 fg., 4403. — 
Land.:Act. II. Abthl. 2.Bd. ©.751 fg.3.3d. ©. 545. — 
Mitth. ©. 4046 fg., 5551. 


2) Entwurf. Art. 260. 

Die Worte: „und an fi nimmt’ waren im Entwurfe 
nicht enthalten, und ftatt der Schlußworte: „iſt mit Arbeits- 
haus 20.“ ftanden im Entwurfe die: „it dem durch Erbre: 
chung begangenen Diebftahle gleich zu achten.” 

3) Beide Veränderungen find in Folge eines Antrags der De- 
putation der II. Kammer erfolgt, weil, wenn die Strafe des 
einfachen Diebftahls auf den MWilddiebftahl angewendet wer: 
den foll, es nothwendig, auch die bei dem Diebflahle erfor: 
derliche Anmaßung der Sache in den Begriff aufzunehmen, 
und weil felbft in den höchften Fällen des Wilddiebftahls die 
Zuchthausſtrafe als unpaffend erfcheint. (Land. Act. Beil. 
z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 154.) 

Es ift daher bei dem Wilddiebftahle diefelbe Begriffsbe— 
flimmung beibehalten worden, welcdye der gemeine Diebftahl 
bat, mithin treten auch diefelben Bedingungen rüdfichtlich 
der Vollendung ein. (Mitth. ©. 4047.) 

4) Die im Artikel 275 erwähnte Gonfiscation des Gewehrs 
(oder überhaupt der Werkzeuge, womit der Wilddiebflahl 
verübt worden ift,) findet auch hier ftatt, und ift, wenn auch 
nicht ausdrüdlih, doch dadurch im Artikel 277 ausgefpro= 
chen worden, daß der Dieb, wenn er eines nach Art. 275 
verbotenen Gewehrs fich bedient, mit einer Strafe nicht un 
ter Drei Wochen belegt werden fol, indem er fehon wegen 
Führung ded Gewehrs mit Vierzehn Tagen Gefängniß zu 
beftrafen. Daher erklärte denn auch die Staatöregierung 
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auf vorgängige Anfrage, wie ihr bei der Erwähnung des 
275. Artifeld nicht nothwendig geſchienen, auch die darin 
angedrohte Confiscation wiederholt auszufprechen, indem fie 
angenommen babe, daß bei dem Zufammentreffen der im 
277. Artifel verbotenen Handlungen mit den im 275. Art. 
verpönten Fein Zmeifel vorhanden feyn werde, auch die auf 
den Berluft des Gewehrs fich beziehende Beftimmung jenes 
Artifeld in Anwendung zu bringen. (Mitth. ©. 1078.) 
Daß aber nicht neben der Strafe des. Wilddiebftahls noch 
die Strafe wegen Führung des Gewehr: erkannt werden 
kann, verfteht fich nach Artikel 48 von felbft. 


5) Es unterliegt feinem Zweifel, daß auch in dem Falle, wenn 
Semand auf feinem Reviere, oder Überhaupt von einem 
Orte aus, wo fein Dafeyn mit einer Flinte nicht frafbar 
ift, auf ein fremdes Nevier hinüber gefchoffen hat, und das 
getroffene Wild durch Hunde hat holen laffen, mit der 
Strafe des Wilddiebſtahls zu belegen ift (Mitth. S. 1078); 
allein da der Wilddieb in diefem Falle das fremde Nevier 
mit dem Gewehre gar nicht betreten hat, fo fragt es fich, 
ob auch die Gonfiscation des letzteren eintreten kann. 

6) Wenn Jemand aus bloßer Schadenfreude, und weder um 
feiner eigenen Jagdluſt zu genügen (Art. 281), noch um das 
Wild fich zuzueignen (Art. 277), ein Stud Wild auf frem: 
dem Reviere tödtet oder durch Andre tödten läßt, fo ift der: 
felbe nad) Art. 288 zu beftrafen. (Mitth. ©. 4048.) 

7) Weil der Wilddiebftahl in der gemeinen Meinung nicht als 
ein entehrendes Verbrechen angefehen wird, fo können Wild- 
diebe in das Kandesgefängniß eingeliefert werden. (Kand.- 
Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 453. — Mitth. S. 1078.) 


Art. 278. 


Die Strafe des einfachen Diebſtahls tritt auch gegen 
diejenigen Grundftücöbefiger ein, welche das bei erlaubter 
Abwehrung oder Vertreibung des Wildes zufällig erlegte oder 
eingefangene Wild nicht dem zur Jagd Berechtigten binnen 
Zwölf Stunden zur Abholung anzeigen, 
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1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 622. II. Abthl. 1. Bd. 
S. 450 fg. 2 Bd. ©. 453. — Mitth. ©. 1076 fg., 4403. — 
Land. Act. II. Abthl. 2. Bd. ©.753. 3. Bd. S. 545. — 
Mitth. S. A050 fg., 5951 fo. 

2) Entwurf, Art. 261. | 

Die Strafe des einfachen Diebftahls tritt auch gegen die: 
jenigen Grundftüdsbefiger ein, welche das bei Abwehrung 
oder Vertreibung des Wildes von ihren befäeten, oder mit 
Frucht beftellten Grundftüden zufällig erlegte oder eingefan- 
gene Wild nicht an den daſelbſt zur Jagd Berechtigten bin- 
nen Vier und Zwanzig Stunden abliefern. 

3) Zu den „Srundftüdsbefigern” werden auch die Pächter 
und Nutznießer gerechnet. (Kand.-Act. Beil. z. II. 
Abthl. ©. 155.) 

4) Die im Entwurfe gebrauchten Worte: „von ihren be— 
fäeten, oder mit Frucht beftellten Grundſtuͤcken“ wur: 
den zu enge befunden, weil man darunter Gärten, Holz: 
pflanzungen, Weinbergerc., ohne eine ertenfive Interpreta= 
tion nicht füglich verftehen Fann. (Land. Act, a. a. O. 
©. 155.) 

5) Es wird in obigem Artifel ausdrüdlich vorausgefegt, daß 
das Wild zufällig getödtet worden iftz denn fobald eine abs 
fichtliche Zödtung vorhanden und erwiefen, tritt die Strafe 
des Wilddiebftahls ein. (Mitth. S. 1077.) Präfumtio 
ift ein durch einen Schuß getöbtetes Stud Wild nicht als 
„zufällig“ erlegt anzufehen. (Mitth. ©. 4057.) 


6) AS eine „erlaubte Abwehrung und Vertreibung” ift die 
durh Schießgewehr und Schlingen ausgeführte nicht 
anzufehen, denn beides ift zur Vertreibung nicht nothwen— 
dig. (Mitth. ©. 1077 und 4057.) — Es wurde zwar 
bei der Berathung ein Amendement, daß die Art. 275 und 
278 angebrohten Strafen dann nicht eintreten follten, wenn 
von einem Scießgewehre vorfichtiger Gebrauch gemacht 
werde, um Feld» und Baumfrüchte gegen Beſchaͤdigungen 
von Vögelgattungen, die nicht zum Wilde (im engern Sinne) 
gehören, zu fhügen, von der Il. Kammer angenommen, 
allein fpäter wieder aufgegeben. (Mitth. S. A051, 4058 
und 5552.) Hierdurch wird aber nicht ausgefchloffen, daß 
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Semand, um fein Feld oder feinen Wald vor Dieben zu 
fchügen, ein Gewehr bei ſich führen dürfe. (Mitth. ©. 5552.) 

7) Die Anzeige erfolgt nicht auf Koften des Jagdberechtigten. 
(Mitth. ©. 4057 fg.) 

8) Nach der allgemeinen Faflung des Artifels Fönnte es ſchei— 
nen, als ob derjenige, welcher nicht binnen Zwölf Stunden 
Anzeige macht, mit der einfachen Diebftahlöftrafe belegt, mit: 
bin als Dieb beftraft werden müffe, gefeßt auch, daß er das 
Wild gar nicht an fih genommen, fondern liegen gelaffen. 
Allein dem ift nicht fo. Es fehlt das Haupteriterium des 
Diebftahls, die widerrechtliche Anfichnahme aus Gewinnfucht. 
Auch fteht der 278. Artikel mit dem vorhergehenden, worin 
der Anfihnahme ausdrüdlich gedacht ift, in der engften 
Verbindung. 


Art. 279. 
Sit der Wilddiebftahl gemerbmäßig betrieben worden, fo 
ift die Vorfchrift des Art. 232 in Anwendung zu bringen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 623. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 454. — Mitth. S. 1081. — Land.-Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 755. — Mitth. ©. 4058 fe. 

2) Entwurf. Art. 262. 

Iſt der Wilddiebftahl gewerbmäßig betrieben worden, oder 
haben fich mehrere Perfonen zu Ausführung von dergleichen 
Diebftählen vereinigt, fo ift ıc. 

3) Die Königlihen Commiffarien haben, weil die Worte des 
Artikels: „oder haben fih — vereinigt” zu dem Zweifel 
Veranlaſſung geben, ob hier jeder Fall getroffen werden folle, 
wo mehrere Perfonen gemeinfchaftlih auf Wilddiebftahl, fey 
es auch nur ein einziges Mal, ausgegangen, der Deputation 
der I. Kammer die Auskunft ertheilt, daß man durch das 
Wort „dergleichen habe andeuten wollen, wie auch hier 
das Ausgehen auf gemwerbmäßigen Wilbdiebftahl voraus: 
gefeßt werde. (Land,=Uct. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 

©. 146.) 

Art. 280. 

Sagdberechtigte, welche auf ihrem eignen Reviere fol- 
ches Wild fi) anmaßen, welches zu der ihnen zuftehenden 
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Fagd nicht gehört, find mit der Strafe des einfachen Dieb: 
ftahl& zu belegen. 

1) Zand.=Act. III Abthl. 1. Bo. ©. 454 fg. 2.30. ©. 453. — 
Mitth. ©. 1081 fo., 4404. — Land.:Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 755. — Mitth. ©. 4059 fg. 

2) Entwurf, Art. 263. Gleichlautend. 

3) Unter dem „ſich anmaßen’ iſt nicht das bloße unbefugte 
Schießen eined Stüdes Wild, fondern die unterlaffene Ab- 
lieferung an den Sagbberechtigten, überhaupt die Handlung 
zu verfichen, wodurch Semand die Abficht zu erkennen. giebt, 
das Wild. für fich zu behalten. Nur, diefe fallt unter den 
vorliegenden Artikel, das bloße unbefugte Schießen dagegen 
im. vorliegenden Falle unter Art. 281. (Mitth. ©. 4059.) 

4) In dem Falle, wo Semand einem Dritten erlaubt, auf des 
Erftern Reviere auf die Jagd zu gehen, und biefer ſchießt 
ein Stud Wild, was von demfelben nicht gefchoffen wer: 
den durfte, fo ift der Dritte, weil er durch die ihm ertheilte 
Erlaubniß zur Jagd als jagdberechtigt erfcheint, und Die 
Berechtigung überfchritten hat, der Strafe des —7 Arti⸗ 
kels verfallen. (MitthSe 4060.) 


Art. 281. 


Die unbefugte Ausübung der Jagd in einem —— 
Reviere oder die Ueberſchreitung des Jagdbefugniſſes auf eig— 
nem Revier, ohne Anmaßung des erlegten oder eingefange— 
nen Wildes, iſt auf Anzeige des Jagdberechtigten mit Geld— 
firafe bis zu Funfzig Thalern zu ahnden. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. S.455. — Mitth. ©. 1082. 
— Land. Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 756. — UN ©. 
‚4060 fg. 

2) Entwurf. Art. 264. Gleichiautend. 

3) Auf die Anfrage, ob hier jedes Jagen auf fremdem Reviere 
ohne Anmaßung des erlegten Wildes, oder nur. der Fall 
gemeint fey, wo ein Jagdberechtigter von ſeiner Liebe zur 
Jagd fich hat verleiten laſſen, die Grenzen feines Reviers 
ober Rechts zu überfchreiten, wurde die Erläuterung gege= 
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ben, daß beide Fälle gemeint feyen, und: das charafteriftiz 
fehe Kennzeichen des hier vorliegenden Vergehens bloß da: 
rin beftehe, daß der Jagende das erlegte Wild fich nicht an= 
maße. Ob er felbft ein Revier habe, oder nicht, fey ganz 
gleich. (Land. Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 455. — Mitth. 
S. 4061.) | 

Dabei verfteht es fich von felbft, daß die in Art. 275 
enthaltene Beftimmung in Betreff der Confiscation des Ge: 
wehrs ebenfall3 zur Anwendung Fommt. 

4) Das Schießen von Wild zur gefchloffenen Zeit ift, auch 
wenn es von einem Sagdberechtigten gefchieht, an fich ein _ 
rein polizeiliches Vergehen, (Mitth. &. 1082.) E3 erhöht 
aber offenbar die Strafe innerhalb des Strafmaafes, wenn 
ein Wilddiebftahl oder eine unbefugte Ausuͤbung der Jagd 
in fremden Sagdreviere während der gefchlofienen Zeit er- 
folgt iſt. 

Art. 282. 
Beeinträchtigung der Fifchereigerechtigfeit, 


Wer in Flüffen, Bächen oder andern Gewäffern unbe- 
fugter Weife Fifche oder Krebfe fängt, ift mit der Strafe des 
einfachen Diebftahls zu belegen. Iſt aber die Entwendung 
mittelft Gröffnung verfchloffener Fifchkaften oder Behälter 
oder mittelft Ablaffung von Zeichen begangen worden, fo 
findet die Strafe des Diebftahls durch Erbrechung ſtatt. 

4) Eand.-Act. Il. Abthl. 1. Bd. S. 455. 2. Bd. ©. 453. — 

Mitth. S. 1082, 4404. — Land.-Act IM. Abthl. 2. Br. 

&.759. — Mitth. ©. 4074 fg, 

2) Entwurf. Art. 265. 
Die Worte: „oder mittelft Ablaffung von Zeichen” wa— 
ren im Entwurfe nicht enthalten. 
3) Die Deputation der II. Kammer bemerkt in ihrem Berichte 
(Land. Act. Beil, z. III. Abthl. I. Samml. ©, 155) fie 
ſey mit den Regierungscommiffarien darüber einverftanden, 
dag man unter „Gewäffern” namentlich auch: „Leiche“, 
und unter dem „Fangen“ der Fifche auch das „Schie— 

Ben’ derfelben zu verftehen, fo wie daß man dad Wort: 

„verſchloſſener“ auch. auf „Behälter zu, beziehen babe. 
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Der allgemeine Ausdrud: „fängt” bezeichnet uͤbtigens 
jede Art des Fangens, mag es mit der Hand, ber Angel 
oder andern Geräthfchaften erfolgen. (Mitth. S. 4074 fa.) 


Art. 283. 


Das unbefugte Auffuchen von Perlenmufcheln in öffent: 
lichen Flüffen ift nad) dem Verhältniffe des angerichteten 
Schadens mit Gefängniß bis zu Zwei Jahren zu beftrafen. 

1) Land. Act. IT. Abthl. 1. Bd. ©. 455. — Mitth. ©. 
1082. — Land. = Act. III. Abthl. 2, Bd. ©.759. — Mitth. 
©. 4076. 

2) Entwurf. Art. 266. Gleichlautend. 

3) Die Allgemeinheit: des Artikels erregte das Bedenken, ob 
Semand auch dann der Strafe unterliege, wenn er in einem 
Bluffe, wo er zur Fifcherei berechtigt ift, und in dem noch 
nie Perlenmufcheln gefunden worden find, nachfucht, ob der— 
‚gleichen vorhanden feyen; allein die Staatöregierung er— 
Härte hierauf, daß, da in Sachſen nur. in der Elfter Per: 
lenmufcheln eriftirten, und man durd die Beflimmung des 
Artikels nur das Regale in der bisherigen Maaſe habe jchü- 
gen wollen, es unnöthig fey, eine Beichranfung auf den 
gedachten Fluß eintreten zu laflen. (Mitth. ©. 4076.) 


Art. 284. 
Verletzung eines Grenzzeichens. 


Wer Grenzfteine oder andre zur Bezeichnung von Pri- 
vatgrenzen oder des Wafferftandes beftimmte Merkmale, weg: 
nimmt, vernichtet, verruͤckt oder. eigenmaͤchtig fegt, ift mit 
Gefängnig von Bier Wochen bis zu Drei Monaten, oder, 
wenn es nicht in gewinnfüchtiger Abficht gefchah und Die 
Strafe Schs Wochen nicht überfteigt, mit verhältnißmäßi- 
ger Geldbuße zu beftrafen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 623. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 456. 2. Bd. ©. 453, 759. — Mitth. ©. 1082 fg. 
4404, 5672. — Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 759 fg. 
3. Bd. ©. 545. — Mitth. ©. 4076 fg., 5952. mar 
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2) Entwurf. Art. 267. 

Wer ein zur Scheidung der Grenzen von Privatgrund- 
ftüden errichtetes Grenzzeichen vernichtet oder verrückt, ift 
mit Gefängniß von Bier Wochen bis zu Drei Monaten zu 
betrafen. 

3) Infofern die fraglichen Grenzzeichen nur das. fiöcalifche Ei- 
genthbum von anderm Privateigenthume fcheiden, find fie 
nur Privatgrenzzeichen, und es leidet daher auch der obige 
Artikel, in dem Falle dagegen, wenn fie zugleich als Lan: 
desgrenzzeichen dienen, der folgende Artifel Anmwendung.- 
(Mitth. ©. 4077.) 

A) Der Artikel umfaßt fowohl die Falle, wo eine betrügliche 
oder gewinnfüchtige Abficht, ald auch die, wo nur Muth- 
wille vorhanden ift. (Mitth. S. 1082 fg.) 

5) Die Bemerfung von Groff (Anmerf, 3. Sriminalgefeßbuche 
I. Abthl. ©: 166), daß in dem Falle, wo der Thäter zu: 
gleich. Eigenthümer desjenigen Grundftüds, zu deffen Gun: 
ften die Veränderung des Grenzzeichens erfolgt, in der Regel 
die gewinnfüchtige Abficht zu vermuthen fey, mithin die 
Auferlegung einer Geldftrafe als unzuläffig erfcheine, ift 
zwar richtig, allein der Behauptung, daß diefe Vermuthung 
und demnach der Wegfall der Geldftrafe auch in Anfehung 
derjenigen Perfonen eintrete, welche der Eigenthümer zu 
einer folhen Veränderung in feinem Intereſſe gebraucht, 
jelbft wenn fie die Handlung, ohne eigenen Gewinn für fich 
zu beabfichtigen, begangen haben, Fann in dieſer Allgemein- 
heit nicht beigepflichtet werden. 

6) Wenn durch Fahrläffigkeit oder Zufall ein Grenzzeichen 
verrüdt wird, fo kann nur eine Givilflage flattfinden, um 

den Schaden wieder gut zw machen, weil das Criminal: 
gefeßbuch zum Eintritte einer Strafe überall die Abficht des 
Thaͤters vorausfeßgt, und culpofe Handlungen nur in fpe- 
ciell benannten Fällen beftraft. (Mitth. ©. 4077.) 


Art, 285. 


Bei gleichen Handlungen an einem Landeögrenzzeichen 
kann die Strafe bis zu Sechs Monaten Gefängniß gefteigert 
werden. | 
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1) Land» Xet. I. Abthl. 3. Bd. &. 623. II. Abthl. 1. Bd. 

©. 456. 2. Bd. ©. 453. — Mitth. ©. 1083, 4404. — 

Land.-Act. II. Abthl. 2.30. S.760. — Mitth.S.4078. 
2) Entwurf, Art. 268. 

Bei Vernichtung oder Verrüdung eined Landesgrenzzeis 
chens kann ır. 
Art. 286. 
Ungebührliche Anmaßung fremden Grundeigenthums. 


Wer die Grenzen feines Grundflüds zur Benadhthei- 
tigung der benachbarten Grundftücke erweitert, und fich eines 
Theils der legtern dur Abaderung oder auf andere Weife 
ungebührlih anmaßt, ift nad) Verhältniß des Werths des 
Gntzogenen mit Gefängniß bis zu Sch Monaten zu be— 
ftrafen. 

1) Land. Act. IL, Abthl. 1.3d. ©. 456. — Mitth. S. 1083. 
— Land.» Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 760. — Mitth. ©. 
4078. 

2) Entwurf. Art. 269. Gleichlautend. 


Art:287 
Widerrechtliche Benugung einer fremden Sache. 


Die widerrechtliche Benugung eimer fremden Sache wi- 
der den Willen des Eigenthümers oder Befigers ift auf An— 
zeige deſſelben, infoweit fie nit in ein andres Verbrechen 
ausgeartet ift, bis zu Gefängniß von Vier Wochen, oder mit 
verhältnigmäßiger Geldbuße zu beftrafen. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 456. — Mitth. ©. 
1083. — Zand.:Act. III. Abthl. 2.30. S.760. — Mitth. 
©. 4078. 

2) Entwurf. Art. 270. Gleichlautend. 

3) Die mwiderrechtlihe Benußung ber fremden Sache darf je: 
doch, fol fie unter obigen Artikel fallen, nicht in einem 
Berbrauche der Sache, fondern nur in einem Gebraude 
derfelben, welcher Feine Aneignung enthält, beftehen. (Mitth. 
©. 899 fg. — Ob.:Appell.-Ger. 1839.) 
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Diefer Gebrauch) muß überhaupt ein-folcher feyn, welcher 
von dem fraglichen Gegenftanbe feiner Befchaffenheit nad) 
„gemacht wird. 3. B. wenn Semand eine Uhr zum Auf- 
heben oder Ausbeffern übergeben erhalten, und er trägt 
folche bei fih, oder ein Kleidungsflüd, und er zieht es an, 
nicht aber, wenn er die Uhr oder das Kleidungsſtuͤck ver: 
fegt, oder andern zum Gebrauche überlaffen hat. (Ob.:Ap- 
pell.-Ger. 1840.) 

4) Das Appel.:Ger. 5. Leipzig hat — Artikel mehrmals 
analog auch auf den Fall angewendet, wo ein Dienſtknecht 
feinem Herrn ohne deſſen Wiſſen und Willen Hafer ꝛc. weg— 
genommen, und damit die Pferde ıc. (über die gewöhnliche 
Nation) gefüttert hat. 


Art. 288. 
Befhädigung fremden Eigenthums. 


Die Beſchaͤdigung oder Zerflörung fremden Eigenthums, 
fo wie die Beſchaͤdigung oder Toͤdtung fremden Viehes aus 
Bosheit oder Muthwillen ift, unter Berückfichtigung der 
Beweggründe zur That und des angerichteten Schadens, mit 
Gefängnißftrafe bis zu Einem Jahre oder Arbeitshausftrafe 
bis zu Sechs Jahren zu ahnden. 

Snfofern die Gefängnißftrafe die Dauer von Zwei Mo- 
naten nicht überfleigt, ift dem Richter: geftattet, auf verhält: 
nißmäßige Geldbuße zu erkennen. 

1) Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 623. fg. II. Abthl. 1.30. 
©. 456. 2. 3b. ©. 453, 759. — Mitth. ©. 1084, 4404, 
5672 fg. — Sand. Act. II. Abthl. 2. Bd. ©, 760 fa. 

3. Bd. ©. 545. — Mitth, ©. 4078 fg., 5552. 

2) Entwurf, Art. 271. 

Die Beſchaͤdigung oder Zerftörung fremden Eigenthums 
aus Bosheit oder Muthwillen ift mit Gefängnißftrafe von 
Sch Lagen bis zu Einem Jahre oder ıc. 

3) Motiven. (Land. Act. 1. Abthl. 1. Bd. ©. 105.) 

Bei den Strafbefliimmungen im Art. 271, 272 bat dem 
erfennenden Richter nothwendig ein fehr großer Umfang für 
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fein Ermefjen gelaffen werden müflen, da bei dem Verbre— 
chen der Beichädigung fremden Eigenthums aus Bosheit 
oder Muthwillen nach dem Gegenftande, an welchem es be: 
gangen worden ift, nach der Beziehung, in welcher der Thaͤ— 
ter zu dem Beſitzer defjelben fteht, nach der Größe der er: 
folgten Beſchaͤdigung, und nad dem dabei offenbarten boͤ— 
fen Willen eine unendliche Verſchiedenheit der Verhältniffe 
vorwalten kann, welche bald eine fehr gelinde Ahndung zu- 
lafjen, bald eine jehr ſtrenge Beltrafung erheifchen. Auch 
ift hierbei bedenklich gefallen, nach dem Vorgange einiger 
neuern Gefesentwürfe beflimmte Abftufungen der Strafe 
nach dem Geldwerthe des bejchädigten oder zerftörten Ob: 
jects feftzufegen, indem diefer Werth zwar bei Beftimmung 
der Strafe mit berüdjichtigt werden muß, Doch aber bei die- 
ſem Verbrechen nicht unter allen Verhältniffen von folcher 
Wichtigkeit ift, um gerade hiernach eine befondre Abftufung 
einfreten zu laffen. 

4) Gegen diefen Artikel find der Deputation der II. Kammer 
erhebliche Bedenken beigegangen. Sie bemerkte in ihrem 
Berichte (Land. Act. z. ILL. Abthl. 1. Samml, ©. 156 fg.) 
Folgendes: 

„Zuvoͤrderſt ift darin dem Richter ein fo großer Spiel: 
raum in Zumefjung der Strafe, ohne Angabe irgend eines 
vermittelnden Kriteriums, nachgelaffen, daß er nicht im 
Stande feyn wird, aus der Latitude von Sechs Tagen Ge- 
fängniß oder Vier Thalern Geldftrafe bis zu fechsjährigem 
Arbeitshaufe die angemefjene Strafe herauszufinden, wenn 
ihn nicht der Betrag des angerichteten Schadens als Haupt: 
rücdjiht der Zumeflung dabei leitet. Denn der Grad der 
Boöheit oder des Muthwillens — und ein andres Motiv 
der That ift hier ausprüdlich ausgefchloffen — entzieht, als 
Seelenzuftand, ſich dem richterlihen Auge, und ift nur in 
feiner Wirkung, mithin in dem Falle des gegenwärtigen 
Artikels hauptfächlic immer nur in der Größe des ange: 
richteten Schadens erkennbar. Laffen dabei die Umftände, 
von welden die Zhat begleitet ift, die perfünlichen Verhält: 
niffe des Thaͤters und des Befchädigten, und beider zu ein: 
ander, und vielleicht die größere Seltenheit der Sache und 
die größere Unerjeßlichkeit des Schadens ıc. auf einen ver- 
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muthlich vorhandenen größern Grad der Bosheit zurüd: 
Schließen, fo dient dies als erfchwerender Umftand innerhalb 
des Strafmaafes, und wird nicht unberüdfichtigt bleiben. 
Daß aber die Zerftörung einer Eoftbaren, an 1000 Thalern 
werthen Mafchine, bei dem anzunchmenden geringften Grabe 
der Bosheit, mit Sechs Tagen Gefängniß oder mit Bier 
Thalern Geldftrafe abzubüßen fen, wird eben fo wenig Je— 
mand behaupten, als daß das Erfchießen eines Paares Höchft 
feltener, unerfeßlicher Tauben, bei dem anzunehmenden höch: 
ften Grade der Bosheit, mit fehsjährigem Arbeitshaufe be: 
ftraft werden dürfe. — Sonach wird man auch bei vorlie: 
gendem Berbrechen, wie bei dem Diebftahle und Betruge, 
wo fich oftmals auch alle Grade der Bosheit herausftellen, 
auf eine Scala zuridfommen müffen, die hier die des an: 
gerichteten Schadens ift. 

Ohne Rüdficht auf die Größe des bereits geftifteten Scha: 
dens kann der Richter nur dann eine fihwerere Strafe ein: 
treten laffen, wenn durch die Handlung ein bedeutender 
Nachtheil für das gemeine Wefen, Leben oder Gefundheit 
der Menfchen oder für das Eigenthum herbeigeführt werden 
Fonnte, weil das Bergehen fih dann den im 7. Kap. abge: 
handelten gemeingefährlihen Handlungen nähert, wegen 
deren fich der Zhäter eintretenden Falls nach Art. 50 [Art. 
31 des Gef.-Bchs.] einen dolum alternativum oder minde- 
ftens eine culpam dolo determinatam würde haben zurech- 
nen laffen müffen. Dies ift nach der Anficht der Deputa- 
tion der einzige von der Scala auszunehmende Fall. 

Dagegen glaubte die Deputation auf den Unterfchied: ob 
die vorfäßliche Befchädigung aus Bosheit oder nur aus 
Muthwillen geichehen fey, ein große Gewicht nicht legen 
zu dürfen. Denn der Muthwille älterer Perfonen, welcher 
aus bloßer Schadenfreude entfpringt, ift nicht zu begünfti- 
gen, und für die Milderung der Strafe junger Leute, welche 
fich leichter zu muthwilligen Handlungen, bloß um Auf: 
fehen zu errregen oder ihre Kräfte zu üben, hinreißen laffen, 
hat fchon der allgemeine Theil geforgt. Jedenfalls wird der 
Nichter bei Abmeffung der Strafe innerhalb der vorge: 
fchlagenen Grenzen darauf Rüdficht nehmen, ob die Be: 
Ihadigung in einer bloßen Anwandlung von Muthwillen 
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oder in einem Hange zu folchem verübt worden, oder ob 
der Thäter durch ein ftrafbareres Motiv zu dem Verbrechen 
veranlaßt worben ift. 

Eine zweite Erinnerung betrifft eine Befchränfung des rich: 
terlichen Einfchreitens in Fallen gemeiner Befhädigung auf 
die Klage der Beſchaͤdigten. Dem Staate kann nicht3 daran 
gelegen feyn, alle Vergehungen zur Unterfuchung zu ziehen, 
welche die Beſchaͤdigten felbft ignoriren wollen, fofern jene 
nur nicht in die Kategorie fehwererer Verbrechen gehören, 
oder an fich gemeingefährlich find oder werden Eonnten. 

Endlich ift noch der Zödtung fremden Viehes Erwäh- 
nung zu thun, weil die Faſſung des Artikels nicht darauf 
paßt. 

Die Deputation fhlug daher folgende Faffung vor: Die 
Beſchaͤdigung oder Zerftörung fremden Eigentyums, fo wie 
die Beſchaͤdigung oder Zödtung fremden Viehes, aus Bos— 
heit oder Muthwillen, ift unter Berüdfichtigung der Be: 
weggründe zur That und des geleifteten oder überhaupt 
möglichen Erfaßes: 

1) bei einem angerichteten Schaden bis zu 10 Thalern, 
oder wenn der Schaden feiner Geringfügigfeit halber eine 
Schaͤtzung nicht zuläßt, mit Gefängnißftrafe bis zu Einem 
Sabre; 

2) bei einem Schaden über 10 bis mit 50 Thalern mit 
Gefängnißftrafe von Drei Monaten bis zu Arbeitshausftrafe 
von Zwei Sahren;z 

3) bei einem Schaden, welcher über 50 Thaler anfteigt, 
oder wenn der Gegenftand feiner Koftbarfeit wegen eine 
Schaͤtzung nicht zuläßt, mit Arbeitshausftrafe von Einem 
bis zu Sechs Jahren zu ahnden. 

Inſofern 20. 

Daß. bei dem vorliegenden Verbrechen der Richter auf die 
Höhe des angerichteten Schadens angemeffene Rüdficht zu 
nehmen hat, ift nicht zu bezweifeln (Mitth. ©. 5552), daß 
eö jedoch nicht allein auf diefen Schaden anfommt, fondern 
gerade die Bosheit, aus der die Befchädigung erfolgt if, 
einen Abmeffungsgrund für die Größe der Strafe abgeben 
muß, liegt fchon darin, daß der Schade nicht aus gewinn— 
füchtiger Abficht gefchehen ift, vielmehr das Verbrechen haupt 
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fächlih in der Bosheit und im Muthmwillen feine Motive 
hat. "Auch: wird in vielen Fällen: der Affectionswerth zu: 
gleich berüdfichtigt werden müffen, weil, wenn der Be: 
fhädiger den Werth, den der Befiger auf einen ſolchen Ge- 
genftand legt, Fennt und, um ihm wehe zu thun, den Ge: 
genftand vernichtet, offenbar ein höherer Grad von Bosheit 
vorwaltet. (Mitth. S. 4078 und 4080.) 


Art. 289. 


Iſt eine ſolche Beſchaͤdigung an Kirchen oder Bethäu- 
fern, zum öffentlichen Gebraud) dienenden Bauwerken, öffent: 
lichen Dentmälern, öffentlihen Sammlungen für Wiffenfchaft 
oder Kunft, Friedhöfen, Gräbern oder Grabmälern verübt 
worden, fo ift, wenn die That aus bloßem Muthwillen be- 
gangen wurde, auf Gefängniß bis zu Zwei Jahren oder Ar- 
beitöhaus bis zu Sechs Jahren, wurde fie aber aus Bosheit 
verübt, auf Arbeitshaus oder Zuchthaus zweiten Grades bis 
zu Sechs Jahren zu erkennen. 

1) Land. Act. I. Abthl. 3.30. ©. 624. II. Abthl, 1. Bd. 
©. 456 fg. 2. Bd. S. 453. — Mitth. ©. 1084, 4404. — 
Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 762 fg. 3. Bd. ©. 545. 
— Mitth. ©. 4082 fg., 5552. 

2) Entwurf. Art. 272. 

Sft eine folche Befchädigung an Kirchen oder Bethäufern, 
öffentlichen Bauwerken, öffentlihen Denfmälern, Friedhoͤ— 
fen, Gräbern oder Grabmälern veruͤbt worden; fo kann die 
Strafe bis auf zweijähriges Gefängniß oder Zuchthaus zwei: 
ten Grades bis zu Sechs Jahren gefleigert werben, 

3) Eine befonderd fehwere Ahndung verdient es, wenn durch 
die im Art, 288 und 289 erwähnten Befchädigungen ein 
bedeutender Nachtheil für das gemeine Weſen oder das Le— 
ben und die Gefundheit der Menfchen, oder für das Eigen: 
thum herbeigeführt werden konnte, und, der Zhäter wegen. 
der Gemeingefährlichkeit feiner Handlung oder wegen des 
wirklich eingetretenen Schadens nicht fchon einer härtern 
Beftrafung unterliegt. (Land.= Act. Beil. z. III. Abthl. 
1. Samml. ©. 158 fg.) 
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4) Es war beantragt worden, die „Eifenbahnen“ in dieſem 
Artikel namentlich aufzuführen. Die Staatsregierung und 
die I. Kammer hielt dies jedoch für unangemeffen, da fie 
unter den im Artikel erwähnten „öffentlihben Bauwer: 
fen” mit begriffen feyen, indem man unter dem lesteren 
Ausdrude überhaupt zu öffentlichen Zweden, zum öffent: 
lichen allgemeinen Nutzen beſtimmte Baumwerfe zu verftehen 
habe, zu welchen auch die Eifenbahnen gehörten, (Kand. 
Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 457. — Mitth. ©. 1084 fg.) 
womit auch die Il. Kammer übereinftimmte. (Mitth. ©. 
5952.) 

Sollte durch die Befchädigung der Eifenbahn zugleich Ge— 
fahr für Menfchenleben entftanden feyn, fo gehört diefer Fall 
nicht hierher, jondern unter Art.180. (Mitth. S. 1087 fg.) 

Unter den öffentlichen Bauwerken find auch die Chauf: 
feen mit begriffen. (Mitth. ©. 4083.) 


As ein befondrer Erfchwerungsgrund der gemeinen 
Befhadigung (Art. 288) ift ed zu betrachten, wenn diefelbe 
an den Art. 226 genannten Gegenftänden begangen worden 
ift. Auf dergleichen Befchädigungen leidet insbefondre die 
Beftimmung Art. 12 unter 2 wegen Schärfung der Gefäng- 
nißftrafe Anwendung. 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 624. II. Abthl. 2. Bd. 
©. 453. — Mitth. ©. 4404. — Land.⸗Act. II. Abthl. 
2.8. ©.763. 3.30. ©.546. — Mitth. ©. 4084, 5552. 

2) Im Entwurfe war vorftehender Artikel nicht enthalten. 

3) „Erfhwerungsgrund”, d. i. innerhalb des Strafmaa: 
feö, wie auch in dem angezogenen Art. 226 ausdrüdlich be: 
ftimmt ift. 

Art. 291. 
Beau mfrevel, 

Diejenigen, welche aus Bosheit oder Muthwillen Frucht: 

oder andre Bäume, Weinftöde, Sträucher oder Holzpflan: 
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zungen beſchaͤdigen oder zerſtoͤren, oder die bei Baͤumen, 
Weinſtoͤcken und Anpflanzungen angebrachten Pfaͤhle und 
andre Befeſtigungs- und Sicherungsmittel umreißen, oder 
ſonſt beſchaͤdigen, ſind gleichfalls nach der Groͤße des ange— 
richteten Schadens und der gezeigten Boͤswilligkeit mit Ge— 
faͤngniß bis zu Arbeitshaus von Zwei Jahren zu beſtrafen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 625. — II. Abthl. 1. Bd. 
S. 458 fo. — Mitth. ©. 1089. — Land.-Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 763. — Mitth. S. 4084. 

2) Entwurf, Art. 273. 

In felbigem waren Schs Tage Gefängniß al! Mini: 
mum ber Strafe angegeben. 

3) Auf die Erinnerung, daß hier, weil auch andere ald Frucht: 
bäume erwahnt worden, ein Theil des durch ein befondres 
Geſetz geahndeten Forftdiebftahls in Betracht gezogen werde, 
wurde mit Necht entgegnet, daß in obigem Artifel nicht vom 
Diebftahle, fondern von dem ohne gewinnfüchtige Abficht 
unternommenen revel die Rebe ſey. (Mitth. ©. 1089.) 


Art. 292, 
Belohnung der Anzeige eines Baumfrevels. 


Wer den Thäter eines Baumfrevels anzeigt, foll, im 
Fall auf diefe Anzeige die Beftrafung erfolgt, nad) dem Er— 
meffen des Richters, aus dem Vermögen des Thäters eine 
Belohnung von Fünf bis Zehn Thalern erhalten. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 459. — Mitth. ©. 
1089 fg. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 763 fg. — 
Mitth. ©. 4084 fo. 


2) Entwurf. Art. 274. Oleichlautend. 


Art. 293. 
Wucher. 
Wer wegen einer aus einem Darlehns- oder andern 


Contracte herruͤhrenden Forderung von dem Schuldner hoͤ— 
here, alö die gefeglich geftatteten Zinfen oder andre den Be— 
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trag diefer Zinfen überfteigende, zu Geld zu veranfchlagende 
Vortheile fich verfprechen oder leiften läßt, ift um den zehn- 
fachen Betrag des zu viel Bedungenen oder Erhobenen zu 
beftrafen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 625. II. Abthl. 1.30. ©. 
467 fg. 2. Bd. ©. 453, 759. — Mitth. S.1095 fg., 440%, 
5673. — Land. Act. II. Abthl. 2.8d. S. 765 fg. 770fg., 
774 fg. — 3. Bd. ©. 546. — Mitth. S.4090, 4110, 5552 fo. 

2) Entwurf. Art. 275. 

Mer — diefer Zinfen überfleigende Vortheile fich verfpre: 
chen läßt, oder ungefordert annimmt, ift um den zehnfachen 
Betrag der die gefeßliche Höhe überfchreitenden Zinfen, oder, 
im Fal fich diefer Betrag nicht beftimmen läßt, mit: einer 
Geldbuße zu belegen, welche bis zu der Summe von Zwei 
Hundert Thalern anfteigen kann. 


3) Das Wort: „leiften‘ ift aufgenommen worden, um ba: 
mit das ftillfehweigende Verbrechen zu treffen. In die: 
fem Ausdrude fol liegen, daß die Leiftung als eine ftill- 
fchweigende Bedingung des Contracts angefehen worden fey. 

4) Wenn der Erborger dem Darleiher aus eigenem freien 
Antriebe ein Geſchenk macht, fo kann diefe Handlung, 
obfchon durch das Geſchenk, wollte man es als eine Erhoͤ— 
bung der Binfen betrachten, der gefekliche Zinsfuß über: 
ſchritten würde, nicht als Wucher betrachtet werden. (Mitth. 
©. 4113.) 


5) Wegen des Anatocismus vergl. Art. 294. Anmerf, 4. 


Art. 294. 


Nicht minder find diejenigen Gläubiger, welche von 
ihren Schuldnern ſich größere Summen oder beffere Münz- 
forten verfprechen laffen, als fie zu fordern befugt find, oder 
für die Geftundung einer Forderung fi mehr als den Be- 
trag oder Werth der gefeglich geftatteten Zinfen geben oder 
leiften laffen, um den zehnfachen Betrag des Erhobenen oder 
auch nur Verfprochenen zu beſtrafen. 
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1) Land.-Act. I, Abthl. 3. Bd. ©. 625 fg. IE Abthl: 1. Bd. 
©. 468. 2. Bd. ©.453. — Mitth. ©. 1099 fg., 4404 — 
Land. Act. III. Abthl. 2.80. ©. 765 fg., 770 fo., 776. 
3. Bd. ©. 546. — Mitth. ©. 4090 fg., 4113 fg. 5553. 
2) Entwurf. Art. 276. 

Anftatt der Worte: „mehr als — Zinſen“ ftand im Ent: 
wurfe nur das Wort: „etwas“. 


3) Auf Anfrage gaben die Königlichen Commiffarien bei die— 
fem Artikel die Auskunft, daß in allen hier erwähnten Fäl- 
len zum Eintritt der Straffälligfeit vorausgefegt werde, 
daß das, was der Gläubiger ſich ausbedungen habe, den 
Betrag der gefeblich erlaubten Zinfen im Werthe überfteige, 
während ein Gleiches bei dem folgenden Artikel nicht erfor: 
dert werde. (Land.eAct. Beil. 3. IL Abthl. 1. Samml. 
S. 149.) 

Die Staatöregierung hielt jedoch für bedenklich, dies ins 
Geſetz aufzunehmen, indem fie erklärte: Es fey ausdrüdlich 
gefagt, dag für die Geftundung der Forderung Etwas nicht 
gegeben oder geleiftet werden, und die Annahme eine3 Vor: 
theild dafür ftrafbar feyn folle. Bei einer Vereinigung über 
eine Geflundung der Forderung fünne man nicht jagen, daß 


durch die Forterhaltung der Zinſen Etwas für die Geftun- 


dung ber Zinfen gegeben werde, fondern es liege in der ur— 
fprünglichen Verbindlichkeit, daß die Zinfen bis zu der Be— 
zahlung fort entrichtet würden. Durch die Aufnahme jenes 
Satzes koͤnnte ein Mißverftändniß herbeigeführt und ge— 
glaubt werden, es fey geftattet, außer den fortlaufenden 
Zinfen noch Etwas für die Geftundung befonders anzuneh: 
men, infofern e8 den Betrag der gefeßlichen Zinfen über: 
feige. (Mitth. ©. 1100.) 

Auf den Einwand, daß folchergeflalt mit dem Ausdrude 
„Seftundung” ein andrer Sinn verbunden werde, ald 
der gewöhnliche, und die Frage, was in Betreff der Ver: 
zugszinſen, wegen deren Fein Contract beftehe, gelten folle, 
erwiderte die Staatsregierung: Unter „Geftundung ge: 
ben’ könne nur das zu verftehen feyn, wenn ber Zermin 
zur Zurüdzahlung eingetreten fey, der Schuldner aber das 
Darlehn anno auf längere Zeit zu behalten wuͤnſche. 
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Würden hier andre Bedingungen nicht gemacht, fo bleibe 
das frühere Schuldverhältniß unverändert, und der Dar: 
leiher müffe die Zinfen auch noch ferner bis zu dem Ein- 
tritte ded neuen Zahlungstermins erhalten. VBerzugszinfen 
fönnten nur dann eintreten, wenn der Schuldner nicht zur 
feftgefegten Zeit das Kapital zurüdzahle, und fpäter des— 
halb belangt werde; habe ihm aber der Gläubiger ausdruͤck— 
lich Geftundung ertheilt, fo fünnten auch feine Verzugszin— 
fen gefordert werden, weil Fein Berzug vorhanden fey. 
(Mittb. ©. 1100.) 


4) E3 war die Einfchaltung beantragt worden: „oder Zinfen 
von Zinfen nehmen, ohne daß foldhe in ein neues 
werbendes Kapital verwandelt worden find;” al- 
lein die Staatsregierung erflärte, daß die früheren gefeb- 
lichen Vorſchriften über den Anatocismus ziemlich außer 
Gebrauch gefommen feyen, übrigens die Strafbarfeit fo 
fchwer zu beurtheilen und das Geſetz fo leicht zu umgehen 
fen, daß die Regierung für angemeffen gehalten habe, die 
Erhebung der Zinfen von Zinfen nicht zu erwähnen, fondern 
dem Ermeffen des Richterd anheim zu geben, inwiefern in 
einzelnen Fällen dabei eine eigentlich wucherlihe Handlung 
- vorliege. (Mitth. ©. 1099 fg.) 


5) Dem Gläubiger bleibt jedoch unverwehrt, den Schaden, 
welchen er erweislicy dadurch erlitten, daß der Schuldner 
dad Kapital nicht zu rechter Zeit zurücdgezahlt hat, auch 
wenn diefer Schade die gefeßlichen Zinfen überfteigt, be— 
fonders einzuflagen. (Mitth. ©. ALLA.) 


Art. 295. 


In eine Geldbuße bis zu Gin Hundert Thalern find 
diejenigen zu verurtheilen, welche bei Ausleihung von Dar- 
lehnen den Schuldnern ftatt baaren Geldes Sachen aushän- 
digen. 

1) Land.-Act. IL Abthl. 1. Bd. ©. 468 fg. — Mitth. ©. 


1101 fg. — and. Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 765 fg., 
770 fg., 776. — Mitth. ©. 4090 fg., A115. 
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2) Entwurf. Art. 277. - Sleichlautend. 

3) Bergl. vorftehenden Artikel Anmerf. 3. 

4) Der Antrag, anftatt des Wortes „Sachen” zu feßen: „an: 
dre Sachen, ald Staatspapiere nah Cours,” da diefe 
nicht baares Geld, fondern auch Sachen feyen, blieb erfolg: 
08, weil dann auch Wechfel und andre Greditpapiere auf: 
zunehmen wären, und, wenn man nicht allein Staats» 
papiere, fondern Greditpapiere überhaupt ausnehmen wolle, 
der Fall ausgefchloffen würde, wo Jemand dem Schuldner 
fchlechte Wechfel, oder außer Cours ftehende Papiere aufge- 
derungen habe, weiles mithin zweckmaͤßiger fey, Alles dem Er: 
mefjen des Richters zu überlaffen, welcher Staatspapiere, 
Actien, folide Wechfel zc., welche im Gourfe find, und dem 
baaren Gelde gleichftehen, unter dem Ausdrude „Sachen“ 
nicht mit begreifen werde. (Mitth. ©. 1101.) 


Art, 296. 


Diejenigen, welche bei dergleichen wucherlichen Gefchäf- 
ten als Uinterhändler concurriren, find außer dem Berlufte 
des Maͤklerlohns mit einer Geldftrafe bis zu Funfzig Thalern 
zu belegen. 

1) Land. = %ct. II. Abthl. 1.Bd. S. 469. Mitth. S. 1102 fg. 
— Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 765 fg., 770 fg., 
276. — Mitth. ©. A109., 4115. 

2) Entwurf. Art. 278. . Gleichlautend. 


Art. 207: 
Betrüglider Wucher. 


Hat ein Gläubiger, um den Schuldner zu täufchen, 
den wucherlichen Contract jo eingefleidet, daß der Schuldner 
daraus das wahre Verhältniß der Zinſen oder der ftatt der- 
felben bedungenen Vortheile zu dem Kapital nicht erkennen 
Eonnte, fo find gegen den Gläubiger die Strafen des einfa- 
chen Betrugs in Anwendung zu bringen. 

1) Land. Act. U. Abthl. 1. Bd. ©. 469. — Mitth. ©. 


1103. — Land. Act. IH. Abthl. 2, Bd. ©. 776 fg. — 
Mitth. S. 4115. 
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2) Entwurf. Art. 279. Gleichlautend. 

3) Streng genommen fann das wahre Verhaͤltniß der Zinfen 
zum Kapital auf mathematifchem Wege immer ermittelt wer: 
den. Auf Anfrage daher, wie man fich den hier erwähnten 
Fall gedacht habe, eröffneten die Königlichen Gommiffarien, 
daß man z. B. den Fall vor Augen gehabt, wo das Ver— 
hältnig nur durch eine fchwierige mathematifche Berechnung, 
die der Schuldner nad) feiner Individualität nicht zu übers 
fehen im Stande fey, ermittelt werden könne, (Land, Act, 
Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. S. 149.) 


Art. 298. 
Anckfall. 


Wenn Jemand bereits wegen wucherlicher Handlungen 
beſtraft worden iſt, und ſich eines ſolchen Vergehens wieder: 
holt ſchuldig macht, ſo iſt außer der Geldbuße wegen des 
Ruͤckfalls auf Gefaͤngnißſtrafe bis zu Drei Monaten zu er— 
kennen. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 469. — Mitth. ©. 

1103. — Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©.777.— Mitth. 

©. 4115. a 

2) Entwurf. Art. 280. 
Wenn — außer der Geldbuße auch auf verhältnigmäßige 

GSefängnißftrafe zu erfennen. | 


Art. 299. 
Gewerbmäßiger Wucher. 


Perfonen, welche den Wucher gewerbmäßig betreiben, 
find außer der Geldbuße mit Gefängniß bis zu Zwei Jahren 
zu beitrafen. 

Bei dem Rüdfall kann die Strafe auf Arbeitshaus bis 
zu Zwei Jahren gefteigert werden. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 626. II. Abthl. 1. Br. 
©. 469. 2.8. ©. 453. — Mitth. ©. 1103, 4403. — 
Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©.777. — 3. Bd. ©. 546. — 
Mitth. ©. A118 fg., 5553. 
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2) Entwurf. Art. 281. : 

Anftatt: „Bei dem Rüdfalle” ftand im Entwürfe: „sm 
Wiederholungsfalle.” 

3) Die Deputation der I, Kammer bemerkte, daß, da ber ge: 
werbmäßige Wucher ohnehin mehrere wiederholte Hand: 
lungen vorausfege, der im Entwurfe gedachte „Wiederho- 
lungsfall” ein Rüdfall nah erlittener Strafe feyn 
müffe, womit auch die Regierungscommiffarien einverftan: 
den waren. (Land, = Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. 
©. 149.) 

Die Gewerbmäßigfeit des Wuchers Fannı nicht gerade aus 
einer öftern Beftrafung gefolgert werden. Als gewerbmä- 
ßiger Wucherer ift derjenige anzufehen, der den Wucher ge- 
wiffermaßen als ein öffentliches Gewerbe treibt. Dies wird 
3. B. ber Fall feyn, wenn von mehreren Seiten ber auf 
einmal Anzeigen fommen, daß eine beflimmte Perfon wuche: 
riſch gehandelt, oder ed allgemein befannt ift, daß von einer 
Perfon von Jedermann gegen Pfand und übermäßige. Zin- 
fen Geld erlangt werden kann. Dagegen kann in dem Falle, 
wo gegen Jemand ein einzelnes wucherifches Gefchäft zur 
Anzeige fommt, und fpäater wieder ein einzelnes, daraus al: 
lein auf gewerbmäßige Betreibung des Wuchers nicht ge= 
fchloffen werden. (Mitth. ©. 4116.) 

4) Die in diefem Artikel erwähnte erhöhte Strafe des Ruͤck— 
falls ift nur von dem Rüdfalle bei gemwerbmäßig betriebenem 
Wucher zu verfiehen, jo daß der Wucherer wegen gewerb- 
mäßigen Wucherd bereit früher Strafe erlitten hat. 
(Mitth. S. 4116.) 


Art. 300. 
Beftimmung über die Ungültigkeit wucherlicher Gefchäfte. 
Gin wucherliches Gefchäft ift nur in Bezug auf die da- 
bei feftgefegten wucherlichen Bedingungen ungültig; eine Con- 
fiscation wucherlich auögeliehener Summen findet nicht ftatt. 


1) Land. : Act. II. Abthl.1.3d. S. 469 — Mitth. S. 1103. — 
Land. Act. HI. Abthl. 2. Bd. ©. 777.— Mitth. S.4116. 
2), Entwurf. Art. 282. Gleichlautend. 
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3) Motiven, (Land. Act. 1. Abthl. 1. Bo. S. 105.) 

In diefem Artikel ift die eigentlich in das Givilrecht ge: 
hörige Beſtimmung erforderlich, um die unpaffenden und in 
der Anwendung oft fehr fchwierigen WVorfchriften des Man: 
dats wider die Banferottirer vom 20. Decbr. 1766 auszu: 
fchließen. 


Art. 301. 


Unanmwendbarkfeit der VBorfchriften wegen des Wuchers anf 
faufmännifche Gefchäfte. 


Die Strafbeflimmungen wegen des Wuchers leiden auf 
eigentlich Faufmäannifche, diefem Gewerböbetriebe eigenthuͤm⸗ 
liche Gefchäfte keine Anwendung. 


1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 626. H. Abthl. 1. Bd. 
©. 470. — Mitth. ©. 1103. — Land.-Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 777. — Mitth. ©. A116 fg. 

2) Entwurf. Art. 283. 

Die Strafbeflimmungen gegen den Wucher leiden auf 
kaufmännifhe Gefchäfte Feine Anwendung. 

3) Motiven, (Land.= Act. I. Abthl. 1. Bd. S. 105.) 

Durd die Vorſchrift in dieſem Artikel find nicht die Kauf: 
leute unbedingt von den Strafen des Wucherd, wenn fie 
fih deſſen fhuldig machen, ausgenommen, fondern es ift 
nur die Unanwenbdbarkeit der Strafbeflimmungen gegen den 
Wucher auf eigentlich faufmännifche, dieſem Gewerböbetriebe 
eigenthümliche Gefchäfte ausgefprochen worden; und ed muß 
dem Richter in jedem concreten Falle das Ermeffen über die 
Beichaffenheit der zu feiner Kenntniß gebrachten Handlung 
überlaffen bleiben. 

4) Die Deputation der I. Kammer erhielt auf ihre Anfrage, 
ob das Wort „Eaufmännifch” auf die Natur des Ge: 
fchäfts an fich oder auf tie Qualität der das Gefchäft ab: 
fchließenden Perfonen Bezug habe, oder ob beides zugleich 
erfordert werde, um ein faufmännifches Gefchäft zu confti: 
tuiren, von den Regierungscommiffarien die Auskunft, dag 
es hier lediglich auf die Qualität des Gefchäftd anfomme, 
ob daffelbe nämlich auf Faufmännifhe Weife abgemadıt 
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werde oder nicht, es mögen nun beide Theilnehmer oder 
nur einer von ihnen dem Kaufmannsftande angehören. 
(Land. Act. Beil. z. II. Abthl, 1. Samml. ©. 149 fg.) 

Um deutlicher zu bezeichnen, daß es hier auf die eigen: 
thümliche Natur des Gefchäfts anfomme, find die Worte: 
„diefem Gewerböbetriebe eigenthümliche” eingefchaltet wor: 
den. (Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 626.) 

Es unterliegt daher feinem Zweifel, daß auch Kaufleute 
wucherliche Gefchäfte eingehen fönnen, fobald diefe Gefchäfte 
feine faufmännifchen find, 3. B. die Ausleihung eines Dar- 
lehns gegen hohe Zinfen an einen Handwerker (Mitth. ©. 
1095), oder wenn ein Kaufmann einem Privatmanne Waa- 
ren creditirt (Mitth. ©. A118), denn es kommt Alles auf 
die Art des Gefchäfts, nicht auf die Perfonen an. (Mitth. 
©. 1103), obfhon nicht nothwendig ift, daß beide Con— 
trahenten wirkliche Kaufleute find. (Mitth. ©. 4119.) 

Es wurde inöbefondere dabei erinnert, daß das Geld au: 
Ber der allgemeinen Bedeutung eines conventionellen Tauſch— 
mittel3 noch eine doppelte Geltung habe, einmal, infoweit 
eö bei den Privaten ein Kapitalvermögen repräfentire, und 
infoweit folfe es billigen, farmäßig zu normirenden Zins 
gewähren, dann, infoweit e8 reine Waare abgebe, wie für 
den Kaufmann und Fabrifanten. Letzterer, der auf Credit 
verkaufe, der 3. B. bei Disconto die Dauer der Verfallzeit 
der girirten Papiere, die zufällig mehr oder minder eintre- 
tende Nachfrage nach Papieren des betreffenden MWechfel: 
plaßes, endlich die in den Perfonen der Ausfteller und Be— 
zogenen liegende Gewähr berüdfichtige, der nach allgemeiner 
Faufmänniicher Ufance bei halbjährigem Rechnungsichluffe 
den Zins zum Kapitale werfe, verlange fchlechterdings eine 
Ausnahme (Land.-Act. I. Abthl. 2 Bd. ©. 778.) 


Sechszehntes Kapitel. 
Bon Berlegungen der Sittlidhkeit. 
Art. 302. 
inc e f. 
Diejenigen, welche Verwandte in abfteigender Linie zum 
Beifchlafe mißbrauchen, find mit ein= bis dreijähriger Zucht: 
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hausſtrafe zweiten Grades, fo wie die Defcendenten, welche 
fi dazu hingeben, mit ein= bis fechömonatlicher Gefängniß- 
ſtrafe zu belegen. | | 
1) Land. Act. U. Abthl. I. Bo.S. 483. — Mitth. ©.1119. — 
Land.» Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 786. — Mitth. ©. 4134. 


2) Entwurf. Art. 298. Gleichlautend. 
Berg. $. 20 des Gefeßes v. 8. Febr. 1834. 


Art. 303. 


Leiblihe und Stiefgefehwifter, Schwiegerältern und 
Schwiegerkinder, welche mit einander Unzucht treiben, inglei- 
chen Stiefältern, welche mit ihren Stieffindern dieſes Ver— 
brechens ſich fchuldig machen, werden, und zwar, was die 
Stiefältern anlangt, infofern nicht die Beflimmung Art. 304 
auf fie anzuwenden ift, mit Drei bis Sechs Monaten Ge— 
fängniß beftraft; Stieffinder aber, welche fi) ihren Stief- 
altern zur Unzucht hingeben, find mit ein= bis ſechsmonatli— 
cher Gefängnißftrafe zu belegen. _ 

1) Land.:Act. Il. Abthl.1.3d. ©. 483. — Mitth.S.1119.— 

Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. S.786. — Mitth. S. A134. 

2) Entwurf. Art. 299. Mit Ausnahme eines Drudfehlers des 


citirten Artifels völlig gleichlautend. Vergl. $. 21 des Ge— 
feßes v. 8. Febr. 1834. 


Art. 304. 
Mißbrauch zur Unzucht. 


Pflegeaͤltern, Erzieher und Vormuͤnder, welche ihre 
Pflegbefohlnen zur Unzucht mißbrauchen, ingleichen richter— 
liche und polizeiliche Beamte, Gefangenwaͤrter und Aufſeher 
in Strafanſtalten, welche mit den ihnen untergebenen Gefan— 
genen Unzucht treiben, werden nach dem Verhaͤltniſſe des 
Mißbrauchs der anvertrauten Gewalt mit Gefaͤngniß von 
Drei Monaten bis zu Einem Jahre, oder Arbeitshaus von 
Sechs Monaten bis zu Drei Jahren beſtraft. 
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1) Land.-Act. IL. Abtht.1.Bd. S. 483. — Mitth. S.1119.— 
Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bd. S. 786. — Mitth. ©. 4134. 


2) Entwurf. Art. 300. Gleichlautend. 
Vergl. Geſetz v. 8. Febr. 1834. 8. 22. unter 1. 


Art. 305. 
Unzucht als Gewerbe. 


Meiböperfonen, welche die Unzucht ald Gewerbe befrei- 
ben, find mit drei= bis ſechswoͤchentlicher Gefängnißftrafe zu 
belegen. 

Iſt eine folche Weibsperfon zu der Zeit des Beifchlafs 
wiffentli mit der Luftfeuche behaftet geweſen, fo findet fechö- 
. monatliche bis einjährige Arbeitöhausftrafe ftatt. 

1) Land. Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 483. — Mitth. ©. 
1120. — Land.-Act. IIL Abthl. 2. Bo. S.788. — Mitth. 
©. 4143. 


2) Entwurf. Art. 302. Gleichlautend. 
Bergl. 8. 25 des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 


Art. 306. 
| | Kuppelei. 

Mer Weibsperfonen, welche ſich für Lohn zur Unzucht 
brauchen laffen, Andern zuführt, oder ihnen das unzüchtige 
Gewerbe in feiner Wohnung verftattet, ift mit drei= bis 
fehömwöchentlicher Gefängnißftrafe zu belegen. Diefe Strafe 
fteigt auf drei- bis ſechsmonatliches Gefängniß, wenn die 
Weibsperſonen mit der Luftfeuche behaftet gewefen find, oder 
die Kuppelei gewerbmäßig betrieben wird, und in den beiden 
legtern Fällen bei dem Rüdfall auf ſechsmonatliche bis ein- 
jährige Arbeitshausftrafe. | 

1) Land.-Act. U. Abthl. 1. Bd. ©. 483. — Mitth. ©. 
1120. — Land. Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 788. — Mitth. 
©. 4143. 

2) Entwurf. Art. 303. 
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Anftatt: „bei dem Rüdfall” ftand im Entwurfe: „bei 
der Wiederholung.‘ 


Vergl. 8. 26 des Geſetzes v. 8. Febr. 1834. 
Art. 307. 


Die Verleitung unbefcholtener Perfonen zu fleifchlichen 
Vergehungen mit Andern wird mit drei= bis ſechsmonatlichem 
Gefängniffe beſtraft. Sind hierzu Kinder unter Bierzehn 
Jahren oder eigne oder fremde Ehefrauen oder Verwandte in 
abfteigender Linie oder Gefchwifter oder zur Erziehung anver- 
traufe Perfonen verführt worden, fo findet Arbeitöshausftrafe 
von Sechs Monaten bis zu Vier Jahren ſtatt. 

1) Land. Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 483. — Mitth. 
©. 1120. — Land.» Act. III. Abthl. 2, Bd. ©. 788. — 
Mitth. ©, 4143. 

2) Entwurf, Art. 304. Gleichlautend. 

Bergl. 8. 27 des Gefehes v. 8. Febr. 1834, worin der 
Kinder unter Vierzehn Jahren Feine Erwähnung gefchehen, 
was aud der Grund feyn mag, weshalb die Dauer der 
Strafe erhöht worden. 

3) Bei Unterfuchungen, welche wegen an Kindern verübter 
Unzüchtigfeiten geführt werden, hat die Unterfuchungsbe:- 
hörde bei Befragung der Kinder ſtets die Schonung, welche 
das jugendliche Alter und die Sittlichkeit erheifchen, im Auge 
zu behalten, und Detaild unberührt zu laffen, welche die 
Unfchuld verlegen und ohne wejentlichen Einfluß auf die 
Unterfuhung felbft und die nachherige Strafbeftimmung 
find. | 

Art. 308, 
WBidernatürlihe Unzucht. 


Die widernatürliche Befriedigung des Gefchlechtötriebes 
zieht Gefängnißftrafe bis zu Einem Jahre nad) fidh. 
1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 631 fg. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 484. — Mitth. ©. 1121. — Land.» Act. II. Abthl. 
2. Bd. ©.788 fg. — Mitth. ©. 4143. 
2) Entwurf. Art. 306. Gleichlautend. 
Vergl. $. 28 des Geſetzzes v. 8. Febr. 1834. 
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Art. 309, 
Zum öffentlichen Aergerniß gereichende Handlungen. 
Die Verlegung der Sittlichkeit durch unzüchtige, zum - 
öffentlichen Aergerniß gereichende Handlungen, Verbreitung 
unzüchtiger Schriften oder bildlicher Darftellungen ijt mit 
Gefängniß bis zu Einem Jahre zu beftrafen. 

1) Land. Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 483 fg. — Mitth. ©. 
1120 fg. — Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 788. — 
Mitth. ©. 4143. 

2) Entwurf, Art. 305. Gleichlautend. 

3) Auf den Antrag, in diefem Artikel auch dad Goncubinat 
mit Strafe zu belegen, erklärte die. Staatöregierung, daß 
das Soncubinat feineswegs geduldet werden folle, wie be— 
reit3 in dem Geſetze v. 8. Febr. 1834. $. 34 ausgefprocen 
worden fey, wo ausdrüdlich erwähnt, daß den Polizeibehör- 
den obliege, dergleichen gefeßwidrige und regelwidrige Ver—⸗ 
bindungen nicht zu geftatten. Das Concubinat koͤnne nicht 
beftraft werden, weil ed weiter nichts, als eine fortgefete 
einfache Unzucht, leßtere aber einer Strafe nicht unterwor- 
fen fey; auch könne man nicht fagen, daß daffelbe zum öf: 
fentlichen Aergerniffe gereiche. (Mitth. S. 1120.) 


Art. 310. 
Thbiergquälerei. 


Boshaftes oder muthmwilliges Quaͤlen von Thieren ift 
mit Gefängnißftrafe bis zu Vier Wochen oder verhältnißmä- 
Biger Geldbuße zu beftrafen, 

1) Land. Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 489 fg. — Mitth. ©. 
1134 fg. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 789. — 
Mitth. S. 4143. 

2) Diefer Artikel war im Entwurfe nicht enthalten. 

3) Die in übermäßiger Anftrengung der Thiere bei deren Ge- 
brauche beftehende Quaͤlerei gehört nicht unter diefen Artikel, 
fondern ift ein Polizeivergehen. (Mitth. S. 1134) Vergl. 
a. Verprdnung v. 31. Suli 1839. Art. V. (Gef. u. Ber: 
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ordn. BI. v. 3. 1839. ©. 205), wo ausdrüdlich ausgefpro- 
chen, daß die Beftrafung des Erceffes in der an fich erlaub: 
ten Benußung ber Thiere den Polizeibehörden zuftehe. 


Siebzehntes Rapitel,. 
Bon Pflihtverlegungen in befondern Berhältniffen. 


Art. 311. 
Bernakhläffigung der Amtspflicht. 


Staatödiener und andre in Pflicht ftehende öffentliche 
Beamte, welche die ihnen nad) den erhaltenen Inftructionen 
oder fonft obliegenden Amtöpflichten verlegen oder vernach— 
läffigen, find, infoweit. nicht dabei ein fchwereres Verbre— 
chen vorliegt, oder durch fpecielle Anordnungen befondre Stra: 
fen vorgefchrieben find, mit Verweis oder mit einer Geldſtrafe 
bis zu Funfzig Thalern zu belegen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 626. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 471 fg., 482. — Mitth. ©. 1106 fg., 1118 fg. -: 
Zand.- Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 781. — Mitth. ©. 
4121 fg. 

2) Entwurf. Art. 284. 

Staatödiener 1. —, welche der ihnen ertheilten Inſtruc⸗ 
tion zuwider ihre Amtöpflichten verlegen oder vernachlaͤſſi— 
gen, find ıc. 

3) Die Motiven (Land.:Act. I. Abthl. 1. Bd. S. 94) ent: 
halten folgende allgemeine Bemerkung: Im Gegenfaß zu 
den mehrften neuern Entwürfen hat man ein befondred Ka- 
pitel über die Pflichtverlegungen der Staatödiener nicht für 
nothwenbig gehalten, vielmehr bei folchen Verbrechen, welche 
eben fowohl von andern Perfonen begangen werden Fönnen, 
und bei welchen die amtliche Eigenfchaft nur als ein befond: 
rer Erfehwerungsgrund erfcheint, wie 3. B. Veruntrauung, 
Faͤlſchung, Freiheitsberaubung, in den betreffenden Kapiteln 
diefen erfchwerenden Umftand erwähnt, und dagegen nur 
diejenigen Handlungen, welche, um als Bergehungen betrach: 
tet zu werden, ein eigenthümliches Pflichtverhältniß voraus: 
feßen, jeboch ohne Befchranfung auf die Staatödiener in ei: 
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nem befondern Kapitel behandelt. E8 wird auf diefe MWeife 
nicht nur die bei der Trennung fo gleichartiger Gegenftände 
eintretende öftere Wiederholung vermieden, fondern man hat 
auch um fo mehr Bedenken tragen müffen, die Pflichtver- 
leßungen der Staatsdiener als eine eigenthümliche Art von 
Berbrechen zu behandeln, da unter die in dem Entwurfe an- 
gedrohten Strafübel die Amts: und Dienftentfegung nicht 
mit aufzunehmen war. Die Verfügung derfelben ift richti- 
ger nur als Folge eines verübten Vergehens, nicht aber als 
Strafe felbft zu betrachten und gehört, wie auch die Gefese, 
die Berhältniffe der Civilftaatsdiener und die höhern Juſtiz— 
behörden betr, anerfennen, nicht vor das Nichteramt, fon: 
dern vor die Verwaltung. 

4) Die Deputation der I. Kammer bemerkte zu diefem Kapis 
tel im Allgemeinen, daß, da an mehrern Stellen die Strafe 
des fchwerern Verbrechens, wenn die Verlegung der Amts— 
oder fonftigen befondern Pflicht in ein folches übergehe, aus: 
drüdlich vorbehalten, es zweifelhaft feyn fünne, ob dem ge— 
mäß bloß jene ftrengere Strafe eintreten folle, oder nad). 
Art. 46 [Art. 48 des Geſ.-Bchs.] wegen der concurrirender 
Dflichtverlegung auch eine Schärfung eintreten Fönne. Die 
Negierungscommiffarien erklärten darauf, daß das Xebtere 
die Abficht des Entwurfs fy. (Land.- Act. Beil, z. II. 
Abthl. 1. Samml. ©. 151.) 

5) Die Deputationen beider Kammern erinnerten bei vorſte— 
hendem Artikel, daß, — da nicht alle öffentliche Diener 
Amtsinftruction hätten, auch nicht alle Dienftobliegenheiten 
in den vorhandenen Inftructionen vorgefchrieben feyen, übers 
haupt ein Staatsdiener oder andrer öffentlicher Beamter 
theils die allgemeinen Pflichten öffentlicher Beamten, theils 
die befondern in der Natur feines Amtes liegenden, theils 
endlich die durch eine. Snftruction ihm vorgefchriebenen 
Hflichten verlegen oder vernachläfligen und dadurch flrafbar 
werben koͤnne, — bie im Artifel enthaltenen Worte: „der 
ihnen ertheilten Snftruction zuwider” zu eng ſeyen, 
und, da der Nichter ftet3 nad allgemeinen Grundfägen, 
nach der Natur des Amts und nach der etwanigen Inftruc- 
tion zu beurtheilen habe, ob eine Amtöpflichtverlegung vor: 
liege oder nicht, entweder ganz weggelaflen werden koͤnnten 
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oder mit folgenden zu vertaufchen feyen: „bie ihm, nach der 
ihm ertheilten Inftruction oder fonft obliegenden Amtöpflic)- 
ten ꝛc.“ (Land.: Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 
151. — Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 162 fg.) 


Art. 312 
Pflichtwidrige Annahme von Gefchenten. 

Wenn Staatödiener oder andre in Pflicht ftehende oͤf— 
fentlihe Beamte ihre amtliche Stellung benugen, um von 
Jemandem etwas zu fordern, oder fich verfprechen zu laffen, 
oder ungefordert anzunehmen, wozu weder ein Gefeß, nod) 
eine Snftruction, noch die ausdrücdliche Erlaubniß der ihnen 
vorgefesten Behörde fie berechtigt, fo find fie mit Gefaͤngniß⸗ 
ſtrafe bis zu Drei Monaten zu belegen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 626. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 472 fg. 2. Bd. ©. 453 fg. — Mitth. ©. 1108 fg., 
4404. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 781, — 
Mitth. ©. 4122. 

2) Entwurf. Art. 285. 

Nach dem Worte „Jemandem“ folgten im Entwurfe die 

Worte: „unter irgend einem Vorwande.“ 

3) Diefer Zwifchenfaß ift mweggelaffen worden, weil er über: 
flüffig, und das Merkmal, wodurch ſich das in diefem Arti- 
kel bezeichnete Verbrechen von dem, im Art. 254 enthalte: 
nen Betruge unter dem Dedimantel der Amtögewalt unter: 
fcheidet, darin befteht, daß hier Feine Täufchung des Schen: 
fenden oder VBerfprechenden vorausgeſetzt wird, bie obge= 
dachten Worte aber auf eine beabfichtigte Taͤuſchung zu deu: 
ten ſcheinen. (Land.:Act. Beil. z. IL. Abthl. 1. Samml. 
S. 151. — Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 163.) 

4) In dem vorliegenden Artikel ift befonders auf die Öffentliche 
Stellung der Perfonen und auf ihr Verhältniß zu den übri- 
gen Staatsbürgern Rüdficht genommen. (Mitth. ©.1108.) 
Daher erflärte die Staatsregierung auf den Antrag, die Be- 
flimmung diefes Artikels auch auf foldhe Perfonen zu er: 
fireden, welche nicht öffentliche Beamte feyen, aber doch 
Dienftpfliht auf fih hätten, daß fie bei den gegebenen 
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Strafbeflimmungen vorzüglich die öffentliche Qualität der 
Perfonen ind Auge gefaßt und berüdfichtigt habe, daß die 
vom Staate aufgelegte Pflicht verlegt worden fey, und folche 
Perfonen die durch die Verfaffung ihrer Stellung gegebene 
Autorität ftrafbarer Weife gemißbraucht hätten. Diefes Ber: 
haͤltniß trete nicht bei Perfonen in Privatdienften ein, und 
eine durch diefe an ihren Dienftherren vorgenommene Be: 
nachtheiligung werde durch andre Artikel des Griminalgefeß: 
buchs getroffen. (Mitth. ©. 1108.) 

Aus diefem Grunde find Privatfecretaire, Verwalter und 
andere Privatdiener, auch wenn fie auf Antrag ihres 
Herrn von einer öffentlihen Behörde befonders 
verpflichtet worden, nicht mit unter dieſem Artikel be: 
griffen. (Mitth. ©. 4122.) 

Dagegen find ftädtifhe Beamte ebenfallö öffentliche 
Beamte, und mithin den Strafbeftimmungen dieſes Artikels 
unterworfen. (Mitth. S. 1108.) 


5) Der Sinn der Worte: „amtliche Stellung benutzen“ 
ift nicht zu weit auszudehnen, es fol vielmehr nur dadurch 
angedeutet werden, daß Niemand aus feiner amtlichen Stel: 
lung Gelegenheit nimmt, fich einen unerlaubten Vortheil zu 
verfchaffen. Es muß der Wille bei dem Staatsdiener vor: 
handen feyn, fich einen unerlaubten Bortheil zu verfchaffen, 
und Diejenigen, mit denen er in amtlicher Verbindung ftehtr 
zu vermögen, ihm einen Vortheil zufommen zu laffen, was 
fie nicht würden gethan haben, wenn er nicht in einer amt 
lichen Stellung zu ihnen fi) befunden hätte. (Mitth. 
©. 1109 fg.) 

Die Annahme von Gefchenfen von Seiten eines Staats: 
dieners ift an fich Fein Vergehen, fie wird aber ein folches, 
wenn Semand feine amtliche Stellung auf die eben bezeich: 
nete Ark dabei benutzt. (Mitth. ©. 1110.) 


Art. 313. 
Beftehung. j 
Staatöbiener und andre öffentliche Beamte, welche Ge: 


fchenfe oder andre Vortheile annehmen, oder fich verfprechen 
lafien, um ihren öffentlichen Pflichten: entgegen Etwas zu 
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thun oder zu unterlaffen, find mit Gefängnißftrafe von Einem 
bis zu Vier Monaten zu belegen. 


1) Land. = Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 627. II. Abthl. 1. Bd. 
S. 473 fg. 2. Bd. ©. 453. — Mitth. ©. 1110, 4404. — 
Land. Act. III. Abthl. 2. Bd. ©.782. — Mitth. S. 4122. 


2) Entwurf. Art. 286. 
Staatödiener ꝛc. —, welche Geſchenke annehmen, die ih— 
nen mit dem Anfinnen gegeben werden, ihren Öffentlichen 


Pflichten ıc. 


3) Die Deputation der I. Kammer bemerkte zu diefem und 
den folgenden Artikeln im Allgemeinen, daß darin überall 
zu dem Thatbeftande das Annehmen oder Anbieten eines 
unerlaubten Vortheils gehöre, es möge derfelbe nun ſchon 
wirklich gegeben, oder nur verfprochen worben feyn, er möge 
in einem Gefchenfe oder einer andern Leiftung beftehen, fo 

wie daß der Unterfchied nur in dem Zwecke liege, zu wel: 
chem das Gefchenf oder die Leiftung dienen folle, und ob es 
fih von dem Gebenden oder Empfangenden handle. (Kand.⸗ 
Act. Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 151.) 


Art. 314. 


Haben fie in Folge des Empfangenen oder Berfproche: 
nen ſich wirklich eine Verlegung der ihnen obliegenden Amts- 
pflichten zu Schulden gebracht, fo kann nad) Verhältniß der 
begangenen Pflichtwidrigkeit, infofern diefe nicht an und für 
ſich eine höhere Strafe nad) ſich zieht, die Strafe bis zu 
Sechs Monaten Gefängniß oder Arbeitshaus bis zu Einem 
Jahre gefteigert werden. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 627. - II. Abthl. 1. Bd. 


©. 474. — Mitth. S.1110 fg. — Land.-Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 782. — Mitth. S. 4122, 


2) Entwurf, Art. 287. 
Haben fie in Folge der empfangenen Geſchenke ſich wirk— 
lich ꝛc. 


* 
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Art. 315. 

Die in den vorftehenden Drei Artikeln beftimmten Stra- 
fen treten auch dann ein, wenn dergleichen Perfonen ihren 
Eheweibern, Kindern oder andern Angehörigen die Annahme 
folcher Gefchente oder Leiftungen zulaffen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 627. IL. Abthl. 1. Bd. 
S. 474. — Mitth. ©. 1111. — Sand.» Xct. IH. Abthl. 
2.Bd. ©. 782. — Mitth. ©. 4122 fg. 

2) Entwurf. Art. 288. " 


Die Worte: „oder Leiſtungen“ fehlten im — 
Vergl. deshalb Art. 313. Anmerk. 3. 


Art. 316. 

Die Staatsdiener und oͤffentlichen Beamten haben die 
ihnen unter den Art. 312, 313, 315 bemerkten Verhaͤltniſſen 
ungefordert zugekommenen Geſchenke, bei Vermeidung der 
angedrohten Strafen binnen Acht Tagen zuruͤckzugeben, oder 
daruͤber bei der ihnen vorgeſetzten Behoͤrde oder bei der 
Obrigkeit des Schenkenden Anzeige zu erſtatten. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1.Bd. ©. 474. 2.380. S. 453 fg.— — 


Mitth. S. 1111, 4404. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. 
©. 782. — Mitth. ©. 4123. 


2) Entwurf. Art. 289. 
Das Wort: „ungeforbert” enthielt der Entwurf nicht. 


Art. 317. 

Diejenigen, welche durch Gefchenke, Leiftungen ‘oder 
Verfprechungen einen Staatödiener oder andern Öffentlichen 
Beamten zu einer feiner Amts- oder Dienftpflicht entgegen- 
laufenden Handlung oder Unterlaffung verleiten, find, info= 
fern nicht nach Befchaffenheit der letztern die Strafe eines 
fchwerern Verbrechens eintritt, mit Sefangniß bis zu — 
Jahre zu beſtrafen. 

1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 697. II. Abthl. 1. Bd. 

©. 474. 2. Bd. ©. 453 fg., 760. — Mitth. ©. 1111, 
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4404, 5673. — Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 782. 
3. Bd. ©. 546. — Mitth. ©. 4123 fg., 5553. 

2) Entwurf, Art. 290. 

Diejenigen, welche in der Abfiht, einen Staatsdiener 
oder andern öffentlihen Beamten zu einer feiner Amts: 
oder Dienftpflicht entgegenlaufenden Handlung oder Unter: 
laffung zu bewegen, demſelben Gefchenke geben ober ver: 
fprechen, oder irgend einen Bortheil zukommen laffen, find 
mit Gefängnißitrafen von Vierzehn Tagen bis zu Drei 
Monaten zu belegen. Iſt die beabfichtigte pflichtwidrige 
Handlung oder Unterlaffung wirklich erfolgt, jo kann, inſo— 
fern nicht nach der Befchaffenheit derfelben die Strafe eines 
Tchwereren Verbrechens eintritt, die Strafe bi zu einjähri- 
gem Gefängniß gefteigert werden. 

3) Die Deputation der II. Kammer bemerkt in ihrem Berichte: 
„Der hauptfächlichfte Grund, warum nach diefem Artikel 
aud) diejenigen Perfonen zur Strafe gezogen werden follen, 
welche einen Beamten beftechen, dürfte darin liegen, weil 
fie fih dadurd des Verbrechens des Beamten, wenn aud) 
im mindern Grade, theilhaft machen. Dafern aber der 
Beamte das Anerbieten fofort zurudweift, fo ift fein Ver— 
brechen vorhanden und kann fonady auf Feiner Seite be- 
ftraft werden.” Aeußerften Falles kann Der Verfuch, einen 
Beamten feiner Pfliht untreu zu machen, nicht anders 
angefehen werden, als der Verſuch, Jemanden auf irgend 
eine Weiſe zur Begehung eines andern Verbrechens, z. E. 
zur Brandlegung, zu Mißhandlung eines Dritten, zum 
Diebftahl ıc. zu beflimmen, vorausgefeßt, daß der Andre 
die Verfuhung zurüdweift und das Verbrechen gänzlich 
unterbleibt. Sedenfalls gehört daher die Annahme de3 An: 
gebotenen Seiten des Beamten in ben Begriff des im 
obigen Artifel aufgeftellten Verbrechens, wenn ander man 
den Verſuch der Beftehung nicht der vollbrachten Beſte— 
chung gleichftellen will.” [and.: Act. Beil. z. III. Abthl. 
1. Samml. ©. 163 fg.] 


Art, 318. 
‚Staatödiener und andre öffentliche Beamte, fo wie 
überhaupt alle Staatsbürger, welche bei Beſetzung der von 
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ihnen zu vergebenden Aemter, oder bei der Ausübung ihres 
Stimm- und Wahlrechts Gefchenke oder Leitungen anneh: 
men, oder Vortheile fi ausbedingen, find um den vierfachen 
Werth des Empfangenen oder Ausbedungenen, oder, dafern 
daffelbe nicht zu Geld angefchlagen werden Eann, um Zehn. 
bis Einhundert Thaler und bei erfchwerenden Umftänden 
mit Gefängniß bis zu Drei Monaten zu beftrafen. 

Ebenfo find diejenigen, welche zu Erlangung von Aem— 
tern oder Anftellungen ſich Beftechungen zu Schulden kom— 
men laffen, um den vierfahen Werth des Gegebenen oder 
Verfprochenen oder, wenn eine Schäßung deffelben nicht ftatt- 
finden Fann, um Zehn bis Einhundert Thaler zu beftrafen. 


1) Land.:Act. I. Abthl. 3.3d. ©.138 fg., 627 fg. U. Abthl. 
1.380. ©. 477 fg. 2. Bd. ©. 454, 760, 927 fg. — Mitth. 
©. 1111 fg., 4405, 5673, 6171 fg. — Land.-Act. IH. 
Abthl. 2.30. ©. 782 fg. 3. Bd. ©. 546, 819. — Mitth. 
©. 4124 fg., 5554, 6365. 

2) Entwurf. Art. 291. 

Die Worte im erften Sabe: „oder Leiſtungen“, inglei- 
chen „oder Ausbedungenen”, fo wie „und bei erfchweren- 
den ꝛc. — Drei Monaten” enthielt der Entwurf nicht. Dem 
‚zweiten Sabe war annoc) folgende Beflimmung beigefügt: 
Auch bleibt dem betreffenden Minifterium vorbehalten, die 
Einziehung oder Suspenfion des Beſetzungsrechts, oder des 
Stimm: und Wahlrecht3, fo wie die Entfeßung von der 
durch Beſtechung erlangten Anftelung zu verfügen, infofern 
diefes nicht bereits gefeßlich angeordnet ift. 

3) E5 verfteht fich übrigens von felbft, daß die ausgefprochene 
Ginziehung und Suspenfion des Belekungsrechts, wenn 
daffelbe ein Realrecht, nur auf die Lebens: oder Befißzeit 
des Schuldigen fich beziehen Fann. (Land.= Act, Beil. z. 
II. Abthl. 1. Samml. ©. 152 fg. — Beil. z. IH. Abthl. 
1. Samml. ©. 165.) 

4) Die Deputation der II. Kammer hatte in ihrem Berichte 
bemerkt (Land. Act. Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 
164 fg.), daß die Einziehung oder Suspenfion des Be: 
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ſetzungsrechts, oder des Stimm: und Wahlrecht3 eine zweite, 
auf das im erften Satze des Artikels bezeichnete Verbrechen 
gefeßte wirkliche Strafe fey, deren Zufügung daher nur 
durch Urthel und Recht erfolgen, und feineswegs in die 
Hand der Minifterien gelegt werden, den leßteren vielmehr 
bloß die Gafjation der durch Beſtechung erlangten Anftel- 
lung überlaffen bleiben koͤnne, da fich diefelbe civilrechtlich 
eigentlich von felbft verftehe. Die I. Kammer ftimmte diefer 
Anficht ebenfalls bei. (Mitth. ©. 1113 fg.) 

Die Staatsregierung erflärte jedoh (Land. Act. I. Abthl. 
3. Bd. ©. 138 fg.): „Mit dem Sabe: daß die Gerichte in 
den bemerften Fällen und nach den Umftänden über Ein- 
ztehung oder Suspenfion des Befekungsrecht3 oder des 
Stimm: und Wahlrecht3 erkennen follen — hat fich die Ne: 
gierung nicht einverftehen Fünnen. Diefer Satz würde die 
Conſequenz de3 Criminalgeſetzbuchs ftören, indem die Ent- 
ziehung einer Function oder politifchen Rechts nirgends 
darin al Strafart aufgeführt ift, fondern nur als unmit- 
telbare und nothwendige Folge beflimmter Strafen vor: 
fommt, im Uebrigen aber den politifchen Geſetzen und Dis- 
ciplinarvorfchriften überlaffen worden if. Er würde aber 
auc ferner mit andern Gefegen im Widerfpruche ftehen, 
deren Aufhebung oder Abänderung die Stände wohl nicht 
im Sinne gehabt haben werden. Denn fo würde es nad 
$. 74 der Verfaffungsurkunde und 8. 5 des Wahlgeſetzes 
einer Wahlverfammlung freiftehen müffen, einem Wahl: 
manne wegen Berfaufs feiner Stimme das Wahl: und 
Stimmrecht zu entziehen. Gleiche gefeglihe Beftimmungen 
liegen den Ständen dermalen in Beziehung auf Gemeinde- 
wahlen vor. Diefed Befugniß würde mit Annahme de3 
von den Ständen beantragten Zuſatzes fofort vernichtet. Ja 
in dem Staatsdienergefeße vom Jahre 1835 ift, obgleich die 
Beftehung die Entziehung des Amtes zur nothwendigen 
Folge haben foll, $. 24 ausdrüdlich vorgefchrieben, daß die 
Gerichte das Erfenntniß hierauf nicht zu richten haben, die 
Entfegung vielmehr von der Anftellungsbehörde zu verfügen 
fey. I es übrigens nicht die Abficht des Entwurfs gewe— 
fen, hierin etwas Neues vorzufchreiben, oder den Admini- 
ftratiobehörden eine größere Ermächtigung einzuräumen, ſo 
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ift e8 für angemeffen erachtet worben, eben ſowohl den von - 
den Ständen biesfall3 beantragten Zuſatz ald den Schluß: 
faß des früheren Entwurf wegzulaſſen.“ 

Auf diefe Erklärung traten beide Kammern der Regierung 
bei. (Mitth. ©. 6171 fo. u. 6367.) 

5) So lange die jetige Einrichtung in Betreff der Anſtellung 
der Gerichtöverwalter von Seiten der Gerichtöherren befteht, 
fann es als ftrafbar nicht angefehen werden, wenn leßterer 
bei des Gerichtöverwalters Beftallung einen Vortheil, 3. B. 
die unentgeltliche Führung feiner Rechtsſachen u. dergl. m. 
fich ausbedingt. Dagegen wuͤrde der Artikel zur Anwen: 
dung fommen, wenn ein Kirchenpatron einem Pfarrer die 
Stelle unter einer ähnlichen Bedingung, 3. B. gegen un 
entgeltlichen Unterricht feiner Kinder, übertrüge. Hier würde, 
weil der Patron nicht das Recht hat, den Gehalt des Pfar: 
rers zu beflimmen, und ihn nicht aus feinen Mitteln be: 
zahlt, fondern der Gehalt aus dem Kirchenvermögen gege— 
ben wird, fomwohl der Patron als auch der Pfarrer, dafern 
erfterer- nicht etwa den Gehalt unter der fraglichen Bedin- 
gung angemeffen felbft verbeffert, firafbar feyn. (Mitth. 
©. 1114 fg.) 


Art. 319. 


Ueberdem fällt Alles, was unter den Artikel 312 bis 
318 bemerften Berhältniffen als Gefchent gegeben worden 
ift, der Armenkaffe des Wohnorts des Empfängers anheim. 
Iſt ſolches in Natur nicht mehr vorhanden, fo hat der Em- 
pfänger, oder, wenn die Zurüdgabe erfolgt ift, der Geber 
den Werth deffelben zu erjegen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 628. TI. Abthl. 1. Bd. 
©. 479 fg. — Mitth. S. 1115. — Land, Act. III. Abthl. 
2. Bd. ©. 784. — Mitth. S. 4129. 

2) Entwurf. Art. 292. 

Ueberdem fällt alles, was zum Behuf einer Beftechung 
oder fonft ald Gefchenf gegeben worben ift, der Armenhaus: 
Hauptkaſſe anheim. Iſt foldhes in Natur nicht mehr vor: 
handen, fo hat der Beflochene, oder, wenn ıc. 
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Art. 320. 
Miſßbrauch der Amtsgewalt. 


Mit Geloftrafen von Zehn bis zu Einhundert Thalern 
und nach Befinden mit Gefängnißftrafe bis zu Zwei Jahren 
find, infofern nicht ein fchwereres Verbrechen dabei eintritt, 
Staatödiener und öffentliche Beamte zu belegen, welche Je— 
manden zu einer Handlung oder Unterlaffung, wozu diefer 
rechtlich nicht verbunden ift, unter dem erdichteten Vorwande 
eines amtlichen Befugniffes nöthigen, oder die an fie gelang— 
ten Berordnungen höherer Behörden, oder rechtliche Erkennt: 
niffe, oder andre ihnen in ihrer amtlichen Eigenfchaft zuge— 
kommene Schriften unterdrüden, oder Jemanden widerrecht- 
lich verhaften oder gefangen halten, oder ihre amtlichen Ver— 
haͤltniſſe auf irgend eine Weife zur Bedruͤckung, Mißhand— 
lung oder widerrechtlicher Begünftigung einer Perfon miß— 
brauchen. 

Haben diefelben ſich foldhe Handlungen um der Er: 
langung eines eignen Vortheils willen zu Schulden gebradht, 
fo ift, infofern die Handlung nicht an ſich eine höhere Strafe 
nach ſich zieht, unbedingt auf Gefängnißftrafe von Einem 
Monate biö zu Zwei Jahren zu erkennen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 629. II. Abthl. 1. Bd. 
©. 480. 2. Bd. ©. 54: — Mitth. ©. 1115, 4405. — 
Land. Act. IUI. Abthl, 2. Bd. ©. 784. — Mitth. ©. 
4129 fg. 

2) Entwurf. Art. 293. 

Die Worte: „infofern nicht ein fehwereres Verbrechen da: 
bei eintritt”, ingleichen: „oder Jemanden widerrechtlich ver: 
haften, oder gefangen halten‘ waren im Entwurfe nicht 
enthalten. - 

-3) Motiven, (Land.:Act. I. Abthl. 1. Bd. S. 105 fg.) Es 
kann nicht zweifelhaft feyn, daß die Strafbeflimmung im 
Art. 293 auch auf foldhe richterlihe Beamte Anwendung 
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handlungen gegen bie in Unterfuchung befindlichen Ange: 
klagten, oder gegen die unter ihrer Aufficht ftehenden Ge— 
fangenen ſich erlauben, oder fonft in folher Beziehung die 
ihnen zufommende amtliche Gewalt mißbrauchen. 

- Die Deputation der II. Kammer hatte vorgefchlagen, daß, 
da dem Motive des Eigennußes die der Rachſucht oder Bos— 
heit mindeftens gleichftänden nad den Worten: „Vortheils 
willen” hinzuzufügen: „oder aus Rachſucht oder Bos— 
heit (Kand.Act. Beil. z. III. Abthl. 1. Samml. ©. 166), 
allein die Kammer ftimmte nicht bei, nachdem der Regie- 
rungscommiffar dagegen erinnert hatte, daß diefe Motiven 
fehr fchwierig zu erkennen feyen, und es ſchwer fallen werde, 
zu beurtheilen, ob eine folche widerrechtliche Handlung aus 
Rache und Bosheit, oder aus Unüberlegtheit, Unmiffenheit, 
oder einer falfchen Anfiht der Sache hervorgegangen fey. 
Auch fey ja der Richter nach allgemeinen Grundfägen ver- 
bunden, in Fällen, wo eine gewinnfüchtige Abſicht vorliegt, 
nicht auf Geld» fonderh nur auf Gefängnißftrafe zu erfen- 
nen. (Mitth. ©. 4130.) 


Art: 321. 
Mißbrauch des dffentlihen Vertrauens. 


Mit gleichen Geld- und Gefängnißftrafen find Geiftliche, 
Advocaten, Notare, Aerzte, Hebammen, Wormünder und 
andre öffentlich beftellte Perfonen zu belegen, welche die ihnen - 
in Folge diefer Stellung obliegenden Pflichten verlegen. 

1) Land.-Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 480. — Mitth. ©. 
1115. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 785. — 
Mitth. S. A130. 

2) Entwurf. Art. 294. Woͤrtlich uͤbereinſtimmend. 

3) Motiven, (Kand.⸗Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 106.) 

Es ift bei der allgemeinen Faſſung diefed Artikels nicht 
erforderlich, die frühern gefeglichen Vorſchriften gegen bie: 
jenigen Sachwalter, welche fich einer Prävarication ſchuldig 
machen, oder bei den von ihnen übernommenen Procefien 
fich ein Palmarium oder eine Quota litis ausbedingen, aus— 
druͤcklich zu wiederholen, da durch folche Handlungen die den 
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Sachwaltern nad) ihrer Verpflichtung obliegenden befondern 
Pflichten verlegt werden, und fie mithin in diefem Falle der 
im Artikel enthaltenen Strafbeflimmung unterliegen. 


A) Unter den in diefem Artikel mit dem Auddrude: „und 
andre Öffentlich beftellte Perfonen“ bezeichneten Per: 
fonen find insbefondere auch die Schullehrer, die Sen: 

ſale uf. w. gemeint. (Kand.-Act. Beil. z. III Abthl. 
1. Samml. ©. 166.) 


Art 322 
Berlegung der Dienftpflicht. 


Haus= oder Wirthichaftsbeamte, oder andre Privat: 
diener, welche in ihren Dienftverhältniffen ihre Dienftherr- 
fchaften vorfeglich benachtheiligen, um fich oder Andern einen 
Vortheil zu verfchaffen, find, infofern nicht ein ſchwereres 
Berbrechen dabei vorliegt, mit — bis zu Sechs Mo: 
naten zu beftrafen. 


1) Land.» Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 629. II. Abthl. 2. Bo. 
S. 760. — Mitth. ©. 5673. -- Sand.» Act. II. Abthl. 


3. Bd. ©. 546. — Mitth. ©. 5553 fe. .. 
2) Im Entwurfe war vorftehender Artikel nicht enthalten. 
Ark 323. 


Berfegung pflichtmäßiger Verfchwiegenheit. 


Staatödiener und andre öffentlicy oder in Privatdien- 
ften angeftellte, oder als Arbeiter in Fabriken oder für Fa- 
brifverleger, oder in andern gewerblichen Unternehmungen 
befchäftigte Perfonen, welche dasjenige, was ihnen vermöge 
ihres Amtes, ihrer Stellung oder ihres Dienftes bekannt 
oder anvertraut worden ift, und deffen Geheimhaltung ihnen 
obliegt, Andern mittheilen, find eben fo, wie diejenigen, 
welche folche Perfonen zu dergleichen Mittheilungen verleiten, 
mit Gefängnißftrafe bis zu Vier Monaten oder verhältniß- 
mäßiger Geldftrafe zu belegen, 

1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 629 fg. II. Abthl. 1Bd. 
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©. 480. 2. Bd. ©. 454. — Mitth. ©. 1115 fg., 4405. 
— Land.-Act. IH. Abthl. 2. Bd. ©. 785 fg. 3. 3b. ©. 
546. — Mitth. S. 4130 fg., 5994. 

2) Entwurf. Art. 295. 

Die Worte: „oder ald Arbeiter — befchäftigte”, inglei- 
chen: „oder anvertraut” enthielt der Entwurf nicht, an: 
ftatt des Wortes: „Geheimhaltung“ fland: „Verſchwiegen— 
heit” und nad) „Gefängnißftrafe” ftanden die Worte: „von 
Bierzehn Tagen”. 

3) Unter den „in Privatdienft angeftellten Perſonen“ 
find auch Handlungsdiener mit begriffen Land.-Act. 
Beil. z. II. Abthl. 1. Samml. ©. 153], wie auch die bei 
einem Handwerker arbeitenden Perfonen. (Mitth. ©. 
4152 fg.) 


Art. 324. 
Unbefugtes Eindringen in fremde Geheimmiffe. 


Sleichergeftalt ift das Eindringen in fremde Geheimniffe 
auf unerlaubte Weife mit Gefängnißftrafe bis zu Vier Mo- 
naten oder verhältnigmäßiger Geldftrafe zu ahnden. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 630. IL. Abthl. 1. Bd. 
©. 480. 2. Bd. ©. 454. — Mitth. ©. 1116, 4405. — 
Land. Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 786. — Mitth. ©. 
4134. 

2) Der vorftehende Artikel war im Entwurfe nicht enthalten. 

3) Die Beantwortung der Frage: Welhe „Weife” ift als 
„unerlaubt” und criminel ftrafbar anzufehen? ift unent- 
fchieden geblieben, und unterliegt daher deſſen Beantwor: - 
tung lediglich dem richterlichen Ermeffen. E3 würde aber 
offenbar zu weit führen, wollte man eben, der feine Neu: 
gierde, wenn auch auf eine fchlaue, liftige (moralifch nicht 
zu billigende) Weife befriedigt hat, fofort ind Gefängniß 
fperren. Wenn Jemand weiß, daß Zwei Perfonen ein Ge: 
heimniß abhandeln, und er horcht in dem Nebenzimmer, oder 
wenn er dem Befiter des Geheimniffes durch gefchidte Fra— 
gen das Geheimniß ablodt, u. dergl. m., fo mag dies nicht 
alfenthalben gebilligt werden, allein criminell ftrafbar ift es 
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gewiß nicht. (Vergl. Schüler Beitr. z. Beurthl. d. Cri⸗ 
minalgeſetzbuchs. ©. 95.) 

Dagegen gehört das Erbrechen eines fremden Briefes al- 
lerdings unter obigen Artikel, felbft dann, wenn in demfelben 
für den Erbrecher „ein Geheimniß” gar nicht enthalten ift. 


art 325. 
Wahrheitswidrige Ausſage. 

Wer in einer, ihn nicht felbft betreffenden Angelegen- 
heit von einer. öffentlichen Behörde zur Angabe der ihm da— 
von beimohnenden Kenntniß aufgefordert wird, und bei der 
hierüber erftatteten Ausfage entweder wiſſentlich unwahre 
Ihatfachen für wahre auögiebt, oder wahre Thatſachen ver- 
fchweigt, ift, infofern er nicht diefe Ausfage eidlich beftärkt 
bat, und dießhalb oder nad) andern gefeglichen Beftimmun- 
gen eine höhere Strafe eintritt, mit Gefängniß bis zu Sechs 
Wochen oder verhältnigmäßiger Geldftrafe zu belegen. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 1. Bd. ©. 480 fg. — Mitth. ©. 
1116 fg. — Land.-Act. III. Abthl. 2. Bd. ©. 786. — 
Mitth. S. 4134 

2) Entwurf. Art. 296. 

Wer ıc. und dieshalb oder nach der Beſtimmung Art. 

183 wegen Berläumbung eine höhere ıc. 

3) Der Antrag, daß die im 41. Artikel genannten Perfonen 
ausgenommen werden möchten, fand feinen Anklang. Die 
Staatöregierung erklärte vielmehr, daß ein großer Unter: 
fchied zwifchen dem Denunciren, das immer freiwillig ge: 
fchehen müffe, und der Verpflichtung, in Hinfiht auf das: 
jenige, worüber man von einer Öffentlichen Behörde befragt 
werde, die Wahrheit auszufagen. Dem Antrage, jenen 
Derfonen zu geftatten, die Wahrheit in den gedachten Fäl- 
len zu verfchweigen, oder unwahre Thatfachen vorzubringen, 
ftänden große Bedenken entgegen. (Mitth. ©. 1116.) 

Art, 326. 
Borfchrift wegen Anftellung der Unterfuchung. 

Bei allen in diefem Kapitel erwähnten Verbrechen fol 
eine Unterfuhung nur auf Antrag der dabei Betheiligten, 
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und bei den in öffentlichen Pflichten ftehenden Perfonen au: 
Berdem auch auf Antrag der Dienft= oder Auffichtöbehörde 
ftattfinden. Iſt in_dem letzteren Falle die in Frage kom— 
mende widerrechtliche Handlung nur mit Geldftrafe oder einer 
die Dauer von Acht Wochen nicht überfteigenden Gefängniß- 
firafe bedroht, fo ift die Dienftbehörde ermächtigt, die Un: 
terfuchung felbft zu führen und darin zu erkennen. 


1) Land.-Act. v. 3. 1836 fg. I. Abthl. 3. Bd. ©. 630 fg. 
II. Abthl. 1 Bd. ©. 481 fg. 2. Bd. ©. 454, 760. — 
Mitth. S. 1117 fg., 4405, 5673. — Land. Act. II. Abthl. 
2. Bd. ©. 786. 3. Bd. ©. 546. — Mitth. ©. 4134, 5554. 


2) Entwurf, Art. 297. 


Bei ıc. Betheiligten, oder in Anfehung der in öffentlichen 
Pflichten ftehenden Perfonen, auf Antrag der Dienſt- oder ıc. 
Die Schlußworte: „und darin zu erkennen‘ enthielt ber 
Entwurf nicht. 
3) Motiven. (Land.sAct. v. 3. 1836 fg. I. Abthl. 1. Bd. 
©. 106.) 

Es ift angemeffen, den Antrag auf Anftellung einer Un- 
terfuhung wegen der in diefem Kapitel aufgeführten Ber: 
gehungen, in fo weit folcher nicht von einer dadurch in ihren 
Privatintereffen verletzten Perfon ausgeht, der Dienft- oder 
rücfichtlich andrer Perfonen als der Staatödiener, der Auf: 
fichtöbehörbe zu überlaffen, da dieſe vorzüglich geeignet ift, 
zu beurtheilen, ob hinlänglihe Beranlaffung vorhanden, 
wegen einer zu ihrer Kenntniß gelangten Handlung einer in 
öffentlichen Pflichten ftehenden Perfon eine Unterfuchung 
anzuftellen, 

4) Die Staatöregierung gab bei Gelegenheit der von ihr für 
nöthig befundenen Erläuterungen zu vorliegendem XArtifel 
folgende: 

„Bu den Betheiligten, auf deren Antrag die Unterfuchung 
wegen der im Art. 326 erwähnten Verbrechen angeftellt 
werden Fann, ift in Beziehung auf das Art. 325 bezeich- 
nete Vergehen auch die öffentliche Behörde zu rechnen, vor 
welcher die wahrheitswidrige Ausſage erftattet worden ift.“ 

Sn den Motiven zu biefer Erläuterung fagt diefelbe: 
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[Land.: Act. v. 3. 1839 fg. I. Abthl. 1.30. ©. 283 fg.] 
„In mehreren Fällen des Art. 325 bezeichneten Vergehens 
ift die Behörde felbft, vor welcher die wahrheitSwidrige Aus- 
fage erftattet worden ift, als durch diefes Vergehen verleßt 
zu betrachten, und daher ihr auch nad) Art. 326 dad Recht 
nicht abzufprechen, nach Berfchievenheit der Verhältniffe 
entweder felbft die Unterfuchung zu eröffnen oder auf An— 
ftelung derfelben bei dem competenten Gericht anzutragen. 
Da jedoch ein Zweifel erhoben werden könnte, ob unter den 
im Art. 326 gedachten Betheiligten auch die Behörde felbft 
zu verftehen fey, fo ift demfelben durch die vorgefchlagene 
Erläuterung vorzubeugen.’ 

Die Stände konnten fich jedoch mit diefer Erläuterung 
nicht allenthalben einverftanden erklären. 

Man erwähnte dagegen, daß die Behörde nicht in allen 
Fällen competent fey. In den Fallen aber, wo ber Staat 
durch eine unwahre Ausfage felbft als verlegt erfcheine, und 
durch feine Organe eine folhe Verlegung zu rügen die Be— 
rechtigung habe, feyen die betreffenden Behörden als Bethei— 
ligte nach Art. 326 von felbft legitimirt. Eine Aufzählung 
diefer Fälle fey nicht möglich, und es müffe daher die Frage: 
Wenn die abhörende Behörde durch das in Art. 325 be: 
zeichnete Vergehen als verlegt, und mithin als betheiligt 
im Sinne des Art. 326 anzufehen und zur Anzeige berec)- 
tigt fey? in jedem einzelnen Falle dem, durch die Faſſung des 
Art. 326 nicht ausgefchloffenen Ermeffen des Richter über- 
laffen bleiben. (Land. Act. v. 3. 1839 fg. Beil. z. III. 
Abthl. 2. Samml. ©. 36 fg. — Ebendaf. I. Abthl. 2. Bd. 
©. 248.) Ä 

Die Staatsregierung flimmte der Weglaffung der Erläu: 
terung nur unter der Bedingung bei, daß erklärt werde, 
wie die Behörde, vor welcher die unwahre Aeußerung 
ftattgefunden, nicht ald ausgefchloffen von dem Rechte, eine 
Unterfuchung zu veranlaffen, angefehen werden folle, und 
daß, wo die Behörde ein Recht auf Wahrheit habe, fie aud) 
Betheiligte feyn könne. 

Im Uebrigen feyen unbezweifelt die Staatsbehörden be: 
vechtigt, in allen Fällen von den Staatöbürgern, welche fie 
in den Grenzen ihred amtlichen Wirkungskreiſes zu befragen 
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haben, die Wahrheit zu verlangen, und zu erwarten, daß 
fie nicht durch Unwahrheiten hintergangen würden. (Mitth. 
v.8. 1839 f9. II. ©. 730.) 

Bergl. in — der vorgeſchlagenen Erlaͤuterung 
Lande⸗Act. v. 3. 1839 fg. I. Abthl. 2. Bd. ©. 248. — 
HI. Abthl. 1. Bd. ©. 40 fg. 254 fg. — Mitth. I. ©. 68, 
503 fg. — Land.⸗Act. III. Abthl. 14. Bd. ©. 329. — 
Mitth. IL S. 729 fe. 

5) Durch die Verordnung v. 27. April 1838. Art V. (Gef. 
u. Verordn. Bl. v. 3. 1838. ©. 377) find, um die im Ar: 
titel den Dienftbehörden zugeftandene Wirkſamkeit nicht zu 
befchränfen, ſaͤmmtliche Griminalgerichte angewiefen worden, 
alle wegen der erwähnten Vergehungen an fie gelangende 
Anzeigen gegen Perfonen, welche im Staatödienfle ange- 
ftent find, zunädhft an die dem Staatödiener vorgefeste 
Dienftbehörde abzugeben und deren Entfchließung über die 
Führung der Unterfuchung zu erwarten. 


N. 
Gele, 


Erläuterungen zu einigen Artikeln des Eri: 
minalgeſetzbuchs betreffend; 
vom 16. Juni 1840. *) 
(Gef. u. Verordn. BL. v. 3.1840, St. 9, No. 39. ©, 102 fg.) 


Wir, Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König 
von Sachen zc. ꝛc. ꝛc. 
finden für nöthig, zu. den nachbenannten Artikeln des am 
30. März 1838 publicirten Criminalgeſetzbuchs, unter Zu- 
flimmung Unferer getreuen Stände, folgende Erläuterungen 
zu geben. - 

Zu Urt. 7,8 und 12. 

Wenn nach) Art. 7, 8 und 12 hartes Lager oder Ent- 
ziehung warmer Koft gegen den Verbrecher in Anwendung 
gebracht werden, fo find in die für diefe Strafübel beftimmte 
Zeit, infofern folche nicht die ganze Dauer der Strafe um- 
faßt, die Tage, an welchen diefelben auögefegt werden, nicht 
mit einzurechnen. 

Zu rt. 14. 

Unter den im Art. 14 angegebenen Verhältniffen kann 
die Handarbeitöftrafe in allen Fällen in Anwendung gebracht 
werden, wo auf eine die Dauer von Drei Monaten nicht 
überfteigende Gefängnißftrafe erfannt wird. 


*) Anm. Die zu biefen Erläuterungen gehörigen Stellen der Landtags: 
acten und Mittheilungen find, ber beffern Ueberſicht wegen, bei ben tbetreffen- 
ben Artikeln des Sriminalgefegbuchs, nebft den Erläuterungen feldft, eingefchaltet 
worden. 


476 


Zu Art. 20, 21. 

Sn allen Fällen, wo neben der Geldftrafe auch Gefäng- 
niß = oder Handarbeitöftrafe zuläffig ift, aber allein auf Geld- 
ftrafe erkannt wird, hat der erfennende Richter in den Ent- 
fcheidungsgründen dad Maas der Gefängniß= oder Handar- 
beitöftrafe, ftatt deren die Geldftrafe eintritt, auszudrüden, 
und es ift bei einer nach Art. 21 ftattfindenden Verwand- 
- lung der Geldftrafe auf diefes Maas zuruͤckzugehen. 

| 3u Art. 50. 

In dem Fall, wenn folhe Eigenthumsverbrechen zu: 
fammentreffen, wobei die Strafe zwar auch nad) dem Be— 
trage, jedoch nicht nach gleichen Grundfäßen abgemeffen 
wird, ift zwar bei Beftimmung der Strafe zunächft jedes 
Berbrechen für fich zu beurtheilen., Es Fann jedoch für die= 
felben zufammengenommen niemald eine höhere Strafe er— 
Fannt werden, als ausfallen würde, wenn fie insgefammt 
zleichartige Verbrechen der fchiwereren Art wären und mithin 
den Geldbeträgen nach zufammengerechnet werden Eönnten. 


Zu Art. 57. 

In den Fällen, auf welche die Vorfchrift des Art. 57 
ſich bezieht, ift ohne Berüdfichtigung des Art. 17 beftimm- 
ten Minimum der verfchiedenen Freiheitöftrafen die geringere 
in die fchwerere, nach dem Verhältniffe der Art, 53 feftge- 
festen Geltung, jedoch unter Beobachtung der Vorſchrift 
am Schluffe diefes legtern Artikeld zu verwandeln. 


Zu Xrt. 163. 

Zu der Vollendung des Verbrechens des Raubes ift 
nicht erforderlich, daß der Räuber fremdes Eigenthum wirk⸗ 
lich an ſich genommen habe. 

Bu Art. 170. 

Wegen Bedrohung mit folchen widerrechtlihen Hand: 

lungen, welche nur auf den Antrag des Verlegten oder einer 
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fonft dazu gefeglich berechtigten Perfon zur Unterfuchung 
und Beftrafung zu ziehen find, kann eine Unterfuchung ebens 
fall nur auf Antrag der erwähnten Perfonen angeftellt 
werden. i 

Zu Art. 233. 

Wenn bei einem nad) Art. 233 zu beurtheilenden Dieb- 
ftahle, zufolge der übrigen dabei ftattfindenden Berhältniffe 
‚der Verbrecher, nur mit Arbeitshausftrafe von Fürzerer Frift, 
als nad Art. 17 für Zuchthausſtrafe zweiten Grades zu— 
(äffig ift, zu belegen feyn würde, fo ift zwar nur auf Ar: 
beitshausſtrafe, jedoch in verdoppelter Dauer zu erkennen. 

Zu Urt. 240. 

Die Verurtheilung in die höhere Strafart kann auch 
dann eintreten, wenn wegen der frühern Verbrechen eine Ver— 
doppelung des Strafmaaſes noch nicht ftattgefunden hat. 


Zu Art. 245. 

Einfacher Betrug und Fälfchung, infoweit dadurch nur 
die Art. 237 bezeichneten Perfonen betroffen werden, inglei= 
chen einfacher Betrug unter den Art. 238 bemerften Ver— 
hältniffen, find nur auf Anzeige des verlegten Theils in Un— 
terfuchung zu ziehen und nur mit den daſelbſt bemerkten 
Strafen zu belegen. | 

Dresden, den 16. Juni 1840. 


Friedrich Auguſt. 5 
(L. 8.) Sulius Zraugott Jakob von Koennerig. 





III. 


Verordnung, 


die Publication Des Eriminalgefeßbuchs 
betreffend; 
vom 30. März 1838. 
(Sef. u. Verordn. Bl. v. 3. 1838, St. 6, No. 31. &, 110 fg.) 


Wir, Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König 
von Sachſen ıc. 2c. ꝛc. j 
thun hiermit Fund und zu wiffen: 

Zu Befeitigung von Mißverhältniffen und Ungleichhei— 
ten, welche bisher bei Ausuͤbung der Strafrechtöpflege durch 
die Anwendung der gegenwärtig beftehenden einzelnen, zu ver: 
fchiedenen Zeiten ergangenen, zum heil mit dem dermaligen 
Stande der Rechtöwiffenfchaft und den Fortfchritten der Eul- 
tur nicht mehr im Einklang ftehenden Strafgefeße zu bemer— 
fen gewefen find, haben Wir ein Criminalgefegbud zu er: 
laffen befchloffen. Unter Zuſtimmung Unfrer getreuen Stände 
bringen Wir daffelbe als ein allgemeines Landesgeſetz hier- 
durch zur Öffentlichen Kenntniß, und beſtimmen zugleich über 
deffen Anwendung Folgendes : 

I. 

Das Criminalgefegbudy tritt mit der Publication durch 
das Geſetz- und Verordnungsblatt in Kraft, und alle bisher 
beftandene gefeglihe Beftimmungen über Beftrafung von 
Verbrechen oder Vergehungen werden hiermit für aufgehoben 
und ungültig erklärt, infofern nicht zufolge der nachftehenden 
Anordnungen eine Ausnahme flattfindet, 
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1) Die diefe Verordnung betreffenden Stellen der Landtags: 
acten und Mittheilungen find enthalten: Land.⸗Act. v. J. 
1836 fg. I. Abthl. 1. Bd. ©. 81. — II. Abthl. 1. Br. ©. 
491. 2. Bd. ©. 918, 1043. — Mitth. v. 3. 1836 fg. ©. 
1135, 6141, 6399. — Land. Act. IH. Abthl. 3. Bd. S. 
675, 821. — Mitth. ©. 5978, 8367. 

2) Entwurf des I. Art. — Criminalgeſetzbuch tritt ſofort 
mit ꝛc.“ 

3) In dem Geſetze, die Bekanntmachung der Geſetze und 
Verordnungen betreffend, v. 6. Septbr. 1834 (Samml. d. 
Gef. u. Verordn. v. J. 1834. ©. 189 fg.) heißt es 8. 5: 
„Jedem Stüd des Geſetz- und VBerordnungsblattes wird der 
Tag, an welchem die letzte Abfendung beffelben Seiten der 
Redaction erfolgen kann, aufgedrudt, und es fol mit An: 
fang des funfzehnten Tages von dem foldhergeftalt bemerk: 
ten Zage an, diefen nicht mit gerechnet, jebed, in dem aus⸗ 
gegebenen Stüde enthaltene Gefeg oder Verordnung für in 
dem ganzen Lande publicirt, erachtet werden.” 

Damit es nun nicht feheinen möge, ald ob die in diefem 
Gefege angenommene Frift von der letzten Abfendung an 
hier nicht ftatt finden ſollte, ift das aa „ſofort“ weg: 
gelaffen worden. 

Aus dem Obigen folgt, daß, da die legte Abfendung vom 
20. April 1838 datirt ift, bei Abmefjung der Strafe aller 
bis zum 5. Mai 1838 verübten Verbrechen und Vergehun: 
gen jzugleich das frühere Recht mit zu berüdfichtigen ift. 
(Land.:Act. I. Abthl. 3.Bd. ©. 632. — Beil. z. UL Abthl. 

*. 4. Samml. ©. 170.) 


4) Durch obige Anordnung find bloß die bisherigen gefeßlichen 
Beflimmungen über Beftrafung von Verbrechen oder Ver: 
gehungen, nicht aber die darauf fich beziehenden Geſetze 
felbft aufgehoben worden. (Groff Anmerf. z. Criminalge- 
feßbuche I. Abthl. ©. 103.) 


Ä I. 
Neben dem Griminalgefegbuche verbleiben zur Zeit noch 
ferner in Kraft: 
a) das Militärftrafgefegbudy; . 
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b) die Gefege gegen die Vergehungen der Studirenden auf 
der Univerfität Leipzig; 

c) die das Verlagsrecht der Buchhändler, die Genfur und 
den Nachdruck betreffenden gefeglichen Beflimmungen; 

d) die wegen Steuer- und Zollcontraventionen, fo wie 

> wegen Hinterziehung andrer öffentlicher Abgaben oder 
Beeinträchtigung der Regalien angedrohten Strafen; 

e) alle wegen polizeilicher Vergehungen vorhandene Straf- 
beftimmungen; 

f) die in den verfchiedenen Zweigen der Staatö= und Kir- 
chenverwaltung, fo wie für befondre öffentliche Anftal- 
ten zu Aufrechthaltung der Ordnung und Disciplin 
durch Gefege, Verordnungen oder Inftructionen ange- 
drohten Ordnungs- und Zwangöftrafen. 


1) Zu ce) Man hat diefe Beftimmungen aufgenommen, weil 
eine allgemeine deutfche Geſetzgebung über diefen Gegen: 
ftand vorbereitet wird, und man für bedenklich hielt, dieſer 
durch eine Abänderung der beftehenden Verordnungen vor: 
zugreifen. (Kand.⸗Act. I. Abthl. 1. Bd. ©. 96.) 


2) Zu d) Gemeine Verbrechen, welche an Regalien begangen 
werden, unterliegen den im Griminalgefeßbuche enthaltenen 
Beflimmungen. (Land.-Act. Beil. z. III Abthl. 1. Samml. 
©. 170.) 


3) Zu e) Man hat alle wegen polizeilicher Vergehungen vor: 
handene Strafbeftimmungen beftehen laffen, und dieshalb 
im Allgemeinen, fo viel möglich, alle Vorfchriften, welche 
nur der Polizeigefeßgebung angehören, z. B. die Vorſchrif— 
ten wegen ber Glüdsfpiele, aus dem Griminalgefeßbuche 
audgefchloffen, obwohl ed nicht immer zu vermeiden gewe- 
fer ift, wegen der nahen Verbindung mancher Gegenftände 
unter einander aud) mehreres aufzunehmen, was, ſtreng ge: 
nommen, der Polizeigefeßgebung anheimfallen würde. 

Im Uebrigen wird Fünftig der Umfang des gegenwärti- 
gen Griminalgefeßbuch8 zugleih und ohne Rüdficht auf die 
Größe der Strafe die Grenzlinie zwifchen der Strafgewalt 
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der Juſtiz- und Adminiftrativ Behörden bilden, fo weit 
nicht (wie Art. 326 d. Crim. Geſ.⸗B.) eine befondre Vor: 
Schrift etwas Andres beflimmt. (Land. Act. I. Abthl. 1. Bd. 
©. 96.) ö 


4) Zu f) Auch die bei Verwaltung der Gemeinden und dem 
bürgerlichen Inftitute der Communalgarde beftimmten Orb- 
nungds und Zwangsſtrafen dauern neben dem Griminalge- 
ſetzbuche fort. Man hielt eine ausbrüdliche Erwähnung der: 
felben nicht nöthig, weil jene Inftitutionen ald zu den ver- 
fhiedenen Zweigen ber Staatövermwaltung gehörig angefehen 
werden müffen. (Land.=Act. Beil.;. III. Abthl. 1. Samml. 
©. 171.) Aud) verfteht ed ſich von felbft, daß der Zucht- und 
Arbeitspaus-Drdnung die Anwendung ber beftehenden dis- 
ciplinelen Strafmittel vorbehalten bleibt. (Land. = Act. 
I. Abthl. 3. Bd. ©. 535.) 


II. 

Auch verbleibt ed bei den in einzelnen, bisher gültigen 
Strafgefegen enthaltenen civilrechtlihen Beftimmungen, in- 
fofern nicht diefelben durch fpeciele Vorſchriften diefes Ge- 
ſetzbuchs aufgehoben oder abgeändert find. 


IV, 

Die Vorfchriften des Criminalgeſetzbuchs find auch auf 
die vor der Publication defjelben begangenen Verbrechen an- 
zuwenden, jedoch mit Ausnahme folcher Verbrechen, welche 
früher mit gelindern Strafen bedroht waren, 


V. 


Nicht weniger ſind dieſe Vorſchriften bei den zur Zeit 
der Publication des Geſetzbuchs bereits anhaͤngigen Unter— 
ſuchungen in Anwendung zu bringen, inſofern nicht darin das 
letzte, ein Rechtsmittel weiter nicht zulaſſende Erkenntniß be— 
reits geſprochen iſt, oder der Angeſchuldigte einer fruͤhern 
Entſcheidung unbedingt ſich unterworfen hat. Iſt eins oder 
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das andre der Fall, fo hat es bei diefer Entfcheidung fein 
Bewenden, und es kann eine Abänderung nur auf dem Wege 
der Begnadigung erfolgen. 
1) Vergl. Verordnung, einige tränfitorifche Beftimmungen 
über die Anwendung des Criminalgeſetzbuchs rc. betreffend, 


v. 31. März 1838. (Gef. u. Verordn. Bl. v. 3. 1838. 
©. 215.) 


VI. 


Sind bei Publication dieſes Geſetzbuchs Unterſuchun— 
gen anhaͤngig, welche nach den Vorſchriften deſſelben von 
dem Richter nicht von Amtswegen, ſondern nur auf den An— 
trag einer bei dem begangenen Verbrechen betheiligten Per— 
ſon oder Behoͤrde angeſtellt werden koͤnnen; ſo hat, inſofern 
ein ſolcher Antrag nicht bereits in den Acten vorliegt, der 
Richter vor Fortſtellung der Unterſuchung die berechtigte 
Perſon oder Behoͤrde zu einer Erklaͤrung deßhalb zu veran— 
laſſen, und im Fall dieſe nicht binnen einer Saͤchſiſchen Friſt, 
von Zeit der Aufforderung an, auf Fortſtellung der Unter— 
fuhung anträgt, diefe beizulegen. Die Angefchuldigten ha— 
ben folchenfallö die bis dahin aufgelaufenen Unkoften abzu- 
ftatten. Iſt aber die Verbindlichkeit zu der Koftenabftat- 
tung nach der Lage der Unterfuchung zweifelhaft, fo find die 
Koften von Staatöwegen zu übertragen. * 

Urkundlich haben Wir dieſe Verordnung eigenhaͤndig 
unterſchrieben und Unſer Koͤnigliches Siegel beidrucken laſſen. 

Dresden, den 30. Maͤrz 1838. 


Friedrich Auguſt. 
(L. S.) Julius Traugott Jacob von Koenneritz. 


1) Entwurf, Der Schlußſatz hieß: „Iſt aber die Verbind— 
lichkeit zu der Koftenabftattung nach der Lage der Unter- 
fuhung zweifelhaft, fo hat der Richter über den Koſten— 
punkt einen Befcheid abzufaflen oder rechtlich erfennen zu 
laffen.” 
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Diefer Sat ift jedoch verändert worden, damit nicht 
durch eine Maasregel, welche bloß im Intereffe des Staats 
erfolgt, den Gerichtöinhabern neue Koften aufgebürdet, und 
überhaupt, wenn die Sache zweifelhaft ift, Streitigkeiten 
veranlaßt werden. (Land.=- Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 632. 
— Beil. z. IH. Abthl. 1. Samml. ©. 171 fg. 

2) Bergl. Verordnung, einige franfitorifche Beflimmungen 
über die Anwendung des Griminalgefeßbuchs ıc. betreffend, 
v. 31. März 1838. $. 1-10 u 12 (Gef. u. Verordn. BI. 
v. 3. 1838. ©. 215 fg.) 
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WW. 
Geſet;z, 


einige Abänderungen in dem Verfahren in 
Unterſuchungsſachen betreffend; 
vom 30ften Mär; 1838. 
(Gef. u. Verordn. Bl. v. 3. 1838, St. 6. No. 32. S. 197 fg.) 


Wir, Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König 
von Sachſen zc. zc. ꝛc. 
haben unter Zuftimmung Unſrer getreuen Stände für noth- 
wendig erachtet, gleichzeitig mit der Einführung des unter 
dem heutigen Tage bekannt gemachten Criminalgeſetzbuchs 
und unerwartet einer allgemeinen Griminalgerichtsordnung 
die nachftehenden Abänderungen in dem bisherigen Verfahren 
in Unterfuchungsfachen eintreten zu laffen. 


I. 


Die Beftimmung in den Verordnungen, den Gerichts- 
ftand in Griminalfachen betreffend, vom 7ten Februar 1820 
und 20ften März 1822, $. 7 unter B 4, daß in Griminal- 
fachen der Gerichtöftand des begangenen Verbrechens bei fol- 
chen Bergehungen nicht eintritt, zu deren Erörterung nad) 
$. 1 des Generale vom 30ſten April 1783 die Befegung der 
Gerichtsbank in der dafelbft angeordneten Maafe nicht erfor= 
derlich ift, wird dahin abgeändert, daß wegen aller Ver— 
gehungen, auf welche im höchften Maafe eine, die Dauer von 
Drei Monaten Gefängniß nicht überfteigende Strafe geſetzt 
ift, der Richter, in deffen Bezirk der Angefchuldigte fich auf: 
halt oder ergriffen worden ift, die Unterfuchung zu führen 
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hat, infofern nicht dabei nad) befondern gefeglichen Vorſchrif— 
ten der Gerichtöftand des begangenen Verbrechens ftattfindet. 


1) Die das vorliegende Geſetz betreffenden Stellen der Land— 
tags: Acten und Mittheilungen find enthalten: Land.: Act. 
v. 3. 1836 fg. 1. Abthl. 2. Bd. ©. 581 (Decret an die 
Stände v. 27. Juni 1837). — Ebendaf. ©. 582 fg. (Moti- 
ven zum Geſetze). — Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 3. 
Samml. ©. 167 fg. (Bericht der I. Kammer). — Il. Abthl. 
2. Bd. ©. 393 fg. (Protokoll der 1. Kammer.) — Mitth. 
S. 4147 fg. — Land.-Act. Beil. z. III. Abthl. 4. Samml ˖ 
©. 221 fg. (Bericht der II. Kammer.) — III. Abthl. 3. Bd. 
©. 644 fg. (Protokoll der U. Kammer.) — Mitth. ©. 
3894 fg. — Land.= Act. Beil. 5. IL Abthl. 3. Samml. ©. 
829 fg. (Anderw. Bericht d. I. Kammer.) II. Abthl. 2. Bd. 
S. 957. (Protofoll der 1. Kammer.) — Mitth. ©. 6239. — 
Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 511 fg. (Ständifche Schrift 
und Beilage dazu.) 

2) Zu Art. 1. Vergl. Land.:Act. I. Abthl. 3.30. ©. 512. — 
11. Abthl. 2. Bd. ©. 393 fg., 958. — Mitth. ©. 4147 fg, 
6239 fg. Land.-Act. UI. Abthl. 3. Bd. ©. 645 fa. — 
Mitth. ©. 5895 fg. 

3) Entwurf Art. II. Anftatt der Worte: „auf weldhe — ge: 
fest iſt,“ ftanden im Entwurfe die Worte: „wegen deren 
dem Angefchuldigten eine die Dauer von Drei Monaten 
Gefängniß nicht überfteigende Strafe bevorfteht.” 

4) Motiven. (Land. Act. 1. Abthl. 2. Bd. ©. 586.) 

Bei der fortdauernden Gültigkeit der Verordnungen der 
vormaligen Landesregierung vom 7. Febr. 1820 und der 
vormaligen Dberamtöregierung vom 20, März 1822 über 
den Gerichtsftand in Griminalfachen bis zu dem Erfcheinen 
eines neuen Geſetzes Über das Griminalverfahren bedarf we: 
nigftens die $. 7. unter B. 4. darin enthaltene Vorſchrift 
einer näheren Beſtimmung, daß der Gerichtsftand de3 be— 
gangenen Verbrechens überhaupt bei allen Vergehungen 
ausgefchloffen bleiben fol, zu deren Erörterung die Be— 
fegung ber Gerichtöbanf in der $. 1. des Generale vom 30. 
April 1783 angeordneten Weife verlangt wird. Wenn man 
ben hiernach in den genannten Verordnungen anerkannten 
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allgemeinen Grundfag aufrecht erhält, daß der Gerichtsſtand 
des Wohnort3 oder der Ergreifung des Angefchuldigten, au: 
fer bei den $. 7. unter B. 1. 2. 3. fpeciell angegebenen Ber: 
brechen, uͤberhaupt bei leichteren Vergehungen flattfindet, fo 
feheint mit der bisherigen Anwendung dieſes Grundfaßes die 
Borfchrift in Uebereinftimmung zu ftehen, daß der Gerichts: 
ftand des Wohnorts oder der Ergreifung als Regel bei den: 
jenigen VBergehungen angenommen wird, bei welchen der 
Angeſchuldigte mit einer die Dauer von Drei Monaten Ge: 
fängniß nicht überfteigenden Strafe belegt wird, Es find 
hiervon jedoch diejenigen Vergehungen auszunehmen, bei 
welchen nach befondern gefeglichen Vorſchriften jederzeit der 
Drt der begangenen That über den Gerichtöftand entfcheidet, 
wie es 3. B. in Anfehung der Forftverbrechen nach $. 31. 
des Mandats über die Beftrafung der Holzdiebftähle und 
Baumfrevel vom 27. November 1822 der Fall ift. 


5) Da der Richter gleich beim Anfange der Unterfuhung über 
feine Competenz im Klaren feyn muß, der Betrag der Strafe 
in hypothesi jedoc) erfi im ſpaͤtern Verlauf des Berfahrens 
fich beurtheilen läßt, fo erfchten e3 fachgemäßer, die Gren;- 
linie bier nad) der Strafe in thesi zu beflimmen. (and. 
Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 512.) Dabei verfteht es fich je: 
doch von felbft, daß die befondern Umftände des Verbre— 
chens ebenfalls berüdfichtiget werden müffen, weil außerdem 
(wie Groff Anmerf. 3. vorl. Gef. II. Abthl. ©. AL fehr 
richtig bemerkt) der geringfte Diebftahl, die unbedeutendfte 
Körperverleßung vor den Gerichtöftand der begangenen That 
gezogen werden müßte, was feinesweg3 die Abficht des Ge- 
ſetzgebers geweſen ift, 


6) Nach obigem Artikel iſt daher der Gerichtsſtand des began— 
genen Verbrechens bei dem Zuſammentreffen mehrerer Ver— 
brechen nur dann entſcheidend, wenn von den mehreren Ver— 
brechen wenigſtens eins fuͤr ſich mit einer mehr als dreimo— 
natlichen Gefaͤngnißſtrafe bedroht iſt, dagegen tritt bei einer 
Concurrenz bloßer geringerer Vergehen, wenn auch dieſelben 
durch Zuſammenrechnung eine haͤrtere Strafe begruͤn— 
den koͤnnten, lediglich der Gerichtsſtand des Wohnorts oder 
der Ergreifung ein. 
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7) Nach dem Zeugniffe von Groff (a. a. D.) hat das Zuftiz- 
minifterium rüdfichtlich des erhobenen Zweifels, ob nicht bei 
der Concurrenz der Gerichtsftände das Forum des Wohn. 
ortö jeberzeit prävalire, und der Gerichtäftand der Ergrei: 
fung nur gegen ſolche Perfonen eintrete, welche innerhalb 
Landes feinen ordentlichen Wohnfiß haben, angenommen, 
daß die früher in Anfehung der concurrivenden Gerichts: 
ftände für die Competenz entfcheidende Prävention durch die 
Berordnung vom 7. Febr. 1820 nur in Bezug auf das 
forum delieti commissi, nicht aber in Beziehung auf die 
andern beiden Griminalgerichtsjtände aufgehoben werden 
jollen, und daher auch jest noch die Ergreifung eines Ver— 
bredhers in einem Gerichtöbezirfe den Gerichtöftand begründe 
ohne Unterfchied, ob er in einem andern Gerichtsbezirke ei- 
nen ordentlichen Wohnfi habe oder nicht, ingleichen daß es, 
um ben Gerichtöftand der Ergreifung zu begründen, keines— 
wegs der richterlichen Mitwirfung und Anordnung für den 
beabfichtigten Zwed bebürfe, fondern hierzu ſchon die von 
einer Polizeibehörde bewirkte Ergreifung des Verbrechers 
genüge, wenn auch die Beranlaffung dazu von der betreffen: 
den Gerichtöbehörde nicht ausgegangen. 

8) Vergl. 8. 14. d. Verordnung v. 31. März 1838 wegen 
der Abgabe der zur Zeit des Erfcheinend des Griminalgefeß: 
buchs bereit3 anhängigen Sachen. 


1. 


Die in dem Generale wegen des Berfahrens in Unter- 
ſuchungsſachen vom 30ſten April 1783 vorgefchriebene Be- 
feßung der Gerichtsbank ift nur bei ſolchen Unterfuchungen 
ein nothrwendiges Erforderniß, in welchen gegen den Ange: 
fhuldigten unter den vorliegenden fpeciellen Umftänden we: 
nigftens auf eine die Dauer von Drei Monaten En 
überfleigende Strafe zn erkennen ift, 

1) Land.» Act. I. Abthl. 3.3d. S. 512. — IL. Abthl. 2. Bd. 
©. 393 fg., 957 fg. — Mitth. ©. 4147 fg., 6239 fg. — 


Land.: Act. III. Abthl. 3. Bd. ©. 645 fg. — Mitth. ©, 
3895 fg. 
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2) Entwurf Art. L Hinter 1783 ftand: „S. 1.” — Die. 
Worte: „unter den vorliegenden fpeciellen Umßänben“ waren 
im Entwurfe nicht enthalten. 

3) Motiven, (Land. «Act. I. Abthl. 2 Bd. ©. 585 fg.) 

Die bereitö in ber Generalverorbnung wegen bes Verfah— 
rens in Unterfuchungsfachen vom 27. October 1770 gege— 
bene und in dem Generale vom 30. April 1783 $. 1. mie: 
derholte Vorfchrift wegen der Beſetzung der Gerichtöbant in 
Unterfuchungsfällen ift in der Befcheidung der Dicafterien 
rücfichtlich mehrerer über die Auslegung des Generale vom 
Jahre 1770 geftellten Anfragen vom 27. Mai 1783 dahin 
erläutert worden, daß auch in den Fällen, wo nur auf 
Zuchthausſtrafe zu erkennen ift, bei folchen gerichtlichen 
Handlungen, auf welche die Beflrafung des Befchuldigten 
hauptſaͤchlich fich gründet, die Gerichtöbanf gehörig befeßt 
feyn muß, Demungeadtet hat noch bis in die neuefte Zeit 
der Gerichtsgebrauch darüber gefchwanft, ob nicht auch bei 
Befangnißftrafen, welche ftatt zeitlicher Landesverweifung zu: 
erfannt werben, ingleichen bei längern Gefängnißftrafen, 
wie fie 3. B. in Gemäßheit des Mandats wider die Selbſt— 
rache vom 2. Suli 1712 ftattfinden, die Befeßung ber Ge— 
richtöbant in der in dem Generale vorgefchriebenen Maafe 
eine nothwendige Kormalität fey. Ueberdem wird eine fefte 
Beftimmung hierüber um deöwillen erforderlich, weil durch 
das neue Criminalgeſetzbuch eine der bisherigen Gefeßgebung 
unbekannte Strafart, das Arbeitshaus, eingeführt wird. Es 
ſcheint am meiften in Uebereinftimmung mit ben bis jeßt 
angenommenen Grundfäßen, wenn die vorfchriftmäßige Be— 
feßung der Gerichtsbank als nothwendige Kormalität in allen 
den Fällen erfordert wird, wo im Urthel gegen den Ange: 
fchuldigten wenigftens auf eine höhere Strafe ald Drei Mo- 
nate Gefängniß erfannt wird, 

4) Auf den von der Deputation der I. Kammer (Land.-Act. 
Beil, z. II. Abthl. 3. Samml. ©. 168) angeregten Zwei: 
fel, ob hier die Strafe in thesi oder in hypothesi, d. i. die 
auf dad Verbrechen an fich gefeßte, oder diejenige Strafe zu 
verftehen fey, welche unter den vorwaltenden fpeciellen Um: 
fländen eintreten würde, ertheilte der Regierungscommiſſar 
die Antwort, daß leßtered beabfichtiget werde, Um nun fol: 
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ches deutlicher zu bezeichnen, hat man bie in ber 2. Anmerf. 
zu lefenden Worte ind Gefeß aufgenommen. (Land.-Act. 
I. Abthl. 3. Bd. ©. 512.) 

Um unnöthige Interlocute zu vermeiden, ift ed rathfam, 
daß der Richter den Fall genau erwägt, und die vorgefchrie: 
benen Formalitäten beobachtet, fobald es nicht Flar am Tage 
liegt, dad Strafmaas von Drei Monaten Gefängniß. werde 
nicht überfchritten werden. (Land.:Act. Beil. z. II. Abthl. 
3. Samml. ©. 168.) 


5) Nach obiger Vorfchrift dürfte es Faum zu beftreiten feyn, 
daß in folchen Fällen, wo bie Unterlaffung der Beſetzung 
der Gerichtöbanf durchaus einem Zweifel nicht unterliegen 
kann, ein Anfag für die Affefforen ald-unzuläffig erfcheint. 


6) Die Vorfchrift $. 1 des obgedachten Generale ift ferner da: 
hin erläutert worden, daß die Gerichtöbanf für ausreichend 
befegt zu achten, wenn außer dem mit dem Richtereide be: 
legten Actuar oder Viceactuar Drei Gerichtöbeifißer gegen: 
wärtig find; wogegen in dem Falle, wenn der Actuar mit 
dem Richtereide nicht belegt ift, es rüdfichtlich der Patrimo- 
nialgerichte auf dem Lande bei der Verordnung vom 13ten 
December 1838 bewendet. (Verordnung v. 15. Febr. 1840. 
Gef. u. Berordn. BI. v. 3. 1840, ©. 15.) Die Verord: 
nung vom 13ten December 1838 (Gef; u. Verordn. BI. v. 
3%. 1838, ©.488 fg.) beflimmt aber, daß bei Patrimonialge- 
richten auf dem Lande die Gerichtöbanf für ausreichend be- 

ſetzt erachtet werden foll, wenn außer dem mit dem Richter: 
eide nicht belegten Actuar oder verpflichteten Protofollanten 
der Dorfrichter und Zwei Schöppen dazu gezogen worden 
find. 

Wegen des Einfluffes der Vernachlaͤſſigung einer folchen 
Hormalität ift unten Art. IX zu vergleichen. 


III. 


Bei den Verbrechen gegen das Eigenthum bedarf es zu 
der Gewißheit des Thatbeftandes an ſich weder der eidlichen 
Verficherung des Eigenthums an dem Gegenftande, an wel= 
chem dad Verbrechen begangen worden ift, noch der eidlichen 
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Beftärkung der Thatfache der Eigenthumsverletzung von Sei⸗ 
ten des Verletzten. 


1) Land.⸗Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 398. — Mitth. ©. 
4156 fg. — Land.-Act. II. Abtyl, 3. Bd. ©. 646. — 
Mitth. S. 5902. 


2) Entwurf Art. III: „der Thatfache der Entwendung.” 


3) Motiven, (Land. Act. I. Abthl. 2. Bd. ©. 586 fg.) 

Zufolge eines feit langer Zeit beftehenden, durch fpätere 
gefesliche Vorſchriften (Generalverordnung wegen bes 
Berfahrens in Unterfuchungsfachen vom 27. October 1770. 
$. 1.— Generale wegen des Berfahrens in Unterfuchungs: 
fagen vom 30. April 1783. 8. 1. — Befcheidung der Di— 
cafterien zu 8. 1. der Generalverordnung vom Jahre 1770. — 
Mandat über die Beftrafung der Holzdiebftähle und Baum: 
frevel vom 27. November 1822. 8. 19) ausdrüdlich aner: 
Fannten Gerichtögebrauchd wird zur Feftftelung des That: 
beftandes bei Verbrechen gegen das Eigenthum, insbefondre 
bei dem Diebftahle, wenigftens infofern dergleichen Verbre— 
chen mit Zuchthausftrafe bedroht find, die eidliche Beftär- 
fung nicht nur des Eigenthums an dem’ entwendeten oder 
fonft abhanden gefommenen Gegenftande, fondern auch der 
Thatfache, daß ein dergleichen Verbrechen wirklich verübt 
worden, von Seiten des Eigenthümerd oder Befiters erfor: 
dert, ohne Beruͤckſichtigung, ob der Angefchuldigte das Ver: 
brechen einräumt oder ind Leugnen ftellt, oder ob fonft Zwei: 
fel gegen die von.bem Verletzten angegebenen Thatumftände 
vorhanden find, oder nicht. — Es ift nicht zu verfennen, 
daß ſowohl in Fällen, wo das Geftändniß des Verbrechers 
mit der Audfage des Verletzten völlig übereinflimmt, eine 
folche eidliche Beftärfung als eine unnöthige Formalität er— 
fcheint, als auch öfters, wenn ber Ablegung des Eides von 
Seiten des Berlegten Hinderniffe in den Weg treten, z. B. 
wenn bderfelbe die eidliche Beftärkung verweigert, oder ganz 
unbekannt ift, entweder durch ein interlocutorifches Erfennt= 
niß ein nachtheiliger Aufenthalt der Unterfuhung veranlaßt 
wird, oder ein unverhältnigmäßig gelindes zen gegen 
den Berbrecher erfolgt. 
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Es wird dieshalb faft in allen neuern Gefebgebungen dieſe 
eidliche Beftärkung zu Herſtellung des Zhatbeftandes nicht 
weiter erfordert, und es hat unbedenklich gefchienen, diefelbe 
zugleich mit der Einführung der durch das Geſetzbuch be 
flimmten mildern Strafen in allen Fällen abzufchaffen, wo 
fie nur ald bloße Formalität in Anwendung gebracht wird. 

Dagegen wird durch die gegebene gefeglihe Beſtimmung 
die Zuläffigkeit der eidlichen Beſtaͤrkung des Verletzten kei— 
neswegs unter Verhaͤltniſſen ausgeſchloſſen, wo dieſelbe zu 
Ueberfuͤhrung des Verbrechers oder ſonſt zu Ermittelung ei— 
nes Umſtandes, welcher bei der Entſcheidung der Sache von 
Einfluß iſt, fuͤr nothwendig erachtet werden duͤrfte. 

4) Die in Art. 51 des Criminalgeſetzbuchs enthaltene Vor— 
fchrift, daß in dem Falle, wo die geftohlne ꝛc. Sache nicht, 
oder nicht in unverändertem Zuftande vorhanden, die Werths— 
ermittelung an Eidesſtatt, nicht aber eidlich erfolgen folle, 
Fann auf den Fall, wo der Verlegte die Veruͤbung des Ber: 
brechens ganz oder zum Theil in Abrede ftelt, wo mithin 
die Ausfage des Verletzten einer Zeugenausfage gleicht, nicht 
bezogen werden. Die im Artifel gebrauchten Worte: „an 
fich‘ zeigen übrigens deutlich, daß bie eidliche Verſicherung 
in allen Fällen, wo fie zur Erlangung rechtlicher Gewißheit 
erforderlich, ftattfinden, außerdem aber unterbleiben foll. 


IV. 

Die in dem Generale wegen des Verfahrens in Unter- 
ſuchungsſachen, vom 30ften April 1783, $. 4 und 5 vorge: 
fchriebenen Admonitionen der Angefchuldigten bei der Verneh— 
mung find Fünftig nicht weiter in Anwendung zu bringen. 
Der Richter hat bei der erften Vernehmung eines Angefchul: 
digten denfelben im Allgemeinen auf die Pflicht, die Ausfagen 
vor Gericht durchaus der Wahrheit gemäß abzuftatten, auf: 
merffam zu machen, und fo oft er e& für angemeffen findet, 
bei fpätern Vernehmungen diefe Admonition zu wiederholen. 
1) Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. S. 398. — Mitth. ©. 4156 


fg. — Laud.-Act. IH. Abthl. 3. Bd. ©. 646. — Mitth. 
©. 592. 
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2) Entwurf Art. TV. Gleichlautend, 
3) Motiven. (Tand.-Act. I. Abthl. 2. Bd. ©. 588.) 

Die Unzwedmäßigkeit der in dem Generale vom 30. April 
1783 $. 4 und 5 vorgefchriebenen Admonitionen ift fchon 
längft allgemein anerfannt. Theils enthalten fie an fic) 
ungegründete Vorhaltungen, wie 5. B. daß der Angefchul- 
digte durch Zurüdhaltung des Geftändniffes fich eine härtere 

- Strafe zuziehen werde, theils find fie, befonders infofern fie 
fi) bei Verbrechen gegen das Eigenthbum auf die Wirkun- 
gen des geleifteten Erfaßes beziehen, mit den in dem Grimi- 
nalgefeßbuche angenommenen Principien nicht weiter ver- 
einbar. UWeberhaupt aber bedarf es einer befondern, als eine 
nicht zu unterlaffende Förmlichkeit, vorgefchriebenen Aner— 
mahnung zum Geftändnifje der Wahrheit Feineswegs, viel- 
mehr ift eine Erinnerung an die allgemeine Verpflichtung, 
vor Gericht die Wahrheit auszufagen, völlig hinreichend, 
Es verfteht ſich übrigens von felbft, daß dem Unterfuchungs: 
richter durch die Abfchaffung der bisherigen gefeßlichen Admo— 
nition nicht das Befugniß entzogen wird, unverftändige und 

- ungebildete Perfonen, bei welchen er ein Hinterhalten der 
Wahrheit wahrnimmt, auf die Folgen des muthwilligen 
Ableugnens nach den befondern Verhältniffen, 3. B. Ver: 
längerung der Haft, Häufung der Unkoften, Gonfrontation 
mit andern Perfonen, aufmerffam zu machen. 


V, 

Auch bei denjenigen Verbrechen, welche nach den Vor: 
fhriften deö Criminalgeſetzbuchs noch mit Zodeöftrafe bedroht 
find, fol eine förmliche fogenannte Specialinquifition über 
befonders abgefaßte Artikel weirer nicht ftattfinden; vielmehr 
ift flatt derfelben nad) beendigter Inftruction der Sache und 
vor Vorlegung der Acten an den Vertheidiger ein Schlußver- 
hör mit dem Inculpaten anzuftellen. Der Richter hat hierzu 
die wefentlichen Momente der geführten Unterfuchung, welche 
auf die Entfcheidung des Sapitalverbrechend von Einfluß find, 
ohne ſolche in directe Fragen einzukleiden unter gewiffen 
Nummern zufammenzuftellen, diefen Aufſatz zu den Acten zu 
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bringen, bei dem Schlußverhöre die aufgefegten Punkte dem 
Angefhuldigten vorzuhalten, und es find deffen Auslaffungen 
hierüber mit feinen eignen Worten niederzufchreiben. ' 

Für die Auffeßung der Fragepunfte ift nad) der Umfaͤng— 
lichfeit der Sache Ein bis Drei Thaler und für das Schluß: 
verhör felbft ebenfoviel, als für eine fummarifche Verneh- 
mung von gleichem Umfange zu liquidiren. 


1) Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. S.398. — Mitth. S.4156 
fg. — Land.-Act. II. Abthl. 3. Bd. ©. 646. — Mitth. 
©. 5902. 

2) Entwurf Art. V. Gleichlautend. 

3) Motiven. (and.: Act. I. Abthl. 2. Bd. ©. 588 fg.) 

Um die zwedlofe Formalität (der Inquifitionalartifel) 
wenigftens in den feit dem Sahre 1825 fehr häufig vorge: 
fommenen Unterfuchungen wegen Brandftiftung abzufchaf: 
fen, wurde durch das Mandat vom 28. September 1829, 
$. 10 hierbei die Specialinquifition aufgehoben, und ftatt 
derfelben die Anftellung eines befondern Schlußverhörs nad) 
beendigter Inftruction der Sache angeordnet. Man hat je= 
doch wahrzunehmen gehabt, daß in den meiften Unter- 
fuchungsfällen wegen Brandftiftung die in Beziehung auf 
ein ſolches Schlußverhör gegebenen Anweiſungen mißver- 
ftanden und unrichtig angewendet worden, indem die vor: 
her aufgefeßten $ragepunfte nur durch diefe Benennung von 
den vormaligen Inquifitionalartifeln unterfchieden find, uͤbri— 
gens aber ganz auf die gleiche Weife und mit unnöthiger Weit: 
läufigfeit abgefaßt, auch auf die perfönlichen Verhältniffe 
des Inquifiten, die frühern Ereigniffe feines Lebens, und 
auf andre, bei der Entfcheidung über das Gapitalverbrechen 
unmefentliche und einflußlofe Gegenflände erftredt werden. 

Da nun die Abhaltung eines gehörig eingerichteten Schluf- 
verhörs bei Verbrechen, weßhalb dem Angefchuldigten die 
Todesftrafe bevorfteht, fehr zweckmaͤßig ift, um eine Elare 
Ueberficht der gefammten Refultate der Unterfuchung, der in 
den Acten zerftreuten Geftändniffe und Ableugnungen des 
Angefchuldigten, feiner Auslaffungen über die ihm entgegen: 
ftehenden Zeugenaudfagen, und desjenigen, was er in An- 
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ſehung jedes einzelnen ihn gravirenden Umftandes zu feiner 
Rechtfertigung oder Entihuldigung anzuführen vermag, zu 
gewinnen, fo ift e$ angemefjen exrfchienen, nicht nur die An— 
wendung des Schlußverhörs auch auf die Unterfuchungen 
aller Verbrechen auszudehnen, welche gegenwärtig außer der 
Brandftiftung noc mit Zodeöftrafe bedroht find, fondern 
auch zugleich den Unterfuchungsrichtern eine Anleitung zu 
der fachgemäßen Form diefes Schlußverhörs zu geben, um 
die bisherigen Mißverftändniffe zu vermeiden. Es bedarf 
übrigens Feiner befondern Beflimmung, daß ein Widerruf 
früherer glaubwürdig abgelegter Geftändniffe bei vem Schluß: 
verhöre eben fo wenig, ald gegenwärtig (früher) bei der Ver— 
nehmung über ISnquifitionalartifel zu beachten ift (war). 

4) Dem Richter fteht es aber nicht bloß frei, die für das Schluß: 
verhör aufgezeichneten Punkte noch während der Befragung 
des Inquifiten zu vermehren, wenn e3 die Bervollftändi- 
gung der Sache erheifcht, fondern es ift fogar feine Pflicht. 
(Land.= Act. 1. Abthl. 2.30. ©. 398. — Mitth. S. 5902.) 

5) Das Schlußverhör ift, es mag eine Brandfliftung oder ein 
andres Berbrechen vorliegen, nur noch da als eine noth— 
wendige Form der Unterfuchung zu betrachten, wo die To— 
deöftrafe erkannt wird. (Apell.: Ger. z. Leipzig und Budiffin.) 

VI. 

Angeſchuldigte, welche waͤhrend der Dauer der Unter— 
ſuchung gegen Handgeloͤbniß entlaſſen werden, ſind zu bedeu— 
ten, daß ſie ſich der Unterſuchung durch die Flucht zu ent— 
ziehen nicht verſuchen, und insbeſondre von dem ihnen ange— 
wieſenen Aufenthaltborte ohne Genehmigung des Unterſu— 
chungsrichters ſich nicht entfernen ſollen; bei Verletzung dieſes 
Handgeloͤbniſſes iſt auf eine Verlaͤngerung der außerdem ih— 
nen aufzuerlegenden Strafe zu erkennen, welche jedoch nur 
bis zur Verdoppelung und in keinem Falle uͤber Ein Jahr 
anſteigen kann; wird der Angeſchuldigte im Uebrigen loöge- 
ſprochen, ſo tritt wegen Brechung des Handgeloͤbniſſes Ge— 
faͤngnißſtrafe von Vier bis Sechs — oder verhaͤltniß⸗ 
maͤßige Geldſtrafe ein. 
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1) Land. = Act. I. Abthl. 3. Bo. S.517 fg. — TI. Abthl. 2. Bd. 
©. 399. — Mitth. S. 4160. — Land.» Act. IH. Abthl. 
3. Bd. ©. 656. — Mitth. S. 5930. 

2) Obiger Artikel war im Entwurfe nicht enthalten, ift viel: 
mehr von der Deputation der I. Kammer in Vorſchlag ge: 
bracht worden. (Land.-Act. Beil. z. I. Abthl. 3. Samml. 
©. 176 fg.) 

3) Damit nicht ein Bruch des Handgelöbniffes dann möge an: 
genommen werden, wenn der Angefchuldigte Feineswegs 
um die Flucht zu ergreifen oder der Unterfuhung 
fich zu entziehen, fondern um Unterhalt und Verdienſt zu 
finden, um Verwandte zu befuchen, oder in fonftigen Pri- 
vatangelegenheiten, auf längere oder auf fürzere Zeit aus 
dem Gerichtöbezirfe oder von feinem Wohnorte fich entfernt, 
und die Entfernung der Gertchtöftelle die Anmeldung bei 
felbiger erfchwert, erfhien der Deputation der II. Kammer 
für fachgemäß, zu beantragen, daß durch Verordnung be: 
ftimmt werde, daß dann, wenn das Gericht am Wohnorte 

. desjenigen, der auf Handgelöbniß entlaffen worden, fich 
nicht befindet, e5 auch ausreichend fey, wenn ber Ange— 
fhuldigte dem Ortsrichter anzeigt, daß und wohin er fich 
entferne, und diefer fein Bedenken dabei finde. (Land.- 
Act. Beil. 3. IH. Abthl. A. Samml. ©.237.) Diefem An: 
trage ift auch von Seiten der Staatsregierung entfprochen 
worden. Verordnung v. A. April 1838 am Ende. (Gef. 
u. Verordn. BI. v. J. 1838. S. 221.) 


VII. 


Die Vorſchrift des Generale wegen des Verfahrens in 
Unterfuchungsfachen vom 30ſten April 1783, $. 13 wird 
dahin erläutert, daß in allen Unterfuchungen, welche unter 
den vorliegenden befondern Umftänden wenigſtens Arbeitö- 
hauöftrafe, oder eine die Dauer von Drei Monaten überftei- 
gende Gefängnißftrafe nach fich ziehen Fönnen, dem Angefchul: 

- digten auch ohne fein Verlangen vor Verfendung der Acten 
zum Verſpruch eine förmliche fchriftliche Vertheidigung zu ge: 
ftatten, und ihm dazu ein von ihm felbft zu ernennender oder 
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Amtöwegen zu beftellender Defenfor anzuordnen iſt; dagegen 
hat in Unterfuchungen, welche gegen den Angefchuldigten nur 
eine Geldftrafe oder eine die Dauer von Drei Monaten nicht 
überfteigende Gefängnißftrafe nach fich ziehen koͤnnen, der 
Richter nach beendigter Inftruction der Sache den Angefchul- 
digten über dasjenige zu befragen, was er zu feiner Verthei- 
digung oder Entfhuldigung anzuführen vermag, aud ihm 
dabei auf Verlangen zu geftatten, binnen der gefeglichen Frift 
mit einer fchriftlihen Vorftelung einzukommen; es ift aber 
weder von Amtöwegen ein VBertheidiger zu Fertigung einer 
fchriftlichen Defenfion zu beftellen, noch der Verfaſſer einer 
folhen Borftelung berechtigt, die Bezahlung dafür, mit Aus— 
nahme der Berläge, von dem Gericht zu verlangen. Daffelbe 
findet ftatt, wenn in den legterwähnten Unterfuchungen der 
Angefchuldigte bei der erfolgten erſten Entfcheidung ſich nicht 
beruhigt. 

1) Land.-Act. 1. Abthl. 3.30. ©.515 fg. — II. Abthl. 2. Bd. 
©.398, 1. — Mitth. ©. 4158 fg., 6246. — Land. Act. 
II. Abthl. 3. Bd. S.652 fg. — Mitth. S.5917 fa. 

2) Entwurf Art. VII. Die Worte im Eingange: „welche 
unter den vorliegenden befondern Umftänden,” und „oder 
eine die Dauer von Drei Monaten überfteigende Gefängniß- 
ftrafe,” fo wie am Schluffe: „mit Ausnahme der. Berläge” 
enthielt der Entwurf nicht, und ftatt der in der Mitte ges 
brauchten Worte: „welche gegen den Angefchuldigten ıc. — 
nach fich ziehen können,” ftanden die Worte: „bei welchen 
dem Angefchuldigten ıc. — bevorſteht.“ 

3) Motiven. (Land.= Act. I. Abthl. 2. Bd. ©. 592 fg.) 

In Beziehung auf die Borfchrift des Generale vom 
30. April 1783 8. 13, daß in allen Unterfuchungen, welche 
eine Lebens- oder Leibesftrafe nach fich ziehen können, für 
den Beichuldigten vor Abfaffung des Erfenntniffes eine 
fchriftliche Vertheidigung zu den Acten gebracht werden fol, 
bedarf ed einer Erläuterung, welche Strafen nach den Be: 
flimmungen des Criminalgeſetzbuchs den Leibesftrafen gleich 
zu achten find, und es ift in diefer Hinficht angemeffen, auch 
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die Arbeitöhausftrafen, welche in vielen Fällen an die Stelle 
der Zuchthausftrafen treten, darunter mit zu begreifen; da: 
gegen ift ed auf der andern Seite fehr wünfchenswerth, dem 
häufigen, zu einer großen Beläftigung jowohl der Staats: 
Eoften, als derjenigen, welchen die fubfidiarifche Uebertra: 
gung der Unterfuchungsfoften obliegt, gereichenden Miß- 
brauche fehriftlicher, oft fehr weitfchichtiger Defenfionen in 
Unterfuhungsfachen möglichft zu begegnen, welche nur mit 
geringfügiger Strafe bedrohte Vergehungen betreffen. Eine 
Beichränfung diefes Mißbrauchs wird zum Theil durch die 
in dem Gefeß gegebene Beftimmung erreicht und Dadurch 
das wahre Intereffe der Angeichuldigten keineswegs geführ: 
det werden, indem ihnen Gelegenheit gegeben ift, Alles was 
fie zu ihrer Rechtfertigung vorzubringen vermögen, acten- 
fundig zu machen, und ſowohl nach den allgemeinen Negeln 
des Griminalrecht3, als nach ausdrüdlicher Vorſchrift $. 13 
des erwähnten Generale jeder Richter verpflichtet if, das, 
was zu des Angefchuldigten Vertheidigung gereichen Fann, 
eben fo forgfältig, als was zu feiner Ueberführung dient, 
zu erörtern. Auch ift in folchen Unterfuchungen, wenn der 
Angefchuldigte bei der durch die erfte Entjcheidung ihm auf: 
erlegten geringfügigen Strafe fih nicht beruhigen will, eine 
ichriftlihe WBertheidigung” nicht nothwendig, indem ihm 
zwar nicht zu verfagen ift, durch ein eingewendetes Rechts— 
mittel auf die Entfcheidung der zweiten Inſtanz zu provoci> 
ven, dieſes aber nicht durch eine fchriftlihe WVertheidigung 
zu gefchehen braucht. Im Uebrigen erleiden durch Die ge: 
gebene Beftimmung die befondern Vorfchriften in manchen 
Unterfuchungsfachen, 3. B. in Beziehung auf das Berfab: 
ren bei den Forftrügengerichten, Feine Abänderung. 

4) Die Worte: „unter den vorliegenden befondern Umſtaͤnden“ 
beweifen, daß auch hier die Strafe in hypothesi entfcheidet. 
(Land. Act. T. Abthl. 3. Bo. ©.515.) 

3) Die in 8. 13 des Generale v. 30. April 1783 fo wie im 
$.11,12 und 17 des Mandats vom 10. September 1829 ent: 
baltenen Beftimmungen über die Frift zur Defenfion und 
Abfaffung der Erfenntniffe find nirgends aufgehoben, viel: 
mehr durch die in obigem Artifelgebrauchten Worte: „binnen 
ber gejeslichen Friſt“ zum Theil anerkannt worden. (Rour 
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in der Zeitfchrift f. NRechtöpfl. u. Verw. f. d. 8. Sachſ. 
H. Bd. ©. 213 fg.) 

6) In den Fällen, wo eine förmliche Vertheidigungsſchrift ge- 
feglich angeordnet, Fann leßtere niemals von dem Inculpaten 

ſelbſt erfolgen, fondern es ift fet3 eine von einem zur jurifti- 
chen Prarts admittirten Advocaten abgefaßte Vertheidigung, 
felbft in dem Falle, wo der Inculpat felbft ein Sachwalter, 
erforderlih. (Db. Appell. Ger. — Groff Anmerf. z. ob. 
Gef. IF. Abthl. ©. 47 fg.) | 

7) Die am Schluffe des Artikels erwähnten „Berläge” find 
nur auf die unumgänglich nothwendigen Berläge einzufchrän= 
fen, namentlich erfcheinen Reifefoften des Vertheidigers nur: 
dann als zuläflig, wenn der Fall dringend, und am Drte 
des Gerichts, wo der Inculpat verhaftet, ein fähiges Sub: 
ject nicht zu erlangen if. (Mitth. ©. 5921.) 


| VI. 

Die Beſtimmung in dem Gefeß, die höhern Zuftizbe: 
hoͤrden und den Inftanzenzug in Juftizfachen betreffend, vom 
28ften Januar 1835, $. 38 unter 1 wird dahin abgeändert, 
daß wegen Verbrechen, welche unter den vorliegenden befon- 
dern Umftänden Todes-, Zuchthaus-, Arbeitshaus- oder eine 
die Dauer von Drei Monaten überfteigende Gefängnißftrafe 
nach ſich ziehen koͤnnen, das Bezirksappellationdgericht das 
erfte Urthel abzufaffen hat. 

41) Land.:Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 517.— I. Abthl. 2. Bd. 
©. 399. — Mitth. ©. 4159. — Land.-Act. III Abthl. 
3. Bd. S.655 fg. — Mitth. ©. 5927 fg. 

2) Den obigen Artifel enthielt der Entwurf nicht, er ift viel- 
mehr auf Vorfchlag von Seiten der Deputation der I. Kam: 
mer aufgenommen worden. (Land. Act. Beil. z. II. Abthl. 

3. Samml. ©. 176 fg.) 

3) In Unterfuchungen wegen folcher Verbrechen, die lebiglich 
mit Geldftrafen bedroht find, gehört die Abfaffung des erften 
Erkenntniffes auch dann vor das Untergericht, wenn biefe 
Geldftrafe eine folche Höhe erreicht, daß die bei vorhande— 
nem Unvermögen ber Beflraften zu deren Erlegung an ihre 
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Stelle zu fubftituirende Strafe die Dauer von Drei Mo: 
naten Gefängniß überfteigen würbe. 

4) Aus den Worten: „unter den vorliegenden befondern 
Umſtaͤnden“ folgt: 

a) daß der Unterrichter oder die Juriftenfacultät, an welche 
die Sache zum Verſpruch eingefendet worden, auch in folz 
chen Fällen, wo in thesi eine höhere, als dreimonatliche 
Gefangnißftrafe bevorfteht, nad Lage der Sache aber eine 
geringere auszuſprechen ift, das erfte Erfenntniß abfaffen 
kann. Sendet jedoch der Unterrichter die Acten fofort an 
das Appellationsgericht, fo kann fich letzteres nicht entbre= 
chen, die erfte Entfheidung zu fällen. Ferner 

b) daß in den Fallen, wo zwar wegen bed Verbrechens 
an ſich in thesi eine geringere, ald dreimonatliche Ge- 
fängnißftrafe angedroht, diefelbe aber, z. B. wegen Rüd- 
falls, bis über drei Monate Gefängniß zu erhöhen ift, das 
betreffende Appellationsgericht als competente Spruchhehörde 
erfter Inftanz zu betrachten ift. 

5) In folhen Unterfuchungen, wo das fragliche Verbrechen in 
dem Criminalgeſetzbuche mit einer höhern ald dreimonatli- 
chen Gefängnißftrafe bedroht iſt, koͤnnen in erſter Inftanz 
losfprehende Erfenntniffe nur von den Bezirfsappel: 
lationsgerichten erfolgen. (Mitth. ©. 5928 fg.) 


6) Faßt der Richter das Erfenntnif, wo ihm folches zufteht, 
d. t. in Unterfuchungsfachen, in welchen nur auf eine Geld: 
firafe, oder auf eine die Höhe von Drei Monaten nicht über- 
fteigende Gefängnißftrafe zu erkennen tft, ſelbſt ab, fo iſt für 
einen folchen Befcheid nach den Verhältniffen und dem Um: 
fange der Unterfuchung ein Anſatz bis zu der Höhe von Drei 
Thalern zulaäͤſſig. Verordnung v. 24. Januar 1839. 
(Gef. u. Berordn. Bl. v. S. 1839. ©. 15.) 


7) Sn minder wichtigen Griminalfacdhen, in weldyen zufolge 
der Beflimmung des Gefeßes über die höhern Juſtizbehoͤr— 
den vom W8ften Sanuar 1835, $. 38 unter 2 in Berbin- 
dung mit oberwähntem Art. VIII. das zweite Erfenntniß 
von dem Bezirfsappellationdgericht abzufafjen iſt, ift gegen 
dad Verfahren des Unterfuchungsrichters eine Appellation 
an dad Dberappellationsgericht nicht zulaͤſſig. Verord— 
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nung v. 7. März 1839, (Gef. u. Verord. Bl. v. 3. 1839, 
©. 139 fg.) 
8) Vergl. Verordnung v. 31. März 1838, $. 15, wegen der 
zur Zeit der Publication des Criminalgeſetzbuchs bereits an- 

haͤngigen Sachen. 


IX. 


Wenn bei einer zu Entſcheidung einer Unterſuchung noth- 
wendigem gerichtlichen Handlung eine vorgefchriebene Forma— 
lität verabfäumt worden ift, und diefem Mangel weder durd) 
Wiederholung der Handlung, noch auf andre gefeglich ge— 
ftattete Weife abgeholfen werden kann, fo hat der erfennende 
Richter bei der Entfcheidung den Einfluß der Verlegung der 
Form auf die Glaubwürdigkeit der Handlung felbft zu pruͤ— 
fen, und das Erfenntniß mit dieſer Beruͤckſichtigung abzu- 
faffen, jedoch. kann bei dem Mangel einer unter der Strafe 
der Nichtigkeit vorgefchriebenen Formalität niemals auf To— 
deöftrafe erkannt werden, Wielmehr tritt ftatt derfelben le— 
benslängliches Zuchthaus erſten oder zweiten Grades ein. 


1) Land. Act. I. Abthl. 3.3d. ©. 515. — 11. Abthl. 2. Bd. 
©. 398. — Mitth. ©. 4158. — Land. Act. III. Abthl. 
3. Bd. ©. 652. — Mitth. ©. 5917. 


2) Entwurf. Art. VII. Hinter dem im Eingange befindlichen 
Worte „ Handlung” fanden die Worte: „eine unter Strafe 

- der Nichtigkeit vorgefhriebene”. Nah dem Worte „abzu= 
faffen“ fchloß der Entwurf mit den Worten: „jedoch kann 
in einem folchen Falle niemals auf Zodesftrafe erkannt 
werden.” 

Die Worte „unter Strafe der Nichtigkeit” find ausgefal— 
len, weil der Nachſatz beweift, daß hier von einer eigentlis 
chen Nullität nicht die Rede feyn fol. (Land.=Act. 1. Abthl. 
3. Bd. ©, 515.) . 


3) Motiven, (Land.⸗Act. I. Abthl. 2. Bd. ©. 591 fg.) 
Nach den Vorfchriften der Generalien wegen des Verfah— 
rend in Unterfuchungsfachen vom 27. October 1770 und 
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30. April 1783 ift bei Unterfuchungen folcher Verbrechen, 
wo es zu einer Lebens. oder Keibesftrafe fommen Fann, in 
Hinfiht auf alle Handlungen, worauf nach Beichaffenheit 
der Umftände und des Verbrechens das Endurthel fich grün: 
den muß, die gehörige Beſetzung der Gerichtsbanf als eine 
nothwendige Formalität anzufehen, und es ift in der Be- 
fheidung der Dicafterien vom Jahre 1783 angeoronet, daf 
auch in den Fällen, wo nur auf Zuchthausftrafe zu erfennen 
ift, bei folchen gerichtlichen Handlungen, auf welche fich vie 


Beftrafung des Befhuldigten hauptfächlich gründet, die Ge: _ 


richtsbanf gehörig befest feyn muß, und daher, wenn hieran 
ein Mangel zu verfpüren, darauf, daß ſolchem gehörig ab- 
geholfen werde, zuvörderft zu interloquiren if. Es fehlt 
aber in der bisherigen Gefeßgebung an einer ausdrüdlichen 
Beftimmung über die Folgen des Mangels an einer folchen 
Formalität, wenn denfelben durch Wiederholung der Hand— 
lung oder auf andere gefeßlich zuläffige Weife nicht abge: 
holfen werden kann, und es ift nur aus dem in der gedach- 
ten Befcheidung gebrauchten Ausdrude, daß bei einer ge- 
richtlichen Handlung, auf welche eine Lebensſtrafe gegrün- 
det werden fol, an Beobachtung der vorgefchriebenen For: 
malten überall fein Mangel feyn darf, zu folgern, daß, im 
Fall einem dergleichen Mangel durch ein interlocutorifches 
Erfenntniß nicht abzubelfen ift, nur die Xebensftrafen, nicht 
aber die nicht erwähnten Leibesftrafen ausgefchloffen bleiben. 
Diefen Grundfab hat auch der Gerichtögebrauch ftets be: 
folgt, und es ift in ſalchen Fällen nicht auf die ordentliche, 
fondern auf eine geringere außerordentliche Strafe erfannt 
worden. Bei dem Eintritfe der in dem Griminalgefesbuche 
aufgeftellten neuen Principien, befonders in Hinficht auf die 
Relativität der Strafen, und die Abfchaffung der außeror: 
dentlihen Strafen, fo wie der Affervation bei ermangelndem 
Geftändniffe ift eine ausprüdlihe Beſtimmung für einen 
folchen Fall nothwendig, und es fleht mit dem bisherigen 
Gerichtögebrauche in Gonformität, wenn der Einfluß des 
Mangels an einer Formalität auf die Entfcheidung dem Er: 
meſſen des erfennenden Richters überlaffen bleibt, mit der 
alleinigen Befchränfung, daß in einem folchen Falle nicht 
auf Zodesftrafe geſprochen werden kann. 





502 


4) Die Worte: „den Einfluß der Verletzung der Form“ erge— 
ben deutlich, daß nur von Maͤngeln ruͤckſichtlich der Form 
die Rede iſt. 


X. 


Außerordentliche Strafen finden nicht ſtatt. Auch wird 
die Vorſchrift der Criminalinſtruction vom Jahre 1770, 6. 3 
und 5, und vom Jahre 1783, 8. 11, 

„das Erfenntniß in Unterfuchungen wegen fehr harter 
Berbrechen, wenn der Angefchuldigte leugnet, und gleichwohl 
halber oder mehr als halber Beweis wider ihn vorhanden ift, 
darauf zu richten, daß der Angefchuldigte entweder auf Le— 
benszeit oder eine beflimmte Zeitfrift in ein Zuchthaus ges 
bracht werde, mit dem Vorbehalte, feine Unfchuld oder den 
gebrauchten Vorwand auszuführen”, 
hiermit aufgehoben, vielmehr fol in allen Fällen, wo aus 
den nad) den Acten fich ergebenden Thatfachen der erfennende 
Richter die volle Ueberzeugung entnimmt, daß das in Frage 
befangene Verbrechen wirklich verübt, und von dem Ange— 
fhuldigten begangen worden fey, auch bei ermangelndem Ge- 
ftändniffe deffelben die ordentliche gefegliche Strafe eintreten. 
Nur bei den mit Todesftrafe bedrohten Verbrechen ift der 
Richter ſolchenfalls ermächtigt, flatt derfelben lebenslängliche 
Zuchthausſtrafe erften oder zweiten Grades zu erkennen. Ges 
gen ein bei nicht vorhandenem gerichtlichen Geftändniffe auf 
Zodeöftrafe gerichtetes Erkenntniß ift jedoch der Angefchul- 
digte mit einer dritten Defenfion zu hören, über welche das 
Oberappellationsgericht in voller Sigung zu entfcheiden hat. 

In Unterfuhungen wegen Vergehen gegen die Gefege 
und Verordnungen über indirecte Staatsabgaben hat es bei 
der Vorſchrift $ 112 des Gefeges vom 27. Decemgber 1833 
fein Bewenden. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3.30. S.512 fg. — II. Abthl. 2. Bd. 
S. 398, 958 fg. — Mitth. ©. 4157 fg., 6241 fg. — 
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Land,» Act. III. Abthl. 3. Bbd..S. 647 fg. — Mitth. ©. 
5909 fg. 5 

2) Entwurf. Art. VI. Anftatt: „— entnimmt, — begangen 
worden ſey“ hieß ed: „entnimmt, daß der Angefchuldigte 
das ihm beigemeffene Verbrechen begangen habe.” Anftatt. 
mit den Worten: „Nur ꝛc. — fein Bewenden”, fchloß der 
Entwurf fofort mit dem Satze: „Nur bei den mit Todes— 
ftrafe bedrohten Verbrechen ift der Richter erimächtiget, ſtatt 
derfelben auf lebenslängliche Zuchthausftrafe zu erkennen.” 

3) Motiven, (Land.:Act. J. Abthl. 2. Bo. ©. 589 fa.) 

Seitdem durch die unter dem 2. December 1770 an die 

Dicafterien ergangene Inftruction $. 1. die Tortur abge: 
fchafft worden ift, hat fich theild in Folge der fernern, in 
diefer und der fpätern Inftruction vom Qahre 1783 gege: 
benen Borfchriften, theild durch den Gerichtögebraucd das 
Prineip der außerordentlichen Strafen bei ermangelnden 
Geftändniffe ausgebildet, und es ift gegenwärtig von den 
erfennenden Behörden wohl allgemein der Grundfaß ange- 
nommen, daß, wenn der Angefchuldigte des Berbrechens 
nicht geftändig, ober deffen nicht durch die mit dem ganzen 
Zufammenhange der Umftände übereinftimmende Ausfage 
wenigftens zweier glaubwuͤrdiger Zeugen völlig überführt 
ift, welcher legtere Fall freilich höchft felten ftattfinden Fann, 
da faft immer das Berbrechen im Berborgenen verübt wird, 
nicht die gefeblich angedrohte, fondern nur eine außerordent: 
liche geringere Strafe eintreten fönne, wobei freilich die in 
der Iinftruction vom Jahre 1770, 8. 2 bei dem Fall der 
Ueberführung durch Zeugen noch hinzugefügten Worte „oder 
fonft” zu wenig berudfichtiget werben. Außerdem ift durch 
bie gedachten Inftructionen befonders bei Gapitalderbrechen 
die lebenslängliche, zehnjährige oder fünfjährige Affervation 
im Zuchthaufe bis zu Ablehnung des Verdachts eingeführt, 
welche an bie Stelle der vormaligen Zortur getreten ift. 
Nun iſt e8 aber nicht nur eine offenbare Inconfequen;z, 
einem überführten und dennoch hartnädig leugnenden Ber: 
brecher allein um deßwillen eine gelindere Strafe als die 

geſetzliche zuzuerfennen, und auf diefe MWeife die Verſcho— 
nung mit ber ordentlichen Strafe von der mehrern oder 
mindern Freiheit des Angefchuldigten abhängig zu machen; 
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fondern es find au in Beziehung anf die Affervation bei 
Gapitalverbrechen öfters Zweifel erhoben worden, ob eine 
folhe Affervation, befonderd die auf eine gewiſſe Zeitfrift 
befchränfte, nach deren Ablauf der Verdacht ald abgelehnt 
anzufehen ift, einer wirklichen Strafe gleichgeachtet werden 
fünne, eine Frage, die vorzüglich dann von Wichtigkeit ift, 
wenn entweder fpater von dem Angefchuldigten ein Geſtaͤnd— 
niß abgelegt wird, oder mit dem Gapitalverbrechen. noch 
andre Verbrechen concurriren. 

Auch ift faft in allen neuern Gefeßgebungen der Grund: 
fa angenommen worden, daß bei vollfommenem gegen den 
Angefchuldigten vorliegenden Beweife durch den Mangel 
des -Geftandniffes die ordentliche gejeßliche Strafe nicht aus: 
geſchloſſen werde. 

In einigen dieſer Geſetzgebungen wird ausnahmäweife zu 
einem Erfenntniffe auf Todesftrafe das Geftandniß des An: 
gefchuldigten erfordert, in deffen Ermangelung nur. die Ver: 
urtheilung in eine Freiheitsftrafe erfolgen Fannz man hat 
jedoch in dem gegenwärtigen Gefeßentwurfe diefe Beftim- 
mung dahin befchränft, daß zwar der erfennende Richter 
ermächtigt ift, ftatt der Todesſtrafe auf lebenswierige Frei: 
heitöftrafe zu erkennen, es bat aber dabei ein Erfenntniß 
auf Zodesftrafe nicht unbedingt ausgefchloffen werden follen. 
Einerfeitö wird zwar zu der Ausfprechung der einen fo wie 
der andern Strafe die volle Ueberzeugung des Richters von 
der Schuld des Angeklagten erfordert, allein man hat doch 
Bedenken getragen, in einem Falle, wo vielleicht dem Rich— 
ter die Idee der Möglichkeit eines Beweiſes der Schuldlo- 
figfeit noch vorfchwebt, denfelben in die Alternative zu ver- 
jeßen, den Angefchuldigten entweder zur Zodesftrafe zu ver: 
urtheilen, oder gänzlich freizufprechen; Dagegen ift es auf der 
andern Seite nicht weniger bedenklich, dem Richter auch dann 
die Anwendung der Todesſtrafe nicht zu geftatten, wenn ber 
vorliegende Beweis der Schuld die Möglichkeit der Unfchulds: 
ausführung gänzlich ausfchließt. Hier würde befonders in 
Fallen, wo mehrere Mitfchuldige concurriren, „durch die 
Vollziehung der Zodesftrafe gegen den geftändigen, vielleicht 
verleiteten und minder flrafbaren Verbrecher, und durch die 
Verſchonung des Andern mit der Todesſtrafe bloß wegen feines 
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frevelhaften Leugnens das Nechtögefühl des Volks außer: 
ordentlich verlegt werden. 

4) Die Deputation der I. Kammer hat in ihrem Berichte fol: 
gende Bemerkungen niedergelegt (Land.= Act. Beil: z. II. 
Abthl. 3. Samml. ©. 170 fg.): 

Fragt man fich, worin die Anforderungen eines vollfom: 
menen Griminalbeweifes beruhen, fo wird man finden, daß 
es bei denfelben nicht auf Erlangung abfoluter, fondern 
nur biftoriicher Gewißheit anfommt. (Mittermaier, vom 
Beweife im Strafproch $. 7.) Diefe Gewißheit kann aber 
eben fo gut durch Anzeigen, Urkunden ꝛc., ald durch Zeugen 
und durch das Geftandnif des Angefchuldigten erlangt wer: 
den, fo daß es fich hierbei weniger um die Art der Beweis: 
mittel, als um die aus denfelben hervorgehende Ueberzeu: 
gung handelt. 

Nächfivem unterfcheidet fich aber der Griminalbeweis von 
dem Beweife in Givilfachen dadurch, daß jener rein nach 
materieller Gewißheit ftrebt und fich nie mit der formellen 
Gewißheit begnügt, bei welcher fich Diefer beruhigt, indem 
er ein Einverftändniß der Betheiligten fingirf. 

Sede Beweisvorfchrift für den Griminalrichter kann daher 
nur negativer Natur feyn. Der Gefebgeber Fann nur be- 
ftimmen, daß der Richter beim Mangel gewiffer Erforder- 
niffe nicht condemniren dürfe, Feineswegs Fann er ihm 
vorfihreiben, unter irgend einer Bedingung gegen feine le: 
berzeugung die Berurtheilung des Angefchuldigten auszu: 
fprechen. Ä 

Die Deputation Fonnte fich nicht bergen, daß ins De— 
tail gehende Beweisvorfchriften nicht nur bei der unend: 
lichen Mannichfaltigfeit der Faͤlle an fich fehr ſchwer zu ge: 
ben, fondern auch bei der interimiftifchen Natur des gegen: 
wärtigen Gefeßes Feinesfall3 am rechten Orte feyn würden. 
Gleichwohl fonnte fie fih von dem Wunfche nicht trennen, 
dem Richter mindeftens einigen Anhalt zu gewähren. Un: 
ter den vorwaltenden Umftänden erfchien ihr am beften, mög: 
lichft auf die beftehende Vorfchrift zu verweifenz; denn geben 
unfre biöherigen Geſetze auch Feine volftändige Beweisvor— 
fchrift, fo enthalten fie doch mancherlei einzelne durch bie 
Praris ergänzte Beflimmungen, die immerhin einiges An 
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halten gewähren. So z. B. bütfte das, was man bisher 
unter halbem oder mehr ald halbem Beweiſe verftand, wohl 
für praftifche Eriminaliften im concereten Falle fi mit eini- 
ger Sicherheit beftimmen laſſen. 


Nach diefer Anficht würde es zunächft bei allen jenen 
Beftimmungen fein Bewenden haben, nach welchen bisher, 
ſey e8 ausdrüdlichen Gefegen, fey e8 dem Gerichtögebrauche 
gemäß, es zur ordentlichen Strafe fommen fonnte, 5. B. bei 
der Ueberführung durch Zwei Zeugen; bei andern Beweis: 
mitteln in Nügenfachen ꝛc. Diefe Fälle bedürfen aber einer 
befondern Erwähnung nicht, da es überhaupt, wo das Ge- 
jeß Feine Aenderung bewirkt, bei dem bisher Beftandenen 
bewendet. 


Was nun aber die uͤbrigen Faͤlle betrifft, ſo wuͤrden als 
Minimum der Anforderung eines vollſtaͤndig gefuͤhrten Be— 
weiſes diejenigen Bedingungen anzunehmen ſeyn, die man 
bisher als zu einer poena extraordinaria oder der ſoge— 
nannten Detention bis zur Unſchuldsausfuͤhrung für gnuͤ— 
gend gehalten hat, vorausgefegt namlich, daß der Richter 
hierbei aus den aus den Acten fich ergebenden Thatfachen 
die volle ‚Ueberzeugung der Schuld des Inculpaten ent— 
nimmt. 


Die beiden Hauptgegenftäande des Griminalbeweifes find 
“einmal das VBorhandenfeyn des Verbrechens an fich, der fo- 
genannte objective Zhatbefland, und dann der Urheber des 
Verbrechens. Der Gefegentwurf erwähnt ausprüdlich nur 
das letztere. Nun ift die Deputation weit entfernt, den An: 
. fiihten der Altern Griminaliften zu huldigen, welche für den 
Thatbeftand andre und flärfere Beweismittel verlangten, 
als für den Urheber, und eben fo wenig verkennt fie, daß 
der Beweis für beide Proceßobjerte öfters zufammenfließt. 
Gleichwohl fcheint es nicht unzweckmaͤßig, benfelben minde— 
ſtens in der Idee getrennt zu halten und dem Richter dar— 
über einen Wind zu geben, daß er zunaͤchſt das Vorhanden— 
feyn des Verbrechens an fich genommen zu prüfen habe. 
Die Deputation fchlug daher die zu Anfang der 2. Anmerf. 
erfichtliche veränderte Faffung vor. (Vergl. a. Land. Act. 
I. Abthl. 3. Bd. ©. 512 fg.) 
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5) Die Deputation der II. Kammer hatte vorgefchlagen, und 
die gedachte Kammer angenommen, daß im Falle eines blo— 
fen Iindicienbeweifes niemals auf Zodesftrafe erfannt wer: 
den koͤnne; hiergegen ſprach fich jedoch der Negierungscom: 
miffar aus, obfchon er bemerfte, daß es keineswegs der 
Wunſch des Minifterii fey, in den Fällen, wo das Geſtaͤnd— 
niß ermangele, die Zodeöftrafe eintreten zu fehen, und daß 
auch die Richter fie nicht leicht wählen würden. (Kand.⸗ 
Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 959.) 

6) Vergl. Verordnung v. 31. März 1838. 8. 16. 

7) Ueber die Zuverläffigfeit der richterlichen Ueberzeugung vergl. 
v. Wasdorf in d. Jahrb. f. Saͤchſ. Strafr. I. Bd. 1. Hft. 
©. 17 fg. 

AL, 


Auf den Keinigungseid Fann nur in foldhen Unterfu- 
chungen erkannt werden, welche 
1) Real- oder Verbalinjurien,. oder Verleumdungen, 
oder | 

2) folhe Vergehungen betreffen, welche auch in den 
höhern Graden nicht mit Arbeitshausſtrafe oder einer höhern 
Strafart bedroht find, wenn in dem vorlieger den Falle nad) 
den befondern Umftänden nur eine Geldftrafe oder eine die 
Dauer von Drei Monaten nicht überfteigende Gefängnißftrafe 
eintreten würde. Ob und in welcher Maafe derjenige, wel: 
chem die Leiftung eines Reinigungseides auferlegt wird, im 
Fall der Ablegung deffelben die durch die Unterfuchung er— 
wachfenen Koften zu tragen verbunden ift, hat der erfennende 
Richter zu ermeffen. 

1) Zand.= Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 514 fg. III. Abthl. 3. Bd. 
©. 646 fg. — Mitth. S.5903 fg. — Land. Act. II. Abthl. 
2. Bd. ©. 958. — Mitth. ©. 60 fg. 

2) Der obige Artifel war im Entwurfe nicht enthalten, ift 
vielmehr von der Deputation der II. Kammer in Vorfchlag 
gebracht worden. (Land. Act. Beil. z. III. Abthl. 4. Samml. 
&. 226 fg.) 
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3) Es ift von mehreren Untergerichten obiger Artikel infofern 
mißverftanden worden, als fie audy bei Diebftählen, welche 
die Summe von. Fünf Thalern nicht überfteigen, weil in 
Art. 223 unter 1 die höchfte Strafe nur 6 Wochen Gefäng: 
niß beträgt, auf den Neinigungseid. erfannt haben. Das 
Unrichtige diefer Anficht leuchtet von felbfl ein, da der Dieb: 
ftahl in den höhern Graden mit Arbeitshausftrafe bedroht 
ift. Groff Anmerk. z. d. Gef. II. Abthl. ©. 57. 


4) Vergl. Verordnung v. 31. März 1838. $. 16. 


XII. 


Die Ableiſtung des Urphedens nach beendigter Unterſu— 
chung findet nicht weiter ſtatt. 
1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 517. I. Abthl. 2. Bd. 
©. 399. — Mitth. ©. 4159. — Land.-Act. III. Abthl. 
3.80. ©. 656. — Mitth. ©. 5930. 


2) Diefen Artikel, welchen der Entwurf nicht enthielt, hat die 
Deputation der I. Kammer in Borfchlag gebradt. Land.— 
Act. Beil. z. Il. Abthl. 3. Samml. ©. 176 fg.) 


XI 

Die in dem Generale, die Uebertragung der Unterfu- 
hungöfoften betreffend, vom 30. April 1783, $. II. unter 
1, 2 enthaltenen Verordnungen werden dahin abgeändert, 
daß die Gerichtöunterthanen, wenn fie zu der fubfidiarifchen 
Uebertragung der peinlichen Unkoften verbunden find, felbige 
auch in den Fallen zu entrichten haben, wo in dem leßten 
Urthel wenigftend auf eine zweijährige Arbeitshausftrafe 
oder eine höhere Strafart gegen den Angefchuldigten er- 
fannt wird, dagegen bei der Verpflichtung der Gerichts= 
unterthanen zu der Uebertragung der Unterfuchungskoften 
überhaupt diefe Verbindlichkeit fodann eintritt, wenn in 
dem legten Urthel wenigftens auf eine über Drei Monate 
Gefängniß anfteigende Strafe gefprochen ift. Sind aber die 
Gerichtöunterthanen weder zur Uebertragung der peinlichen 
Koften, noch der Unterfuchungstoften überhaupt verpflichtet, 
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jedoch in gewiffen, nad) der Strafe normirten Fällen zu fol: 
cher Uebertragung verbunden, 3. B. wenn auf eine Strafe 
von mindeftens Drei Jahren Zuchthaus erkannt wird, fo hat 
das betreffende Bezirksappellationsgericht die Verpflichtung 
der Gerichtöunterthanen zu Uebertragung der Unterfuchungs- 
foften auf Antrag des Gerichtsinhabers oder der Gerichtö- 
unterthanen bdergeftalt zu veguliven, daß es nad) den 
oben gegebenen Normen diefe Verpflichtung mit den dur) 
das Griminalgefegbucy hervorgerufenen veränderten Verhält- 
niffen thunlichſt in Einklang bringt, und foldye auf die ent- 
fprechenden mildern Strafen überträgt. Gegen die Entfchei= 
dung des Bezirksappellationsgerihts fteht den Betheiligten 
der Recurs an das Suftizminifterium offen, gegen deſſen 
Entfcheidung aber findet ein weiteres Rechtsmittel nicht ftatt. 

In der Oberlaufiß bewendet eö bei den durch das Gri- 
minalcaffenregulativ vom 16. Februar 1784 und fonft ges 
teoffenen Beftimmungen. 

Diefe Vorſchriften treten mit den Beftimmungen des 
allgemeinen Criminalgeſetzbuchs zugleich in Wirkſamkeit. 

Urkundlicy haben Wir diefes Geſetz eigenhändig voll: 
zogen und das Königliche Siegel beidruden laffen. 

Gegeben zu Dresden, den 30, März 1838. 


Friedrich Auguſt. 
(L. 8.) Julius Zraugott Jakob von Koennerig. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 516 fg. — U. Abthl. 
2. Bd. ©. 398, 961. — Mitth. ©. 4159, 6246. — Land.: 
Act. III. Abthl. 3. Bd. ©. 655. — Mitth. ©. 5927. 

2) Entwurf Art. IX. Den Schluß des erften Sabes: „Sind 
aber die Gerichtsuntertbanen — Rechtsmittel nicht flatt” 
enthielt der Entwurf nicht. 

3) Motiven. (Kand.-Act. I. Abthl. 2. Bd. ©. 593 fg.) 

Sn dem Generale, die Uebertragung der Unterfuchungs- 
koſten betreffend, vom 30. April 1783. 8. I. No. 1, 2, ift 
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vorgefchrieben, daß die Unterſuchungskoſten, dafern fie von 
den Verbrechern felbft oder andern zu deren Bezahlung ge= 
fetslich verpflichteten Perfonen nicht erlangt werden können, 
von den Unterthanen, wenn felbige nur zu Uebertragung 
der peinlichen Unfoften verbunden find, auch in den Faͤllen 
einzubringen find, wo auf vier oder mehrjährige Zucht» 
haus- oder Feftungsftrafe, oder auf des Beſchuldigten Ent: 
haltung in einem Zuchthaufe fo lange, bis er feine Unſchuld 
oder den zu feiner Entfhuldigung angegebenen Borwand 
ausgeführt, oder auch auf Vier oder mehrere Jahre Zucht: 
bausftrafe mit Vorbehalt vorgedadhter Ausführung erkannt 
ift, nicht minder die Unterthanen, im Fall fie die Unter: 
fuchungsfoften überhaupt zu fragen verbunden find, felbige 
auch dann zu entrichten haben, wenn wenigftens auf ſechs— 
und achtwöchentliches Gefängniß flatt Landesvermweifung ge 
fprohen wird. Mit dem Eintritt der neuen Criminalgefeg- 
gebung bedürfen beide Beftimmungen nothwendig einer Ab: 
änderung, da die bisherige Affervation bis zu Ausführung 
der Unfchuld oder des gebrauchten Vorwandes gänzlich auf: 
gehoben wird, die meiften der zeither mit Vier Jahren 
Zuchthaus verpönten Verbrechen Fünftig mit einer gelindern 
Strafe belegt werden, und Erfenntniffe auf Gefängnißitrafe 
ftatt Landesverweifung gar nicht mehr fattfinden, auch die 
Beziehung auf eine nun ganz veraltete Gefeßgebung nicht 
füglich fortdauern fann. Wenn es nun der Billigfeit ge— 
mäß ift, bei den nöthigen Abänderungen darauf Rüdficht 
zu nehmen, daß künftig die Verbindlichkeit der Gerichtsun— 
terthanen zu der fubfidiarifchen Uebertragung der Unfoften 
weder öfter noch feltner als bisher eintrete, und mitbin, fo 
viel möglich, weder die Gerichtsinhaber nod) die Gerichts: 
unterthanen gegen das zeitherige Verhaͤltniß gravirt werden, 
fo hat e3 eben fo gerecht als angemefjen gefchienen, die Ver— 
bindlichfeit der Gerichtsunterthanen dergejtalt zu normiren, 
daß die Verpflichtung zu Uebertragung der peinlichen Un— 
Eoften ohngefähr auf diefelben Fälle erſtreckt wird, in wel: 
chen gegenwärtig auf vierjährige Zuchthausftrafe erfannt zu 
werden pflegt. Schwieriger ift es, ein Verhältniß für die— 
jenigen Fälle zu finden, in welchen früher auf zeitliche Lan— 
desverweifung zu erkennen war. Hier hat man nur eine 
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beſtimmte Groͤße des Strafuͤbels als Maasſtab vorſchlagen 
koͤnnen, welcher eine approximative Ausgleichung zwiſchen 
den Fallen herſtellt, wo zeither auf ſechs- und achtwöchent: 
liches Gefängniß flatt Landesverweifung erfannt wurde, 
und denjenigen, wo gleihe und längere Gefängnißftrafen 
ohne diefen Zufaß auferlegt wurden. 

Es verfteht fich übrigens von felbft, daß durch die neuen 
gefeßlichen Beftimmungen die außerdem in dem erwähnten 
Generale enthaltenen Vorſchriften nicht abgeändert werden, 
und mithin, eben fowohl die Verpflichtung der Gerichts- 
unterthanen nur nach der durch das rechtliche Erfenntnif 
der legten Inſtanz beftimmten Strafe zu beurtheilen ift, als 
die auf befondern Rechtötiteln beruhenden Modalitäten diefer 
Verbindlichkeit aufrecht erhalten werden. 


V. 
Gelet, 


Die Unterſuchung und Beftrafung der Forft: 
verbrechen betreffend; 
vom 2. April 1838. 
(Gef. u. Verordn. BI. v. 3. 1838. St. 6. No. 33. ©. 202 fg ) 


Wir Friedrich Auguft, von aaa Gnaden König 
von Sachſen ꝛc. zc. ıc. 
haben Uns bewogen gefunden, unter Zuftimmung Unfrer ge= 
treuien Stände die zeitherigen gefeglichen VBorfchriften wegen 
Unterfuhung und Beftrafung der Forftverbrechen (Forftent- 
wendungen und Forftpolizeivergehen), insbefondre das Manz 
dat wegen Beftrafung der Holzdiebftähle und Baumfrevel 
vom 27. November 1822 und die $$. 13, 14, 27 und 34 
des Mandats, die Waldnebennugungen betreffend, vom 30. 
Suli 1813 aufzuheben und für die Zukunft folgende Beſtim— 
mungen eintreten zu laffen. 


I. Forftentwendungen, 


1. Wer Holz, Harz, Moos, Streu aller Art oder 
Gras aus fremden Waldungen oder Gehölzen entwendet, oder 
einer Entwendung an einzeln flehenden Bäumen oder Gebuͤ— 
fchen ſich fehuldig macht, wird bei einem Geldwerthe des 
Gntwendeten bis mit Zwei Groſchen Zwei Tage, über 
Zwei Groſchen bis mit Bier Grofchen Bier Tage, über 
Vier Groſchen bis mit Acht Groſchen Schs Tage, über 
Acht Groſchen bis mit Zwölf Grofchen Acht Zage, über 
Zwoͤlf Groſchen bis mit Einem Thaler Vierzehn Tage, über 
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Einen Thaler bis mit Einem Thaler Zwölf Groſchen Drei 
Wochen lang mit Gefängniß, und zwar in allen diefen Faͤllen 
ohne Berüdfichtigung des etwa geleifteten Erfaßes, beftraft; 
bei einem höhern Betrage des Entwendeten treten die allge: 
meinen gefeßlichen Beflimmungen über Beftrafung des Dieb- 
ſtahls nad) Art. 226 des Criminalgeſetzbuchs ein; jedoch) 
Fann folchenfalld nicht unter Drei Wochen Gefängniß er: 
kannt werden. 


Unter den Art. 14, 19, 20 des Griminalgefeßbuchs 
angegebenen Beftimmungen, Fann flatt der Gefängnißftrafe 
Handarbeit auferlegt, auch koͤnnen Gefängnißftrafen in ge: 
wiſſen Füllen ($. 32) in Geldftrafen verwandelt werden, 


1) Die zu diefem Gefebe gehörigen Schriften und Landtagsver— 
handlungen find enthalten: Decret an die Stünde vom 
28. September 1837. Land.-Act. v. 3. 1836 fa. I. Abthl. 
2. Bd. ©. 687. — Gefeßentwurf, ebendaf. ©. 688 fa. 
Motiven dazu, ©. 701 fg. — Bericht der I. Kammer, 
Land. Act. Beil, z. U. Abthl. 3. Samml. ©. 869 fg. — 
Protokoll der I. Kammer, II. Abtyl. 2. Bd. ©. 977 fg., 
1054 fg. — Mitth. ©. 6253 fg., 6279 fg., 6432 fg. — 
Bericht der II. Kammer, Land. Act. Beil. z. ILL. Abthl. 
4.830. ©. 243 fa. Protofoll der II. Kammer, Land. 
Act. III. Abthl. 3.80. ©.683 fg., 845, 850 fg. — Mitth. 
S. 5983 fg., 6438. — Staͤndiſche Schrift vom 2. De: 
cember 1837, nebjt Beilage. Land. = Act. 1. Abthl. 3. Bd. 
©. 519 fg. 


2) Zu Z. 1. Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 520. — I. Abthf. 
2. Bd. S. 985 fg., 1054 fg. — Mitth. ©. 6279 fg., 6432. — 
Land.=Act. IH. Abthl. 3. Bd. ©. 687 fg., * — Mitth. 
©. 5999 fg., 6438. 


3) Entwurf. Die im Eingange zu lefenden Worte: „aller 
Art”, ingleichen die Worte: „und zwar in allen diefen Faͤl— 
len ohne Berüdfichtigung des etwa geleifteten Erſatzes“, fo 
wie den Schluß des erften Sabes: „jedoch zc.” enthielt der 
Entwurf nit. Die Strafe war bei dem geringern Werthe 
etwas niedriger feftgefegt, und anftatt auf Art. 226, auf 
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die allgemeinen gefeblichen Beftimmungen über — 
des gemeinen Diebſtahls verwieſen. 

4) Die Ausnahme von der Regel, uͤberall nur relative Straf: 
beftimmungen zu geben, wird bei geringen Holzdeuben durd) 
die ungemeine Schwierigkeit, die Strafe in jedem einzelnen 
Falle nah den im Griminalgefegbuche bezeichneten Ber: 
bältniffen abzumeffen, gerechtfertigt. Diefe Verhältniffe find 
befonderd herausgehoben worden. (Motiven; Land.⸗Act. 
I. Abthl. 2. Bd. ©. 701.) 

5) Man war zweifelhaft, ob unter den hier bezeichneten Ge⸗ 
hoͤlzen auch lebendige Zaͤune oder andre Vermachungen mit 
begriffen ſeyen? Der Koͤnigliche Commiſſar erklaͤrte desfalls, 
daß lebendige Zaͤune mit unter die Buͤſche zu rechnen ſeyen, 
inſoſern Holz davon entwendet worden, und daß bei deren 
gaͤnzlicher Zerftörung und Entwendung die Beſtimmungen 
des Criminalgeſetzbuchs uͤber Entwendung, Vernichtung oder 
Zerſtoͤrung von Befeſtigungs- und Schutzmitteln zur An 
wendung kaͤmen. (Rand.⸗Act. III. Abthl. 3. Bd. ©. 687 fg.) 

6) Die dem Worte „Streu beigefügten Worte: „aller Art” 
follen bezeichnen, daß unter Streu nicht bloß Laub und Na- 
deln, fondern Alles zu verftehen, was zur Einftreu in 
den Ställen gebraudt, und aus dem Walde zu die— 
fem Zwede erholt wird. (Land.=Xct. IL Abthl. 3. Bd. 
©. 688. — Mitth. S. 6006.) 

Wenn jedoch Jemand im Walde grüne Aefte abgefchnit- 
ten, um foldhe ald Schnödelftreu zu verwenden, fo hat er 
einen Holzdiebftahl verübt. (Mitth. S. 6003 fg.) 


7) Auf die Frage: Welche Taxe fi die Deputation der Il. 
Kammer bei Beftimmung des Werth geftohlnen Holzes 
gedacht habe, ob in allen Fällen die Brennholztare, oder 
auch bei befonders nußbaren Stüden die Nußholztare? er: 
theilte der Meferent die Auskunft, daß es hinfichtlich der 
Tare immer darauf anfomme, was der entwendete Gegen: 
ftand werth fey, nicht darauf, welchen Werth er hätte für 
den Eigenthümer noch erlangen können, und daß, wenn 
Jemand Holz entwendet habe, was er zu Nutzholz hätte 
gebrauchen wollen, oder vom Eigenthümer dazu beftimmt 
gewefen, auch bei der Taxe werde darauf Nüdficht zu neh— 
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men feyn. Hiermit übereinflimmend äußerte fich auch der 
Königliche Commiſſar dahin, daß man eine befondere Be: 
flimmung über die Zare in das Gefeß nicht aufnehmen 
wollen, ſolche vielmehr, wie biöher, nach dem jedesmaligen 
MWerthe des Entwendeten zur Zeit des Diebftahls fich rich: 
ten, und bei Entwendung von Nusholz die are auf den 
Werth gerichtet werden folle, welchen daffelbe als folches 
babe. (Land.:Act. III. Abthl. 3. Bd. ©. 687 fg.) 


8) Nur bei Holzdeuben im Betrage bis mit Einem Thaler 
Zwölf Grofchen ijt der Erfaß wegen der abfolut angedroh- 
ten Strafe ohne Einfluß. Dahingegen verfteht es fich von 
jelbjt, daß bei einem höheren Betrage, wo die relativen 
Strafbeftimmungen des Criminalgefeßbuhs zur Anwendung 
fommen, ber geleiftete Erfaß innerhalb des Strafmaafes 
nach Befinden eben fo Berüdjichtigung verdient (Land. 
Act. Beil. 3. III. Abthl. A. Samml. ©. 244), als ein nad 
Art. 65 geleifteter völliger Erfaß bei großen und Eleinen 
Holzdeuben Straflofigfeit zur Folge hat, (Groff Anmerk. 
3. Criminalgeſetzbuche, IL. Abthl. ©. 62.) 


9) Gegen Militairperfonen ift, wenn fie während der Beur— 
laubung vor Givilgerichten in Unterfuchung gezogen werden, 
mit Rüdfiht auf die Vorfchrift des Gefeßes über privile- 
girte Gerichtöftände v. 28. Januar 1835, $. 37 unter 2, 
und das Militairftrafgefeßbuch v. 5. April 1838, $. 6 fg., 
niemal3 auf Handarbeitsftrafe zu erkennen. (Groff a. a. 
O. ©. 63.) 

10) Es wurde bei der Berathung des Falles gedacht, wo Se: 
mand unterwegs an feinem Wagen ein Rad oder eine Achfe 
zerbricht, und, um fich fortzuhelfen, aus einem fremden 
Holze eigenmächtig fich etwas angeeignet hat. Der Königs 
lihe Commiffar bemerkte jedoch in diefer Beziehung, daß in 
einem folchen Falle immer eine Entwendung vorhanden fey, 
die aber nach Lage der Sache, und unter Berüdfichtigung 
der Milderungsgründe zu beurtheilen fey, und wobei fogar 
nac) den Beflimmungen des Griminalgefeßbuchs wegen einer 
im Zuſtande der Noth begangenen rechtöwidrigen Hand: 
lung nad) Befinden gänzliche Straflofigkeit eintreten Eönne. 
(Land. Act. IH. Abthl. 3. Bd. ©. 689.) 

33* 
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8.2. Das Abftreifeln von Raub, das Abbrechen oder 
Abfchneiten von Wipfeln, namentlid) auch zu Maien oder 
Weihnachtöbäumen, ferner das Entwenden ftehender junger 
Bäume zu Peitfchenftöcden, Nechenftielen, Bohnenftangen 
und dergleichen, das Kienaushauen aus ftehenden Hölzern, 
das Anreißen von Etämmen, um Harz daraus zu gewinnen, 
das Rinden- oder Baftfchälen in ſchwarzem oder lebendigem 
Holze, das Ausbrechen der Wurzeln noch ftehender Bäume, 
das Ruthenfchneiden an ftehenden Hölzern, das Saftabzapfen 
von den Birken, fo wie das Ausziehen von Holzpflanzen 
mit der Wurzel wird nad) Verhältniß des dem Eigenthümer 
dadurch verurfachten Schadens und der von dem Thäter ges 
zeigten Boswilligkeit mit Gefängniß von Einem Tage bis zu 
Drei Monaten, wofür nad) den Beſtimmungen in $. 1 aud) 
Handarbeit oder Geldftrafe eintreten Fann, beftraft, infofern 
nicht nach dem Geldbetrage oder wegen erfihwerender Um: 
ftände eine höhere Strafe eintritt, 

Hiernächft find auch die zu der Veruͤbung von Forft- 
entwendungen, fo wie von den $. 17 unter 1,2, 4 und 13, 
erwähnten Forftpolizeivergehen gebrauchten Werkzeuge, welche 
den auf der That betroffenen Forftfrevlern abgenommen wor— 
den find, zu confisciren. Diefe Confiscation findet auch im 
Fall der Siſtirung der Unterfuchung nad) $. 32 ftatt. 

1) Land. -Xct. I. Abthl. 3. Bd. S.520. — II. Abthl. 2. Bd. 

©. 988 fg. — Mitth. ©. 6283 fg. — Land.-Act. II. 


Abthl. 3. Bd. ©. 690 fg., 851. — Mitth. ©. 6006 fg., 
. 6438. | | 


2) Entwurf. Die Worte im Anfange des Artikels: „ferner 
dad — und dergleichen,” und den legten Satz: „Hiernädft ıc. 
enthielt der Entwurf gar nicht, und anftatt der Worte: 
„Ruthenfchneiden an ftehenden Hoͤlzern“ ftanden die Worte: 
„Ruthenfchneiden außer dem Holzfchlage”. 


3) Die in $. 2 aufgeführten Handlungen find eben fo gut 
Entwendungen, ald die in $. 1 genannten; fie find aber 
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befonders erwähnt worden, weil hier in der Kegel der eigent- 
liche Werth des Entwendeten fehr geringfügig ift, und den 
Thaͤter hiernach eine im Verhältniß zu dem oft fehr bedeu— 
tenden Schaden zu geringe Strafe treffen würde. (Mitth. 
©. 6007.) 

4) Durdy den Ausdrud: „und dergleichen” fol unter an- 
dern auch das in $. 34 des Mandat3 vom 31. Juli 1813 
namentlich aufgeführte Abfchneiden von Eichen zu Wagen: 
flehten, Abhauen der Reif- und Zaunjtöde getroffen wer- 
den. (Land. Act. Beil, z. III. Abthl. 4. Samml. ©. 245.) 


5) Das „Ninden » oder Baftfchälen” begreift auch das „Loh— 
fhälen mit in fihb. (Land. Act. Beil. z. IH. Abthl. 
4. Samml, ©. 245.) 


6) E3 war beantragt worden, vor „Wipfeln“ das Wort „Ae— 
ften” einzufchalten. Man that e$ jedocy nicht, weil bei 
bloßen Aeften die Nüdficht, welche den Beſtimmungen die: 
fer Paragraphe zum Grunde liegt (vergl. oben Anmerf. 3) 
nicht eintritt. (Land.=Uct. Beil. z. U. Abthl. 3. Samml. 
©. 870 fg.) 

7) Das Ausbrechen der Wurzeln nicht mehr ftehender Bäume, 
ingleihen das Nuthenabfchneiden in Holzichlägen ift, da 
folches in $. 2 nicht namentlich aufgeführt, unter die gemei: 
nen Holzdiebftähle zu rechnen. (Mitth. ©. 6007.) 

8) Wenn große Bäume entwendet werden, um ald Maien 
und Weihnachtsbäume zu dienen, fo liegt ein gewöhnlicher 
Holzdiebftahl vor, weil in 8. 2 nur ſolche Forftoiebftähle 
vorausgefeßt find, bei welchen der Schaden mehr zu berüd: 
fichtigen ift, als der eigentliche Holzmwerth. (Mitth. ©. 6284.) 

9) Nur die von dem Forftdiebe beim Roden, Fällen oder Be- 
fhädigen angemwendeten Werkzeuge, nicht aber die zu dem 
Transport gebrauchten Gegenflände, als Körbe, Schub: 
farren, Wagen, Schlitten, unterliegen der Gonfiscation. 
(Mitth. ©. 6284 fo.) 

10) Aus den Worten: „welche den auf der That betroffe: 

nen Forftfrevlern abgenommen worden find,” folgt von 


felbft, daß fpäter die Gonfiscation der gebrauchten Werk: 
zeuge nicht eintreten Fann. 
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8.3. Alle in vorftehenden Paragraphen angegebene 
Entwendungen find für vollbracht zu achten, fobald der Dieb 
den Gegenftand derfelben an ſich genommen, oder wenigftens 
fo befchädigt hat, daß das Fortwachfen deffelben zuruͤckge⸗ 
halten oder verhindert wird. Inöbefondre ift Harz, Moos, 
Gras und Streu für entwendet zu achten, wenn es auch von 
dem Angefchuldigten nur erſt abgefragt, abgefchnitten, ab— 
oder zufammengerecht ift, 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 520. UI. Abthl. 2. Bd. 
©. 989 fg. — Mitth. ©. 6014 fg. — Land.⸗Act. I. 
Abthl. 3. Bd. ©.692, 851. — Mitth. ©. 6285 fg. 6438. 


2) Der Entwurf ſchloß mit dem erflen Sage, und zwar: 
„deſſelben verhindert wird”, 


3) Die obige Beflimmung ift aufgenommen worden, weil aus 
ferdem nicht nur Zweifel über die vollendete Aneignung des 
geftohinen Holzes entftehen würden, fondern auch felbft 
dann, wenn der Dieb noch verhindert wird, den Gegenftand 
ber Entwendung an fich zu nehmen, doch ſchon durch die 
unternommene Befchädigung dem Eigenthüner jedenfalls 
ein Nachtheil zugezogen worden ift, welcher häufig mit dem 
Werthe des eigentlich geftohlnen Gegenftandes in gar keinem 
BVerhältniffe fteht. (Motiven. Land.-Act. I Abthl. 2. Bd. 
©. 702.) 

4) Hat der Dieb einen grünen Aſt eines Baumes angefägt, 
fo fann nur der Werth diefes Aftes, nicht des ganzen Baus 
mes, bei Abmefjung der Strafe zum Grunde gelegt werben, 
(Groſſ Anmerf. z. Criminalgefegbuche, II. Abthl. ©. 65.) 


5) Die Entwendung eines dürren Baumes ift nah $. 1 zu 
beftrafen, und erft nach der Anfichnahme (welche vorhanden, 
wenn der Baum abgefägt oder gefällt ift) vollendet. Da: 
gegen fällt dad Anhauen oder Anfägen (die Befhädigung) - 
eined grünen Baumes, gefeßt auch, daß dad Fortwachſen 
beffelben nur geftört, nicht aber ganz verhindert wird, was 
mit dem Ausdrude: „zurüdgehalten” bezeichnet werben 
fol, unter &. 3. (&and.= Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 989 fg. 
— Mitth. ©. 6286 fg.) 
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$. 4. Wenn diejenigen, weldye dad Recht oder die Er: 
laubniß haben, dürres, in den Waldungen liegendes Hol; 
nebft ſolchen dürren Aeften, welcye ohne Schaden der Stämme 
abgebrochen werden Eönnen (Lefeholz), zu erholen, zu diefem 
Zweck Bäume befteigen, oder eiferne Werkzeuge anwenden, 
oder die ihnen hierbei fonft in Hinſicht auf Zeit, Ort oder 
Maas der Erholung auferlegte Befchränkung überfchreiten, 
fo werden fie mit Einem bis Vier Tagen Gefängniß oder 
Handarbeit beftraft, wofür nad) $. 32 auch Geldftrafe ein: 
treten kann. 


1) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 520. fg. — I. Abthl. 2. Bd. 
©. IR. — Mitth. ©. 6287. — Land.Act. III. Abthl. 
3. Bd. ©. 692 fo. 851. — Mitth. ©. 6015 fg., 6438. 

2) Der Entwurf enthielt die Worte im Anhange: „dad Recht 
oder” nicht, und die Strafe war im Marimum auf Zwei 
Tage Gefängniß feftgefeßt. 

3) Obige Paragraphe kommt nur dann zur Anwendung, 
wenn die darin erwähnten Handlungen nicht ſchon in wirf- 
lihe Entwendungen übergegangen find, in welchem Falle 
die Beſtimmungen der $$. 1 und 2 Plag ergreifen. (Land.: 
Act. Beil. z. II. Abthl. 3. Samml. ©. 87H) 

4) Da bei den in $. A namhaft gemachten Fällen der Confis— 
cation ber zu obigem Zwede gebrauchten Werkzeuge nicht 
Erwähnung gefchehen, und in $.2 diefelbe nur in Anfehung 
eigentlicher Forftentwendungen und einiger Forftpolizeiver: 
gehen auögefprochen ift, auch die in $. 18 enthaltene Be: 
flimmung auf obigen Fal fih nicht erftredt, fo kann hier 
die Confiscation der Werkzeuge nicht flattfinden. 


$.5. Treffen Forftverbrechen, bei welchen dad Maas 
der Strafe nad) dem Geldbetrage des Entwendeten fid) rich— 
tet, mit andern, im Art. 50 des Griminalgefegbuchd erwähn: 
ten Verbrechen zufammen, welche in Hinficht auf die Abmef- 
fung der Strafe nad) dem Betrage nach gleichen Grundfägen 
zu beurtheilen find, fo ift die Vorſchrift diefes Artikelö, in 
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andern Fällen aber die Beflimmung bed Art. 49 in Anwen: 
dung zu bringen. 
1) Land.»Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 521. — II. Abthl. 2. Bd. 
S. 9%. — Mitth. ©. 6287. — Land.» Act. ILL Abthl. 
3. Bd. ©. 69%, 851. — Mitth. ©. 6016, 6438. 


2) Entwurf. Für die Worte: „das Maas” (der Strafe) 
ftanden die Worte: „die Größe”, und die Worte: „welche 
— zu beurtheilen find”, fehlten ganz. _ 

3) Es laffen daher nur einfache Forftverbrechen mit einfachen 
andern Eigenthumsverbrechen eine Zuſammenrechnung zu. 
(Land.-Act. J. Abthl. 3. Bd. ©.521. — Beil. z. H. Abthl. 
3. Samml. ©. 871.) 

$. 6. Die Dauer der Gefaͤngnißſtrafe wegen der $. 1 
erwähnten Forſtentwendungen wird verlängert: 
1. um die Hälfte, 

a) wenn der Dieb bei der Entwendung fich einer Säge be: 

dient hat; 

b) wenn die Entwendung an einem Sonntage, Feſttage 

oder Bußtage begangen worden ift; 

c)-wenn ſich Drei oder mehrere Perfonen zu gemeinfchaft- 

licher Begehung eines Holzdiebftahld verabredet haben, 
und folchen ausführen; 
2. bis auf das Doppelte, 

a) wenn bereitö gefaͤllte Hölzer entwendet worden find; 

b) wenn der Diebftahl vor Aufgang ober nad) Untergang 

der Sonne verübt worden ift; 

c) wenn der Dieb zur Fortfchaffung des Geftohlenen ſich 

eines Spannfuhrwerks bedient hat; 
3. nach richterlichem Ermeſſen von der Haͤlfte bis 
zu dem Vierfachen, 

a) wenn der Dieb die fraglichen Gegenſtaͤnde zum Ver— 

kauf geſtohlen hat; 
h) wenn er, dafern er von dem Eigenthuͤmer oder den 
zum Forftfchug verpflichteten oder beauftragten Per- 
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fonen auf der That betroffen wird, auf deren Geheiß 
nicht ftehen geblieben ift, oder fich einen falfchen Namen 
gegeben, oder fonft ſich unkenntlich zu machen gefucht 
hat; 

e) wenn der Diebftahl an Frucht= oder Zierbäumen aus 
Alleen, Gärten oder Baumfchulen begangen worden ift. 


Zreffen jedoch mehrere dieſer erfchwerenden Umflände bei 
Ginem Diebftahle zufammen, fo wird nur Einer Terfelben, 
und zwar derjenige berücfichtigt, welcher die hoͤchſte Im 
fung nad) ſich zieht. 

Grreihen in folchen Fällen die verwirkten Gefängniß- 
ftirafen die Dauer von wenigftend Vier Monaten, fo find 
diefelben unter Verkürzung auf die Hälfte der Dauer in Ar— 
beitöhausftrafe zu verwandeln. ine zwifchen Drei und Vier 
Monaten betragende Gefängnißftrafe ift im Gerichtögefäng- 
niffe zu verbüßen. 


1) Land.-Act. I, Abthl. 3. Bd. S.521. — II. Abthl. 2. Bd. 
S. 991 fg. — Mitth. S. 6287 fg. — III. Abthl. 3. Bd. 
©. 693, 851. — Mitth. ©. 6016, 6438. 


2) Entwurf. Den Sat unter 1. c), 3. c), fo wie den Schluß— 
faß: „Eine — verbüßen’ enthielt der Entwurf nicht, und 
der Sat unter 3. a) war bergeftalt gefaßt: „wenn der Dieb 
mit dem Geftohlenen Handel getrieben.” 


3) Zu 1. c) — Der Umftand allein, daß mehrere Perfonen 
gleichzeitig an einem Orte eine Holzentwendung verübt ha= 
ben, begründet die Anwendung der Vorfchrift in $. 6 unter 
1. ce) noch nicht, dafern nicht erwiefen ift, daß die mehreren 
Perfonen nach vorgängiger Verabredung in den Wald 
ſich begeben haben, um Holz zu ftehlen. Eben fo wenig 
kann die dafelbft erwähnte höhere Strafe ftattfinden, wenn 
zwar eine Verabredung vorausgegangen, allein die Diebe 
an verfchiedenen, von einander entfernten Orten die Ent: 
wendung verübt haben, mithin der Grund der Strafer: 
böhung, die gegenfeitige Unterftügung der Forftfrevler gegen 
‚das Einfchreiten des Eigenthümers-oder Auffehers des Wal- 
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des, nicht vorhanden ift. Darauf aber, ob bei dem Steh: 
len des Holzes Alle gemeinfchaftlich gehandelt haben, oder 
nur Jeder für ſich allein eine Quantität Holz geftohlen hat, 
fommt zwar bei Beftimmung des Betragd, der einem Jeden 
anzurechnen ift, etwas an (vergl. $. 14. Anmerf. 3.), nicht 
aber rüdfichilich der Anwentung der Beflimmung unter 1. c. 

4) Zu 3. a. — Daß der Dieb mit dem geftohlnen Holze förm= 
lichen Handel getrieben, ift nicht nothwendig. (Vergl. An= 
merf. 2. a. €.) 

Die erwähnte Schärfung kann nur bei einer auf ben 
Diebftahl folgenden Handlung des Werbrecherd eintreten, 
aus welcher die Abficht des Werfaufs hervorgeht. (Groff 
Anmerk. z. Griminalgefesbuche, II. Abthl. ©. 69.) 


8.7. Wenn der Dieb, dafern er auf der That betrof- 
fen wird, der Pfändung oder Abnahme des Geftohlenen oder 
Verhaftung mit Gewalt oder lebenögefährlichen Drohungen 
fich widerfegt, oder bei Begehung der That Waffen oder ge= 
fahrliche zum Fällen des Holzes nicht erforderliche Werkzeuge 
bei ſich geführt, oder von dergleichen Waffen oder aud) von 
den zum Fällen des Holzes mitgebrachten Werkzeugen gegen 
diejenigen, welche ihn anhalten wollen, wirklich Gebrauch ge- 
macht hat; fo find die Vorfchriften Art. 233, 234 des Cri- 
minalgefegbuchs in Anwendung zu bringen, 

Haben fich aber Drei oder mehrere Perfonen zu gemein- 
ſchaftlicher Veruͤbung eines Forftdiebftahls vereinigt, und fo= 
dann der Pfändung oder Verhaftung oder Abnahme des Ge- 
ftohlenen mit Gewalt oder Drohungen widerſetzt; fo ift gegen 
jede derfelben mindeftens auf einjährige, gegen die Anführer 
und XAnftifter mindeftens auf zweijährige Zuchthausſtrafe 
zweiten Grades zu erkennen. 


1) Land.-Act. J. Abthl. 3. Bd. ©.521 fg. — II. Abthl. 2. Bd. 
©. 992. — Mitth. ©. 6289. — Land.⸗Act. III. Abthl. 
3. Bd. S. 693, 851. — Mitth. S. 6016 fg., 6438. 


2) Eutwurf. 8. 7. Die Worte: „oder Abnahme des Geftoh: 
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lenen,“ und „oder auch von den zum Fällen des Holzes 
mitgebrachten Werkzeugen” enthielt der Entwurf nicht. 
Entwurf. 8.13. Wenn fih Drei ıc. — oder Berhaf: 
tung mit Gewalt oder Drohungen widerfeßt haben, fo ift, 
dafern der Werth des Entwendeten oder die Gewaltthätigfeit 
an fich nicht eine härtere Strafe nach ſich zieht, auf einjäh- 
rige, gegen den Anführer und Anflifter auf zweijährige ıc. 
3) Die Deputation der II. Kammer beabjichtigte, hinter den 
Worten: „auf der That” annody einzufchalten: „oder 
bei Fortfchaffung des Entwendeten“, begnügte ſich 
aber damit, daß die Erklärung der Regierungscommiſſarien: 
Lesteres fey unter dem Erfteren mit verftanden und durch 
die Praris bereit3 anerfannt, in dem Berichte niedergelegt 
werde. (Land.-Act. Beil. z. III. Abthl. A. Samml. ©. 247.) 


$. 8, Wenn Jemand wegen eines der in $. 1 benann= 
ten Forftverbrechen bereits in Gefängniß= oder Handarbeits- 
ftrafe verurtheilt worden ift, diefe Strafe wenigftens theil- 
weife verbüßt hat, und innerhalb Jahresfriſt, von beendigter 
Verbüßung an gerechnet, anderweit eins der gedachten mit 
Gefängniß bedrohten Forftverbrecdyen verübt; fo wird Die 
Dauer der verwirkten Gefängnißflrafen im erften Falle um 
die Hälfte, in fpätern Wiederholungsfällen aber nad) dem 
Ermeffen des Richters, jedoch nicht über das Dreifache ver: 
längert. Auch in diefem Falle find die, wenigftens die Dauer 
von Vier Monaten erreichenden Gefängnißftrafen nad) Vor— 
fchrift des Artikels 54 des Criminalgeſetzbuchs in Arbeits: 
hausftrafen zu verwandeln. 

1) Land.=Xct. I. Abthl. 3.Bd. ©.522.— II. Abthl. 2. BD. 
©. 992, 1055 fg. — Mirth. S. 6289 fg., 6432 fg. — Land. 
Act. III. Abthl. 3. Bd. S.693,851.— Mitth. ©. 6017, 
6438. 


2) Der Entwurf enthielt hinter: „‚theilweife” noch die Worte: 


„oder durch erfolgte Begnadigung eine geringere Strafe,” 
und anftatt der im Anfange zu lefenden Worte: „Gefängniß: 
oder Hanbdarbeitöftrafe” bloß das Wort: „Strafe“, fo wie 
die Worte: „mit Gefängniß bedrohten” gar nicht. 
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3) Forftdiebftähle verjähren in derfelben Zeit, ald andre Dieb- 
ftähle und find daher ganz nach den in dem Griminalgefeg- 
buche in Betreff der Verjährung aufgeftellten allgemeinen 
Borfchriften zu beurtheilen. Nur wegen der Rüdfallsftrafe 
findet eine Ausnahme ſtatt, dergeftalt daß folche- nicht 
eintritt, wenn das frühere Verbrechen bereit vor. einem 
Sahre verübt worden. (Mitth. ©. 6433.) Dieſe Aus— 
nahme hat ihren Grund darin, daß bei der Maffe der Forft- 
deuben die Ermittelung der in früherer Zeit begangenen 
ähnlichen Verbrechen kaum möglih. (Kand.-⸗Act. U. Kaas 
2.380. ©. 992.) 


$. 9. Treten bei einem wiederholten Diebftahle er— 
fhwerende Umftände ein, fo-find bei Beflimmung der Strafe, 
außer der Strafe der Wiederholung, auch die erfchwerenden 
Umftände, in Gemäßheit der Vorfchriften $. 6 zu berücfich- 
tigen; es ift jedoch die dafelbft vorgefchriebene Verlängerung 
der Strafe nur nach dem $. 1 angegebenen Strafmaafe für 
den einfachen Diebftahl, nicht aber nach der durch die Wieder- 
holung bedingten Höhe der Strafe feftzuftellen. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 992. — Mitth. ©. 6290. — 
Land.-Act. IM. Abthl. 3. Bd. S. 693. — Mitth. ©. 6017. 

2) Entwurf. Gleichlautend. 

3) Wenn daher 3. B. der Werth des Holzes Einen Thaler be— 
trägt, das Holz zum Verkaufe geflohlen worden ift, und 
der erfte Ruͤckfall vorliegt, fo.ift die Strafe folgendermaßen 
feftzuftellen: Nach 8. 1 treten 14 Tage Gefängniß ein, wel: 
ches nach $. 6 unter 3 c. von der Hälfte bis zum Vierfa— 
chen, alfo hier bis zu 8 Wochen Gefängniß erhöht werden 
kann (wobei zu berüdfichtigen, ob mehrere der $. 6 erwähn- 
ten erfchwerenden Umftände vorhanden). Dazu kommt die 
Strafe des Rüdfalls, welche nach dem in $. 1 feflgefegten 
Strafmaafe zu bemeffen ift, und nach $. 8 die Hälfte diefer 
Strafe, mithin in vorliegendem Falle Eine Woche Gefäng- 
niß beträgt. 


$.10. Bei den $. 2 und 4 erwähnten Forfiverbre- 
chen ift, wenn einer der $. 6 und 8 erwähnten erfchwerenden 
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Umftände hinzutritt, die Strafe nach richterlichem Ermeffen 
zu verlängern. 


1) Land.⸗Act. 1. Abthl. 3. Bd. ©. 522. — II. Abthl. 2. Bd. 
©. 992. — Mitth. ©. 6290. — Land.:Act. III. Abthl. 
3 Bd. ©. 693. — Mitth. ©. 6017. 


2) Entwurf. Gleichlautend. 


$. 11. Wenn mehrere zu verfchiedener Zeit verübte 
Forftdiebftähle zugleich zur Unterfuchung kommen, fo wird 
der Geldwerth des in allen einzelnen Fällen Entwendeten zu: 
fammengerechnet, und hiernach die Strafe beftimmt; es bleibt 
jedoch dem Richter überlaffen, wegen der etwa darunter be— 
findlichen, unter den $. 6 bezeichneten erfchwerenden Umftän- 
den begangenen Entwendungen nad pflichtmäßigem Grad): 
ten eine angemeffene Erhöhung der Strafe eintreten zu laffen. 
1) Land.⸗-Act. II. Abthl. 2. Bd. S.993.— Mitth. S.6290. — 
Land. Act. II. Abthl. 3. Bd. ©. 693. — Mitth. S. 6017. 

2) Entwurf. SGleichlautend. 
3) Es verfteht ſich von felbft, daß die nach $. 7 zu beurthei- 
lenden Forftverbrechen befonders in Anfchlag zu bringen find. 


$. 12. In Fällen, wo nad) allgemeinen Gefeßen Ar- 

beitshaus= ober Zuchthausftrafe ftattfindet, Fann wegen hin- 

zutretender erfchwerender Umftände ($. 6.) auf eine verhältniß- 

mäßige Verlängerung derfelben erkannt werden; auch ift in 

dergleichen Fällen den allgemeinen Vorfchriften des Criminal: 
geſetzbuchs über Beſtrafung des Ruͤckfalls nachzugehen. 

1) Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. S. 993. — Mitth. S.6290. — 

Land.-Act. IH. Abthl. 3. Bd. S. 693. — Mitth. S. 6017. 

2) Der Entwurf enthielt den Schlußfag: „auch — nachzu: 

gehen’ nicht. 
3) Mithin kommen in dergleichen Fällen die in Art. 76 fg. 


des Griminalgefeßbuchs enthaltenen Beflimmungen zur An 
wendung. . | 
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$. 13. Seder, welcher ſich einer Forſtentwendung 
fhuldig macht, hat neben der Verbüßung der feftgefegten 
Strafe dem Beftohlenen den Werth des Entwendeten und den 
fonft durch die That zugezogenen Schaden zu erfeßen. 
1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 522. — II. Abthl. 2. Bo. 


5.993. — Mitth. S. 6290. — Land.:Act. III. Abthl. 
3. Bd, ©. 693. — Mitth. ©. 6018. 


2) Im Entwurfe nicht enthalten. 
3) Diefe Beftimmung gehört lediglich dem Givilrechte an. 


$. 14. Wenn Mehrere eine Forftentwendung gemein- 
fchaftlich verüben, fo ift gegen jeden Theilnehmer die Strafe 
nad) dem Gefammtbetrage des Diebftahld zu erkennen. 
Gleiche Beftrafung hat derjenige zu erwarten, weldyer andre 
Perfonen zu der Verübung der That durch ertheilten Auftrag 
oder auf fonflige Weiſe (Art. 36 des Criminalgeſetzbuchs) 
verleitet hat. Nicht weniger find Alle, welche die Gegen= 
ftände einer begangenen Forftentwendung wiffentlich als folche 
bei fich aufnehmen, verbergen, an fid) bringen, zu deren Ab- 
fa an Andre mitwirken, oder auf irgend eine Weife Nußen 
davon ziehen, mit einer wegen der ſich zu Schulden gebrach- 
ten Begünftigung nad) der Beftimmung Art. 239 des Gri- 
minalgefegbuch& feftzufeßenden Strafe zu belegen; auch find 
dergleichen Parthierer und Hehler, jedoch nur in Beziehung 
auf den von ihnen genommenen Antheil, ebenfo wie andre 
Theilnehmer an einem Forftdiebftahle mit dem Forftdiebe zu= 
gleich, und zwar Einer für Alle und Alle für Einen (in soli- 
dum) zum Erfaß des Schadens verpflichtet. 
1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 322. — II. Abthl. 3. Bo. 
S. 993. — Mitth. S. 6290. — Land.:Act. III. Abthl. 
3. Bd. ©. 693, 852. — Mitth. ©. 6017 fg., 6438. 
2) Entwurf $. 14. Parthierer und Hehler bei einem Forft- 
biebftahle find nach Verhaͤltniß des genommenen Antheils 
mit dem Forftdiebe zugleih, und zwar Einer für Alle und 
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Alle für Einen (in solidum) zum Erſatz des Schadens ver: 
pflichtet. 

3) Bei Berechnung des Werths des Entwendeten in Fällen 
gemeinfchaftliher Berübung von Holzdiebftählen, gelangen 
die Art 33 und 34 des Griminalgefegbudhs zur Anwendung. 
Haben ſich daher mehrere Perfonen zu gemeinfchaftlicher 
Berübung eines Forftdiebftahls vereinigt, und diefen zu ge: 
meinfchaftlibem Vortheile ausgeführt, fo wird jedem 
Theilhaber des Verbrechens der ganze Betrag des Entwen- 
deten anzurechnen feyn; haben fich dagegen nur Mehrere be: 
redet, etwa zu gleicher Zeit in den Wald zu gehen, und hat 
dann Jeder auf eigne Hand geftohlen, fo Fann Jedem 
nur ber Betrag feines Diebftahls angerechnet werden. (Kand.⸗ 
Act. Beil. 3. III. Abthl. 4 Samml. ©. 248.) 


4) Zur Erläuterung der Worte: „jedoch nur in Beziehung auf 
den von ihnen genommenen Antheil” wurde ald Beifpiel 
angeführt: Stiehlt Jemand Zwei Klaftern Holz, und ein 
Andrer verpartbiert oder verbehlt davon eine halbe Klafter, 
fo ift der Parthierer oder Hehler, mit dem Diebe zugleich, 
zum Grfaße einer halben Klafter in solidum — 
(Land.⸗Act. a. a. O. ©. 249.) 


8. 15. Wenn Eheweiber, Kinder in väterlicher Ge: 
walt, Pflegefinder oder Lehrlinge, ohne Wiffen und Willen 
ihrer Ehemänner, Aeltern, Erzieher oder Lehrherren, eine 
Forſtdeube begehen, und das Geftohlene in der Legtern Nugen 
verwendet wird, fo find die legtgedachten Perfonen zu Lei: 
flung des Schadenerfages verbunden. 


1) Land.-Act. I: Abthl.2. Bd. S. 993. — Mitth. S.6290.— 
Land.» ct. III. Abthl. 3. Bd. S. 694. — Mitth. S. 6018. 
2) Entwurf. Gleichlautend. 


$. 16. Dienftherrfchaften und Hauswirthe find in 
Anfehung der ohne ihr Wiffen und Geheiß von ihren Dienft- 
boten und Hausgenoſſen verübten Forftdeuben, infofern das 
Geftohlene in ihren Nutzen verwendet worden, nur dann zu 
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dem Schabenerfage verpflichtet, wenn diefer von den: Dieben 
felbft nicht zu erlangen ift. 
1) Land.-Act. Il. Abthl. 2.80. ©.993. — Mitth. S.6290. — 
Land.=-Act. III. Abthl. 3. Bd. ©. 694 — Mitth. S. 6018. 
2) Entwurf. Gleichlautend. 
3) Erfolgt dagegen die Verwendung des Geftohlenen mit Wifs 
fen der Dienftherrfchaften oder der Hauswirthe, fo find diefe 
Parthierer, mithin nad) 8.14 zum Schadenerfage verbunden. 


II. Forſtpolizeivergehen. 


§. 17. 1) Wer mit einem zum. Fällen, — Geld. 
Roden oder Beſchaͤdigen des Holzes dienenden Dandarı 
Werkzeuge in einem fremden Walde außerhalb _ ia] 9m 
eines geftatteten Wegs ſich betreffen läßt, ohne | 

einen erlaubten Zweck ur wird be⸗ 





ftraft mit.» . -|1 | 
| 2) Wer in gleicher Maafe * einer x Sige | 
betroffen wird, mit . . .» 2 


3) Wer aus fremder Baldung” erholte 
Streu, zu deren Entnehmung er nur für feinen 
Wirthſchaftsbedarf berechtigt ift, an Andre ver: | 
Eauft, oder feine Anmweifung zur Streuerholung | 





an Andre. abtritt, mit . . Er — 20 
bis 2 112 

A) Wer fich bei dem Streurechen eiferner 
Werkzeuge bedient, mit . . .-. .» — 20 


5) Wer unbefugfer Weile mit Pferden oder 
Rindvieh in fremder Waldung hütet, wird für 
jedes eingehütete Stuͤck beftraft 





a) zur Nachtzeit, mit —'10 
b) am Zage 
a) in Schonungen mit . . . . . — 10 
6) außerhalb verfelben mit . : . . 15 
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6) Wer in gleicher Maafe mit Schweinen 

oder Schafen hütet, für jedes Stüd 
a) zur Nachtzeit mit » - 2 2 2 0. 
b) am Zage 

a) in Schonungen mit. » 2 2. 

ß) außerhalb derfelben mit . . » 

7) Ber unbebefugter Weife Gänfe — 
tet, nach Maasgabe der Groͤße der Heerde, mit 

bis 

8) Wer mit Ziegen in einer fremden Wal⸗ 
dung huͤtet, für jedes Stüd mit ,. . » 

9) Der Hutungsberechtigte, welcher * 
gleich mit ſeiner eignen Heerde fremdes Vieh 
eintreibt, wird fuͤr jedes Stuͤck nach den unter 
5, 6, 7 enthaltenen Beſtimmungen beſtraft. 

10) Ieder Hirt, der eines Hutungsver— 


Tage: 
Gefang⸗ Gelb, 
niß oder 





Dand 


11 
arbeit SR. | * 


gehens ſich ſchuldig oder theilhaftig macht, mit|I—5| * 


11) Wer ohne Erlaubniß der Forſtverwal⸗ 
tung im Walde oder in Gefahr bringender Nähe 
deffelben ein Feuer anmacht, oder ein mit Erlaubniß 
angemachtes unauögelöfcht verläßt, wird beftraft 

a) in den Monaten November bis mit dem 

Mit; Wie x 

b) in den übrigen Monaten mit . » + «+ 

Iſt durch eine folche Unvorfichtigkeit ein 
wirklicher Schade gefchehen, fo tritt die Beftim- 
mung Art. 182 des Criminalgeſetzbuchs ein. 

12) Wer in fremder Waldung auf nicht 
erlaubten Wegen oder durch Gulturen oder Durch 
Schonungen, mit Wagen fährt, Gulturvermas 
Hungen, Hege= oder Entwäfferungsgräben ein= 
reißt oder befchädigt, oder KHegezeichen irgend 
einer Art, Abtheilungsnummern, Diftrictöfteine 
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| Zage: | 
| ae] Se 
und dergleichen umwirft oder wegnimmt, ober, an. er | 
andre Ungebührniffe ähnlicher Art begeht, nach — — 
Maasgabe des Schadens mit Is 
bis 20 
Geſchieht dieſes in boͤſer Abſicht, ſo treten | 
die Strafen des Griminalgefegbuhs Art. 288 
ein. 
13) Wer an ftehendem oder gefälltem Holze 
das Waldzeichen, Nummern oder fonftige Bez| 
zeichnungen aushaut, wegnimmt, oder auf irz| 
gend eine Weiſe unfenntlid mat, mit. . - zu 
bis — 20 
14) Wer aufgefeßte Klaftern, Haufen 
oder Schode abſichtlich einreißt oder umwirft, 
ME. zur. Se a a a —ı 5 
bis — 20 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S.522 fg.— II. Abthl. 2. Bd. 
S. 999 fg. — Mitth. S. 6308. — Land.⸗Act. III. Abthl. 
3.Bd. S. 694 fg. — Mitth. S. 6018 fg. 

2) Entwurf. Die Saͤtze unter 5 a. und 6 a., fo wie der 
Schlußſatz unter 12: „Geſchieht — ein” fehlten, und der 
Schlußfag unter 11 war fo gefaßt: „Iſt — geſchehen, tritt 
nach Verhältnig der Größe deffelben Gefängnißftrafe bis zu 
8 Wochen oder verhältnigmäßige Geldftrafe ein. Feuerans 
legen im Walde in böslicher Abficht wird ald gemeines Ver— 
brechen beftraft.” 

Unter 5. a. c. hieß ed: „5. a. in eingehegten Diftricten. ” 

3) Unter dem Ausdrude „Schonungen” (5. a. «. und 6. 
a. «.) find ſowohl wirklich eingehegte, ald auch folhe Dis 
ftricte zu verftehen, welche ohne befondere Vermachung mit 
Hegewifchen und andern Hegezeichen verfehen find. (Land.: 
Act. II. Abthl. 3. Bd. ©. 694. — Mitth. ©. 6019.) 


$. 18. Andre mit einer Entwendung nicht verbundene 
Vergehungen wider allgemeine oder Örtliche Verbote, welche 
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den Forſtſchutz, die Ordnung des Forſthaushaltes oder die 
Beförderung der Forftcultur zum Zweck haben, werden nach 
dem Ermeffen des Richters mit thunlichfter Beachtung der 
in $. 17 beftimmten Strafverhältniffe mit Gefängniß, Hand- 
arbeit oder Geldbuße, eintretenden Falls zugleich unter Gon= 
fiscation der abgenommenen Werkzeuge geahndet. 

4) Land.-Act. II. Abthl. 2. Bd. S. 1000. — Mitth. ©. 
6309. — Land.⸗Act. II. Abthl. 3.Bd. ©. 695. — Mitth. 
©. 6021. Rue 

2) Sm Entwurfe ftanden die Worte: „eintretenden Falls zu: 
glei unter Gonfiscation der abgenommenen Werkzeuge” 
nicht. 

3) Der Umftand, daß in einem foldhen Verbote eine Strafe 
nicht ausdrüdlich angedroht ift, fteht der Auferlegung einer 
Strafe nach $. 18 nicht entgegen. (Groff Anmerf. 5. Cri« 
minalgefeßbuche, II. Abthl. ©. 77.) . 

$. 19. Rüdfichtlich der im $. 17 und 18 erwähnten 
Forftpolizeivergehen Fann bei dem Hinzutritte der $. 6 unter 
4b, 2b oder 3b angegebenen erfchwerenden Umftände oder 
in Wiederholungsfällen, dafern nicht nach Verbuͤßung der 
Strafe wegen des fruͤhern Vergehens bereitö ein Jahr ver- 
floffen ift, nad) den vorwaltenden Umjtänden die Strafe an= 
gemeffen erhöht, auch flatt der vorgefchriebenen Geldftrafe 
auf Gefängnißftrafe erkannt werden, und ift letztern Fals- 
eine Geldbuße von Fünf Grofchen Einem Tage Gefängniß 
gleich zu achten. 

1) Land.=Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 523. * II. Abthl. 2. Bd. 
S. 1000. — Mitth. S. 6309. — Land.-Act. III. Abthl. 
3. Bd. S. 695. — Mitth. ©. 6021. 

2) Im Entwurfe waren die Worte: „dafern — verfloſſen 
iſt“ — und der Schluß: „und ift zu achten” nicht enthalten. 


8. 20. Dafern die nach $. 17 bis mit 19 verwirkten 

Geldftrafen wegen Unvermögens des Forſtfrevlers nicht ein: 

zubtingen find, fo find fie in Gefängniß oder Handarbeit zu 
| 34* 
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verwandeln, und ift auch dießfalld Ein Tag Gefängniß oder 
Handarbeit einer Geldbuße von Fünf Grofchen gleich zu 
achten. 

1) Land. - Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 523. — II. Abthl. 2. Bd. 


©. 1000. — Mitth. ©. 6309. — Land.-Act. III. Abthl. 
3.Bd. ©.695. — Mitth. ©. 6021. 


2) Im Entwurfe nicht enthalten. 


$. 21. Hat derjenige,. welcher bei Veruͤbung eines 
Forftpolizeivergehens auf der That betroffen wird, der Pfän- 
dung oder Verhaftung mit Gewalt oder lebenögefährlichen 
Drohungen fich widerfegt, oder bei Begehung der That Waf- 
fen oder gefährliche, zu dem beabfichtigten Gefchäft nicht er— 
forderliche Werkzeuge bei fi) geführt, oder von dergleichen 
Waffen, oder auch andern mitgebrachten gefährlichen Werk: 
zeugen gegen diejenigen, welche ihn anhalten wollen, wirklich 
Gebrauch gemacht, fo find die Vorfchriften Art. 233, 254 
des Criminalgeſetzbuchs in Anwendung zu bringen. 
4) Land.-Act. I.Abthl. 3. Bd. ©. 523. — I. Abthl. 2. Bo. 
©. 1000. — Mitth. ©. 6309. — Zand.=Act. III, Abthl. 
3. Bd. ©. 695. — Mitth. ©. 6021. 
2) Entwurf $. 20. In felbigem waren die Worte: „oder 


auch andern mitgebrachten gefährlichen Werkzeugen” nicht 
enthalten. 


$. 22. Zufammentottungen zu gewaltthätiger Veruͤbung 
von Forftpolizeivergehen find mit vier= bis achtwöchentlicher 
Gefängnißftrafe zu ahnden; bei wirklich ausgeübten Gewalt— 
thätigfeiten aber treten die Beftimmungen des Griminalge- 
ſetzbuchs Art, 118 ein, wonach die Strafe, nad) den dort 
ausgedrücten verfchiedenen Abftufungen bis auf * Jahre 
Zuchthaus zweiten Grades ſteigen kann. 
1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 524. II. Abthl. 2. Bd. 


©. 1000. — Mitth. ©. 6309. — Land.Act. II. Abthl. 
3. Bd. ©. 695. — Mitth. S. 6021. 
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2) Entwurf. $. 21. Zufammenrottungen — Gefängnißftrafe, 
bei wirklich ausgeübten Gewaltthätigkeiten gegen Perfonen 
aber, infofern diefe nicht an fich eine höhere Strafe nad) 
fi ziehen, mit Arbeitöhausftrafe bis zu Zwei Jahren zu 
ahnden. 


8. 23. Jeder, welcher fich eines Forftpolizeivergehens 
fhuldig macht, hat neben der Verbuͤßung der Strafe auch 
den verurfachten Schaden dem Eigenthümer zu erfeßen; auch 
ift derjenige, welcher einen Andern zu der Verübung eines 
Forftpolizeivergehend beauftragt, oder verleitet hat (Art. 36 
dad Griminalgefegbuchs), neben der verwirften Strafe mit 
dem Thaͤter zugleich folidarifch zum Schadenerfage ver- 
pflichtet. 

x 4) Land.⸗Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 5%. — II. Abthl. 2. Bd. 
©. 1000. — Mitth. S. 6309. — Land. Act. IH. Abthl. 

3. Bd. ©. 695. — Mitth. ©. 6021. 

2) Entwurf. 8. 22. Derjenige, welcher einen Andern zu der 
Veruͤbung eined Forftpolizeivergehend beauftragt hat, ift 
mit dem Zhäter folidarifch zum Schadenerfage verpflichtet. 

3) Da nach allgemeinen Grundfägen derjenige, welcher einen 
Andern zu einer ftrafbaren Handlung beauftragt, Mitur: 
heber der letzteren, und als folcher dem Thäter gleichzuftellen 
ift, fo betrachtete man die im $. 22 des Entwurfs enthaltene 
Beftimmung um fo mehr für unnöthig, als für den eigent: 
lichen Holzdiebftahl eine gleiche Beftimmung nicht getroffen 
worden, ſchlug jedoch, mit Rüdficht auf $. 13, die in das 
Geſetz aufgenommene Paragraphe vor. (Land.:Act. Beil, 
z. III. Abthl. 4. Samml. ©. 251.) 


Il. Verfahren bei Unterfuchungen wegen Forftentwenduns 
gen und Forftpolizeivergehen. 


$. 24. Die Unterfuchung der in diefem Gefeß verpön- 
ten Vergehungen ift ohne Unterſchied hinſichtlich der Größe 
der Strafe vor dem. Gerichtöftande des begangenen Verbre- 
chend zu führen. 
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1) Land. Act. II. Abthl. 2. Bd. S. 1001. — Mitth. ©. 
6310. — Land.-Act. III Abthl. 3.Bd. ©. 699. — Mitth. 
©. 6023. i 

2) Entwurf, Gleichlautend. 

3) In einem Falle, wo ein Untergericht auf Veranlaffung der 
Auffindung anfcheinend geftohlnen Holzes bei der Ausfuchung 
in der Wohnung eines Gerichtsuntergebenen an das Juſtiz— 
minifterium die Anfrage geftellt hatte, ob eine Ladung in 
Gemaͤßheit des $. 28 zu erlaffen, oder erft dad forum de- 
lieti commissi zu erörtern, und was erftern Falls mit dem 
erlegten Taxwerthe des Schadens vorzunehmen, legtern Falls 
aber ob bei fortdauernder Ungewißheit des fori delicti der 
Richter des Wohnorts zu entfcheiden, oder die Sache einft: 
weilen unentfchieden zu laffen habe, — hat das Juſtizmi— 
nifterium (nach dem Zeugniffe von Groff, Anmerf. 5. Gri- 
minalgefeßbuche, II. Abthl. ©. 79) dem betreffenden Ap= 
pellationsgericht die Befcheidung des Gerichts überlaffen, da— 
bei aber bemerkt, e3 fey in dem $. 28 des Geſetzes der 
Fall vorausgefeßt,. daß dad in Frage fommende Forft- 
verbrechen bei dem Gerichtöftande der begangenen That 
zur Entdeckung und Anzeige gelange, ed verftehe fich 
mithin von felbft, daß, wenn bei einer Ausfuhung ans 
fcheinend geftohlned Holz aufgefunden worden, ohne daß 
fofort babe ermittelt werben koͤnnen, ob es wirklich 

“und an weldhem Orte es geflohlen, nit eine Vorla— 
dung, wie fie $. 28 vorfchreibt, zu erlaffen fey, fondern der 
Kichter des Wohnorts durch Vernehmung des Angefchuldig- 
ten und fonft die vorläufigen Erörterungen anzuſtellen, und 
bei erfolgter Ermittelung des Orts des begangenen Verbre— 
chend dem dortigen Richter die Unterfuhung zu überlaffen, 
außerdem aber folche felbft fortzuftellen, und zur Entſchei— 
dung zu bringen habe. 


$, 25. Bei der Concurrenz mehrerer unter verfchiede- 

ner Gerichtsbarkeit verübten Forftverbrechen oder bei dem 

Bufammentreffen berfelben mit andern Verbrechen treten die 
allgemeinen geſetzlichen Vorfchriften ein. 

1) Land.-Act. IL. Abthl. 2. Bd. ©. 1001. — Mitth. ©. 
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6310. — Land.-Act. III Abthl. 3.3. S.699. — Mitth. 
©. 6023. 
2) Entwurf, Gleichlautend. 


$. 26. Alle Forftverbrechen find hinſichtlich des Unter: 
fuchungsverfahrens in drei Klaffen zu theilen. 
Es gehören | 

a) zu der erften Klaffe alle Vergehen, welche mit Feiner 
höhern Strafe als dreimöchentlihem Gefängniffe oder 
Handarbeit von gleicher Dauer oder gleichftehender 
Geldbuße geahndet werden; 

b) zu der zweiten Klaffe alle Vergehen, welche mit höhe: 
ver, ald der vorbemerkten Gefängniß=, Handarbeits- 
oder Geldftrafe zu belegen find; 

ce) zu der dritten Klaffe alle Vergehen, welche Arbeits: 
haus- oder Zuchthausftrafe nach fich ziehen. 


1) Land. Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 524. — II. Abthl. 2. Bd. 
S. 1001. — Mitth. S. 6310. — Land.: Act. III. Abthl. 
3. Bd. ©. 699, 852. — Mitth. ©. 6023, 6438. 


2) Im Entwurfe fianden in dem Sage unter a hinter dem 
Worte „weldhe” die Worte: „in thesi“. Diefe Worte 
find als müßig in Wegfall gefommen. (Land. Act. Beil. 
z. IH. Abthl. 3. Samml. ©. 874.) 


3) So wenig der Grundfaß, daß bei Diebftählen nicht auf 
Geldftrafe zu erkennen, im Allgemeinen zu beftreiten, fo ift 
doch zu erwägen, daß die geringern Forftdeuben am häufig: 
fien durch wirkliche Noth und augenblidliche® Beduͤrfniß 
veranlaßt werben, und daß die Vollziehung einer Gefäng- 
niß= oder Handarbeitöftrafe an Perfonen, welche nur. von 
dem täglichen Erwerbe ihrer Hände fih und ihre Familie 
zu unterhalten haben, dergleichen Individuen in den größten 
Nothftand verfegen muß, was oft die fchleunige Erecution 
verhindert. Aus diefem Grunde ift auch der Geldbetrag in 
einem geringern Maasftabe angenommen worden. (Mo: 
tiven. Land.⸗Act. I. Abthl. 2, Bd. ©. 703.) 
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8. 27: Zu der Auömittelung des Werths des Entwen- 
beten oder des durch ein Forftverbrechen verurfachten Scha- 
dens ift das Geftändniß des Thaͤters rücfichtlich des Werths 
oder die auf eigner Wahrnehmung beruhende Angabe eines 
verpflichteten Forftbedienten oder die an Eidesftatt abgelegte 
Verficherung des Eigenthümers oder deffen, dem die Beauf— 
fihtigung des Forfts übertragen war, hinreichend. 

1) Land. Act, II. Abthl. 2. Bd. S. 1001. — Mitth. ©.6310. 

— Land. Act. III. Abthl. 3. Bd. S. 699. — Mitth. 

©. 6023. 

2) Entwurf, Gleichlautend. 
3) Auch bei großen Forftdiebftählen bedarf es Feiner befon- 
dern Abfchägung, wenn der Dieb den Holzwerth zugefteht. 

(Weiske Handbuch) des Griminalproceffes. 8.389. ©. 288.) 


8. 28. Bei den Forftrügen erfter Klaffe erfolgt die 
Vorladung des Forftfrevlers, infofern derfelbe nicht über der 
That betroffen, und fofort vor, Gericht geftellt worden ift, 
ſchriftlich, jedoch flempelftei, nad) dem beigelegten Schema 
unter A unter der Verwarnung, Daß derfeibe im Fall des Au— 
fenbleibens der Rüge für geftändig und überführt geachtet 
werden fol, und unter Angabe der Tare des Entwendeten 
oder des verurfachten Schadens, des Betrags der Geldftrafe 
und der Unfoften, und ift dem Angefchuldigten wenigftens 
Acht Zage vor dem Termine in gefeglicher Maafe zu behän- 
digen; erfcheint der Angefchuldigte, und gefteht das Vergehen 
ein, oder bleibt er ohne hinreichende Entfchuldigung außen, 
fo ift derfelbe durch einen fofort abzufaffenden Befcheid in die 
gefegliche Strafe zu verurtheilen, auch die Strafe ohne vor- 
gängige Anberaumung eines befondern Publicationstermins 
ungefaumt zu vollſtrecken, infofern der Außengebliebene nicht 
geſetzliche Entfehuldigungsurfachen feines Außenbleibens hin- 
veichend befcheinigt. Im Fall der Angefchuldigte bei der 
Bernehmung leugnet, tritt das gewöhnliche Verfahren ein, 
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es findet jedoch fchrifiliche Vertheidigung nicht ftatt, und die 
Befcheide find ſtets von dem Richter felbft abzufaffen. 


1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 525. — II. Abthl. 2. Bd. 
©. 1001 fg., 1056 — Mitth. S. 6310 fg., 6434. — Land.⸗ 
Act. III. Abthl. 3. Bd. S. 699, 852. — Mitth. S. 6023 fg., 
6438. 


2) Im Entiwurfe waren die Worte im Anfange des $.: „ins 
fofern — geftellt worden ift“ nicht enthalten. 


3) Man hat das Verfahren bei Forftrügen erfter Klaffe da: 
durch fehr vereinfacht, daß bei der erften Vorladung dem 
Angefhuldigten das beigemeffene Vergehen bezeichnet, ihm 
der Betrag der Gelöftrafe, fo wie des zu erfeßenden Wer: 
thes und der Unfoften fofort befannt gemacht, und ihm vers 
ftattet wird, durch fofortige Erlegung dieſes Betrags von 
der perfönlichen Geftelung und Vernehmung fich zu be: 
freien, und die Unterfuchung zu beendigen, ohne daß bie 
Koften noch weiter anfleigen. (Motiven. Land.= Act. _ 
1. Abthl. 2. Bd. ©. 704.) 


4) Das Yuftizminifterium hat (nach dem Zeugniffe von Groff 
Anmerf, 3. Criminalgefegbuche, II. Abthl. ©. 82) mehrere 
Borftämter dahin befchieden, daß die Beſtimmung des vor= 
liegenden Gefeßed wegen Aufhebung der bisherigen Vor: 
fchriften über die Unterſuchung der Forftverbrechen auf die 
abminiftrative, lediglich die Forftämter angehende Verfü: 
gung in Betreff der Abhaltung der. bisherigen Forftrügen: 
gerichte nicht zu beziehen fey, auch daß die rücfichtlich der 
Unterfuchung bei den Forftrügen erfter Klaffe flattgefundene 
tabellarifche Form unbedenklich beibehalten werden koͤnne, 
dafern nur die Beobachtung der $. 28 des Geſetzes gegebe: 
nen Borfchriften unzweifelhaft daraus zu erkennen fey. 


8. 29. Bei den Forftrügen zweiter Klaffe findet das 
. bei Verbrechen, welche eine die Dauer von Drei Monaten 
überfteigende Gefängnißftrafe nicht nach fich ziehen, übliche 
Unterfuhungsverfahren ftatt; es hat jedoch der Richter dem 
Angefchuldigten nur bei dem Leugnen des beigemeffenen Ver: 





338 


gehend, und ‚auch dann nur anf beffen ausdrüdliches Ver— 
langen eine fchriftliche Vertheidigung zu geftatten. 
1) Land. = Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 525. — II. Abthl. 2.380. 
©. 1002. — Mitth. ©. 6312. — Land. Act. III. Abthl. 
3. Bd. ©. 699. — Mitth. ©. 6024. 
2) Entwurf. „— Verbrechen, welche nicht wenigftens eine 2c.” 
3) Vergl. Geſetz v. 30. März 1838. Art. VII. 
$. 50. Forftverbrechen dritter Klaffe find wie andre 
Unterſuchungen, bei weldyen dem Angefchuldigten wenigftens 
eine die Dauer von Drei Monaten überfteigende Gefängniß- 
firafe bevorfteht, zu behandeln. | 
1) Land.» Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 1002. — Mitth. ©. 
6312. — Land. = Act. III. Abthl. 3.30. ©. 699. — Mitth. 
©. 6024. 
2) Entwurf. Gleichlautend. 


$. 31. Den auf eigne Wahrnehmung gegründeten An— 
zeigen der bei der Forftverwaltung angeftellten, befonders 
dazu nad) dem Schema unter B verpflichteten Perfonen ift 
im Leugnungsfalle, dafern dem Richter dießfalls nicht be- 
fondre Bedenken beigehen, fo lange Beweiskraft beizulegen, 
als folcye nicht von dem Angefchuldigten durch Ausführung 
des Gegentheild entfräftet werden. 
1) Land.= Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 525. — I. Abthl. 2. Bd. 
©. 1003. — Mitth. S. 6312. — Land.» Act. III. Abthl. 
3. Bd. ©..699, 852. — Mitth. S. 6024, 6438. 
2) Im Entiwurfe waren die Worte im Eingange: „auf eigne 
Wahrnehmung gegründeten” nicht enthalten. 


8. 32. Bei den Forftrügen erften Klaffe ift ed dem An- 
gefchuldigten geftattet, durch Erlegung des Werthes, der 
Geldftrafe und der Unkoften, nad) dem auf der Vorladung 
befindlichen WBerzeichniffe, vor dem Eintritte des Verneh— 

. mungötermind oder in diefem felbft die weitere Unterfuchung 
abzuwenden. Ein Tag Gefängniß oder Handarbeit ift hier- 
bei einer Geldbuße von Fünf Groſchen gleich zu achten. - 
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Nach Ablauf des Vernehmungstermins findet eine Ver- 
wandlung der im Gefeß angedrohten Gefängniß- oder Hand: 
arbeitöftrafe in Geldftrafe weiter nicht flat. 

1) Land. Act. U. Abthl. 2. Bd. S. 1003. — Mitth. ©. 
6312. — Zand.: Act. III. Abthl. 3.30.©.699. — Mitth. 
©. 6024. 

2) Im Entiwurfe waren anftatt „abzumwenden” die Worte: 
„zu ſiſtiren“ gebraucht, und am Schluffe fehlten die Worte: 
„im Gefeß angedrohten”. 

3) Es verfteht ſich von felbft, daß auch der auf der That be: 
troffene und fofort vor Gericht geftellte Holzdieb auf die in 
$. 32 gedachte Weife die Unterfuchung abwenden Fann. 


8.33. Bei Vollftredung der Gefangniß= oder Hand- 
arbeitsftrafen hat der Richter Folgendes zu beobachten. 

a) Die Gefängnißftrafe ift in der Regel fogleich nad) 
Bekanntmachung des Strafbefcheids mittelft Abführung in 
das Sefängniß zur Vollziehung zu bringen. 

b) Im Fall auferlegter Handarbeit können die Strä- 
fer zu jeder ihren Kräften und Fertigkeiten. angemeffenen 
Handarbeit angehalten werden, fobald nur die unnachficht- 
lihe und vollftändige Verbüßung derfelben entweder durch 
Aufficht verpflichteter Offtcianten oder fonft dem Richter mit 
voller Gewißheit verbürgt wird, 

c) Forftfträfer haben während der Verrichtung der 
ihnen auferlegten Handarbeit feinen Anfprucd auf einen Bei- 
trag zu ihrem Unterhalte, 

d) Die Forftfträfer haben ihre Arbeit in derfelben Art 
und Weife zu verrichten, wie dies freien Lohnarbeitern in der 
Regel obliegt. : 

e) Kommt ein Forftfträfer der vorftehenden Beftimmung 
nicht gehörig nach, oder begeht er vor völligee Verbüßung 
der ihm auferlegten Handarbeitöftrafe abermals ein Forftver: 
brechen, fo ift ſowohl in beiden Fällen die noch nicht verbüßte 
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Handarbeitsſtrafe durch Gefängniß zu vollftreden, ald auch 
im legtern Falle wegen des neuen Verbrechens nicht auf 
Handarbeit, fondern auf Gefängnißftrafe zu erkennen. Cine 
ſolche Gefängnißftrafe ift jedenfalls dur) Befchränfung der 
Koft in Gemäßheit Art. 12 des Criminalgefegbuchs zu ver: 
ſchaͤrfen. | 

1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 525. — II. Abthl. 2. Bd. 
©. 1003. — Mitth. S. 6312. — Land.= Act, III. Abthl. 
3. Bd. ©. 699 fg., 852. — Mitth. ©. 602%, 6438. 

2) Entwurf. Im Eingange ſtand anftatt „Gefaͤngniß- oder 
Handarbeitöftrafen” bloß „Strafen. Der Satz unter e) 
lautete folgendermaßen: Begeht ein Zorftfrevler, welcher Die 
ihm auferlegte Handarbeitöftrafe noch nicht völlig verbüßt 
hat, abermals ein Forftverbrechen, fo ift er nicht mit Hands 
arbeitöftrafe, fondern mit Gefängnißftrafe zu belegen, und 
auch die noch nicht verbüßte Handarbeitöftrafe durch Ge— 
fängnig zu volftreden. Bei Vollziehung einer folchen Ge: 
fängnißftrafe ift jedenfalls der Vorfchrift des Artikels des Cri-⸗ 
minalgefeßbuch& wegen Beſchraͤnkung der Koft nachzugehen. 

3) Es kann gar feinen Zweifeln unterliegen, daß ed Forftfträ= 
fern nicht verftattet ift, die ihnen ald Strafe auferlegte 
Handarbeit durch Geftelung dritter Perfonen verbüßen zu 
laſſen. (Kand.-Act. III Abthl. 3. Bd. ©. 700.) 


$. 34. Wenn ein zu Verbüßung einer Handarbeits- 
ftrafe gehörig bejtellter Forftfträfer ohne gnügende Entfchul- 
digung ausbleibt, fo wird er diefes befondern Vergehens hal: 
ber folgendermaßen beftraft: 

a) bei dem erften Außenbleiben mit Einem Tag Gefäng- 
niß, welches ohne befondre Gründe nicht in Handarbeit ver- 
wandelt, und zu deffen Verbüßung der Säumige ohne wei— 
tere Vorladung durch fofortige Arretirung fiftirt werden fol; 

b) bleibt er auf wiederholte Beftellung das zweite Mal 
aus, mit Bier Tagen Gefängniß; 

c) findet er fi) auch auf die dritte Beſtellung zu der 
Verrichtung der auferlegten Arbeit nicht ein, fo ift er fofort 
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an Gerichtöftelle zu bringen, zu vernehmen, und mit einer 
verfchärften Gefängnißftrafe bis zu Vier Wochen zu belegen. 
1) Land.-Act. I. Abthl. 3. Bd. S. 525. — U. Abthl. 2.30. 


S. 1003.— Mitth. ©. 6312. — Land.-Act. II. Abthl. 
3. Bd. ©. 700. Mitth. ©. 60% fg. 


2) Entwurf. Der Sat unter b ſchloß mit den Worten: „Ge: 
fängniß oder Handarbeit”. 


IV. Anwendung der gemeinen criminalgefeglichen 
Beftimmungen, 


$. 35. Inſofern nicht in den vorftehenden Paragra- 
phen befondre Beftimmungen in Anfehung der Forftentwen- 
dungen und Forftpolizeivergehen, fowie des Verfahrens in 
dergleichen Unterfuchungen getroffen find, treten die allge- 
meinen und befondern Beftimmungen des Criminalgeſetzbuchs, 
ingleichen die Vorfchriften des Griminalproceffes, insbefondre 
auch des Geſetzes, einige Abänderungen ded Verfahrens in 
Unterfuchungsfachen betreffend, vom 30. März 1838 ein, 

Namentlich Eönnen unter den im Griminalgefegbuche be— 
fliimmten VBorausfegungen und Beſchraͤnkungen auferlegte 
Gefängnißftrafen nad Borfchrift des Art. 12 des Criminal: 
geſetzbuchs durch hartes Lager oder Beſchraͤnkung der Koft 
auf Waffer und Brod gefchärft, ſowie verwirkte Gefängnif- 
oder Handarbeitöftrafen nach Vorfchrift des Art. 22 des Gri- 
minalgefegbuch& bei Vagabunden und Bettlern männlichen 
Geſchlechts, bei männlichen Perfonen unter Achtzehn Jahren, 
und bei männlichen Verbrechern, welche bereits zweimal Ftei- 
heitöftrafen erlitten haben, in Eörperliche Züchtigung verwan- 
delt werden. 

In Hinfiht auf Kinder unter Zwölf Fahren tritt die 
Vorſchrift des Criminalgeſetzbuchs Art. 66 ein. 

1) Land.: Act. I. Abthl. 3. Bd. ©. 524. — II. Abthl. 2. Bd. 
©. 1000 fg. — Mitth. S.6309.— Land.⸗Act. II. Abthl. 
3.30. ©. 695 fg., 85%. — Mitth. ©. 6021, 6438. 
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2) Entwurf $. 23. Infofern nicht in den vorfiehenden $5 be- 
fondere Beflimmungen in Anfehung der Forftentwendungen 
und Forftpolizeivergehen getroffen worden find, finden bie 
allgemeinen Beftimmungen des Criminalgeſetzbuchs, insbe— 
fondere auch die im Art. 11 und 20 deffelben enthaltenen, bei 
diefen Vergehungen gleichfalld Anwendung. 


8.36. Die Gebühren der Amts- und Gerichtsfrohne 
bei Vollftrekfung der wegen Forftverbrechen verwirkten Ge- 
fängnißftrafen werden mit Aufhebung der dießfallfigen Vor— 
fchriften in den beftehenden Tarordnungen in der Maafe be= 
ftiimmt, wie fie in der Beilage unter C angegeben find, und 
find folche bei Vermeidung ernfter Ahndung weder durch hoͤ— 
here Anfäße noch durdy Forderungen für darin nicht benannte 
Verrichtungen, infofern letere nicht dem Frohn vom Gericht 
befonders aufgetragen worden, zu überfchreiten. 

Urkundlich haben Wir diefes Gefeg eigenhändig vollzo- 
gen und das Königliche Siegel beidruden laffen. 

So gefchehen zu Dresden, den 2. April 1838. 


Friedrih Auguſt. 
(L.8.) Julius Traugott Jakob von Koenneriß. 


1) Land. Act. II. Abthl. 2. Bd. ©. 1003. — Mitth. ©. 
6312. — Land.-Act. III. Abthl. 3.Bd. S.700. — Mitth. - 
©. 6025. 

2) Entwurf. $. 35. Gleichlautend. 

3) Ruͤckſichtlich der Gerichtöfoften bewendet e3 bei den zeitheri- 
gen Anfägen. (Kand.-Act. II. Abthl. 3. Bd. ©. 700.) 

Es ift jedoch (nad) dem Zeugniffe von Groff, Anmerf. 5. 
Griminalgefegbuche, II. Abthl. S. 89) durch eine General- 
verordnung des Juſtizminiſteriums an die Juſtizaͤmter und 
Königlichen Gerichte vom 7. December 1838 fefigefeßt wor- 
den, daß bei Vorladungen wegen Forftrügen erfter Klafle, 
infofern lediglich die Anzeige des begangenen Verbrechens 
vorliegt, und feine weitern gerichtlichen Verhandlungen vor— 
ausgegangen find, auch die Denunciaten noch vor dem Ein— 
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tritte ded Vernehmungstermins oder in dieſem felbft durch 
Erlegung des Werths, der. Geldftrafe und der Koften bie 
Fortftelung der Unterfuhung abwenden, an ‚Gerichtsfoften 
überhaupt Drei Grofchen liquidirt, und von den Denuncia— 
ten erhoben werden follen. 


— — — — 


Beilagen zu vorſtehendem Geſetze. 
A. 
N. N. 
aAaus.... 
iſt beſchuldigt, am (Zeit, Ort und Gegenftand) ... Thlr. 
“gl... pf. nad) der Taxe verübt zu haben. Derſelbe 
wird daher vorgeladen, den (Datum, Tageszeit und Stunde) 
an Amts: (Gerihtö=) ftelle zur Vernehmung zu erfcheinen. 
Im Fall des nicht entfchuldigten Außenbleibens fol der 
Angefhuldigte nad) Vorſchrift des Gefeges, die Beftrafung 
ber Forftverbrechen betreffend, vom 2. April 1838, des ge- 
rügten Vergehens für geftändig und überführt gehalten, ſo— 
fort ein Erkenntniß gegen ihn gefprochen und für publicirt ge= 
achtet, und fodann, wenn nicht binnen den nächften Vierzehn 
Zagen bad ungehorſamliche Außenbleiben annoch genügend 
abgelehnt wird, unnachfichtlich vollſtreckt werden, 
Drt und Datum. 
(L. 8.) Unterfchrift des Richters, 


Anmerfungen. 


1) Der Ueberbringer erhält Zwei Grofchen Inſinuationsge— 
bühren. 

2) Gegenwärtige Vorladung ift im fünftigen Termine mitzu- 
bringen. 

3) Die Anzeige ift gefchehen von dem... .., 

4) Wenn die Beſchuldigung zugeftanden, und die Zare, Strafe 
und Unkoften noch vor Ablauf des Termins erlegt werden, 
fo find überhaupt zu bezahlen; 
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⸗ ⸗ ⸗ Geldſtrafe, 
= Amts- (Gerichtd:) koſten bis 
zum Terminstage, 
: : -Saoparatgebuͤhren. 
Thlr. gr. pf. Summa. 

B. 


Ich N. N. gelobe und ſchwoͤre, daß ich die Forſtverbre⸗ 
chen, welche in dem Forſtreviere, fuͤr welches ich angeſtellt 
bin, vorfallen, und zu meiner Kenntniß kommen, mit aller 
Treue, Wahrheit und Gewiſſenhaftigkeit anzeigen, und was 
ich uͤber die Thatumſtaͤnde des Vergehens und uͤber deſſen Ur— 
heber und Theilnehmer aus eigner Anſicht wahrgenommen, 
oder durch fremde Mittheilung erfahren habe, mit genauer 
Unterſcheidung angeben will. 


545 


C. 


Tar 
für die Amts: und Gerictsfsogne bei Vollſtreckung der 
wegen Forfiverbrechen verwirften Gefängnißftrafen. 


— b. 
bei weniger als zwoͤlftaͤgiger bei zwoͤlf- und mehrtägiger 
Gefängnißftrafe. 
a) Gebühren. 
— : 19. — = — :2 91. — : für Annahme und Ein- 
ſchließen das erftemal. 
— -—- — 2: —:2 =: —:für Ausſchließen das 
letztemal. 
— — 6: —=e1 = — Relation ad Acta. 
—: 12—: —:1 = 4:täglid Sitzgebuͤhren. 


b) Berläge 

—: 1: 6: — 1 gr. 6: Holggeld für Tag und 
Nacht in der Zeit vom 
1. Detbr. bis ult. März, 
wenn der Preis der & elli- 
gen Klafter Fichten: oder 
Kieferholz am Orte we— 
nigftens 3 Thle.— = — = 
oder mehr beträgt. 

Beigeringern Holzprei= 

fen iftein verhältnigmäßi- 
ger Anſatz vom Richter ein 
für allemal feftzuftellen. 

— -—- 3: — -— =: 3: Lagerſtroh für jede Nacht. 

Hinſichtlich der Atzungs— 
gebuͤhren bewendet es bei 
der Vorſchrift der erl. 
Taxordnung vom 12ten 
Sptbr. 1812, Nr. 22 
des Anhangs. 
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A. Deſſen 


Anwendung 
auf bereits 

begangene 
Verbrechen. 





VI. 
Verordnung, 


einige tranfitorifcehe Beftimmungen über Die 
Anwendung des Eriminalgefegbuchs und Des 
Geſetzes, einige Abänderungen in dem Ver: 
fohren in Unterfuchungsfachen betreffend; 
vom 31. März 1838. 
(Gef. u. Verordn. BI. v. 3. 1838, St. 6, No. 34. ©. 215 fg.) 


Wir, Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König 
von Sachſen ꝛc. 2. ıc. 
finden Uns bewogen, bei Publication des Criminalgefegbuchs 
und des Geſetzes, einige Abänderungen in dem Verfahren in 
Unterfuchungsfachen betreffend, über die Ausführung. einiger 
Vorſchriften derfelben Folgendes zu verordnen: 


J 
Das Criminalgeſetzbuch betreffend. 


$.1. Nach Art. V. und VI. der Publicationsverord⸗ 
nung zu dem Criminalgeſetzbuche find die Vorſchriften deffel- 
ben auch auf bereits vor deffen Publication begangene Ver— 
brechen und felbft bei den zur Zeit der Bekanntmachung fchon 
anhängigen Unterfuchungen — fobald nur leßteren Falles die 
Rechtsmittel noch nicht verbraucht find, oder der Angefchul- 
digte der bereitd ertheilten Entſcheidung fich nicht unbedingt 
unterworfen hat — in Anwendung zu bringen, infofern das 
Berbrechen zeither nicht mit gelinderer Strafe bedrohet war. 
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Zu gehöriger und gleihmäßiger Ausführung diefer Be- 
fimmung follen nachftehende Grundfäge ($. 2 bis 10) zur 
Richtſchnur dienen. 

$.2. Zu Entfcheidung der Frage: ob ein Verbrechen Yyinsemeine 
‚zeither mit einer gelindern Strafe bedrohet war, als nach sem. 
dem Criminalgeſetzbuch? ift die Strafe, welche nach der zeit- 
herigen Gefeßgebung den Verbrecher, nad) den im vorliegen= 
den Hal vormaltenden Umftänden, in ihrem Zufammenhange 
genommen, getroffen haben würde, mit der, welche ihn nad . 
dem Gefegbucd „und deffen Vorfchriften, ebenfalls in ihrem 
Zufammenhang genommen, treffen würde, zu vergleichen. 

Ueber die Abficht des Gefeges, welches einen Ange— 
ſchuldigten wegen eines bereits begangenen Verbrechens nur 
nicht mit einer härteren Strafe belegt wijfen will, als zur 
Zeit der Verübung gefeglich angedroht war, würbe es aber 
hinausgehn und zu einem ganz irrigen, ebenfo von dem äl- 
tern als dem neuen Recht abweichenden, Refultate würde der 
Richter gelangen, wenn derfelbe rücfichtlich bereitd begange- 
ner Verbrechen nicht die Strafe überhaupt berüdfichtigen, 
fondern die einzelnen milderen Beftimmungen, welche auf die 
Strafe des vorliegenden Verbrechens einen Einfluß Außern 
Fönnen, aus beiden Gefeßgebungen, der Alteren und neuen, 
zugleich anwenden und mit einander vereinigt dem Verbrecher 
zu gute gehen laffen wollte. *) 

$.3. Ob die auf ein Verbrechen zeither angedroht ge: 
wefene Strafe gelinder fey, ald die nunmehr gefeßliche? ift, 
foviel das Strafübel betrifft, nad) dem im Gefegbucd ange: 


*) Es verfteht fich übrigens von felbft, daß bei Beantwortung ber Frage, 
ob ein Verbrechen nach der ältern Gefeßgebung mit einer gelindern Strafe, als 
nad) dem Griminalgefegbuche, bebroht ift, nicht dafür der Maasftab von der 
Strafe des Verbrechens an ſich, fondern von der in dem. vorliegenden einzelnen 
Falle eintretenden zu entnehmen if. (Groff Anmerk, z. Eriminalgefegbuche, 
II. Abthl. ©. 91 fg.) 
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gebenen gegenfeitigen Verhaͤltniß der verfchiedenen Strafübel 
zu beurtheilen. 

Die nach den zeitherigen Gefegen angedroht gemefene 
Zuchthausftrafe ift dem Zuchthaus zweiten Grades nach den 
Beftimmungen des Criminalgeſetzbuchs gleich zu achten. 

War die Zuchthauöftrafe zeither aus Gnaden in Arbeitö- 
haus verwandelt, fo ift das Legtere, infofern es auf eine 
Bergleichung mit den Strafarten des Criminalgeſetzbuchs an- 
fommt, der Arbeitöhausftrafe gleich zu achten. 

4, Iſt eine Vergleichung der zeitherigen mit den 
neuen Strafen nicht möglich, fo ift im Zweifelöfalle anzuneh- 
men, daß die nach dem Criminalgeſetzbuch ausfallenden Stra= 
fen nicht härter find, als die nach dem zeitherigen Recht. 

$.5. Der Sab: daß das Griminalgefegbudy auf be— 
reitd begangene Verbrechen nur infomweit angewendet werden 
fol, als diefelben zeither nicht mit gelindern Strafen bedro- 
het waren, bezieht ſich auf die Größe der Strafen überhaupt 
— die Intenfivität der Strafen — nicht auf die Strafarten. 

Es ift daher auch bei bereit3 begangenen Verbrechen 
nicht auf die zeither gefeglichen Strafarten und Strafübel, 
fondern lediglicy auf die nach dem Criminalgefegbuch für je 
des Verbrechen angedrohte Strafart (vergleiche jedoch $. 6, 
7 und 10) zu erkennen. 

Sonad) ift 3. B. wenn früher Ein Jahr Zuchthaus an- 
gedrohet war, jest aber Zwei Jahre Arbeitöhaus flatt finden 
würden, eine Strafe von Zwei Jahr Arbeitshaus aufzuer- 
legen. *) 

Sonach ift ferner felbft bei bereitd begangenen Verbre— 
chen nicht mehr auf den Anhang zu erkennen, vielmehr, wenn 


*) Darauf, daß der Verbrecher eine längere Zeit feiner Freiheit beraubt 
wird, kann etwas nicht ankommen, weil hierbei die im Art. 53 enthalte: 


nen Borfchriften in Betreff der Geltung der verfchiedenen Strafarten zur Norm 
dienen, | 
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bei denfelben Umftände concurriven, welche’ zeither Die Zuer- 
Eennung des Anhangs begründeten, der Einfluß, den diefe . 
Umftände auf die Strafe — Erhöhung oder Schärfung der— 
jelben — äußern können, lediglich nach den Vorfchriften des 
Criminalgeſetzbuchs zu bemeffen. 

$.6. Iſt wegen eines Verbrechens auf eine niedrigere» Befondere 
Strafart bereits erkannt, wegen deffen nad) den Vorfchriften ee 
des Criminalgeſetzbuchs nunmehro auf eine in einer Höhen erlannt 
Strafart zu verbüßende Strafe zu erkennen feyn würde, fo 
ift auf eine höhere Strafart nicht zu erkennen; vielmehr es bei 
der niedrigern, wiewohl unter Berüdfichtigung der Geltung 
der verfchiedenen Strafarten, zu laffen. 


$.7. Iſt über ein Rechtsmittel gegen ein Urthel ein 
Erkenntniß abzufaffen, in welchem neben der Zuchthausftrafe 
auf den Anhang bereitd erkannt ift, fo ift zu erwägen: 

a) ob die erkannte wirkliche Strafe an fic) ſchon das 
Maas derjenigen, welche den Verbrecher nad) den Vorſchrif— 
ten des Criminalgeſetzbuchs treffen würde, überfteigt oder 
wenigftens erreicht? oder 

b) ob diefelbe gelinder ift, al& die nad) dem Griminal- 
gefegbuche aufzuerlegende. 

In den Fällen unter a ift der Anhang durd) das Er— 
Fenntniß hinwegzunehmen und die Strafe vielmehr nach den- 
Beltimmungen des Eriminalgefegbuchs feftzufegen. 

In den Fällen unter b muß es, da in Unterſuchungs— 
fachen auf eingewendete Rechtsmittel der Angefchuldigten nicht 
härter erkannt werden Fann, dabei, daß der Verbrecher fofort 
nach überftandener Strafzeit nad) der Entfchliegung der Ver: 
waltungsbehörde entlaffen werden Fann, verbleiben. Es ift 
jedoch die längfte Zeit der Detention im Urthel- feftzufeßen 
und dahin zu normiren, daß fie mit Hinzurechnung der er: 
Fannten wirklichen Strafe, diejenige, welche den Verbrecher 
nad) dem Gefegbuche treffen würde, in einem Fall überfteigt, 


* 
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$.8. Iſt auf eine längere Freiheitöftrafe erkannt, wo 
. jest Eürzere Freiheitöftrafe mit Schärfung eintreten — 

ſo iſt auf letztere nachtraͤglich nicht zu erkennen. 
8.9. Wenn auf eine Strafart erkannt ift, wo * 
dem Criminalgeſetzbuch der Richter eine andre gleichſtehende 
Strafart (Geld, Gefaͤngniß oder Handarbeit) allein oder al— 
ternativ zuerkannt haben wuͤrde, ſo mag hierauf zwar annoch 
erkannt werden, es bleibt aber dem Angeſchuldigten freigeſtellt, 

ſich der Strafe des fruͤheren Erkenntniſſes zu unterwerfen. 
ri $. 10. Hat ein Verbrecher eine ihm zugetheilte Frei- 
wenn gegen Heitöftrafe andrer Art, ald das Criminalgefegbuh für das 
eine bereit vorliegende Verbrechen vorfchreibt, bereits angetreten‘, fo ift, 


angetretene 


— es mag die im Criminalgeſetzbuch angedrohte eine niedrigere 

mittel anno Oder höhere Strafart ſeyn, es auch ruͤckſichtlich der noch rück- 

zutanig it. ſtaͤndigen Strafe bei der bereits angetretenen Strafart zu be- 
laſſen, und nur das Strafmaas nach der verſchiedenen Gel— 
tung zu beſtimmen. 

Hat demnach z. B. ein Verbrecher eine vierjaͤhrige 
Zuchthausſtrafe wegen eines Verbrechens mit Vorbehalt wei— 
terer Vertheidigung bereits angetreten, wegen deſſen ihm jetzt 
nur Vier Jahr Arbeitshaus zuzutheilen ſeyn wuͤrden, ſo iſt 
zwar die Zuchthausſtrafe, unter Beſchraͤnkung auf den zwei— 
ten Grad, an ſich zu beſtaͤtigen, jedoch nach dem im Geſetz⸗ 
buch angenommenen Verhaͤltniß zwiſchen Zuchthaus und Ar- 
beitshaus auf Zwei Jahr herabzufegen, Kat ferner 3. B. 
im umgekehrten Berhältniß ein Verbrecher eine ihm zuer- 
Fannte einjährige Gefängnißftrafe bereitö angetreten, wo die 
Strafe nach dem Criminalgefegbudy Vier Monat Arbeitshbaus 
betragen würde, fo iſt es, wie übrigens auch ſchon aus der 
Beflimmung $. 6 folgt, zwar bei der Gefängnißftrafe zu laf- 
fen, diefelbe jedody auf Acht Monat herabzufegen. 

—— $. 11. Bis das zu errichtende beſondre Arbeitshaus 


weibtihe für weibliche Verbrecher in vollendet ſeyn wird, 


Verbrecher. 
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haben diejenigen weiblichen Verbrecher, gegen welche auf Ar- 
beitöhauöftrafe erkannt wird, diefelbe in dem Gorrectionshaus 
für weibliche Perfonen in Waldheim zu verbüßen. 

Männliche Verbrecher haben die ihnen zuzuerkennende 
Arbeitöhausftrafe in dem bereits errichteten befondern Arbeitö- 
haus zu Zwidau zu verbüßen, 


$. 12. Wenn die Gerichte nad) Art. VI. der Publica: 
fionsverordnung in den dafelbft bezeichneten Fällen auf Ueber: 
tragung der Koften aus Staatökaffen einen Anfprud) zu ha— 
"ben vermeinen, fo haben fie folchen bei deffen Verluſt, bis 
zum 31. März 1839 gehörig anzumelden. - 
Bu diefem Behuf find binnen diefer Frift die vollftändi- 
gen Liquidationen nebft den dazu gehörigen Acten an Die be: 
treffenden Appellationsgerichte einzureichen. Die Appella- 
tionsgerichte aber haben zuvoͤrderſt die Koften gehörig feftzu: 
ftelen und beziehendlidy zu moderiren und, wenn fie befinden, 
daß fie nad) der angezogenen Beftimmung aus der Staats: 
kaſſe zu übertragen find, wegen deren Auszahlung Verord— 
nung des JZuftizminifterium auszuwirken. 


ll. 
Das Gefeß, einige Abanderungen in dem Verfahren in 
Unterſuchungsſachen betreffend. 

$. 13, Die Vorfchriften diefes Geſetzes find ebenfalls 
auf die zur Zeit der Publication deffelben bereits anhängigen 
Unterfuchungen, foweit fie nad) dem Stand berfelben annoch 
Einfluß außern Fönnen, anzuwenden, wiewohl unter folgen- 
den näheren Beflimmungen, 


$. 14. Damit eö einer Abgabe der anhängigen Sachen 
und der Inhaftaten an andre Gerichte nicht bedürfe, fo find 
die bereitö anhängigen Unterſuchungen bei denjenigen Gerich— 
ten fortzuftellen und zu Ende zu führen, bei welchen fie nach 
_ der zeitherigen Gefeggebung begonnen haben, 


©. Unmel: 


bung wegen 


zu übertras 
gender Kos 
ften, 


(ad Art. I.) 


» 


— — 
*7 u 
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(adArt.VIIL.) 8. 15. Sind in Unterfuhungsfachen, in welchen nach 
der zeitherigen Gefeßgebung das erfte Erfenntniß von einem 
Appellationsgericht zu fällen war, welche aber nach dem vor— 
liegenden Gefeg nur erft in der zweiten Inftanz dahin ge- 
hören, die Arten zu Abfaffung der Entfcheidung an das be- 
treffende Appellationögericht bereits gelangt, fo ift zu Ver— 
meidung der Ruͤckſendung und des hierdurch entitehenden 
Aufenthalts die erſte Entjcheidung annoch von dem Appella= 
tionsgericht zu geben, 

Die Entfcheidung in höherer Inftanz gehört, fobald 
ein Bezirksappellationsgericht das erfte Erfenntniß einmal 
ertheilt hat, auch in ſolchen Fällen vor das Oberappella= 
tionsgericht. 

Uebrigens verbleibt es bei den Vorſchriften des Geſetzes 
über den Inſtanzenzug vom 28. Januar 1835, $. 38 unter 
1 und 4, daß die Appellationögerichte zugleich über geringere 
mit zur Unterfuchung gefommene Verbrechen, ingleichen über 
Beftrafung der ungleichen Theilnehmer und Begünftiger zu 
erkennen, jo wie, daß die Unterrichter im Zweifelsfall die Ac— 
ten an das Bezirksappellationsgericht einzufenden haben und 
diefeö, wenn der Zweifel nicht ganz unbegründet, fofort feldft 
erkennen fol. 


(ad Art. X. 8.16. Durch die BVBorfchrift, daß das vorliegende 
Pr Geſetz auch auf bereits anhängige Unterfuchungen anzuwen— 
den fey, wird an der Beſtimmung des Gefehes über den In— 
ftanzenzug vom 28. Sanuar 1835, $.38, wonad) auf Rechts- 
mittel der Angefchuldigten nicht Härter erfannt werden Fann, 
etwas nicht abgeändert. 
Iſt daher auf Vertheidigung gegen ein Urthel annoch 
zu erkennen, in welchem entweder 
a) auf eine außerordentliche Strafe, oder 
b) auf Detention im Zuchthaus (auf beflimmte oder 
unbeftimmte Zeit) oder 
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c) auf einen Reinigungseid wegen eines Verbrechens, 
wegen deffen ſolches Fünftig nicht mehr ftattfinden 
fol, 

bereitd erkannt ift, fo hat der Richter 

1) wenn er aus den in den Acten ſich ergebenden That- 
fachen die volle Ueberzeugung von der Schuld des Inculpa— 
ten nicht entnehmen kann, den Inculpaten nunmehr von der 
außerordentlichen Strafe oder der Detention oder dem Keini- 
gungseid zu entbinden, | 1 

2) im enfgegengefegten Fall aber nicht auf die nach dem 
Criminalgeſetzbuch ausfallende Strafe zu erkennen, fondern 
eö bei dem, was in Gemäsheit der früheren Gefeßgebung er- 
Fannt worden, zu belaffen, jedenfalls jedoch die erfannte 
Strafe oder Detention im Zuchthaus auf das Maas der im 
Griminalgefegbucd) für das Verbrechen vorgefchriebenen ordent= 
lichen Strafe zu befchränfen. 

$. 17. Auch das Geſetz, einige Abänderungen in dem Zortfegung. 

Berfahren betreffend, ift auf folche Unterfuchungen nicht an: 
zuwenden, in denen das legte ein Rechtömittel weiter nicht 
zulaffende Erkenntniß bereitö gefprochen ift, oder der Ange . 
fchuldigte der frühern Entfcheidung fi) unbedingt unterwor: 
fen hat. Es kann daher in diefen Fällen die zuerfannte au- 
Berordentlihe Strafe, Detention im Zuchthaus oder Leiftung 
eines Reinigungseides nur im Wege der Begnadigung gemil= 
dert, oder beziehentlich erlaffen werden. 

Urkundlid haben Wir gegenwärtige Ausführungsver- 

ordnung eigenhändig vollzogen und mit dem Königlichen Sie— 
gel bedruden laffen. 


Gegeben zu Dresden, den 31. März 1838. 
Friedrich Auguft. 
(U. 8.) Julius Traugott Jakob von Koennerig. 


— — 








VIL. 
Verordnung, 


die Entlaffung der in Unterfuchung befange- 
nen Perfonen auf Handgelöbnif betreffend; 
vom 4. April 1838. 
(Gef. u, Verordn, Bl. v. 3. 1838. St, 6. No. 36. ©. 2% fg.) 


Es ift zeither, befonders bei Königl. Untergerichten, zum 
öftern wahrzunehmen gewefen, daß in Unterfuchungsfällen 
Angefchuldigte auch bei geringern Verbrechen und in Fällen, 
wo diefelben nach ihren perfönlichen Verhältniffen weder der 
Flucht verdächtig waren, noch von ihnen eine Collufion mit 
andern Perfonen zu Erſchwerung oder Vereitelung der Unter- 
fuchung zu befürchte ftand, während der ganzen Dauer des 
Proceffes, oder doch länger, ald nothmwendig gewefen, in ge=, 
fänglicher Haft zurücdbehalten worden find. Nun muß zwar 
dem pflihtmäßigen Ermeffen des Unterfuchungsrichterd über- 
laffen bleiben, ob er bei dem eines Verbrechens Angefchuldig- 
ten nach den vorliegenden befondern Umftänden die Verhaf— 
tung überhaupt und auf wie lange nothwendig findet; es ift 
aber im Allgemeinen ſowohl zu Abwendung der für den An— 
gefchuldigten mit der gefänglichen Haft verbundenen, zuwei— 
len mit der erfennenden Strafe in gar Feinem Verhältniffe 
ftehenden Nachtheile, als auch zur Werminderung der aus 
folchen. Verhaftungen erwachfenden Unkoften, welche im Hau 
des Unvermögens des Angefchuldigten dem Staatöfiscus, den 
Gerichtsobrigkeiten, oder den zu Mebertragung der Koften 
verpflichteten Gerichtsunterthanen zur Laſt fallen, die Unter ' 
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ſuchungshaft, ſoweit dieſes der oben angedeutete doppelte 
Zweck, die Colluſion und Beſeitigung der Spuren des Ver— 
brechens zu vermeiden, und die Flucht zu verhindern, nur ir— 
gend geftattet, moͤglichſt zu beſchraͤnken und abzukuͤrzen. 

Es haben daher die Unterſuchungsrichter in jedem vor— 
kommenden Falle in genaue Erwaͤgung zu ziehen, ob aus den 
vorerwaͤhnten Ruͤckſichten, oder wegen andrer beſondrer Ver— 
haͤltniſſe die Enthaltung des Angeſchuldigten in gefaͤnglicher 
Haft ſich als nothwendig darſtellt, und wenn dieſes nicht der 
Fall iſt, die Angeſchuldigten entweder gar nicht in gefaͤngliche 
Haft zu nehmen, oder ſie daraus moͤglichſt bald wieder zu 
entlaſſen. 

Die Appellationsgerichte werden zugleich angewieſen, dar— 
auf, daß dieſer Anordnung nachgegangen werde, in den ein— 
zelnen, zu ihrer Kenntniß gelangenden Unterſuchungsfaͤllen 
gehoͤrige Obſicht zu fuͤhren. 

Bei der Entlaſſung gegen Handgeloͤbniß haben uͤbrigens 
die Richter mit der bei der Abnahme deſſelben geſetzlich vor— 
geſchriebenen Verwarnung eine angemeſſene Bedeutung der 
Angeſchuldigten über die bei der Verlegung der übernommes 
nen DBerbindlichkeiten zu gewartende Strafe zu verbinden. 
Aud bleibt es dem Unterfuhungsrichter vorbehalten, dann, 
wenn der Angefchuldigte am Orte des Gerichts fich nicht auf: 
hält, die Geftattung einer zeitlichen Entfernung des Ange: 
Schuldigten dem Ortsrichter im Wohnorte deffelben zu übers 
lajfen. 


Dresden, den 4. April 1838. 
Minifterium der Juſtiz. 
v. Koenneriß. 


Fidelfcherer. 





vn. 


Verordnung, 


zu Ausführung einiger Beitimmungen des 
Criminalgefetsbuchs; 
vom 27ften April 1838. 
(Gef. u, Verordn. Bl. v. 3. 1838, St. 11, No. 52, ©. 376 fg.) 


Wir, Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König 
von Sachſen ıc. ıc. ꝛc. 
finden für nöthig, zu Ausführung einiger Beſtimmungen des 
Criminalgeſetzbuchs in Folge der Anträge Unfrer getreuen 
Stände Nachftehendes zu verordnen: 


I. 


Im Art. 6 des Criminalgeſetzbuchs ift als einzige Art 
der Zodeöftrafe die Enthauptung im Allgemeinen feftgefeßt. 
Bis ein Andres hierüber beftimmt wird, ift die Enthauptung 
auch ferner in der zeither üblichen Maße durch dad Schwert 
zu vollziehen. 

1. 


Nach der Vorfchrift des Art. 51 ift in allen Fällen, 
wo es bei Griminalunterfuchungen der Werthsbeſtimmung ei- 
ner Sache bedarf, der inländifche Münzfuß zum Grunde zu 
legen, und die nad) einem andern Fuße erfolgten Schäßungen 
find nach dem gefeglihen Werthe auf erftern zu reduciren. 
Es werden daher die Gerichte angewiefen, bei dergleichen 
Verhandlungen alle Perfonen, von welchen eine ſolche Werths- 
angabe erfolgt, genau zu befragen, auf welche Münzforte fie 
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bei der Schaͤtzung Rüdficht genommen haben, und diefes zu 
den Acten zu bemerken. 


II. 


Da nad) Art. 58 eine befondre Verfhärfung verwirk- 
ter Strafen wegen des Rüdfalls eintritt, fo haben die Di- 
vectionen der Strafanftalfen alle darin Detinirte bei der Ent: 
laffung nad) abgelaufener Strafzeit, fo wie die fammtlichen 
Griminalgerichte diejenigen Individuen, welche mit einer bei 
den Gerichten zu verbüßenden Strafe belegt worden find, auf 
die Folgen des Rüdfalls aufmerkfam zu machen *). 

IV, 


Das Art. 250 bezeichnete Verbrechen der Fälfchung an 
Reifepäffen, Wanderbüchern, Dienft=, Geburtö=, oder andern 
Beugniffen, welches lediglich zu dem Zwecke eines erleichterten 
Fortlommens oder Unterfommens verübt worden ift, ift, wenn 
es zum erftenmale verübt und von der Polizeibehörde entdeckt 
wird, auch andre vor die Gerichtöbehörden gehörige Verbre— 
chen nicht concurriren, auch fernerhin von den Polizeibehör- 
den zu unterfuchen und zu beftrafen. 


V. 


Zufolge der Vorſchrift des Art. 326 ift rüdfichtlich der 
im Kap. XVII. des befondern Theils des Griminalgefegbuchs 
aufgeführten Vergehungen, welche von Staatödienern ver: 
übt werden, und nur mit Geldftrafe oder einer die Dauer 
von Acht Wochen nicht überfteigenden Gefängnißftrafe be= 
droht find, die betreffende Dienftbehörde ermächtigt, die Un— 
terfuchung felbft zu führen, und darin zu erkennen. Um 
nun die in diefer Beziehung den Dienftbehörden zugeftandene 


*) Diefe Vorfchrift ift nicht in das Erkenntniß mit aufzunehmen, — Die 
dennoch unterlafjene Ermahnung fteht der Anwendung der Strafe des Rüdfalls 
nicht entgegen, 
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Wirkſamkeit nicht zu befchränten, werben fammtliche Grimi- 

nalgerichte hierdurch angewiefen, alle wegen ber erwähnten 

Bergehungen an fie gelangende Anzeigen gegen Perſonen, 

welche im Staatsdienſte angeſtellt ſind, zunaͤchſt an die dem 

Staatsdiener vorgeſetzte Dienſtbehoͤrde abzugeben und deren 

Entſchließung uͤber die Fuͤhrung der Unterſuchung zu erwarten. 
Dresden, den 27. April 1838. 


Friedrich Auguſt. 
(L. S.) Julius Traugott Jakob von Koenneritz. 





IX. 


Derordnung, 


einige auf die Vollſtreckung der im Criminal: 
gefetbuche angedrohten Strafen fich bezie: 
bende Beitimmungen betreffend; 


vom 11. Auguft 1838. 
(Geſ. u. Verordn. BI. v. 3. 1838, St. 16. Nr. 68. ©. 405 fg.) 


Wir, Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden König 
von Sachſen ıc, ıc. ꝛc. 
finden zu Ausführung einiger im Griminalgefegbuche enthalte: 
nen Beſtimmungen über die Volftredung der darin angedroh: 
ten Strafen für nöthig, Folgendes zu verordnen: 


I. Nach dem Artikel 57 des Criminalgeſetzbuchs fteht 
in dem Falle, wenn ein Verbrecher durch verfchiedene Er— 
Eenntniffe zu nicht gleichartigen Freiheitöftrafen verurtheilt 
worden ift, die Verwandlung der bereits erkannten Strafen 
dem Bezirfsappellationsgericht zu. Es ift hierunter das— 
jenige Appellationdgericht zu verftehen, welches in der legten 
gegen den Verbrecher geführten Unterfuchung competent ift, 
wenn aud) die in derfelben zu erfennende Strafe geringer als 
die in den frühern Unterfuchungen dem Verbrecher auferlegte, 
und daher in die bereitd erkannte höhere Strafart zu verwan- 
deln ift. Auch hat eintretenden Falls dad Oberappellations- 
gericht eine folche Verwandlung jederzeit dem Appellations: 
gericht zu überlaffen. n 
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II. Die bisher von den Appellationdgerichten bei Ab— 
gang der gefprochenen Erfenntniffe erlaffenen Verordnungen 
zu Aufnahme der Verurtheilten an die Directionen der Strafz 
anftalten fallen Fünftig hinweg. 


III. Iſt gegen einen Angefchuldigten ein Erfenntniß 
auf Zuchthausftrafe erſten Grades oder auf eine andre Frei— 
heitöftrafe mit hinzutretender Schärfung gefprochen worden, 
und ed will derfelbe diefe Strafe mit Vorbehalt anderweiter 
Vertheidigung antreten, fo ift ihm von dem Unterfuchungs- 
gericht zu eröffnen, daß ungeachtet des Vorbehalts der noch- 
maligen Vertheidigung bei der Einlieferung in die Anftalt das 
von dem Richter gewählte Attribut der Zuchthausftrafe erften 
Grades oder die im Urthel erkannte Schärfung zu vollziehen 
fey, und in dem anderweiten Erkenntniffe audy bei Herab— 
ſetzung der Strafe auf die inmittelft bereit erlittene Schär= 
fung Feine Rüdficht genommen werden Eönne, auch, wenn der 
Verurtheilte bei dem Antrage auf Einlieferung beharrt, won 
den Directionen der Strafanftalten mit Vollziehung des At- 
tributö oder der Schärfung zu verfahren. 


IV. Bei der Ginlieferung von Sträflingen in die Arbeits- 
haͤuſer find in gleicher Maaße, wie bei der Einlieferung von 
Verurtheilten in das Zuchthaus zu Waldheim und das Lan— 
deögefängniß zu Hubertusburg durch die Verordnungen vom 
24. Januar 1835 und 27. Suni 1837 (Geſetz- und Ver— 
ordnungsblatt vom Jahre 1835, Nr. 15 und vom Jahre 
1837, Nr. 29) vorgefchrieben ift, von den einliefernden Be— 
hörden den Directionen der Arbeitshäufer Notizen mitzuthei: 
len, worin aufzunehmen: 


a) des Gefangenen Name, Stand, Alter, Geburtsort, 
Bamilienverhältniffe, Religion und früherer Lebenslauf, ins- 
befondre in Beziehung auf bereits gegen ihn flattgefundene 
Unterfuchungen; 
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b) dasjenige, was wegen feines Gefundheitözuftandes 
mit Hinficht auf die Fähigkeit zu Verrichtung von Arbeiten 
zu bemerfen ift; 

c) die Befchaffenheit des Verbrechens und die Dauer 
der Unterfuchungshaft, wenn er eine folche erlitten; 

d) alle Umftände, welche eine befondre Behandlung oder 
Beauflichtigung des Sträflings nöthig machen. 

Zugleich haben die Gerichtöbehörden diefen Notizen die 
Abfchrift der gegen den Sträfling gefprochenen Erfenntniffe, 
und zwar mit den Entjcheidungsgründen, welches auch bei 
den Einlieferungen in dad Zuchthaus und Randeögefängniß zu 
beobachten ift, ein Verzeichniß der mitgebrachten Effecten, die 
nad) $. 15 des Gefeges vom 26. November 1834 von den 
Ortöpolizeibehörden auszuftellenden KHeimathöfcheine der 
Sträflinge oder, im Fall diefelben niht Sächfifhe Staats: 
angehörige find, die von den Sträflingen bei fich geführten 
Päffe und fonftigen Legitimationsurkunden beizufügen. 


V. Bei Einlieferung eines zur Zuchthausftrafe erften 
Grades verurtheilten Züchtlings ift von der Gerichtöbehörde 
der Direction des Zuchthaufes zugleich das nah Vorſchrift 
des Criminalgeſetzbuchs Art. 7 gewählte Attribut der Zucht: 
hausſtrafe erften Grades anzuzeigen. 

VL Es ift zeither zum öftern wahrzunehmen gewefen, 
daß die zu Verbüßung einer Freiheitsftrafe in die Strafan- 
ftalten eingelieferten Inculpaten der Vorfchrift der General: 
verorbnung vom 31. Auguſt 1723 (Cod. Aug. Tom. I. pag. 
2511) zuwider, in einer ganz mangelhaften Bekleidung cin- 
geliefert worden find, in welcher fie nach Ablauf ihrer Straf: 
zeit nicht haben entlaffen werden können. Es werden daher 
die Griminalgerichtöbehörden hiermit angewiefen, die Gefan- 
genen bei der Einlieferung mit gehörigen, zu deren Beklei— 
dung bei der Wiederentlaffung geeigneten Kleidungsftücken zu 
verfehen, widrigenfall& fie auf die Anzeige der Directionen 
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der Strafanſtalten zu der Nachlieferung der erforderlichen 
Kleidungsſtuͤcke werden angehalten werden. 
VII. Sowie in Beziehung auf die Einlieferung von 

Frauensperſonen, welche ſich im Zuſtande der Schwanger— 
ſchaft befinden, in das Arbeitshaus zu Hubertusburg und 
das daſelbſt befindliche Landesgefaͤngniß die ruͤckſichtlich der 
Einlieferung ſolcher Frauensperſonen in das Zuchthaus zu 
Waldheim unter dem 14. December 1835 erlaſſene Verord— 
nung (Gefe& = und Berordnungsblatt vom Jahre 1835, 
Nr. 123) ebenfalls zu befolgen ift; fo ift auch, wenn Mütter, 
welche ihre Kinder noch felbjt nähren, zu Verbüßung einer 
Freiheitöftrafe in eine öffentliche Strafanftalt zu bringen find, 
die Miteinlieferung der Säuglinge möglichft zu vermeiden, 
und nur auf den Fall zu befchränfen, wenn deren Entwöh- 
nung vor Einlieferung der Mütter ohne Nachtheil für die Ge- 
fundheit des Kindes oder der Mutter nicht bewirkt werden 
kann. 

VIII. Aus dem Vermoͤgen der in die Arbeitshaͤuſer 
zu Zwickau und Hubertusburg eingelieferten Straͤflinge iſt in 
eben der Weiſe, wie ſolches durch die Verordnungen vom 
30. April 1821 und 21. Februar 1835 (Geſetzſammlung 
vom Jahre 1821, Nr. 19, und Gefeß- und Verordnungs— 
blatt vom Jahre 1835, Nr. 28) vorgeschrieben ift, ein jähr- 
licher Beitrag von Fünf und Zwanzig Thalern — = — = 
für eine Mannöperfon, und von Zwanzig Thalern — = — = 
für eine Frauensperfon einzubringen und an die Direction 
der betreffenden Anftalt einzufenden. ) 

IX. Die Gerichtsbehörde für dad Arbeitshaus für 
weibliche Sträflinge zu Hubertusburg und für das Landesge— 
fängniß ebendafelbft ift das Amt Musfchen zu Wermsdorf. 


*) Was die von den in dem Landesgefängniffe zu Hubertusburg betinirten 
Gefangenen zu leiftenden Beiträge anlangt, fo ift zu vergl. Verordnung dv. 
27. Zuni 1837 (Gef. u, Berordn. Bl. St. 6. Nr, 29, &, 71 fg.) 
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Es find mithin alle Requifitionen zu gerichtlichen Verhand- 
lungen mit den dafelbft befindlichen Gefangenen an das be- 
nannte Amt einzufenden, 

X. Wenn den in den Strafanftalten zu Waldheim, 
Zwickau und Hubertusburg befindlichen Gefangenen, welche 
fi) mit dem Vorbehalt weiterer Vertheidigung dahin haben 
einliefern laffen, die zweiten oder eintretenden Falls die drit- 
ten Erfenntniffe zu publiciven find, fo find Abfchriften ver 
Grfenntniffe und Entfcheidungsgrümde lediglich an die Ge- 
tichtöbehörde der betreffenden Anftalt zu überfenden, von wel- 
her die Direction der Anftalt ſolche mitgetheilt erhält, 

Gegeben zu Dresden, den 11, Auguft 1838. 


Friedrich Auguſt. 
(L. S.) Julius Traugott Jakob von Koenneritz. 
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X. 


Verordnung, 


Die nach Art. 50 des Eriminalgefetsbuchs ab- 
zufoflenden Erkenntnifje betreffend; 
vom 9. Mai 1839. 
(Gef. u. Verorbn. Bl, v. 3, 1839, St. 127 No, 44. ©, 143.) 


Mit allerhöchfter Genehmigung wird zu Befeitigung ei= 
ner, bei der Frage über die Competenz in Unterfuchungsfa= 
chen. wahrgenommenen differenten Anficht der erfennenden 
Behörden, in Gemäßheit der Beflimmung des Geſetzes, die 
höhern Juſtizbehoͤrden und den Inftanzenzug in Suftizfachen 
betreffend, vom 28. Januar 1835, $. 43, verordnet, daß in 
allen Fällen, wo nad) den über die Gompetenz beftehenden ge= 
feglihen Borfchriften die Unterfuchung gegen einen Verbre- 
cher wegen mehrerer begangener Verbrechen vor zwei oder 
mehrern, in den Bezirken verfchiedener Appellationsgerichte 
gelegenen Griminalgerichten zu führen, nach der Befchaffen- 
heit der Verbrechen aber bei der Entfcheidung die Beftim- 
mung des Griminalgefegbudhs Art. 50 in Anwendung zu brin- 
gen ift, nur Ein Urthel und zwar von demjenigen Appella- 
tionsgericht abgefaßt werde, in deffen Bezirk die neuefle Un— 
terfuchung geführt worden ift. 

Es haben daher in dergleichen Fällen die Griminalge- 
richte, vor welchen die frühern Unterfuchungen anhängig find, 
nach dem Schluffe derfelben die Acten an das in der. neueften 
Unterfuhung competente Griminalgericht einzufenden, und ift 
in dem hierauf von dem Appellationsgericht zu fprechenden 
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Gr£enntniffe dad Gericht, welchem die Strafvollftreddung ob- 
liegt, zu beflimmen, aud) ein von den concurrirenden Gerich- 
ten zu leiftender verhältnigmäßiger Beitrag zu den Koften des 
Urthelö, fowie eintretenden Falls der Strafvollftredung feft- 
zuſetzen. 

Dresden, den 9. Mai 1839. 


Miniſterium der Juſtiz. 
v. Koenneritz. 


Hausmann. 





Verordnung, 


Das Verfahren bei Unterſuchungen gegen 
Kinder unter Zwölf Jahren betreffend; 


| vom 11. Juli 1839. 
(Gef. u. Verordn. Bl. v. 3. 1839, St. 14, Nr, 59, ©. 180.) 


Nach der Beftimmung des Eriminalgefegbudhs, Art. 66, 
kann Kindern vor zurüdgelegtem zwölften Jahre eine gefeß- 
widrige Handlung nicht als Verbrechen angerechnet werden, 
jedoch ift in einem folchen Falle von dem Richter nah) Be— 
finden eine angemeſſene Zuchtigung derfelben zu verfügen, 
auch nach den Umftänden nebenbei ihre Unterbringung in ei- 
ner Erziehungs= und Befferungsanftalt einzuleiten. 

Um nun in dergleichen Fällen ein gleichförmiges Ver— 
fahren eintreten zu laffen, wird von den Minifterien der Ju— 
fliz und des Innern hiermit verordnet, daß, wenn die Unter- 
briigung eines folcyen Kindes in einer Grziehungd- und Bei: 
ferungsanftalt nad) den vorliegenden Verhältniffen ald zweck— 
mäßig fich darftelt, die Unterfuchungsgerichte, im Fall fie 
zugleich die Polizeibehörde ausmachen, dieshalb Bericht an 
die betreffende Kreisdirection zu erftatten, an den Orten aber, 
wo befondere Polizeibehörden vorhanden find, mit diefen ſich 
in Vernehmung zu fegen und ihnen das weitere Verfahren 
zu überlaffen haben. 


Dresden, den 11. Juli 1839. 


Die Minifterien der Juſtiz und des Innern. 
v. Koennerig. Noſtitz und Sändendorf. 


Hausmann. 


XII. 


Verordnung, 


die Erledigung einiger Zweifel über die Evi: 
petenz Der Juftiz: und Verwaltungsbehörden 
in Beziehung auf mehrere Beftimmungen des 
Criminalgeſetzbuchs betreffend; 
vom 31. Juli 1839. 
(Se. u. Verorbn. BI. v. 3. 1839. St. 16. Nr. 73. ©. 203 fg.) 


Die Minifterien der Juſtiz und des Innern haben Sich, 
zu Befeitigung verfchiedentlic vorgefommener Zweifel über 
die Gompetenz der Juſtiz- oder Verwaltungsbehörden bei ei— 
nigen Beftimmungen des unterm 30. März 1838 publicirten 
Griminalgefegbuhs für das Königreih Sachſen, über die 
nachftehenden Grundjäge vereinigt, und, daß felbige in den 
einfchlagenden Fällen von den Behörden zur Richtfchnur ge— 
nommen werden mögen, für angemeffen befunden. 

I. Das im Art. 267 des Criminalgeſetzbuchs erwähnte 
Vergehen der Anmaßung der Verrichtungen eines Sachwal— 
terdö, ohne die dazu erforderliche Berechtigung durch Die 
Staatöbehörde, betreffend, fo haben die Verwaltungsbehör- 
den, wenn ihnen. dergleihen Schriften vorfommen, welche 
von Perfonen gefertigt find, denen die Legitimation zur ju— 
riftifchen Praris abgeht, mit Rüdfiht auf den Gegenftand 
derfelben, fowie darauf, ob zu deffen Behandlung und Dar- 
fielung Rechtöfenntniffe erforderlich feyen, ingleichen auf die 
. Abfaffung und Schreibart der Eingabe pflidytmäßig zu beur- 
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theilen, ob die leßtere für zuläffig, oder als eine unbefugte 
Einmifhung in das Gefchäft der juriftifchen Praris, oder 
die gebrauchte Schreibart ald unfertig und ahndungswürdig 
überhaupt anzufehen fey® Bejahenden Falls ift das nad 
Art. 267 einzuleitende unterfuchungsmäßige Verfahren gegen 
den Berfertiger und deffen Beftrafung der competenten Ju— 
ſtizbehoͤrde zu überlaffen. 


II. So viel die in demfelben Art. 267 erwähnte un— 
befugte Ausübung der Verrichtungen eines Arztes, Wundarz- 
tes oder einer Hebamme befrifft, Jo gehört die Unterfuchung 
und Beftrafung 

a) aller in dem gedachten Artikel verpönten Medicinal- 
polizeivergehungen, infoweit dabei ein culpofes Verbrechen ge= 
gen Leben und Gefundheit eines Menfchen concurrirt, vor die 
Juſtizbehoͤrden. 


b) Ebenſo find die Juſtizbehoͤrden bei dem Vergehen der 
eigentlichen Medicafterei und Quadfalberei, d. h. der völlig 
unbefugten Ausübung der Function eines Arztes, Wundarz= 
tes, oder einer Hebamme, fo wie der Bereitung und Ausgabe 
von Medicamenten Seiten folcher Perfonen, welche weder zu 
dem einen noch zu dem andern berechtigt, fondern rücfichtlich 
aller jener Verrichtungen als Pfuſcher zu betrachten ſind, 
competent. 


c) Desgleichen geht die Unterſuchung und Beſtrafung 
an die Zuftizbehörden über, wenn die durch ein folches Medi- 
cinalpolizeivergehen andrer, an fich legitimirter Perfonen, 
verwirfte Strafe das gefeglich polizeiliche Strafmaas über- 
ſchreitet. 


d) Mit den unter a und ce gedachten Ausnahmen find 
übrigens alle gegen wirklich legitimirte Medicinalperfonen vor: 
kommende Unterfuchungen wegen Gontraventionen gegen ihre 
Obliegenheiten fowohl, als wegen Weberfchreitung ihrer 
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Function und Anmaßung eines Mehrern, ald ihnen gefeß- 
lich zufteht, den Polizeibehörden zu überlaffen. 

e) Auch bei folchen Vergehungen, deren Unterfuchung 
und Beftrafung vor die Zuftizbehörden gehört, fteht den Po— 
lizeibehörden die erfte Gognition zu, infofern die Contraven— 
tion zuerft zu ihrer Kenntniß gelangt, und nicht die Anzeige 
davon unmittelbar an die Zuftizbehörde gebracht wird. 

f) Die Cognition über Befchwerden gegen Kaufleute 
wegen unbefugten Arzneiverfaufs, inwieweit derfelbe geſetzlich 
nur den Apothekern oder concefjionirten Laboranten zufteht, 
bleibt den Polizeibehörden vorbehalten. 

III. Die Unterfuhung und Beftrafung von Ruheftö- 
rungen, Erceffen, Thätlichfeiten und dem fogenannten Haus: 
friedensbruche anlangend, fo haben 

a) die Polizeibehörden bei Ruheftörungen nur im In— 
tereffe der Erhaltung der öffentlichen Ruhe, und um weitere 
Verbrechen zu verhüten, nöthigen Falls ohne vorherige An: 
zeige oder Denunciation zu verfahren. Die Griminaljuftiz 
hat ed dagegen mit der Ahndung geftörter Rechtöficherheit 
der Privatperfonen zu thun, und erwartet daher, außer in 
den Art. 132, 2b, 3, A, und 5 des Griminalgefeßbuch& ver: 
pönten ſchweren Fällen, die Anzeige des Verlegten oder Be— 
leidigten. 

b) Die Unterfuhung und Beltrafung eines Erceffes, er 
beftehe, worin er wolle, mithin auch des fogenannten Haus— 
friedensbruchs, wenn fie durch die Anzeige des Beeinträchtig- 
ten veranlaßt wird, gehört vor die Juftizbehörde,. ohne Unter: 
fchied, ob dasei Real= oder Verbalinjurien oder Verwundun- 
gen vorgefallen find, oder ob bloß von Zurbation des Rechts 
auf häusliche Ruhe die Rede ift, ingleichen ohne Unterfchied 
des Strafmaafes, welches dabei in Anwendung kommen Eann. 

c) Hat dagegen die Polizeibehörde irgend eine Veran: 
laffung oder Aufforderung gehabt, bei einem fich ereignenden 
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Erceffe, einer Öffentlichen Ruheftörung, oder bei einem Haus- 
friedensbruche nad) $. 36, 1 des Gefeged vom 30. Januar 
1835, D amtöhalber einzufchreiten, fo ift fie auch zugleich 
competent gegen die Urheber einer folchen Ruheftörung, als 
eines Polizeivergehens, im Öffentlichen Intereffe ex officio mit 
Unterfuhung und Strafe zu verfahren, 

d) Wird aber eine dergleichen Ruheftörung mit * da⸗ 
bei erfolgten Beleidigungen und Thaͤtlichkeiten zugleich, oder 
allein von dem Verletzten zur Beſtrafung angezeigt, ſo iſt die 
Denunciation als Juſtizſache zu betrachten, und an die Juſtiz— 
behörde zu verweifen, oder dahin zur Fortftellung abzugeben, 
wobei nad) Befinden die Vorfchrift des Gefeges über Com— 
petenzverhältniffe vom 28. Januar 1835, A, $. 14 in Ans 
wendung zu bringen ift. 

e) Auch die Störung der öffentlichen Ruhe und Sicher: 
heit durch Exceß, Auflauf und dabei bewiefene KRenitenz an 
fih, ohne Rüdfiht auf die damit verbundene Beleidigung 
einzelner Privatperfonen, ift als Juſtizſache zu behandeln, 
wenn die auf dad Vergehen zu erfennende Strafe vorausficht- 
lic) das für Polizeiftrafen geordnete höchfte Strafmaas über- 
fteigt, und namentlich dabei die Vorfchriften des Griminalge- 
feßbuchs Art. 105 und 132, 2b, 3, A, 5 Anwendung leiden. 


IV. Die Beflimmungen des Criminalgeſetzbuchs Art. 
135, wonad) in dem Falle des Art. 132 unter 1 und 2 a 
die Unterfuchung wegen vorgefallener Körperverlegungen in 
der Regel nur auf Anzeige des Beſchaͤdigten anzuftellen ift, 
find auf das Verhältniß der Aeltern zu ihren noch in ihrer 
Pflege und Gewalt ftehenden unerzogenen Kindern nicht an- 
wendbar, fondern die Polizeibehörbde bei Mißhandlungen fol: 
cher Kinder von Seiten der Aeltern, oder einer das Leben 
oder die Gefundheit der Kinder geführdenden VBernachläffigung 
der älterlichen Pflege, von amtöwegen einzufchreiten, und 
auch zur Unterfuchung und Beftrafung befugt, infofern nicht 
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die zu erwartende Strafe dad polizeiliche Strafmaas über- 
fteigt, oder ein dabei beabfichtigtes eigentliches Criminalver⸗ 
brechen ſich herausſtellt. 

V. Die Beſtrafung des Exceſſes in der an ſich erlaub- 
ten Benutzung der Thiere kommt der Polizeibehoͤrde zu. 

Nach Vorſtehendem haben ſich Alle, die es angeht, in 
vorkommenden Faͤllen zu achten. 

Dresden, am 31. Juli 1839. 


Die Miniſterien der Juſtiz und des Innern. 
v. Koenneritz. Noſtitz und Jaͤnckendorf. 


Stelzner. 


XI. 


Verordnung, 


zu Berichtigung einer unrichtigen Anwendung 
Des Art. 5 des Eriminalgefeßbuchs; 
vom 1. Auguft 1840. 
(Gef. u, Verordn. BL, v. 3.1840, St. 14, No. 66. ©, 205.) 


Wiederholt ift ed vorgefommen, daß Untergerichte bei 
von Ausländern während eined vorübergehenden Aufenthal- 
tes im Inlande begangenen Verbrechen, ungeachtet hier Die 
Vorausfegungen nicht eintraten, unter denen nad) Art. 4 des 
Criminalgeſetzbuchs darüber, ob gegen einen Ausländer mit 
der Unterfuhung wegen eined begangenen Verbrechens zu 
verfahren fey, Beriht an das Juſtizminiſterium erftattet 
und deffen Anordnung erwartet werden fol, doch bei dem 
Suftizminifterium, ob mit der Unterfuchung gegen dergleichen 
Perfonen zu verfahren fey, mittelft Berichtd angefragt und 
fid) deshalb auf Art. 5 des Griminalgefegbuchs bezogen haben. 

Das Zuftizminifterium hat hieraus erfehen, daß diefer 
Artikel des Criminalgeſetzbuchs, wonad an dad Zuftizmini- 
fterium Bericht zu erftatten ift, wenn Ausländer, welche nach 
den Grundfägen des Voͤlkerrechts durch den zeitlichen Auf: 
enthalt in hiefigen Landen der Staatsregierung nicht unter: 
worfen werden, dafelbft ein Verbrechen begehen, von einzel- 
nen Untergerichten mißverftanden und den Worten „„Auslän- 
der, welche nach den Grundfägen des Völferrechtö durch den 
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zeitlichen Aufenthalt in hiefigen Landen der Staatöregierung , 
nicht unterworfen werden,’ ein unrichtiger Begriff unterge- 
legt wird. | 

Wenn nun Art. 5 des Criminalgeſetzbuchs, wie die Be- 
ziehung auf die Grundfäge des Voͤlkerrechts fattfam aus— 
drücdt, von folchen Ausländern zu verftehen ift, denen, wie 
fürftlichen Perfonen und Gefandten auswärtiger Mächte, das 
Recht der Erterritorialität beimohnt, und die mithin ihres 
Aufenthaltes in den biefigen Landen ungeachtet den hierländi- 
fchen Gefegen nicht unterworfen find, wohingegen bei" allen 
andern Ausländern, wenn fie Verbrechen im Inlande begehen, 
die inländifchen Gerichte dergleichen Verbrechen zu unterfu- 
chen und zu richten ohne Weiteres fowohl berechtiget, als 
verpflichtet find, obwohl die Verbrecher als Ausländer einen 
bleibenden Wohnfig und einen allgemeinen perfönlichen Ge: 
richtöftand oder ein Heimathörecht im Inlande nicht erlangt 
haben; fo ift hiernady der von einzelnen Intergerichten in An— 
wendung des angeführten Artikels bewiefene Irrthum zu be= 
richtigen, und wird zu Verhütung unnöthiger und unpaffen- 
der Berichtserflattungen in Unterfuchungsfällen, diefe Bes 
richtigung hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Dresden, am 1. Auguſt 1840. 


Minifterium der Zuftiz. 
v. Koenneriß. 


Hausmann, 


' 


ae“ 


Sachtregiiter. 


Die Zahlen verweifen auf die Seitenzahl. 


A. 


Abbitte, als Privatgenugthuung faͤllt weg, 328. 
Abfeilen des Geldes, 417. 
Abgaben, oͤffentliche, Verleitung zu deren Verweigerung, 191; 

die wegen deren Hinterziehung angedrohten Strafen verbleiben neben 

dem Griminalgef.=B. in Kraft, 480. 

Mbolition verhindert die Einleitung nochmaliger Unterfuhung, 153. 
Abortus, 227. 
Abſchrift, beglaubte, des Straferkenntniffes in Ruͤgenſachen, 326. 
Abſetzung vom Amte in Folge erlittener Zuchthausftrafe, 19. 
Abſicht, gewinnſuͤchtige, ſchließt ein Erkenntniß auf Geldftrafe aus, 38. 

f. a. Vorfag- 
Mbtreibung der Leibesfrucht, 227. 
Hendemifche Würden, Verluſt derfelben in Folge erlittener Zucht 

hausftrafe, 19. 
Adelſtaud, Folgen auf felbigen duch erlittene Zuchthausſtrafe, 20. 
Admonition, die früher übliche, ift aufgehoben, 491. 
Adoptivältern, Entwendungen, Veruntrauungen, Betrügereien und 
Fätfhungen zwifchen ihnen und den Adoptivfindern, 371, 386. 

Adſcendenten, Körperverlegung der, 240. 
Advocaten, Veruntrauung von Seiten eines, 384; 

Anmafung der Verrichtung eines, 416, 567; 

Mißbrauch des Öffentlichen Vertrauens von Seiten eines, 468. 
Advocatur geht durch erlittene Zuchthausftrafe verloren, 19. 
eltern haben Zutritt in das Gefängniß, 23; 

inwiefern fie zur Anzeige von Verbrechen ihrer Kinder nicht verbun- 

den, 83; 
erhalten nach Befinden Auftrag, ihre Kinder wegen gefegwibriger 
Handlungen felbft zu zuͤchtigen, 139; 
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Heltern, welche ihre Kinder ausfegen, 233; 
Schärfung der Strafe bei Körperverlegungen ber, 240; 
Unterfuhung von Amtswegen bei Körperverlegungen gegen, 241; 
welche ihre Kinder an Gaufler ꝛc. überlaffen, 250, 2513; 
welche ihre Kinder zu Eingehung einer ungültigen Ehe nöthigen, 
282; 
deren Berechtigung zur Anzeige gegen dritte Perfonen, 329, 410, 
412, 413; 
welche ihre Kinder mißhandeln, 570. 
Hergerniß, öffentliches, f. Handlungen- 
Aeußerungen, aufreizende, gegen die Regierung ober Staatöverfaf: 
fung, 181. 

Alter, unzurehnungsfähiges, 139; 
jugendliches, als Milderungsgrund, 123; 
deffen Einfluß auf Verwandlung der Strafe in Zuͤchtigung, 48; 
deffen Einfluß auf Zumeffung der Strafe mit Rüdficht auf die Les 

bensdauer des Verbrechers, 103. 

Alternativer Strafen, Vorfchriften wegen, 42. 

Amotion unter Ehegatten und Verwandten, 371. 

Amt, öffentliches, deffen Verluſt in Folge erlittener Zuchthausftrafe, 19; 
begründet bei alternativen Strafen ein Recht auf Geldftrafe, 42; 
verpflichtet zur Verhütung und Anzeige von Verbrechen, 81; 
Peruntrauung im, 384. 

Amtsgewalt, Mißbrauch der, 467. 

Amtspflicht, Vernahläffigung der, 457. 

Amtstiteln, betrügliche Beilegung von, 397. 

Amtsverhältnifie, Mißbrauch derfelben zu dem Zwecke eines Be: 

trugs, 397. 

Analogie, in wie weit fie zuläffig, 2. 

Anatocismus, ift an ſich nicht ftrafbar, 447. 

— Lehranſtalten erhalten die Leichname der Verbrecher, 12, 

154. 
Aneignung, rechtswidrige, von Sachen, welche Jemand in feinem 
Gewahrſam hat, 382. 

Anfall, Hinterliftiger, bei Körperverlegungen, 236. 

Anführer, f. Anftifter. 

Angaben, unmahre, welche die Verhaftung Jemandes veranlaft, 260; 
beim Banferott, 399. 

Angehörige Öffentlicher Beamten, welche zum Zwecke der Deftehung 

Geſchenke annehmen, 462. 

Angriff, geraltfamer, als Hochverrath, 164; 
als ftaatsgefährlihe Handlung, 177; 
als Landfriedensbruh, 209. 

Anhang ald Sicherung gegen befonders gefährliche Verbrecher findet 

nicht mehr ftatt, 121, 548. 

Anmapung amtlicher Eigenfchaften, 397; 
Öffentlicher Dienfte, 416, 567, 568; 
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Aumaßung einer gefundenen Sache, 381; 
fremden Grundeigenthums, 437; 
als widerrechtliche Benugung einer fremden Sache, 437. 
Annahme von Gefchenken, 459. (Beftehung.) 
Anordnungen öffentlicher Behörden, Widerfegung gegen, 187; 
Berabredung zum Ungehorfam gegen, 194. 
Anreizung zur Herausforderung, 340. 
Anfchlag der Straferkenntniffe in Ruͤgenſachen als Privatgenug- 
thuung, 326; 
als Aufforderung zum Aufruhr, 207; 
zur Verübung eines Verbrechens, 80. 
Anstalten, öffentliche, die in Bezug auf felbige vorhandenen Ord— 
nungsftrafen bleiben in Kraft, 480. 
Anftifter, eines Hocverraths, 168, 172; e 
einer Verweigerung des Gehorfams gegen obrigkeitlihe Anord⸗ 
nungen, 194; 
eines Auflauf, 198; 
eines Aufruhrs, 201, 207; 
eines Landfriedensbruchs, 209; 
einer Verhinderung gottesdienfllicher Verfammlungen oder Ver: 
richtungen, 313. 


Antrag, Vergehen, welche nur auf folhen zur Unterfuchung un 
Strafe zu ziehen, 155. 
Anzeichen, Unterdrückung der Anzeichen. eines Verbrechens, 80. 
Anzeige, unterlaffene, noch nicht verübter Verbrechen, 81; 
bereits verübter Verbrechen, 83; 
Strafen unterlaffener, 93, 173; 
Ausnahmen von der Verpflichtung zur, 83; 
Zuruͤcknahme der, 155, 3443 
unterbricht die Verjährung, 162; 
des Gefundenen bei der Obrigkeit, 381; 
eines Baumfrevels, 444; 
Fälle, wo ſolche zur Beſtrafung erforderlich, 1555 
Selbftanzeige beim Hocverrathe, 172; beim Aufruhr, 207, ©. 
a. Widerruf. 
Appellationsgericht hat, wenn die Strafe die Dauer von Drei 
Monaten Gefängniß überfteigt, das erfte Urthel abzufaffen, 498; 
hat zugleich über geringere, mit zur Unterfuhung gefommene 
Verbrechen, fowie die ungleichen Theilnehmer und Begünftiger 
zu erkennen, 552; 
erhält bei Zweifeln über die Höhe der Strafe die Acten zur Ent: 
fcheidung, 552; 
hat zu entfcheiden, ob die vom Unterrichter (außer bei Vagabun— 
den und Bettlern) befchloffene Verwandlung der Strafe in 
Züchtigung erfolgen foll, 49; | 
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Appellationsgericht hat, wenn ein Verbrecher durch verfchiedene Er: 
Fenntniffe zu nicht gleichartigen Freiheitsftrafen verurtheilt wor: 
den, die Verwandlung auszufprechen, 111, 559; 
hat, in gewiffen Faͤllen die Verpflichtung der Gerichtsuntertha- 
nen zu Uebertragung der Unterfuchungskoften zu reguliren, 509; 
Arbeitshans für weiblihe Sträflinge zu Hubertusburg, für daffelbe 
ift das Amt Musfchen zu Wermsdorf die Gerichtsbehörde, 562. 
Arbeitshausftrafe, Ort der Verbüßung der, 21, 550; 
Dauer der, 39, 103, 114, 121; 
Berhältniß derfelben zu andern Freiheitsſtrafen, 102, 103; 
Schärfung der, 28; 
deren Anwendung bei jugendlichen Verbrechern anftatt der Zucht⸗ 
haus- und Todesſtrafe, 123. 
Arreſt, unſchuldig erlittener, 129; 
unterbricht die Verjaͤhrung, 162. 
Arzneiverkauf, unbefugter, die Cognition hieruͤber ſteht der Polizei⸗ 
behoͤrde zu, 569. 
Arzt hat Zutritt zu den Gefangenen, 22; 
wenn deffen Gutachten einzuholen, 14, 48, 51; 
als Beiftand beim Zweikampfe ftraflos, 339; 
Anmaßung der Verrichtung eines folchen, 416, 568; 
deſſen Mißbrauch des Öffentlichen Vertrauens, 468. 
Auctor, f. Urheber. 
Aufforderung zur Berweigerung des Gehorſams gegen obrigkeitliche 
Anordnungen, 194; 
zum Aufruhr, 207. 
Auflage der Diebe und Räuber, 374. 
Auflauf, 198, 
Auflehuung gegen die öffentlichen Behörden 187; 
Gewerbtreibender gegen obrigkeitliche Anordnungen, 195. 
Aufreizende Aeußerungen und Schriften gegen die Regierung oder 
Staatsverfaffung, 181. 
Aufruhr, 201; 
beffen Unterfchied vom Auflaufe, 198; 
Aufforderung zum, 207; 
deſſen freiwillige Anzeige, 207; 
Derbindlichkeit zur Anzeige eines Aufruhrs, 81; 
Aufſeher, melde mit den ihnen untergebenen Gefangenen Unzucht 
treiben, 453. 
Auffichtsbehörde, f. Dienjtbehörde, 
Auftrag zur Ausführung einer ftrafbaren That, 77. 
Ausbildung der Geifteskräfte bei Kindern, deren Unterdrüdung, 243. 
Ausforderung zum Zmweitampfe, 340; 
Anreizung dazu, 340. 
Ausführung der Unfhuld, auf folhe kann nicht mehr erfannt wer: 
den, 502. 
Ausgabe falfhen Geldes, 418. 
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Ausländer werden nach dem Criminalgeſetzbuche baflvaft, 6a 

Berichtserftattung an das Juſtizminiſterium wegen ber Sröffnung 
einer Unterfuchung genen, 6, 572. 

Huslegung eines Geſetzes, 1. 

Ausſage, wahrheitswidrige, 471. 

Ausſetzen hülflofer Perfonen, 233. 

Ausweiſung ausländifcher Verbrecher, 11. 

Außerordentliche Strafen finden nicht mehr ftatt, 502. 

Autorität, Widerfegung gegen die öffentliche, 187. 


B. 


Bande beim Raube, 270; 
bei der Brandſtiftung, 286. 
Bankerott, leihtfinniger, im Allgemeinen, 398; 
eines folhen, der kaufmaͤnniſche Geſchaͤfte betreibt, 39%. 
betrügerifcher, im Allgemeinen, 399; 
eines folhen, der kaufmaͤnniſche Gefhäfte betreibt, 400; 
erdichteter, 400. 
Baſtſchälen in fremder Waldung, 516. 
Baumfrevel, 443; 
Belohnung für die Anzeige eines ſolchen, 444, 
Bauwerken, Brandftiftung an, 296; 
Beihädigung an, 303. 
Beamte, f. Amt, Amtsgewalt, Amtspfliht, Amtsverhältniffe, Dienffs 
pfliht, Staatsdiener. 
Bedrohung des Staatsoberhaupts mit Thätlichkeiten, 483; 
der Kamilienglieder des Staatsoberhaupts mit Thätlichkeiten, 185; 
auswärtiger verbümdeter Negenten, ihrer Bamilienglieder oder ih: 
ver mit öffentlichem Charakter befleideten Bevollmächtigten, 178; 
mit widerrechtlihen Handlungen, 283; 
ald Störung der Ausübung öffentliher Rechte, 282; 
deren Unterfchied von der Nöthigung, 284. 
Befehl zu Ausführung einer firafbaren That, 77. 
Befreiung von Gefangenen, 192. 
Befriedigungen, Diebftahl an, 353. 
Begnadigung, Zolgen der, 153, 114; 
Fiftungsftrafe im Wege der, 30, 
Begräbniß hingerichteter Verbrecher, 12; 
verftorbener, zum Tode verurtheilter Verbrecher, 154. 
Begünftigung eines Verbrechens, 805; 
durch unterlaffene Anzeige veruͤbt, 81, 83, 86; 
Strafe der, 92; 
ift mit dem Hauptverbrechen nicht gleichartig, 119; 
beim Staatsverrathe, 175; 
einer Defertion, 182. 
Behältnifje, deren Eröffnung mit Diebsinftrumenten, 357. 
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Behörden, Auflehnung gegen bie öffentlichen, 187. 
Beihülfe zu einem Berbrechen, als gleiche Theilnahme, 71; 
als ungleihe Theilnahme, 80, 81; 
als Begünftigung, 81; 
bei Abtreibung der Leibesfrucht, 228; 
bei der Selbftverftümmelung, 248. 
Beitrag der Sträflinge zu ihrem Unterhalte, 562. 
Befanntmachung vollzogener Strafen nach Gutbefinden des Sufliz« 
minifteriums, 56; 
des Erkenntniffes als Privatgenugthuung, 326; 
einer gefundenen Sache, 381. 
Bekleidung der zu Verbüßung einer Freiheitsftrafe in die Ein 
ftalten eingelieferten Inculpaten darf nicht mangelhaft feyn, 561. 
Beleidigung, thätlihe und wörtliche, 320; 
Ausnahme unter gewiffen Vorausfegungen, 323; 
Zumeffung der Strafe, 324; 
Privatgenugthuung des Beleidigten, 326; 
Bedingungen der Unterfuchung, 329. 
Belohnung, deren Darreihung als Verleitung, 77; 
für die Anzeige eines Baumfrevels, 444. 
Benutzung, widerrechtliche, fremder Sachen, 437. 
Berichtserftattung an das Juftizminifterium wegen Unterfuhung 
von Verbrechen, 6, 186, 572; 
an das Beziksappellationsgericht bei Verwandlung der Strafe in 
Zuͤchtigung, 48. 
Beichädigung von Perfonen, 236; 
von Vieh und leblofen Gegenftänden, 303, 304, 438, 442; 
von Eifenbahnen, 443. 
Beichneiden des Geldes, 417. 
Beitechung, 460; 
deren Unterfuchung Bann nur auf Antrag entweder des Betheilig⸗ 
ten, ober der Dienft = oder Auffichtsbehörde ftattfinden, 471. 
Beftimmung zu Ausführung einer ftrafbaren That, 77. 
Betrag, deffen Ermittelung bei Verbrechen, deren Beftrafung zugleid) 
von der Größe des Werths einer Sache abhängig, 100, 5565 
deffen Zufammenrechnung bei concurrivenden, ruͤckſichtlich des Betrages 
nach gleichen Grundfägen zu beurtheilenden Verbrechen, 96, 525; 
wird den gleihen Theilnehmern voll angerechnet, 75. 
Betrug, einfaher, 386; 
deffen Vollendung, 387; 
bei Verträgen, 389; 
ausgezeichneter, als: Falfhung, 391; Mißbrauch der Religion, 
396; Mißbrauch amtlicher Eigenfchaften, 397; Gefährdung 
des Lebens oder der Gefundheit andrer Perfonen, 398; 
unter Verwandten, 386; 
in Hinficht auf perfönliche Verhältniffe, 409; 
©, übrigens Bankerott, Faͤlſchung, Unzucht. 
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Bettler, Strafſchaͤrfung bei ſolchen, 28; 
Strafverwandlung in Zuͤchtigung bei ſelbigen, 49; 
wer darunter zu verſtehen, 50. 
Beweis, ſ. richterliche Ueberzeugung, 502. 
Bewußtloſigkeit in Bezug auf Zurechnung, 1413 
Benutzung des bewußtloſen Zuſtandes einer Frauensperſon zur 
Unzucht, 265. 
Bezeichnungen, Verletzung amtlicher, 190. 
Bienenſtöcken, Diebftahl an, 353. 
Bigamie, 346; 
Milderungsgruͤnde, 347. 
Bilder, als Pasquill, 324; 
zum oͤffentlichen Aergerniß gereichende, 456. 
Bitten, dringendes, als Verleitung, 79. 
Bleichſtücken, Diebſtahl an, 353. 
Blödfinn, als Milderungsgrund, 131. 
Bösliche Verlaſſung eines Ehegatten, 344. 
Böswilligkeit iſt beſonders bei Abmeſſung der Strafe und deren 
Schaͤrfung zu beruͤckſichtigen, 28, 48, 61, 87, 123, 438, 442, 
443, 456. 
Bosheit erfüllt das Alter, 123, 124. 
Brandftiftung, abfihtlidhe, und zmar: 
in bewohnten oder andern Gebäuden, mo ſich gewöhnlich ober 
menigftens zu der Zeit, wenn diefelbe ausbrechen foll, Mens 
fhen aufhalten, ift mit dem Tode, 285, oder mit lebenslaͤng— 
lihem Zuchthauſe erften Grades zu beftrafen, 292; 
bei dem Mangel eines erfchwerenden Umftandes, 294; 
an einem eigenthuͤmlich zugehörigen Wohngebäude ohne Gefahr 
für Perfonen oder fremde Gebäude in irgend einer rechtswidri— 
gen Abſicht, 294; 
an fremden unbewohnten Gebäuden oder andern Bauwerken, 
MWaldungen, Sruchtfeldern, Holzvorräthen, Getreidefeimen und 
ähnlichen Gegenftänden, 296; 
an Schiffen, Schiffmühlen, Pulvermühlen, ea a und 
Pulverwagen, 299; 
Verbindlichkeit zur Anzeige einer folchen, 81; 
fahrläffige, 305; 
Gonfummation des Verbrechens der, 300; 
Mirkung thätlicher Neue bei der, 301; 
Bedrohung mit Brandftiftung zum Zwecke der Erpreffung, 280, 281. 
Brandzeichen und Brandbriefe zum Zwede der Erpreffung, 281. 
Brücken, deren Befchädigung, 303. 


©. 


Genfur, die früheren Beftimmungen darüber verbleiben zur Zeit in 
Kraft, 480. 
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Civilperſouen, gegen fie kann Feſtungsſtrafe nur im Wege der Be: 
gnadigung flattfinden, 30. 
Givilrechtliche Beltimmungen, in den aufgehobenen Strafgefegen 
enthalten, verbleiben in Kraft, 481. 
Competenz des Richters zur Unterfuchung von Verbrechen wird nad) 
dem jus in thesi beftimmt, 484; 
der Juſtiz- und Berwaltungsbehörde in Anfehung ber Unterfu: 
hung und Beftrafung von NRuheftörungen, Erceffen und That: 
lichkeiten, 569. 
Gonenbinat ift zwar nicht ftrafbar, aber von der Polizeibehörde nicht 
zu geftatten, 456. 
Concurrenz von Verbrechen, 94, 102, 105; 
mit dem Nüdfalle, 121, 
von Forftverbrechen mit andern Eigenthumsverbreden, 519. 
Gonfiscation des Vermögens findet nicht mehr ftatt, 167; 
der Merkzeuge bei Korftverbrechen, 516, 519; 
der Werkzeuge bei Korftpolizeivergehen, 516, 531. 
Gonfummation des Verbrechens, f. Vollendung. 
Gorporationen, Ehrenverlegungen gegen ganze, 329. 
Greditpapiere, Verfertigung falfcher öffentlicher, ift mit der Ferti- 
gung falfchen Geldes gleichartig, 118; 
auf fie leiden die Strafen wegen Münzverbrechen Anwendung, 418; 
deren Verfchleuderung unter dem Preife bei bevorftehendem Con⸗ 
curfe, A400. 
Griminalgejeßbuch für das Königreich Sachſen, 1; 
teitt mit der Publication durch das Geſetz- und Verordnungs⸗ 
blatt in Kraft, 478, 481; 
deffen Anwendung, 1; 
neben demfelben in Kraft verbleibende Gefege, 479; 
deffen ruͤckwirkende Kraft, wo es milder, A81, 546; 
deffen Umfang bildet die Grenzlinie zwifchen der Strafgewalt der 
Zuftize und Adminiftrativ Behörden, fo weit nicht eine be: 
fondere VBorfchrift etwas Andres beftimmt, 480. 
Culpa, f. Fahrläffigkeit. 


D. 


Defenfion f. Verteidigung. 

Dentmäler, öffentliche, deren Beſchaͤdigung, 442. 

Dennneiation, falfhe, 318; 
deren Unterfchied von der Verleumdung, 319; 
Bedrohung damit, 280. 

Defertion, Verleitung zur, 182. 

Detention im Zuchthaufe als Anhang findet nicht mehr ftatt, 121; 
bis zur Ausführung der Unfhuld, kann nicht mehr erkannt mer: 

den, 502. 
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Dentfcher Bund, deffen Gleichſtellung mit dem Sächfifchen Staate 
in Bezug auf Hochverrath und Staatsverrath, 167, 173, 175. 
Diebftahl, Vollendung deffelben, 352; 
an einer Sache, woran dem Entwender ein Miteigenthum oder 
ein Miterbrecht zufteht, 351; 
einfacher, 348; 
Erſchwerungsgruͤnde innerhalb des Strafmaaſes, 353; 
ausgezeichneter, als 
aus Gebäuden, zum Gottesdienfte gemwibmet, 354; 
aus Gräbern und Grabftätten, 355; 
zur Zeit dringender Gefahren, 356; 
duch Eröffnung verfchloffener Gebäude oder Behaͤltniſſe mit 
Diebsinftrumenten, durch gewaltſames Erbrechen derſelben, 
durch naͤchtliches Einſteigen in Gebaͤude, durch Einſchleichen 
und Einſchließenlaſſen in bewohnte Gebäude, um zur Nacht: 
zeit zu ftehlen, 357; ‘ i 
Markt: und Zafchendiebftähle, 364, 
Vereinigung Mehrerer zu gewerbmaͤßiger Betreibung des Dieb: 
ſtahls, 365; 
gewaltfamer, 366; 
mit Waffen, 369; 
Goncurrenz- ausgeichnender Umftände beim, 370; 
Forftdiebftähle, 370, 512 
unter nahen Verwandten, 371; 
von PVictualien, 373; 
Darthiererei und Hehlerei beim, 374; 
Ruͤckfall beim, 119, 375; 
Tundbiebftahl, 381; 
von Wild, f. Fagdgerechtigkeit; 
von Fifchen, f. Fifchereigerechtigkeit; 
mit welchen Verbrechen derfelbe gleichartig, 118; 
Ermittelung des Betrags beim, 100; 
Wirkung des außergerichtlihen Geftindniffes und Erſatzes beim, 
132. 
Diener, Berlesung pflichtmäßiger Verfchtwiegenheit von Seiten eines, 
469; 
Öffentlicher Behörden, Vergehungen gegen felbige, 187. 
Dienftbehörde hat das Befugnif, die Ehrenverlesungen, welche den 
von ihnen in öffentlichem Dienft angeftellten Perfonen und 'öf: 
fentlichen. Behörden zugefügt worden find, zur Unterſuchung 
und Beltrafung anzuzeigen, 329; 
ift bei den im 17. Kap. des beſ. Th. des Crim. Gef. B. aufges 
führten Vergehungen, welche von Staatödienern veruͤbt wer: 
den, und nur mit höchfteng 8 Moden Gefaͤngniß bedroht find, 
ermächtigt, die Unterfuhung felbft zu führen, 472, 557; 
ift durch die Griminalgerichte von den an diefe gelangenden An: 
zeigen gegen Perfonen im Staatsdienfte in Kenntniß zu fegen, 





Sachregiſter. 583 


und haben die Criminalgerichte deren Entfchließung uͤber die 
Führung der Unterfuhung zu erwarten, 558. 
Dienftpflicht, Verlegung der, 469. 
Dienftzeugnifie, deren Faͤlſchung, 393, 557. 
Disciplinarftrafen in öffentlichen Anjtalten, 18, 480. 
Dorf, deffen ausgedehnter Begriff bei dem Verbrechen der Brandftif 
tung, 291. | 
Drohung, als Verleitung, 77; 
deren Einfluß auf die Zurechnung, 146; 
gegen Öffentliche Behörden und deren Diener, 187, 189; 
bei der Nothzucht, 261, 262; 
beim Raube, 270, 278; 
zum Zwecke der Erprefiung, 279; 
der Xeltern, Pflegeditern und Vormuͤnder, welche ihre Kinder, 
Pflegekinder oder Mündel durch thätlihen Zwang oder Dro: 
hungen zu Schliefung einer aus diefem Grunde gefeetich un: 
gültigen Ehe genöthigt haben, -282; 
des feiner Feſtnehmung ſich widerfegenden Diebes, 366; 
der auf fremder Wildbahn betroffenen Perfonen, 428; 
f. a. Bedrohung. 
Duell f. Zweikampf. 
Dunkelarreſt, inwiefern er mit der Zuchthausſtrafe erſten Grades 
verbunden, 14; 
als Schärfungsmittel bei der Zuchthausftrafe, 16. 


E. 


Ehe, Noͤthigung von Seiten der Aeltern ꝛc. zu Eingehung einer ge⸗ 
ſetzlich unguͤltigen, 282; 
betruͤgliche Verleitung zu Eingehung einer unguͤltigen, 412; 
Verfuͤhrung zur Unzucht unter dem Verſprechen der, 412. 
Ehebruch, einfacher, 341; 
doppelter, 3423 
Milderungsgruͤnde beim, 342; 
Bedingungen der Unterſuchung deſſelben, 342, 343. 
Ehefrau, Entführung einer, 255; 
deren Parthiererei bei den Verbrechen ihres Ehermannes gegen das 
Eigentum, 374. 
Ehegatten, deren Zutritt zu. dem gefangenen Ehegatten in Beiſeyn 
eines Auffehers, 23; 
inwierveit fie zur Verhütung und Anzeige von Verbrechen nicht 
verbunden, 83; 
find berechtigt, Ehrenverlegungen gegen den verftorbenen Theil 
zur Unterfuhung und Beltrafung anzuzeigen, 329; 
Entwendungen, Veruntrauungen, Betruͤgereien und Faiſchungen 
unter, 371, 386; 
Bösliche Berlaffung eines, 344. 
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Eheliche Treue, Verlegung derfelben, 341. 
Ehemann ift berechtigt, die feiner Ehefrau zugefuͤgten Ehrenverleguns 
gen zur Unterfuchung anzuzeigen, 329; 
als Verkuppler feiner Ehefrau, 455. 
Ehrenamt ift bei alternativen Strafen zu berucfichtigen, 43. 
Ehrenerflärung, als Privatgenugebuung fällt weg, 328. 
Ehrenrechte gehen durch erlittene Zuchthausftrafe verloren, 18. 
Ehrenverlegungen, 315; 
Verleumdung, 315; 
falfhe Denunciation, 318; 
Beleidigung, 320; 
Pasquill, 324; 
Zumeffung der Strafe bei, 324; 
wenn die Thatfache wahr ift, 317, 325; 
Privatgenugtbuung des DBeleidigten, 326. 
Bedingungen der Unterfuchung, 329; 
Unterfchied von Körperverlegungen, 322. 
Ehrenzeichen, deren Verluſt in Folge erlittener et, 18. 
Eid, falfcher, 306; f. Meineid, 
leichtiinniger, 309; 
von Seiten des Verlegten, iſt zur Berichtigung des Thatbeſt an⸗ 
des nothwendig, wenn der Thaͤter leugnet, 491. 
Eidesſtatt, Verſicherung an, daß die Schaͤtzung der Ueberzeugung ge— 
maͤß, bei Verbrechen, wo die Groͤße der Strafe zugleich von 
der Größe des Werths einer Sache abhängt, 100; 
wird rücfichtlich der Strafen des Meineides dem Eide gleich ges 
achtet, 308. 
Eigentbums, Befchädigung oder Zerſtoͤrung fremden, 438; 
Einbruch, f. Diebſtahl. 
Eindringen ald Störung des Hausfriedens, 213; 
in fremde Geheimniſſe, 470; 
Einfchleichen, f. Diebitaht. 
Einſchließenlaſſen, f. Diebftahl, 
Einfperrung eines Menfchen, widerrechtliche, 260. 
Einſteigen, f. Diebſtahl. 
Eiſenbahnen, Beſchaͤdigung an, 443. 
Entbindung, ungeitige, f. Abtreibung der Leibesfrucht. 
Entführung, Begriff und Strafe der, 253; 
- von Perfonen unter 14 Jahren mit deren Einwilligung, 255; 
von Perfonen über 14 Fahre oder einer Ehefrau, mit deren Ein 
willigung, 255; 
einer unverhepratheten Perfon, um fie zur Eingehung der Ehe 
zu nöthigen, 257; 
einer unverhepratheten Perfon mit deren Cinmilligung, jedoch 
wider den Willen derer, die darein zu confentiren, 258; 
Milderungsgriunde, 257; 
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Entführnng, Beſchraͤnkung des richterlichen Verfahrens, 259. 
Enthauptung Mebrerer, 12; 
erfolgt durch das Schwert, 13, 5565 
Ablieferung oder Beerdigung des Enthaupteten, 12; 
ift bei Schwangeren auszufegen, 12. 
Entſchädigung des Verletzten geht den Unterfuchungsfoften vor, 36; 
wegen verlegter Gefundheit, 246; 
wegen widerrechtlicher Freiheitsberaubung, 251; 
bei Forftentwendungen, 526. 
Enticheidung, ſ. Appellationsgericht, Erfenntnif. 
Erbe bat aus dem Nachlaffe die feinem Erblaffer auferlegten, nicht 
alternativen Geldftrafen zu bezahlen, 153; 
ift berechtigt, Injurien gegen feinen Erblaffer anzuzeigen, 329; 
welcher eine Sache entwendet, woran ihm ein Mienherche zuſteht, 351. 
Erbrechung beim Raube 270; 
beim Diebjtabhle, 357. 
Erdichtung bei Angabe des WVermögensjuftandes von Seiten eines 
Schuldners, 399; 
perfönlicher Verhättniffe, 409. 
Erfolg, deffen Einfluß auf Abmeffung der Strafe, 57, 58, 66, 90. 
Erkenntniſſe, deren Bekanntmachung durch das Juftizminifterium, 56; 
vom Appellationsgericht abzufuffende, 498 
deren Bekanntmachung als Privatgenugthuung, 326; 
deren Unterdriidung, 467; 
verfchiedene, worin ein Verbrecher zu nicht gleichartigen Freiheits- 
ftrafen verurtheilt, 111, 559. 
Erläuterungen zu einigen Artifein des Griminalgefeßbuchs, 475, 
Erlaß als betrüglihe Handlung beim Bankerott, 
Ermittelung des Betrags bei Verbrechen gegen das Eigenthum aus 
gewinnfüchtiger Abficht, f. Betrag. 
Eröffnung verfchloffener Bebältniffe, 357, 434. 
Erprefiung gegen einzelne Perfonen, 279; 
gegen die Bewohner einer ganzen Ortfchaft, 280; 
inwieweit fie mit dem Raube oder den Verbrechen gegen bag 
Eigenthum gleichartig, 118. 
Erfag, nußergerichtlicher, 132; 
als Strafminderungsgrund überhaupt, 90, 138. 
ift bei Korftdeuben im Betrage bis mit Einem Thaler Zwölf Gro⸗ 
fhen nicht zu berüdfichtigen, 513, 515. 
Erzieher, weiche ihre Pflegbefohlnen an Gaukler ıc. Üüberlaffen 250, 25135 
welche ihre Pflegbefohlnen zu Eingehung einer ungültigen Ehe noͤ⸗ 
thigen, 282; 
welche ihre Pflegbefohlnen zur Unzucht mifbrauchen, 453; 
welche ihre Pflegbefohlnen zu fleifchlihen VBergehungen mit An- 
dern verleiten, Abb. 
Erziehungs» und Befferungs = Anftalt für jugendliche Verbrecher, 
140, 566. 
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Eßwanren, Entwendung von, 373. 
Etifetten eines Sandeebaufet oder einer Fabrik, deren — 
und Mißbrauch, 395, 
Exceß bei der Nothwehr, 150. 
Competenz der Juftiz: und Verwaltungsbehoͤrde in Anfehung ber 
Unterfuhung und Beftrafung von Erceffen, 569. 
Erterritorialität, welchen Perfonen fie zujteht, 11, 573. 


F. 
Fabrikzeichen, deren Nachmachung, 395. 
Fälſchung, 391; 
an Reiſepaͤſſen, Wanderbuͤchern, Dienſt-, Geburts⸗ oder andern 
Zeugniſſen, 393, 5575 
in Anfehung von Privatfiegeln oder Stempeln, 394; a 
in Bezug auf Stempel eines Handelshaufeß oder einer Fabrik, 3 395; 
inmieweit fie mit andern Verbrechen gleichartig, 118. 
Fahrläffigkeit wird nur in den im Gefege beftimmten Fällen beftraft, 69; 
Aufzählung der Fälle, wo fie frafbar, 79; 
Zumeffung der Strafe, 90; 
Vorſaͤtzliche Verbrehen und ſolche aus Fahrlaͤſſigkeit ſind nicht 
gleichartig, 118. 
Falichmünzen, 417; 
Familienrechte eines Menfchen, widerrechtliche Unterbrüdung oder 
Veränderung der, 410. 
Feind, Verbindung mit felbigem und deffen Unterftügung, 173, 175. 
Felddiebftahl, 353. 
Feftungsitrafe, 30. 
Feneranmachen im Watde, 529. 
Tifchereigerechtigfeit, Beeinträchtigung der, 434 
Fleifchlichen Verbrechen, Gerichtsftand der, 262; 
Gonfummation der, 269 
f. a Bigamie, Ehebruch, Inceſt, Kuppelei, Nothzucht, -Unzucht. 
Flucht, Unterftüsung eines Verbrechers zur, 80; beim Bankerott, 399. 
Formalitäten, Mangel an den vorgefchriebenen, 500. 
Forſtverbrechen, Geſetze, die Unterfuchung und Beftrafung der, 370, 
12: 


L Borltentwerdungen, 512; 
Gonfummation der, 518; 
Zufammentreffen mit andern Verbrechen, 519; 
etfchwerende Umftände, 520; 
Miderfegung von Seiten des Diebes, 522; 
Ruͤckfall bei, 528, 5255 
Zuſammenrechnung des Betrages bei mehreren 525; 
Entfhädigung, 526, 527; 
Theimahme, Berleitung, Parthiererei und Hehlerei bei, 526 
Confiscation der Werkzeuge bei, 516, 519; 
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Forſtverbrechen. 
II. Forſtpolizeivergehen, 528; 


III. 


Arten derſelben und Strafen, 528; 

Ruͤckfall, 531; 

erfchtwerende Umftände, 531; | 

Verwandlung der Strafe im Falle de8 Unvermögens, 531; 

Gonfiscation der Werkzeuge, 531; 

Widerfegung von Seiten des Thäters, 532; | 

BZufammenrottungen zu gewaltthätiger Verhbung, 532% 

Entfhädigung, 533. 

Verfahren bei Unterfuchungen wegen Forſtentwendungen 
und Forſtpolizeivergehen, 533. 

Serichtsitand, 533. 

Eintheilung der Forftverbrechen in 3 Klaffen, 535; 

Verfahren bei den verfchiedenen Klaſſen, 536; pri 

Ausmittelung des Werths, 536; 

Beweiskraft der Anzeigen der verpflichteten Forftbenmten, 538; 

Vertheidigung des Angeſchuldigten, 537, 538; 

Abfaffung der Beſcheide bei Forftrügen erfter Klaffe, 536; 

Vollſtreckung der Strafe, 539; 

Strafe des zur Verbüßung einer Handarbeitsftrafe gelade: 
nen Forftfträfers, wenn derfelbe außenbleibt, 540; 

Gebühren der Amts: und Gerichtsfrohne bei Vollſtreckung 
der wegen Forflverbrechen verwirkten Gefängnifftrafen, 


IV, Anwendung der gemeingefeglichen Beftimmungen, 541. 


Fortſetzung eines und deffelben Verbrechens, in Bezug auf Zumeſſung 


der Strafe, 945 


mit Hinficht auf Verjährung, 161. 
Forum, f. Gerichtäftund. 
Freiheit, deren Martel in Bezug auf Zurechnung, 146; 
Verlegung der perfönlicen, 249. 
Freiheitsftrafen, Zufammentreffen mebrerer zeitlichen, 102. 
Freiwilliges Abftehen von einem bereits begonnenen verbrecherifchen 


Unternehmen, 63. 


Friedensbruch, f. Landfriedensbruch, Störung des Hausfriedens, 
Friedhöfen, Beſchaͤdigung an, 442. 

Fruchtbäumen, Vernichtung oder Befhädigung von, 443. 
Fruchtfeldern, Brandftiftung an, 296, 

Früchten, Entwendung von, 352. 

Fund, Vorenthaltung des Gefundenen, 381, 

Furcht in Bezug auf Zurechnung, 146. 


©. 


Gartenfrüchten, Diebftahl an, 358. 
Gaufler, deren Raub an Kindern, 250; 
Ueberlaffung der Kinder an, 251. 
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Gebäude, Unterfchied von Wohngebäuden, 290; 
f. Beſchaͤdigung, Brandftiftung, Diebftahl. 
Gebrauch einer fremden Sache, widerrechtliher, 437. 
Gebrechen, f. Selbftverftümmelung. 
Gebühren der Frohne bei Voltftredung der wegen Forftverdrechen ver: 
wirkten Gefängnißftrafen, 542. 
Geburt, Berheimlichung der, 230. 
Geburtszeugnifle, Salfhung der, 393, 557. 
Gefährdung des Lebens oder der Gefundheit Andrer durch betrüg- 
lihe Handlungen, 398, 
Gefährliche Handlungen und zwar 
ftaatögefährliche, 1775 
gemeingeführliche, 285. 
GefährlichFeit des Verbrechers, befondere, 58, 168. 
Gefängniß, Zutritt zu den Gefangenen in das, 22. 
Gefängnißftrafe, Det der Verbüßung, 22, 521; 
foll ununterbrochen verbüßt werden, 23; 
Schärfung der, 28; 
deren Verwandlung in Eörperliche Zuͤchtigung, 48. 
Gefahr in Bezug auf Zurehnung, 146. 
f. Diebſtahl, gefährlihe Handlungen, Körperverlegung, Noth— 
zucht, Raub, Vergiftung. 
Gefangenen, Beköftigung der, 22; 
Arbeitsüberfchuß der, 22; 
Befreiung der, 192; 
Selbftbefreiung der, 193, 194; 
Mißbrauch zur Unzucht der, 453. 
Gefangenhalten, widerrechtliches, 260, 467. 
Gefundene Sachen, 381. 
Gegenwart bei Ausübung eines Verbrechens, ZL. 
Geheimniſſe, unbefugtes Eindringen in fremde, 470. 
des Staats, an fremde Negierungen mitgetheilt, 176. 
Gehörs, Beraubung des, 237. | 
Gehorfam, deffen Verweigerung gegen gefegliche oder obrigkeitliche 
Anordnungen, 194. 
Gehülfen beim Zweifampfe, 338. 
f. Theilnahme. 
Geijteskräfte, in Bezug auf Mitderung der Strafe, 130. 
Zerrüttung und Verhinderung der Entwidelung der, 243. 
Geiſteskrankheit in Folge erlittener Körperverlegung, 237; 
in Folge eines Raubes, 270. 
Geistliche haben Zutritt zu den Gefangenen, 22; 
deren thätlihe Mifhandlung während der Amtsverrihtung, 3135 
deren Beleidigung während der Amtöverrichtung, 313; 
welche das öffentliche Vertrauen mißbrauchen, 468. 
Geldes, Fertigung falfhen, 41735 
Verfaͤlſchung ächten, 417. 





Sachregiſter. 589. 


Geldftrafe, Zuläffigkeit der, 34; 
deren Verhaͤltniß zur Gefängnif: und Handarbeitsftrafe, 42; 
deren Quantificirung durch den Unterrichter, 42, 47; 
Verwandlung der, Ad; 
die nicht alternativ zuerfannte ift aus dem Nachlaſſe einzubringen, 
153; 
ift bei concurrirender Zuchthaus s oder Arbeitshausftrafe unzuläf- 
fig, 103. 
Gemeinde, deren Verleitung zur Verweigerung von Reiftungen, 191; 
eigenmäcjtige Verfammlungen derfelben, 208. 
Gemeindebeamte find bei alternativer Strafe mit Geldſtrafe zu be: 
legen, 43; 
deren Beftrafung bei einer Veruntrauung im Amte, 384. 
Gemeingefährliche Handlungen, 285. 
Gemeinfchuldner, Unzuläffigkeit der Vollſtreckung einer Geldftrafe 
gegen einen, 45. 
Gensd’arme im Dienft kann auf fremder Wildbahn ein Gewehr füh- 
ren, 427. 
Gerichtsbanf, Befekung der, 487. 
Gerichtsgefängniß, darin werden Strafen bis zu 3 Monaten ver: 
büßt, 22. 
Gerichtsperfonen ald Taratoren, 101. 
Gerichtsftand in gewöhnlichen Unterfuchungsfachen, 484; 
bei fleifchlihen Verbrechen, 262; 
bei $orftverbrechen, 533. 
Geringichägung gegen die Obrigkeit und deren Diener beim Auflauf, 
198. 


Gerüchte, Verbreitung falfcher, 182: 
Berbreitung ſolcher, welche der Ehre eines Andern nachtheilig, 315, 
316. 


Gefchente, deren pflichtwidrige Annahme, 459, 464. 
Gefchlechtstriebes, midernatürliche Befriedigung des, 455. 
Geſetz, deffen Unkenntniß, 145. 
Gefegesanalogie, deren alleinige Statthaftigkeit bei Auslegung des 
Criminalgeſetzbuchs, 2. 
Gefichts, Beraubung des, 237. 
Geftändnig, außergerichtliches, Freiwilliges, 132; 
ift zur Auferlegung dee ordentlichen Strafe nicht nothwendig, 502. 
Geftundung als wucherlihe Handlung, 445. 
Gefundheit, Verlegung derfelben durch Körperverlegung, 236; 
deren Verlegung durch Fahrläffigkeit, 244; 
durch. Mothzucht erlittener Nachtheil an der, 264; 
duch Unzucht mit einem Kinde unter 14 Jahren entftandener 
Nachtheil an der, 266; 
Gefährdung des Lebens oder der Gefundheit Andrer durch be: 
trügliche Handlungen, 398. 
Getraidefeimen, Brandftiftung an, 296. 
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Gewahriam, f. Veruntrauung. 
Gewalt, als Berleitung, 775 

deren Einfluß auf Zurechnung, 146; 

f. Angriff, Diebſtahl, Entführung, Expreffung, Gefangene, Rand: 

friedensbruch, Menfchenraub, Nöthigung, Nothzucht, Raub. 

Gewehr, deffen Führung auf fremdem Jagberviere, 426; 

deffen verweigerte Vorzeigung ıc. 428. 
Gewerbmäfige Betreibung des Diebitahls, 365; 

der Parthiererei, 374; 

des Wilddiebſtahls, 432; 

des Wuchers;, 449; 

der Unzuct, 454; 

der Kuppelei, A454. | 
Gewerbsarbeiten, Verabredung zu Einftellung der, 195. 
Gewerbtreibende, Folgen erlittener Zuchthausftrafe auf, 19; 

deren Auflehnung gegen obrigkeitlihe Anordnungen, 195. 
Gewinnfüchtige Abſicht ſchließt ein Erkenntnif auf Getdftrafe aus, 38: 
Gleichartige Verbrechen, 118. 
Gottesacker, Beſchaͤdigung am, AA. 
Gottesdienst, Entwendung einer dazu dienenden Sache, 354: 
Gottesdienftlicher Handlungen, Störung, 312. 
Gotteslafterung, 312. 
Gräber, Entwendung von Sachen und Reichnamen aus felbigen, 355; 

Beſchaͤdigung der, 442. 
Grad der Zuchthausftrafe ift ftets in dem Erkenntniffe auszufprechen, 13. 
Gras, deffen Entwendung aus fremder Waldung, 512. 
Grenzzeichens, Verlegung eines, 435. 
Grundeigenthuns, ungebührliche Anmaßung fremden, 437. 


9. 
Haft, unfchuldig erlittene, 129. 
Handarbeitsftrafe, deren Anwendbarkeit, 32, 513; 
- Berechnungszeit der, 39; 
Vollziehung der, 42; 
deren Verwandlung in Züchtigung, 48; 
deren Wegfall, wenn Zuchthaus- oder Arbeitshausſtrafe concurrirt, 
103. 
Handelsbücher, deren Verheimlihung, Vernichtung oder Verfaͤlſchung 
bei bevorftehendem oder ausgebrochenem Goncurfe, 400. 
Handgelöbnig, Strafe des Bruchs deffelben, 494; Ä 
die Entlaffung auf Handgelöbniß fol ftets erfolgen, wenn Eein 
triftigee Grund zur Gefangenhaltung vorhanden, 554; 
Abmonition bei Entlaffung auf, 555; 
der Ungerfuchungsrichter kann die Geftattung einer zeitlihen Ent: 
fernung des Angefhuldigten dem Ortsrichter im Wohnorte 
deffelben überlaffen, 555. 
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Handgemenge, Toͤdtung eines Menfchen um, 223; 
Körperverlegung im, 242. 
Handlungen, vollendete, 57; 
vorbereitende, 65, 66, 169; 
vorfägliche, 66; 
fahrläffige, 69, 305; 
den Theilnehmern nicht anzurechnende, 765 
mehrere Verbrechen, veruͤbt durch eine Handlung, 94; 
durch verfhiedene Handlungen verübte mehrere Verbrechen, 94; 
ftaatsgefährliche, 177; 
gemeingefährliche, 285, 302, 305; 
zum Öffentlichen Aergerniß gereichende, 456. 
Handwerfsgefellen, welche fich vereinigen, ihre Gewerbsarbeiten ein— 
zuftellen, 195; 
Handiwerfsinuungen, eigenmächtige Verfammlungen der, 208; 
Harz, Entwendung deffelben aus fremder Waldung, 513, 516. 
Hausbeamten, Verletzung der Dienftpflibt von Seiten eines, 469; 
Verlegung pflihtmäßiger Verfchwiegenheit eines, 469. 
Hansfriedeus, Störung des, 213. 
Hebamme, Anmafung der Verrichtung einer, 416; 
Mißbrauch des öffentlichen Vertrauens von Seiten einer, 468. 
Hehlerei ift Begüunftigung und mit dem Hauptverbrechen nicht gleich: 
artig, 119; 
beim Verbrechen gegen das Eigentbum, 374; 
Ruͤckfall, 375; 
bei Korftverbrechen, 526. 
Herausforderung, zum Zweifampfe, 340. 
Herberge der Diebe und Räuber, 374. 
Hinrichtung, ſ. Enthauptung. 
Hochverratb, 164; 
vorbereitende Handlungen zum, 169; 
Berpflihtung zur Anzeige deffelben, 81, 173. 
Solzpflanzen, deren Ausziehen mit der Wurzel, 516. 
SHolzpflanzungen, Beſchaͤdigung oder Zerftörung an, 448. 
Holzvorräthen, Brandftiftung an, 296, 
Hülfloſer Perfonen, Ausfesen, 233. 


J . 


Jagd zur geſchloſſenen Zeit, 434. 

Jagdgerechtigkeit, Beeinträchtigung fremder, 426. 

Jahr, deffen Berechnung bei Freiheitsftrafen, 39. 

Inceſt unter Verwandten in auf: und abfleigender Linie, 452; 
unter leiblihen und Stiefgefhwiftern, Schwiegerältern und 

Schwiegerkindern, Stiefältern und Stieflindern, 453. 

Indicien, Unterdrüdung dee Anzeichen eines Berbrechens, 80; 

welche die volle richterliche Weberzeugung begründen. 502, 
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Injurien, f. Ehrenverletzungen. ae 
Inländer werden ftets nach den Vorfchriften der Intänbifäyen Sefehe 
beftraft, 6. 


Junungen, eigenmädtige Verfammlungen der, 208. 
Inſolvenz, deren Privatanzeige an die Gläubiger, 406. 
Inftanzenzug, 493. 
Irrthum, bei der Wahl der Mittel zu einem Verbrechen, 58; 
deffen abfichtlihe Erregung oder Benugung als Verleitung, 77; 
in Bezug auf Zurehnung, 145; 
beim Diebftahle, 146; 
beim Betruge in Verträgen, 389. 
Jugend, Eörperlihe Züchtigung jugendlicher Verbrecher, 51; 
als Milderungsgrund, 123. 
Anftizminifterium, Berichtserftattung an das, 6, 186; 
deffen Berechtigung zu öffentliher Bekanntmachung vollzogener 
Strafen, 56; 
hat auf ein angezeigtes Majeftätsverbrechen zuvörderft Vertrag an 
das Staatsoberhaupt zu erftatten, 187. 
Recurs an daffelbe gegen die Entfcheidung des Appellationsges 
richts in Betreff der Regulirung zu übertragender Unterfuchungss 
£often, 509. 


K. 


Kennzeichen, Nachmachung befonderer Kennzeichen, womit MWaaren 
oder Fabrikate eines beftimmten Handelöhaufes oder einer be= 
ftimmten Fabrik bezeichnet, 395. 

Kienaushanen aus ftehenden Hölzern, 516. 

Kinder, Unzurehnungsfähigkeit der Kinder unter 12 Fahren, und 

Unterbringung derfelben in einer Erziehungs: und Beſſerungs— 
anftalt, 139, 566; 
Ausfesen der, 233; 
Körperverlegung der Aeltern von Seiten der, 240, 241; 
deren Mifhandlung von Seiten der Xeltern, 242, 570; 
Unterdruͤckung der Ausbildung der Geifteskräfte der, 243; 
Raub der, 249; 
Ueberlaffung derfelben an Gaukler ıc., 250, 251; 
Entziehung der Kinder mit Rüdficht auf eine Religionsverinde: 
rung, 252; 
Entführung der, 255, 258; 
deren Mißbrauch zur Unzuct, 266, 453; 
deren Nöthigung zu Eingehung einer gefeglich ungültigen Ehe, 282; 
Berechtigung des Waters, die feinen Kindern zugefügten Ehren- 
Ä verlegungen zur Unterfuchung anzuzeigen, 329, 411; 
wenn fie an ihren Xeltern eines Eigenthumsvergehens ſich ſchul⸗ 
dig gemacht, 371, 386; 
Parthiererei der, 374; 
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Kinder, mwiderrechtliche Unterdrüdung ber Familienrechte der, 410; 
deren Verleitung zur Unzucht mit Andern, 455; 
Annahme von Geſchenken von Seiten der Kinder eines Öffentli- 
chen Beamten, 462, 
Kindesmord, 225, 
Kirchen, Störung gottesdienftlicher Handlungen in, 213; 
Entwendung aus, 354; 
Beſchaͤdigung an, 
Kirchenverwaltung, die hierauf bezuͤglichen Ordnungs- und Zwangs⸗ 
ftrafen verbleiben in Kraft, 480. 
Kobaltdiebitahl, 353. 
Körperliche Züchtigung, f. Züdhtigung. 
Körperverlegung, deren Strafe, 236; 
an Adfcendenten verübt, 240; 
bei vorgängiger Aufteisung, 241; 
bei Raufhändeln, 242; 
Beſchraͤnkung des richterlihen Verfahrens, 241; 
aus Fahrläffigkeit, 244; 
Schmerzengeld, 2455. 
Entfhädigungsanfprüce, 246; 
Straffhärfung, 28; 
Verwandlung der Strafe in Züchtigung, 48; 
unterlaffene Verhinderung einer groben, 81; 
Unterfchied von thätlichen Injurien, 322. 
Koft, Entziehung warmer, inwiefern fie mit der Zuchthausſtrafe erften 
Grades verbunden, 14; 
als Schärfungsmittel bei der Zuchthausitrafe, 17; 
Anwendung gegen Vagabunden und Bettler und unter gewiffen 
Dorausfegungen, 285 
Beköftigung der Gefangenen, 22. 
Koften der Unterfuhung ſtehen der Entfchädigung des Verlegten nadh, 
36; 
wer fie beim Neinigungseide zu tragen, bat der erfennende Rich— 
ter zu ermeffen, 507; 
deren Uebertragung von Seiten der Gerichtsunterthanen, 508. 
Krankheit, Ausfegen von Perfonen, welche wegen Krankheit fich felbft 
zu helfen unvermögend, 233; 
in Folge erlittener Körperverlegung, 237; 
in Folge eines Raubes, 270. 
Krebfe, Sangen der, 434. 
Krieg, Aufforderung einer auswärtigen Macht zum Kriege gegen 
Sachſen und den deutfhen Bund, 173. 
Kriegsdienite im feindlichen Deere, 174. 
Kunſtſtraßen, deren Befhädigung, 303. 
KRuppelei feiler Dirnen, 454; 
unbefcholtener Perfonen, 455. 
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Lager, hartes, inwiefern es mit der Zuchthausſtrafe erſten Grades 
verbunden, 14; 
als Schärfung, 17, 28. 
Randarbeitshaus ift von dem Arbeitshauſe verfchieden, 22. 
Landesgefängniß, in felbigem find die über 3 Monate anfleigenden 
Gefängnißftrafen zu — 22; (Ausnahme beim Ruͤckfalle, 
115; bei Forſtverhrechen, 521.) 
Vergehen, bei welchen daffelbe erkannt werden kann, 25; 
für daffelbe ift das Amt Musfchen Bu MWermsdorf die Gerichts: 
behörde, 562. 
Landesgrenzzeichen, — der, 136. 
Randfriedensbruch, 209. 
Randwirthichaftliche Geräthfchaften im Freien, deren Entwendung, 
353. 


Landzwang, f. Erpreffung, 281. 
Laub, Abftreifeln von, in fremder Waldung, 516. 
Leben, f. Abtreibung, Ausfegen, Geburt, Gefundheit, Kindesmorbd, 
Mord, Nothwehr, Nothzucht, Todtfchlag, Zurechnung. 
Lebensfähigkeit, deren Einfluß beim Kindesmord, 225. 
Leibeigenſchaft, bei dem Menſchenraube beabſichtigt, 250. 
Leibesfrucht, Abtreibung der, 227. 
Reichname der Enthaupteten, 125; 
der * Tode verurtheilten, aber fruͤher verſtorbenen Verbrecher, 
154; 
deren Entwendung aus Gräbern, 356. 
Reichtfinniger Eid, 309; 
Bankerott, 398. 
Leſeholz, Ueberfchreitung der erlaubten Erholung, 519. 
Rift, f. die mittelft folcher verübten Verbrechen. 
Röfchmittel, deren Entfernung oder Unbesu@jbarmadiung bei Brand: 
ftiftungen, 286; 
deren Unterfchied von MRettungsmitteln, 292, 
Züfternheit, Entwendung von Victualien zu bloßer Befriedigung der, 


373. 
Luſtſeuche, mit welcher feile Dirnen behaftet, 454; 
erhöht die Strafe der Kuppelei, 454 


M. 
Mäfler, Anmaßung der Verrichtung eines folchen, 416; 
verlieren bei wucherlihen Gefchäften das Mäklerlohn, 448. 
Majeftätsverbrechen, deffen Beftrafung, 183. 
deffen Unterfuchung erheifcht zuvörderft Bericht an das Juſtiz— 
minifterium und Vortrag an das a 186, 187, 
Malitia supplet aetatem, 124. 


ERS 
. 


. 
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Marktdiebe, 364. 
Medicaſterei gehört für die Juſtizbehoͤrde, 368. 
Meineid, 306; 
wenn dadurch ein Unſchuldiger in Strafe, oder A" Schuldiger 
in ſchwerere Strafe gezogen worden, 307, 308; 
Sleichftelung der an Eidesftatt erfolgten — mit fels 
bigem, 308; 
bei einem verübten Betruge, 307; 
Wirkung des Widerrufs, 310. 
Meifterrecht, Einfluß erlittener Zuchthausftrafe, 19. 
Menfchenraub, 249; 
Ueberlaffung von Kindern unter 1A Jahren an Gaufler ic. 250, 251; 
Entziehung von Kindern unter 14 Jahren mit Rüdfiht auf eine 
Religionsveränderung, 252. 
Metallgeld, ſ. Münzverbrechen, 
Mildernngsgründe, allgemeine, 123; (die zus find bei den frag: 
lichen Verbrechen angegeben.) 
wegen jugendlichen Alters, 123; 
wegen unverfchuldeter Haft, 129; 
wegen Verftandesfhmwäche, 130; 
wegen geleifteten Erfages, 132. 
Militairperfon, deren Berleitung zur Defertion, 182; 
im Dienfte, kann auf fremdem Sagdreviere ein Gewehr führen, 427; 
ift bei einer während des Urlaubes verübten Holzdeube nicht mit 
Handarbeitsitrafe zu belegen, 515. 
Militairpflichtigkeit, Entziehung derfelben durch VBerftümmelung, 249. 
Militairftrafgefegbuch bleibt neben dem Griminalgefegbuche in Kraft, 
479. 
Minderungsgründe der Strafbarkeit, 87. 
Miſibrauch des Züchtigungsrechts, 242, 261, 570. 
von Siegeln und Stempeln, 394; 
der Religion, 396; 
amtlicher Eigenfchaften, 397; 
zur Unzucht, 453; 
der Amtsgewalt, 467; 
des Öffentlichen Vertrauens, 468. 
Mifsgeburt, deren Zödtung 226. 
Mißhandlungen, welche den Thäter zum Zorn gereizt, 218, 241; 
der. Kinder von Seiten der eltern, 242, 570; 
Bedrohung mit folhen zum Zwede einer Exrpreffung, 280. 
Miteigenthum, deffen Einfluß beim Diebftahle, 351. 
Miterbrecht, deffen Einfluß beim’ Diebftahle, 351. 
Mitregent ald Staatsoberhaupt, 166, 183. 
Mitjchuldige, f. Theilnahme, 





Mittel zum Verbrechen bei dem Verſuche, 58; 


bei der Verleitung, 77: 
38* 
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Mola, deren Toͤdtung, 226. 
Monat, deffen Berechnung bei Freiheitsftrafen, 39; 

Wegfau kürzerer Friften bei dem Zufammentreffen von Freiheite- 

ftrafen verfchiedener Art, 102. 

Moos, deffen Entwendung aus fremder Waldung, 512. 
Mord, Ihatbeftand der Tödtung, 215; 

Strafe des Mordes, 217; — 

Don Mehreren verübt, 217. 

Degünftigung duch unterlaffene Anzeige, 81, 83; 

Bedrohung damit zum Zwede der Erpreffung, 280; 

beabfichtigt durch Brandftiftung, 285. | 
Münzfuß, es ift der inländifche zum Grunde zu legen, 100, 556. 
Münzjorte, Gläubiger, welche ſich eine beffere verfprechen laffen, 445. 
Miünzverbrechen, 417. 
Muthwille, f. die auf folhe Weife verübten Verbrechen. 
Mutter hat ald folhe fein Recht, in ihrem Namen die Beftrafung 

„ der ihren Kindern zugefügten Beleidigungen zu verlangen, 331. 


N. 


Nabelſchnur, abſichtliche Unterlaſſung der Unterbindung der, 226. 
Nachdruck, die fruͤheren Beſtimmungen daruͤber verbleiben zur Zeit 
in Kraft, 480. 
Nachläſſigkeit, ſ. Fahrlaͤſſigkeit. 
Nachrede, üble, 315. ſ. Beleidigung, Ehrenverletzung. 
Nachrichten, glaubwürdige, von dem Vorhaben oder Vorhandenfenn 
eines Verbrechens, in wie weit folche bei der Obrigkeit angezeigt 
werden müffen, 81, 83; 
Verbreitung beunruhigender, 182; 
abfichtlihe Verbreitung falfcher Nachrichten über eines Andern 
perfönliche Verhältniffe, 320; 
f. a. Gerücht. 
Nachtzeit, Raub zur, 270; 
Diebftahl zur, 357; 
was darunter zu verftehen, 361. 
Niederfunft, Verheimlihung der, 230; 
Unterfchied zwifhen Verheimlihung der Niederkunft und heimlis 
cher Niederkunft, 233. 
Nöthigung, 282; ; 
Unterfchied von der Bedrohung, 284; 
f. a. Bedrohung, Drohung. 
Notar, Anmaßung der Verrihtung eines folhen, 416; 
welcher das öffentliche Vertrauen mißbraucht, 468; 
welcher fich einer Veruntrauung ſchuldig macht, 384. 
Notariat, deffen Verluft in Folge erlittener Zuchthauöftrafe, 19. 
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Nothfälle, welche die Strafbarkeit ausfchließen, 151. 
Nothivehr fehließt die Strafbarkeit aus, 147; 
Erceß der, 150. 
Nothzucht, 2615 
zu naturwidriger Befriedigung des Gefchlechtstriebes, 262; 
wenn ein bleibender Nachtheil für die Gefundheit oder der Tod 
dadurch verurfaht, 264; 
duch Mehrere verübt, 264; 
Verbindlichkeit zur Anzeige einer, 81; 
ift gleichartig mit Unzucht mit Kindern unter 12 Jahren und mit 
Derfonen im bewußtlofen Zuflande, 118. 
Notizen über den Verbrecher bei deffen Einlieferung in die Strafan- 
ſtalt, 560. 


D. 


Dberappellationsgericht, f. Vertheidigung. 
Dbrigkeit, Auflehnung gegen die, 187; 
Auflehnung Gewerbtreibender gegen die Anordnungen der, 195. 
Deffentliche Anftalten, die für felbige zue Aufrechthaltung der Ord— 
nung und Disciplin bereits vorgefchriebenen Ordnungs- und 
Zwangsftrafen verbleiben in Kraft, 480; 
Greditpapiere, f. Creditpapiere; 
Dienfte, deren Anmafung, 416; 
Herabfegung ber Religion, 314; 
Rechte, Störung der Ausübung derfelben, 282; 
Sammlungen ꝛc. ſ. Befhädigung; 
Sicherheit, Entwendung von derfelben anvertrauten Sachen, 353. 
Deffentliches Aergerniß, hierzu gereihende Handlungen, 456; 
Vertrauen, Mißbrauch deffelben, 468. 
Drdentliche Strafe, 58. 
Ordnung, Störung ber öffentlichen, Verfahren von Amtswegen, 329. 
Dronungsftrafen in öffentlihen Anftalten verbleiben in Kraft, 480. 


P. 


Päderaſtie, ſ. widernatürliche Unzucht, 455. 
Päſſe, deren Faͤlſchung, 393, 557: 
Papiergeld, f. Münzverbrehen, 417. 
Parthiererei ift Beguͤnſtiſung und mit dem Hauptverbrechen nicht 
gleichartig, 119; 
beim Verbrechen gegen das Eigenthum, 374; 
Rüdfall, 375; 
bei Forftverbrechen, 526. 
Pasquill, 324. 
Patrimonialgerichtsverwalter, melde fi eine Veruntrauung zu 
Schulden fommen laffen, 384. 
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Patrouillen, thaͤtliche Vergehung gegen, 187. 
Peinigung, koͤrperliche, 270. 
Perlenmufcheln, unbefugtes Auffuhhen von, 435. 
Perfönliche Verhältnifie, Verbreitung falfher Nachrichten über ei- 
nes Andern, 320; 
Betrug in Hinficht auf, 409. 
Pferch, Diebftahl an Vieh im, 353. 
Planzungen, Belhädigung an, 443. 
Pflegeältern und Pflegefinder, inwiefern fie zue Anzeige eines von 
dem Andern verübten Verbrechens nicht verbunden, 84; 
welche ihre Pflegekinder zu Schließung einer ungültigen Ehe nö- 
thigen, 282; 
Entwendungen, Veruntrauungen, Betrügereien und Fälfhungen 
jwifchen ihnen und den Pflegefindern, 371, 386; 
welche ihre Pflegefinder zur Unzucht mißbrauchen, 453. 
Pflegekinder, f. Pflegeältern. 
Plichtverlegungen in befondern Verhältniffen, 457. 
Polizeibehörde, deren Gompetenz bei Unterfuchungen gegen Kinder 
unter 12 Fahren, 566. 
Polizeiliche Vergehungen, die deshalb vorhandenen Strafbeſtim— 
mungen verbleiben neben dem Griminalgefeßbuche in Kraft, 480, 
Pranger ift abgefhafft, 17. 
Privatanzeige der Infolvenz an die Gläubiger, 406. 
Privatdieners, Verlegung der Dienftpflicht eines, 469. 
Privatgennugthuung des DBeleidigten, 326. 
Pulvermagazine, Pulvermühlen, Pulverwagen, — Anzuͤnden, 299. 
Publicationsverordnung zum Criminalgeſetzbuche, 478. 


N. 


Nache, Verlegung der Eigenthumsrechte aus, 28, 48. 
Häuberbande, 270. 
Hang geht nad) erlittener Zuchthausftrafe verloren, 19. 
Nath als BVerleitung, 78. 
Raub, 270, 278; 
Beguͤnſtigung deffelben dur) unterfaffene Anzeige, 81; 
Ruͤckfall, 278; 
Bedrohung damit zum Zwede der Erpreffung, 282; 
als Zwed der Brandftiftung, 2855, 
gleichartige Verbrechen damit, 118. 
Naubmord, 270. 
Kanfbolde, 337. 
Raufhändel, 242. 
Rechte, ftaatsbürgerliche, Störung in der Ausübung derfelben, 282. 
Nechtsanalogie ift ausgefchloffen, 2. 
Hechtsverlegung, wenn eine folhe an einem Gegenftande nicht ver- 
bt werden fann, 61; 
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Nechtsverletzung, aus Vorſatz, 66; 
aus Fahrlaͤſſigkeit, 69. 

Negalien, die Strafen wegen deren Beeinträchtigung find nur in dem 
Falle, wo ein gemeined Verbrechen vorliegt, nach dem Grimi- 
nalgefegbuche zu beurtheilen, 480. 

Negenten ausmärtiger verbündeter Staaten und deren Zamilienglie: 
der, Veruͤbung ftnatsgefährlicher Handlungen gegen diefelben, 
177, 178. 

Hegierungsdepefchen, ftaatsverrätherifche Mittheilung derfelben, 176. 

Regierungshandlungen, ehrverlegende Handlungen oder Aeußerun— 
gen dagegen, 184. 

Neichsverwefer ald Staatsoberhaupt, 166, 183. 

Reinigungseid, wo er ftatt findet, 507; 

der erkennende Richter hat zu ermeffen, wer die Koften zu tragen 
hat, 507. 

Reiſepäſſen, Fälfhung an, 393, 557. 

Religion, Entziehung von Kindern unter 14 Jahren in Abfiht auf 
ihre, 252; 

Verlegung ber Ehrerbietung gegen die, 306; 
Öffentliche Herabfegung der, 314; 
Mifbraud der, 396. 

Nettungsmittel find von Löfchmitteln zu unterfcheiden, 292. 

Neue, als Milderungsgrund beim Ruͤcktritte von einem bereits be: 
gonnenen verbrecherifchen Unternehmen, 63; 

thätliche, bei der Brandftiftung, 301. 

Nichter, f. Unterfuchungsrichter. 

Michterliche Ueberzeugung, daß der Inculpat das Verbrechen verlbt, 
hat gleiche Wirkung mit dem Geftändniffe des Verbrechers, 502. 

‚ Rindenfchälen in fremder Waldung, 516. 
Nückfall, Schärfung verwirkter Strafen wegen deffelben, 114, 122; 
deffen Zufammentreffen und die Goncurrenz der Verbrechen, 121; 
deffen Verjährung, 158, 523, 525; 
bei der Verlegung der Eigenthumsrechte aus igennug, Rache, 
Bosheit oder Muthwillen, fo wie der abfichtlichen Körperver: 
legung, 48; 

beim Raube, 278; 

bei der Brandftiftung, 293; 

beim Diebftahle, 375; 

beim Wucher, 449; 

bei der Kuppelei, 454; 

bei: Korftverbrehen, 523, 525; 

bei Forftpolizeivergehen, 531; 

die Directionen der Strafanftalten und Griminalgerichte haben die 
Detinirten bei deren Entlaffung auf die Folgen des Rüdfalls 
aufmerffam zu machen, 557. 

Ruhe, Störung der öffentlichen, von Amtswegen zu verfahren, 329; 


— 
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Nuhe, die Polizeibehoͤrde hat nur im Intereſſe der Erhaltung ber öf: 
fentlichen Ruhe, und um weitere Verbrechen zu verhüten, zu 
verfahren, 569. 

Nuthe, ald Züchtigungsmittel, 51. 

Ruthenfchneiden an ftehenden Hölzern, 516. 


©. 


Sache, ge Benugung einer fremden, 437 

Sachſenbuße, 250. 

Sachverſtändige haben, wenn die Sache veraͤndert, und nicht zu dem 
gewoͤhnlichen Gebrauche dient, die Schaͤtzung zu bewirken, 100, 
101. 


Sachwalter, f. Advocat. 
Säuglinge, deren Miteinlieferung in die Strafanftalt ift möglichft zu 
vermeiden, 562. 
Saftabzapfen von den Birken, 516. 
Schadenerjaß bei Forftverbrechen, 526, 527; 
bei Forftpolizeivergehen, 533; 
die Unterfuchungskoften ftehen demſelben nah, 36. 
Schädenanfprüche bei verlegter Gefundheit, 246. 
Schärfung der Zudhthausftrafe, 16; 
der Arbeitshaus- und Gefängnifftrafe, 28; 
des Verweiſes, 38; 
wegen Rüdfalls, 114; 
Schärfungsfälle, 114, 122. 
bei Perfonen, welche einer Verlegung der Eigenthumsrechte aus 
Eigennug, Rache, Bosheit oder Muthmwillen, oder einer ab= 
fichtlihen Körperverlegung fich ſchuldig gemacht, 28; 
wenn Jemand durch eine Handlung mehrere Verbrechen began- 
gen, 94; 
bei jugendlichen Verbrechern, 123; 
bei Entwendungen von Sachen, welche der öffentlichen Sicherheit 
anvertraut, 353. 
Schägung duch den Verletzten, Gerichtöwegen, duch Sachverftän- 
dige, 100, 101; 
dabei ift ftets die Münzforte anzugeben, 556. 
Schiffe, Schiffmühlen, Branpftiftung daran, 299. 
Schildwachen, thätliche Vergebung gegen, 187. 
Schlußverhör ift nothiwendig, wenn auf Todesfteafe erfannt wird, 492. 
Schmerzengeld, 245. 
Schriften, aufreizende, gegen die Regierung oder Staatsverfaffung, 
als Pazauille, 324; 
Berbreitung unzüchtiger, 456 
Schwangere, Ausfegung der Todesſtrafe bis nach deren Entbindung, 12; 
Rüdfichten bei deren Einlieferung in die Strafanftalten, 562. 
Schwaugerjchaft, Verheimlichung der, 233. 


181; 
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Schwert, Hinrichtung durch das, 13, 556. | 
Schwiegerältern und Schwiegerfinder, inwiefern fie zur Anzeige eines 
von dem Andern verübten Verbrechens nicht verbunden, 83; 
Eönnen die dem Verftorbenen zugefügten Injurien zur Unterfu: 
hung anzeigen, 329; 
Entwendungen, Veruntrauungen, Betrügereien, Faͤlſchungen un- 
ter einander, 371, 386; 
welche mit einander Unzucht treiben, 453. 
Secundanten beim Zweifampfe, 338. 
Seelenkraukheit hebt die Zurechnung auf, 141. 
Selbfthülfe, 331. 
Selbitmord, 216. 
Selbitverftümmelung, 248: 
Selbftvertheidigung, f. Nothwehr. 
Sicherheit, gewaltfame Angriffe gegen bie perföntiche Sicherheit des 
Staatsoberhaupts, 164; 
dergleichen Angriffe ausmwärtiger, verbündeter Regenten, 177; 
Störung der öffentlihen, Verfahren von Amtswegen, 329; 
Öffentliche, Entwendung von Sachen, bie derfelben anvertraut, 353. 
Sicherheitsmaasregeln gegen feelenkranke Verbrecher, 141. 
Siegel, Verlegung der von öffentlihen Behörden angelegten, 190; 
Fertigung, Gebrauch falfcher, Mißbrauch Achter, 394; 
Sittlichfeit, Verlegung der, 452. 
Sflaverei, Verkauf eines Menſchen in folhe, 250. 
Specialinguifition findet nicht mehr ftatt, 492. 
Spuren, Unterdrüdfung ober Vernichtung derfelben ald Begünftigung, 
80; 
Ausnahmen, two folches nicht als Beguͤnſtigung zu beftrafen, 83. 
Staat, Verbrechen in Bezug auf die Sicherheit ded Staats, f. Hoc: 
verrath, Staatsverrath, ftaatsgefährliche Handlungen. 
Staatsbürgerlicher Rechte, Störung der Ausübung, 282. 
Staatsdiener find bei alternativen Strafen mit Geldſtrafe zu belegen, 
42; 
in wie weit ihnen die Verbindlichkeit obliegt, bevorftehende Verbre⸗ 
chen anzuzeigen, 81; 
ihnen zugeflgte Ehrenverlegungen können auch von deren Vorge— 
feßten gerügt werben, 329; 
Veruntrauungen derfelben im Amte, 384; 
melche ihre Amtsverhältniffe zu betrügerifchen Zwecken mißbrau: 
dien, 397; 
welche die ihnen untergebenen Gefangenen zur Unzucht mißbraus 
chen, 453. 
Vernadhläffigung der Amtspflicht, 457; ' 
pflichtwidrige Annahme von Geſchenken, 459; 
Mißbrauch der Amtsgewalt, 467; 
Verlegung pflichtmaͤßiger Verſchwiegenheit, 469. 
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Staatsdiener, deren Pflichtverletzungen iſt außer dem Betheiligten auch 
die Dienſt- und Aufſichtsbehoͤrde zu rügen befugt, 472, 558. 
Staatsdienft, deffen Verluft in Folge erlittener Zuchthausftrafe, 19. 
Staatögefährliche Handlungen, 177. 
Staatögeheimnifle, Verrath der, 176. 
Staatsoberhaupt, thätliche Beleidigung deffelben außer dem Falle 
des Hochverraths, 183; 
ehrverlegende Handlungen oder Aeußerungen gegen das, 184; 
Verbrechen gegen deſſen Familie, 185; 
Vorſchriften wegen Einleitung der Unterfuhung, 186; 
Mitregent und Reichsverweſer, als, 166, 183. 
Staatspapiere find rüdfichtlic der Falfhung und Ausgabe dem Pa- 
piergelde gleichzuacdhten, 418. 
Staatsurfunden, deren Mittheilung an fremde Regierungen, 176. 
Staatsverfajiung, Angriffe gegen die, ſ. Hochverrath. 
Staatsverrath, 173. 
Staatsverwaltung, die in den verfchiedenen Zweigen berfelben zur 
Aufrechthaltung der Ordnung und Disciplin vorhandenen Ord— 
nungs» und Zmangsftrafen verbleiben in Kraft, 480. 
Stände, Ehrverlegungen gegen ganze Stände kann jedes Mitglied 
rügen, 329. 
Ständeverfammlung, Störung der verfaffungsmäfigen Functionen 
eines Mitglieds der, 282. 
Stempel, Faͤlſchung der, 394; 
eines Handelshaufes oder einer Fabrik, Fälfhung der, 395; 
deſſen Veränderung, als Münzverbredhen, 417. 
Stenercontraventionen find nad den deshalb befonders beflehenden 
| Gefegen zu beurtheilen, 480, 502. 
Stiefältern und Stieflinder, in wiefern fie zur Anzeige eines von 
dem Andern verübten Verbrechens verbunden, 83; 
koͤnnen die dem Verſtorbenen zugefügten Injurien zur Unterfu- 
hung anzeigen, 329; 
Entwendungen, Beruntrauungen, Betrügereien und Fälfhungen 
unter einander, 371, 386; 
welche mit eimander Unzucht treiben, 453. 
Stiefgefchwifter, welche mit einander Unzucht treiben, 453. 
Stieffinder, f. Stiefältern. i 
Störung des Haußfriedens, 213; 
der Ausübung öffentlicher Rechte, 282; 
gottesdienftliher Handlungen, 313; | 
der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und Ordnung, Verfahren v von 
| Amtswegen, 329. 
Sträflinge, deren Beitrag zu ihrem Unterhalte, 562. 
Sträucher, deren Befhädigung oder Zerftörung, 443. 
Strafanftalten, f. Zuhthaus, Arbeitshaus, Landesgefaͤngniß, Ges 
richtsgefängniß, Schhungeftaf; 
für jugendliche Verbrecher, 127. 
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Strafbarkeit wird ausgeſchloſſen durch 
Mangel an Zurechnung, 139; 
Nothwehr, 147; 
Nothfaͤlle außer der Nothwehr, 151; 
erlifcht durch 
außergerichtliches Geftändnig und Erſatz bei Verbrechen gegen das 
Eigenthbum, 132; 
erlittene Strafe, 153; 
den Tod des WVerbrecherd, 153; 
Zuruͤcknahme der Anzeige, 155; 
Derjährung, 158; 
freiwillige Selbftanzeige eines Theilnehmers vor Ausführung eis 
nes Aufruhrs und Hochverraths, 172, 207; 
Verhinderung der Tödtung von Seiten der Secundanten bei ei: 
nem Duell auf Leben und Tod, 339; 
freimwilliges Abftehen vom Zweikampfe von Seiten ber Partheien, 340. 
Strafarten, f. die verfchiedenen Strafarten, 
Bufammentreffen mehrerer, 102; 
Grundfäge bei der Wahl zwiſchen mehreren, 40. 
Strafen, Beftimmung über die Zeitfrift der, 38, 40, 129; 
Reduction der, 40; 
Verkürzung der, 28, 129; 
alternative, 42; 
Verwandlung der, 48, 112; 
Öffentliche Befanntmachung der, 563 
Zumeſſung der, 87: 
Erlöfhen der, f. Strafbarkeit; 
Schärfung der, ſ. Schärfung; 
die bisher beftandenen Griminalftrafen find erlofchen, 478. 
außerordentliche, finden nicht mehr flatt, 502. 
.Strafminderungsgründe, 82. 
Straßen, Beihädigung von, 303. 
Streu, deren Entwendung aus fremder Waldung, 512. 
Studirende, die Gefege gegen Vergehungen derſelben verbleiben in 
Kraft, 480. 
Stuprum, einfaches, ift ſtraflos, 415. 


T. 


Tag, deſſen Berechnung nah Stunden, 39; 
deffen Verhältniß zur Geldftrafe, 42, 45, 532, 538. 
Zafchendiebe, Strafe der, 364. 
Taubſtumme, deren Zurehnungsfähigkeit, 141. 
Taxatoren, Gerichtsperfonen, Sacyverftändige, 100, 101. 
Taxe, wodurch der Werth einer Sache ermittelt wird, 100; 
für die Amts » und Gerichtsfrohne bei Vollſtreckung der wegen 
Sorftverbrechen verwirkten Gefängnißftrafen, 545. 
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Thätlichkeiten, als NRealinjurie, 320; 
gegen das Staatsoberhaupt und deffen Familienglieder, 183,185; 
gegen auswärtige Negenten, deren Bamilienglieder und öffentliche 
Bevollmächtigte, 178; 
auf fremder Wildbahn gegen die zum Schug Berechtigten, 428: 
Thatbeftand des Verbrechens der Toͤdtung, 215; 
beim Raube, 270; 
bei Verbrechen gegen das Eigenthum, zu deffen Gewißheit bedarf 
es an fich der eidlichen Beſtaͤrkung von Seiten des Verlegten 
nicht, wohl aber, wenn der Thaͤter leugnet, und reicht. bier 
auch die bloße Verficherung an Eidesftatt nicht aus, 489, 491. 
Theilnahme, gleiche, 71; 
ungleiche, 79; 
Zumeſſung der Strafe ber gleichen und ungleichen, 91, 92; 
ungleihe Zheilnahme ift mit dem Verbrechen felbft gleichartig, 118. 
Thierquälerei, 456; 
Exceß in der an fich erlaubten Benugung der Thiere, deffen Be: 
ftrafung fommt der Polizeibehörde zu, 571. 
Titel geht in Folge erlittener Zuchthausftrafe verloren, 19. 
Tod des Verbrechers, duch ihn erlifcht des legtern Strafbarkeit, 153. 
Todesſtrafe, wird durch Enthauptung vollzogen, 13, 556; 
fhließt die Auferlegung einer Freiheitsftrafe wegen andrer Ver: 
brechen aus, 102; 
ift ein unverjährbares Verbrechen, 163; 
findet nicht flatt, wenn ein Mangel einer unter der Strafe ber 
Nichtigkeit vorgefchriebenen Formalität vorhanden, 500; 
erfordert das Geſtaͤndniß des Verbrechers nicht, 502. 
Todtengräber, welche Leichname entwenden, 356. 
Todtſchlag ohne Vorbedacht in aufwallender Leidenfchaft, 218; 
im Dandgemenge, 223; 
auf Verlangen des Getöbteten, 224. 
Tödtlichfeit der Verlegung beim Zodtfchlage, 215. 
Tödtung, Thatbeitand der, 215.» ’ 
aus Fahrläffigkeit, 226. 
Triebe, Entwendung von Vieh im, 353. 
Trunfenheit, in wie weit fie zu beruͤckſichtigen, 142. 


u. 


Uebereinfunft zu Verübung eines Verbrechens, 71, 76- 

Heberredung als Berleitung, 77. 

Ueberſchwemmung, deren Erregung, 303. 

Meberzeugung, richterliche, 502, 

Umstände, durch welche die Vollendung eines Verbrechens unterblieben, 58. 

Ungehorjam gegen obrigkeitlidhe Anordnungen, Verabredung zum, 194, 

Ungefchicklichfeit, durch welche der Tod eines Andern veranlaft wor- 
den, 226. 
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Ungeichicklichfeit, wodurch eines Andern Sefundpeit befchädigt wors 
den, 244. 
unkenntuiß der Geſetze, 145. 
Unmündige koͤnnen als — auch ohne des Vormundes Einwilli⸗ 
gung auf Beſtrafung des Thaͤters antragen, 157. 
Unfchuldsausführung, die Enthaltung im Zuchthauſe, bis ſolche 
erfolgt, findet nicht mehr ſtatt, 502. 
Unterbrechung der Verjährung, 162. 
Unterdrückung von Verordnungen, Erkenntniffen oder andern amt- 
lihen Schriften, 467. 
Unterbändler verlieren bei wucherlichen Gefchäften das Mäklerlohn, 448. 
Unterhalt der Gefangenen, 22. 
der nöthige, infofern deffen Empfang von Seiten der Kinder und 
Eheweiber nicht als Parthiererei anzufehen, 374. 
Unterlafiung der Verhinderung eines Verbrechens, 81; 
der Anzeige bereitd verübter Verbrechen, 83; 
Strafe unterlaffener Anzeige, 93; 
ehrenverlegende, 185, 321. 
Unterfchiebung eines fremden Kindes, 410. 
Unterfchlagung, gleichbedeutend mit Veruntrauung, 97, 383, 
Unterfuchung, Fälle, wo folche Berichtseritattung an das . 
nifterium und Vortrag an das Staatsoberhaupt erheiſcht, 6 
186, 187; 
Fälle, wo deren Einleitung eine Anzeige erfordert, 155; 
in wiefern fie von der Dienftbehörde geführt werden kann, 472, 557. 
Unterjuchungsarreft, ohne Schuld des Angeklagten verlängerter, 129. 
Unterfuchungsfoften ftehen der Entfhädigung des Verletzten nach, 
36; 
in wie weit fie vom Ertöfe der Arbeit zu übertragen, 22; 
Entfheidung darüber beim Reinigungseide, 507; 
Vorfcheiften wegen Uebertragung der, 508. 
Unterfuchungsrichter hat bei erfannter Zuchthausftrafe erften Gra— 
des zu beftimmen, welche der drei Schärfungen damit verbuns 
den werden foll, 14, 561; 
foll bei alternativen Strafen die getroffene Wahl dem Verurtheil— 
ten bei Publication des Erkenntniffes bekannt machen, 42; 
fol die bei ihm Detinirten bei deren Entlaffung auf die Strafe 
des Ruͤckfalls aufmerkſam machen, 557. 
Unverjährbare Verbrechen, 163: 
Unvermögen der Verbrecher bewirkt Verwandlung der — Geld⸗ 
ſtrafe in Gefaͤngniß-⸗ oder Handarbeitsſtrafe, Ad. 
Unvorſichtigkeit, ſ. Fahrlaͤſſigkeit, Ungeſchicklichkeit. 
Unzucht mit Perſonen im bewußtloſen Zuſtande, 265; 
mit Kindern unter 12 oder 14 Jahren, 266; 
betrügliche Verführung zur, 412; 
Mißbrauch zur, 453; _ 
ald Gewerbe, 454; 


’ 
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Unzucht, Verleitung zur Unzucht mit Andern, 454, 455; 
widernatuͤrliche, 455; 
Vollendung der, 269; 
gleichartige Verbrechen, 118. 
Unzüchtige, zum öffentlichen Aergerniß gereihende Handlungen, 456.. 
Unzurechnungsfähigfeit, 139. 
Urheber als Theilnehmer, 72. 
der Thätlichkeiten hat Eeinen Anſpruch auf Schmerzengeld, 246, 248. 
Urkunden des Staats, Mittheilung derfelben an fremde Regierungen, 
176; 
faͤlſchliche oder unbefugte Ausftellung von Öffentlichen oder Privat: 
urkunden, Verfaͤlſchung Achter, fo wie VBerheimlihung, Ver— 
nichtung oder Unbrauchbarmachung von Urkunden, 391, 392, 


393. 

Urphede, deffen Ableiftung nach beendigter Unterfuhung findet nicht 
mehr ftatt, 508. 

Nrthel, f. Erkenntniffe. 


V. 


Vagabunden, Schaͤrfung ber Strafe der, 28; 
Verwandlung der Strafe in körperliche Züchtigung, 49; 
wer darunter zu verftehen, 50; 
deren Strafe beim Menfchenraube, 250. 
Vater ift berechtigt, die feinen Kindern zugefügten Beleidigungen zur 
Unterfuhung anzuzeigen, 329, 411. 
Verabredung zur Ausführung einer gefegwidrigen Handlung, 76, 79; 
zum Ungehorfam, 194. 
Verachtung, welche Jemand demjenigen bezeigt, der einem Bweis 
kampfe ausgewichen, 340; 
VBerbergung der Spuren einer firafbaren That, 
als Begünftigung, 80; 
von Sachen, als Hehlerei, 374; 
von Kindern, die fich der Alterlichen oder vormundfchaftlichen Auf: 
ficht durch die Flucht entzogen, 410. 
Berbindung Mehrerer zu einem gemeinfchaftlichen geſetzwidrigen Zwecke, 
66; 


we) 
zum Ungehorfam gegen gefegliche oder obrigkeitlihe Anordnungen, 
194; 
Berverbtreibenider zu Einftellung ihrer Gemwerbsarbeiten, 195. 
Mehrerer zur Körperverlegung Jemandes, 236; 
zu gewerbmäßiger Betreibung des Diebftahls, 365; 
bei Forftverbreihen, 520, 522, 526. 
Verbrechen von Ausländern im In- oder Auslande begangen, 65 
der Inländer im In» und Auslande, 6; 
Vollendung der, 57; j 
verfuchte, 58; 
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Verbrechen an Gegenſtaͤnden, an welchen eine Rechtsverletzung nicht 
verübt werden kann, 61; 
Goncurrenz von, 94; 
fortgefegte, 95, 1055 
mehrere in verfchiedenen Appellationsgerichtss Bezirken verübte, 100, 
564; 
gleichartige, 118; 
bloß auf Anzeige zur Unterſuchung zu ziehende, 155; 
unverjährbare, 163. 
Verbreitung aufreizender Schriften, 181; 
einer die Öffentliche Sicherheit beunruhigenden Nachricht, 182; 
von Viehſeuchen, 304, 305; 
einer uͤbeln Nachrede, 3155 
unzüchtigee Schriften oder bildlicher Darftellungen, 456. 
Bereinigung, f. Verbindung. 
Verfälſchung, ſ. Faͤlſchung, Münzverbrechen. 
Verfahren, Geſetz, einige Abaͤnderungen in dem Verfahren in Unter: 
fuhungsfachen betreffend, 484; 
bei Unterfuchungen wegen Forftentwendungen und Forſtpolizeiver⸗ 
gehen, 533; 
bei Unterfuchungen gegen Kinder unter 12 Jahren, 566. 
Verfaſſung des Staats, Angriff gegen die, ſ. Hochverrath. 
Berführung ald Berleitung, 79; 
zur Unzucht, 412. 
Vergehen, f. Verbrechen. 
Bergiftung öffentlich verfäufliher Waaren ıc., 302; 
Vertrieb folher Waaren, 303; 
- von Viehmeiden, 304; 
fahrläffige, 305. 
Verhehlung eines Verbrechens, 80. 
Verheimlichung der Niederkunft, 230; 
von Urkunden zum Nachtheile der Rechte eines Undern, 391; 
von Geld und geldeswerthen Sachen beim Banferotte, 399, 


Verhinderung eines Verbrechens, unterlaffene, 81. 
Verjährung fchließt die Strafbarkeit aus, 158; 

Stiften der, 159; 

Anfang der, 161; 

Unterbrechung der, 162; 

unverjährbare Verbrechen, 163; 

der Forftverbrechen, 523. 
Verkauf von Kindern, 251; 

vergifteter Waaren, 303. 
Verkürzung der Öläubiger, betrügliche, beim Bankerott, 399. 
Verlagsrecht der Buchhändler, die darauf bezüglichen gefeglichen Be⸗ 

ftimmungen bleiben in Kraft, 480. 

Verlaſſung eines Ehegatten, bösliche, 344. 
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Verleitung zu Ausführung einer flrafbaren That, 77; 

einer Mititairperfon zur Defertion, 182; 

zuc Verweigerung öffentlicher Abgaben, 191; 

beim Raube, 276; 

bei der Brandftiftung, 294; 

zur Verlegung der Amts- und Dienftpflicht durch Gefchenke, 3175 

zur Verlegung pflichtmäßiger Verſchwiegenheit, — 

zur Bigamie, betruͤgliche, 3473 

zur Ehe, betruͤgliche, 412; 

betruͤgliche, unbeſcholtener Perſonen zur Unzucht, 412; 

von Kindern und Muͤndeln, der aͤlterlichen oder vormundſchaftli— 
chen Aufſicht durch die Flucht ſich zu entziehen, 410; 

unbefcholtener Perfonen zu fleifhlihen Vergehungen mit Andern, 
455. | 


Verlegung der von einer Behörde angelegten Verfchlußmittel ıc., 190; 
der perfönlichen Freiheit, 249; 
der Dienftpfliht, 469; 
pflihtmäßiger Verfchwiegenheit, 469; 
f. a. Geifteskräfte, Gefundheit, Körperverlegung. 
Verleumdung, Begriff und Strafe, 315; 
ohne Kenntniß von der Unmahrheit bes verbreiteten Gerüchte, 316; 
Erzählung einer wahren Thatfache, 317. 
f. a. Beleidigung, Denunciation, Pasquill, Privatgenugthuung. 
Verlorne Sachen, 381. 
Vernachläſſigung der Amtspflicht, 457. 
Vernehmung des Angeſchuldigten unterbricht den Lauf der Verjaͤh— 
rung, 162. 
Vernichtung der Spuren oder Anzeichen eines Verbrechens, ald Bes 
günftigung, 80; 
der von einer öffentlichen Behörde angelegten amtlichen Verfchluf- 
mittel, 190; 
von Urkunden zum Nachtheile der Rechte Andrer, 391; 
der Handelöbliher oder andrer zur Negulirung des Handelsge— 
ſchaͤfts nöthiger Papiere beim Bankerott, 400; 
fremden Eigenthums, 438. 
Vernunftgebrauch, Mangel an folhem, 141. 
Bee das Griminalgefeßbuch betreffend, f. Inhaltöverzeich- 
niß a. E. 
Verpflichtungsfchema für Forftbeamte, 544. 
Verfammlungen der Gemeinden und Handmwerksinnungen, eigen: 
mächtige, 208. 
Verfchleuderung vorräthiger Waaren oder Greditpapiere bei bevorfte: 
hendem Goncurfe, 400, 
Verfchlußmittel, Verlegung oder Vernichtung von oͤffentlichen Be 
hörden angelegter, 190, 
Verſchuldung, f. Fahrlaͤſſigkeit. 
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Verſchwägerte bis mit dem zweiten Grade, in wiefern fie gegenfeis 
tig von der Anzeige von Verbrechen befreit find, S3; 
bis mit dem dritten Grade in der Seitenlinie können Injurien 
gegen verftorbene DB. rligen, 329; 
Entwendung, Veruntrauung, Betrug und Faͤlſchung unter ihnen, 
Verjchwender, welde unter Curatel fliehen, die denfelben auferlegte 
Geldſtrafe ift in Gefüngniß- oder Handarbeitsſtrafe zu verwan— 
dein, 45. 
Verfchwiegenheit, Verlegung pflihtmüßiger, 469. 
Verfehwörung in hochverrätherifcher Abſicht, 
Verficherung an Eidesftatt, daß die Schägung der Ueberzeugung 
gemäß, bei Verbrechen, wo die Größe der Strafe zugleich von 
der Größe des Werth der Sache abhängt, 100; 
wird rüdjichtlich der Strafen des Meineids dem Eide gleich ge: 
achtet, 308. 
Verftandesichwäche als Milderungsgrund, 130. 
Verſtorbene, bereits zuerfannte nicht alternative Geldjtrafen find au 
deren Nachlaffe einzubringen, 153; 
in wie weit die ihnen zugefügten Beleidigungen von deren Ange: 
börigen und Erben gerügt werden Eönnen, 329. 
Verftümmelung in Folge einer Körperverlegung, 237; 
beim Raube, 270; 
was darunter zu verftehen, 277; 
Selbftverftümmelung, 248. 
Verfuch, Strafen beffelben, 58; 
wenn an dem Gegenftande eine Nechtsverlegung nicht begangen 
merden fonnte, 61; 
Abftehen von einem begonnenen Verbrechen, 63; 
vorbereitende Handlungen, 65; 
jede Verbindung Mehrerer zu einem gemeinfchaftlichen geſetzwidri— 
gen Zwede ift Verſuch, 66; 
ift mit dem Verbrechen felbft gleichartig, 118. 
Vertheidigung als Nothwehr, 147; 
des Diebes gegen feine Feftnehmung, 366, 369; 
des Angefhuldigten nah dem Schluffe der Unterfuhung, in 
miefern diefe nothwendig, 495; 
die Defenfton kann in gebotenen Fällen nicht vom Inculpaten 
felbft erfolgen, 498; 
dritte, bei DVerurtheilung zum Tode ohne Geftändniß des Ange: 
ſchuldigten, 502. 
Nerträgen, Betrug bei, 389. 
Vertrauens, Mißbrauch des öffentlichen, 468. 
Vertrieb als Parthiererei, 374; 
vergifteter Waaren, 303. 
Verunſtaltung, auffallende, in Folge einer Körperverlegung, 237. 


39 


610 Sadregifter 


Veruntrauung, Begriff und Strafe, 382; 
von Perfonen, welche zu dem fraglichen Gefchäfte von einer öffent: 
lichen Behörde befonders verpflichtet find, 3845 
unter fi nahe flehenden Perfonen, 386; 
von Victualien, 386; j 
bei bevorftehendem Bankerott, 400; 
deren Gleichartigkeit mit andern Verbrechen, 118. 
VBerurtheilung des Angefchuldigten, felbft zur Todesſtrafe, ift ledige 
lich auf die volle richterliche Ueberzeugung zu gründen, 502. 
Verwahrung f. Veruntrauung. 
Verwaltung f. Veruntrauung. 
Verwandlung fchwererer Freiheitsftrafen in geringere, 40; 
der vom Unterfuchungsrichter bei alternativen Strafen bereits ge: 
wählten Strafart auf Vorftellung des Verurtheilten, 43; 
der erkannten Geldftrafe in Gefaͤngniß- oder Handarbeitsftrafe 
wegen Unvermögens des Thäterd, Ad; 
der Gefängniß= oder Handarbeitsftrafe in Eörperliche Züchtigung, 
48, 51; 
bei dem Zufammentreffen mehrerer zeitlicher Freiheitsftrafen ver- 
fhiedener Art, 102; 
bei dem Zufammentreffen mehrerer Gefängnißftrafen, 103; 
in Handarbeit oder Geldbuße fällt weg bei dem BZufammentreffen 
mit Zuchthaus: oder Arbeitshausftrafe, 103; 
der Todes: und Zuchthausfteafe bei Verbrechen unter 18 Jah: 
ten, 123; 
der Strafe in Handarbeit faͤllt bei Militairperfonen, welche wäh: 
vend des Urlaubs Holzdeuben verübt, weg, 515. 
Verwandte haben Zutritt in das Gefaͤngniß, 23; 
in wie weit fie von der Anzeige eines Verbrechens befreit find, 83; 
Ehrverlegungen unter ihnen find nur auf Anzeigezu unterfuchen, 329; 
Entwendungen, Veruntrauungen, Betrügereien, und Zälfchuns 
gen unter ihnen, 371, 386; 
Unzucht zmwifchen ihnen, 452. 
Verwarnung bei der Vernehmung eines Angefchuldigten, 491; 
bei Abnahme des Handgelöbniffes, 555; 
vor den Folgen des Rüdfalls, 557. 
Verweigerung Öffentlicher Abgaben und unzweifelhaft obliegender Lei⸗ 
ftungen, Berleitung dazu, 191. 
Verweilen in des Andern Wohnung wider deffen Willen, 213. 
Verweis, 38. 
Verwundung, lebensgefährliche, was darunter zu verftehen, 277. 
Verzeihung durch Zuruͤcknahme der Anzeige, 155. 
Vietualien, Entwendung, VBeruntrauung, Betrug und Fälfhung, 
373, 386, 387. 
Vieh, Diebftahl an ſolchem auf der Weide, im Pferch oder im Triebe, 353; 
Toͤdtung oder Belchädigung fremden Viehes aus Bosheit oder 
Muthwillen, 438; 
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Vieh, Thierquaͤlerei, 456, 571: 
Viehſeuchen, Verbreitung von, 304, 305. 
Viehweiden, Vergiftung von, 304. 
Vollendung des Verbrechens, 57; 

fleifchlicher Verbrechen, 269; 

des Raubes, 270; 

der Brandftiftung, 300; 

des Diebitahls, 352; 

der Ausgabe falfchen Geldes, 417; 

der Forftverbrechen, 518. 


Vollftreckung der Strafen, f. die verfchiedenen. Strafen, ingleichen 
Bekanntmachung, Züchtigung. 
Vorbereitende Handlungen an fi find ftraflos, 65- 
Vorenthaltung ded Gefundenen, 381; 
eines Kindes, 410. 
Vorgeſetzte, f. Dienftbehörde. 
Vorhalt, f. Verwarnung. 
Vorhaltung einer beigemeffenen ftrafbaren Handlung, 323. 
Vormund, in wie weit er zur Anzeige von Vergehen gegen feinen 
Pflegbefohlnen, oder zu der Zurüdnahme einer Anzeige des 
Miündels berechtigt, 157; 
welche ihre Pflegbefohlnen an Gaukler ıc. überlaffen, 250, 251; 
welche ihre Pflegbefohlnen zu Eingehung einer ungültigen Ehe 
nöthigen, 282; 
welcher fich einer Veruntrauung fehuldig mat, 384; 
ift zur Anzeige berechtigt, wenn der Muͤndel feiner Kufficht durch 
die Flucht entzogen worden, 410; 
ift zur Anzeige berechtigt, wenn fein Miündel zu Cihgehting ei⸗ 
nes nachtheiligen Geſchaͤfts verleitet werden, Alt; 
welcher feine Pflegbefehlnen zur Unzucht mißbraucht, 453; 
welcher feine Pflegbefohlnen zu fleifchlichen Vergehungen mit An: 
dern verleitet, 455; | 
welcher das öffentliche Vertrauen mißbraudt, 468. 
Vorſatz, rechtswidriger, 66; 
der dolus indeterminatus ift dem dolo determinato gleich zu 
achten, 67; 
wird angenommen, wenn der Thäter den Erfolg vorausfehen 
mußte, oder fonnte, 69; 
bei deffen Mangel kann eine Rechtsverlegung nur in den im Ge 
feß beftimmten Fällen mit Strafe belegt werden, 69; 
vorfägliche und aus Fahrläffigkeit begangene Verbrechen find nicht 
gleichartig, 118; 
if anzunehmen, wenn der Thäter, um das Verbrechen zu ver: 
üben, in einen bewußtloſen Zujtand fich verfegt hat, 141. 


Vortrag, f. Fuftizminifterium. 
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Waaren, Vergiftung oͤffentlich verkaͤufticher, 30257 er 
Vertrieb vergifteter, 303. WITISERIEEZ 
Wacheſtehen, in wiefern es als gleiche ta zu ee 373. 

Waffen, deren Gebrauch beim Raube, 270; 
beim Diebftahle, 369. . 

Wahl, die dem Richter zwifchen mehreren —— 4 half 40. 

Wahlrechte, Verhinderung an ber Ausähung ſtaats⸗ oder, a 

bürgerlicher, 282. 

Wahnfinn, f. Geifteskräfte. En *3 

Wahrheitswidrige Ausſage, 4711 qaun 

Waldungen, Brandſtiftung an, 296. I RE 

Wanderbücher, Fälfhung der, 398,557... — 

Waſſerſtandes, Verletzung eines Grenyeichens des, 4355 —VV ——— 

Wegſchaffung der Gegenſtaͤnde des Verbrechens als Begüunftigung, 50. 

Wehre, Diebe welche fich zur Wehre fegen,.366, 369; — 
Wilddiebe, welche ſich zur Wehre ſetzen, 428; — 
Forſtdiebe, welche dieſes thun, 522. . — 

Weiden, Diebſtahl von Vieh auf, 353; — 
Vergiftung von, 304. | 

Weinftöcken, Befhädigung oder Berförung RR 448. 

Werth, f. Betrag. i | 

Boerthsermittelung, EB rar dee anrı 
bei Korftverbrechen, 514, 525, 527. Ä 

Widernatürliche. Unzucht, 455. 

Widerruf eines, Meineids oder leichtſi innigen Eides, 30 
ald Privatgenugthuung, fällt weg, 328. ; 

Widerſetzlichkeit gegen, die Öffenkliche Aaraict, 187, 
Derleitung dazu, 191; 
beim Diebftahle, 366, 369; 
beim Wilddiebftahle, 428; 
bei Forfiverbrechen, 522; 
bei Forftpolizeivergehen, 532. 

Wilddichftahl, 428; 

— herr, 432; | 
iderfeglichkeit beim, 428. = 

Wipfeln, das Abbrechen oder Abſchneiden von, in feemdg Vaung, 
516. 

Wirthſchaftsbeamte, ſ. Hausbeamte. | 

Woche, deren Berechnung, 39. - | | 

Wohnungen, Eindringen in ſolche, * Si des. Daugfriedens, 

Diiebſtahl, Raub. 

YWucher, 444; Ir AB ER 
Unterhändfer bei wucherlichen Gefhäften, 48; * 
betruͤglicher, 4485 — 

Ruͤckfall, 449; EEE 
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Wucher, gewerbmäßiger, 449; 
wucherliche Gefchäfte find nur, in Beʒug auf die babei feſtgeſebten 
wucherlichen Bedingungen unguͤltig, 0 
Confiscation wucherlich aus geliehener Summen findet nicht ſtatt, 450; 
auf kaufmaͤnniſche Geſchaͤfte leiden die Vorſchriften wegen des 
Wuchers nicht Anwendung, 451. 
Würden, akademiſche, deren Berluff in Folge exlittener Zuchthaus⸗ 
firafe, 19, 
Wundarzt, f. rt. 
Wurzeln ftehender Bäume, Ausbrechen der, 516. 


3. 
Zeitfriſt der Strafen, 38. 
Herrüttung der Geifteskräfte eines in 2 213, 
Zeugen beim Zmweitampfe, 238. 
Zeugniß, falſches, 307, 308, 471. 
Zeugungsfähigkeit, Beraubung der, 237. 
Zinfen, die Annahme höherer, als gefeslich erlaubt, 444; 
vie Annahme eines Mehreren für die Geftundung einer Forderung, 
als die gefeglichen Zinfen ausmachen, A445. 
Zinfen von Zinfen zu nehmen ift, dafern darunter fein Wucher ver- 
borgen, erlaubt, 447. 
Zolleontraventionen find nad) den deshalb beftehenden befondern 
Gefegen zu beurtheilen, 480, 502. 
Zorn, in wiefern er Milderung bewirkt, 220, 221, 241. 
Zuchthausftrafe, deren Grade und BVerfchiedenheit der legtern, 13; 
Scärfung der, 16; 
Folgen erlittener, 18; 
zieht wirkliche Ehrlofigkeit nicht nach fih, 19; 
damit follen jugendliche Verbrecher nicht, oder doch nur, wenn 
die Bosheit das Alter erfüllte, belegt werden, 123; 
lebenslängliche, Verbrechen, welche mit dieſer belegt, verjähren 
nicht, 163. 
Züchtigung, Eörperliche; 
als Schärfung der Zuchthaußftrafe, 17; 
bei einer Verletzung der Eigenthumsrechte aus Eigennug, Rache, 
Bosheit oder Muthwillen, oder der abfichtlichen Körperver: 
letzung Jemandes, 28; 
bei Vagabunden und Bettlern, 28; 
Verwandlung der Gefaͤngniß- oder Handarbeitsſtrafe in, 48; 
allgemeine Beſtimmungen uͤber Vollziehung und Maas der, 51; 
Verwandlung der Strafe in koͤrperliche Zuͤchtigung bei jugendli⸗ 
chen Verbrechern, 123; 
womit Kinder zu belegen, 139. 
Züchtigungsrechts, Mifbraud des, 242, 261. 
Zumeſſung der Strafe, 87. 
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In der Baumgärtnerfhen Buchhandlung find ferner er: 
ſchienen: 


Corpus juris eivilis. Recognoverunt brevibusque adnotatio- 
nuihbus eritieis instraetum ediderunt C. J. Albertus et Mauri- 
tius, fratres Kriegelii. Editio stereotvpa. Opus uno volu- 
mine absolutum. Pars prior Institutiones et Pandectae. — 
Einzel-Preis die Institutionen und Pandecten 2 Thir. 18 Gr.— 
desgl. die Institutionen allein 8 Gr. Das ganze Werk kostet 
im Subsecript.-Preis, später "tritt ein erhöhter Preis ein, 
1) auf Velinpapier 3 Thlr. 12 Gr. — 2) Pracht- Ausgabe 
4 Thir. 6 Gr. 3) auf Schreibpapier mit breitem Rande — 

4 Thir. 12 Gr. 


Benedict, Fr. A., (königl. preuß. Gerichtsamtmanns und Eibzoll: 
richters) Handbuch der gerichtlihen Würderungsfunde; zum Ges 
braudy für Richter und Advofaten bei gerichtlicher Abſchaͤtzung 
aller Arten von Grundeigentbum und Gerechtigfeiten, bei Er- 
mittelung des nothwendigen Beilaffes und bei Beurtheilung der 
über dergleichen Gefchäfte aufgenommenen Berhandlungen. gr. 8. 
(1829) 1 Thlr. 16 Sr. 


Ehladenins, Anweifung für Dorfrichter, Schöppen und andere Ge⸗ 
meindevorftände des Koͤnigreichs Sachſens zur zweckmaͤßigen Ver: 
waltung bdiefer Aemter und Führung der dabei vorfommenden 
Geſchaͤfte. Vierte Aufl. Von einem prakt, Juriften. 370 Eei- 
ten iu 8. brodh. (1839) 16 Gr, 


Klebe, ©, W. H., Anleitung zur Verfertigung der Grundanfchläge 
von Ertrag gebenden Grundftüden und ganzen Landgütern. 
Bafirt auf die natürliche Ertragsfähigkeit der Bodenarten. Aus: 
gearbeitet nad) Provinzialabtheilungen für die Eönigl. preuß. Staa- 
ten, mit Adfhägungstabellen und Probeanfchlägen, auch mit ei: 
ner Haupttabelle, zur Anwendung in den fächfifchen, medienbur- 
gifhen und hannöverfchen Ländern, nach deren Feld», Getreide: 
mafe und Gelde verfehen. gr. 8. (1828) 2 Thlr. 12 Gr. 


Klebe, C. W. H., Hülfshandbud) zum Gebrauch bei Gemeinheite- 
theilungen. Zur Erleichterung der Gefchäfte der Commiffionen, 
und zur Belehrung der Intereffenten. gr. 8. (1831) 1 Thtr. 


Kriegel, Dr. €. J. A., antiqua versio latina fragmentorum e 
Modestini libro de exceusationibus in Digest. lib. XXVI Tit. 
III. V. VI. et lib. XXVII. Tit. I. obviorum in integrum re- 
stituta. Accedit tabula vivis coloribus picta trium codicum 
Lipsiensium speeimina exhibens. 4. maj. broch. (1830) 1 Thir. 


Ejusdem, Symbolae criticae ad novellas Justiniani sive novella 
LXXXVIL in integrum restituta e codice Veneto, Florentino 
atque Vindobonensi. 4. maj. broch. (1832) 12 Gr. 


Schilling, Dr. E. M., Handbuch des im Königreihe Sachſen güls 
tigen Forſt- und Jagdrechts. gr. 8. (1827) 2 Thlr. 


Stiehler, Dr. Leonh. Gottl., praktifhes Handbuch, für Richter und 
Advocaten; oder Darftellung ftreitiger Rechtsfragen und deren 
Beantwortung nach der Entfcheidung der Eönigl. fächfifchen hoͤch⸗ 
ften Landes: Collegien, gefammelt und bearbeitet. gr. 8. (1797) 
20 Sr, 


Krng, Prof. W. T., das Kirchenreht nad) Grundfägen der Ver: 
nunft und im Lichte des Chriſtenthums. Mebft einem Anhange 
über die Elimatifhen Verſchiedenheiten der Religionsformen. 8. 
broch. (1826) 1 Thlr. 6 Gr. 


Kind, Dr. Th., von.der Stellung, ſowohl der conftitutionellen Bun» 
deöregierungen ald der Ständeverfammlungen Deutfchlands zu 
dem deutfchen Bunde und zu Deutfchlands Einheit. 8, broch. 
(1833) 6 Gr. - 


Nichter, D. W. L., 8. Pr. Criminalrath, die Königl. Preuß. Se 


fege und Verordnungen Uber das Bauweſen, vollftändig in alpha— 
betifcher Ordnung zufammengeftellt, als Huͤlfsbuch für Baumei- 
fter und Bauherrn. 394 Seiten in gr. 8. 1 Zhle, 12 Gr. 


Derfelbe, die Könige. Preuß. Gefege und Verordnungen uͤber bie 
autsherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe, vollſtaͤndig zuſammen⸗ 
geſtellt, als Huͤlfsbuch für ſaͤmmtliche Könige. Beamte, den 
Gutsbefiger und Landmann, 754 Seiten in gr. 8. 2 Thlr. 12 Gr. 


Herrmann, Prof. Dr. Emil, Zur Beurtheilung des Entwurfs eines 


Eriminalgefegbuches für das Königreich Sahfen, gr. 8. broch. 


(1836) 18 Gr. 
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